Google 


This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 

It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to {he past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 
Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 


public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 





‘We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individual 
personal, non-commercial purposes. 





and we request that you use these files for 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 






About Google Book Search 


Google’s mission is to organize the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 
alkttp: /7sooks. google. com/] 














Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 





+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 





Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|'http: //books .google.comldurchsuchen. 























Die ( STACKS 
FBRARD 
früheren und gegenwärtigen 


Verhältnisse der Inden 


in den fämmtlichen Landeötheilen 


des 


Preußiſchen Staates; 


eine 





Darftellung und Revifion der gefeglichen Beſtimmungen über ihre 
ſtaats⸗ und privatrechtlichen Zuftände. 


Mit Benutzung der Archive der Ministerien des Innern 
und der Justiz. 


Bon 


ZudwigponKönne, un Heinrich Simon, 
Kammer:Gerihts-Rathe, DbersLandes:Gerihts-ATffeffor. 


mi DIE — —- 


Breslau, 
bei Georg Philipp Aderholz. 


1813, 





— — ————— — main m 55 0 mer — — 


2 


— —— — ——— — —— an Atem in — — — —* — — — 


* 
JAN:380 


Die ( SACHS 
FBRARY® 
früheren und gegenwärtigen 


Verhältnisse der Inden 


in den fammtlichen Landestheilen 


des 


Preußiſchen Staates; 


eine 





Darſtellung und Reviſion der geſetzlichen Beſtimmungen über ihre 
ſtaats⸗ und privatrechtlichen Zuftände. 


Mit Benutzung der Archive der Ministerien des Innern 
und der NAustiz. 


Bon 


Ludwig von Rönne, un Heinrich Simon, 
Kammer-Gerichts-Rathe. Ober⸗-Landes⸗Gerichts-Aſſefſor. 


ei FEIERT —æ- 


Breslau, 
bei Scorg Philipp Aderholz. 


1813, 





Y 
3 


1365; 


Be ji RR He 


BI, 


de 


. . 
- . m 

fi nf . 
77 .r 


ea %, —X 18 


ı. „. 
Pu 


Io 


. 
rı,- 


“ei 


— — — — — __ 


ng u Kia rn „ 


. 
* 
8 


Eu .. 2 


VI 


hat es nicht geachtet, daß es der chriſtlichen Moral nicht weniger 


widerſtreitet, unſere Mitmenſchen an der Ehre zu verkürzen, wie an 


Hab und Gut; daß das chriftliche Gebot, den Hülfsbedürftigen bei- 
zuftehen, keinen Uinterfchied kennt zwischen phufifcher und moralifcher 
Noth; daß ed der Staat war, der durch jene lange Ungerechtigkeit 
die. Juden entwürdiget hat; daß fie nur durch den vollen Genuß der 
Bürgerehre fich aus ihrer Erniedrigung wieder emporfchwingen Tön- 
nen und es daher mit der Sittlichkeit nicht vereinbar, wenn der 
Staat einer Klaffe feiner Mitgieder hiebzi die Mittel entzieht. Es 


wagen noch Gefeßgebungen des chriftlichen Staates den Ausſpruch: 


Macht Euch erft fähig, dem Staate eben fo brauchbar zu fein, wie 


ed die Andern find, dann follen Eud) auch die VBortheile der Staats: 


geſellſchaft gegeben werden; — beweiſer Eure se Krafteble dahin 
bleibt Ihr gefeſſelt. 5 

Zur Beſchoͤnigung eines foichen, der inneven Wahrheu me dw 
Gerechtigkeit beraubten, Satzes, wurde ald Axiom hingeſtellt, Baß bad | 
Abweichende der jüdifchen religiöſen Dogmen die Verſchmelzuug der 
Juden mit der europdifchen bürgerlichen und Staats⸗Verfaſſüng Min 
dere und man berief fich dieferhalb aufAuöfprüche, welche ausgewchki 
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wurden aus dem im Laufe eines Jahr tauſends erſchlenenen Schriften 
ihrer Lehrer. Man gab fomit ben Glauben ver, daß Behauptungen | 


von Rabbinen, die vor taufend bis funfzehnhundert Jahren 'gelobüt, ; 
mit der Anfchaumgsweiſe der gegenwaͤrtigen Generativn Wberiihfintt 
men, daß nur die Juden wicht im ber: Zeit leben und deren Geiſt wicht ' 


auch fie, felbft wider ihren Willen, mit fortuehme; utlalabte ſich mit⸗ | 
hin eine Beweisführung gleichen Gehaltes mit der, welche aln Wilde | 
für chriſtliche Dogmen die Schriften Der. Befuiten in Bezichung uf ? 


Heiligkeit des Cides, Kbnigoͤmord, Treubruch gegen Keen, ausbeuten 
wollte. Man ging ftillfchweigend über das, jewen Behauptungen 
gegenlber, entſcheidende Faktum hi, daß eine in Berantaffung 
des franzöfiſchen Staates konſtituirte, auzuerkeunende, 


Autorität der juͤdiſchen Kirche ben Satz austg eſprochen, wie . 
die jüdiſchen Religionstkeh ven, in: keiner der vom gedachter 


Staate aufgeſtellten und zur Boeantwortung vorge legten 


Beziehungen, ben Juden werhindere, alle Pflichten eines 
Staats bür gers zu uff Iten R ein Barkam aitchemend ba m N 
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diefenigen, welche mehr als die Watus ver Dinge, menſchliche Autori⸗ 
vet borüchfichtigen. 

Vor Allem wurde überſehen, daß, wenn nicht das chriſtliche 
Gebot, wenn nicht Gerechtigkeit bie Gefehgebungen bewegen 
konnten, jene Heloten des modernen Staates in den letzteren aufzu⸗ 
nehmen, die Sta atsklugheit dies bewirken mußte. Diefe gebot es, 
ſich einer großen Zahl dem Staate Entfremdeter zu enfledigen und 
Baflle eine gleich große Zahl nüglicher Staatsbürger zu gewinnen; 
fie gebot e&, dem Naturgeſetze zu gehjorchen, nach welchem der orga⸗ 
niſche Körper ſelbſt ſchaͤdliche Elemente, die er nicht auszuwerfen vers 
mäg, verarbeiten muß. Kein Staat hatte jemals ungeſtraft Sumberts 
taufende unter feinen Einwohnern, denen er die Rechte dev Bürger 
vorenthielt, die deshalb, gleich allen Unterdrückten, eng zuſammen⸗ 
ſtehen und Groll im Herzen, einen fremden Staat im Staate bilden; 
ungeflraft am werigften dann, wenn diefen Hunberttaufenden das. 
Gefühl und die Intelligenz nicht mangeln, um bie Gerechtigkeit ihrer 
Forderung einer Abänderung tief zu empfinden. 


Hier aber, wie überall, ſchaden die halben Maßregeln, Es 
behält der Zube, dem die harten Sefleln nur mehr ober weni: 
ger, nicht gänzlich abgenommen werden, dem insbefondere die 
Staatsbürgerehre in vielfacher Richtung vorbehalten wird, 
vollkommen feine frühere, ifolirte und fchädlihe Stellung; er 
behält fie, aber — der Staatsklugheit zuwider — mit verftärkten 
Kräften. Nur der vollftändig in den Staat aufgenommene 
Jude perliert die befondere Veranlaffung, eng mit feis 
nen Glaubenögenoffen zufammen zu halten und amal- 
gamirt ſich dann bald mit dem Volke. Man ſpricht nicht 
mehr von hollaͤndiſchen, belgiſchen, von franzöfifchen, engliſchen, 
daniſchen Juden, ſondern von Holländern, Belgiern, Englaͤndern, 
Zranzoſen und Dänen. | 


Denn aud) bier begann es zu tagen. 

NRoch in der Mitte des vorigen Jahrhunderts mußte fich Herder‘) 
mit deu entfernten Hoffnung tröften, daß eine Zeit fommen werde, da 
mas in Europa nicht mehr fragen würde, wer Zube ober Chriſt fei; 
Dem auch der Jude werde nach europäͤiſchen Gefegen eben und 
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zum Beten der Staaten beitragen, „Nur eine barbarifche Ver⸗ 
faſſung,“ fährt er fort, „hat ihn daran hindern oder feine Faͤhig⸗ 
eit fchädlich machen können.” u 

Zwifchen diefen Worten und der Gegenwart liegt nicht viel über 
ein halbes Sahrhundert und man ift in diefer Zeit dem von jenem 
großen Manne gefteckten Ziele mindeftend näher gerückt. 

Den deutfchen Gefeßgebern ging in neuerer Zeit wiederum 
Preußen voraus; aber wie in fo mancher anderen Richtung war 
es Preußens Loos auch hier, in glänzender Periode vorauszuſchrei⸗ 
ten, dann aber hinter den nacheifernden anderen deutſchen Staaten 
zurällzubleiben, welche fämmtlich mehr oder weniger dem Fortfchritte 
in Betreff der Emancipation der Juden gehuldiget?). \ 

Das vorliegende Werk ergiebt, wodurch zugleich deffen Titel ges 
rechtfertiget iſt, daß inPreußen weder in ftaatörechtlicher noch in pris 
vatrechtlicher Hinficht eine alle Juden umfaffende Gefeggebung vor⸗ 
handen, in dieſer Beziehung vielmehr die einzelnen Landestheile und 
zwar nicht einmal nach der politifchen Tandeseintheilung, ihre befon- 
dere Verfaffung, ihr befonderes Recht haben und deshalb nur von 
den Verhältniffen der Juden in den einzelnen Landestheilen des Preu- 
Bifchen Staates, nicht von denen des Preußiſchen Staates geſpro⸗ 
chen werden kann. 

Hierin liegt ein Widerſpruch mit dem Prinzipe, daß eine eini ge 
Geſetzgebung für den ganzen Staat in Beziehung auf alle das innere 
Staatsrecht betreffende Angelegenheiten ein Unerlaͤßliches ſei. 
Dieſes Prinzip leitete früherhin auch Preußen. Ihm verdanken wir 
das Allgemeine Landrecht, und wer die bindende Macht einer ge⸗ 
meinſamen Geſetzgebung zu würdigen weiß, wird es als Preuße be⸗ 
klagen, daß ſein Vaterland nach deſſen Wiedererhebung von dieſem 
Bande nicht mehr umſchlungen wird, daß ſeine Richter nach Preu⸗ 
ßiſchem, nach Franzoöſiſchem, nach gemeinem Deutſchen Rechte erken⸗ 
nen. Dafür aber, daß mindeſtens das innere Staats recht 'ein 
Einiges werde, weil der Staat eben durch dieſes erſt aus einem 
mechaniſchen Aggregate: zuſammengekommener Landereien zu: einem 
organiſchen Ganzen, einem Staate, erwaͤchſt, dafür beginnt in: 
der Preußiſchen Geſchichte das Streben bereits mit dem großen 
Kurfürſten; dadurch wurde Preußen von großen Monardyen 


Bexqgæꝛ hierüber bie. hiſtoriſche Einleitung Wſchn. VvV. 
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auf feine .jegige Höhe, gehoben; das hat unfere Geſetzgebung auch 
noch in neuerer. Zeit mehrfach, insbefondere der Rheinprovinz 
und dem Großherzogthume Pofen gegenüber, anerkannt und . 
es find gerade durch diefe Rückſicht Gefege gerechtfertiget worden, 
welche abweichende ftaatörechtliche Beſtimmungen der Rheinprovinz 
aufhoben und mit dem altländiſchen inneren Staatsrechte in Ein⸗ 
klang brachten. 


Auch in Beziehung auf die Stellung der Juden ging man in 
Preußen ſeit frühen Zeiten von demſelben Geſichtspunkte aus. Es 
ergeben dies die Geſetze vom 29. Sept. 1730 und 17. April 1750, 
weiche die jũdiſchen Verhaͤltniſſe mit geringen Ausnahmen für den 
Sefammtitaat ordneten; es zeigt dies inöbefondere das für dem 
gefammten damaligen Staatöumfang gegebene Edikt vom 
11. März 1812, in jener glorreichen gefeßgebenden Zeit vor den 
Freiheitskriegen erlaflen, in welcher Preußen feinen Beruf zur Ges 
feßgebung der Welt bekundete. 

Ad nun durch diefe Kriege von ben meiften angränzenden Laͤn⸗ 
dern Gebietötheile an Preußen fielen, fchien ed natürlich und Admi⸗ 
niſtrativ-, wie Juſtiz-Behörden nahmen es zunächft an, daß durch 
die Einführung ded Landrechts mit fämmtlichen, daffelbe ergäns 
zenden Beftimmungen, dad Edift vom 11. März; 1812 in jene 
Landestheile mit eingeführt worden. Wenn gleich demnaͤchſt einige 
Minifterial- Verfügungen erfchienen, nach welchen der dermalige Zus 
ftand vorläufig aufrecht zu erhalten, da das Edikt vom 11. März 
1812 in den neuen Provinzen „noch nicht” zur Anwendung 
fommen Tönne: fo durfte man doch um fo mehr annehmen, Daß dies 
nur den Zweck habe, die Uebergangs-Verhaͤltniſſe, namentlid) auch in 
den Provinzen des franzöfifchen Rechtes, mit größerer Umficht zu 
leiten, als die Ordnung diefer Verhältniffe durch ein allgemeines 
Geſetz ausdrücklich vorbehalten blieb und zwar durch ein folches, welches 
mit dem Edikte vom 11. März 1812 übereinftimmte. 


Als allmälig aber im Preußifchen und gefammten Deutfchen polis 
tifchen Leben eine rückſchreitende Bewegung die Ueberhand gewon⸗ 
nen, wurde in Betreffdes in den neuen Landestheilen vorläufig nicht 
geänderten Zuftanded der Juden nach funfzehn Jahren,  näms 
lich durch die Kabinets-Ordre vom 8. Auguft 1830, definitiv aus⸗ 
gefprochen, daß dad Cdikt vom 11, Mär, 1812 auf fe Ted 
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wendung finde, vielmehr bis zu weiterer Beſtimmung die bei der 
Decupation vorgefundenen Geſetze fortdauern follten. | 

Diefe Kabinets⸗-Order hatte jedoch vor Augen, daß ein definitiv 
ordnendes allgemeines Geſetz in Türzefter Frift erfcheinen werde; Man 
hatte zu deffen Vorbereitung die Erklärungen fämmtlicher Provin= 
zialftände eingeholt ') und bereits in dem Preußifchen Landtags⸗ 
abfchiede vom 9. Januar 1830 ?), alfo ein halbes Jahr vor dem 
Stiafje jener Kabinets-Order, den Ständen mitgetheilt, daß ein 
ſolches Gefeß, welches möglichft befchleunigt werden folle, ſich in der 
Arbeit befinde. Bei Abgabe diefer Erklärung hatte das Proviforium 
funfzehn Jahre gewährt; feit derfelben aber find von Neuem brei- 
zehn Jahre verfloffen und ed zerfällt heute, nad) nahe dreißig 
Sahren, der Preußifche Staat noch immer in ein und zwanzig 
Zerritorien, deren jedes nad) einem für fic) beftehenden und von 
dem andern abweichenden Staatörechte in Anſehung der Juden re⸗ 
giert wird. 

Nachdem der Preußiſche Staat ſeiner hiſtoriſchen Entwickelung 
gemäß bereits ſeit mehr als einem Jahrhunderte auch in dieſer wich⸗ 
tigen Angelegenheit ein einiger geworden, nachdem insbeſondere das 
Schr 1812 diePreußifchen Juden zu Preußen umgeſchaffen hatte, 
wurden fie in Folge der Freiheitskriege aus Preußiſchen Staats: 
bürgern, Bürger einzelner Territorien; fleigt heute der 
Preußifche Jude in ein und zwanzig Abflufungen, je nad) dem Terri⸗ 
torio, in welchem er wohnt, von gebrüdter Epiftenz, wie fie das 
Mittelalter auögedacht, bis zu dem vollkommen emancipirten Preußi- 
ſchen Staatsbürger °), durch die mannigfaltigften Rechts-Geſtaltungen 
empor, ohne daß irgend nachzumweifen wäre, wie der Jude in den che- 
maligen Naffaufhen oder Heffen- Darmflädtfchen Terri⸗ 
torien eine geringere Bildungsfähigkeit haͤtte, als der in den an⸗ 
graͤnzenden Landestheilen, die zu F rankreich oder dem König⸗ 
reiche Weſtphalen gehört; daß der Jude in Schleſien und 
der Markt dem Juden in der angrängenben Lauſi ie vorausgeſchritten. 


— — 


1) Dieſe Erklärungen ſind in dem Muͤllerſchen Archive der Befetgebung Offetach 
1824) Bd. 8. Heft 1. ©. 14 ff, abgedruckt. 

a) Abthl. II, Nr. 16. S. 67. 

2) Dies iſt der Jude von Rechts wegen in den Landestheilen, welche zum König ⸗ 

reiche Weſtphalen gehört haben, wenn gleich ihnen faktiſch viele Reqte 

wie bie detreffende Darſtellung S. 877 ff. ergiebt, vorenthalten werben. 
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Tu allen Werfafftngd- und Verwaltungs = Angelegenheiten hat 
far dieſe Territorien zu emem Preußifchen Staate zu wir 
Aigen geſtrebt; mur in Anfehung der Nuden hat man bis jeßt rin 
unb zwanzig dverfchiedene Gefetzgebungen faftifch für zuläffig erach⸗ 
tet; Gefetzgebungen, die zum Theil in dad Mittelattet zurückreichen 
und abgrfehen von den Zweifeln und der Duntelbeit, die died hervor⸗ 
bringt; von dee Gewaltſamkeit ferner, die bei ihret Anwendung auf 
heütige Werhältniffe nothiwendig wird, häufig in einem grellen Kon: 
trafle ſtehen init dem Geifle unferer anderweiten eſehe und unſetet 

ganzen Zeit ). 

Als Mit dem Retgierungs⸗Antritte Str. KRojekk tes jebegen 
Königs das geſauimte Staatsleben eine mächtige Anregung er 
hielt, richtete fich die öffentliche Aufmerkſamkeit auch von Neuem auf 
die Frage über die ſtaatsrechtliche Stellung der Juden und es veran⸗ 
laßte insbeſondere das Lautwerden von einer beabſichtigten titten, 
angeblich zurückſchreitenden, Geſetze eine große Zahl vn Schriften, 
zum. Theil von gediegenem Urtheile, großentheils aber den Mangel 
zureichender Kenntniß der beſtehenden verwickriten Rechtsverhaltniſfe 
verrathend. 

Somit ſcheint eine Schrift nicht unzeitgemäß, welche: die beereffenbe 
Geſetzgebung vollſtändig und. ſyſtematiſch darſtellt, aus bes 
hiſtoriſchen Baſis entwickelt, auf welcher fortgebunt warde, und 
in ſtaatsrechtlicher Beziehung kritiſch beleuchtet. 

In dieſer Eteren Mückſicht nennen wir die Schrift eine Re: 
vifion der betreffenden gefeßlihen Beſtimmungen. Wir haben 
«bei Diefer den richterlichen Standpunkt feflgehalten und fomit an 
die Geſetze, insbefondere aber an die fo große Zahl der Minifterial: 
Verfügungen, nicht den Maßſtab philofophifcher Rechtöprinzipien 
gelegt, fondern den der pofitiven Bundes: und allgemeinen Landeds 
Geſetze. 

Wenn wir zum Theil hierbei zu unerfreulichen Reſultaten gelang⸗ 


1) Das Reſkript des Miniſterii des Innern v. 23. Mai 1842, welches 
S. 360 mitgetheilt, fand es ndthig, der Königl. Regierung zu Arnsberg 
zu erklären, daß das von diefer in einer Verfügung angewenbete Kapitel XIII. 
der Wittgenfteinfhen PolizeisOrbnung vom 1. Mat 1573 „als noch 
anwendbar nicht anzufehen, in foweit darin Heiden, Zigeuner und Juben für 
vogelfrei erfiärt werden.” 

Diefe minifterielle Entſcheidung erfcheint jedoch, wie a. a, O. gezeigt, nicht 
begründet, 
gr 
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ten, ſo war das. ſchmerzliche Gefühl. mindeſtens von der Hoffnung 
begleitet, daß duch eine ſoiche, den Zuſammenhang der geſammten 
Geſebgebers möglicherweife auf die ‚erfteren bingeleitet werden tönnte, 

Wir enthalten und einer ausführlichen Darlegung der inneren Drs 
ganifation und des Zweckes dieſer Schrift, da felbige einen Theil de 
größeren, die Perfaſſung und Verwaltung des Preußiſchen Staates 
betreffenden, Werkes ‚bildet und wir und über ‚diefes im "Allgemeinen 
ſowohl bei deſſen Ankündigung, als in dem Vorworte zum „Polizei⸗— 
Weſen des Preußiſchen Staats“ des Weiteren ausgeſprochen haben. 
Es möge daher :nur noch darauf hingewieſen werden, daß wir auch 
bei dieſem Theile von der uns für das ganze Werk verſtatteten Be 
nutzung der an jenem Orte erwähnten Minifierial-Xehive Gebrauch 
machten. 

Wir ſchließen mit dem Wunſche, daß dieſe Sdrift, — eine Dar: 
ſtellung der.verfdiedenartigften Gefebgebungen. und daraus entſtan⸗ 
dener verwidelter Verhaͤltniſſe, — recht bald eine anti.quirte wer⸗ 
den möge durch ein Geſetz, welches dem angedeuteten Entwickelungs⸗ 
gange des Preußiſchen Staates und den gerechten Forderungen der 
Zeit gemäß iſt; mit dem Wunſche, daß Preußen feinem boden 
Berufe. auch in dieſer hung gehorche! — 

‚Berlin im Suhl. 1843. “, an BR J 
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Inden dienten in der Taiferlichen Leibwache; ihre edlen Gefchlechter zählten 
unter dem Adel bed Reiche, | 

Diefed bürgerliche Glück wurbe vernichtet, als das Chriſtenthum im 
Kampfe mit dem Heidenthum allmälich ten Sieg davontrug. Kamn hatte 
das Exftere die weltliche Mat in Händen — der Uebergang Eon ſtantin's 
zum Chriſtenthum begeichnet den Zeityamtt, — als die Verfolgung ber Juden 
von Btaatöwegen für die folgenden anderthalb Jahttauſende begann. 
Schon Conſtantius fegte (339) Todesſtrafe darauf, wenn ein Jude fidy 
mit einer. Chrilim verheirathen, einen Ehriften zum Judenthum verleiten, 
oder einen Chriften ald Sklaven befigen würde, und belegte fie mit harten 
Abgaben. Man befchränkte ihnen von Conſtantin (321) an immer mehr 
daB große Vorrecht, welche fie vor allen Bürgern auszeichnete, die läfligen 
ſtaͤdtiſchen Aemter der Decurionen nicht gegen ihren Willen übernehmen zu 

1 


en!) \ 

Unter Theodofiud I. nahmen die Audfchweifungen des gegen fie fanas 
tiſirten Volkes übethand; die Kirchenväter richteten ihre ganze Beredſamkeit 
gegen die verhaßte Sekte. Der heilige Chryſoſtomus hielt zu Antiodhien 
v. J. 376 ab acht Reden gegen die Juden, werin nicht etwa von Vorwürfen 
gegen ihr bürgerliched Beben Die Rede, fondern von folchen gegen ihren religiöſen 
Slauben. Er mahnt im denfelben enftlichft die Chriſten ab, bie jüdiſchen 
Faſten mitzufeiern, vielmehr follten fie ihre vom Judenthum angeftedten 
Berwandte und Freunde einfangen und zu Anbörumg feiner naächſten Pres 
digt zwingen, inöbefondere ader falten die Männer ihren jüdiſchen Ehefrauen 
den Beſuch ter Synagoge nicht geflatten?). Der beige Ambrofius, 
der heftigfte Gegner der Zuden, ſchreibt an den Kaifer Theodoſius, wei 
her die Herftellung einer auf Verordnung eined Biſchofs verbrannten Sy⸗ 
nagoge gebot, die Handlung des Biſchofs genehmigend und belebend: 
(Epist. 39.) Quidmandas inabsentem judicium ? habes praesentem Reum; 
proolama, quod ege synagogam incendirem: certe quod ego illis manda- 
verim, ne esset locus, ia quo Ühristus negaretur. 

Die Wiederholung der BefehleSeitensder Kaifer zum Schuße der Synages⸗ 
gem bemeift deren Fruchtloſigkeit. In dem erften diefer Art v. J. 398 (1.9.C, 
Theod. de judaeis), fagı Theodofius noch: „Es if hinreichend bekannt, daß 
die jüdifche Religion Durch Fein Gefe verboten ift und fei ed ihm daher höch⸗ 
lich mißfällig, daß man hie und da ihre gotteödienfllichen Verſammlungen 
verhindern wolle. Seine Söhne erließen ähnliche Werordnungen?). 


429, der die höchfte Staatewürbe des Röm. Reichs, die bed Praefecti Praeto- 
rio bekleidete; an ihre Stelle traten Primaten, und es ließen nun Theodoſius ll. 
und Balentinian diefe jährliche Abgabe durch bie Eaiferlihen Einnehmer im öfts 
lichen Theile unter Vertretung (periculo) ber ‚peimaten einnehmen, aud) die 
Einkünfte aus dem weftlichen geiche zur Staatölaffe ziehen. Cod. Theodos. 
L. XVI. sit, VIII. 8b. 11. 13. 15, de Judaeis, Coelicolis et Samaritania. 

ı) L. 3. Cod. Theed. de judaeis. Vgl, über die Größe der Laften, welche die Des 
eurionen zu tragen hatten und über die daraus herdorgehende Wichtigkeit diefes 
Vorrechts, Savigny, Geſch. des Röm. Rechts im Mittelalter Thl. 1. ©.23 ff. 
Die jüdifchen Geiftlichen biieben noch Lange davon frei und noch 396 verordnet 
Arcadius (1. 13. Cod. Thevdos. ibid.), daß diejenigen Kirchenbeamten, welche 
ben erlauchten (illustribus) Patriarchen untergeordnet wären, diefelben Privis 
legien genießen follten, welche den erfien Beiftlichen des hriftlichen Glaubens zus 
kaämen. Suftinian endlich verordnete im 3. 556 (Nov, 45.), daß alle Suden 
fammtliche Laften der Curie tragen follten, ohne irgend Antheil an irgend einem 
der damit verfnüpften Vortheile zu nehmen. 

*) Man fieht hieraus, daß bis dahin in den Familien das Juden⸗ und Ehriftenthum 
noch gemeinfam waltete. 

2) L. 2. Cod. Theod. de Jad. 


Ar 
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Im 3.404 verbot Honorius, Juden in ben Kriegsbinft auf: 
nehmen!), und 419 erweiterte er diefe Beftimmung babin, daß auch alle 
im wirklichen Kriegsdienſt befindliche Juden (qui armatam militiam adpelisse 
probentur) fofort aus demfelben entlaffen werden follten, obne wegen 
ihrer darin erworbenen Brrdienfte irgend eine Ausnahme zu machen (nullo 
veterum meritorum patrocinante judicio). Diejenigen nur, welche ſich in 
dem Korps der Agentum in rebus, und ber Palatinen befänden, follten 
ihre Zeit auddienen, Beine jedoch mehr darin aufgenommen werben®). 
Am Schluſſe fagt der Kaifer: „Keinedweges wollen wir aber den wifjen« 
„ſchaftlich gebildeten Juden die Befugniß zur Advokatur beichränten, wie 
„wir ihnen auch den Genuß derjenigen Ehrenftellen in der Curie geflatten, 
„zu welhem der Vorzug der Geburt und der Glanz ihrer Familie 
„(praerogativa natalium et splendor familiae) fie berechtigt. Da ihnen dies 
„genug fein muß: fo dürfen fie das Verbot des Kriegsdienfles 
„nicht für eine Herabfegung achten.” ?) , 

Bon einer bürgerlichen Verdorbenheit der Juden fprechen die Geſetze zur 
Motivirung ihrer harten Beflimmungen noch nicht und auch die Geifllichen 
bedienten ſich damals noch allein eine Mittelö, welche durch das ganze 
Mittelalter, alsdann erflim Verein mit der hervorgehobenen Schlechtigkeit des 
jüdifchen Volkes, als Worwand aller Berfolgungen diente, — der Auffel- 
lung, daß die bisherige Duldung der Juden und ibre Gleichheit mit den 
übrigen Bürgern ein Verbrechen gegen den wahren ®lauben fei und Gott 
dies durch feine Strafgerichte, Die gefendeten öffentlichen Ealamitäten, kund⸗ 
gehe *), In diefer Art wirkte man namentlid auf den ſchwachſinnigen 

beodofius II, und diefer erließ hierauf im J. 439 die folgende Rovelle, 
welche als Wendepunkt der biöherigen und ald Grundlage der fpäteren jü- 
difchen bürgerlichen Zuftände erachtet werben kanns), wobei es bemerkens⸗ 
wertb, daß auch bier noch den Juden kein bürgerlicher Vorwurf gemacht 
wird, obgleich Died, der Sprache und dem Inhalte nad) offenbar aus der 
Feder eines Geiftlihen gefloffene, Geſetz ſicherlich einen derartigen Anlaß 
nicht unberührt gelaffen hätte. 

„Die Kaifer Tpeodofius und Valentinian an den Prae- 
foctus Praetorio Florentiuß. 

Unter allen Sorgen, welche die Liebe zum Volke und in ſtets wachſamem 
Nachdenken auferlegt, haben wir tie Erforfchung der wahren Religion für 
die vornehmfte Pflicht unferer kaiſerlichen Majeflät erkannt; denn wenn 
wir ihren Dienft aufrecht zu halten im Stande find, fo eröffnen wir allem 

1) 1.16. C. Theod. ibid. 

2) Schon die unterften in diefen Korps waren Ritter, und ihre Anführer, zu wel: 
cher Würde fie nach dem Dienftalter aufftiegen, gehörten zu den angefehenften 
Männern (der Oberfte war Genater). Die Agentes in rebus gingen als kai⸗ 
fertihe Kommiffarien in die Provinzen, ließen die Abgaben eintreiben, hatten das 
Amen gu eeforgen, die Verpflegung der Armee ging großentheils durch ihre 

2) Man erinnert jich bei diefen vor viergehnbundert Jahren geiprochenen Worten 
unwiltübrlich an die Ahnliche Rage, in welche die Zuden in Preußen rüdfichtlid 
des Militairdienftes verfeat werden follen. 

“) Auch wurde den Suden chen damals Schuld geueten, am Hamansfeſte dem Galgen 
des Haman Kreuzesferm gegeden, uber auch wehl flatt des todten Haman einen 
lebenden Ghriften gegeißelt zu baken. Durch Letzteres wurde der Aufftand in 
Antiochien gegen le erregt. Wall 18. Cod. Theod. de Jud, . 

3) Byl. diefe Novelie in Ritters Ausgabe det Cod. Theod. Tom. IV. P. 2. p.11. 
Der Cod. Justin. giebt in der J. 19, Lib- I. Tit. 9. nur einen Auczug. Das 
Interefie, welches dieſes Geſer in jeder Veziehung bat, wird defien vollftändige 
Mittheilung rechtfertigen. 
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menfchlihen Beginnen ben Weg bed Gedeihens. Hierüber belehrt burch 
die Erfahrung eined langen Lebens, haben wir mit gottfeligem Rath bie 
heiligen Gebräuche für die Nachkommen auf dad Befeh der Unveränderlichs 
keit zu gründen befchloffen. Denn wer follte fo wahnfinnig, zu folcher 
Unmenſchlichkeit neuer Wildheit verdammt fein, daß er, den Himmel ers 
blickend, wie er nach dem Geheiß der göttlichen Weidheit in unglaublicher 
Geſchwindigkeit und echtem Maß den Wechfel der Zeiten vollendet; den 
Lauf der Geſtirne, weldyer die Arbeiten und Genüſſe des Lebens ordnet, 
die mit Früchten begabte Erde, dad firömende Meer, und den Bau dieſes 
unermeßlichen Werks, wie er in den Graͤnzen der Natur eingefchloffen iſt, 
betrachtend, nicht nach bemlicheber eine fo großen und fo gebeimnißvollen 
Gebäudes forfchen follte. Und doch fehen wir die verblendeten Juden, Sa⸗ 
mariter, Heiden und andere Arten ketzeriſcher Ungeheuer dieſes fich unter 
fiehen! Wenn wir es alfo unternehmen, fie durch bad Heilmittel der Geſetze 
zur Gefundheit eines richtigen Sinned zurüd zu bringen, fo werden fie 
feibft die Schuld unferer Strenge tragen, indem fie mit verftodtem Eifer 
eine8 harten Gemüthes der Milde feinen Raum lafien. Da nun, nach einem 
alten Spruche, bei verzweifelten Krankheiten Beine Heilmittel anzuwenden 
find, fo machen wir endlidh, auf daß jene verderbenbringenden Selten fich 
nicht, unferer Zeiten ganz vergefiend, gleichfam ohne Unterfcheivung bes 
Glaubens ungezügelter in das Leben verbreiten, für ewige Zeiten biermitzum 
Gefeh?): Kein Jude, Fein Samariter foll, mit Aufhebung ber 
Gefege beider Reiche, ferner zu Aemtern und Würden zuge 
laffen werden, keinem die Berwaltung flädtifcher Obrigkeit 
offen fleben, nicht einmal ber Dienfl eines Vertreters der 
Städte vonihnen verfehen werben. Denn wir finden unrecht, daß 
die Feinde der himmlifhen Majeftät und ber römifchen Geſetze dennoch 
durch die erfchlichene Verwaltung der Gerichtsbarkeit die Verfechter unferer 
Geſetze fein, und befchügt von dem Anfehn ermworbener Würden die Macht 
haben follen, über Ehriften, ja über die Priefler unferer heiligen Religion 
felbft, unferm Glauben gleichfam zum Hohn, zu richten und was fie wollen 
zu erfennen. Wobei wir in gleichem Betracht noch feflfeßen: daß Feine. 
Synagoge in neuem Baue fich erhebe, jedoch die Unterflügung der alten, 
die von Baufälligkeit bebrohet werden, verftattet fei. Dieſem fügen wir 
hinzu, daß wer einen SHaven oder Freien wider feinen Willen oder durch 
firafbare Ueberredung von dem Dienfle der chriftlichen Religion zu jenen 
Rrafbaren Sekten und Gebräuchen verleiten würde, mit Berluft aller Güter 
am Leben zu ſtrafen ft. Wer alfo fchon die Inful (Amtsmütze) erhalten, 
ſoll doch nicht zum Beſitz der erworbenen Würde gelangen, und wer eine 
Synagoge erbauen würde, fol wiſſen, daß er zum Wortheil der rechtgläus 
bigen Kirche gearbeitet habe. Wer fi) dennoch in ein Amt einfchleichen 
wände, fol doch wie vorher in dem niedrigflen Stande bleiben, wenn er 
auch felbft den Titel einer der höheren Würden fich erworben hätte Wer 
aber den Bau einer Synagoge in anderer Abficht, ald der bloßen Wieder: 
herſtellung unternähme, fol mit einer Strafe von 50 Pfund Gold fein 
Unterfangen vereitelt ſehen. Ueberdies fehe er feine Güter eingezogen und 
fich felbft der Lebens ſtrafe verfallen, wenn er mit feiner verkehrten Lehre 
über den Glauben eines Andern geflegt haben follte. Und weil es ber fair 
ferlichen Majeflät geziemt, mit ſolcher Worficht alles zu umfaflen, daß der 


I) Die Beftimmungen diefes, in Betreff der Schreibart an den heutigen chinelildhen. 
offiziellen Styl erinnernden, Gefeges find im Wefentligen vurd, Vie Salgeguntnerke 
geltend geblieben, find insbeſondere groͤßtentheils no vieded heutigen teiteh , 10r 
mentlich aud in Preußen, 
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Im 3.404 verbot Honorius, Juden in ben Kriegsdienſt aufzu⸗ 
nehmen!), und 419 erweiterte er diefe Beftimmung babin, daß auch alle 
im wirklichen Kriegsdienſt befindliche Juden (qui armatam militiam adpetisse 
probentur) fofort aus demfelben entlaflen werden follten, obne wegen 
ihrer Darin erworbenen Verdienſte irgend eine Ausnahme zu machen (nullo 
veterum meritorum patrocinante judicio). Diejenigen nur, welche fich in 
dem Korps der Agentum in rebus, und der Palatinen befänden, follten 
ihre Zeit ausdienen, Feine jedoch mehr darin aufgenommen werben?). 
Am Scluffe fagt der Kaifer: „Keinedweges wollen wir aber den wiſſen⸗ 
„ſchaftlich gebildeten Juden die Befugnis zur Advokatur befchränten, wie 
„wir ihnen auch den Genuß derjenigen Ehrenftellen in der Curie geftatten, 
„zu welchem der Vorzug der Geburt und der Glanz ihrer Familie 
„(praerogativa natalium et splendor familiae) fie berechtigt. Da ihnen dies 
„genug fein muß: fo dürfen fie das Verbot des Kriegsdienftes 
„nicht für eine Herabfegung achten.” ?) . 

Bon einer bürgerlichen Verdorbenheit ber Juden fprechen die Gelege zur 
Motivirung ihrer harten Beftimmungen noch nicht und auch bie Seiftlichen 
bedienten fi) damals noch allein eines Mitteld, welches durch das ganze 
Mittelalter, alddann erſt im Verein mit der hervorgehobenen Schlechtigkeit des 
jüdiſchen Volkes, als Vorwand aller Verfolgungen diente, — ber Aufftels 
lung, daß die biöherige Duldung der Juden und ihre Gleichheit mit ben 
übrigen Bürgern ein Verbrechen gegen den wahren Blauben fei und Gott 
dies durch feine Strafgerichte, die gefendeten öffentlichen Ealamitäten, Funds 
gebe*). In diefer Art wirkte man namentlich auf den ſchwachſinnigen 
Theodofius II. und diefer erließ hierauf im J. 439 die folgende Rovelle, 
welche ald Wendepunkt der biöherigen und ald Grundlage der fpäteren jü⸗ 
difchen bürgerlichen Zuftände erachtet werden kanns), wobei es bemerkens⸗ 
werth, daß auch hier noch den Juden kein bürgerlicher Vorwurf gemacht 
wird, obgleich died, der Sprache und dem Inhalte nach offenbar aus der 
Feder eined Geiftlichen gefloffene, Geſetz ficherlich einen derartigen Anlaß 
nicht unberührt gelaflen hätte. 

„Die Kaifer Theodofius und Valentinian an den Prae- 
fectus Praetorio $lorentiuß. 

Unter allenSorgen, welche bie Liebe zum Volke un in fletd wachfamen 
Nachdenken auferlegt, haben wir die Erforſchung der wahren Religion für 
die vornehmfte Pflicht unferer kaiſerlichen Majeftät erkannt; denn wenn 
wir ihren Dienft aufrecht zu halten im Stande find, fo eröffnen wir allem 


1) L. 16. C. Theod. ibid, 

2) Schon die unterften in diefen Korps waren Ritter, und ihre Anführer, je wel: 
her Würde fie nach dem Dienftalter aufftiegen, gehörten zu ben angefehenften 
Männern (der Oberfte war Senator). Die Agentes in rebus gingen als kai⸗ 
ferlihe Kommiflarien in bie Provinzen, ließen die Abgaben eintreiben, hatten das 
en zu beforgen, die Verpflegung der Armee ging großentheils durch ihre 

nde u. f. w. 

2) Man erinnert fich bei diefen vor vierzehnhundert Jahren geiprochenen Worten 
unwillkuͤhrlich an die ähnliche Lage, in welche die Juden in Preußen rücfichtlich 
des Militaicdienftes verſetzt werden follen. 

*#) Auch wurde den Juden ſchon damals Schuld gegeben, am Hamangfeftedem Galgen 
des Haman Kreuzesform gegeben, ober auch wohl flatt bes todten Haman einen 
lebenden Ghriften gegeißelt zu haben. Durch Letzteres wurbe der Aufftand in 
Antiochien gegen fie erregt. Vgl. 1. 18. Cod. Theod, de Jud. . 

5) Vgl. diefe Novelle in Ritters Ausgabe des Cod. Theod. Tom. IV.P.2. p. II. 
Der Cod. Justin, giebt in ber l. 18. Lib- I. Tit. 9. nur einen Auszug. Das 
Intereffe, welches diefes Geſetz in jeder Beziehung hat, wird deſſen volſtaͤndige 
Mittbeilung rechtfertigen. 
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menfchlichen Beginnen ben Weg bed Gedeihens. Hierüber belehrt durch 
die Erfahrung eines langen Lebens, haben wir mit gottfellgem Rath bie 
heiligen Gebräuche für Die Nachkommen auf dad Gefek der Unveraͤnderlich⸗ 
feit zu gründen befchloffn. Denn wer follte fo wahnfinnig, zu folcher 
Unmenſchlichkeit neuer Wildheit verdammt fein, daß er, den Himmel ers 
bliddend, wie er nach dem Geheiß der göttlichen Weisheit. in unglaublicher 
Geſchwindigkeit und sechtem Maß den Wechſel der Zeiten vollendet; den 
Lauf der Geſtirne, weldyer die Arbeiten und Genüſſe des Lebens ordnet, 
die mit Früchten begabte Erde, dad firömende Meer, und den Bau diefes 
unermeßlichen Werks, wie er in den Graͤnzen der Natur eingefchloffen ifl, 
betrachtend, nicht nach bemlicheber eines fo großen und fo geheimnißvollen 
Gebäudes forfchen follte. Und doch fehen wir die verblendeten Juden, Sa⸗ 
mariter, Heiden und andere Arten ketzeriſcher Ungeheuer dieſes fich unter 
fiehen! Wenn wir es alfo unternebmen, fie durch das peilmitte! ber Geſetze 
zur Gefundheit eines richtigen Sinnes zurüd zu bringen, fo werden fie 
feibft die Schuld unferer Strenge tragen, indem fie mit verftodtem Eifer 
eines harten Gemüthes der Milde feinen Raum laffen. Da nun, nach einem 
alten Spruche, bei verzweifelten Krankheiten Feine Heilmittel anzumenden 
find, fo madyen wir endlich, auf daß jene verberbenbringenden Sekten ſich 
nicht, unferer Zeiten ganz vergefiend, gleichlam ohne Unterfcheidung des 
Glaubens ungezügelter in das Leben verbreiten, für ewigeBeiten hiermitzum 
Gefeg?): Kein Jude, Fein Samariter foll, mit Aufhebung der 
Geſetze beider Reiche, ferner zu Aemtern und Würden zuge 
laffen werden, keinem die Verwaltung fiädtifcher Obrigkeit 
offen ſtehen, nicht einmal der Dienft eines Vertreters der 
Städte vonihnen verfehen werden. Denn wir finden unrecht, daß 
die Feinde der himmliſchen Majeftät und der römifchen Geſetze dennoch 
durch die erfchlichene Berwaltung der Gerichtöbarkeit die Verfechter unferer 
Geſetze fein, und befchügt von dem Anfehn erworbener Würden die Macht 
baben follen, über Ehriften, ja über bie Prieſter unferer heiligen Religion 
felbft, unferm Glauben gleihfam zum Hohn, zu richten und was fie wollen 
zu erkennen. Wobei wir in gleichem Betracht noch feflfeßen: daß Feine. 
Synagoge in neuem Baue ſich erhebe, jedoch die Unterflügung ber alten, 
die von Baufälligkeit bebrohet werden, verfiattet fei. Diefem fügen wir 
hinzu, daß wer einen Sklaven oder Freien wider feinen Willen oder durch 
firafbare Ueberredung von dem Dienſte der chriftlichen Religion zu jenen 
ſtrafbaren Sekten und Gebräuchen verleiten würde, mit Berluft aller Güter 
am Leben zu firafen if. Wer alfo fchon die Inful (Amtömüge) erhalten, 
ſoll doch nicht zum Beſitz der erworbenen Würde gelangen, und wer eine 
Synagoge erbauen würde, fol wiſſen, daß er zum Wortheil der rechtgläus 
bigen Kirche gearbeitet habe. Wer ſich dennoch in ein Amt einfchleichen 
würde, ſoll doch wie vorher in dem niedrigflen Stande bleiben, wenn er 
auch felbft den Zitel einer der höheren Würden ſich erworben hätte. Wer 
aber den Bau einer Synagoge in anderer Abficht, als der bloßen Wieder: 
berfiellung unternähme, fol mit einer Strafe von 50 Pfund Gold fein 
Unterfangen vereitelt ſehen. Ueberdies fehe er feine Güter eingezogen und 
fi felbft der Lebens ſtrafe verfallen, wenn er mit feiner verkehrten Lehre 
über den Glauben eines Andern geflegt haben follte. Und well es ber kai⸗ 
ferlichen Majeftät geziemt, mit ſolcher Vorficht alles zu umfaflen, daß ber 


1) Die Beſtimmungen diefes, in Betreff der Schreibart an den heutigen hine CGvo 
offiziellen Styl erinnernden, Geſetzes find im Wefentlihhen durdy vie Sogcuuntuerte 
geltend geblieben, find insbefondere größtentheilänod diebed Heutigentehiteh , 10r 
mentlich aud in Preußen, 
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allgemeine Vocrtheil in keinem Stücke leide, fo ift unfere Meinung, daß bie 
Gurialen aller Städte, wie auch die Cohortalen, welche zu läfligen Dien⸗ 
ften irgend einer Art, felbft zu Kriegspienften, fowohl mit ihrem Vermögen 
als mit perfönlichen Verrichtungen verpflichtet find, welcher Sekte fie auch 
angehören, in ihren Klaffen behalten werden, damit e& nicht fcheint, als 
hätten wir den abſcheuwürdigen Menfchen, welche wir Kraft dieſes Geſetzes 
beftrafen wollen, vermöge fhimpflicher Umtriebe die Wohlthat einer Be: 
freiung erwieſen. Jedoch mit der Ausnahme, daß den aus diefen Sekten 
genommenm Dienern der Obrigkeit niemals die Vollſtreckung eines Richters 
fpruched, noch die Aufficht über die Hut der Gefangenen anvertraut werde, 
damit nicht die Chriften, wenn fie, wie es zuweilen gefchieht, eingefperrt 
werden, durch den Haß der Wächter doppelte Gefängniß erleiden und es 
zweifelhaft werbe, ob fie mit Mecht eingefchloffen find. Ferner hat unfere 
Gnade erwogen, daß wir der Heiden und Göbendiener unmenfchlichem 
Thun unſere Wachſamkeit entgegenfegen müſſen, ald welche mit angeberner 
Thorheit und Frechheit hartnädig vom Wege der wahren Meligion abwei⸗ 
chend, fluchwürdige Opfergebräudhe und beklagenswerthe Irrthümer des 
falſchen Glaubens in abgelegener Verborgenheit zu üben ſich nicht entblö⸗ 
den, wenn nicht ihre Verbrechen zur Beleidigung der göttlichen Majeftät 
und zum Hohn unferer Zeiten durch die Beichaffenheit ihres Wandels au 
den Tag kämen, weil nicht die taufend Schreden der erlaflenen Geſetze, 
nicht die Strafe der angebrobten Verbannung fie, wenn auch nicht zur 
Sinnesänderung, doch wenigſtens zur Minderung ihrerzahllofen Verbrechen 
und Enthaltung von der Beſudelung durch Opfer haben nöthigen können. 
Vielmehr wird mit ſolcher rafenden Kühnheit gefrevelt, unfere Geduld fo 
gefliffentlih durch Gottlofigkeit ermüdet, daß wenn fie auch zu vergeflen 
geneigt ift, fie doch nicht fyweigen kann. Daher, obaleich die Liebe der Mes 
ligion immer gerüftet fein muß, und obgleich der heidnifche Wahnſinn die 

raufamften Zodedftrafen verdiente, fo haben wir doch, unferer angebornen 
Langmuth eingedenf, mit ſtandhaftem Befehl befchtoffen, daß wenn einer 
mit unreinem und befleditem Sinn, wo ed auch ſei, bei einem Opfer ergriffen 
würde, unfer Zorn fich wider fein But umd Blut erheben fol. Denn wir 
müffen dies befiere Opfer bringen, damit der Altar des Chriſtenthums in 
feiner Reinheit erhalten werde. Oder follen wir noch länger unter 
dem von dem erzürnten Himmel geflörten Wechſel der Jahre: 
zeiten erliegen, weilder Heiden erbitterte Abtrünnigleit das 
Gleichgewicht der Natur nicht zu bewahren weiß. Denn 
warum hätte der Frühling feine gewohnte Milde abge 
fhworen? Warum hätte der Sommer bed arbeitfamen Land» 
manned Hoffnung auf bie Kehren mit mangelnder Ernte ge 
täufht? Warum hätte ded Winterd unmäfiger Grimm die 
freigebige Erde durch tiefeindringenden Froſt zu ungerechter 
Unfruchtbarkeit verdammt, wenn nicht die Ratur ihre Or— 
dnung auf des Höchſten Gebot zur Beftrafung der Gottlofigs 
keit verlaffen hätte? Auf daß wir bied nicht noch länger erdulden, 
muß durch friedenbringende Rache, wie oben fefigefeßt ift, die anbetungs⸗ 
würdige Majeflät des höchſten Weſens vwerfühnt werden. Uebrigens, wer» 
thefter und geliebtefter Vetter Klorentius, muß alles, was gegen die beftän« 
digen Feinde Gottes, Die Munichäer, gegen die Anſtifter ketzeriſchen Unfinns, 
die Eunomianer, gegen die Montaniften, Catafeigen, Fotinianer, Priscils 
lianiften, Afcodrogen, Dybroparaftaten, Borboriten und Ophiten in unzaͤh⸗ 
Agen Berprbnungen befeblen iſt, nunmehr ohne ferneres Saͤumen zur 


Allg. hiſtor. Cinleitung. 7 


ſchleunigen Vollſtreckung gebracht werden. Deine erlauchte und hochan⸗ 
ſehnliche Hochmoögenbeit, welche fich immer beeifert, ſowohl den göttlichen 
als fürſtlichen Befehlen ihren Dieuff zu widmen, wird alfo dad, was wir 
zur nie genug. zu erhebenden Ehre der katholiſchen Religion verordnet haben, 
darch Erlaß der gewöhnlichen Edikte Deiner Excellenz zur allgemeinen 
Kunde bringen. Ingleichen wird ſie den Worgefehten der Provinzen bes 
feblen lafien, Daß mit gleicher Pünktlichkeit bad, was wir zu verordnen nö⸗ 
thin gefunden, fämmtlichen Städten und Provinzen befannt gemacht werde. 

Gegeben am 31. San. (439) zu Konflautinopel, im 17. Konfulat des Aus 
guſtus Theodoſius und des noch zu ernennenden.“ 

:. Durch diefes Geſetz nahm Theo dof in q den Juden die bürgerliche Ehre; 
Behalten mithin nichtö mehr: zu verlieren und es war eine natürliche Folge, 
daß fie ald Feinde einer fie mißhandelnden Regierung auftraten. Im. zwei⸗ 
ten Jahre der Regierung Auftinians (529) brach ein Aufftand der Sas 
mazitaner aus, zu welchen fich viele andere Juden fchlugen, fo daß die 
Empörung nicht ohne Mühe unterdrückt murde, Fünf und zwanzig Zahre 
fpdter empörten fih die Samariter und Juden abermald zu Cäfarea 
und ermordeten den Bailerlicyen Statthalter, Sehr viele wurden dafür bins 
greichtet, viele verbannt und dad Vermögen der Reichen konfiscirt. In Italien 
traten deflenungeachtet die Juden auf die Seite der Gothen, und trugen 
viel zu dem bartnädigen Widerſtande bei, welchen die Stadt Neapel dem 
Belifar leiltete Sie wurden bei der Eroberung ohne Unterichied des Als 
terd und Geſchlechts von den Soldaten ermordet. 

Welch erbitterter Zeind der Juden Iufinian dafür war, zeigt feine 
greößtentheild heut noch gültige Gefehgrbung gegen diefelben. Aber felbft in 
diefer findet fich noch nirgends der Vorwurf, daß fie fich irgend einer bürger« 
lichen Pflicht entzögen. Den Sa masitern wurde die Befugniß, Teſtamente 

w machen, oder durch Teflamente etwas zu erwerben, genommen und ihre 

unagogen ſollten zerſtört werden!). Die Juden follten, nach der Veror⸗ 
dung 0.3.5323) in Rechtoͤſachen nicht als Zeugen gebraucht werden, fobald 
beibe, oder auch nur ein Tbeil der Parteien ein rechtgläubiger Chriſt wäres). 
Die: S anıariter aber follten, wie-einige andere Ketzer, garnicht vor Gericht 
gehört werden, weder als Zeugen noch ald Parteien, nicht einmal unter eins 
ander *), Am ſtaͤrkſten drückt fich aber ber fanatifche Haß Ju ſtini ans in der 
Berordnung v.3.556. Nov. 45. aus. Die Irrgläubigen hatten gehofft, daß. 
wenn fig gller bürgerlichen Ehre beraubt wären, man fie Dagegen auch mit 
den Laften der Öffentlichen Aemter verfchonen werde. „Wir haben und ges 

„wundert“, antwortet der Kaifer feinem Minifter Johannes, „daß deine 
„Weisheit, bein Scharfjinn ſolche Gründe zugelaſſen bat, und du nicht fogleich 
„diejenigen, welche dergleichen vorgebracht, zerfleifcht haft. Denn wenn es 
„Menſchen giebt, welche füs ihre fortbauernde Unvernunft noch Belohnungen 
„perlangen, Die wirden höchſten Würden allein verwilligt haben, wen follte nicht 
„dieſe Unverſchämtheit und Nafrheit empören. Daber follen diefe Menfchen 
„allerdings zur Burie gezogen werden, und -follen unter den Laſten der 
„äptifchen Aemter (curialibus et officialibus functionibus) esfeufzen 5), wie 








D L. 7. Cod. de haereticie. 

2) L. 21. eod, tit. 

3) Eine Unzuverläffigkeit des Eides wird auch hier noch nicht ald Grund an- 
gegeben, fondern reiner Religionshaß dietirt das Geſetz. 

«) Diefe aberwisigen Geſetze gegen die Samariter wurden nicht vollitändig beob⸗ 
achtet, und in ber Kolge wieder gemilhert, Nov, 129. 

5) Bol. &, 3. Kot, 1, 1* —HV———— un Fa oe , 
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„es längſt verordnet iſt, und kein Glaube ſoll ſie von dieſem Looſe befreien. 
„Doc ſollen fie der mit dieſen Aemtern verknüpften Ehre nicht fähig fein, 
„und was die Geſetze den Curialen an Vorrechten einräumen, daß fie nicht 
„geichlagen, nicht inandere Provinzen verfeßt werden bürfen, und dergleichen, 
„Jo ihnen durchaus nicht zu gute kommen, fondern alles, was die Geſetze 
„in Anfehung der Eurialen beflimmen, fol auch bei ihnen gelten, in fofern 
„es keinen Borzug gewährt; fie follen perfönlihe Dienfte und Abgaben 
„tragen, und Bein Geſetz fie davon frei machen; Ehre aber follen fie nicht ge⸗ 
„nießen, fondern in demfelben verächtlihen Zuſtande fein, in welchem fie 
„ſelbſt ihre Seelen laffen wollen.” 

Später fuchte man immer mehr noch alle Verhältniffe zwifchen Juden 
und Chriften abzufchneiden, und man wendete bereitd gewaltfame Mittel 
an, um fie zur Aufnahme der chrifllihen Lehre zu bewegen, ja Kaifer 
Heracliud forderte fogar die Könige der neugermaniſchen Staaten zu 
gleicher Thätigkeit bei Belehrung der Juden auf. Im neunten Jahrhundert 
zwang fie Kaiſer Bafilius!) geradezu zur Taufe und wenn er ihnen noch 
erlaubt hatte, nach ihrer Weife zu.leben, fo hob fein Sohn Leo die Gültig- 
keit aller Gefeße auf, welche die Beobachtung jüdifchee Gebräuche nach⸗ 
ließen, befahl ihnen, nach der reinen chriftfichen Lehre zu leben, und febte 
Todesſtrafe auf die Uebertretung 2). 


Dritter Abſchnitt. 


Bürgerlibe und Rechts-⸗Verhältniſſe der Juden in 
Deutſchland. 


Als germanifche Völker ſich der ehemals römifchen Provinzen bemaͤchtig⸗ 
ten, wurde die Lage der Juden in den letzteren wo möglich noch trauriger. 
Eine Menfchenklaffe, die feit Jahrhunderten geſetzlich unfähig gemacht wors 
den war, die Waffen zu tragen, mußte aller Anfprüche auf bürgerliche Ehre 
in den Augen von Wilken entbehren, denen Kriegeruhm als Höchſtes galt. 
Die flaatörechtlichen Werhältniffe der Juden wurden hierburch fofort feſt⸗ 
geftellt, da diefer Mangel fie von allen Beneftcien und Zehen, und bei weiterer 
Ausdehnung ded Lehnweſens mithin von faft allem Grundeigenthume auds 
fhloß. Da fie eben dadurch auch verhindert waren, Dienfimannen und 
Eigne Leute der Grundbefiger zu werden, fo fielen fie der oberften Gewalt, 
dem Könige, ald dem allgemeinen Lehnsherrn, anheim®). Dagegen war ihr 
Glaube in den erften Zeiten Fein Anlaß zur Bebrüdung und fie werden 
überhaupt bei den erften germanifchen Völkern meift nur ald Kaufleute er» 
wähnt. Nach den Gefegen der Franken gehörten fie zu den Domainen der 
Könige ald ‚„‚Servi fillales‘‘ und hatten von ihrem Gewinn den zehnten, 
die chriſtlichen Kaufleute nur den eilften Pfennig zu entrichten. Karl der 
Große hatte einen Zuden am Hofe, in welchen er großed Vertrauen febte, 
und zu noch höherem Anfehen flieg unter Ludwig dem Frommen der £eib» 
arzt Zedekias. Die Juden genoffen unter diefer Regierung einer vollkom⸗ 
menen Freiheit und die gelehrten Erzbiichöfe von Mainz und Lyon, Rabas 
nus Maurud (+ 850) und Agobard (+ 840) eiferten vergebend gegen 


— — — — 


2) 867—886. 
2) Nov. Leonis 55. 


2) Fiſcher's Gefhichte des Deutſchen Handels Bd. 1. Abfchn, 33, S. 416. Dien- 
/hläger’s Erläuterung ber goldenen Bulle S. 191. 
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biefe Begünfligung der Juden). Nur die Beftgothen, melde mit ben 
sömifchen Srundfägen fchon länger befannt waren, fchärften noch in ihren 
Geſetzen die fanatifchen römifhen. In der Gefekfammlung König Er⸗ 
wigs vom 3. 680 nehmen die Verordnungen gegen die Juden mehrere Ti⸗ 
tel ein2), denen die neuere römifche Gefeßgebung zum Grunde liegt. Vertil⸗ 
gung diefer „verabſcheuungswürdigen Sekte“ (detestandasecta) iſt 
der Zweck. Es war nach diefen Verordnungen den Juden verboten, ihren 
Sabbath und ihr Oſterfeſt zu feiern ®), ſich nach dem mofaifchen Geſetze zu 
verbeirathen, und nach demfelben Speife und Trank zu beflimmen *); die 
Befchneidbung auszuüben); kein Zude war fähig, über ein hriftliche® 
Verbrechen audzufagen. Der Uebertretung diefer Geſitze folgte Hinrich« 
tung durch Juden ſelbſt, Steinigung oder lebendige Verbrennung ©). Der 
Sclave eines Juden, der Chrift wurde, erhielt fogleich die Freiheit; Geſchenke 
von einem Juden zu nehmen, war unterfagt; fpäter mußten alle Juden fich 
taufen laſſen7). Die Priefter waren angewiefen, auf Beobachtung dieſer 
Sefege zu halten, die VBergehungen der Juden zu unterfuchen und zu firas 
fen, und alled gegen fie zu verfügen, was ibrer Rechtgläubigfeit gut 
bünfen möchte (quid illis catholice forte agendum conveniat). Die welts 
lichen Richter durften Beine Unterfuchung wider einen Juden ohne Beiſein 
eined Bifchofd oder eines von ihm dazu bevollmädtigten Geiftlichen an⸗ 
fiellen, weil man ihnen mebr ketzeriſche Menfchenliebe zutraute. | 
Man kann annehmen, daß die Priefter ihre Pflicht erfüllt haben, 
Wiederum ift in diefen barbarifchen Geſetzen gar nicht von bürgerlicher 
Unwürdigkeit der Juden die Rede, fondern nur von der Ausrottung aller Ketze⸗ 
seid). Es laͤßt ſich ſogar ausden wiederholten Verboten, den Juden obrigkeit⸗ 
liche Verrichtungen zu geſtatten, und aus dem Vorbehalt, daß der König des 
öffentlichen Nutzens wegen hiervon eine Ausnahme zulaſſen könne, ſchließen, 
daß man die Suden für brauchbar und zuverläffig gehalten haben müfle. 
In Deutſchland, wohin die Juden fhon zur Seit Hadrians 
gelommen?), und wo deren Toleranz fih auf uralted Reichöherfommen 
und erft m fpäter Zeit auf ausdrüdliche Reichögefege von 1548 und 1677. 
ſtutzte 9), wurden ihnen fehr früh ſchon durch diein Betreff des Geldverkehrs 





ı) Der Orpeithof Agobard von Lyon wollte die alten Verordnungen gegen fie 
handhaben, allein die Zuden wirkten einen Eaiferlihen Befehl zu ihren Gunſten 
aus. Dafür fchrieb Agobard ein eigenes Buͤchlein gegen fie: De insolentia 
Jndaeorum, und zeigte ſich in den Streitigkeiten des Kaiſers mit feinen Söhnen 
als einen feiner heftioften Gegner. Vgl. Dohm, üb. d. bürg. Verbeflerung 
der Juden. Bd. 1. S. 534 ff. 

2) Lex Visigothorum Lib. XII. tit. II. bei Georgisch III. Corp. jur. Germ. 
antig. ©. 2150—2193. 

s) Tit. II. Cap. 5.6. 

*) Cap. 8. 

>) Cap. 7. 

*) Cap. 11. 

. 7) Tit. III. Cap. 3. 

2) 8 fälle auf diefe Gefege das richtige Licht bei Erwägung der damaligen fpanis 
ſchen Verhältniffe. Der weftgothiiche Hof war der arianiichen Ketzerei zugethan, 
bis König Recared (586) zur katholiſchen Kirche überging, und nun für feine 
Parthei eben fo fanatifd, war, als fein Vater Leov igild für die arianiſche ge 
weſen. Bon ihm rühren die erften jener Verordnungen her. Zugleid mit jener 
Religionsveränderung war die ganze Staatögewalt in die Hände ber Geiſtlich⸗ 
teit und der Staat in das Verderben gerathen, welches bie Mauren herbeizog. 

) Jo ſt, Gefhichte der Israel. V. ©. 18 ff. 

10) Gerſtlachers Handbuch der Reichögefege X. 1889. Mofer, Von der Lanhet- 
hoheit im Weltlichen VIII. 2. 


ftattfindende Gefebgebung letzterer beinahe vollfländig in bie Hände gege⸗ 
ben. Auf Grund mißverflandener biblifcher Stellen wurde nämlich ſchon 
auf der Kicchenverfammlung zu Elvira im 3. 313 dad Verbot, Geld auf 
Binfen zu leihen,: auch auf die Laien audgedehnt, und ſchon Karl der 
Große nahm dafjelbe in die weltlichen Gelege auf"), was dann auch in den 
Swabenſpiegel überging ?). Wucher war Alles, was ſich Semand über das 
Seliehene zurüdgeben ließ. Die Juden waren, bei Dem aus der chriftlichen 
Religion hergenammenen Grund des Geſetzes, nicht unter demfelben begrif⸗ 
fen und fie befamen hier und da ausdrüdliche Verwilligungen zu beſtimm⸗ 
ten, nach der damaligen Seltenheit des Geldes fehr hohen Zinfen? ). Durch die 
Bedeutung diefed Geldverkehrs wurden die Juden den Großen unentbehrlich, 
wie man aus den Rechten entnehmen Tann, welche ihnen zugefprochen 
murden. Gie Ihatten eigene Michter und lebten nach eigenen Gefeßen. 
Die Sudenvorfteher zu Mainz und Worms hiegenBifchöfe und Konfuln, 
und die von Kürften als hohe Kinanzbeamte gebrauchte Juden nannten 
fi anftatt Kammer: Knechte wohl Kammer: Grafen*). Das widhtigfte 
ihrer Mechte, welches eine unfundige Gefebgebung ibnen zugefland und 
wodurch fie fchnefler ald andere zu Vermögen fommen mußten, war die 
rücfichtlich ihrer audgefprochene Milderung ded alten firengen Rechts gegen 
bie redlichen Beſitzer geftohlener Sachen. In weflen Befig eine ſolche ges 
funden wurde, der mußte feinen Vordermann nachweilen, oder war ſelbſt 
als Dieb verbächtig und verlor wenigftend die Sache, ohne fein Kauf: 
oder Pfandgeld wieder zu erhalten). Diefem allgemeinen firengen Rechte 
waren auch die Juden unterworfen und mußten Gemähr leiften, gleich 
den Chriften. Alrin fchon vor Abfaffung ded Magdeburger Weich⸗ 
bilds und des Sachfenfpiegeld bekamen fie, man weiß nicht von 
welchem Könige, noch auf welche Beranlaffung, ein günfligered Recht. 
„Run habent fy beſſer Recht erkauffet“, fagt der Schwabenfpiegel ®) 
„das babent ihn die Künig geben wider Recht, daß ſy leyhent auf diebig 
„und auf raubig Gut.” Wie brauchten nichtd zu erweilen, als daß fie 
nicht in Verborgenem, fondern Öffentlih, „bei fhönem Tag und vor 
‚ihrer Thür In offener Straß,” wie der Schwabenfpiegel fagt, das Pfand 
angenommen hatten, um vor jeder Verantwortung ficher zu fein Wurde 
dann eine bei dem Juden gefundene Sache als geftohlen erwiefen, und 
diefer hatte Zeugen für feine öffentliche Annahme derfelben, fo brauchte er 
die Sache nur gegen Erlegung des darauf gegebenen Geldes zurüdzugeben, 
und verlor nur feine Zinfen. Hatte er aber heimlich gekauft, fo mußte er 
die Sache umfonft heraudgeben. Kirchengeraͤthe ſoll er jederzeit umfonft heraus» 
geben, und wenn er es verläugnet hatte, ald Dieb geftraft werden, doch fo, 
daß er fich dechalb,auf einen Gewaͤhrsmann nach gemeinem Rechte berufen 





R Capital. I. vom 3. 789. cap. V. v. J. 806. cap. 12—18. 

3 ‚ap. 1 1. 

3) Zehn Procent jährlich ift die Mittelzahl noch im 14. Jahrhundert. (Meyern, 
von der Rechtmäßigkeit des fechften Zinsthalere, ©. 69.); doch werben den Zus 
den 3. B. in dem thuͤringiſche meißnifchen Schugbrief von 1368 noch auf ein 
Schod die Woche ein halber Groſchen zugeftanden, was nahe an 30 I. beträgt. 
&. über benfelben unten. 

*) Eine Urkunde von 1259 bei Meichelbeck, histor. Frising. T. II. Cod. probat. 
v. 23, fängt an: Ego, Lablinus et frater meus Neckelo judaei, Comites 
Caunerae illustris Ducis Austriae. 


5) Sacıfenfpiegel 2. Bud) Art. 29. und 36, Weichbild Art. 130. Schwabenſpiegel 
ap. 161. 
°) Cap. 349 in Sentenbergs Ausgabe. 
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durfte, wenn ex einenfolchen hatte. Selbſt war er aber nie feinem Käufer bie 
Gemähr der verkauften Sache zu leiften verbunden, wenn er nicht wollte), 
Die Iuden:Drdnung Heinrih ded Erlauchten von Meiffen 
0.3. 12652) geht hierin noch viel weiter. Sie exrläßt dem Juden die Ver⸗ 
bindlichkeit, nur öffentlih und im Belfein von Zeugen Sachen zum Pfand 
anzunehmen, ımb wenn nur der Sude fchmört, daß eine Sache auf rebliche 
Weiſe in feine Hände gelommen, fo darf er auch geſtohlene nicht zurückgeben. 
Unter fotchen Berhältniffen famen die Kreuzzüge heran, und der Geiſt, 
ter diefe entfichen Heß, mußte auch die Pernichtung der Israeliten als 
Unglaͤubige verbienftiich finden. An der That koſtete der erfie und zweite 
Krenzzug taufenden der in der Mbeingegend und an der Donau wohs 
nenben Juden bad Leben. Die Päpfte gaben ben Kreusfahrern bie 
Befugniß, Bene mit Gewalt zu Chriflen zu machen, und die ſich nicht 
taufen laffen wollten, umzubringen. Sie erklärten, daß die Juden den 
Chriſten unterworfen feien und diefe Anficht war bald eine allgemein ver⸗ 
breitete, und wurde gewifienhaft ind Leben geführt), Man fay ſie als bes 
weglihed But an, welches, wie jeded andere Eigenthum, nad) Willkür aus 
iner Hand in die andere übertragen werben konnte. 
Friedrich II. erflärt: quod imperialis authoritas a priscis temporibus ad 
perpetuam judaici sceleris ultionem eisdem judaeis porpotuam servitulem 
zerit*). Und in dem Gnadenbriefe an Eonrad vom Jahre 1234 heißt 
es: Omnes etsinguli judaei degentes ubique per terrasnostrae jyrisdiotiont 
subjectas christianae legis imperii praerogativa (qua dominamus et vivi- 
mus) servi sunt nostrae camerae speciales®), In der goldenen Bulle 
v.%. 1347 fagt Carl IV.: „Alle Juden aehören mit Leib und Gut unferex 
Kammer, und feyn in unfer Gewalt und Hände, daß wir mit unſer Mäch« 
tigkeit damit thun und laffen mögen, was wir wollen.” Die Kaiſer 
gingen fo weit, fich die Herrſchaft über die Juden in der ganzen chriftlichen 
Welt anzumaßen, dies aus dem bekannten Borurtheile folgend, daß Karl 
der Große und feine Nachfolger in die Stelle und alle Rechte und Gewalt 
berrömifchen Kaifer getreten, hierdurch alfo auch die Herrfchaft Über die Juden 
erhalten hätten. Der Schwabenfpiegel fagt dies ausdrüdlich cap. 146 
8. 4.: Die Juden gab der König Titus zu eigen in ded Königs Kammer, 
davor follen fie noch des Reiches Knecht ſeyn und er fol fie auch fchirmen 6 ).”' 











1) Sahfenfpiegel Bo. 3. Art.7. Weichbild Art, 136. Schwabenſpiegel 
ap. 9. 


°) Fabricius, rerum Misnicar. L. 1. pag. 112, hat fie aus einer Freiberger 
Urkunde abdruden laffen. 

3) Snnocenz 11. fast 12038 (c.18.X. de Judaeisundc. 4, de jud.?.): Btai ju- 
daeos, quos propria culpa submisit perpetuneservituti, cum daminum cruci- 
fierunt ete.— Rogumus igitur — Philippum, regem Francorum, 
mandamus etiam — duci Burgundiae, etcomitissae Trecen., ut 
tales reprimant Judaeorumexcessus, ne cervicem, perpetuse servi- 
tutinjugo aubmissam, praesumant erigere, inhibemusete. — ne 
filii liberae filiis famulentur ancillge, sed tanquam servi, a domino 
reprobati, — sesaltem per effectum operis recognoscant 
servos illorum, quos Chriati mors liberus, et illos servos 
effecit. — Quocirca — praedictumregem et alios — monere, acefficaciter 
indurere procuretis, quod judaei decaetero nullatenus insoleacant, sedsubti- 
more servili praetendant semper verecundiam eulpae suae. — Die vollftän- 
bigfte Geſetgebung gegen fie enthält die Bulle Gregor's XIII. v,1. Jumi 1581 
e. 5. de jud. in 7. 

*) Ap. Lambecium L. HH. de biblioth. vindob, e. 5. p. 80. 
\ Ap. Leibnit, in Prodr. eod. diplomat. No, 12. ' . 
) Rad tem Sochfenfpiegellib, 3. Urt, fink de im Brichen 
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Den Titel „Kammerknechte“ erhielten fie mit Rüdfiht auf jenen Schuß 
uerft unter der Regierung Kalfer Friedrich II. iy. Sie mußten als ſolche 
Kir daB Geleite und den angeblichen Schuß befondere Abgaben an die kai⸗ 
ferliche Kammer bei dem Regierungdantritte der Kaifer zahlen und außer⸗ 
dem jährliche Schußgelder entrichten). Die Kaifer behaupteten dies Recht, 
Juden zu halten, ald eine Befugniß, die nur ihre ausdrüdliche Erlaubniß 
den einzelnen Reichsſtänden beilegen könne und verliehen baffelbe häufig. 
Kaifer Otto. fchenkte feine Nechte Über die Juden dee Domkirche in 
Magdeburg im 3. 9653). Anderen Reichsſtänden bemwilligten fie das ent⸗ 
gegengefebte Recht, ihnen nie Juden aufdringen zu wollen *). Ja es fam 
vor, daß die Kaifer, durch ihre Bebürfniffe veranlaßt, den Judenſchutz gleich 
einem fruchtbringenden Krongute an Stände auf immer oder gewifje Zeiten 
verpfändeten; fo verpfändete Kaifer Karl IV. im Sahre 1349 die Gefälle 
von feinen Kammerfnechten in der Reichöftadbt Frankfurt a. M. an den 
Kath derfelben gegen einen Vorſchuß von 15,200 Pfund Heller5). Er ver: 
ſchrieb zugleich auf den Fall, daß die Juden inzwifchen fterben oder um: 
gebracht werden follten, deren Eigenthum, und verkaufte im. 1372 
den von ihm reſervirten halben Theil der Juden inder Stadt 
Frankfurt auf Wiederkauf, jedoch mit Fortdauer ded Lebendfchuged. Ja, 
die Kaifer gingen weiter. Es war damals unter den Großen ein Handel 
mit Land undlkeuten eingeriffen, und die Juden waren zur Belchaffung der 
Seldfummen herangezogen worden, fo daß viele Fürften ihnen verfchuldet 
waren. Da gebrauchte ber Kalfer die Idee feines Eigenthumrechtes über die 
Juden, um im Intereſſe ded eigenen Vortheils mit den Forderungen feiner 
Kammerknechte freigebig zu fein. Schon Heinrich VII. hatte Died gethanz 
Ludwig IV. gab feinem gefreuen Burggrafen Johann von Nürns. 
beig im J. 1343 eine gleiche Befreiung von Allem, was er den Juden 
fhuldig war und fpäter dem Grafen von Würtemberg und bem 
Marfgrafen Rudolph von Baden’). Syftematifch ging aber 


— — 





T) Puffendorf in observ. jur. univ, Tom. I. obs. 1.9.4. Hoffmann de 
advocatia Imperatoris judaica, Sub 1749. Häberlin, Handbuch des deut: 
fhen Staatsrechts. Berl. 1797. Bd. 3. ©. 158. 

2) Nach dem Regierungsantritt war das fog. Krongelb unb ber Opferpfennig, von 
jedem über 12 Jahr alten Juden 1 Rthlr., von unnermögenben 1 Gulden, zu 
zahlen. Stryck, de auro coronario, Halae 1701. Löhner, de reser- 
vato Imperatoris exigendi aurum coronarium a Judaeis etiam in aliorum 
statuum imperii terris de gentibus, Altdorff1750. Hüllmann, Finanzge: 
ſchichte des Mittelalters, ©. 171. 

s) S. die Urkunde im Maibomii scriptor. rer. german. T. I, p. 749. 

) Ein folches den Reichöftädten Ulm und Nürnberg von Marimilianl. 
und IE, bewilligtes Privilegium f. in Ayrer's oder Jung's Tractat de jure 
recip, Judaeos p. 64. 

3) Kirchner's Gefchichte der Stadt Frankfurt a. M. Frankf. 1807. Thl. I. 
©. 440. Benber, der frühere und jegige Zuftand der Israeliten zu Frank: 

furt a. M. Frankfurt 1833. ©. 13. 

*) Somohl die Burggrafen Albert und Johann von Nürnberg, als bie 

beiden Grafen von Würtemberg hatten eben anſehnliche Herrichaften 
ekauft, To daß es nicht die Noth war, welche diefe Beraubungen herbeiführten. 

n Anfehung der Grafen von Würtemberg hatten ſich die Juden nad) 
damaliger Bitte felbft zu helfen gefucht, Kriegsleute in Gold genommen, und 
fi damit in den Beſitz gräflicher Güter gefeht, wobei fie von ihren Mitbürgern 
ber Reichsſtädte Colmar und Sclettftadt, die mit ben Grafen und 
Rittern Schwabens immer in Dede lagen, unterffügt wurden, „Da die Juden,” 
Jo Schloß der Kaifer, „mit Leib und But „dem Reich zu eigen verfallen feien, fo 
„Enne er bamit thun, handeln und fchaffen, wie er möge, fie verbrennen 
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bei dieſer Beraubung Kaifer Wengel zu Werke, ber daraus eine 
volftändige Finanzſpekulation für fi) mahte Er befreite im J. 
1390 ganz Franken und Schwaben von Allem, was Fürften, 
Ritter und Untertbanen den Juden ſchuldig waren, ‘gegen Erlegung 
eine Theils diefer Schulden an ihn felbft. Die Stadt Nürnberg 
entrichtete ihm dafür 4000 Soldgulden, die Grafen von Württemberg 
5000, bie Herren von Dettingen 15,000, und die Herzöge von 
Baiern gleichfalls 15,000 Soldgulden!). Nur wenige Regenten machten 
eine ebrenvolle Ausnahme2). Kaiſer Wentzel war der legte, welcher feine 
Rechte über die Juden auf diefe Weife mißbrauchte; die fpäteren Kaifer ver 
fuchten durch regelmäßige Steuern ihren Zweck zu erreichen, mußten jedoch 
ihre behaupteten Rechte fehr batd mit den Reichöfländen theilen. Diefen 
ward das Privilegium des Judenſchutzes durch allgemeine Reichs geſetze aus⸗ 
drücklich verliehen, wenngleich fie es faktiſch, wie gezeigt, fhon viel früher 
beſeſſen 2). Zunaͤchſt erlangten daffelbe die Kurfürſten *), dann Alle, welche 
vom Reiche Regalien hatten ober befonderd deshalb privilegirt waren ?). 
Endlidy Fonnten auch Privatperfonen und Korporationen den Judenſchutz 
wie jedes andere niedere Regale erwerben ©). 

Diefer Schuß war jeboch nicht nur gegen oben und indbefondere wie ges 
zeigt, rädfichtlidy des Vermögens, fondern auch fonft, ein unzureichender. Die 
Geiſtlichkeit nährte den alten Neligionshaß; die alten deutſchen Rechte, die 
den Juden günſtiger waren, wurden burch die Zuflinianeifhen Samm⸗ 
lungen mit ihren tyrannifchen Verordnungen verdrängt; das Fauſtrecht 
hatte nach dem Untergange der Hohenftaufen immer größere Ausdehnung 


„ober fonft tödten, bis auf eine geringe Zahl, damit nur ihres Namens Gedaͤchtniß 
„erhalten werbe,” und fie müßten froh fein, wenn er ihnen bloß die Laft der irs 
difhen Güter etwas erleichterte. Spittler's Gefchichte von Würtemberg ©. 17. 
ı) Spider, über die ehemalige und jegige Lage ber Juden in Deutſchland 
S. 116 ff. Erwaͤgt man, daß dies doch nur Procente deſſen fein konnten, 
was jene Kürften den Juden verfchutbeten, fo möchten bei ber bamaligen Seltens 
heit des Geldes wohl die Forderungen der Juden ben größten Theil der Länder 
abforbirt haben. Diefer Umftand erflärt genügend die bald darauf folgende Vers 
brennung der Juden an fo vielen Orten. 
”) Als den Regenten ber meiffenfhen und thuͤringiſchen Lande für fie und 
ihre Unterthanen ein folder Vernichtungsbrief K. Wenzels im 3. 1390 sugegan- 
en, beriefen fie fi auf ihre von Altern deutſchen Kaifern erhaltenen oberften 
chutzherrnrechte über die Zuden, und erlangten vom Kaiſer eine Zurücknahme ſeiner 
Verfügung. Nurvon Wucher, Geſuch (d.t. Binfen) und was überdas Hauptgut 
kommen und gewachſen fei, follte allermänniglich von ben Juden frei, ledig und 
108 fein, in Anfehung des Hauptgutes aber folle alles zu ber Markgräfin Katha- 
rine von Meiflen und ihrer Söhne Friedrich, Wilhelm und Georg Gewiſſen und 
uten Willen geftellt fein. Die Urkunde vom Tage St. Matthäus 1391 findet 
—* bei Horn, Leben Kf. Friedrichs des Streitbaren S. 688. Die Juden hats 
ten bier im 3. 1368 einen neuen Schugbrief und eine Juden:Orbnung erhalten, 
welche bei Ludemwig, Relig. Manuser. T. X. p. 230 abgedrudt ifl. ©. auch 
ger, Leben Friedrichs des Streitbaren S. 899, und Schmidt a. a. DO. 
. u Es ift intereffant, diefe Ordnung mit der oben angeführten von 1265 zu 
vergleichen. 
s) Ludewig, Erläuterung der Gold: Bulle Thl. I. ©, 853 behauptet dies mit 
vielen Andern. 
) Goldne Bulle Zit. 9. 8. 2. 
*) Bergl. unten die Beflimmungen der Reichspolizei⸗Ordn. v. 1530 u, 1548 Tit. 20 
und von 1577 Zit. 20. 8. 1. Be 
°, Klüber, Iffentl. Recht des beutfchen Bundes 8.379. Der Grundherrſchaft von 
Zul; in Schlefien ftand ber Judenſchuß bis zum Ed. v. 11. März 1812 zu. 
Weigel's Befchreibung des Herzogthums Schlefien VIII. S. 116. Kauf, 
ausführt. Nachrichten über Schlefien. Salzburg 1797. 8. 7. Mehrere ſolcher 
Verleihungen ſ. bei Pfeffinger Vitriar, illuste, T. IL, 9. IR, 
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erlangtz die Juden waren reich — und fo ſieht man denn vom Ende des 
dreizehnten Jahrhunderts ab, daß bie ſchon früher da geweſenen Maͤhrchen 
eines von den Juden begangenen Mordes, eines göttlichen Befehls zu ihrer 
Ausrottung, einer von ihnen durchſtochenen biutenden Hoſtie und dergl. 
mehr genügen, um bie Volkswuth gegen fie zu lenten. Beſonders aber 
geſchah die, als jene furchtbare Peſt in den Jahren 1348 bis 1350 alle - 
afiatifhen und europäifchen Länder in unerhörter Weiſe verwüſtete. 
Die Meinung, ein maurifcher König in Spanien habe die Juden gewons 
nen, um durch Vergiftung der Brunnen die Ehriftenheit auszurotten, brachte 
die allgemeinfte Verfolgung über fie. Unter den Augen der Obrigkeiten, 
ja von ihnen geleitet, wurden Hunderttaufende vom Pöbel hingemerdet!). 





1) Sm Elſaß war es nicht der Pöbel allein, welcher an die Brunnenvergiffung 
glaubte, fondern der Bifhof von Straßburg und bie Lanbesheren im 
Ifaß hielten eine Zuſammenkunft in Benfeld, wohin auch die Gtäbte 
Straßburg, Freburg und Bafel ihre Abgeorbneten fchickten, aber 
erklären ließen, daß fie Leine Bosheit von ihren Auden wüßten. ‚Der Biſchof 
und die Grafen und Ritterſchaft befchloffen aber dennoch, die Juden abzuthun. 
In Bafel ließ ſich der Rath von dem aufrührerifchen Pobel dazu nöthigen, in 
Straßburg aber zwangen bie Zünfte die drei Häupter der Stabt, ihre Aemter 
nieberzulegen, und wählten einen neuen Rath. Die Juden waren fchon in ber 
Judengaſſe zufammengebracht und wurden bewacht. Der neue Rath fing feine 
Verwaltung damit an, den vorigen Handwerkmeiſter, welcher verlangt hatte, daß 
die Stadt den Juden, melden fie gegen Erlegung einer Gelbfumme Schug auf 
gewiſſe Jahre zugefagt hatte, auch Wort halten müfle, feines Vermögens vers 
luftig zu erklären, einen Theil für fich felbft zu nehmen (1700 Pf., welches bie 
neuen Rathöheren unter ſich felbit theilten), und das andere feinen Kindern zu 
geben. Am nächſten Sonnabend wurden die Tuben, zweitaufend an 
der Bahl, auf einem hölzernen Gerüfte in ihrem Kirchhof verbrannt. Die 
fit) wollten taufen laflen, ließ man leben, auch wurden viel Kinder gegen 
ihrer Eitern Willen aus dem Keuer genommen und getauft. Was man den Zus 
den ſchuldig war, das ward alles wette, und alle Pfanber und Schutbbriefe wur: 
den zurüctgegeben, aber das baare But nahm der Rath und theilte ed unter bie 
Handwerke. „Das war aud bas Gift, das die Juden töbtete,” fagt der 
gleichzeitige Jacob von Königshofen in feiner Elfaſſer Chronik 8.296. Nadı- 
dem die Sache gefhehen war, ſchloſſen der Bifchof von Straßburg, und die Gra⸗ 
fen und Baronen in Schwaben und Elſaß mit den Städten einen Bund, fie 
wegen des Juden:Brandes gegen männiglicy vertheidigen zu helfen. 

Aehnlich zu Bafel. Der Pöbel und einige Edelleute,die früher wegen verübten 
Unfugs gegen die Juden aus der Stadt veriwiefen worden, nöthigten ben Rath, 
die Judenermordung gefcheben zu laſſen. Auf einer Infel im Rhein baute man 
ein hölzernes Haus, worin die Juden verbrannt wurden. Daffelbe geſchah gleich 
nachher zu Kreiburg, wo man 12 ber reichften fo lange aufiparte, bis man alle 
ihre Schuldner erforiht hätte, Albert. Argentin, Chron, T. II .p. 148. 

In Mainz wehrten fie fi) anfänglich. Allein ihr Widerftand konnte nicht 
von Dauer fein, da feine Hülfe von Außen kam. Zwölftauſend wurden hier 

verbrannt ober verbrannten ſich ſelbſt. Rebdeorf annal. ap. Freher. T. 1. 

P. 

Das letzte thaten ſie, ihr unvermeidliches Schickſal vor Augen ſehend, an vie⸗ 
len andern Orten. Zu Speier, Worms, Oppenheim und Frankfurt 
ſchloſſen ie fid) mit ihrer Habe in ihre Häufer und zündeten folde an. Albert, 
Argent. I. c, 

An Erfurt wohnten 3000 Iuden, Als ihre Glaubensgenoffen zu Eiſenach 
und allen andern thüringifchen Städten erfchlagen wurden, und fie gleiche Ans 
ftalten gegen ſich bemerkten, verbrannten fie ſich felbft in ihren Häufern. Daffelbe 
Schickſal erduldeten fie in Brabant, mo fie es mit befonberer Ergebung und 
Stanbhaftigkeittrugen, „Mit Freudigkeit“ jagt der Ehronift, „gingen fie zum 
Sceiterhaufen, ftürzten ſelbſt ihre Kinder, dann ihre Weiber, endlich ſich 
felbft in die Klammen. Aber ihr Zod hatte eine andere Urfade, die 
Begierde nad ihren Reichthümern!“ Magn. Chron, belg. ap. Pistor 
T, P. 828. 
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So allgemein auch dieſe Berfolgung in der Mitte des 14. Jahrhunderts 
gewefen, fo nahmen doch ſchon zu Ende deffelben viele Fürſten und Städte 
wiederum die große Zahl vermögender Juden auf, die während der Geiſtes⸗ 
krankheit Karl VI. aus Frankteich vertrieben wurden!), Während des 
ganzen 14. und 15. Jahrhunderts kommen jedoch häufig Judenverfolgungen 
“durch den Pöbel und Bedrüdungen aller Art durch die Fürften vor?), und 
kaum verſchaffte ihnen die Befefligung der Öffentlichen Ruhe Durch die Kaiſer 
MRarimillan I. und Kaifer Karl V. einige. Erholung, als auch fchon 
bis Reformation bei neuer Belebung des religiöfen Geiſtes in ihrem G 
folge von Neuem die religiöfe Verfolgungsſucht heraufführte, | 

Kari V. verfuchte ed nämlich, ihre Lage verbeflern, und ihnen insbeſon⸗ 
dere andere Erwerböquellen außer dem Seldverkehr eröffnen. Er wollte 
durch den Schusbrief,; gegeben zu Augöburg am 12. Aug. 1530, ein allgem 
meined Judenrecht für ganz Deutfchland aufftelen. Kaifer Si— 
gibmund hatte den Juden in den elſaſſiſchen Reichsflädten eine 
gemeinfchaftliche Judenordnung ertheilt, und die Judenſchaft im übrigen 
Dentfchland heate den Wunſch, eine gleiche feſte Verfaſſung zu erhalten. 
Kaifer Karl V. ging darauf ein, beftätigte jene Artikel nicht nur für 
Eifaß, fordern gab die folgende Urkunde für das ganzeReich: „und die Ge⸗ 
mein ber Fübifehpeit allenthalben im heiligen Reich geſeſſen. “ 

Diefe Artikel beflimmten wörtlich Folgended: Ä 

I. „Wo man ihnen fchuldig ift, oder fürbaß fchuldig wurde, Daß man ihnen 
dad nad) Laut ihrer Briefe, Bürgen oder mündlichen Werfprechens richten 
imb bezahlen follte, ald denn dad von guter Gewohnheit herkommen und 
gehalten ift, und welcher verkaufen, verfegen und verfümmern möge als an« 
dere fein eigen Gut ohne allen Anfpruch und Hinderniß. | 

II. Daß man ihr Keib oder Gut in Städten oder Dörfern, auf dem Felde, 
auf Straßen und auf Waffern befehirmen folle, und daß ihnen alle Straßen 
offen fein folleh, und genießen und theilhaftig fein follen und mögen, das 
Ehriften, Edel und Unedel theilhaftig find und genießen, 

Hl. Daß man auch die vorgenannten Juden und Jüdinnen mit Beinerlei 
Zoͤllen oter Sachen auf Waffer und auf Lande befchweren folle, ausgenom⸗ 
men ber Zölle, die unfere Vorfahren Römiſche Kaifer oder Könige aufgeſetzt 
haben, und was daran von Alters her Gewohnheit ifl, das man denn von 
ihnen nehmen folle, und nicht mehr in feine Weife. | 

IV. Daß man auch feinen ter vorgenannten Juden, ihre Weiber oder 
Kinder zu der Taufe dringen folle. 

V. Daß fie au in unfere und ded Reichs Kammer gehören. Darum: 
iſt unfere fonderliche Meinung und wollen, daß man fie, noch Ihr feinen, fürs 
baß mehr urtheilen oder eigen folle, wider diefe unfere Gnaden und reis 
heiten, fondern daß man fie aus einer Stadt in die andere zu allen Zeiten 
fahren und ziehen laflen folle, ohne alle Hinderniß und Irrung. 

VI. Daß man auch die vorgenannten Suden und Jüdinnen weder für 
Landgerichte noch für Landfrieden, ob Die wären, heiſchen oder laden folle 
oder möge: fondern wer zu ihnen fämmtlich oder fonderlich zu ſprechen hätte, 
daß der Hecht nehmen und geben folle vor dem weltlichen Gericht der Städte, 
darinnen fie gefeffen find. 


2) Auch dort war dies eine Finanzfpelulation. — „Ressource honteuse et 
usitdedela mauvaise administration des finances.‘“ Henault. 
hist. de la France. 


2) Dohm a. a. O. Thl. 3. 
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VIL Und wäre es Sach, daß fie darum befchweret würden, daß bad auch 
weder Kraft noch Macht haben folle. 

VI. Welche Zeit dad auch gefchebe, daß ein Jude fchwören follte, daß 
er auf Mofid Buch ſchwören möge mit folchen Worten: Ald ihm Gott helfe 
bei ber Ehe (Bündniß), die ihm Bott gab auf dem Berge Sinai, und nicht 
anders. Ä 

IX. Daß man auch Peinen der vorgenannten Juden und Züdinnen weder 
an Leib oder an Gut bezeugen möge, denn mit unverfprochenen Ehriften und 
a unver prochenen (unbefcholtenen) Juden, die nicht feine offenbaren 

einde find. 

X, Daß wir auch keinen der vorgenannten Juden und Jüdinnen nie 
mand geben noch befcheiden follen noch wollen, weder durch Dienft oder 
Bitt willen in Feine Weiſe fürgebracht.“ 


Gleichzeitig wurden durch die in demfelben Jahre aufgerichtele Reichs» 
Polizei- Ordnung v. 19. Nov. 1530 Zit. 27. die älteren ungerechten 
Geſetze gegen die Juden ausdrüdlich abgefchafft, ihnen der Wucher verboten, 
und fie auf Handwerke hingewiefen. Die betreffende Stelle befagt" ): 

„Item: Nachdem in etlichen Orten im Reich deutfcher Nation Jüden, 
„die wuchern und nicht allein auf hohe Verfchreibung, Bürgen und eigene 
„Unterpfand, fondern auch auf raubliche und diebliche Güter leihen, durch 
„ſolchen Wucher fie dad gemein, arm, nothdürftig, unvorfichtig Volk mehr 
„dann jemand genug rechnen fan, beichweren, jämmerlich und hoch verders 
„ben: Seßen, ordnen und wollen wir, daß die Juden, fo wuchern, von nies 
„mand im heiligen Reich gehaufet, gehalten, oder gehandhabt werden, daß 
„auch diefelben im Reich weder Frieden noch Geleit haben, und ihnen an 
„keinen Gerichten um foldye Schulden, mir was Schein der Wucher bededt, 
„geholfen: damit fie aber dennoch ihre Leibeönahrung haben mögen, wer 
„dann Suden bei ihm leiden will, der fol fie doch fo halten, daß fie fich 
„des Wuchers und verbotener wucherliher Käufe enthalten, und mit ziem- 
‚licher (anftändiger) Handihierung und Handarbeit ernähren, wie eine jede 
„Obrigkeit daffelbige feinen Unterthanen und dem gemeinen Nut am nüßs 
„lchften und träglichften zu fein, anfehen und ermeffen würde; biermit alle 
„Breiheiten, fo gemeine Judenſchaft dagegen hätte oder Fäufiglich erlangen 
„würde, aufbebend und vernichtigend.’ 

Durch die fpätere Reih8-Polizei-Ordn. v. 1548, 1577 und durch 
ben Reich&abfchied von 1551 o. 78.79. 80 wurden diefe Beſtimmungen 
erneuert und erweitert. In jener beißt es: Zit. 20. Kap. 2. 

„Demnach in etlichen Orten im Reich teutfcher Nation Jüden gehalten 
werden, welche nicht allein auf hohe Verfchreibungen, Bürgen und eignen 
Unterpfand, fondern auf raubliche und diebliche Güter leyhen, und alfo durch 
ihren unmäßigen Wucher und Finantz dad gemein arm nothdärffiig Volk, 
mehr, dann jemand gnug rechnen kan, befhweren, ausſaugen, und jämmerlich 
verderben, und zu vielen böfen Thaten verurſachen: So fegen, ordnen und 
wollen Wir anfänglich, daß fürohin niemand Süden anzunehmen, oder zu 
halten geftatt werden foD, dann denjenigen, die von Und, und dem heiligen 
Reich Regalia haben, aber infonderheit derhalben privilegirt feynd. Da aber 
jemand darüber Süden aufnehmen würde, fo follen doch diefelben an keinem 
Drt weder Sicherheit noch Geleydt haben, Darneben von Uns ernftlich Ein- 
ſehens dargegen vorgenommen, und abgefchafft werden. Daß auch alle 
und jede Obrigkeit, darunter die Süden jebt berührter Maaßen gefeflen, 


1) Gerftlad ers Handbuch der Reichsgeſetze Thl. X. ©. 1805. 
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notkroentine und ernfllihe Borfehung thun, und folche billige gleiche Orb» 
nung fürnıhmen füllen, damit ihre und andere frembde Untertbanen durch 
bie Jüden und ihren ungditlichen Wucher (aid mit unziemlichen Berfchreis 
bungen, Lürgen, Abnchmen des Unterpfand, Berechnung und Etrigerung 
des monatliden Sefudd und Wuchets der Haupıfummen oder was ders 
gleichen Bervorthrilungen mehr fein möchten) nicht fo jämmerlich beſchwert 
und verderbt und in dem gleiche Ordnung mit den Frembden und Heimi⸗ 
fen gehalten werte”), 

Als auch bie und da von Neuem VBewenunaen gegen die Juden ausbra⸗ 
chen und einzelne Füıften fie austrieben, wie Kurfürft Johann Friedrich 
von Sachſen durch VB. v. 1.Nov. 15362), gab Kaifer Kari V. ten Juden 
unter tem 24. Mai 1541 ein neues Privil:gtum ?). Der Kaifer fagt darin: 

die gemeine Judenſchaft im Neiche und feinen eıbiichen Zürftenthümern, 
welche ihm unmittelbar unterworfen und zug: börig fei, habe angezeigt, daß 
fie ungeadhtit der von den Kaifern erhaltenen Privilegien an ihren Perfonen, 
Hab und Gütern in viele Wege vergewaltigt, befchweret, beleidiget und bes 
drängt werde. Dieweil nun an ihm feibft billig, daß ein jeder bei feinen 
habend en Freiheiten erlaſſen und gebanthabt und darwider außerhalb gebür⸗ 
lichen Rechtens nicht beleidigt werde, auch ihm als römiſchen Kaiſer gebühre, 
Einſehens zu haben — ſo verordnet er, daß die Juden bei allen ihren Pri⸗ 
vilegien u. ſ. w. geſchützt und beſchirmet, „und derſelben aller und jeglicher, 
„auch ihrer Hab und Güter ohne Erkenntniß dek Rechtens nicht entwendet, 
„entfegt, odır davon gedrungen werden, ſondern gerubiglich dabei bleiben. 
„Dd fie auch von jemand, wer der oder dieſelben feien, hierwider verge⸗ 
„waltigt, oder ihrer Hab und Güter thätlicher Weife, ohne rechtliche Er⸗ 
„tenntniß gebührlicher Orten, entfegt und entwehrt worden, derfelben follen 
„fie von Stund an, ohne alle Einıede, Entgelt und ohne Weigerung reftituirt 
„und eingefegt und ihnen hierzu alle gebührliche Hülfe des Rechtens mitge⸗ 
„theilt werden. Sie ſollen auch in Städten, Flecken und Dör— 
„fern, darinnen fie jego feßhaft find, unvertrieben bleiben, 
„und ihrer Nothdurft nach im heiligen Reich und in unfern Fürftenthtimern, 
„dinch Stätte, Martıfl: den uns Dörfer zu Wafler und Land unverfperret, 
„frei, fiyer, ohne Neuerung auf alle gewöhnliche Zöle wandeln und han- 
„deln, ohne männigliched Werhindern.‘ 

Es nahmen hierauf tie Reich&gerichte diefen Grundſatz, daß bie Tuben 
do, wo fie einmul eingenommen, nicht mehr vertrieben werben dürften, am 
und erkannten demgemaß*); ım Uetrigen aber blieben die Bemühungen 
jener damaligen Geſetzgebung ohne Eifolg. Die audgebildete Zunftverfafs 
fung hinderte die Nuden, fih den Handwerken zu widmen und alle Werbote 
gegen hohe Zinfen und Beſchränkungen bed Geidverkehrs gaben damals wie 
Ieerget gleichfal8 nur ten Beweis, daß pofitive Geſetze ſchwächer find ald 
die Macht der Umſtände. Auch jene Anficht der Reichsgerichte hinderte die 
einzelnen nunmehr bereitö dem Reiche faktifch entwachfenen Landesherren 
nicht, nach Belieben mit den Juden zu verfahren, fie balt zu vertreiben, bald 
wieder aufzunehmen. Die Reichögefebgebung börte in Beriehung ihrer auf, 
und jeder einzelne Staat gab feine befonderen Geſetze nach Belieben’). 

Darın nur ift Uebereinftimmung in diefen Gefeßgebungen, daß nad) 





1) Gerſtlacher a. a. O. 

2) Abgedruckt in Rudulphi Gotha diplom. P. V. p. 254. 
8) Abgedrudt bei Limnaeus Jus publ. T. IV. ©. 80%, 
4) Beck de juribus Judaeorum III, $. 


f 


/ 


») Es kann nicht der Bwed fein, biefe fh nunmehr in wrnielier Bringen / 
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ihnen dem Juden fein Geburtsland nicht zugleich Vaterland war; daß fie 
nicht Bürger ded Staates waren, dem fie ihre Abgaben entrichteten, ſondern 
aller bürgerlichen Ehre beraubt; daß fie von allen Gewerben, vom Aderbau 
und meift von dem Beſitze liegender Gründe auögefchloffen, lediglich auf 
den Handel gewiefen wurden, jedoch auch dies nur mit drückenden und er 
niedrigenden Befchräntungen. 

Sie famen durch das Geſetz vollkommen in die Stelle der inbifchen 
Paria's, fo daß der in jeder und auch fittliher Beziehung niedrigfte Chriſt 
immer noch auf den Juden herabſah. 

Der Erfolg konnte nicht ausbleiben. Ein Stamm, dem dad Geſetz durch 
Jahrhunderte felbft die gemeine bürgerliche Ehre genommen, der muß für 
Schande gleichgültig werden; nur der kann Gefühl für bürgerliche Ehre ha- 
ben, der fie kennen gelernt. 

So war bie Lage der Juden, — gleichzeitig für die Staaten, in denen fielebten, 
eine zwar felbft zugezogene aber freflende Krankheit, — als in derMitte bed 
vorigen Jahrhunderts die Philofopbie aus den Büchern heraus ind Leben 
trat. Schon hatten einzelne Gelehrte mit Worfchlägen begonnen, wie bie 
Lage der Juden zu ändern!) und die gelehrte Geſellſchaft zu Bern im 
3. 1760 einen Preid auf die befle Beantwortung diefer Frage gelebt, ald 
Dohm im Jahre 1781 auftrat mit feinem Werte über die bürgerliche Ber: 
befferung der Juden und einen Anſtoß gab, der fortgewirkt hat. 

Der edle Joſeph II. war der erfte deutſche Fürſt, der diefe neue Richtung in 
feine Gefege übertrug. Vom Sabre 1781 bi8 1789 erließ dexfelbe mehrere Ber; 
ordnungen, deren legte den Juden volle Bürgerrechte in der Ausdehnung 
gab, daß fie alle bürgerliche Gewerbe treiben, Tiegende Gründe erwerben, 
alle Stufen des Adeld erwerben fünnen und die Verbindlichkeit des Kriegs⸗ 
dienftes mit den übrigen Bürgern theilen* ). 

Nächft Deflerreich war es nur Preußen, wo bie Regierung ihre Auf: 
merkſamkeit ernftlich auf die Lage .der Juden richtete. 

Preußen war zeitia mit einem den ganzen Staat umfafjenden Geſetze, wels 

ches die Berhältnifle der Suden ordnete, vorangegangen ?). Es iſt dies das Gen.s 
Auden:Privilegium v. 29. Sept. 1730, weldem unter Friedrich Dem 
Großen das gleichumfoflende Regl. v. 17. April 1750 folgte und im Sabre 
1812, dad die Juden zu Einländern und. Staatebürgern erhebende E. v. 
11. März 1812, ein Geſetz, jener großen Periode würdig, die Preußen vom 
Sahre 1807 ab regenerirte, 

Die Bruft des Menfchenfreundes hebt fich und blidt mit Freuden auf biefe 
Epoche, nadydem ihm die Gefchichte achtzehn Jahrhunderte nur Fanatismus, 
Habſucht und Blut gezeigt. Wenn die Befchichte eine Erzählung der Schand⸗ 
thaten des menfchlichen Geſchlechts genannt wurde, fo ift fie es ficher nirgend 
mebr ald in den Annalen diefed gebrandmarkten Volkes, welches nicht eine 
Bluthochzeit, fondern deren hunderte exiebt hat, nur daß man die Xuden 
nicht, wie dort die Galviniften, einfach hinmordete, fondern meift den Flam⸗ 
mentod ober unter fonftigen auögefuchten Martern flerben ließ. 


brechenden einzelnen Gefeßgebungen weiter zu verfolgen. Geſetzgeberiſche Weiss 
heit ſucht man in denfelben vergebens. Weber die gegenwärtigen Geſegge⸗ 
bungen in dieſen Ländern vergl. den Abſchn. V. 
I) So Böhmer im jus eceles. prot. Lib, V. Tit, 2. f. IV, Mascow de censu 
judaico, Lips. 1735. Jufti Staatswirthſchaft Leipz. 1753. Thl. L 
2) Bol, Abfchn. V. diefer Einleitung. 
3) Vgl. die hiftorifche Einleitung zu Abth. II. Abſchn. 1. Und in Betreff der in 
ben Sahren 1813—1815 zum Staate gelommenen Landestheile die hiftor. Eins 
leitungen za ben betreff, einzeln. Abſchn. der Abth. II. 
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Bierten Abſchnitt. 
Die deutfhe Bundesgeſetzgebung rückſichtlich bes Juden. 


Schon bei dem Friedenskongreß zu Raftadt gaben ſich die Juden Mühe, 
in Deutfchland eine allgemeine Verbefferung ihrer Lage zu erhalten; durch 
die Auflöfung diefer Verfammlung wurden ihre Hoffnungen vereitelt, Als 
nun nach dem Frieden von Lüneville der deutſche Reichstag ſich mit einer 
neuen Bertheilung und neuen ftaatörechtlichen Einrichtungen Deutfchlands 
befchäftigte, erneuerten die Juden ipr Bemühen. Sie übergaben eine Denk⸗ 
ſchrift, in weicher fie ihre Anfprüche außeinanderfegten*). 

Praktiſche Erfolge wurden für. fie jedoch eiſt durch bie franzöfiichen 
Erpberungen in einzelnen Theilen Deutſchlands herbeigeführt... Die fran- 
aöfifche Revolution erhob die deutfchen Juden auf dem linken Ufer des Rheins 
aus Schüglingen zu Staatöbürgern; bei Gründung des Großberzog- 
thums Berg und des Königreichs Weſtphalen drang dieſe Emanci⸗ 
pation tief in das Innere Deutſchlands bis an die Preußiſchen Landesgrän⸗ 
zen vor*) und es ſtellten dieſelben eben ſo wie die V. des Großherzogs von 
Frankfurt v. 28. Dec. 18119), bie jüdiſchen Unterthanen ven chriſtlichen 
gleich. Preußen folgte hierin für alle feine Länder durch dad E. v. 11. März 
1812 nach. Als nun der Freiheitskrieg gefämpft war und derdeutfche Bund ges 
ſchloſſen wurde, erkannte die Bundesverfammlüng die Nothwendigkeit einer 
allgemeinen Veränderung ded midernatürlichen Verhältniffes der Juden zu 
den einzelnen Staategefellfhaften und ed beflimmte nach vielfältigen Ver; 
bandlungen der $. 16. der beutichen Bundesakte v. 8. Juni 1815*): 

‚ „Die Bundedverfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine mög. 
lichſt übereinftimmende Weife die bürgerliche Werbefferung der Bekenner 
ded jüdischen Glaubens in Deutfchland zu bewirken fet und wie infoniderbeit 
denfelben der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen die Uebergahme aller 
Bürgerpflichten in den Bundeöftaaten verfchafft und gefichert werben könne. 
Jedoch werden den Bekennern dieſes Glaubens biß dahin die denfelben von 
den einzelnen Bundedftaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten? ).” 

Diele Beflimmung batte eine große Anzahl Schriften für und gegen die 
Juden zur Folge‘); wie man jedoch ſchon bei der Redaktion jener Worte 
bie den Juden in benfelben bemilligte Garantie zu verkümmern ſtrebte?), 


— — — — — ——— 


1) Die Juden in Deutſchland und deren Annahme zu Reichs- und Provinzialbürgern, 

veranlaßt durch den neuerlichen Antrag des churboͤhmiſchen Geſandten zu Re⸗ 

nöburg, den Juden das Bürgerrecht zu ertheilen. Heilborn 1803. Die Bitt⸗ 
hrift der Juden findet fi in Steinbecks Patrioten abgedrudt. 

2) Bol. Thl. 1. Abth. 11. Abſchn. XI. XII. XII. 

29 Regier. BI. Thl. I. ©. 609 ff. Auch abgedruckt in Ber altenmäßigen Darftels 

Lung bed Bürgerrechts der Zöraeliten in Frankf. a. M. 1816. ©. d.ff. 

) &. ©, pro 1818. Anh. ©. 143. 

5) ©. auch Wiener Schlußakte von 1820 Art, 65. 

*) Vgl, diefelben bei der Literatur. 

r) Bei den betreffenden Verhandlungen, die inöbefondere durch Petitionen Angeregt 
waren, bie von Juden aus den freien Städten an ben Wiener Kongreß auf Er» 
haltung der ihnen von den bisherigen Regierungen gewährten Rechte gerichtet 
wurden, zeichnete ſich Preußen aus, welches darauf antrug, ben jammt» 
lihen dbeutfhen Juden das Bürgerrecht zu verleihen; allein Sadıs 
fen, Baiern, Heffen-Darmftadt und die freien Städte waren bei ben Verhand⸗ 
lungen überhaupt dagegen, diefen Gegenftand in die Bundes s Alte auf: 
zunehmen, und ihm dadurch einen Vorzug vor vielen andern, eben fo 
wichtigen, einzuräumen; eventuell verlangten fie befonderd wegen des Sclußs 
fages, „woburd der Landesherrfhhaft fo [ehr die Hünde „gehunden 
würden,” eine förmliche Abftimmung über ben Axtitäl, welher in ven Ent 


ar 
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fo beftand denn auch der materielle allgemeine Exfolg nur darin, daß bie 
Bundeöverfammlung!), Indem fie eine Kommiffion ven fünf Mitgliedern 


und zwei Stellvertretern zur Bearbeitung eines Gutachtens üher bie nr 
liche Verbeſſerung der Juden erwäblte, eine Summluna und Zufammen 


lung 
liten 


el⸗ 


der Gefehaekung der einzelnen deutſchen Bundesſtaaten Über die Sdraes 
anordnete? ). 





u 
) 


zurBunbesaftemitaufgenommenwar. Hannover wählteftattber#eform und 
Bürgerrechte die fpäter vorgefchlagenen Worte: Verbeſſerung und bür: 
ger.iche Rechte, aus dem Grunde: „weil es dadurch ber Beurtheilung ber Regie⸗ 
zungen liberlaffen biiebe, wiefern fie nad Maßgabe der etwa eintretenden Hin⸗ 
berniffe, die Zulaffung der Juden zu den gedachten Vortheilen für vereinbarmit dem 
Befien des Staats erachte.“ Und auf den fhon früher (vondem Senator Schmidt) 
emachten Antrag wurden die Worte: „in den einzelnen Bundesftaaten”, in die 
orte „von ben einzelnen Bundesftaaten‘‘ verwandelt, und hierdurch ein Unter: 
ſchied gemacht zwifchen jenen Rechten, welche ben Juden ſchon in früherer Zeit, und 
jenen, welche ihnen erft in neuerer Zeit eingeräumt worden waren. Protokolle der 
beutfchen Bunbesverfammlung v. Jahr 1816. Bd. I. ©. 170 zeq. $.49. Das 
ber wollte die freie Stadt Krankfurt die Rechte, welche den Juden bajelbit durch 
bie neue Statigkeits- und Schusorbnung bes ehemaligen Großherzogs d. d. 
Paris den 30. Nov. 1807 (Wintopps Rhein. Bund. Bd. v. &. 303 u. ff.) beis 
— worden waren, nicht anerkennen, und behielt ſich in ihrer Verfaſſungs⸗ 
rgaͤnzunas⸗ Urkunde Art. 7. noch eine anderweite Regulirung der bürgerlichen 
Rechte der Juden vor. Verhandlungen am Bundestage über die Denkſchrift der 
ifraelitifchen Gemeinde zu Frankfurt a. M. in: Protokolle der deutfchen Bundes: 
verfammluna $. 49 u. 54.8.1. S. 170 u. ff. u. 183. Vgl, Klübers Uebers 
fit ꝛc. ©. 882 ff. 884 ff. 
In dem Protokolle v. 3. Aug. 1820 $. 100, verglichen mit ber loco dictaturae 
gedruckten Zufammenftellung, ebendal. ©. 216. 
rotofolle der Bunbesverf Bd. IX. &. 232. 272. Bb. KIT S. 06. Erörterung 
n den Wiener Miniſterial⸗Conferenzen in den Protofollen 32. 33. v. 20. u. 28, 
Mai 1820. Jordan, Lehrb. des allgem. u. befonderen deutihen Staatsrechts. 
Kaſſel 1831. 1. — 239. ©. 403. Ausführliche Nachricht von Wiener Conareß⸗ 
De panblungen ber diefen Gegenſtand in Klübers Ueberſicht ꝛc. ©. 876 ff. 
Deifelben Staatsardiv Bd. 2. ©. 85. 

Was jedoch die Abficht des Bundes und insbefondere die Abficht Preußens war, 
erhellt unter anderen aus bem folgenden Dokumente, welches dadurch veranlaßt 
wurde, daß die fo eben erft gefchaffene freie Stadt Frankfurt ben Juden die ihnen 
von dem Fürften Primas gegen Entgeld gegebene Emancipation wiederum ges 
nommen. 

Antwort des Preuß. Staatskanzlers Fürften Hardenbergan die 
Deputirten der ifraelitifhen Gemeinde zu Frankfurt am Main. 

Auf Ihre Vorftellung v. 12. d. M. Namens der jübifhen Einwohner der 
Stadt Frankfurt a. M., nehme ich nicht Anftand, Ihnen zu erwiedern: daß es in 
Ruͤckſicht der Gerechtſame, welche die jüdischen Einwohner der Stadt Frankfurt 
aus einem befonderen mit dem vorigen Landesherrn am 28, Dec. 1811 errichteten 
und von ihrer Seite erfüllten Vertrage geltend zu machen berechtigt find, ber 
Preußischen Interceffion bei dem Kongreß zar nicht bedarf, indem die Verhältniffe 
der Frankfurter Judenſchaft als geſetz⸗ und rechtmäßig feftftebend, nicht bezweifelt 
werden tönnen. In ſoweit jedoch die jüdifchen Einwohner der Stadt Frankfurt 
ben Umfang ihrer bürgerlichen Rechte nody über den Vertrag mit dem vorigen 
Landesherrn hinaus zu erweitern wünfchen, erfuche ich Sie, die Beſtimmun⸗ 
gen des Gongrefies Über bie bürgerlichen Berhältniffe ber Juden 
in Deutſchland abzumarten, und fich dabei der dieffeitigen Uns 
terffügung um fo mehr verfichert zu halten. als Preußen durd 
ein befonderes Geſeß zu Gunſten feiner jüdifhen Unterthanen 
bereits vorgegangen ik. 

Wien ben 18. Mai 18185. ©. 8. v. Hardenberg. 


An den Herrn Baruch bierfelbft, 


(Aktenmäßige Darftellung des Bürgerrechts ber Israeliten zu Frankf. a. M. 
SRöbelheim 1816. 13. Beilage. ©. en | su Frankf 
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Dieſelbe bat jedoch das Recht und die Verpflichtung, bamuf zu achten, 
daß die im fechzehnten Artikel der Bundesakte den einzelnen Etaaten zur 
Ausführung überlaffenen öffentlichen Werhältniffe in Erfuͤllung gebracht 
werden und muß demgemäß auf begründete Belchwerden wegen Verletzung 
eines burch den fechzehnten Artifel begründeten Rechts, wenn die Vorſtel⸗ 
lung an die unmittelbare Regierung keine Abbülfe-gemährte, die zu deren 
Erledigung geeigneten Befchlüffe in Vollzug feben 2). 


Fünfter Abfchnitt. | | Ä 


Die neuefte Geſtaltung der jüdifchen bürgerlihen und Rechts 
verbältniffe in den einzelnen beutfen und außerdeutfchen 
| nbern. Ä 


In Folge vorftehend gebachter Beftimmungen und zum Theil ſchon vor⸗ 
ber find dem Zeitgeifte gemäß in den meiften deutfchen Zerritorien die Ver: 
bältniffe der Juden in einer Weiſe regulitt worden, die einen Fortfchritt 
nicht verkennen läßt. 


In Defterreich?) hatte bereit, wie bemerkt, das Toleranzedikt Joſeph IL 
v. 13. Mai 1781 den Juden gegen eine beflimmte Abgabe, das Mecht der 
Wahl des MWohnfiges, die nicht unbefcheänkte Befugniß Handel zu treiben 
und den Zutritt zu nicht zünftigen Bewerben, für ärztliche und Sachwalters 
Prarid gegeben und ein Patent v. 3. Aug. 1797 normirte dad in den vers 
fhiedenen Theilen bed Kaiferflaated modificirte, am günftigften in Böhs 
men 3) fich geftaltende Schußverbältniß. Auf die Privatrechte hat die Vers 
fpiedenheit der Religinn nach dem Art. 39. des Öfterr. Givilgefeßbuches „in 
der Regel keinen Einfluß.” Die Ehe und die Zeflamente der Juden bilden 
eine Ausnahme ®). 


In Bayern firirte dad E. v. 10. Juni 1813 den Rechtszuſtand 8). 
Die Juden haben das Indigenat, jedoch nicht das volle Staatsbürgerrecht, 
tönnen aber im Milttair Offiziere werden. Die Gewerbe find ihnen mit 
einigen Audnahmen geftattet. Im Beſitz von liegenden Gründen find fie 
beichränft. Wenn aleid, die Korporationen der Juͤden aufgehoben und fie 
der politifchen Gemeinde ihres Wohnortes einverleibt find, fo genießen fie 
die Rechte der Gemeindemitglieder doch nur mit Audnahme bed Zutsittd zu 
den Semeindeämtern, 





2) Ueber die Verhandlungen, welche am Bundestage über die Anfprüche der Frank⸗ 
furter israelitifhen Gemeinde gepflogen wurbe [ v. Meyer’s Repert. 1.88.83 ff. - 
und Klüber 6. 216 und über die Anſpruͤche ber Juden gu Lübed das Protokoll 
der Bundesverf. Bd. XI. ©. 111. und Bo. XII. &. 63—88. 

3) Rohrer, Über die jüdifchen Bewehner der dfterrei.nifchen Monarchie. Wien 
1804. Grafv. Barthenheim, Beiträge zur politifchen Geſetkunde im dfterr. 
Koiferftaate. Thl. 1. Wien 1821. Nr. 1. 

2) 9. Herrmann, Geſchichte der Ieraeliten in Böhmen, von ben Alteften Zeiten 
bis zum Schluffe des Jahres 1813. Wien und Prag 1819. 

*) S eibleim ‚ Handbuch des oͤſterreichiſchen Privatrechts, Wien 1814. Rr. I. 


5) Abgedrudt bei Buchholz, Aktenſtuͤcke, die Verbefierung det buͤrgerl. Zuftandes 
der Seraeliten betr. Stuttgart und Tübingen 1815. &. 130 ff. und bei Hei⸗ 
nemann, Sammlung der bie Berfaffung der Juden betr. Geſete sc. Merlin 
1885. Bd. 1. ©. 452. Siehe auch v. Goben, der baierſche Landtag v. 1819. 

“ Nürnberg 1821. ©. 101109. v. Aretin, Geſchichte der Juden in Baiern. 
dandshut 1808. 
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In Rheinbayern gilt die feanzöfifche Geſetzgebung, und find die Zus 
den dort wur durch das Parferliche Der. v. 1808 befchränft 1). 

Das Königreih Württemberg erhielt das auf mehreren anbtagen be 
rathene Bef. v. 25. April 1828 wegen „ber öffentlichen Verhältniſſe der 
israelitifchen Blaubendgenofien 2),” welches die Israeliten den übrigen Uns 
terthanen in Bezug auf Rechte und Pflichten gleichftellt, ihnen insbefondere 
alfo auch Staatds und Orts Bürgerrecht giebt, als wiffenfchaftlichen Er⸗ 
werbözmweig auch die Advokatur geflattet (Art. 23.), Ausnahmen aber, hers 
geleitet aud der Religion und dem Hange zum Handel, beifügt?). ' 

In dem Sroßherzogthum Baden wurden die Verhältniffe der Juden be- 
reitd durch da6 G. v. 13. Ian. 1809 und 25. San. 1817 reguliert), Es 
geht ihnen die Fähigkeit ab, Worficher der Gemeinden zu werden, und bei 
den Wahlen der Landtagdabgeordneten Eönnen fie wählen, aber nicht ges 
wählt werden. Sie find Ortöbürger, jedoch nicht Staatdbürger, fondern 
Schutzverwandte. 


Sn Churheſſen wurden die Juden, fo weit fie zum Königreich Weſt⸗ 
phalen famen, im Jahr 1808 emancipirt, nach der Reftauration aber wies 
der Schußgenoften, die ein Schußgeld zahlen müflen. Nachdem jedoch Die 
in Folge des Jahres 1830 berbeigeführte Verfaſſungsurkunde vom Jahre 
1831 da8 Ordnen Ihrer Verbältnifie im $. 30 verfprochen, erfchien das von 
Haffenpflug gegengezeichnete G. v. 29. Oft. 1833 „zur gleichförmigen Orb» 
nung der befonderen Berhältniffe der Iörarliten5),” ein vortreffliches, 
durchaus freifinniges Geſetz, welches die Juden vollkommen emancipirt, 
ihnen daher auch die Berechtigung zu den Staatdämtern verleiht und nur 
für diejenigen mit Recht die nöthigen Befchränkungen®) beifügt, welche den 
Nothhandel ald Haupterwerb betreiben. 

Sm Großherzogthum Heffen-Darmftadt garantirte der Art. 15. bes 
Staatögrundgefeßed, daß ein Söraelit von feinem Schußbüirgeirechte, wels 
ches fert 1824 mit keinen „befonderen Abgaben” verbunden ift, zum vollen 
Staatöbürgerrechte bei dazu würdig machenden Eigenfchaften hinauffteigen 
tönne, in welchem Falle er in Anfehung der bürgerlichen und politifchen 
Mechte den chriftlichen Staatöbärgern gleich fieht”). 

Sm Königreich Sachfen find die Israeliten nach Art. 33. des Staats: 
grundgeſetzes, welches auf die früheren Geſetze zuruͤckweiſt, noch Schutziuden, 
wenngleich dieſe früheren allgemeinen Geſetze, beſonders aus den Jahren 
1746 und 1772 und die für Dresden und Leipzig gegebenen befonberen 
Sudenordnungen in neuerer Zeit gemildert und die Suben in Anfehung der 


1) Siehe. Thl. II, Abth. IT. Abſchn. XI. . 

3) Abgedruckt bei Heinemann a. a. O. 3b. 1. ©. 460-475. 

:) v. Weishaar, Handbuch bes Würtembergiſchen Privatrechts. 3, Ausg. 
Stuttgart 1831. 85. Bt. 49. 92—109. 

*) Abgebrudt bei Buchholz a. a. D. &..104—128., bei Heinemann a. a. O. 
Bd. 1. ©, 476—491. Vergl. auch die Sammlung der im Großherz. Baben in 
Bezug auf bie Zörael, erſchienenen Gefege. Karlsruhe 1837. Ladeburg, bie 
rechtlichen Verhältniffe der Juden in Baden. Mannheim 1832, 

63 Abgedrudt im 5. Bd, des Muͤl ler ſchen Archivs ber Geſetzgeb. ©. 76-87. 
Heinemann, Sammlung ıc. Bb. II. ©. 241 ff. 

e) §. 6 des Geſ. 

) Weiß, Syſtem des dffentl. Rechts bed. Großherz. Heſſen⸗Darmſtadt. 1837. 
Thl. I. 5. 1008. Rüͤhl, das gemeine deutſche Privatrecht, mit vorzuͤglicher Hin⸗ 
weiſung auf die beſonderen Privatrechtsquellen im Großherz. Heſſen⸗Darmſtadt. 
1824. ©. 71. 72. Floret, hiſtor.⸗krit. Darſtellung der Verhandl. der Staͤnde⸗ 
verſamml. des Großherz. Heſſen in den J. 1820. 1821. Bieten 1822. 0. 112. 
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privatrechtlichen Verhättiäffe, welche nicht vom Staatsbürgerrechte abhäns 


gen, den Ehriften gleichgeftellt find 1). 

Im Großherzogthum Sachſen⸗Weimar giebt dad G. v. 20. Juni 
18232) den Juden ald Regel gkeicht Nechte amd Pflichten mit ben übrigen 
Staatdunterihanen, fügt aber mahnigfahe Einfchräntungen bei: fie haben 
keine Iandftändifche Rechte; das Schutzzgeld dauett fort3); eben fo die Ju⸗ 
dengemeinde im Gegenfaße der politifchen; der Befitz liegender Gründe, die 
mit landſtändiſchen oder grundherrlichen Rechten verliehen, ift ihnen vers 
boten 2); dagegen wirb die Ehe zwiſchen Ehriften und Jüdinnen, Juden und 
Chriftinnen verflattet, gegen Berfiperung, die Kinder in der chriſtlichen Re⸗ 
ligion zu erziehen 5). 

An Sahfen: Coburg Meiningen ficht die Verord. wegen bürgerl. 
Berbefferung der Juden v. 5. San. 18110) diefefben nur ald Schutzver ⸗ 
wandte an, bie ein Schußgeld zu zahlen haben, erlaubt ihnen den Erwerb 
von Srundeigenthbum, den Betrieb aller Handwerke, befchräntt aber ihre 
Niederlaffung. 

Dad Sahfen-Hildburgbaufifche Edift, die bürgerlichen WVerhält« 
niffe der Juden betr., v. 11. Mai 18147), betrachtet fie als Eingeborene 
und theilt fie in bloße Schutzverwandte und ſolche, die daB volle Bürger: 
echt befißen, leßtered von Betreibung eined Gewerbes oder bed Ackerbaues 
und Senügung der Kriegspflicht abhängig machend. Doc find auch diefe 
in der Benußung liegender Gründe, die fie erwerben dürfen, beſchränkt, und 
dad Staatöbürgerrecht geht nicht auf die Kinder über, wohl aber das 
Drtöbürgerrecht. 

Im Großherzogtbum Medlenburg: Schwerin wurde den Juden 
durch die V. v. 22. Febr. 18128) ein überaus freifinniged Geſetz, welches 
fie für Einländer erklärte und ibnen gleiche bürgerliche Rechte mit ben 
Chriften gab, auch die Ehen zwilchen Chriften und Juden geftattete®), im 
Uebrigen mit bem €. v. 11. März 1812 für die Preußifchen Staaten fat 
voll ſtaͤndig übereinflimmte 10).. 

Diefed Gefeb wurde nach Beendigung des Sreibeitöfrieges Durch 
ein „an den engern Ausfhuß von Mitter und Vandſchaft“ gerichteteß 
R. v. 11. Febr. 1817 71) „anf die wiederholten und nachträglich erneuerten 


— — — 


1) Haubold, Lehrbuch des König. ſaͤchſ. Privatrechts. Leipzig 1820. S. 112-116. 
Weil, bie erſte Kammer und die Juden in Sachſſen. Hanau 1837. 

2) Abgebrudt bei Heinemann, Sammlung ıc. Bd. 1. ©, 491—508. 

s) 88. 1 und 3 des ©. 

9 8. 25 1. ce 

9 85. 15. 16 1. e. Eine ſpaͤtere „Gottesdienſt⸗Ordnung“ (abgedruckt bei Heines 
mann a. a. O. ©. 265) greift zu Unrecht mehrfach in den Kultus ein. 

e) Zeos druct bei Schmidt, uͤber das Buͤrgerrecht der Juden in Deutſchland, 

+1 


Ebendaſelbſt abgedruckt ©. 186-186. Bereits das General⸗Privilegium v. 
80. Dec. 1730 hatte fie zu wahren Unterthanen angenommen und ihnen ben 
freien Handel und den Beſttz liegender Brände geftattet, was aber nicht gehalten 
wurde: (a. a. D.'8.:183--158.) 

®) Kogedeudt bei Buchholz, Abtenflüde, die Werbeflerung des Buftandes ber 
Israeliten betreffend. Stuttgart 1815. ©. 94 ff. Bei Heinemann l. c. 
Bd. 1. 8. 508-514. " 

9 8. XI. I | 

10) Diefe vollftändige Uebrreinſtünmung, welche ſich bis auf die Redaktion erſtreckt, 
laͤßt annehmen, daß dieſe V. unter dem Einfluſſe des vierzehn Tage Später publi⸗ 
girten preußiſchen Edlkoe entſtanden ſei. 

11) Heinemann, Sammlung ıc. Bd. 1. ©, 514. 
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Vorftelungen Unferer getreuen Mitter- und Landſchaft,“ um denfelben „eine 
thunliche Beruhigung zu gewähren,” „fuspendirt, bis dahin, dag wegen 
der bürgerlichen Rechte der Juden die. allgemeinen Bellimmungen von der 
Bundesverfammlung aus erfolgen werden” !). 

In den freien Städten batten ſich bie Werbältniffe ber Juden, wie dies 
in derartigen Heinen Verhältniſſen zu gehen pflegt, engherziger als in den. 
monarhifhen Staaten geftaltet. 

Die außerbeutfhen Staaten waren, zum heil bereitd viel früher, mit 
Eräftigen Schritten vorwärts gegangen. Nach dem Vorgange der nord» 
amerikaniſchen Freiftaaten emancipirte Frankreich während der Re⸗ 
volution die Juden vollſtändig; Belgien u. Holland erbielt die franzoͤſi⸗ 
fhen Geſetze. In den Niederlanden hatte ſchon das einflimmigangenom- 
mene Dekret v. 2. Sept. 17962) verfügt: „Kein Sude fol von einigen Rechten 
oder Boriheilen ausgeſchloſſen werden, die mit dem batavifchen Bürgerrechte 
verfnüpft find und die er zu genießen wünfchen möchte, unter der Bedin⸗ 
gung, daß er alle die Erforderniſſe befige und alle die Verpflichtungen er» 
fülle, bie durch die allgemeine Konftitution von jedem Bürger gefordert 
werden,” und die neuefle Konflitution von 1816 fand Beinen Grund, diefe 
volftändige Gleichſtellung während diefed längeren Zeitraums wiederum 
zu beſchraͤnken, fondern beflimmt im Art. 134: ,Sämmtlichen Religions 
verwandten wird eine gleiche Beſchitmung gefihert. Sie genießen insges 
ſammt gleiche bürgerliche Rechte und haben gleiche Anfprüche auf Würden, 
Aemter und Bedienungen.“ 

In Schweden erflärte das in fechd Paragraphen abgefaßte ©. v. 
30. Juni 18383) die Juden für fchmwedifche Staatöbürger mit gleichen Rech: 
ten und- Pflichten wie alle andere, doc) wurde die Erwerbung von Grund⸗ 
befig auf dem Lande an die fpezielle Fönigliche Genehmigung geknüpft. Im 
Folge einer Eingabe der Aelteften der Bürgerfchaft zu Stodholm, welche 
die Beeinträchtigung ihred Gewerbebetriebes hervorhoben, wurde durch die 
V. v. 21. Sept. 1838*) die Etablirung der Juden außerhalb Stodholm, 
Gothenburg, Norköning und Carlskrone von fpezteller koͤniglicher Geneh⸗ 

migung abhängig gemacht. | 

In Dänemark hatte ſchon Ehriftian IV. und deffen Nachfolger den 
Juden den Bürgerbrief ertheilt. Dieſelben befleideten fchon unter der Re⸗ 
gierung Friedrich IV. anfehnliche Bedierungen, nur waren fie, auffallenders 
weife, von Handwerken ausgeſchloſſen. Zu dieſen verflattete fie num daß 
€. v. 29. März 18145) und ſtellte fie dadurch den Chriſten vollkom⸗ 
men gleid. 

Und Preußen?! Die Vorrede ftelt in kurzen Blicken dar, was feit 
1815 bei uns in diefer Richtung geſchehen und die nachfolgende Dars 
ftelung giebt den Belag dazu. 


1) Es erſcheint in biefem letteren Geſetze befonbers auffallend bie mehrmalige Er: 
wähnung der Bundesgefeggebung, da durch baflelbe der oben mitgetheilte$ 16 der 
Bundedalte, welcher den Juden die Fortdauer ihrer beftehenden Rechte 

arantirte, offen verlegt wurde; auffallender freilich noch die Ruhe, mit welcher die 
enden Zuden biefe Verlegung ihrer Rechte ohne Anruf dis Bundesfchuges 
hingenommen. 

2) Abgebrudt bei Buchholz a. a. D. ©. 154 ff. und bei Heinemann, Samm⸗ 
lung ıc. Bd. 1. ©. 444 ff. 

2) Abgedrudt bei Heinemann a. a. D. Bb. 2. 8.255 ff. 

4% a. a. O. S 


. 263 ff. 
6 — bei Buchholz a. a. O. S. 143. und bei Heinemann a. a. O. 
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Zweite Abtheilung. 
Statiſtiſche Verhaͤltnifſe, die Juden im Preußiſchen Staate | 
Ze | betreffend! ). Ä E 


Nach der Zählung der Einwohner des Preußiſchen Staated vom Jahre 
1822 befanden fi) 144,737 Juden in demfelben; ibre Zahl flieg nach 
der, Ende ded Jahres 1840, veranftalteten Zäbtung auf 194,558. Waͤh⸗ 
rend ſich die Chriften in diefem achtzebnjährigen Zeitraume um nicht ganz 
28 auf hundert vermehrten, geſchah dies bei ben Juden auf nahe 36, und: 
ed lag die ſes Ueberaewicht der Vermehrung in dem großen Unterfdiede des 
Ueberfchuffes der Gebornen über die Verſtorbenen. Obgleich nämlidy. bei 
den Chriſten fchon unter 25, bei den Juden dagegen erft unter 28 .gleichzeis 
tig Lebenden jährlich ein Kind aeboren wurde, fo war doch die Zahl der 
Zodesfälle unter den Juden verhältnißmäßig in noch böherem Manße klei⸗ 
ner, al8 unter den Chriften, indem unter den letzteren ſchon von 34, unter 
den Juden aber erft von 46 gleichzeitig Lebenden jährlih Einer farb. Es 
ift hauptfächlich die Kindheit, worin die Sterblichkeit unter den Juden viel 
geringer ift, und am größten ift der Unterichied bei den Todtgeborenen und 
den im eıflen Lebensjahre Verftorbenen, indem von hunderttaufend Neuges 
borenen fchon vor Vollendung ded erften Lebensjahres die Chriften 20,982, 
die Juden nur 15,459 verloren. Demnähft zeichnet ſich noch die Minders 
zabl der Todesfälle nach Vollendung ded 45. Lebensjahres bis in das ſpa⸗ 
tefte Alter aus Als Urfachen erfcheinen dort die Möglichkeit einer forgfäls 
tigen mütterlichen Auffiht, hier befonderd die Mäßigung der Juden im 
Genuſſe geiftiger Getränke. Während bei Chriften fhon unter 112 gleich 
zeitig Kebenden jährlich eine neue Ehe vorkommt, gefchah Died bei den Ju⸗ 
den erfi unter 139; deſſenungeachtet iſt unter der gleichen Zahl Lebender 
die Zahl der unehelichen Geburten bei den Chriſten viermal größer, als 
bei den. Juden ?). 

- Die Juden find in den einzelnen Provinzen des Preußifchen Staats fehr 
ungleich vertbeilt. Mach der Zählung zu Ende des Jahres 1840 wohn. 
ten deren in den Provinzen: | 


1) Polen ...... ......................... 77,102 
2) Schleſien ........................... 26 703 
3) Rheinprovinz ....................... 26,367 
4) Preußen......................... ... 25,179 
5) Weſtphalen........................ 13,766 
6) Brandenburg. ....cu00...... ....... 13,747 
7) Pommern ........................ 6,832 
8) Sachſen ....:....0screnunnnrnenn RES 4,262 
Zufammen .......... nennen 194,558 








. . 1 

») Als Quellen find die halbamtlichen Mkittheilungen bes Staatsrath Hoffmann in 
ber Graatsgeitung pro 1838 Nr. 229. 230 und pro 1842.Rr. 141. 142, fo wie 
deffen Schrift: bie Bevölkerung bes Preußiſchen Staats (Berlin. Nicolai 1889) 

&. 81—92. benußt. ® ' 

2) In bem Kirchenjahre vom erften Advent⸗Sonntage 1841 bie dahin 1842 wurben 
in Breslau 3612 Kinder geboren und zwar eheliche: 1860 evangelifcke, 014 
tatholifche und 174 jbdiihes unehe liche: 437 evangelifche, 233 Tatholifche und 

4 jübifches. Während alfo bei ben Ehriften auf 4 Kinder ein uneheliches kam, . 

kam bei den Zuben auf 174 eins. Schleſiſche Zeitung 184%. Kr. WI. 
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Hierunter find diejenigen 826 mitbegriffen, welche zur Zeit ber letzten 
Zählung im ftehenden Heere dienten. 


Es wohnten demnady beinahe zwei Fünftheile aller im Preußifchen 
Staate vorhandenen Juden allein in der Provinz Pofen; etwas mehr ald 
wei Fünftheile enthielten Schlefien, Preußen und die Rheinprovinz zus 
fammengenommen, unb zwar beinahe zu gleichen Theilen. Endlich war 
nicht voll ein Fünftheil derfelben, aber fehe unaleich unter bie vier Pro» 
vinzen Weftphalen, Brandenburg, Ponimern und Sachſen vertheilt. Den 
geringften Antheil daran hatte Sachfen, weldyed nur wenig Über 1/ss aller 
Anden ded Preußiſchen Staatd enthielt. Verglichen gegen die Gefammts 
zahl der Einwohner befand fi) ein Jude 


in den Provinzen unter überhaupt Einwohnern 

1) Pofen ............- ......................... 16 

2) Preußen ..................... .............. 90 

3) Rheinprovinzen ............................. 98 

4) Weſtphalen ................................. 101 

5) Schleſien ................................... 107 

6) Brandenburg................................ 135 

7) Pommern...P................................ 155 

8) Sachſen .P................................... 385 BE 
Im ganzen Staate durchſchnittlich unter............ 77 Einwohnern. 


In den einzelnen Provinzen ſelbſt waren die Juden ebenfalls ſehr ungleich 
vertheilt. Insbeſondere hatten deren 


die beiden weſtpreußiſchen Regierungsbezirke .............. 20,105 
die beiden oſtpreußiſchen Megierungsbegirke.................. 5,650 
und im Militair diefet Provinz ſtanden................. 24 

“ Summe für die ganze Prowing ................. 25,779 

Ferner hatte 

Oberfchlefien ober der Regierungsbezirk Oppeln ............ 14,583 
Niederfchlefien in dem Regierungsbezirt Breßlauı............ 9,549 

⸗ ⸗ ⸗ Liegnitz ............ 2507 

Im Militair der Provinz ſtanden.......................... 64 
Zufammen für Schleſien........................... 26,703 


Am dichteſten wohnen die Juden überhaupt in ben ſechs Regierungsbe⸗ 
zirken, welche eine grade Linie durchſchneidet, die von Danzig nach Ratibor 
gezogen wird; dieſe find: Danzig, Marienwerder, Bromberg, Poſen, Bres— 
lau und Oppeln; und zwar bewohnen fie vornämlich in Weſtpreußen den weft: 
wärts der Weithſel, und in Schlefien den oſtwaͤrts der Oder befegenen Theil 
der Provinz. Diergeringfte Zahl von Juden hatten unter ihren Einwob» 
nern die Regierungsbezirke Merfeburg und Stralfund, nämlich erfterer 442, 
legterer nur 171; auch von diefen ift der größte Theil erft Dort anfäfjig ges 
worden, feit die melldnd Fächfifihen Landestheile uriter Preußiſche Karides: 
boheit kamen. Am Ende des Jabres 1816 hatte der Regierungsbezirk 
Merjeburg nur 169 Einwohner jüdiſcher Religion. 

In nachſtehend benannten 25 Städten des Preußifchen Staats befan⸗ 
den ſich Judengeiheinteh bon mehr ald taufend Mitgliebern. Es wohn: 


ten in; 
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1) Poſen ee ee bee 6748 
2) Berlin.................................... ............. 6458 
3) Breslau.............................................. 5714 
4) Kempen im Regierungsbezirk Poſen..................... 3556 
5) Liffa ebendaſelbſt..... .. ............................... 3466 
6) Danjig........2222@00n nennen nen ............. were 2467 
7) Krotoszyn im Regierungsbezirk Poſen.................... 2203 
8) Inowrazlaw im Regierungsbegiet Bromberg ............ 2049 
9) Rawicz im Regierungsbezirk Poſen .................... 1780 
10) Gneſen im Regierungsbezirk Bromberg.................. 1680 
11) Rogafen im Regierungdbezirt Poſen................... 1650 
12) Schwerſenz ebenta ................................... 1631 
13) Gräz ebenda ........................................... 1620 
14) Zempelbing im Regierungsbezirk Marlenmwerder ......... 1583 
15) Schwerin im Regierungsbezirk Poſen.................... 1568 
16) Königäberg in Pr...................................... 1522 
17) Filehne im Regierungsbezirt Bromberg.. ................ : 1467 
18) Hordon ebenda......................................... - 1422 
19) Wrefchen im Regierungsbezirk Pofen .........0. 220000... 1352 
20) Oſtrowo ebenda ....................................... 1327 
21) Kurnik ebenda......................................... . 1170 
22) Meferig ebenda ........................................ 1155 
23) Wittkowo im Regierungsbegirt Bromberg.........-..... 1150 
24) Czarnikau ebenda....................................... 1081 
25) Chodzieſen ebenda ...................................... 1069 
umme...... 56,888 


Es wohnen alfo in diefen 25 Ortögemeinden vier Dreizehntheile ober 
nicht ganz ein Drittheil der gefammten Judenfchaft des Preußifchen 
Staatd. Nur fünf derfelben befinden fih in den großen Städten Berlin, 
Breslan, Königsberg, Danzigund Pofen; alleanderen beftehenin den kleinern 
unter ten Mittelflädten, theitd felbft in Ortfchaften, welche nur zu den klei⸗ 
nen Städten gehören. Bon diefen zwanzig Gemeinden befinden fi) 19 in 
der Provinz Pofen und eine an der Gränze derfelben in Weſtpreußen. 
Naͤchſt viefen beſtehen 41 jüdifche Ortögemeinden von mehr ald 500, aber 
weniger ald 1000 Mitgliedern, weldhe zufammengenommen 28,064 Perfos 
nen am Ende des Jabres 1840 enthielten, alfo beinahe die Hälfte der Zahl, 
welche in den vorſtehend benannten 25 größern Gemeinden lebte. Davon 
befindet fich eine in Köln am Rhein von 818 Mitgliedern, wovon jedoch 
233 in Deug wohnen, welches, obwohl eine eigene Ortögemeinde bildend, 
Doch jetzt wefentlich nur ald ein Zubehör von Köln anzufehen ifl. Ferner 
bat Magdeburg noch eine hierher gehörige Judengemeinde von jedoch nur 
559 Mitgliedern. Frankfurt a. d. D., eine der anſehnlichſten Mittelſtaͤdte 
des Staats, enthält 648 Juden; Groß-Glogau, welded auch noch zu den 
bedeutenderen Mittelftädten zu zäblen ift, 995; und Bonn, das einen ähn» 
liben Rang unter den Städten einnimmt, 525. — Von den übrigen hier 
ber aehörigen 36 Städten befinden fih 25 im Großherzogthume Pofen, 7 
in Weftpreußen und 4 in Oberfchlefien. Nur wenige derfelben gehören noch 
zu den minder anfehnlihen Mitteitädten, und es find in dieſer Bezie⸗ 
hung nur Brombera ald Sig einer Regierung, Ratibor als Sit eined Ober⸗ 
Landes: Gerichts, Gleiwig als Mittelpunkt des Oberfchlefiichen Berg: 
baus und Fraufladt im Regierungs-Bezirk Pofen noch hervorzuhesen. 
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. Einleitung. 


Durch dad Ehift v. 11. März 1812 wurden Sen 1 
dem damaligen Umfange ber Preuß. Monarchie 6 Ken r durch, 
ten Frie den zu Zilft feftgefleüt worben.war "). Dur MI 9 stehe, 
0.3. 1814 und 1815 famen an ven Yen Staat Theile — Man 
egthums Warſchau von Sachen, Heffen-Dasmiadt, Sun. 
Dänemark, vom Königreich Weftphalen, EB — 
Sronzöfifchen Kaiſerreich und vielen andern Ländern. 9 
der Juden in dieſen neuen Landestheilen maren nah —— 
ten Abſchnitte ſehr verfchiedenartig geſtaltet. Man Hab in. jedoch 1 
an, daß durch die Sinfüßrung des Allg. Sandrehts,in, dew Pr 
tiefer neuen Provinzen mit ben dazu gehörigen an ie 8, 
€. v. 11. März 1812 mit eingeführt, und daß in der Rp i : 
betreffenden Berhältniffe möglichft bald in Uebereinftimmun, Ih 
osdnet werben würden. Inöbefonbere.folten nach,.ber an ai 
Fürften Staatöfanzler® Hardenberg, mitaetbeilt durch dag ER 

mu Potsdam?) v. 24. März 1814, die Juden in den am inet Sei 
Aber belegenen Preuß. Diopinzen denUnterthanen In m 
gen Preuß. Provinzen beiibrer Einwanderung in; Hl 
lig gleich geahtetwerden und ebenfo beftimmte d Rom 
10. Sept. und 8. Nov. 18143), — 

Mein fon die ®. dv. 30 Aug. 1816, horgen Berwältılng bed WwaktonAlee, 
Rechtes Über quiſtliche Kirchen auf ſolchen Gütern, „die,fich, im Bi I 
Bifter Glaubendgenoffen befinben®), unterfchied ü in Pi 
11. März 1812 zwiſchen den „damaligen Provinzen 
imneueren. Bald-darauf bemerkte das Girf, R, 9 3 
Ian. 1817 über Die Anwendung der, ſich a fi 

Berwaltung beziehenden, älteren Ken 
inden wieder vereinigten und neuen Provinzen: . 
B der K. Reg. (zu Marienwerber) BE. v 26. Rod. d. J. wird Ben 


Unter den, das X. &. R. und die ©. D. abändernben, ergänzenden .unb: eiäabins: 
den gefeglichen Verorbnungen, welche, zufolge bes Allerh. Pat. v. 9,.deff. M. mit 
diefen Gefegbächern fogleih in Kraft übergehen werben, find, überall nur foldhe 

















2 Val. die nähere Angabe der Grämen Abth. II. Abſch. I. Bing 
urmärk. A. BL 1814. Ar. 103. 
—38 des Min. des I. v. 8) Mai 1824. Cm. vor, © an.) 'em. To das 
Yubl. ber K. Reg. u Breslau v. 27. Sept. 181 de 
8. ©. 1816, ©. 207, E Bu 
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Verordnungen zu verſtehen, die auf das eigentliche Civil⸗ und Criminalrecht oder 
auf das gerichtliche Verfahren Beziehung haben. 
Die uͤbrigen, namentlich alle diejenigen Verordnungen und Edikte, welche die 
Verfaſſung oder die Verwaltung zum Gegenſtande haben, können nicht anders, als 
auf vorgaͤngige beſondere Publik. und nach ſpezieller Anweiſung der betr. Min. in 
den mit der Monarchie wieder vereinigten Provinzen und Ländertheilen zur An⸗ 
wendung gebracht werden. 
Was namentlich die St. DO. v. 19. Nov. 1810 und das E. v. 11. März 1812, 
über die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden, betrifft; fo wirb wegen der Mobifi- 
kation, unter welchen beide in denjenigen Theilen des Reiche, woſelbſt fie bis jest 
nicht in Kraft waren, einzuführen fein dürften, erft verhandelt, und es bleibt bie 
Allerh. Entfcheidung hierüber zu gewärtigen. 
Die K. Reg. wird hiernach ermeſſen, Haß Sie bie jeht beftehende Verfaflung und Vers 
waltungsordnung in den Landfchaften Culm, Thorn und Michelau bis auf weitere Ans 
weifung aufrecht erhalten muß. (Ann. 1. 9.1. ©. 2. 
Daſſelbe verfügte die K.O. v. 11. Jan. 1827, betr. die Berichtigung des 
Belistiteld von den zum Retabliffement der Stadt Magdeburg abgetretenen 
Domainengrundflüden, welche wörtlich disponirt: „daß diejenigen Ver⸗ 
fügungen, die vor der Bekanntmachung des ©. v. 19. Mär, 1819 über 
Domalnengrundftüde in den neu oder wieder erworbenen Provinzen von 
Mir erlaffen worden, unter den Beflimmungen diefe8 G. und des A.L. R. 
nicht begriffen find, indem auch das Landrecht da, wo es in 
jene Provinzen eingeführt worden, nur über die Angelegens 
beiten des bürgerlihen Privatrechts verbindlidhe Kraft er 
langt bat ıc.?). 
Dieſer Srundfag iſt nun zwar keinesweges feſtgehalten worden, wie denn 
beifpielöweife die V. v. 31. März 1833 im direkten MWiderfpruche hiermit 
ausſprach, daß durch Einführung des L. R. in den Theilen von Sachfen, 
welche zum Königreich Weſtphalen gehört, Die dortige Verfaffung der Land» 
gemeinen aufgehoben worden und nad dem L. R. zu beurtheilen fei, obs 
gleich hierdurch die bis dahin unabhängigen Landgemeinen in ein Abhaͤngi 
eitö- Berhältniß zum Patrimonial-Serichtöheren kamen, von dem fie läng 
nichts mehr wußten 2). 

Wohl aber wendete man jenen Grundſatz auf die Zuben an. Es vers 
fügten demgemäß: 

2) Das R. des Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Berlin v. 
23. Mai 1817, daß die in Berlin einwandernden Juden aus Neuvor⸗ 
Kommen mit den übrigen Staatöbürgern nicht gleiche Rechte genießen 

nnten >), 

3) Eben fo bemerkte das R. ded Min. des 3%. v. 5. Juli 1817 an bie 
K. Reg. zu Bromberg: „Wenn zwar nach der biöherigen Berfaffung im 
dortigen Departement den Juden der Ankauf und Belig von Landgütern 
unterfagt fl, und das E. v. 11. März 1812 für baffelbe noc nicht zur 
Ausführung gebracht werden kann, vielmehr die Feſtſtellung der flaatsbür» 
nerlichen Berhältniffe der Juden noch der näheren Allerh. Beftimmung Sr. 
Maj. des Königs unterworfen bleibt, fo ꝛc.“s). (Ann. I. 9. 3. ©. 84.) 

4) Das R. des K. Min, des 3. (Köhler) an die K. Reg. in Münfter v. 
5. Sept. 1817. 


1) ®. ©. 1827. ©. 20. 

2)&. S. 1833. ©. 61. und 1835. ©. 37. Eben fo nimmt dad R.⸗d. Min. d. 
Inn. v. 28. April 1824 (X. VIII. &. 81.) an, daß durch Ginführung des Lands 
rechts in die neuen Diſtrikte Weftpreußens auch die Gefege, welche die Ber: 
faffung ber Mennoniten betreffen, mit eingeführt worden find. 

3) Bol. das R. bei dem Abfchnitte, VE. Abth. II. 

+) Val, das R. vollſtändig bei dem Abfchnitte Poſen. 
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Da bie ſtaats buͤrgerlichen Verhältniſſe dee Juden in den neu irieten Provingen 
noch nicht feftgeftellt worden find, auch das E. v. 11. März 1812 in benfelben noch nicht 
zur Anwendung gezogen werden kann; fo ift uͤberall das Prinzip aufgeftellt worben, die 
Berhältnifie ber in ben neuen Provinzen fich befindenden Juden in eben ber Lage zu bes 
laſſen, in welcher fie bei ber Okkupation angetroffen worben find, bis bie neuen allge 
meinen Beftimmungen beshalb ein Anderes einführen werben. 

Hiernadh kann es daher bei der nach dem Ber, der K. Reg. zu Münfter v. 25. v. M. 
von dem LanbessDirektorio in Anfehung ber von ber Aubenfchaft des dortigen Departes 
ments zur Tilgung ihrer Gemeinde Schulden zu Leifterben Beiträge getroffenen von 
der K. Reg. bevorworteten Einrichtung vorläufig verbleiben. (Ann. 1.3. S. 128.) 

5) Das R. des Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. zu Potsdam, v. 
19 Sept. 18%0 berief fi) bemnädhft auf die durch das Amtsbl. der Reg. 
zu Münfter belannt gemachte K. O. v. 1& Febr. 1818, welche beflimmt,- 
daß, fo lange die flaatöbürgerlichen Verhältnifle der Tuben in den neuen 
und wieder eroberten Provinzen noch nicht geſetzlich feſtſtehen, das Ueber⸗ 
ziehen der Juden in andere Provinzen, wofelbfi eine abweichende Juden⸗ 
Verfaffung beftebt, nicht zu geftatten ſei Y. (Ann. ILL 428. VIII. 471.) 

6) In Betreff der Rheinprovinzen die K. D. v. 3. März 1818, mitge⸗ 
theilt durch daB R. des Min. des 3. v. 7. Juli 1818 an die K. Reg. zu 
Köln. 

Der K. Reg. zu Köln wird auf Ihren, wegen ber Befugniſſe der Juden zur Rieder 
laffung und zum Handel im dortigen Departement unterm 15. v. M. erflatteten, Bes 
richt zu vernehmen gegeben, daß, da die Kortdauer der Anwendung des Dekreté v. 
17. März 1808 für die Beurtheilung der bürgerlichen Berhältniffe der Juden in den 
Rheinprovinzen durch die K. 8. D. v. 8. März c. ohne alle Einfchränkung und Abänbes 
zung angeordnet worben ift, die K. Reg. genau nach ben Worten biefes Dekrets zu ver 
fahren, und die Genehmigung des Aufenthalts unb ber Rieberlaffung von Juden⸗Fami⸗ 
—— a den Bedingungen abhängig zu machen hat, welche darnach vorges 

en find. 
——— iſt es keinem Bedenken unterworfen, daß in die Stelle der fruͤheren in dem 
gedachten Dekret genannten Departements⸗Abtheilungen gegenwaͤrtig die Eintheilung in 
Keglerungs⸗Departements tritt. (Ann. II. ©. 728) 

TIR. de K. Min, des 3. (Köhler) an die K. Reg. zu Danzig, v. 
19. Zebr. 1819. 

Der K. Reg. wird auf bie Anfeage v. 6. huj. eröffnet, daß die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen über die ftaatsbürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden in den neu akquirirten Pros 
vinzen noch nicht ergangen find, und biefe Verhältniffe Daher vorläufig Lediglich nach ber 
zur Beit u beftebenden Berfaflung, beurtheilt werben können, 

(Ann. III. a , 

8) Endlich wurde eine definitive Beſtimmung hierüber gegeben durch bie 
folgende K. O. v. 8. Aug. 1830 *). 

K.D.v. 8. Aug. 1830. Das E. v. 11. März 1812 if in den neuen 
und wieder erworbenen Provinzen ald mit eingeführt nicht zu befradhten. 

“ch habe zwar bei mehreren Veramlaffungen, unter anbern im Bingenge ber durch 
die Gefegfammlung bekannt gemachten B. v. 80. Aug. 1816, Meine Willensmeinung 
darüber ausgeſprochen, daß das E. v. 11. März 1812, bie bürgerlichen Berhältniffe der 
Juden betr., nur in den alten Provinzen, in welchen ed nad) ſeiner Erlaffung publizirt 
worben ift, Gültigkeit haben folle. Da aber deſſenungeachtet nad) dem Berichte des 
Staats-Minifterii v. 31. Mai d. 3. neuerlich Zweifel barüber entſtanden find, od nicht 


1) Bol. über diefe K. DO. die Beurtheilung Abth. III. Abſchn. J. KRap. I.“ 

2) Bemerkenswerth ift rücfichtlich diefes wichtigen ee sgeſetzes, welches auch 
in die Perſonen⸗ und Vermoͤgens⸗Verhaͤltniſſe einer ſo bebeutenden —5 von 
Unterthanen eingreift, daß weder nach der Beſtimmung der U. v. 20. Wär} 1817, 
betr, die Einführung des Staatsraths (G. ©. 1817. ©. 67.) $. 2. a., der 
Staatsrath gehört worden ift, noch auch nach ben Beſtimmungen des ©. v. 
5. Juni 1823 wegen Anordnung der Provinzialflände $. 2. (G. S. 1823. 
©. 123.) die —S —— e. Minbeſtens ſagt dieſe K. O. 
nichts hiervon, wie dies ſonſt üblich, wenn der Staatsrach gekört. 
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benen Provinzen, als unter ben die gedachten Gefegbücher sepängenben und erläuterns- 

ben Beitimmungen mit din et warben ſeiz fo beftimme ich hierdurch ausbrüdlich: . 
baf das E. v. 11. März 1812 nur in demjenigen Provinzen, in welchen es bei feiner 
Erlaſſung publigiet worben, ‚gelten, in ben neuen und wieder erworbenen Provinzen 
dagegen, als mit dem A. 2. R. vnd der G. D. eingeführt nicht betrachtet, vielmehr 
in ledteren, bis zu weiterer gefeglicher Beſtimmung, ſich in Hinficht der Verhaͤltniſſe 
der Tuben lediglich nach denjenigen Vorſchriften geachtet werden ſoll, welche bei der 
Beſitznahme dieſer Provinzen, als darin geſetzlich beſtehend, vorgefunden worden 
ſind. (G. &, 1830. S. 116.) “ 

9) Dur diefe Beſtimmung erkannte denn aber auch gleichzeitig der 
Stait die Berechtigung der Juden auf diejenige Verfaſſung an, die 
ihnen "durch frühere: Sefeugebungen verliehen worden war. Es ſprach 
bereits: FE | 

a) dab R. des K. Min. de I. (Erfle Abth. Köhler) v. 10. Juli 1818 
an die K. Reg. zu Erfurt den Satz aus, daß die Juden in den neuen Pro 
vinzen bei ihren Rechten zu ſchützen. 

Das unterzeichnete Min: kann bemjenigen, was bie K. Reg. zu Erfurt in Ihrem Ber. 
v. 19. Mai c. über die Niederlaſſung einheimifcher, nicht mit preußifchem Staatsbürgers 
Recht verfehener jübifchen Glaubensgenoffen fentirt hat, beitreten. 

Da bie ftaatsbürgerlichen Rechte, welche den Juden im Preuß. Staate durd das E. 
v. 11. März 1812 gewährt worden find, nach ausbrüdlicher Allerh. K. Beftimmung auf 
die Juden in den neuen Provinzen nicht zur Unmendung kommen ſollen, und erſt allge⸗ 
meine Beſtimmungen wegen ihrer flaatöbürgerlichen Verhaͤltniſſe zu erwarten find; fo 
folgt daraus von felbft, daß zwar das Anbringen und Einwandern fremder Zuben in 
biefe neuen Provinzen nicht nachgegeben werden Tann, daß aber bie bei der Befignahme 
in ben Provinzen onegefundsnen anfafligen, ober wohnhaften und gewerbetreibenden Ju⸗ 
den ganz in der Verfaſſung und bei ben Rechten vorläufig gefhägt und 
erhalten werden müffen, welde fienad der früheren Verfaffung zur 
Zeit ber Befisnahme hatten. 

Hiernach hat die K. Reg. daher auch in Ihrem Departement zu verfahren, und uͤbri⸗ 
gend die allgemeinen Beflimmungen, welche hinſichts der ſtaatsbuͤrgerlichen Verhuͤltniſſe 
der Zuden in den neuen Provinzen werden getroffen werden, abzuwarten. _ 

(Am. ll, ©. 723.) ' ' LE . . " | 

b) Eben fo wurden die Seitens ded Königreichs Weftphalen verlichenen 

Rechte anerkannt durch das R. v. 7. März 18251). (Yin. IX. &, 162.) 


c) Das R.v. 28. März 1825 bemerkte: | 

Die juͤdiſchen Bewohner einer wieder⸗ oder neuerworbenen Provinz koͤnnen in ihren 
durch die beftehente, von Sr. K. Mai. bis auf weitere Anordnung beftätigte Verfafiun 
wohl dergebrachten Rechten nicht befchränkt werben, fofern nicht ausnahmsweife gewifie 
Beſchraͤnkungen ausdruͤcklich vorgefchrieben find, die aber jeden Falls auch nicht vermöge 
extenfiver Auskgund der darüber gethrilten Vorſchriften gefchärft werben dürfen. 

(Ann. VII ©. 114). E 

10) Diefe Berechtigung der Juden auf Erhaltung derjenigen Rechte, 

welche ihnen ihre bisherige Verfaſſung verlieh, ift denfelben garantirt: 
a) in den fämmtlichen neu und wieber erworbenen Landestheilen durch bie 

Okkupations⸗Patente für dielelbert, in welchen Preußen ganz allgemein die’ 
vorgefundenen Rechte der Einwohner narantirte. Daß diefe Garantie auch 
auf die Rechte der Juden Anwendung finde, bemerkt fehr richtig das R. des 
Min. des 3. v. 9. März 1840, welches Abth. IN. Abfchn. I. Kay. I. 
sub II. 1. mitgetheitt iſt. Es find ferner 


b) diefe Rechte für alle zum. Deutfhen Bunde gehörigen Zerritorien2) 
garantirt durch Art. 16 der Bundesakte, welcher beftimmt: 





1) 7 daſſelbe Abih, JIT. Abſchn. 1. Kap. II. sub III. 
3) Bloß die Provinzen Preußen und Pofen gehören nicht zu bemfelben. 
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1.88 werden. den Bekennern dieſes (jüdiſchen) Glaubensbis dahin, (ba 
ihnen der Genuß der bürgerlichen Rechte gleichmäßig in ben Burnbesflaaten 
verſchafft wird) Die Denfelben von den einzelnen: Bundesſtaaten 
bereitd eingeräumten Rechte erhalten.” : . . ... usa 
.. Dex Unterfchied, den: einige der kleinſten Bundesſtaaten bei-Deliberi« 
ung über dieſen Artikel der: Bunbedalte: darin fanden, daß -flatt der un 
fpränglichen Worte: „die den: Suden in. den einzelnen Bundeöfinaten bereitg 
einneräumten Rechte” — vie Worte „von den Bundesſtaaten“ geſetzt 
würbes?), findet:auf.ben Preuß. Staat keine praktiſche Anwendung; denm; 
was: die neue rworbenen Provinzen anlangt, fo erhielt Preußen rück⸗ 
ſichtlich der Juden die beſtehenden Zuſtände faktiſch: überall, aufrecht: und 
danach. allgeneinen ſtaabsrechtlichen Grundfägen :die Verfaſſung .dined en 
obersten. Landes fo. lange de jure fortbefteht, . als fie. nicht ausdrückloͤch 
aufgrbeden 2): ſo fieht ſchon die faktiſche Fortdauer jener Zuflände. einen 
rechtlichen Anerfennung vollkommen gleich. Letztere erfolgte aber überdies 
ausdrüflich, wie gezeigt, in den Beligergreifungd-Patenten. Preußen hatte 
mithin im Jahre 1815, als der Art.16 der Bundesakte erfchien, den fämmts 
lihen neu erworbenen Provinzen die Rechte, bie fie vor der Erwerbung 
befaßen, „‚bereitd eingeräumt” und ed ftehen fomit dieſe Verfaffungen der 
Juden, wie fie fi) in den neu erworbenen Provinzen vorfanden, unter der 
Garantie ded Deutfchen Buntes 5). 

Die alten Provinzen aber anlangend, fo findet die Beflimmung des 
Bundesgefeb auf das von Preußen felbft gegebene €. v. 11. März 1812 
feine unzweifelhafte Anwendung, fo daß auch die den Juden aus diefem Edikte 
erwachfenen Rechte unter der gedachten Garantie des deutfchen Bundes 
ſtehen und mithin nicht mehr 'gefchmälert werden können. 


Durch bie K. D. v. 8. Aug. 1830 zerfiel der Preuß. Staat in Beziehung 
auf die Verhältniffe der Juden einmal in die Beftandtheile der Monarchie, 
welche leßtere in Folge des Zilfiter Friedens bildeten, für welche mithin zus 
nächft das €. v. 11. Mai 1812 gegeben wurde, dann aber in die große 
Zahl von Zerritorien, welche durch die Friedensfchlüffe von 1814. 1815 an 
Preußen famen*), Die fonftige politifhe Eintheilung Preußens in acht 
Provinzen hört in diefer Beziehung auf, von irgend einem Einfluffe zu fein, 
vielmehr ift zurüdzugehen auf die Gränzen jener Zerritorien, wie fie früher 
beftanden und e8 giebt lediglich die Verfaſſung und Gefeßgebung der frem⸗ 
den Staaten, von welchen die einzelnen Beftandtheile an Preußen gekom⸗ 
men, die Norm ab. 

Diefe Eintheilung mußte daher im vorliegenden Werke der Darftellung 
der flaatsrechtlichen Beziehungen der Juden (Thl. I. ded Werkes) zum 
Grunde gelegt werden, wogegen in privatrechtlicher Beziehung (Chi. Il. des 
Werkes) wiederum eine andere Eintheilung ded Landes auch rüdfichtlich 
der Juden gilt, nämlidy in die Provinzen, in denen dad Kandrecht, in denen . 
das Franzöfifche Recht und in denen das gemeine Deutfche Recht gilt. 

Allein auch in flaatsrechtlicher Beziehung war der Staat mitunter ges 





1) Val. hierüber die allgemeine biftorifche Einleitung ©. 20. 

3) Wie dies Preußen auch in Betreff der vorliegenden Frage mehrfach anerkannt. 
Vol. das R. v. 3. San. 1817 oben und bie übrigen dafelbft gegebenen Verord⸗ 
nungen. 

‘ Bol. hierüber auch Abth. II. Abfchn. I, Kap. VE. sub II. 2. 

*) Bol. die Aufzählung derſelben bei Abth. IE. Kalkan, IL, 
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zwungen, von jenem atomiftifchen inneren Staatörechte abzugehen und in 
einzelnen Berichungen Verordnungen zu geben, weldye die Gränzen jener 
einzelnen alquirirten Laͤndertheile überfchreitend, für den ganzen Staat 
maafgebend find. Außerdem find ſchon nach gemeinem Deutfchen Juden» 
rechte eine Anzahl von Verhaltnifſen ziemlich gleichartig geordnet gewefen. 
Es war daher nöthia, diefe gemeinfamen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der 
Juden im Preuß. Staate in der folgenden erſten Abtheilung darzuftellen, 
und es find hierher zur Vermeidung vieler Wiederholungen auch diejenigen 
verwielen, in Betreff deren zwar Ausnahmen bei dem einen oder anderen 
Landestheile fattfinden, die jedoch ben größten Theil des Staates ums 
faflen und daher hier am zwedtmäßigften barzuflellen waren. In Ans 
fehung diefer Ausnahmen iſt dann auf die Darfiellung der Berhältniffe ges 
dachter Landestheile verriefen. In der zweiten Abtheilung it denmachſt 
bie Darftelung der betreffenden Berhättniffe der einzelnen Landestheile ges 


geben. 


+ % 


Erfte Abtheilung. 


Staatörechtliche Berhältniffe der Juden, welche den ganzen 
Dreußifchen Staat betreffen. 





Erfter Abſchnitt. 


Die Benennung der jüdifhen Glaubendgenoffen Seitens 
des Staates. 


Es beftimmen hierüber: .. 

1) Das C. R. des K. Pol. Min. (in Abweſenheit ıc. v. Kamptz) v. 
10. Okt. 1815. Bezeichnung der Juden in den Paͤſſen. 

Auf Antrag der Aelteften der hiefigen Judenſchaft eröffne icy der K. Reg., daß bei ber 
in Gemäßheit der C. V. v. 8. v. M. in bie Päffe altteftamentarifcher Glaubensgenoſſen 
aufzunehmenben Bemerkung des Beſitzes oder Mangels des Staatsbuͤrger⸗Rechts, nies 
mals weber bei einem Ginländer noch bei einem Ausländer der Ausdrud „Jude“ oder 
„juͤdiſch“ in den Paͤſſen zu gebrauchen, fondern vielmehr der obgebadıten C. V. unter 
Vermeidung diefer Ausdruͤcke dadurch nachzuleben, daß 

1) in den Päffen der mofaifchen Glaubensgenoflen, welche Staatäbtrger find, bem 
Gharakter oder bürgerlihen Verhältniffe des Paß-Inhabers bie Bemerkung: „und 
Staatsbürger“, 4 B. der Kaufmann und Staatsbürger N. N., beigefügtz bagegen 

er 


3) bei denjenigen, welche nicht Staatsbürger find, nach Maßgabe individueller Ber 
hältniſſe der Mangel des Staatsbürger-Rechts entweder durch Weglaſſung der ad 1, ges 
dachten Bemerkung zu bezeichnen — welches in ber Regel bei allen benjenigen, deren 
Ramen ihren mofaifchen Glauben fchon beweifen, genügen wird — ober ausdruͤcklich 
Paſſe zu bemerken, daß ber Paß⸗Inhaber nicht Staatsbürger fei. 

(Hoffmann, die flaatsbürgerl. Verhältnifle ber Juden 2c. ©. 85.) 

‚2) Für fämmtliche Landestheile if durch die mittelft NR. v.10. Aug. 1836 
mitgetheilte 8. O. v. 19. Juni 1836, .rüdfichtli der Bezeichnun en ber 
Belenner der jüdifchen Religion in amtlichen Verhandlungen und Schriften 
und der Führung der Vornamen verordnet: 

Das K. Dberlandesgericht wird in Folge einer unterm 19. Juni db. J. erlaſſenen 
Allerh. K. O. angemiefen, ſich in allen vorfommenden Verhandlungen und amtlichen 
Schriften der Bezeichnung der Belenner der jüdifchen Religion als „„mofaifche oder alt: 
teffamentarifche Gtaubensgenoffen” zu enthalten und fich ftatt beffen, wo «8 auf die 
Glaubensverhaͤltniſſe ankommt, der Ausdrüde: Juden, oder jüdifche Religion, jüs 
bifher Glaube u. f. w. zu bedienen. Durch ben vorgebadhten Allerh. Befehl ift zus 
gleich die K. DO. v. 30. Nov. 1828 eingefchärft worden, morin angeordnet ift, daß bie 
Juden keine chriftlichen Vornamen führen und bie Polizeibehoͤrden ſtreng darauf halten 
follen, daß dieſe Unordnung ferner nicht flattfinde. 
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Das Kollegium bat dieſe Allerh. Beſtimmungen ſich zur Nachachtung dienen zu laſſen, 
und Behufs deren weitere Bekanntmachung an die Untergerichte ſeines Departements 
das Erforderliche zu verfügen. (Jahrb. Bd. 47. ©. 576. Gräff Bd. 1. ©. 277.) 


3) Mit Berug auf vorftehende K. D. erging, veranlaft durch eine Ein: 
gabe des Kaufmann Meyer zu Berlin, die K. O. v. 15. Oft. 1836. 


Aus Ihrer Eingabe v. 22.0, M., deren Anlagen hierbei zurüdgeben, babe Ich mit 
- Befremden erfehen, daß Sie ben Antrag gemacht, „daß Ich durch ein Wort der Gnabe 
Sie und Ihre Glaubensgenoffen vor unverfchuldeter Geringfhäsung fchügen und vor 
unverbienter Verachtung bewahren möge”, und Sie haben die Veranlaffung zu biefem 
Geſuche aus einer öffentli bekannt gemachten Verordnung des Juſtizminiſters über bie 
unpaffenden Umfchreibungen des Namens Zube, und in welcher zugleich an eine frühere 
und nicht gehörig beachtete Verordnung wegen jübifcher Vornamen erinnert wurbe, 
welche Meiner Orbre v. 19. Zuni zum Grunde lag, entnommen. Sn diefer Orbre habe 
Ich den Minifterien und Behörden anbefohlen, in ihren Berichten fi, wenn von 
Juden die Rebe fei, der modernen vielfältigen Umfchreibungen diefer Bezeichnung zu ent⸗ 
halten, und wenn hieraus Geringfhäsung und Verächtlichkeit in Hinficht auf Juden ges 
folgert werben follte, fo Tann dabei nur böfer Wille oder Irrthum zum Grunde liegen, 
indem Ich nichts Anderes beabfidhtigt habe, als diejenige Bezeichnung, welche in allen 
Gefegen und auch in dem lesteren über die bürgerlichen WVerhältniffe der Juden v. 
11. März 1812 aufgenommen worben ift, für die allein richtige zu Halten, mithin auch 
für diejenige, deren fich bie Minifterien und Behörden zu bebienen haben. Sie werben 
hieraus Meine Abficht, den geſetzlich beftehenden Zuftand der Juden aufrecht zu erhalten, 
und hieraus alfo auch entnehmen, daß ed gar Feines erneuerten Wortes der Gnabe und 
Beruhigung bedarf. Eine vorurtheilsfrei unternommene Vergleichung der jebigen und 
ber früheren Zeiten in Bezug auf die Werhältniffe der Zuden im Preuß. Staate kann 
wohl nur zum Vortheil der erfteren ausfchlagen, und treue Erfüllung der Unterthanens 
und Burgerpflichten wird, zu welcher Religion ficy auch die Einzelnen bekennen, von 
Mir nad) wie vor ftetd anerkannt werben. Sch.verftatte Shnen, von diefer Ordre jeden 
"beliebigen Gebrauch zu machen. Berlin, den 15. Okt. 1836. 
Triedrih Wilhelm. _ 
An den Kaufmann und Seidenwaaren-Kabrikanten el 
Joel Wolff Mever, bierfelbft. 
(Ann. XX. 151.) 


4) In Betreff ber Adreſſen amtlicher Beſcheide beflimmen: 


a) Das R. des Zufl. Min, (Mühler) v. 1. Okt. 1836. 


Ihr Schreiben v. 25. v. M. habe fo eben erhalten und kann Sie nur erfucken, bie 
Falle anzuzeigen, wenn Gerichtsbehörden und einzelne Zuftizbeamten fich beikommen 
laſſen follten, fich der Abrefie: „an den Juden N, N.’ zu bedienen. So wenig man es 
fi) einfallen Yaffen Tann, an den Ehriften N. N. und an den Tuͤrken R. N. zu fchrei- 
ben, eben fo wenig werbe ich es aut beißen, fich jener Adreſſe an ben Juden zu bedienen. 
330 es auf feine Glaubensverhältniffe antommt, da ftellt fich die Sache andere, da ift 
bie Bezeichnung: „Jude, ober juͤdiſche Religion’ ganz an ihrem Plage und diefer uralte. 
Volksname jebenfalls ehrwürbiger und treffenber als der moſaiſche, altteftamentariicher 
Glaubensgenoffe, und wie die Erfindungen der neueren Zeit alle heißen mögen, beren 
Gebrauch, weit entfernt, etwas höheres auszubrüden, nur verlegend ift, weil fein Zube, 
und überhaupt kein vernünftiger Menſch zugeben wird, in ber Benennung Zube liege 
etwas, was man zu umfchreiben nöthig habe. Won Religionshaß Tann überall nicht 
bie Rede fein; wer dem Glauben feiner Väter und fonft feiner religidfen Ueberzeugung 
folgt ind ein ehrlicher Mann, rechtſchaffener Bürger des Staates ift, dem er angehört, 
bleibt ftets ehrenwerth, und der kein höheres Moralprinzip anerkennt, er mag fein Chriſt 
ober Zube, ift ein Dann, gegen ben man weber Achtung, noch zu dem man Vertrauen 
begen Tann, und ben man nur-zu bulden hat, fo lange er nicht dem Arm ber Gerechtigkeit 
verfällt. Berlin, den 1. Oft. 1836. 

An den Herrn A. M. in P. (gez.) Mühler. 

“ (Heinemann a. a. O. ©. 216.) 


b) Das zunächſt an die K. Reg. zu Bredlau gerichtete Cirk. R. des K. 
Min. des J. u. d. P. (0. Rochow) v. 13. Oft. 1836. 

Der dortige jübifche Kaufmann R. bat fich unter Einreichung des ihm von der X. 
Res. am 8.0. M., in Betreff des Vornamens feines Sohnes ertheilten Beſcheides 
darüber befchwert, daß er auf der Abreffe biefes Befcheides mit „Zube bezeichnet wors 


den Jei, 
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Sch muß vorausfegen, daß diefe Bezeichnung des Kaufmanns R.. auf. der Abrefle ber 
Verfügung lediglich auf einem bei der Reviſton nicht bemerkten Verfehen der Erpedition, 
oder auf einem willtürlichen Zufage ber Kanzlei berube, da es durchaus nicht gebraͤuch⸗ 
Lich iſt, aufdie Adrefien die Religion, oder auch bie Nation zu bezeichnen, . welcher der⸗ 
jenige, an welchen eine Zufchrift gerichtet ift, angehört. . IN 

Die K. Reg. möge daher Ihre Bureaus anweifen, künftig dergleichen Unſchicklichkeit 
zu vermeiden. (Ann. XX. ©, 806.) nn u 


| | Zweiter Abſchnitt. 
Dad Staatöbürgerrecht ber Juden im Preußifhen Staate 


Die Juden haben zwar in allen Gebieten ded Preuß. Staates das In⸗ 
digenat, d. h. fie werden als Eingeborene, Staatsangehörige betrachtet; 
fie haben aber nicht auch gleichzeitig Überall dad Staatöbürgerrecht, wie dies 
in den alten Provinzen und denjenigen Landeötheilen der Fall ift, wo eher 
mals die franzöfiiche Gefeßgebung gegolten, und muß daher in diefer Bes 
ziehung auf die einzelnen Abfchnitte der zweiten Abth. verwiefen werben. 
Aber auch jenes Indigenat, fo wie dieſes Etaatöbürgerrecht, iſt Fein ſolches 
in Beziehung auften ganzen Staat, fondern es befteht nur für die einzel 
nen XVerritorien!) nach ihrer früheren Begränzung, bevor diefelben an 
Preußen gekommen. Es ift nämlich dem Juden eines folchen Verritorit zwar 
unter der gehörigen Aufficht verftattet, andere Territorien vorübergehend 
zu befuchen, z. B., wie died auch den Ausländern nicht verwehrt ifl, Die 
Märkte in anderen Territorien zu beziehen, oder als Gefinde fich in denfelben 
zu vermiethen, dagegen keinesweges verftattet, fich in denſelben niederzu⸗ 
laffen. Um nun diefe verbotenen lieberfiebelungen zu verhüten, find auch die 
Rechte, die aud jener Qualität des Inländers folgen, vielfach verfümmert. 
Es werten die Mißſtände diefer glebae adscriptio, in einem wenig erweiter 
ten Sinne ded Wortes, in einer befonderen Abtheilung?) dargeftellt. 


Dritter Abfchnitt. 


Dad Gemeindes Bürgerreht der Juden im Preußiſchen 
Staate. 


Auch diefed Verhaͤltniß ift verfchieden in den einzelnen Landestheilen feſt⸗ 
geftellt und find deshalb hierüber die einzelnen Abfchnitte der zweiten Abs 
theilung zu vergleichen. Es beflimmt hierüber insbefondere die K. O. v. 


4. (14.) Juli 1832: 
In Hinficht der Juden bewendet es überall, wo das E. v. 11. März 1812 nicht gilt, 
bis zu anderweiter gefeglicher Beflimmung, bei der jegt beftehenden Verfaffung. 
(G. ©, 1832. ©. 183.) 


Bierter Abfchnitt. 


Berechtigung zum Erwerb von Srundeigentbum und der ba= 
mit verbundenen Rechte der Jurisdiktion, des Patronats und 
der Standfihaft. 


Erſtes Kapitel, 


Berechtigung zum Erwerb von Grundeigenthbum Seitens der Juden 
im Preußifchen Staate, 


Auch in diefer Beziehung find die einzelnen Landestheile einander gegen.’ 


— — — — — — — — 


Von Provinzen iſt bier, wie oben gezeigt, nir end die Rebe. 
AbthL. 3. ’ gezeigt, nirs S 
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übergeſtellt, wie die einzelnen Abſchnitte der Abtheil. II. des Näheren erge⸗ 
ben. Ueberſichtlich ift bier nur zu bemerken: 

1) Denjenigen, welchen durch das €. v. 11. März 1812 die Rechte der 
Preugifhen Staatsbürger ertheilt find, ſteht nach 88. 10 und 11. Diefes 
E. frei, in Städten ſowohl ald auf dem platten Lande fich niederzulaffen 
und Grundftüde jeder Art zu erwerben. Sie dürfen aber diefe ihre Be 
figfähigkeit in den neuen Provinzen nicht geltend machen. 

2) In der Rheinprovinz und den Landeötheilen, welche Beſtand⸗ 
theile ded Königreich Weſtphalen waren, find die Juden gleichfalls in 
dem Exrmwerbe ded Grundeigenihumd nicht beichränkt, da fie durch die fran⸗ 
zöfifche und weftphälifche Geſetzgebung in dieſer Beziehung den übrigen Un⸗ 
terthanen ganz gleich geſtellt wurden; in vier Kreiſendes Reg. Bezirks Min⸗ 
ben ift dies jedoch durch K. O. v. 20. Sept. 1836 zu ihrem Nachtheile abges 
ändert worden. 

3) 3m Eulmer und Michelauer Kreife und der Stabt Thorn mit 
ihrem Gebiete, welche dem Herzogthum Warichau einverleibt waren, follen 
fie zum Erwerbe von Landgütern, nach dem Dekr. v.19. Nov. 1808 u. 23, 
$ebr. 1810 unfähig fein, und zum Erwerbe von ftädtifchen Srundftüden nach 
dem R. d. Min. de8 J. d. d. Warſchau den 13, April 1815 nur in fofern 

ualificitt, als fie den Befig eined Wermögens von 40,000 Gulden poln, 
(6666 Rthlr. 20 Ser.) nachweilen, der deutfchen oder polnifchen oder frans 
Öfifchen Sprache mächtig find, ihre und ihrer Angehörigen Kinder vom 7. 
—*— ab indie Schule ſchicken, ſich keiner äußern unterſcheidenden Abzeichen 
(Bart und Kleidung) bedienen, und zu dem zu erwerbenden Haufe kein 
hriftiicher Käufer fich findet. Doch erfcheinen diefe Verordnungen nicht 
verbindlich. Vgl. hierüber Abth. II. Abfch. IV. 

4) Sm Großberzogthum Pofen find nur die naturalifisien Juden dazu 
befähiget. F. 20. 25. d. der V. v. 11. Juni 1833. 

5) Sn den von Heffen: Darmftadt und Naffau abgetretenen Lan⸗ 
beötheilen dürfen fie ed nur mit Genehmigung der Reg. erwerben. 

6) In den ehemaligen fächfifchen Provinzen und Diftrikten, insbeſon⸗ 
bere auch in der Lauſitz, find fie dazu unfähig. 

7) Sn Reuvorpommern und Rügen fünnen fie Srundeigenthum 
nur auf Grund befonders ertheilter Konzeffion und in den Städten insbe⸗ 
fondere nur mit magiftratualifcher Genehmigung abquiriren, 


Zweites Kapitel. 


Erwerb der mit dem Grundeigenthum verbundenen Ehren= und politifchen 
Rechte, Seitens der Juden. 
Einleitung.. 

Da ſich aud dem erfien Kap. ergeben, daß die Juden nur in gewiſſen 
Eandeötheilen liegende Gründe erwerben dürfen, fo verſteht es fich von vorn 
herein, Daß fie auch nur in eben diefen Landestheilen befugt fein können, die 
mit dem Srundbefige verbundenen Ehren: und politifchen Rechte auszuüben, 
insbefondere dad mit dem Beſitze von Rittergütern verbundene Recht der 
Natrimonial- Gericht8barkeit, wo diefe noch befteht, und der Damit verbunde- 
nen Polizei ˖Jurisdiktion, fo wie des Patronats und der mit dem Beſitze von 
Grundeigenthum verbundenen politiichen Rechte der Standfchaft. 

Allein auch in diefen Landestheilen, in denen fie Grundeigenthum befigen 
dürfen, find die für Chriften mit dieſem verbundenen, oben gedachten Rechte 

den Zuben meift genommen. Ä 
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L 
Ä Die Jurisdiktion. 
* L in Betreff der Jurisdiktion die einzelnen Abſchnitte der zweiten 
ng. 
" II. 
Das Patronat über chriſtliche Kirchen. 


Das &. R. beſtimmte Thl. IL Tit. 11. 88. 581—583: 

$. 581. Mit dem Gute zugleich aber geht daſſelbe (das Patronat) auf jeden Beſitzer, 
ohne Unterſchied der Religionspartei, og er I befennt, bher. ' 

$. 582. Doch Fönnen Perfonen, welche zu Feiner von der im Staate aufgenommenen 
—— chriſtlichen Religionsparteien gehören, das Patronatrecht Über eine Kircht 
n en. 

$. 583. Es fteht ihnen zwar frei, biefe Ausübung einem Anbern während ihrer Beſig⸗ 
zeit zu übertragen; bie Beiträge und Leiftungen aber, welche aus bem Patronate fließen, 
müſſen in allen Fällen aus ben Einkünften des Gurs beftritten werben, 


Diefe Beflimmungen wurden modifizirt und das betreffende Verhaͤltniß 
auch in den Eandestheilen, in welchen nicht daB Landrecht gilt, für alle 
Zerritorien, in welchen die Juden Grundſtuͤcke unbefchränkt ererben können, 
durch die folgende Verordnung feftgeftellt. 

Verordn. v. 30. Aug. 1816, wegen Verwaltung des Patronatrechts über 
chriſtiiche Kirchen auf folchen Gütern, die ſich im Beſitzthume jüdiſcher Glau⸗ 
bensgenoſſen befinden. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 2. Thun fund 
und fügen hiermit zu wiſſen: 

Nachdem durch Unfere Verordn. v. 11. März 1812 den Juden in den bamaligen Pro⸗ 
vinzen Unſeres Staates, niit dem Staatsbuüͤrgerrechte die uneingeſchränkte Befugniß, 
Grundſtücke zu acquiriren, ertheilt iſt, und fie daher auch Grundſtücke, mit denen das 
Patronat über chriſtliche Kirchen verbunden iſt, erwerben; fo erfordern Kae bei Anferti« 
gung bed A. L. R. nicht vorhanden gemefene Källe eine anderweite Beſtimmung. 

Wir verorbnen baber für die Provinzen, wo aufolge bes G. v. 11, März 1812 den 
Juden bereits die undefchränkte Befugnif, Grundſtücke zu erwerben, ertheitt ift, fo wie 
da, wo ihnen folche Fünftig ertheilt werben wird, Folgendes und deklariren dadurch bie 
Beſtimmungen des A. L. R. Thl. II, Zit. 11. $%. 581—583 dahin, daß 

1) das auf Gütern und Grundftüden, die ſich im Beſitzthum jübiiher Glaubensge⸗ 
noffen befinden, haftende Patronatrecht über chriftliche Kirchen, für die Beſitzzeit jübifcher 
Erwerber und deren Benugung, fo lange gänzlich ruhe; daß baher 

2) der Pfarrer und die Kirchenbebienten, auch der Schullehrer in evangeliſchen Gemei⸗ 
nen von ber Provinzialbehörbe, und in katholiſchen von den Biſchöfen, ganz in berfelben 
Art heſteue werde, als ob kein Patron vorhanden oder deſſen Recht auf fie übergegan⸗ 
gen ſei. 

3) Eben fo fol es auch mit der Aufſicht über das Kirchenvermögen und mit der Abs 
nahme ber Kir enzechnungen gehalten werben. 

4) Die Beiträge und Leijtungen aber, zu benen ber Patron verbunden iſt, möüflen in 
allen Fällen aus ben Einkünften des Guts beftritten werben. 

5) Wo das Patronat einer Kommune gufteht, Finnen bie jüdifhen Mitglieder derfel 
ben an deffen Ausübung Teinen Theil nehmen; fie müffen aber die damit verknüpften 
Reallaften von ihren Befigungen gleich andern Mitgliedern der Kommune tragen, fo wie 
fie aud) als anfäßige Dorfs⸗ oder Stabtgemeinde- Mitglieder, von ihren Grundſtücken 
gleich andern hriftlichen VBefigern zur Erhaltung der Kirchen⸗Syſteme beizutragen ver: 
Mihet ſind, Rn diefe fonft, wegen ber Anfiedelung ber jübifhen Staatsbürger Gefahr 
aufen, einzugehen. 

Des zu Urkund if diefe Verordn. von Uns höchfteigenhändig vollzogen und mit Unferm 
Königl. Infiegel bedrucket worden 

Gegeben Berlin, den 30. Aug. 1816. 

L Friedrich —— 


C. ürft v. Hardenberg. v. Kircheiſen. v. Schuckmann. 
(G. &. 1816. &. 207.) 
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II, 
Ständifche Rechte der Juden im Preußiſchen Staate. 

Bekanntlich find im Preußifchen Staate die ſtändiſchen Rechte lediglich an 
den Srundbefig gebunden. In den Zerritorien, wo die Juden von legterem 
audgefchloffen —f. sub I.—,ift ihnen michin von vornherein auch der Antheil 
an der leßteren genommen. Aber auch in den Territorien, wo ihnen der Grund- 
befig unbefchräntt freigegeben, ift von obiger Konfequenz eine Ausnahme rück⸗ 
fichtlich der Juden gemacht, 

Es beflimmen nämlich 1) in Betreff der fländifchen Vertretung ber Pros _ 
vinzen Die zufolge des allgemeinen ©. v. 5. Juni 1823 wegen Anordnung 
der Ptyringialſtãnde ) erlaffenen Specialgefege für die einzelnen Provinzen, 
namlich: | 

a) dad ©. v. 1. Zuli 1823 wegen Anordnung der Provinzialftände für 
dad Königreich (die Provinz) Preußen? ), | 

b) da8 gleiche ©. für die Mark Brandenburg und die Niederlauſitz v. 
1. Suli.1823?), 

.c) daflelbe für Pommern und Rügen vom felben Datum*), 

d) daffelbe für Schlefien und die Oberlaufig v. 27, Mär; 18245), 

e) daſſelbe für dad Großherzogthum Pofen vom nämlichen Datum‘), 

f) daffelbe für die Provinz Sachſen vom nämlichen Datum”), 

g) daffelbe für die Provinz Weftphalen vom nämlihen Datum®), 

h) daflelbe für die Rheinprovinzen vom nämlichen Datum’), 
in Betreff der Wählbarfeit der Abgeordneten unter den betreffenden 
= oingungen auch die Semeinfchaft mit einer der eiftlichen 

irchen. 

Die betreffenden Worte lauten in dem $.5. Nr. 2 diefer Geſetze: 

„Bei der Wählbarkeit aller Stände zu Landtags» Abgeordneten werben 
folgende Bedingungen voraudgefeßt: 

N). . | 

2) die Semeinfchaft mit einer der chriftlichen Kirchen.” 

. Eben fo ift den Juden die Berechtigung zur aktiven Wahl ges. 
nommen. 
Es beflimmen hierüber die 88. 13 der betreffenden Geſetze: 

‚Bedingungen des Wahlrechts. 
„ Die vorbemerkten Bedingungen der Wählbarkeit treten auch für die Be⸗ 
„fugnig zur Wahl ein ıc.19). 

2) Sn Anfehung der Kommunal:Landtage ifl von demfelben Grund» 
faße auögegangen. Ä 

In fofern auf biefen nicht, wie e8 die Regel, die Deputirten der Provin- 
zial-Landtage und deren Stellvertreter erfcheinen, die nach den ad 1. geges 
benen Beftimmungen nur Chriften fein können, vielmehr befondere Pers 
fonen gewählt werden, ift auch rüdfichtlich dieſer ausdrücklich die chriftliche 


° & 
“ S 
.& 
.S 
.©. 
G. 
.S. 

©, 1824, ©, 108. 

. S. 1824. S. 101. 

10) Die hierbei gemachte Ausnahme bezieht ſich nur auf bie Dauer der Beſitzzeit. 
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Religion zur Bedingung gemacht. So in dem G. v. 17. Aug. 1825, betr. 
ben Kommunal⸗Landtag der Kurs und Neumark *), wo 8. 4. disponirt: 

„Um auf ben Kommunal⸗Landtage der Altmark 2) ericheinen zu können, 
„wird gemeinfchaftlich für alle Stände vorausgeſetzt: 

„Semeinfchaft mit einer der chriftlihen Kirchen.” 

3) In Anfehung der Kreiöflände beftimmen gleichmäßig: 

a) die Kreis⸗Ordnung v. 17. März 1828 für dad Königreich Preußen?), 

b) für Pranbenburg bie Kr. D. für die Kur- und Neumark v. 20. Nov. 
1825 *) und für dad Markgrafthum Nieberlaufig v. 18. Nov. 18265), 

ec) für Pommern die Kr. O. v. 17. Aug. 18256), 

d).für Schleſien und die Oberlaufig die Kr. O. v. 2. Juni 1827 7), 

0) für Polen die Kr. O. v. 20. Decbr. 18288), 

f) für Sachſen die Kr. O. v. 17. Mai 1827), 
sd 5 Weſtphalen und die Rheinprovinzen die Kr. DO. v. 13. Juli 

, 
in dem $. 6. biefer Geſetze: | 

„zur perlönlichen Ausübung des Stimmrechtd auf den Kreistagen ift bei 
allen Ständen und geftatteten Vertretern erforderih: . ' 

a) die Semeinfchaft mit einer der chriftlichen Kirchen.” 

4) In Betreff der Frage, ob jüdische Rittergutsbeſitzer zur Uniform bei 
Nittergutsbefiger berechtiget, fprechen fich indirekt die beiden folgenden Bes 
flimmungen aus: | 

a) dad R. des M. des Inn. v. 22. Ian. 1825. - | 

Der K. Reg. wird 26. eröffnet, daß die den Rittergutsbeſitzern beigelegte Uniform unter 
derfelben Maßgabe, wie vor dem Jahre 1807 von ben Rittergutsbefigern als 


folhen, ohne Rüdfiht auf Landſtandſchaft zu tragen ift. 
(Annal. IX. 8.25.) 
Nach diefem R. würde das Recht der jüdiſchen Rirtergutöbefiger zur 
Tragung der gedachten Uniform nicht zu bezweifeln fein; dagegen iſt 
b) an den Minifter von Rochow folgende K. O. v. 2. Aug. 1841 er- 
gangen: | 
Auf Ihren Bericht v. 25. Maid. 3. win Ich für ben ganzen Umfang Meiner Mo: 
nardhie den bürgerlichen Befigern von Rittergütern, welche die Landſtandſchaft haben, 
unabhaͤngig davon, ob ſie zu Landtags⸗Abgeordneten erwaͤhlt ſind, fuͤr ihre Perſon und 
fo lange fie ſich im Beſitz der Güter befinden, das Recht zur Tragung der ritterſchaft⸗ 
‚lichen Uniform verleiben. - Das Recht fällt mithin fort, wo diefe Befiger nicht zu Land⸗ 
tags⸗Abgeordneten waͤhlbar find, doch fol der zehnjäbrige Beſitz in diefer Beziehung 
nicht erforderlich fein. Hiernach erleidet auch die für die Provinz Weſtphalen erlaffen 
B.v. 29. März 1825 eine Modifitation. Sansſouci, d. 2. Aug. 1641. 
(Amts BI.) Friedrich Wilhelm. 


Die Berechtignng, welche vorflehend ber gefammten Kategorie der bür⸗ 
gerlichen Ritterguts-Beſitzer zugefprochen, war diefen bereitd durch das Ebd. 


1) G. S. ©. 201. Ä J 
2) Auf dem der Kurmark, mit Ausſchluß ber Altmark, und auf dem der Neumark ets 
ſcheinen die Abgeordneten für den Prov. Landtag. Eben fo nad) der V. v. 18, 
Nov. 1826 auf dem Komm, Landtage der Niederskaufig. (G. S. ©. 110.) 
2) G. S. S. 1828. S 34. 
4) G. ©. 1825. ©. 133, 
3) G. ©. 1816. ©&. 110. 
) 3. ©. 1826. ©. 217. 
7) G. ©. 1827. S. 71. 
2) G. ©. 1829. ©. 3. 
) G. ©. 1827. ©. 54. 
10) ©. ©, 1827, ©. 117. 
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Deſſenungeachtet ſcheint man in neueſter Zeit auf ‚frühere, Ideen zurüd⸗ 
zukommen, wie die folgende K. D. v 14. März 1842 eigiett. 
Wenn bie Aelteſten ber jübifchen Gemeinde zu Magdeburg in der Beufelung.o 2 
dv. M. ben Eintritt in den Militairdienft als ein ben Juden zuftchendes Recht jn Anz 
fprud) nehmen, fo eröffne ich denfelben, daß e8 niemals —X gewefen it; ben dcea 
den freiilligen Eintritt in ben Militairdienft zu verfagen, wodurch ihre Befugniß zur 
Theilnahme an dem ehrenvollen Beruf ber Sandesvertheibigung jedenfalls unverfchränkt 
bleiben wird. Was aber die Pflicht der Juben zum Milttairdienfte für die Zukunft ber 
trifft, fo muß die Beftimmung darüber bis nach Bernbigung der von mir angeorbneten 
Berathungen über die Regulitung der bürgerlichen Kar Itniffe der Juden ausgefegt 
bleiben, J geiebe ch Wilhelm, . * 
An die Aelteſten dei juͤdiſchen Gemeinde zu Magbı EB Mai . 

Es iſt in Beziehung auf diefe Angelegenheit, bemerkenöwerth ... 
Juden die Berechtigung zefp.' Verpflichtung zum Militairdienfl, ihre 
Willen in einem großen Theile des Staates nicht entzogen werben. 
ohne dem in ber. hiftorifchen Einleitung. S:; 20 ‚gegebenen, Arfifel; 16 
der deutichen Bundesakte entgegen zu handeln. Der,. rt, fs 
ſtimmt, daß den Juden die denfelben von den einzelnen Bunbeäftaaten bes 
zeit eingeräumten Mechte erhalten werden müflen,. ‚Nun. befiimmen aber 
für die alten Provinzen die $$.. 15. u. 16 ded Ev. 11,.März. 1912, 2 
die Juden gehalten, alle den Chriften gegen den Staat obliegende Pflichten 
gleichfalls zu erfüllen und dag fie indbefondere gleich den Chriften der Mili« 
tair»Konffription unterworfen. @ben fo find die Juten in ben Provinzen, 
die zu Frankreich, zum Königreich) Weftphalen und um Großherzogthum 
Berg gebört, in diefer Beziehung ben Chriften vollkommen gleichgeftelt. 

Das Recht der Juden, gieich den Shriften zum Militairdienſt angezogen 
zu werden, fleht mithin in allen biefen Provinzen, ſoweit fie zum deuiſchen 
Bunde gehören), unter der Garantie des deutfchen Buntes, 

Es Tann hiergegen keinesweges eingewendet werden, daß man nicht von 
einer Berechtigung auf eine Pflicht fprechen könne, vielmehr wird der Regel 
nach die Pflicht zu einer&eiftung auch die Berechtigung dazu in ſich fehließen 
und daß insbefondere im vorliegenden Falle die Pflicht der Juden, gleich den 
Ehriften zut Vertheidigung des Vaterlandes beizutragen, unter den obwal⸗ 
tenden Umftänden ein wirkliches Recht enthält, könnte höchftend mit tobten 
Worten beftritten werben, nicht aber bei lebendiger Auffaffung der Ges 
farmmtverhältniffe. Bedürfte es dieferhalb noch eines befonderen Beweiſes, 
fo würde der Hinweis auf dad Großberzogthum Pofen genügen, wo man 
den Juden, weil fie ſich auf einer een Kulturftufe als die Juden der 
übrigen Provinzen der Regel nach befinden, im $. 14 des G. v. 1. Juni 
1833 — f. Abth. I. Abfchn. III — auch bloß daB Recht zum freiwils 
Ligen Militairdienft gegeben, ihnen alfo das Recht abgefprocen hat, gleich 
allen übrigen Staatögenoffen vom Staate für verpflichtet angefehen zu 
werden, dad Vaterland zu vertheidigen. 


Gegenwärtige Berfaffung. 


Bur Zeit befteht folgende Verfaſſung in Betreff der Militairdienſtpflicht 
der Juden. 


Kriegsdienſten und Allem, was damit in Verbindung fteht, ſich zu betheiligen. Dies 
iſt geradezu religiöfe Pflicht fürden Juden, und zwar bie hödhjfte, beralleandern 
ſich unterorbnen müffen, fo daß ber fromme Zube ſich ihr nicht entziehen darf, 
ganz abgefehen davon, daß die Sicherheit und ber Ruhm des Baterlandes ihm 
am Herzen liegen müffen. 6). Die heutige Kriegsführung forbert bie.mannigs 
fachften Worbereitungen aud in Friebensſeiten, und biefe führen biefelben Be: 
feeiungen mit fi, der wirkliche Kriege zuſtand. 
+) Die Drovinzen Preußen und Pofen gehören nicht zum deutſchen Bunde. 
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Der $. 16 des E v. 11. März 1812 bereits unterwarf die Juden gleich» 
falls der damals beftehenden MilltairKonfkription und das allgemeine ©. 
© 3. Sept; 1814, betr. die algernrine Berpfichtung ‚zum Kriegödienfle), 
beftimmt im Eingange, daß die biöher über die Ergänzung der Armee bes 
flandenen älteren Gelege überall durch dieſes neue Gefetz —E werden 
und disponitt demnaͤchſt im . 1: 

Iedet Eingeborne, ſobald er das 20fle Jahr vollendet hat, iſt zur Ver⸗ 
Pen bed ide Bello en, e bt mit, da di 

ie gli eftimmung iſt ganz allgemein und jiebt mithin, da die 
Kar He ae Hantie für, np au erachten, wenn 
— irger fi find), allen Zuden in Preußen®) 
id t zum, Mitaiekient, Dur), Minifterial»Beftions 
ill, Aa egen, ein Unterfhied, gemacht worden.zioifchen den 
gr Bere Benin ger find und melde ‚nicht... Yußerbem werben auch 
ohne daß Died durch ein. öffentlich befannt gewachtes Geſeb vorge ⸗ 
fürleben. wöäte, nicht in das Garde Korps einaeftellt*). 

Es beſtimmen hierüber und Überdie fonfigeni jũdiſchen Mititatr- 8: Verheltniſſe: 

4) Das R. bes Min, des . v. 12. Aug. 1817 an die K. Reg. zu 
Botsdem, Berlin, Frankfurt, Stettin, Köslin, Königsberg, Gumbinnen, 
DMarienwerder, Dan; mi, Breslau, Liegnig, Oppeln und Reichenbach, ’ 

‚Der. X. Bed. wird — ur Bader und — eröffnet, daß bie jadiſchen 
Einwohner, welche bad Staatöblirgerredht'' br der Mititatepflichtiai ft, glei ‚alten 
andern Preußifchen Staatsbürgern, unterworfen fin! 

Bertjũ, den 12. Ayguft 1817. ’ Teiniperium des Zonern, J 

2) Der K. Reg. zu Merſeburg, Stralſund, Brom! Magdeburg, 

2, Koblen; &h De Aachen, Siflhor hen —S— und — wir! 

hierdurch zur Nachricht und Achtung befannt gemadt, daB bie Wiltateplichtigteit der 

Juden üı nn — ——— — wel j. das Preuß. vooraatebürgerteit noch nicht 
na f u 

en den, 12. Auguft 1 1817. (Annalen — 1. Heft 3. S. 225.) 

ZN. des‘ X. Min. des Ian. — an die X. Reg. Beatinvun 
Aug. —8 Breimiliger Militalrdienſt der Juden aus Neuvowommern 

ofen. 

nn K. Reg. wird äuf Shren wegen des freiwilligen Gintritts der Juden aus Neus 
Borpommern unb dem —XC ham Pofen in das Militair unterm 26. 6. M. ers 
Katteten Bericht erdfinet, da Dinſichts der Tuben aus der erftgebachten Provinz, 
weldye militaicpflichtig find, Fein Bedenken findet, ihnen für ben Fall des feeirinigen 
Dienftes bei Wahl bes Truppentheils in Teiner Art zu befhränten. 

In Anfehung der Juden aus dem Großtergoathum Poſen kann aber nicht eine gdeiche 
Behanblung ftattfinden, denn nad) ausbrüdlic Alexhödfter Beſtimmung find felbige 
vorläufig nicht militaiepflichtig, fondern bezahlen noch das Rekrutengelb. 

Da nun ber freiwillige Dienft eine Begünftigung für Mititairpflichtige ift, fo Tann fols 
her ben Nicht: Militairpflichtigen um fo weniger verftattet werben, als dadurch nur den 
Juden des Großbergogthums Pofen —e Gelegenheit en, werben möchte, 
fi a alten rn einzufchleichen, und welches auch verhindert werben folL . 

an. 

4) R. ve K. Min, des Inn. und der Pol, (Köhler) an den K. Militair⸗ 
Komifarins- su. Berlin v. 17. April 1832. Erfüllung der Militairpflicht 

n Seiten der Zuben durch freiwiligen Militair-Ebirurgenbienft. “ 
an c. 26. wird auf Ihre unterm 6ten d. IR. aus Berantafung eines Spain, 












„ ©. ©. 1814. e. 79. 
3 Fr den —— ILe. her Mi 
it Ausnahme derer im Großherzogthum Pofen, wo nad $. 14 des G. v. 1. 
Juni 1813 bloß das 26 Beh gegeben ift, freiwillig in den — au treten. 
Vergl. Abth. II. Abi ul. 
*) Bergl, unten das ” v. "17. April 1892 aub Ar, A 
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bes ji jen Glauben‘ fen, Kanbibaten ber Medizin RR. 91 Anfrage 
— — iſtaelitiſchen jungen Beute welche zum —— 
Diilitairdienſt zugelaffen worden, olerbings ihre MN als Kompagnies&hirurs 
gen erfüllen dürfen, und benfelben bie WBeftimmung bes 5. O bes &. v. 14. März 1842 
nicht entgegengeftellt werben Kann, ba hier nicht von der Verleihung eines Gteatsamte, 
fondern von ber Erfüllung einer allgemeinen fiaatsbürgerlichen Verpflichtung bie Rede 
ft, welcher auch die Juden unterworfen find. 

Mebeigeng Seiten, gie am. ı. E — —— gen a ae tuem 
vom itt in das orpt fo lange ‚überhar ine 
—S und angenommen werben. N, ©. 504.) 


zeiftungen, welche vüctichtlid der — Zglinge von. einem —— * 
fordert werben, erügt: fo Sean wir 


6) In Betreff der Vereidigung des jüdiſchen Rilitairs vgl, den 
Ibſchn. X, das jũdiſche Kirchenweſen beteffendnd. 


Seq ſter Wäfchnitt. 


Verhaͤltniſffe der Juden im Preußiſchen Staate, die Juſtiz- 
boheit betreffend. 


Die Verhältniffe der Juden, welche bie Juſtizhoheit betreffen, nämlich, 
ſowohl die Civll⸗ als die Selminainfiggemstt Hut verfchleden, je nache 
bem bie Juden unter ber Herrfchaft des Landrechts des Frangöfifchen 
Rechts ober des gemeinen Deutfchen Rechts im Preußifchen Staate leben. 
Es find diefe Privat» und criminalrechtlichen Werhältniffe nach jener dreis 
fan eltung in dem zweiten Theile des Werkes bargeflellt und dort zu 
vergleichen. 


Siebenter Abſchnitt. 


Die Berhältniffe der Juden im Preusifhen Staate, das 
Staatspolizeir-Recht betreffend, 


Während einige, die Perfonal. Polizei betreffende Verhaͤltniſſe gleichm 1 
für den ganzen Staat geordnet find, wie bie folgenden Kapitel geben, 8 
die, bie Gewerbe-Potizei betreffende Berhältniffe in den einzelnen Zerritorien 
verſcdieden und baher bei Dielen in ben einzelnen Abf_pnitten ber zweiten 
Abtheilung zu vergleichen. 
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Grftes Kapitel, 
Feſtſtellung ber Perfonal⸗Verhaͤltniſſe. 
L 


Sorge für die Unabänberlichkeit der jüdiſchen Bamilien- 
0 Namen und Vornamen. 


I. Schon die allgemeine Geſetzgebung enthält in biefer Beziehung die 
nö Beſtimmungen. Das A. 8. R. verbietet Th. II. Tit. 20. 
Er b., ſich auch ohne unerlaubte Abficht (d. h. auch ohne, daß das 

ein Betrug bezweckt würde) eines fremden Familiennamen ober 
WBappend zu bedienen. In Betreff der förmlihen Zulegung eines fremden 


Kamiliennamens disponirt: | 
1) Das R. v. 9. Juni 1806, betr. dad Verbot ber. Führung fremden 
Namens und Siegels. | | 
iedrich Wilhelm te. Der Banquier ıc. 2. bat ſich barüber beſchweret, daß fein bei 
Euch angebrachtes Geſuch, dem Juden ıc. N. die Fuͤhrung feines Namens und bes mit 
demſelben verfehenen Siegels bei nambafter Strafe zu unterfagen, zur&digewiefen iſt, 
und Wir finden diefe Beſchwerde gegründet. Der $. 1440b. Zit. 20. Th. II. bes A. 
2. R. verorbnet allgemein unter dem Rubro: Mißbrauch fremben Namens und Wap⸗ 
pend, daß Niemand, wenn auch keine unerlaubte Abſicht bamit verknüpft ift, fich eines 
fremden Kamilien-Namens ober Wappens bedienen ſoll; und daraus folgt von felbft, 
daß es nicht erlaubt fein Tann, feinen angeborenen Ramen ohne fpezielle hößere Erlaubs 
nij mit einem andern Familien⸗ Ramen zu vertaufchen, denn, wasd in eingelnen Yällen 
nicht rinmal geftattet werben fol, kann um fo weniger in allen Faͤllen erlaubt fein. Daß 
der Inde ꝛc. NR. nach biefem Gelege fich nicht das einemal N. und das anderemal %, 
nennen Tann, wird in Eurer, dem Supplikanten ertheitten Borbefcheidung gugegeben, 
die Annahme des Familien⸗Ramens 2. für immer aber iſt eine Kontinuatton biefer uners 
laubten in dem allegirten Geſetz verbotenen Handlung beffelben: ein frember Name tft 
fhr Jeden ein folder, der ihm nicht angeboren, ohne Unterfhieb, 0b er benfelben 
ohne fpezielle Erlaubniß ber Tompetenten Staats⸗Behoͤrde, alfo unbefugter Weiſe 
immer, ober in einzelnen Faͤllen fich beigelegt hat, und bie Anwendung des Geſetzes 
tkonnte Außerften Falles nur dann zweifelhaft fein, wenn der N. nicht einen bekannten 
Familien⸗Namen, ſondern flatt deſſen irgend einen andern genommen hätte, yon welchen 
man nicht weiß, ob er einer fo benannten Familie gehdre. Hierin liegt aud) das Intereffe 
und bie bamit verinäpfte Befugniß des Banquiers L., die gefeßliche Unterfagung bes 
Gebrauchs feines Familien⸗Ramens, fo wie feines Petfchaftes, welcyesben ganzen Namen 
2. enthält und zwar bei bem kompetenten Gerichtshof zu extrahiren, weil jenes unter den 
Griminalgefegen aufgenommen ift, bie Gerichtsbehörde alfo die Unterfagung bei der im 
$, 1aaD : angeoröneten namhaften, von Euch feftzufegenben Strafe erlafien muß. 
iernach ꝛc. 
v⸗ (N. C. C. Tom. XII, &, 668. Nr. 77 de 1806. Rabe's Samml. Bb.8. ©. 608.) 


2) Die 8. O. v. 15. April 1822 beftimmte demnädhft, daß ed bei Ver⸗ 
meldung einer Geldbuße von fünfzig Thalern ober viermöchentlicher Ges 
fängnißftrafe?) Niemandem verftattet fein fole, ohne unmittelbare landes⸗ 
herrliche Erlaubniß, feinen Familien, oder Geſchlechts-Namen zu ändern, 
wenn babei auch keine unlautere Abfiht vorhanden fei. 

(@. S. 1822. &. 108.) 

3) In Beziehung auf die zum Chriſtenthume übertretenden Juden wurde 
jedoch diefe Genehmigung vom Könige auf das Pol. Min. übertragen durch 
K. O. v. 15. April 1822, mitgetheilt duch N. des K. Min. ded 3. (Köh— 
ter) an das K. Pol. Präfidium zu Berlin v. 24. Mai 1822, 


— — — — — — — 


2) Daß dieſe Strafen nur von Berichten, nicht von Polizei-Behoͤrden feſtge⸗ 
fegt werden können, bemerkte das R. bes Min. bed J. u. d. P. v. 6. Rau. 1830. 
(Ann. XIV, ©, 790.) en 
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Dem 8. Pol. Praͤſidio wird mit Bezugnahme auf die Allerh. K. DO. v. 15. v. M. 
hierdurch nachrichtlich bekannt gemacht, daß Se. K. Maj. mittelft Orbre v. 13. d. M., 
das unterzeichnete Min. im Allgemeinen zu ermächtigen gerubt haben, die von den zum 
Shriftenthume übertretenden Juden bei der Taufe anzunehmenden Kamiliennamen ohne 
Weiteres zu beftätigen. (Ann. VI. ©. 375.) 


II. Bad nun insbefondere | 
A. Die Familien⸗,Vamen der Juden anlangt ?) fo wurde 


1) durch das €; v. 11. März 1812 die Fortdauer der Staatsbürger. 
Qualität der Juden im 6.2. davon abhängig gemacht, daß fie feſtbeſtimmte 
Zamilien-Namen führen, und fie hatten fih nach $. 3 binnen ſechs Mona» 
ten vor ber Obrigkeit ihres Wohnortes zu erklären, welchen Familien⸗Namen 
fie beftändig führen werden. Eine Inſtruktion hierüber wurbe im $. 5. 
vorbehalten. . ” 

2) Diefe Inſtr. erging unter dem 25. Juni 1812 und erhielt fpäter Gül« 
tigkeit für die ganze Mondrchie®). Sie beftimmt im $. 6, daß die Rehie⸗ 
rungen aus Gründen, bie ihrem Ermellen anheimgeftellt blieben, die Ges 
nehmmigumg bei gewählten Namens verweigern, und daß Juden, bie bereits 
einen bleibenden Familiennamen haben, diefen nur unter eben den Moda⸗ 
litäten, wie Chriften, ändern Fönnten. EEE 

3) R. des K. Min. des 3. u. d. P. (Köhler) an dad K. Poltzei-Präfis 
dium zu Berlin v. 30, Aug. 1834. Annahme von Familien-Namen Seitens 
der Juden nad) erreichter Volljährigkeit. nt 

Der Deutung, welche dad K. Polizei-Präfibium in Seinem den mofaifchen Glaubens⸗ 

enoffen N. N. aus Btarnorb in Pommern betr. Ber. v. 5. d. M, der nicht genau 
Fapten Anwelfung zum Sebraud des Schemad wegen der Verzeichniffe der juͤdiſchen da 
milien giebt, ftimme ich volllommen bei. Muͤtter, als ſolche, find nicht berechtigt, Namens 
ihrer minderjährigen Kinder Handlungen vorzunehmen und Erklärungen abzugeben, 
welche die Kinder nach erlangter Volljährigkeit verpflichten. u 

Hierzu ift nur der Vormund befugt. Hat nun biefer eine ſolche Erklärung, wegen bes 
von einem jübifhen Münbel anzunehmenden Familien⸗Ramens, abzugeben unterlaflen, 
fo kann ber legtexe nach erlangter Volljährigkeit noch felbft über die Annahme des Nas 
mens beftimmen. Wenn in der gebachten Anweifung vorgeichrieben tft, baß auch unvers 
heirathete felbftftändige Zübinnen als Bamilienhäupter betrachtet werden follen, To ift 
dies nur auf die befonbere Gintengung in die Tabelle zu beziehen, kann aber den Wittwen 
keine Rechte über die Kinder verleihen, die nicht fonft in ben Gefegen begründet find. 

Da nun ber Vormund beöjenigen Kaufmanns, von welchem ber Bericht des K. Polis 
zeisPräfidiums handelt, und welcher auf Angabe feiner Mutter alER. N. in bie Liſten 
zu Stargard eingefeagen gewefen, fih wegen Annahme eines Familien⸗Namens für dens 
felben nicht erklärt hat, fo ift legterer jest, nach erlangter Volljährigkeit, nicht zu ver: 
hindern, den Namen feines Stiefoaterd, wenn derfelbe damit einverftanden tft, anzuneh⸗ 
men. Und da ihm wegen Grlangung bes hiefigen Bürgerrecht8 daran gelegen zu fein 
fcheint, bald in den Beſitz eines StaatsbürgersGertifilats zu kommen, fo ermädhtige id) 
das K. PolizeisPräfidium, ihm ein folches, unter obiger Borausfesung, unter bem Namen 
N. NR. auszuftelen, wovon bie Reg. zu Stettin zur Bemerkung in ben Liften von Stars 
gard zu benachrichtigen ift 2. (Ann. XVIIL ©. 755.) 

B. In Anfehung der Bornamen bemerkte: 


1) bad R. des Min. ded 9. (v. Schudmann) an den Staatsrath Le Coq 
v. 19. Sept. 1812 rüdfichtlich der demfelben vorgelegten zweiten Frage, ob 
jedem jüdiihen Familien » Water bei der damaligen Ausführung des 
Edikts, fo wie die freie Außmahl und Aenderung der Familien-Namen, fo 
auch die Aenderung der bisherigen Vornamen zuftehe? 

3u 2. muß ich zupörberft, nur um Mißverftänbniffe zu verhuͤten, darauf aufmerffam 
machen, baß zwar bie freie Auswahl der Bamilien- Namen da, wo bergleichen bisher 


1) Wegen Pofen f. sub-IEL, 
—33 on &, 59. 
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nicht keinesweges aber die willkuͤrliche Veraͤnderung ber vorhandenen erlaubt ifk, 
wie die Inſtr. v. 25. Juni 1812 im 8. 6 deutlich befagt. Mit ben Vornamen muß e# 
nun zwar im Allgemeinen und Eünftig eben fo gehalten werben, und Tann natürlich, 
wenn micht allgemeine Verwirrung und vielfacher Mißbrauch eintreten fol, bie willkuͤr⸗ 
liche Aenderung derfelben keinesweges erlaubt fein. 

Bei der jegigen allgemeinen Kataftrirung der Juden und Kirtrung ihrer Ramen kann 
ihnen aber unbedenklich die Aenderung der Vornamen, da der Wunſch darnach nur die 
löbliche Tendenz verräth, fi) überall ber allgemeinen Lanbesfitte anzufchtießen, und 
Alles, was die bisherige Abfonderung und den Zudätsmus fogleich Außerlich bezeichnet, 
möglichft fortzufchaffen, geftattet werden; nun müffen in ben aufsunehmenden Grimb⸗ 
Berzeichniffen bie bisher geführten Vornamen vollftändig und forgfältig mit bemerkt 

den, damit von biefer Ertaubni kein Mißbrauch gemacht werden kann. 
(Hoffmann a. a. 8. S. 60.) 


* dem im vorſtehenden R. ausgeſprochenen Prinzipe ſteht in Wider⸗ 


2) das R. des Min, des J. (v. Meding) an den jüdiſchen Kantor und 
Schachter N. und abſchriftlich an die K. Reg. zu Oppeln, die Unveraͤnder⸗ 
lpkeir ber on Juden bei ter Beſchneidung beigelegten Bornamen betr., 
v. eo t. 4 1. 

„Auf Ihre Borftellung v. 30. Juni d. I. wird Ihnen eröffnet, daß der Grundſat ber 
Unveränderlichkeit der den Juden bei der Befchneidung beigelegten und in bie ‚Bamilen, 
Zabellen eingetragenen Bornamen im öffentlichen In e zur Verhütung einer moͤg⸗ 
tichen Verbuntelung der BamiliensBerhältniffe aufrecht erhalten werben muß, und Auss 
nahmen davon nur aus befonders erheblichen, bier nicht vorliegenden Gründen, und nur 
von Er. Mai. dem Könige Allerhoͤchſt Selbſt geflattet werben ?). m 

Es kann daher auf Ihr Geſuch um Abänderung bed Ihrem Sohne beigelegten Bors 
namens Maufche in Doris um fo weniger eingegangen werben, als nad) bem in Abs 
ſchrift beigefügten Gutachten der Name „Maufce” allerbings ein in ber Thora bes 
gründeter und noch jest gebräuchlichen juͤdiſcher Vorname ift. . W 

(V. M. Bl. 1841. GS. 276.) 


3) Chriſtliche Vornamen find den Juden verboten. Es beſtimmt dies 
die K. O. v. 9. März 1841, mitgetheilt durch C. R. (ausſchließlich der Reg. 
in der Rheinprovinz und dem Großherzogthum Poſen) des Min. bed J. u, 
v. 9. (v. Room) v. 23. März 1841. | 

Des Königs Maj. haben durch Allerh. D. v. 9. d. M. das feitherige Werbot des Ge⸗ 
brauche chriftlicher Wornamen für die Juden dahin zu deklariren gefucht, daß ben Juden 
nur folche Ramen ihren Kindern beizulegen verboten fein foll, welche mit der chriftlichen 
Religion in Beziehung ftehen. Dahin gehören alle Bornamen, bie ſich, wie Renatus, 
Anastad, Baptift, Peter, auf eigenthuͤmliche Dogmen der chriftlichen Kirche beziehen, fo 
wie die von dem —— gFergeleiteten oder damit zuſammengeſetzten Vor⸗ 

ri Chri + w. 
a en Pa A bat die K. Reg. zu verfahren, und bie Polizeibehörben, fo wie 
bie jüdifchen Kultusbeamten, zu inftruiren. (8. M. BI. 1841. ©. 116.) 

IM. Das Sroßherzogthum Pofen anlangend, werben die dortigen 
Juden nach der V. v. 1. Zuni 1833 in naturalifirte und nicht naturalifttte 
getheilt?). Auch in Betreff der Letzteren iſt durch die folgenden Beſtim⸗ 
mungen bie Annahme beſtimmter Namen und Vornamen vorgefchrieben. 


1) Allerh. 8. D. v. 22. Dec. 1833 an den Staatsmin. v. Brenn, betr. 
die in Bezug auf den $. 21 der vorläufigen V. über das Judenwefen im 


ı) Hiervon ‚befagen die Geſetze nichts. Die oben erwähnte K. D. v. 15. April 1822 

fordert die 8. Genehmigung nur bei der Xenberung des Geſchlechtsnament, 
teinesweges auch bei der des Bornamens. Weberhaupt erfcheint obige Verfügung 
nicht genügend motivirt, felbft abgefehen davon, was dem Prinzipe nach fehr 
richtig das sub 1 gegebene R. v. 19. Sept. 1812 dagegen 3 benn von 
einer Verdunkelung ber Familien⸗Verhaͤltniſſe kann ng: füglich die Rede fein, 
Tobald diefe Abänderung in dem GivilftandssRegifter nachgetragen wird. 

2) Vol, Abthl. 2. Abſchnitt III. 
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Großherzogthum Polen v. 1. Juni 1833 erlaffene Allerh. Beſtimmung 
über die Kamilien: Namen der Ruben in diefer Provinz. 

Auf Ihren Antrag v. 18. v. M. ſetze Ich, zum 8.21 der vorläufigen Werorbnung über 
das Judenweſen im Großherzogthum Pofen v. 1. Juni d. J. feſt: daß alle, auch bie gur 
Raturalifation noch nicht qualifizieten dortigen Juden verpflichtet fein follen, einen Des 
ſtimmten Kamilien-Ramen anzunehmen, unter welchen fie in das anzulegenbe Verzei 
niß einzutragen und in ben $. 22 vorgefchriebenen Gertifitaten aufzuführen find. Die 
Regierungen, denm bie Genehmigung ber gewählten Familien⸗Ramen ſowohl für bie 
naturalifirten, als ber zur Raturalifation noch nicht geeigneten Juden zufteht, haben 
hierbei darauf zu halten, daß bie Familien⸗Ramen von ben biöherigen jübifyen Namen 
nicht abweichen, zugleich auch babin zu feben, daß biefes in Anfehung ber Vornamen 
beobachtet werde, welche die jübifhen Eltern den Kindern beilegen. Wie haben biefe 
Beftimmung burch bie Gefeg-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

(8. ©. 1884.88) Kriebrid Wilhelm. 

MR. des Min. des 3. u. d. P. (v. Rochow) an die K. Reg. zu Peſen 
und Bromberg, v. 18. März 1841, die jüdifchen Vornamen betseffend. 

Durch die Allerh. K. O. v. 19. Zuni 1836 it die Borfchrift, daß Juden Feine chrifte 
lichen Vornamen führen follen, nicht im Großherzogthum Pofen eingeführt, vielmehr nur 
in einem Spezialfalle, der in einem ambern Landestheile ftattgehabt hatte, an bie dc, 
die Orbre v. 30. Nov. 1828 ertheilte Vorfchrift erinnert, und deren ernenerta Einſchaͤr⸗ 
fung befohlen werden. Die DO. v. 19 Bunt 1838 hat alfo den in ber Allerh. R. O. 
v. 22. Dec. 1833 fuͤr das Großherzogthum publicirten Grundſat, daß bie den jübif 
Kindern beisulegenben Bornamen von den biäherigen jübifchen Bornamen nicht abweichen 
ſollen, keineswegs aufgehoben ober modifieirt, leidet vielmehr auf das Großherzogthum 
gar keine Anwendung, weshalb benn auch das Ausführungs-5.:R. v. 6. Juli 1836 nur 
aus einem Verfehen der K. Reg zugenangen il. Ob ein Vorname erlaubt, iſt bort mits 
bin nicht nach feiner ſprach⸗ oder religionsgeſchichtlichen Abftammung, fonbern lediglich 
nad) bem Herkommen ber jübifchen Einwohner eines jeben Ortes zu beurtheilen, fo daß 
e8 dabei auf Keine etymologiſchen ober gar Zonfeffionellen, ſondern nur auf ſaktiſche 
Gründe antommt. 

Bon dem in ben beiliegenden Reg. Verfügungen aufgeftelten Unterſchird zwiſchen 
chriſtlichen und jüblfchen Vornamen Bat die 8. Reg. mithin gang zu abftrahiren, und 
lediglich Die B ungen ber Allerh. D. v. 22. Dec. 1833 zur Anwendung zu bringen 
in —* Sinne auch die Verwaltungs⸗Beamten ber juͤdiſchen Korporation zu R. au 
die orig. beiliegende Smmesiat Borfteilung zu befcheiden. 

Nachrichtlich wird der K. Reg. bemerkt, daß durch bie Allerh. O. v. 9. d. M. auch 
für die Juden ber alten Provinzen das Verbot chriftlicher Vornamen dahin beſchraͤnkt 
worben, daß ihnen nur bie Beilegung folcher Vornamen unterfagt ift, welche mit ber 
chriſtlichen Religion in Beziehung flehen, wie 3. B. Chriſtoph, Chriftian, Peter, Rena: 
tus, Baptift, Anaftafind. (WB. M. Bi. 1841. ©. 169.) , , 

3) Die ehemals kaiſerlich franzöfifhen Zerritorien betreffend, 
wurde | 

a) durch das Kaiferliche Dekret v. 20. Juli 18081) den Juden die An⸗ 
nahme befländiger Familien» und Vornamen befoblen, bei Strafe aus dem 
Reiche gefchafft zu werden. Die Familiennamen follen nicht aus bem alten 
Zeflament, noch auch von Städten genommen werden. 

b) Schreiben des K. Min. ded Jun. v. Schudmann v. 6. Mär, 1830. 
an das K. Kriegdmin., Annahme oder Veränderung der jüdifchen Familien 


Namen in den Rheinprovinzen. 

Ew. Exc. erwiedere ich auf das gefällige Schreiben v. 26. v. M., daß es in ben Rheins 
provinzen, wenigftens in bem Hauptbeftanbtheil derfelben, welcher unter franzöfifcher 
Herrſchaft geftanden, keinesweges in dem Belieben der Tuben fteht, ob fie Kamiliennamen 
annehmen wollen ober nicht, indem vielmehr im G. v. 20. Zuli 1808 Art, 1. den Zuben 
bie Annahme foldyer Namen ausbrüdlich geboten iſt. Wegen der Veränderung ber Ras 
miliennamen aber Jat das G. v. 11. Germ. an 11. beftimmte Formen vorgefchrieben. 
ig en daher dort willtührliche Betaͤnderungen in ben Bamiliennamgn vor, fo gefchicht 

wiber das Geſet, und wird der Reg. anzugeigen fein, welche Verfügung gu treffen 
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c) Erlaß ded Min. d. I. u. 6.9. (v. Rochow) v. 22. Maͤrz 1841 an ben 
K. Dierpräfldenten der Rheinprovinz. Verbot deb Gebrauchs chriftlicher 
Bornamen für die Juden: ' 

Euer Erc. eröffne ich, mit Bezug auf ben Bericht v. 24. Nov. 1836, daß bes Königs 
Mojeftät durch Allerh. D. v. 9. d. M.: das feitherige Verbot bed Gebrauchs chriftlicher 

ornamen für bie Juden dahin zu deklariren geruht, daß den Zuden nur ſolche Namen 

i Kindarn beizulegen verboten fein ſoll, welche mit ber chriſtlichen Religion in Bes 
9 ſtehen. Dabin gehören alle Bornamen, bie ſich, wie Renatus, Anastag, Baptift, 

er, auf eigen tpümi e Dogmen der chriſtlichen Kirche beziehen, fo wie die von bem 
— —* ale bergelciteten ober damit zufammengefegten Vornamen, wie Chri⸗ 
a 12 Srunbfag wollen fuer Gre. in den Laubestheilen ber Rhei na zur Ans 
wenbung bringen laffen, auf weldye fi) das dadurch beflarirte Verbot bezieht. In den 
Lanbeötheilen, wo frangdfiiches Recht gilt, behält es bei den Beftimmungen bes ©. v. 
14.,Germinal 2 Be und een en Juli ei kein —— wozon 

Begiexun dener hier e ur In⸗ 

itfion Ber Aßifihen —— in Kenntniß zu ſetzen ſind. ragen and zut In 

(8. M. BI. 1841. ©. 116.) Bu 

4) Die zum Königreih Weſtphalen gehörig geweſenen Territorien 
beizeffend, iſt der Art. 15. des decret royal du 31. Mars 1808 zu vergleis 
ben. Abth. I. Abſchn. XIII. 

II. 
Die Civilſtands⸗Regifter. 


Bei ben Chriften find Die Kirchenbücher die Perſonenſtands⸗Megiſter, wo⸗ 
von nur die Theile der Rheinprovinz auögenommen find, im welchen das 
franzöfifche Recht gilt, nach welchem befondere Civilſtands⸗Regiſter exiſtiren. 
Nach dem A. E. R. II. 11. $. 481 find die Pfarrer fchulbig, richtige Kirchen» 
bũcher zu halten und darin alle von ihnen beforgte, ingleichen alle die Ein 
gepfarrten betreffenden und ihnen angezeigten Aufgebote, Trauungen, Gebur⸗ 
ten, Zanfen und Begräbniffe deutlich und leferlich einzufchreiben, worüber 
bie 6%. 482 818 506 dad Nähere beſtimmen. Hinfichtlich der war 
eine Bertretung der als Civilſtands. Regiſter dienenden Kirchenblüücher nöthig 
und dieſe iſt gegeben durch die folgenden gefenlichen Beflimmungen, bie ſo⸗ 
genannten Judenregiſter betreffend, nad welchen dieſe Regiftes in ben 
Städten von der Drtd: Polizeibehörde, auf dem Lande vom Landrathe ges 
führt werden: 

1) Inſtr. des Fürften Staatsfanzlers von Hardenberg an fämmtliche 
Reg. v.25.Zuni 1812, über Führung und Aufbewahrung der Jubenreaifter. 

DR Bezug auf ben $. B des E. v. 14. März d. J., die bürgerlichen Berhaͤltniſſe der 
Zuben in ben Preuß. Staaten betreffend, und ben barin enthaltenen Vorbehalt einer 
befondern Inſtrukt. wegen der Beflimmung der Komiliennamen, der öffentlichen Bes 
kanntmachung berfelben, und ber Kortführung der Hauptverzeichniſſe aller in der Provinz 
vorhandenen jüdifchen Glaubensgenoſſen, wirb ber K. Reg. hiermit Folgendes er : 

4. um tünftig den Nachweis der Abſtammung ſicher zu ſtellen, ſo v. 24. Sept. d. 3. 
an nach folgenden Vorſchriften verfahren werden: 


N Loi, relative aux Prönoms et changemens de Noms, du 11. Germinal XI. 
Art. I. A compter de la publication de la presente loi, les noma en usage 
dans les differens calendriers, et ccux des personnages connus de l’histoise 
ancienne, pourront seuls etre recus, comme prenoms, snr les registres de 
Petat civil destinds à constater la naissance des enfans: et il est interdit 
aux officiers publics d’en admettre aucun autre dans leurs actes. 

2) Decret imperial, concernent les Juifs qui n’ont pas de nom de famille et 
de prenom fixes, le 20. Juillet 1808. Art. II. Ne serunt point admis 
comme noma de famille, aucun nom tire de l’aneien-Testament, ni aucun 
nom de ville. Pourront ätre pris comme prenom, ceuxz autorieds yar la 
loi du 11, germinal, an X], 
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a) Jeder ſelbſtſtaͤndige Zube, ber Inländer und preuß. Stantäbürger ift, hat bie Vers 
pflichtung, von den @eburten, Zrauungen, Scheibungen und Zobesfällen, bie in 
feiner Familie en ber Polizei: Obrigkeit Anzeige zu machen, und zwar ia 
Städten der oͤrtlichen Polizeis Obrigkeit binnen 24 Stunden, auf dem’ Lande dem 
Landrathe des Kreifes binnen 3 Tagen. u 
b) die gedachten Behörden find verpflichtet, ein Verzeichniß zu halten, worin jeder fol 
her Vorfall aufgezeichnet wird, und zwar bei Geburten: nt 
Tag der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort ber Eltern, eheliche ober un⸗ 
ebeliche Qualität, Geſchlecht des Kindes und Namen, welcher dem Kinbe beiges 
legt werben foll; 

bei Heirathen, Bu 
dag der Trauung, Namen, Gewerbe und Wohnort des neuen Ehepaare und Tel: 
ner beiberfeitigen Eltern, vote aud, Namen bes Religiond:Dienerd, ber das Paar 
zufammen gegeben hat; ' u ” 

bei Scheibungen, nn 
Namen, Gewerbe und Wohnort der gefchiebenen Eheleute, Benennung be& Ge⸗ 
richte, vor welchem fie gefchteden find, und Datum bes rechtskraͤftig gewordenen 
Erkenntnifles; DEE 

bei Tobesfällen, 
Tag bed Todes, Namen, Gewerbe, Wohnort und Alter des Berftorbenen, Anzeige 
ber Krankheit ober fonftigen Bufalles, woran er geftorben ift, und ob er übers 
haupt ober nur in den legten 48 Stunden der. HÜLfE eines approbirten Arztes oder 
Wundarztes genoflen hat, auch des Ortes, wo er beerdigt ift, oder werben ſoll. 

c) Zede Behörde, welche ein ſolches Verzeichniß führt, ift verantwortlid dafür: 

a) daß die Perfonen, deren Geburt, Verheirathung, Arennung oder Tod einges 
tragen wirb, ſolche Juden find, welche bie Rechte eines Inländers und preuß. 
erantebürgere haben, ober refp. durch bie. Beburt ober: Berheirathung er⸗ 

ngens un ' W J 

) daß das Eingetragene in faeto wahr ſei. 

r jede Eintragung werden, außer dem Kalle des beglaubigten Unvermoͤgent, 
gGr. Schreibgebühr bezahlt. en 

d) Das Verzeihniß wirb doppelt geführt, und das Duplikat am Schluffe jedes Ka⸗ 
lenderjahres der Regierung eingefandt. Tr . . 

e) Kür die Aufbewahrung der Verzeichniſſe bei den Regierungen und bei den örtlichen 
— au in eben ber Art Sorge getragen werben, als dies mit ben Kirchen: 

en 6 ie t, .. . “ 

f) Xttefte auf den rund dieſer Verzeichniſſe von ben Behoͤrden, welche fie führen, 

ober von ben Regierungen, vertreten bagegen auch für Juden, bie Inlänber unb 

preußifche Staatsbürger find, die Stelle von Geburtss, Trauungs⸗ und Todten⸗ 

ſcheinen, und für deren Ausfertigungen werden auch diefelben Stempel und Spor⸗ 
teln erhoben. (Annal, V. &. 364.) 


2) Diele vorftehende Beftimmung ift nach den folgenden Beflimmungen 
auch außerhalb der Gränzen der alten Provinzen maßhebenb. | 


a) Belanntmahung der 8. Min. des 3. u. d. P., fo wie der Juſtiz 
(Schudmann), v. 16. April 1825, Verfahren bei Kührung und Aufbewahs 
sung der Suden-Regifter im ganzen Umfange der Monarchie. 

Um aller Ungewißbeit der Behörden über bas Verfahren bei Führung und Aufbewah⸗ 
rung ber Regifter von den Geburten, Zrauungen, Scheidungen und Zobesfällen unter 
ben Belennern des jübifchen Glaubens abzubelfen, wird feftgelegt: . 

1) daß diefes Verfahren im ganzen Umfange ber Monardjie der Inſtr. v. 25. Juni 
1812 gemäß einzurichten ift, 

2) daß die Duplikate der betreffenden Regiſter gleich den Duplitaten der chriftlichen 
Kirchenbücher überall von den Gerichten des Ortes aufzubewahren, mithin letzteren 
jedesmal am Schluffe bed Jahres von den Polizei-Obrigkeiten abzuliefern finds 

3) dag diejenigen K. Reg., welchen bie ad1. berührte Inftruktion noch unbekannt fein 
möchte, ſich wegen deren Mittheilung an das Deinifterium des Innern und ber 
Polizei zu wenden haben. (Ann. IX. ©, 407.) 


b) @ingefchärft wurden diefe Beftimmungen sub 1. und 2.a. durch die 
Cirk. V. des M. der J. u. des J. u. d.P., an ſaͤmmtl. Ren.,ausfchließlich ber: 
jenigen zu Aachen und Trier, ſowie an das K. Polizeipraͤſidium hieſelbſt, Die 
Zührung und Aufbewahrung ber Juden⸗Regiſter betreffend, v. 8. Nov. 1840. 
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Durch eine, vermittelft ber Staatszeitung veröffentlichte Bekanntmachung unferer 
Amtsvorgängern, 16. April 1825 ift vorgefchrieben worben, daß in ber gan onarchie 
(mit Ausſchluß derjenigen Landestheile, in welchen die fremdherrliche Shrictung der 
Perſonenſtands⸗ Regiſter befteht), Hinfichtlich der Perſonenſtands⸗Angelegenheiten ber 
Juden das in der Inſtr. v. 25. Juni 1812 vorgeſchriebene Verfahren den chtet, auch 
von jeder Polizei⸗Obrigkeit am Schluſſe des Jahres ein Duplikat der geführten Regiftee 
an die Gerichte des Drtes abgegeben werben folle. 
Da von den Gerichten Beſchwerde geführt wirb, daß dieſe letztere Worfchrift öfters uns 
befolgt bleibe, fo finben wir uns. veranlaßt, folche hiermit allgemein zu erneuern, und zus 
eine Abichrift ber gedachten Bekanntmachung beizufügen. Die Inſtruktion v. 
‚Sunt 1812 findet 6 in von Kamps Annalen, Jahrgang 1821. ©, 864. 


e K. Reg. wird aufgefordert, auf bie Befolgung biefer Verordnungen ſtreng zu hal⸗ 
ten, und folche, in fofern fie noch nicht durch die Amtöhlätter befannt gemacht worben 
fein follten, durch diefelben zu publiciren, im entgegengefegten Kalle aber fie, unter Hin» 
wetfäng auf die frühere ntmachung, nochmals einzufchärfen. 

(8. M. BL 1840. ©. 451.) . . . - " 

ce) Inöbefondere dißponiren noch in biefer Anfpielung südfichtlich ber 
Provinz Weſtphalen: | 

- aa) R. der K. Min. der G., U. ıc. Ang. und des 3. (v. Altenflein, v. 
Schuckmann) an die K. Reg. zu Arnsberg v. 25. San. 1821. 

Der 8. Reg. wird auf ben Bericht v. 7. Rov. v. 3., in welchem Diefelbe die Autoris. 
fatlon bazu Mi bie Sährung der Familien⸗Regiſter über die Juden und Zigeuner 
auch noch fernerhin den Pfarrern übertragen zu dürfen, hierburch eröffnet: daß folche 
nicht ertheilt werben kann, ba bie bisher von ber K. Meg. bieferhalb getroffene Anord⸗ 
nung fi nur auf die, ſchon — die Verfügung des mitunterzeichneten Min. der G, 
U. u. M. Ang. an die Reg, zu Muͤnſter v. 1. Juni v. 3. gemißb ge von ber K. Reg. 
fogar noch erweiterte V. des ehemaligen Givil-Gouvernements v. 13. Jan, 1815 gründet. 
8. muß vielmehr die Führung der Kamiliensftegifter Über bie Juden auch im dortigen 
Regierungss Bezirke nach ber C. V. des H. FKürften Staatskanzlers Durchlaucht v. 
25. Juni 1812 eingerichtet werben; auf bie Zigeuner kann hingegen dieſe Verfügung 
nicht ausgedehnt werben, da fie in Feiner Art irgend eine Eirchliche ober politifche Gemeine 
bilden, audy keine eipenthämtiche Religion haben, Tonbern fich unter ihnen Katholiken, 
Proteftanten und Juden befinden, und e8 muß baber nach ber Verfchiebenheit Ihrer Kons 
feffion die Sintragung gefchehen. (Ann. V. ©. 82.) 

bb) R. der K. Min. der ©, U. und M. Ang. und bes I. (v. Altens 
flein, v. Schudmann) an die K. Reg. zu Arndberg v. 18. April 1821. 

Der K. Reg. wird auf Ihren Antrag in bem Bericht v. 16. v. M. hierneben bie uns 
teem 25. Suni 1812 wegen Führung der SamiliensRegifter über bie Tuben ergangene 
Girkular-Verfügung im Auszuge (Anl. a.) mitgetheilt, und zugleich genehmigt, daß der 
Zeitpuntt, wo biefe Regifterfübrung in den alten, fo wie in den neuprrußifchen Landes⸗ 
theilen Ihres Verwaltunge > Bezirks in Ausführung zu bringen, auf ben Anfang bes 
künftigen Jahres binausgefegt werbe. (Ann. V. ©. 364.) 

cc) R, der K. Min. der ©, U. und M. Ang. und des J. u. d. P. (v. 
Altenſtein, v. Schudimann) an die K. Reg. zu Minden und Münfter v. 
4, Ott. 1821. 

Den unterzeichneten Min. ift es bisher unbelannt geweſen, daß auch im dortigen Res 
gierungs-Departement in Hinficht der Führung der Civilſtands⸗Regiſter der Juden noch 
nach der von dem Eivil-Gouvernement unter dem 17. Ian. 1815 erlaffenen Verfügung 
verfahren worden. Der K. Reg. wirb daher auf I;ren Bericht dv. 8. v. M. anliegend 
die C. Verf. des Herrn Fürſten Staats: Kanzlers Durchlaucht v. 25. Juni 1812 in Abs 
ſchrift mit der Anweiſung zugefertigt, Tünftig nach ben Beflimmungen der unter dem 
25. San. c. an bie Regierung zu Arnöberg erlaffenen Verfügung zu verfahren, 

(Ann. V. ©. 870.) 

dd) R. der K. Min. der &. x. Ang. und ded 3. (v. Altenftein, v. Schud» 
mann) an bie K. Reg. zu Minden (und abfchriftlic an diejenige zu Müns 
fer) v. 10. San. 1822. 

uebrigens bat der Umftand, daß in der dortigen Provinz bas E. v. 11. März 1812 
noch nicht publiciet ift, keinen Einfluß auf die Entiheidung ber Frage: 0» ben chriſtlichen 
Pfarrern die Führung der jüdiſchen Familien Regie zur Pflicht gemacht. werben koͤnne; 
vielmehr hat die K. Reg. diefe Regifter, ber allegirten Werfügung ya v. 20 
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Mobiflkatio fi aus dem Naftande, daß das E. v. 11. März 1518 dort nicht 
pe x 55 —* barch bie YotizeisWehärben führen zu Laffen *). 
Ms ‘ * % " 


d) Rüdfichtlich des Meg. Bezirks Kleve: R. des K. Min. bed I. (0. 
Schuckmann) an die K. Reg. zu Cleve v. 3. Row. 1821. 

um dem in dem Bericht v. 13. v. M, zur Anzeige gebrachten Bebürfniß einer Ver⸗ 
orbnung wegen des Verfahrens bei Beurkundung bee Geburten, Heirathen und Sterbe⸗ 
fälle des Juden in den dieffeit bes Rheins belegenen Landestheilen Ihres Vezirks abzu⸗ 
helfen, wird die K. Reg. hierdurch autorifet, die im Audzugc abfchriftiich angefchteffenen 
Befimmungen des Heren Staats⸗Kanzlers Kürften v. Hardenberg Durchtanucht v. 28. 
Zuni 1812 für die damaligen Beftandtheile der Monarchie in Anmenbung bringe zu 
laſſen. (Ans. V. S. 871.) 


e) Rüdfichtlich des Großherzogthums Pofen: | 


2) N. bee 8 Min. des In. (Köhler) an die K. Rey. zu Brouberg 
v. 4. April 1823. 

Die R. Reg. wird auf Ihren Bericht vom £O. 9. M. hierdurch ermaͤchtigt, eb in Ans 
fehung der Führung ber Geburtds, Heiraths⸗ und Sterbeltften der Kifchen Wlaubenss 
genoflen in Ihrem Departement bis auf anderweite Beſtimmung eben fo zu halten, wie 
die Königl. Kegierung gu Pofen folches mittelft einer durch das Amtsblatt (Jahrgang 
1817 ©. 187 ff.) erläfienen ©. v. 4. Febr. 1817 angeordnet hat, zumal bie darin gege⸗ 
benen 5. iu) von denjenigem ber Inftr. v. 28. Suni 1812 für die alten Provinzen 
des Staates im Wefentlichen nur wenig abweichen. (Ann. VII. S. 288. 


bb) Publ. der K. Reg. zu Bromberg v. 15. Aptil 1823. 


Seitdem durch Wiedereinführung der preußifchen Geſetze die Civilſtande⸗Akte aufges 
hört haben, find bie Borfchriften des A. ẽä. R. Th. 2. Tit. 11. 85. 481 sog, wieder in 
Anwendung getreten, wonach —* Beglaubigung der Verheirathungen, Geburten und 
Sterbefälle In den chriſtlichen Gemeinen, Kirchen uͤcher von den Yfarrern geführt werden, 
Es ift aber dis jegt im hieſigen Regierungsbezirk noch nicht dafür geforgt, daß auch Ge⸗ 
burten, Verheirathungen und Sterbefälle in den Familien ber altteflamentarifchen Glau⸗ 
bensgenoffen auf eine fo glaubwürdige Art vermerkt werben, wie es fowohl zur Sicher⸗ 
— ge Perfonalrechte der Juden ald zur Erreihung mancher Berwaltungszwede 
n . 

Dt Genehmigung ded Könige. Miniſterii des Innern wird deshalb Kolgendes vers 
net: 


$. 1. Die bei den Fubenfamilien vorfommenden Geburten, Heirathen, Scheibungen 
und Zobesfälle werden vom 1. Juni d. 3. an von ben Ortspoligeibehörden, mithin in 
den Städten von ben PoligeisDirektoren und Bürgermeiftern, und auf dem platten Lande 
von den Woyts, verzeichnet. 

8.2. Zudem Ende werben bie Bürgermeifter und Woyts 

1) eine Lifte ver Geburten, 

2) eine Lifte der Heiratben, 

3) eine Lifte der Scheibungen, unb 

4) eine Lifte der Todesfälle nach dem folgenden Schema und zwar jede biefer Liften in 

2 übereinftimmenden Exemplaren führen. 

5 8. Dieſe Liften werben bie Stelle der Kirchenbücher vertreten und bie naͤmliche An» 
wendung, wie biefe, haben. 

$. 4. Jedes jüdifche Bamilienkaupt ift verbunden, bie in feiner Familie vorfallenben 
Veränderungen den Bürgermeiftern in den Städten und den Woyts auf dem Lande in 
24 Stunden nach ihrem Eintritt, bei 5 bis 10 Rthlr. Strafe anzuzeigen. 

8,5. Die Bürgermeifter und Wonts find verpflichtet, eine jede foldye Anzeige genau 
und durchaus richtig in die vorgefchriebenen Liften einzutragen. Jede fehlerhafte Eins 
tragung wird mit einer Strafe von 1 Rthlr. geahndet werben. 

5.6. Die Duplikate der Liften werden für jedes Jahr, nach Ablauf beflelben, unfehls 
bar im Januar des folgenden Jahres, an und durch die betreffenden Landraͤthlichen Aem⸗ 
ter, welchen die Orts⸗Polizei⸗Behoͤrden foldye einzureichen haben, eingefenbet, 


— 


1) Bergl. auch bie ber vorftehenden B. gemäß erlaſſene B. ber Res. zu Münfter v. 
8. Ian. 1822... (Am. VI. G. 217.) 
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eigen ürgertmeifter ober Soyt Cinrtichung Sanbritpli 
PR uni — verfallen in — — an bie den 
$.7._ Zur Gchabloshaltung für dieſes Belhäft und für bie den Juden etwa zu ertheis 
lenden —ãe— und Etrakte aus ben Liſten find die Bür, —V und zo 
Seilkanbeglante yetißen Clanbes lat — ih oe fie ie mit 
der Führung der Liften bleibend von ihnen zu beauftragenbe Unteroffisianten zu erheben. 
8. Diefe Gebühren betragen 
®) für ai ing einer Geburt von Perfonen erſter Klaſſe 16 Ser., zweiter 


Doch De Geelärnnung a De ac. 18 Eh, 10 ge, 5 — 
» e bie Ginfjeeibung einer. Fer vefp. 48 Pr Ahithit. 10 Sar., 


r. 
jede auf Verlangen zu erthellende Befcheinigung aus ben Liſten inbet berfeie@er 
ap, wie für ve — ſelbfi art, s 

find jeboch von Zahlung ber Gebühren ganz befreit. Die Bürgermeifter und 

— —8 Fe — die ——— en, als aut) die Aubs 

ein — nachgewieſen iſt daß der. teen die Gebührengu zahlen anfer Stande iſt. 

5.9. Die Königt. Landraͤthlichen Aemter werben angewiefen, auf bie Befolgung biee 
fer Anorbnung mit Strenge zu Im, Beomberp dem 15. April 1823. 


Sgr. 
Eine eines Todesfalles zefp. 10 Sgr., 5 Sgr. und 2 © 


jl, Preuß. Regierung. Erſte Adthettang. 


A. Geburtsllſte von ben jüdiſchen Glaubensgenoffen in (der Stadt RR.) 





























(dem Dorfe N. R.) 
l Eitern bes neugebornen | 8% Geſchlecht des 
$ Kindes, 8 |$E Kindes. y 
& 8. Ei Namen Bi 
2| Namen | Gewerbe je: |83 des 
> 2332 h 
1 Mm IE [35 [mini mehis. Fe 
as a |® 
| 2. | 
B. Eifte von den Heirathen ber jäbifcgen Gtanbensgenoflen 
in ..... 
— —— —— ———— 
! 
; & 2 | Eu J— 
* 8 — ER 
& 8 & e [8818.35 
2 BE |SE 12938 28 13% 
5 wa | ER |yE 28 | E8 322 
A ala Iy leglen| 3 
= 1 5 - 
ie 





a Ctantterätl, Verdaitn. d. 3. — Den ganzen Staat betr. 
C. Bifle von den Eheſcheidungen ber jddiſchen Blaubensgenoffen 


Benennung 
bes Datum 
des der Gewerbe | Gerichts, des rechtskraͤftig Bemerkun ⸗ 
Orte. | gefjiedenen derfelben. | von welchem | geworbenen gen. 
J Eheleute. fie geſchieden Erkenntuiſſes. 
& | find. J 


D. &ifte von ben Todesfaͤllen ber jübifchen Glaubensgenoffen - 
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(Ann. VII. S. 288.) 


00) V. der K. Reg. zu Bromberg über die Kontrolle der Familien: Wer. 
änderungen unter den Juden v. 5. Juli 1825. 

Durch unfere Verf. v. 24. Dec. 1823 (Amtsblatt für 1824 ©. 13) ift bereits angeorbs 
net, daß und in welcher Art bie Verzeihnifle dee Geburten, Zrauungen, Scheibungen 
und Todesfälle unter den jübifhen Giaubensgenoſſen von ben Orts:Polizei:Behörden 

eführt, und daß bie Duplifate diefer Liften am Schluſſe jeden Jahres den betreffenden 
iedens» Gerichten zur Aufbewahrung übergeben werben follen. Die ertheilten dieds 
fälligen Vorſchriften find in der Hauptfache übereinftimmend mit den Vorſchriften der 
Inſtt. v. 25. Suni 1812, nad) welcher, gemäß einer Verordnung ber Königl. Minifterien 
des Innern und der Polizei und ber Sf v.26. Ypril d. 3. jeht das Verfahren in der 
‚ganzen Monarchie eingerichtet werben ſoll. Jedoch find nad) diefer Inftr. die gedachten 
Verzeichniffe in Anfehung ber Juden auf dem platten Lande künftig nicht von ben Wohts⸗ 
Xemtern, fonbern von ben lanbräthlichen Aemtern zu führen, wogegen es hinfichtlidh der 
Quben in den Städten bei der Verf. v. 24. Dec. 1823 das Verbleiben behält. Den 
Binder, landraͤthlichen Aemtern wird daher, eben fo wie den ftäbtifchen Polizeibehörben, 
bie pünktliche Befolgung ber gedachten Verf. v. 24. Dec. 1823 hierdurch aufgegeben. 
Jede Behörde, welche bie in Rebe ftehenden Verzeichniſſe führt, it Berankwortiic dafür, 
1) daß bie Perfonen, beren Geburt und Verheirathung, Gcheibung ober Tod eingetras 
gen wird, ſolche Juden find, welche bie Rechie eines Einländers haben, ober refp. 

durch die Geburt ober Berheirathung erlangen; 

2) daß das Eingetragene in facto wahr fei. 

Es bleibt ihr überlaffen, auf welche ſchickliche und zwedtmäßige Art fie fich in beiberlet 

Rücficht ueberzeugung Ichaffen will. 

ie jede Sintragun werben, außer dem Fall des beglaubigten Unvermögens, 5 Sgr. 
Schreibegebühren bezahlt. Die Aufbewahrung ber Vergeichniffe bei den Friedens⸗Ge⸗ 
richten und bei den Sris-Behorden muß mit eben der Sorgfalt geſchehen, als bies mit 
ben Kiscyenbüchern ber Fall ift. 


Cranttgrätk: Perhalin. d. J. Da ganıın"Gtant bett, 65 


den Geyub biefer Wi Li den Wehörben, welt 
von den gehn et! — em de Ginländer find, 


ıden daher weiter Anwend Jeder feloftfkänbige Jude, ber Ginlänber 
I 8 a, von ben Geburten une, Saeidun, en and Tobesfällen, die in 
feiner Familie vorfallen, bey Poligei:Obrigkeit. Anzeige zu machen, und zwar in den Staͤd⸗ 
ten ber Ort6s polizei: Behörbe binnen 24 iden, auf dem Lande bem Landrathe binnen 


Ban 6 ergee U. BL. * , 
h Bol. auch die Infte..v. 14 Ian. 1834 bei dem Abſchnitte Dofen. 

3) Die Suben-Begifler find nad) dem chriftlichen Kalender zu führen. 

B. der K. Reg. zu Oppeln v. 11: März 1819. 

Es konnnen argeninhetig nicht felten Zweifel vor, über bas wirkliche Alter der mofals 
fm Gtaubensgenofien, weil bie Befchneidungabücher früherhin nur nach der jübifhen 
Beitzechnung gefühet wurden. Um bergieichen Berbunkelungen und Zweifel, vefonders 
‚bei der nunmehro allgemein eistgetretenen Weilitairpichtigtrie für bie Folge zu een 
Haben fammttiche Ortöpolizels unter deren Auffiht Kommunen mofalfe 

laubens ſich befinden, ftrenge darauf zu halten, daß bie Geburts, Befhneibungss, 
Zxänunge: und Oterbeitegifler ber shofeifhen Glaubensgenoffen nicht bIoß nach 

ug. —* heiftlichen Kalender in zroei gleidy fortlaufenden Kor 
Tonnen et werben. (Ann. III. ©. 128.) J 

4) Strafbefiimmungen für unterlaffene Meldungen bei der Polizei ⸗Be⸗ 
hoͤrde behufs Eintragung in die Jubenregifter. 

4 PA Be Min. des Inn. (Köhler) an die K. Reg. zu Bromberg, v. 

. Jan. Tas 

Da, wie der K. Reg: auf den Bericht v. 28. Nov. pr. zu erkennen gegeben wird, das 
Verbot ber Unterlaffung von Anzeigen ber in jübifchen Famtlien menden Ger 
burta⸗, Heiraths⸗, Scheibungs: und Sterbe:Fälle bereits befteht; fo ift die K. Reg. durch 
den $. 14. der Dienft-Inftr.‘v. 28. Okt. 1817 zu ber fehlenden Strafbeftimmung inners 
hats der eben alu ahnen Grenzen ermaͤchtigt ) und es bleibt Ihr ſelbige daher 

—B Bin. d. Inn. (v. Bernuth) an bie K. Reg. zu Marienwerber 
» ug. an 

. erntächtiät HER REA Auf den Wer. v. 19. dv. M., bie Nichtb d 
PN. ser "yunt 1812, nah weder mar — 
‚Jude von ben in feihet gamilie vorkommenden Geburten, Trauungen , Sheidungen und 
Xobesfällen binnen tefp. 24 Stunden und drei Bag der Polizei:Obrigkeit —* zu 
madım dat, mit, einer Geldbuße don Einem bie Fünf Thaler, oder verhältnifmäßiger 
Gefängnißftrafe, zu bedrohen. . (W. M. Bl. 1842, &. 315.) 


‚Zweites Kapitel, 
Verbältniffe der inländifhen Iuden, bad Paßweſen 
betreffend. 


1. A et der Papverhältniffe der ausländifchen Juden vgl. bie 
r * 


teil. IV. 

N. Die intändifchen Suden anlangend, fo beſtimmt 

1) das Allg. Paß · Ed. — — Monarchie v. 22. Juni 1817*) im 
$. 12, daß der Inländer eines Paſſes zu Reifen im Innern der Monarchie 
nicht bebfrfe; hiervon find im &. 14 außgenommen: Handwerkögefellen, mit 
der ordinairen Poft Reifende und Juden. 

Des Weiteren beftimmen hierüber: 

2) das R. bed Min. d. Pol. v. 5: San. 1819, wegen Behandlung der 


1) Ramlich innerhalb der Gränzen des &, X. IT. 20. 5 33. 35. 240., d. h. inner 
fehs Wochen Gefängnip ober 50 Athir. Gelddüße . 
»)6.8.1817,6.15%. . 





5 


BB Seuntaccqai Werken, 5; I: + Dan: ala Biden. 


im Sande 1, jedoch mit vemn 
vom ee ef Juden, —— — ek 
zu N Can. UL. 128. — 1: 88). : 

Rd & Fin, de 5 d. 2. (u Ehadnam),.v.’13: Bebt. 


183, an ſaͤmmtl. 8. Oi. Errgeitiung und Vifitung der Pi ine far Sure 


RT: — Me UN Yr % 
r Vorfie J Der! jahren 0 wir! 
—— en Seal ah 


J en ſie inſe — fen; se ur $. ch v 

kan —— Sie In won im ER —— 2* Fee * an 
—* 12 ‚a wenn 

— find, mt dem By verfehen, „ande mon. ee a a nen 






we den in —— ei SH —* ui vir ndcen ach 


N bed KR. Min. des Iı u. va. (o. &chucmam), u. 10. li 
1825, an die K. Reg. der —* * — und Pi 
lung u ad, ‚an Juden zu 






e⸗R 
— der —J N en Werteifun J a ar ab Korhttenz 
u Münzen fi * — nach-Möglichkeit or; 0 pasta il a bewogen in 
der fchon fei jerien Werf-ıwöegeft, der; ib MBifisiing ‚von 
SH fen, Sefonders an — u beobachtenden Worfiht, BET m der eftqufegen; daß 
Kae, Kr den Suben, ohne Augnahme, und, feinen; tuben, ber, nicht ‚alg_ein 
— — Man inne if, ei, Pag, mern "gegeben, ober. Sifiet werben 


TULK. (X, 
Je. 1 il — DED.Co. schon) 0. 10,DR. 1830 an 
finale KR. Reg. sub 
In EEE der im Inlande —— jübifehen —— ern 
Binterun Beeren ughen umherziehens derſelben anter dem Porwande von M: 
ei andern = ten, * wie, um Ir von — — Eee für 






antaſſung vorhanden if lbs 
— Se = — in 


b en a von RR — — Aflen), deren Anwendung 
ar erfondertich waätet wird, 


ec) » een Fällen, wo der Grtrahent die Gaifkeiung der Yollgeibeptite — 





Vohnorts aan erhebli — nicht ag, und Bu 
bie — eines 18. des — En 
ns iſt 5 —8 ten po! $ han ——— 


6) an Bes der Sonn aus — 
a) €. X. des K. Min. des 
an färmtl. X, Reg. (eisfäi har de 








© Bee ann die inc ax mh. hei. Ve 
a —— ers Dune 


— — 








hr Ka Rt F x 
m Die —— 7 * —5 fü Ei Fi 


— — 


—— R eher en = 
NEE 
Ei jorbert, ashrer © — 

— —8 Bi — \ In, um 


N) HE 























eg See, Sk —J 


4) auf IE Ba — orztigtid) put Zeit ‚ber 


mer? zu richten; 
2 — mit ilchn Her ale de Aa an. —* verfehen 
ini ie ben, 
En te Mar een sn Warte Eh be alle uns — dh: 


au lagenden Weges fon a ie Heft nad Ve 


J Be une! 77 ” — en, Poſe weicht ihnen 
5 in tele m 
»: i — Sl 


a ic au 
—— Er Ndnen ii Male DE ci he an 
BD Ar ft in X rien a1, Bee Aut) 
—— —— er 
J ER raSEUeRE 


"Hfn der Regel — a BALEAREN SATTE {u une 


——— — Kaadg 


\ — wur ‚von die 
\ une dee vonder. K. Meg. — —* 
nöthigen Geldmittel 3 we aa N Bauer 
fen, und zugleich bayyı Fe im Brezuge obwaltet. 
ine eben fo forgfättige —— iſt Fr die vagaboı are 
‚juben. aus bem ‚aönigent Bolen u agewenben, welche — 
— ——— 
Vnu det⸗Siee Ding» ue Seattin —— 
Br WAR Ma, . —** 













EB Staatoeichtl. Verhältn. der J. — Den ganjen Staat Tate. 


bei den Behörden auf den Grund abgelaufener über beichränkter Yäffe Eepitimationd« 

Seramentenan een Umfange —e 401. — 2, 84; 2* 

b) ®. des K. Min, des Ju d.P. 6. Schudmann), v. 15. 1822, 

a die 3,00. au Liegnig, Bredlau, Oppeln (und abfehriftl. an die X. 
ofen). . . fun 

Ar einem Ber. ber X. he u Pofen find bei derfelben oft darüber Beſchwerden 
geführt worben, daß bie Vorſchriften ber Cirk. Berf. v. 20. Juni v. 3. wegen ber Er⸗ 
kheitung von Paſſen an unbemittelte Juden, von Geiten ber Schieſiſchen Pol. Be 
hörben, ohne Unterfdhieb auf alle Juden aus dem Großherzogthum Pofen audgebehnt 
werben. Ich veranlaffe dechalb die K. Meg., bie betr. en zu umfichtigerer Ans 
wenbung ber ertheilten Borfchrift anzuweifen. (X. VI. 444. 2.68.) . . 

co) R. des K. Min. ded J. u. d. P. (v. Room), v. 31. Mat 1837, an 
die K. Reg: zu Pofen. EN 

Auf den Ver. der. K. Reg. v. 10. d. M. find bie von Derfelben dereichneten ER ans 

ewieſen worden, den Drtöpolizeibehbrben ihrer Bezirke bie Beobachtung bed 8. 11 der 
jen. Paßinſtrukt. v. 12. Jull 1817 vorzüglich in Bezug auf die Juden aus ber Provinz 
Hofen, aufs Gtrengfte einzufchärfen. 

Indem ber X. Reg. bie biesfällige Berf. (Anl. a.) hierneben abſchriftllch mitgetheilt 
wich, erhält Diefelbe zugleid) tarife des ablehnenden Befceibes (Anl. b.), veicher 
auf ihren Ber. v. 22. März d. J. den Verwaltungsbeamten ber jübifhen Korporation 
zu N., yüdfiätlic ihres hier angebrachten Sefuhe um Aufhebung der on Ausfertie 
gungen p fen füt hanpeltreibende Juden zum Beſuche auswärtiger Märkte gemadhs 
ten Befhräntungen ertheilt worden iſt, zur Kenntnipnahme. 

a. 


NRach einem Ber. der Reg. zu Pofen find hanbeltreibenden Juden aus dem Bezirke 
don Drtsspolizeibehörben in ben benachbarten Proninzen gegen die Vorfchrift bes $. 11 
der Gen. Papinfruft. v. 12. Iuli 1817 nicht bloß ihre Heimathlichen Näfle prolongirt, 
fondern fogär neue Päffe, zuweilen auf ein jenes Jahr, ausgeferligt worden. 

Zur Abftellung des daducd) veranlaßten Mebelftandes wird ‚eh K Reg, Aufgetza en, 
den Drtö-Polizeibehörben Ihres Bez. bie Beobachtung jener Borfhrift, vorzüglich in 


Bezug auf die Juden aus ber Prov. Pofen, aufs Strengite einzufchärfen. 
Dh den 31. Mai 1 Ei yofen auf — 
Der Mini; bes J. u. d. P. 
dv. Room. 
An die K. Reg. zu Frankfurt a. D., Stettin, Cöslin, Breslau, Liegnig, Oppeln und 
i Marienwerber. 


b. 
Auf die Eingabe det Werwaltungs:Beamten ber jüblfhen Korporation zu N. d. 24. 
Febr. d. 3. iſt wegen ber von der K. Reg. au Pofen Kinfi tlich der Ertheilung von Reife: 
äffen an handeitreibende Tuben zum Beſuche auswärtiger Märkte gemachten Beſchraͤn⸗ 
ungen zuvörberft der Ber. biefer Behörde erfordert worden. “ 
lachdem derfelde eingegangen, Tann ich jedoch, bei forgfältiger Erwägung feines 
Inhalts, wonach bie früher von ben Polizei-Magifträten der mehrften Städte erfolgte 
Ausfertigung von Jahrespäffen für handeltreibende Tuben zum Beſuche ausmwärtiger 
Märkte zu erheblichen Mißbrduchen und Uebelftänden geführt, und yehneihete en ber 
benachbarten Reg. hervorgerufen hat, die getroffene Anordnung nur beftätigen, und zwar 
um fo mehr, ald Päffe, welche auf den Zeitraum von ſechs bis acht Wochen ertheilt wor⸗ 
den find, zum Befuce beftimmter Jahrmärkte derRegel nad, für welche biefe Vorſchrift 
auch nur erlafien ift, und wenn bie Paßinhaber, wie bie Bittfteller verfichern, nad) ber 
endigten Gefchäften zurückehren, volltommen genügen werben, und als bie X. Reg. bie 
Pol. Behörden ihre® Bezirks autorifirt hat,’ von jener Regel nad) genauer Prüfung ber 
obwaltenben Umftände und bei befannter Zuverläßigkeit bes Gotrahenten eines Paſſes, 
zumal bei naturalifieten Juden, Ausnahmen eintreten zu Laffen. 

Es kann daher auf das Geſuch, jene Beſchraͤnkungen aufzuheben, nicht eingegangen, 
eben fo wenig aber ber Antrag auf koftenfreie Ausfertigung der Päfle für zuläffig erach⸗ 
tet werben. Berlin, ben 31. Mai 1837. . 

Der Minift. des I. u. d. 9. 
v. Roch ow. 
.Xxzi. 182. —) . 

TI R. der K. Min. des J. u. d. P. (v. Schudmann), u. d. 8. (v. Kle⸗ 
wis), v. 30. Nov. 1821, an die K. Reg. zu Königsberg. Zu Reifen der 
Juden in das Samland find Regierungspäffe erforderlich, 

‚Da ber mit ben Bernſtein⸗ Paͤchtern abgefdloflene Kontrakt ausdrücklich feftfegt, daß 
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tueff des erben 5 oelen F% nen Er: Bet. eine, daptie 
felbe nur auf inländifde Fr en (&. VII. 536.:—) - 
JR. DER. dee P. len. v.26. Juli 1826, an 





die K. Reg. zu Potsdam N Frankfurt a. D. Deflelbe Inhalts 
In — Al. wird der N. Reg. ein Ber. ber Reg. zu Krankfirt d. D. v. 
—* an jübifche „Hantiwerkägefellen. ohne Staat piegn: 


Er lung ber Wa 
zecht, zugefertigt. 
ven der 8 heißene Ve aheen DER teh ol; Disekt, {n dem feaglihen, 
gras er aid Sit In mel HLA Ken ——— un. 
Abfıcht it in der Verf, fe ausbraci eben, und geht Bohn: “ 
die ung und ben Betrieb nüglicher —ãSſY unter X (eintändifchen) Juben 
zu 
Benn den jübifchen Handwerkageſellen / zu ſolche Ende das Wandern im Lande ger 
jattet: werben foll, ‚unverbächtig iegitimirt haben, ed 
m felbſt, daß en —— Krbeit — auch ber — gie alt — 
Beobachtung der. allgemeinen Pol. Bote ittet werden, 
Die zwar einlänbifchen, aber nicht mit an Ye Anh, verfehenen ein 
Handwerksgeſellen in denjenigen Lanbestheilen, wo das Cb. v. 11. März 1812 
beftet; von dem temporairen Aufenthalt Bechufs des Handwerkabetriebes als Seſen⸗ 
Len auszuſchließen, hat das unterzeichnete Min. ni —ESE und jr faglich nicht 
beabfichtigen Eönnen, weil eine foldhe Ausfälicßung dem En rung doeh 
bes unter ben Juden geradezu widerſtreben wurde dc. * &.791.—) 
d) R. des K. Min. ded J. (v. Schuckmann), v. 4. Sept: 1827,'an dab 
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DSDeittes Kapitel, 
Die aaſdlituiteituinchn Verhalmiſſe der Juden des Preuß, Stean. 


diidi Beerbigung der Juden in medirinalpolizeitichet 
n 
Auffäge in ben H Eit 
Er —— das nu Li 
Löwe?s AWhandi er benfelben Gegenftand. 
Marcyd Herz ©: —8 an die ‚Berausgeber bes hebraͤiſchen Sauimlers, über bie 

frühe Beerdigung der Juden. Berlin, 1788. 

A. Bersttung des Scheintobes. 
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bie Naturkunde, und eben deshalb hat bas A. 2. R. bie näheren Beflimmungen wegen 
Verhütung des Lebendbigbegrabens lebiglidh ber allgemeinen Lanbespoligei vorbehalten. 
Bon Seiten biefer wird daher hiermit feftgelest, daß auch alle jüdifche Glaubensgenoſſen 
ben hierüber beftehenden geſetzlichen Vorſchriften eben fo, wie die Chriften, ſich unterwers 
fen müffen. Diefem zufolge darf keine jüdifche Teiche vor völligem Ablaufe bes dritten 
Tages nad) dem Tode, und überhaupt nicht eher begraben werben, bis bie unträglidhen 
Zeichen des wirklichen Todes und der begonnenen allgemeinen Xuflöfung bes Körpers 
wirklich eingetreten find. 

A) Zeichen —FJ 1) wenn ber Rücken und bie Lenden, und überhaupt die Stellen’ 
wo ber Körper aufgelegen, bleibend platt gebrüct find; 2) ber wahre Leichengeruch, wels 
cher indeß von dem Holzgeruche bed Sarges wohl zu unteriheiden ift; 3) bas Zuſam⸗ 
menfallen des durchfichtigen vorderen Theils des Auges; 4) das grünkiche ober grüns 
ſchwaͤrzliche Auflaufen des Unterleibes; 5) das — des Oberhaͤutchens an mehreren 
Stellen des Körpers, nebſt dem matſchigen Anfühlen ber fleiſchigten Theile unter ber 
Haut, und endlich 5) das Ausfließen fauligter Säfte aus allen größern Deffnungen bes 
Körpers. 

um nun das Begraben jübiicher Leichen vor dem Eintritte dieſer Beichen Fünftig ficher 
zu verhüten, find bie juͤdiſchen Todtengraͤber und Begräbnißvorfteher durch bie Bürgers 
meifter nach jübifhen Gebraͤuchen in der naͤchſten Synagoge bahin zu vereiden, wie fie 
mit unverbruͤchlicher Sorgfalt barauf zu halten haben, daß feine jübifche Leiche vor Ab⸗ 
lauf des dritten Tages nach dem Tode und vor Eintritt ſaͤmmtlicher obengenannten Kenn- 
zeichen bes wirklichen Todes beerdigt, ja nicht einmal mit ihrem Wiſſen ber Sarg früher 
zugemacht wirb. Weber diefen wirklich abgeleifteten Eid ift ein Protokoll aufzunehmen, 
deffen Einfendung wir hier in Dlünfter von dem Stadt⸗Direktor, und auf dem Lande von 
ben Landräthen erwarten. Außerdem werben alle Orts⸗Obrigkeiten, befonbers da, wo 
juͤdiſche Gottesäder vorhanden find, angewiefen, bei ber firengften Vertretung darauf zu 
halten und Acht zu geben, daß der Mißbrauch der frühen Beerdigung ber Juden nicht Läns 
ger geftattet, und hlechterbinge feine jüdische Leiche vor eriwiefenem Ablauf des dritten 
Tages nad) dem Tode und dem Eintritte obiger Kennzeichen begraben wird. Es muß 
diefes entweder durch ein Beugniß des Arztes ober wenigftens das breitägige Aufbewahren 
ber Leiche nach bem Tode durch ein Zeugniß des chriftlichen Hauswirthe, ober falls ein 
Zube ein Haus allein bewohnt, eines chriftlichen Rachbars, erwiefen, und dies Zeugniß 
bei der Orts⸗Obrigkeit eingereicht werben, bevor die Beerdigung geſchehen darf. Wer 
überführt werben Tann, daran Schuld zu fein, daß folche früher und vor dem Gintritte 
ber oben bemeldeten Todeszeichen geſchehen, verwirkt die im 778. $. bes 29. Titels bes 
2. Theil bes X. L. R. feſtgeſetzte Sefängniß- uub Seftungsftrafe, und iſt ſolches beſon⸗ 
ders den juͤdiſchen Begräbnißvorſtehern und Todtengraͤbern, im Betreff jeder gegen ihren 
deheh —— zu begehenden Fahrlaͤſfigkeit, ausdruͤcklich bekannt zu machen. 

nn. 0 


B. Das Begraben in Saͤrgen. 

R. des K. Min, des I. (Köhler) an dad Kollegium der Aelteſten und 
Vorſteher der israelitifchen Gemeinde zu Bredlau v. 1. Dec. 1818. Beer 
Digung in Särgen. | 

Es wird Ihnen auf Ihre von dem K. Min. der G., U. u. M. Ang. an das unterzeich- 
nete Min. abgegebene Vorftellung v. 1. d. M., worin Sie Sich darüber befchweren, daß 
bie dortige K. Reg. Sie mit Ihren Proteftationen gegen bie Ausführung des Entfchluffes 
mehrerer Familien, bie Tobten Ihres Glaubens in Saͤrgen beerdigen zu laſſen, abgewie⸗ 
fen, und Sie angewiefen hat, fich bei begleichen Beerdigung jeder Störung zu enthalten, 
zum Beſcheide eröffnet, daß das unterzeichnete Din. Ihre Beſchwerde ganz unbegründet 
findet, mithin Sie damit abweifen, und das Verfahren der K. Reg., als ber Sache ans 
gemeflen, genehmigen muß. (Ann. II. ©. 1050.) 


N. Das Befchneiden der Judenkinder. 
I) R. des Min. des I. v. 27. März, 1818, mitgetheilt der K. Reg. zu 
Dünfter v. 16. Juni 1819. 

Durch ein hohes Min. R. v. 27. Maͤrz d. 3. iſt, zur Verhütung aͤhnlicher Unfaͤlle, als 
bei der Befchneidungs-Geremonie der Knaben moſaiſcher Glaubensgenoſſen ſchon vorge: 
kommen, und mehreren Kindern toͤdtlich geweſen find, die Vorfichtämaßregeln verordnet 
worben, daß Pünftig bei dem Befchneidungs:Gefchäfte ein approbirter Wumdarzt zugezo⸗ 
gen, und diefe religiöfe Verrichtung einem anerkannt fittlichen Manne übertragen werden 
ſoll, per sugleich von ae —* kun dabei zumeilen oben ange ſo 
wie über das zu deren möglichſten ng angemefjene ahren ge nfteuiet 

worben if. (Ann, II, ©, 423.) g angerneflene Besfahren gehörig nfhrl 
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"GEHE Dr Ba varsaummaeh» daf ein Schein in Pole ungefäidter Sant 
d en, d d 

bei der —— — Tage nad Bien Geremonie A —— ham 
giädsfällen für die Zukunft zu begegnen, ordnen wir bierburdh an: I 
1) doß zu dem Amte eines Beſchneiders nur anerkannt ſittliche Individuen gewaͤhlt 


2) daß ein jeder Beſchneider uͤber die Operation der Beſchneidung und uͤber die Vor⸗ 
Fchtemapregetn por, bei und nad) berfelben A von bem betreffenden Kreis⸗Phyſi⸗ 
a gründlich prüfen, und Über den Ausfall diefer Prüfung ein Atteft ausftellen 
e, und a 

3) baß Beſchneider, welche diefe Pruͤfung entweber nicht Beifällig beftehen, ober weiche 
“fl berſeiben nicht unterwerfen wollen, bie Operation ber Befchneibung nur in Wels 
- fein eines approbirten Bundarztes verrichten dürfen, unb ben Weiſungen deſſelben 
in techniſcher Hinficht fich unweigerlich fügen müflen. og 
. Die PolizeisBehörben werben für bie Ausführung biefer Anordnung neramtwortlich ges 
macht, und bemerken wie noch, daß Kontraventionen ‚gegen biefe Beſtimmungen, nad 
den ber Uniftände und mit Worbehalt bes bei Unglüdsfällen an den Schüldigen zu 
nehmenden Dearefied mit verhöltnißmäßiger Gefaͤngnißſtrafe geahndet werben ſollen. 

J UAnn. VI I. G. 81 6.) nn, on ll : . : 
3). R. der Min. d. G., U. u. M. Ang., des J. u. d. 9.0. 20. Dec. 1830 
Die unterzeichneten Minifterien halten die Publikation der von der Königl. Regierung 
entworfenen und mittelft Berichts v. 7. Sept. c. zur Genehmigung eingereichten Ver⸗ 
ordnung wegen Abwendbung ber bei Beichneidung der Judenkinder vorkommenden Un⸗ 
glücksfälle nicht rathfam, vielmehr finden fie es hinreichend, wenn bie Koͤnigl. Reg. jedem 
zur Beichneidung der Judenkinder nicht Autorifirten die Beſchneidun verbiete, die Bes 
kanntmachung der Bebingungen aber, unter welchen das ifraelitifhe Konftflorium bie 
Autorifation zu dem gedachten Gefchäft zu ertheilen gemeint ift, noch vor ber Hand au 
efegt laſſe und darüber Lediglich mit dem Konfiftorio verhandle, wobei jedoch nm 
Gehen ift, daß die Bedingung des Nachweiſes der Sittſamkeit und der Srfahrenheit fo 
fireng als möglich beflimmt werde. (Ann. XIV. &. 813.) u 
II. Das Baden derjübdifchen Frauen. u 
I bed K. Min. des J. (Köhler) an die K. Reg. in Arndberg v. 21. Nov. 

1817, | 
Das unterzeichnete Din. findet aus dem Bericht der K. Reg. zu Arnsberg v. 24.0.0. 
teine —— fine allgemeine gefesliche Beflimmung wegen Abftellung bes Badens 
der ifraelitifchen Weiber in der von der K. Reg. angetragenen Art in Sorfätag zu brins 
gen, da der Gegenftand von ber Art ift, daß die Ausführung durch Geſetze weber ge: noch 
verboten werben Tann, vielmehr nad) wie vor ber freien Willführ eines jeben Individui 

überlaffen werben muß, (Anm I. 9. 4. &. 106.) . 


| Achter Abſchuitt. | 
Die Abgaben der Juden in dem Preußiſchen Staate. 


Es iſt anerkannte Regel, daß die Juden alle Abgaben an den Staat zah⸗ 
Ien müffen, zu deren Entrichtung die übrigen Staatöbewohner verpflichtet 
find. Daß fie als Juden nicht mit befonderen Abgaben belegt werden 
dürfen, beftimmt ſowohl ber $. 14 des €. v. 11. Mat 1812, ald die fran- 
zöfifche Sefeßgebung; nur in einigen wenigen Territorien, wo fie.nod). bes 
fonders zurüdgefegt find, haben fie auch befondere Abgaben zu jablen, wie 
Schungeld, Nekrutengeld‘), und wird dies bei den einzelnen betreffenden 
Abfchnitten das Nähere dargeftellt. 

Jene Regel aber ift auch in Betreff der folgenden Fragen maßgebend 
geweien: 


1) Ueber bie Aufhebung bes deibzolles ſ. die Einleitung ya Roth. TE. Eitan 1. 
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1) Das IR. des Ben. Poſtmeitters v. 19. 1828 m 
vup, wem. arme Franke Individuen mofaifcher auf em Bei 

ch Lohnfuhren von ba m andern gefi Herden wofr I 
Koh ben judiſchen Sc leben des Drts, nad) weldem bie Fuhre 
abgeht, zur Laſt fallen, — om m Enßnfußren nicht mit ber geordneten 
Eobnfunsangabe belegt werben follen, 

M. iſt jedoch antiquiet, ſeltdem durch die V. d. 10. Dec. 1841 

—* en. ©. 330.) An bie Lohnfuhrabgabe aufgehoben ift?). 

2) Bei Geburt und Taufe wird, allgemein, ſowohl auf dem Sande 
als in den &tädten?), zur Unterflükung der Land» Hebammen zufolge 
. D. v. 16. Ian. 11? eine Abgabe von'refp. 3 Ggr. und 14 Ger. er- 
hoben. — n dieſe 7— pin zu —— beſtimmt 

3) daB | fin. . $. en an fammil ER ni 
4817, meif'bie Suben fo gut wie die Chrifien an ber Mesbefferang des Hr 
ammenwefehe: hell nähmen. (Xnn. I. 8.2. 8. 278.) 

b) Das R. des K. Min. der G. U. u. M. Ang. v. 3. Aug.1006, mitge⸗ 
thelit durch Pubi. der. K. Reg. zu Minden v. 13. Sept. 182 

Zufolge der Verf. bes K. Min. der G. U. u..M. Ungsın BR: ſind auch * 
Iftaeliten ae an, der. Een an a 
fessft, fr a * —AA der Geburten zu —— der Iſraeli 
von bem Bier nicht flattfinbenden Taufakte.nicht.abhängig-gem. —5— ht Bi 

den ‚Beiträge ber Ifrogliten find von den, Hexen Lan! Bürgerm 

— ————— ae —— 
8* erheben er in dan en qui je 
menen Bi e 4413 aufzuführen: Aun. I — 

3) Ih Anſehung dee Gewerbefteuer beſtimmt rdfiäeid des Verkaufs 
bes fir Zuben Singefälachteten Fleifches dad R der K rin der Fin. und 






u Ben erlaffenen A jo ben Zuden bei dem Berfaufe des von ihren 
—8 5 pn fhes eine Er “es 8 
a e Schlächter ſin 
mit andern Sqhid⸗ Kine Einigung treffen, Konten ba ba Abfchlachten bitedh Firien 
‚ser Glaubendgen sin nach Dakar riebenet an und Ei u tüihe 
bie Füben, werde rar 
werbefteuer ald — nicht entrichten, Ser dem gefehtatijfeten Fleifche, €ö * 


Kate zu verhängen. (Ann. XVII. ©. 795.) 
4) Endlich werben Einfaminlungen freiiolliger Abgaben durch Kollehten 
in den Kiechen auch auf die Synagogen der Juden auögebehnt. 
€. Ro des K. Din. des I. (Kahle) v. 22: März 1820 am d 
im den neuen Provinzen, wehen ber auf die Judenſchaft auägubeh 
gemeinen Koliekten. 








) Im eigen war die allgemein hingeftellte Annahıne eine untichtige, dag vicle 
Safe den jübifhen @emeinbeglieern — Laſt fallen, denn bie 8 ſhen Armen 
find nicht Arme einer nad) bem C. v. 11. Watz 1812 nur noch in kglicher Be: 
siehung beftehenden Gemeinde, fonbern Arme der ganzen Ortögemeinbez nur da, 
wo bie jüdifhe niehengefenfhafe beftehenbe Armenfonbs hat, würde ſich jene 
Annahme nad) &. R. II. 19. $. 9 unter Umftänden rechtfertigen laffen. 
93 0.2. Aptil 1847. . (Kun. 3. Heft 2. ©. 878.) 5 
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Staatöbürger und hierdurch gleichzeitig Mitglieder der Orts Kommune wur« 
den. Ihre Gemeinfhaft konnte fortan nur noch eine kirchliche bleiben, nicht 
aber auch eine politiſche. Dies ift denn auch fowohl in den alten Provin- 
zen feit dem E. v. 11. März 1812 der Fall, als in allen neuen, fo weit 
darin der Code Napoleon gegolten, und indbefondere auch nah dem 
G. vo. 1. Zuni 1833 im Großherzogthum Pofen!, Vereinzelte Ausnah⸗ 
men find in den betreffenden Abfchnitten erwähnt ?). Ä 





blikation diefes Reglemente an gerechnet, keine auf eine ſolche folibarifche Erftat- 

tung gerichtete Klage angenommen, vielmehr der hierin zwifchen den hriftlichen 

und diſchen Gemeinden obwaltende Unterſchied für 'aufgehoben geachtet wer⸗ 
en ſoll. 

5. 2. Gleichmäßig ſoll in Zukunft die Frage, in welchen Fällen jüdiſche Haus⸗ 
vaͤter für die Vergehen ihrer Hausgenoſſen oder Dienſtboten einſtehen nrüffen, 
— e ben den Grundfägen wie bei hriftlihen Hausvätern beurtheilt und entfchie: 

en werben. 

$. 3. Um dagegen zur Sicherftellung des Publiet die verbächtigen einlänbifchen 
Juden unter genauer Aufficht zu halten, und das Einfchleichen fremder Juden zu 
verhindern, joU an jedem Ort, wo fidy eine zahlreiche Judengemeinde befinbet, 
eine Cenſur⸗Kommiſſion angeorbnet werben. 0 

Die Eleineren Sudengemeinden werden an diejenige Genfur:Rommiffion ver: 
wiefen, welche in der ihrem Wohnort zunaͤchſt belegenen Stadt etablict iſt. 

$..4. Dieſe Cenſur⸗Kommiſſtonen follen beftehen aus einem vom Kameral-Des 
partement zu ernennenden erfahrenen Polizei-Offiziamten, . einem von Seiten der 
Juſtiz auszuwaͤhlenden, der Rechte kundigen Mitgliede des Magiſtrats oder Stabt: 
gerichts des Orts, und der nach Größe der Judengemeinde zu beſtimmenden An⸗ 
zahl juͤdiſcher Aſſeſſoren, wozu die Kameralbehoͤrde die rechtſchaffenſten, im beſten 
Ruf ſtehenden Mitglieder der Judengemeinde auszuerſehen hat. 

Dieſe Cenſur-⸗Kommiſſionen ſollen unter der Aufſicht einer Haupt-⸗Cenſur⸗Kom⸗ 
miſſion ſtehen, welche für jedes Provinzial⸗Finanz⸗Departement unter ber Direk⸗ 
tion eines’ Deputirten ber Krieges: und Domainen- Kammer auf eben die Art an: 
zuordnen ift, wie bie SpezialsGenfur-Kommilfionen organifirt worben. 


$. 5. Die Mitglieder ſämmtlicher Senfurfommiffionen follen nicht befonders be- 
foldet, fondern nur durch die unter fie zu vertheilenden Ausfertigungs-und andern 
bei der Kommiffton vorfallenden Gebühren remunerirt werden. Insbeſondere 
follen die jübifchen Affefloren bei Ausrichtung der in diefer Qualität ihnen oblie: 

senden Geſchaͤfte in Anfehung ihrer Befugniffe und Verbindlichkeiten, als im 

Dienfte des Staats ftehende Offizianten behandelt werben. 

865, Bu den Gefhäften der Genfur-Kommiffionen gehört: ' 

1) die Ausmittelung derjenigen Juden, gegen welche gegrünbeter Verbacht ob» 
woaltet, daß fie fich ihren Unterhalt.auf eine unerlaubte Art erwerben; “ 

2) bie Ausfertigung der GSertifitate und Päſſe, womit nad, diefem Reglement 
bie reifenden ein= und ausländifchen Juden verfehen fein müffen 

3) die Ertheilung der Erlaubnißfcheine zur Annahme auslänbifcher Juden als 

andlungsdiener oder Gefinde; 

4) die Bewilligung der Gertifilate, womit nach biefem Reglement auslänbifche 
Juden verfehen fein müffen, wenn fie ſich länger als 4 Wochen hindurch in 
biefigen Landen aufhalten wollen; 

5) die Beflimmung der Strafen, womit die dieſem Reglement zuwider handeln- 
den ein⸗ und ausländifchen Juden zu belegen find, und die Ausfertigung ber 
wegen Vollftredung fothaner Strafen an die Polizeibehörben zu erlaffenden 
NRequifitionen; _ 

6) die nach diefem Reglement erforberliche Kommunikation mit ben übrigen Cen⸗ 
furs Kommiffionen des Departements, fo wie mit der ihnen vorgefegten Haupt: 
Cenſur⸗Kommiſſion; 

7) die ſorgfältige Aufſicht auf die Befolgung der in dieſem Reglement zur Er⸗ 
haltung der offentlichen Sicherheit ertheilten Vorſchriften. 

(N. C. C. T. XI. &, 393. Rabe Bb. 6. ©. 554.) 


‚A) Vergl. Abth. II. Abſchn. III. XI. XI, 
Bergr. Abth. II, Abſchn. VII. VIEL, 


Stastieihtl: Verhhlin. der J. Des Hanya m Staat beit. 7 


Died Verhaltniß der jüdiſchen Gemeinden zum Staate und bie hieraus 
fließenden Gonfequiengen find in den folgenden Verfügungen bei verſchie⸗ 
denen Veranlafſungen audgefprachen. . — . 

-L In Bezug auf die alten Probinzen. * 


4. Auszug aus der Verf. des Min. d. Inn. v, 11. Juli 1812. 

Es kann von ber Erlaubniß für eine juͤdiſche Gemeinde, irgend einen Gewerbtreiben⸗ 
ben, ex fei Schlaͤchter, ober was irgend fonft, anfegen zu dürfen, nicht mehr bie Rebe 
fein; denn bie Juden bilden nirgends mehr eine befondere Gemeinde, ausgenonmen 
eine Eirchliche, in welcher Gigenkhaft aber nur bie Anſetzung eigentlicher Kirchen⸗ ober 
Qunagagenbebienten. zur Sprache, Zommen, Tann, „(Ofpreuf. X. BL 1812. Kr. 295.) 
5 MR. det K. Min..d. Inn. (Köhler) an die K. Meg. zu Breslau v. 
24. Juni 1823. Ansäbung des DberAuffichisrecht in. Angelegenheiten 
bes-jüdifchen Gemeinweſend. | >. 


Kachftehenves, bei Kuͤckſendung ber urfchriftlichen Beilagen zu erkennen gegeben. 
erbindung. AM 


Das unterzeichnete Din. muß Bedenken tragen, bie K. Reg. nach Ihrem Antrage in 
dem Berichte v. 16. d. M. gu autorifiren, die von einigen Mitgliedern der Judenfchaft 
UN, N. rückſtaͤndigen Beiträge zu ben gefellichaftlichen Zwecken ihres Gemeinweſent 
abminiftrativen Wege erekutivifch beitreiben zu laſſen. Denn die Religionsgeſell⸗ 
ſchaften der Juden können in Anſehung ihrer Innern und äußeren Rechtsverh Linie nur 
nad) den Grundfägen und Vorfchriften des A. &R. Th. II. Fit, XI.5.20und Zit. VE. 
65. 11 seg.) beurtheilt und behandelt werben. Bu W 
Da es nun aber mit den letzteren nicht in Vereinigung zu bringen ſein wuͤrde, wenn 
die Staats⸗Behoͤrde 1 darauf einlafjen wollte, bie —2 e Beitreibung der von 
den Mitgliedern einer blos erlaubten Privat⸗Geſellſchaft zu Geſellſchaftszwecken aufzu⸗ 
bringenden Beitraͤge im adminiſtrativen Wege zu verfuͤgen, ſo kann einem ſolchen Ver⸗ 
fahren namentlich auch in Anſehung bes judenſchaftlichen Gemeine⸗Abgabenweſens nicht 
ftatt gegeben werden, indem Judengemeinen, als Religionsnerbindungen betrachtet, in 
die Kategorie foldher erlaubten Privats@efellfchaften gehöten. oo 
(Ann. X. ©. 1082.) oo. Da 


4. Verf, der K. Reg. zu Liegnitz v. W. Dec. 1828 deffelben Inhaltes. 
Auf die Eingabe ber Aelteflen und Vorfteher ber bafigen Zubenfchaft v. 22. April o. 
erdffnen wir benfelben, wie wir genehmigen wollen, daß bie zur Dedung ber pro. 1 
unvermeiblichen GemeindesAusgaben nach bem anbei zurückfolgenden Duplicat im ; 
trage von . . „ Rthlr. auf bie beitragspflichtigen Gemeindeglieber repartirt werden; von 
ber .anbei in duplo zuruͤckfolgenden Rachweiſung bed Synagogenbebarfs koͤnnen wir 
aber keine Notiz nehmen, da eine Beauflichtigung ber jübtichen Kirchenangelegenbeiten 
von ben Staats⸗Behoͤrden nicht geführt werben foll. Eine Abweichung von bem bisher 
Hattgefundenen Schäsungsverfahren kann aber ohne Beichluß der KorporationssMits 
glieder nicht eintreten. Wir muͤſſen ed daher lediglich den Aelteften überlaſſen, ob fie 
die Gemeinde dieferhalb zufammenzufen, die Zwedmäßigkeit ber. beabfichtigten Anord⸗ 
nung in der Schaͤtungsverfaſſung und. bie Art, wie Zünftig ben Prasgravationssißes 
ſchwerden am für —* abgeholfen werden koͤnne, derſelben vortragen, und ſie zu einem 
zuſtimmenden — luß veranlaſſen wollen, Kommt dieſer Beſchiuß zu Stande, fo iſt 
die barüber aufgenommene Verhandlung An unſerer Genehmigung ein W 
Auf den Antrag: die dortige Polizei⸗Behorde auf Anfuchen ver KAian ar rk 
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Staatsbürger und hierdurch gleichzeitig Mitglieder der Oris⸗Kommune wur. 
den. Ihre Bemeinfchaft konnte fortan nur noch eine kirchliche bleiben, nicht 
aber auch eine politifhe- Dies ift denn auch fowohl in den alten Provins 
zen feit dem E. v. 11. März 1812 der Fall, als in allen neuen, fo weit 
darin der Code Napol&on gegoften, und ‚indbefondere auch nad dem 
8. v. 1. Juni 1833 im Großherzogthum Pofen!). Vereinzelte Ausnah⸗ 
men find in den betreffenden Abfchnitten erwähnt? — | 





blikation dieſes Reslementä an gerechnet, Beine auf eine folche ſolibariſche Erſtat⸗ 

tung gerichtete Klage angenommen, vielmehr der hierin Me en den chriſtlichen 

und piſchen Gemeinden obwaltende 'Unterfchieb für aufge ‚geaihtet wet- 
en fol. . POP 

6.2. Gleihmäßig foll in Zukunft bie gruss fn welchen Fallen jübifche Haus⸗ 
‚väter für die Vergehen ihrer Hausgenoffen oder Dienftboten —— 
nach om den Grimdfägen wie bei chriſtlichen Hausvaͤtern beurtheilt umd entſchie⸗ 

en w er. „ .. D oo. tn ., . I 
$. 3. Um dagegen zur Sicherftellung des Publici bie verbächtigen einlänbifchen 
Juden unter genauer Aufficht zu halten, und das Einſchleichen fremder Juden zu 
verhindern, ſoll an jedem Ort, wo ſich eine zahlreiche Subengemeinbe befindet, 
eine Cenſur⸗Kommiſſion angeordnet werben. BE 

Die Eleineren Judengemeinden werben an diejenige CenfursKorhmiffion ver- 
wiefen,. Welche in der ihren Wohnort jzunoͤchſt belegenen Stadt etablirt iſt. 
.4. Dieſe GenfursKommilfionen follen beftehen ans einem vom Kameral⸗De⸗ 
partement zu ernennenden BE plizei-:Dffizianten, - einem.von Seiten, ber 
Juſtiz auszumwählenden, der Rechte Tundigen Mitgliede des Magiſtrats ober Gtabt: 
gerichtd des Orts, und der nad) Größe ber Judengemeinde zu beftimmenben An- 
zahl jüdifcher Aflefloren, wozu die Kameralbehörbe die rechtichaffenften, im beften 
Ruf flehenden Mitglieder der Judengemeinde auszuerfehen hat. 

Diefe Cenſur⸗Kommiſſionen follen unter der Aufficht einer Haupt⸗Cenſur⸗Kom⸗ 
miſſion flehen, welche für Aebes Provinzial-Finanz:Departement unter der Direl: 
tion eines’ Deputirten ber Krieges: und Domainen⸗Kanimer auf eben bie Ast an- 
zuorbnen ift, wie bie Spezialsßenfyr-Kommiffionen organifirt worben. 


$. 5. Die Mitglieder Tämmtlicher Senfurfommiffionen follen nicht beſonders be⸗ 
foldet, fondern nur durch bie unter fie zu vertheilenden Ausfertigunge- und andern 
bei der Kommiffion vorfallenden Gebühren remunerirt werben. Snöbefonbere 
. . . . ſollen bie jübifchen Affefloren bei Ausrichtung der in biefer Qualität ihnen oblie- 
" genben Geſchaͤfte in Anfehung Ihrer Befugniffe und Verbinblichkeiten, als im 
ienfte des Staats ſtehende Offizianten behanbett werben. *r 
. 6. Zu den Geſchaͤften der GenfursKommiffionen gehört: 
1) die Ausmittelung derjenigen Juden, gegen welche gegründeter Verdacht 0b» 
waltet, daß fie fich ihren Unterhalt,auf eine unerlaubte Art erwerben; - - ; 
2) die Ausfertigung der Gertifitate und Päſſe, womit nad) diefem Reglement 
die reifenden eins und ausländifchen Juden verſehen fein muͤſſen; 
3) die Ertheilung der Erlaubnißfcheine zur Annahme ausländifher Juden als 
andlungsdiener oder Gefinde; ' 
4) die Bewilligung der Gestifilate, womit nach biefem Reglement ausländifche 
Juden verfehen fein müflen, wenn fie fich Länger ald 4 Wochen hindurch in 
biefigen Landen aufhalten wollen; 

5) die Beftimmung ber Strafen, womit bie dieſem Reglement zuwider handeln: 
ben ein--und ausländifchen Suden zu belegen find, und die Ausfertigung ber 
wegen Vollftredung fothaner Strafen an die Polizeibehörben zu erlaffenden 
Reguifitionen; 

6) die nach biefem Reglement erforderliche Kommunikation mit den übrigen Cen⸗ 
fursKommiffionen bes Departements, fo wie mit der ihnen porgefesten Haupt: 
Cenſur⸗Kommiſſion; 

7) die ſorgfältige Aufſicht auf die Befolgung der in dieſem Reglement zur Er⸗ 
haltung der öffentlichen Sicherheit ertheilten Vorſchriften. 

(N. C.C.T. XI. &, 393. Rabe Bd. 6. ©. 554.) 


1) Vergl. Abth. II. Abſchn. III. XLXM, 
2) Bergr, %bth, II. Xofcn, VAL, VE, 
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Dies Werhältniß der jübifchen Gemeinden zum Staate und bie hieraus 


—— eh. Meran Perle Sof 


J. In Bezug auf.die-alten Provinzen. . 


‚ I. Audzug aus der Verf. des Min. d. Inn. v. 11. Sum 1812. 

Es kann von der Erlaubniß für eine jübifche Gemeinde, irgend einen Gewerbtreibens 
den, er fei Schlaͤchter, ober was irgend fonft, anſetzen zu bürfen, nicht mehr bie Rebe 
fein; denn bie Juden bilden nirgends mehr eine befondere Gemeinde, aufgenommen 
eine kirchliche, in welcher Gigenthaft ft aber nur bie Knfegung eigentlicher Kicchen s ober 
Synagogenbedienten zus Sprache. kommen Tann. ‚(Ofipreuf. X. Bl. 1812. Rr. 295.) 


an ra er 3 Bei F F x —* — 
n u un e uw 
5* —* Beet | techt in. Angelegenbriim 


und "hen Unterbehörben die —— Yale in ſelbi 7 Din folches in we 
ten nach den £ ehimmungen 


Er y 8 N min. des Inn. PN an bie eg zu Steltin. v. 
30. Rov. 1826. Nichtanwendung von Erekutions ⸗Maaßregeln auf ab⸗ 
native Wege i in Anfehung bes judenſchaftlichen Gemeine· Abgaben: 


Das unterzeichnete Min. muß Bedenken tragen, bie K. Reg. nach Ihrem Antra ‚ein 
dem Berichte v. 16, d. M. i autorifiven, die von einigen tgliebern ber Juden * 

N, R. rücftändigen Beiträge zu den geſellſchaftlichen Zwecken ihres Gemein 

abminiftrativen Wege erekutivifch beitreiben zu laffen. Denn bie ie Sei on eich, 
ſchaften der Juden können in Anfehung ihrer Innern und äußeren Rechtsverh une nur 
nad) den Grundfägen und Vorſchriften bes A. 2. R. Th. 1. zit. xl.$. 20 und zit, VE. 
65. 11 seq.) beurtheilt und behandelt werben. - 

Da es nun aber mit den Iehteren nicht in Vereinigung zu bringen fein wuͤrde, wenn 
die Staats⸗Behoͤrde ſich darauf einlaſſen wollte, die viſche Beitreibung ber von 
den Mitgliebern einer blos erlaubten Privat:Gefellfhaft zu Geſellſchaftszwecken aufgus 
bringenden Beiträge im abminiftrativen Wege zu verfügen, fo kann einem ſolchen Ver⸗ 
fahren namentlich aud) in Anfehung des judenfchaftlichen Gemeine-Abgabenwefens mich 
ftatt gegeben werden, indem Jubengemeinen, ala Reli en Poinbungen betrachtet, n 
die Kategorie ſolcher erlaubten Privats@efellichaften ge Jören. 

(Ann. X. &. 1082.) 


4. Verf. der K. Reg. zu Liegnitz v. 20. Dec. 1828 deffelben Johaltet. 

at bie Eingabe der Aelteften und Vorſteher der bafigen Judenſchaft v. 22. April o. 

exbffnen wir benfelben, wie wir genehmigen wollen, baß bie zur Deckung ber pro 1 
unvermeidlichen GemeindbesAusgaben nach dem anbei zurückfolgenden Duplicat im 
trage von . . „ Rthlr. auf die beitragöpflichtigen —e repartirt werben; von 
ber.anbei in duplo zurüdfolgenden Rachweiſung bed —— — koͤnnen wir 
aber keine Notiz nehmen, ba eine Beaufſichtigung der juͤdiſchen Kirchenangelegenheiten 
von ben Staats⸗Behoͤrden nicht geführt werben ſoll. Eine Abweichung von dem blsher 
ftattgefundenen Schäsungsverfahren kann aber ohne Beſchluß der Korporations⸗Mit⸗ 
glieder nicht eintreten. Wir müffen es daher lediglich den Aelteften überlaffen, ob fie 
die Gemeinde dieſerhalb zuſammenrufen, die Zweckmaͤßigkeit der .beabfichtigten Anord⸗ 
nung in ber Schägungsverfafiung und bie Art, wie Tünftig den Praegravationssßde: 
ſchwerden am kü sehen abgeholfen werben koͤnne, derfelben vortragen, und’ fie zu einem 
zuftimmenben Beſchluß veranlaffen wollen, Kommt diefer Bee zu gran e, fo iR 
die darüber aufgenommene Verhandlung Ar unſerer Genehmigung ein 

Auf den Antrag: bie’ dortige Polizeis Wehörbe auf Anluchen dee Krikeien a Sr 
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Beiträge, unter Auffiht und Genehmigung des Staat, derge⸗ 
ftalt einzurichten, daß das Erforderliche nur nach und nach zufammenge 
bracht, und die Laſt fowohl unter die gegenwärtigen als künftigen Mitglies 
der billig vertheilt werde.” . 

Der Zweifel wurde zunächft veranlaßt durch den Anh. $. 153 zur G. O., 
welcher, dem zweiten Abfage des R. v. 6. Dec. 1809 entnommen?) ol» 


gended beftimmt: 
Soll gegen Stadt: oder Dorfgemeinen, oder gegen eine ganze Klaſſe von Mitgliedern 
derfelben, oder fonft gegen eine moralifche Perſon, eine Erekution vollftredit werden; fo 
miüffen die Gerichte über bie Art, wie folche ohne gänzlihen Ruin ber Schulöner zu rea⸗ 
Yifiren ift, jebergeit mit der Reg. Kuͤckſprache halten, und wenn fie ſich mit diefer über 
bie zu nepmenben Drapregeln nit vereinigen koͤnnen, die Exekution ausfegen und bie 
Vorbeicheidung des Juſt. Din. en ben dies muß geſchehen, wenn bie Excku⸗ 
tion gegen ein nichf unter der Feß ehendes Inſtitut zu verordnen iſt und alſo der Juſt. 
Min. Anlaß finden möchte, mit den Übrigen Miniſterien Rückſprache zu nehmen. 
Ob num diefed ©. auf Judengemeinden Anwendung findet, verneint 
a) Das R. d. K. Min. des I. (Köhler) an die K. Reg. zu Polen v. 
Der K. Set: wirb in Belheibung auf Ihre Anfrage v. 1. d. M. exdfinet, daß nad) 
dem Haren Sinne ber Verf. v. 7. März 1823 die polizeiliche Einfchreitung in bad ge: 
richtliche Exekutionsverfahren gegen jübifche Kommunen als folche allerdings zu unter, 
Laffen ift, indem bie Vorſchrift im $. 153 des Anh. zur A. ©. O. auf Judengemeinen⸗ 
ale blos Kehle und nicht politiiche Verbindungen, Leine Anwendung finden kann. 
(Ann. XIE, Nr. 48 


n. . 48, 
b) Es bejaht dagegen mit volltommen überzeugenden Gründen das 

N.  Sufl Min. (Mühler) an dad Ob. App. Ger. zu Polen v. 22. 
A 

er Inhalt des von dem K. Oberappellationsgericht über die Beſchwerde der Juden⸗ 
ſchaft zu &. in deren Prozeßſache gegen bie von S. Konkurs: Mafle, unterm 20. März 
c. erftatteten Berichts, ift einer forgättigen Erwägung unterworfen worden. 

Er man aud) aus den von dem Kollegium angeführten Gründen darüber hinweg 

ebt, da 
7 "das Erk. v. 20. März 1819 die Solivar-Zahlungsverpflichtung in tenore nicht 


ausſpricht, 

2) es zweifelhaft erſcheint, ob der in dem Vergleiche mit der v. S. Konkurs⸗Maſſe v. 
28. Dit, 1822 gebrauchte Ausdruck: „ſolidariſch“ nur auf das Objekt ber Ver⸗ 
pügjtung, ober auch auf bie fubjektive Zahlungsverbindlichkeit der Debenten fich bes 
zieht, und daher nur einen Unterfchied zwifchen den Leiftungen der Cinzelnen 
und den Leiftungen bee Synagoge, als Gefellfhaft * machen ſollen; die⸗ 
fer Ausdruck uͤderdem nur erzaͤhlend gebraucht wird, ohne eine Verpflichtung 
und deren Uebernahme beſtimmt auszuſprechen, 

8) der gedachte Vergleich zwar gerichtlich, aber nicht im Laufe eines Über bie Abgabe 
der 8000 Polniſchen Gulden obſchwebenden foͤrmlichen Prozeſſes geſchloſſen ift, und 
daher zur Grekution ohne vorgängiges rechtliches Gehör und Erk. nicht geeignet 


erſcheint: 
ſo laͤßt ſich doch in keinem Fall verabreden, 

daß die Juden⸗Gemeinen zwar nicht die Rechte der oͤffentlich aufgenommenen Kir⸗ 
chen⸗Geſellſchaften, wohl aber die Befugniſſe der geduldeten Geſellſchaften I 
ben (Thl. II. Zit. XI. 8.20. Thl. U. Zit. VI. 86. 11 seg. A. 8. R.); daß fie daher 
auch auf diejenigen Erekutions- Modalitäten Anſpruch machen können, welche das 
A.ẽ. R. Thl. H. zit. VI $. 97 und der Anh. zur X. G. D. $. 158 vorfchreibt, 
und dies um fo mehr, als fich die letztere Geſetzſtelle auch auf folche Inſtitute bezieht, 
welche nicht unter der Tpeziellen Aufficht der Reg. ſtehen. 

Das K. Ob. Appellationegericht wird daher angemwiefen, das eingeleitete Exekutions⸗ 
Verfahren hlernach zu mobificiren, das Landgericht zu Frauftadt mit ben nöthigen Ver⸗ 
Baltungsmaßregeln zu verfehen und die Supplikanten, bei Retradition der Anlagen ih⸗ 
rer Vorftellung, davon in Kenntniß zu fegen. 

Jene Anlagen erfolgen mit den eingereichten 2 Vol. Aften hierbei zurüd. 

(Sahrh. Bd. 41. ©. 467. Gräff Bd. 6.©. 318.) 


2) Mathis Bd. 8. S. 505. Rabe Bd. 10, ©. 211. 
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volltommene Anwendung und der Staat würde mit hc a Wi 
rathen, wenn er dieſelben auf das Gebiet des PN infen, ‘ ımb 
nicht vielmehr auch da, wo daB gemeine deut! —X A ni denſelben 
Srundſaͤtzen ausgehen wollte. In ven Landestheilen, en das framoſiſche 
Bed al genießen bie Juden ‚Diefelben Rechte auf Grund dieſer Welche 
gebung?). 
B. Die jüdiſche Religionsgefellfhaft iſt iw Dreußiſchen 
Staate eine geduldete. 
AA. Es beſtimmt dies: 
1) das duch €. v. 25. Juli 1788 bekannt gemachte E. v. 9. Jgli 1758 
bie Religiondverfaffung in den Preuß. Staaten betzefigad (bAb ‚Jpden. 
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ferneren Anftand nehmen, an diefe Unfere anderweitige wichtige Regentenpflicht ernfllich 
zu benfen, und in gegenwärtigem Edikt Unfere unveränderlihe Willensmeinung über 
diefen Gegenftand dffentlich bekannt zu machen. Ald 

8. 1. befehlen, wollen und verorbnen Wir demnach, daß alle drei Haupt-Ronfeffionen 
der hriftlichen Religion, nämlich die Reformirte, Lutherifhe und Römiſch⸗Katholiſche, 
in ihrer bisherigen Verfaflung, nad) den von Unſern gottfeligen Vorfahren vielfältig ers 
laffenen Edikten und Verordnungen, in Unfern fämmtlichen Landen verbleiben, aufrecht 
erhalten, und gefhüst werben follen. Daneben aber 

8. 2. foll die den Preußiſchen Staaten von jeher eigenthümlich gewefene Toleranz ber 
übrigen Selten und Religions= Parteien ferner aufrecht erhalten und Niemanben ber . 
mindeſte ˖ Gewiſſenszwang zu Feiner Beit angethan werben, fo lange ein jeder rubig als 
ein guter Bürger des Staates feine Pflichten erfüllet, feine jebesmalige befondere Mei⸗ 
nung aber für ſich behält, und ſich forgfältig hütet, folche nicht auszubreiten ober andere 
dazu zu überreden, und in ihrem Glauben irre oder wankend zu machen. Denn, ba jeber 
Menſch für feine eigene Seele allein zu forgen hat, fo muß er hierin ganz frei Handeln 
tönnen, und nad) Unferm Dafürhalten bat ein jeder chriftlicher Regent nur dahin gu 
fehen und dafür zu forgen, das Volk in dem wahren Chriſtenthum treu und umverfälfcht 
durch Lehrer und Prediger unterrichten zu laffen, und mithin einem jeden bie Gelegen- 
heit zu verfchaften, felbiges zu erlernen und anzunehmen. Ob ein Unterthan num aber 
diefe gute ihm fo reichlich bargebotene Gelegenheit zu feiner Ueberzeugung nugen und ge: 
Drau en will oder nicht, muß feinem eigenen Gewiſſen völlig frei anheim geftellet 

eiben. 

Die in Unfern Staatenbisher dffentlich geduldeten Sekten find, außer der jü⸗ 
bifhen Ration, die Herrenhuter, Mennoniften und die Böhmifche Brüdergemeine, 
welche unter landesherrlihem Schuß ihre gottesbienftlichen Zufammenkünfte halten, und 
diefedem Staate unſchädliche Freiheit ferner ungeftört behalten follen. Inder Folge aber foll 
Unfer geiftliches Departement dafür forgen, daß nicht andere, der chriſtlichen Religion 
und dem Staate ſchädliche Conventicula unter dem Namen gottesdienftliher Verfamnts 
tungen gehalten werben, durch welches Mittel allerlei ber Ruhe gefährliche Menfchen und 
neue Lehrer ſich Anhänger und Profelyten zu machen im Sinne haben möchten, wodurch 
aber die Zoleranz fehr geripbraugt werben würbe, 

(N.C.C,T. VIH. ©, 2175. Rabe Thl. J. Bd. 7. ©, 116.) 


2) Mehrfache fpätere R. fprechen daffelbe aus. Vergl. beim neunten Abs 
f&hnitt die R. v. 24. Suni 1823, 7. März 1823, 8. Sept. 1840, fo wie 
unten die R. 26. Sept. 1821, 10. Nov. 1823 und 5. Mai 1826. 


BB, Stellung ber geduldeten Religiondgefellfhaft zum 
Staate 


1) Die Stellung der jüdifchen Religionsgefelichaft ald einer gebuldeten 
ergiebt fich nach dem 2. R. im Allgemeinen aus den 88. 13—21. Fit. 11. 
Thl. II, welche lauten: 


$. 18. Jede Kirchengeſellſchaft ift verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen bie 
Gottheit, Sehorfam gegen die Gefege, Treue gegen den Staat, und fittlid gute Gefin- 
nungen gegen ihre Mitbürger einzuflößen. 
$. 14. Religionsgrundfäge, welche diefem zumiber find, follen im Staate nicht gelehrt, 
und weder münblich noch in Volksſchriften ausgebreitet werben. 
$. 15. Nur der Staat hat das Recht, bergleihen Grunbfäge nad) angeftellter Prüs 
fung zu verwerfen, und deren Ausbreitung zu unterfagen. 
j $. on Frivatmeinungen einzelner Mitglieder machen eine Religiondgefellfchaft nicht 
erwerflich. 
$. 17, Die vom Staate ausdruͤcklich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften haben bie 
Rechte privilegister Korporationen. 
$. 18. Die von ihnen zur Ausübung ihres Gottesbienftes gewibmeten Gebäude wer⸗ 
den Kirchen genannt und find als eine Gebäude des Staates anzufehen. 
,$. 19. Die bei ſolchen Kirchengefellfhaften zur Feier des Gottesdienſtes und zum Res 
Ösionsunterziäte beftellten Perfonen haben mit andern Beamten im Staate gleiche 
e 


e. 

$. 20. Eine Religionsgeſellſchaft, welche ber Staat genehmigt, ihr aber bie Rechte 

öffentlich aufgenommener Kirchengeſellſchaften nicht beigelegt hat, genießt nur die Be 
fugniß gebuldeter Gefellfchaften. (zit. 6. $$. 11600.) 

5. 28. Jede Kirchengeſellſchaft, bie als folche auf die Nechte einer geduldeten Anfpruch 
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machen will, muß ſich bei bem Staate gebührend melden und nachweifen, daß bie von ihr 
ele Meinungen nicht enthalten, was dem Grundfage des $. 13 zuwider Täuft, 
ie R. des Min. des 3. v. 1. März 1822, 23. Juli 18%, 14. Sept. 
1827, 1. Juli 1830, — vergl. biefelben oben Abſchn. IX. unb--unten 
DD, — nehmen mit Recht an, daß diefe Gefeeöftellen wie alle übtigen 
des L. R., welche die inneren oder äußeren Rechtsverhaͤltniſſe der jüdifchen Res 
ligionsgeſellſchaft betreffen, in allen Provinzen, wo dad L. R. gilt zur. Aw 
wendung fommen. ur 
Die allgemeinen vieöfälligen Beftimmungen ber betreffenden fremden Ges 
feßgebungen find bei den einzelnen Abfchnitten ber zweiten Abtheiflung zu 


vergleichen. 2 
2) Bilder die jüdifche Neligiondgefellfchaft eine juriftifhe Derfon? - 
a) In den unten sub CC. 3. genebenen Minifterial:Reftripten- wird dies 
mehrfach verneint und wie die Noten zu der folgenden entgegenge ſetzten 
Anficht ergeben, mit vollem Rechte. Dad Geſetz giebt den gedulbeten Mes 
ligiondgefellihaften im $. 10. it. 11 Thl. II. des &. R. mit beftimmtew 
orten nur die Rechte der gebuldeten Privatgefellfhaften, welche im&it. 6. 
$. 11 ff., auf welche ausdrüdtich Bezug genommen wird, eben fo ausdrüͤck⸗ 
ich den moralifchen Perfonen (Korporationen, Gemeinden) gegenüber ges 
flellt werden. Jeder verfuchte Beweis gegen fo beflimmte und klare Ge⸗ 
feße kann daher höchftend jeigen, wie der Zuftand beffer fein follte, nicht 
aber, wie er gegenwärtig iſt. Er: 
b) Die bejahende Anficht wirb dagegen von Koch vertheidiget. Ders 
felbe fucht dies in folgender Weiſe auszuführen: nd 
Aeußere Rechte der jüdifchen Gemeinden könnten, wenn die gemeine Mel⸗ 
nung, daß die jübifchen Religiondgefellfchaften Feine juriſtiſche Perfon ſei, 
richtig wäre, nicht erifliren. Die Praris und die Wirklichkeit ſtehen aber 
damit in Widerſpruch. Die gemeine Meinung ift entflanden durch: den 
6. 20. Zit. 11. Thl. 1. des A.2.R. Das Allegat banbelt von erlaubten 
Drivatgefelfchaften, und diefe follen, im Werhältniffe gegen andere außet 
ihnen feine moralifche Perfon vorftellen, und daher auch, als folche, weber 
Srundftüde noch Kapitalien auf den Namen der Geſellſchaft erwerben kön⸗ 
nen. ($. 13.) Dieſes paßt aber nicht wohl auf genehmigte Religlonsge⸗ 
ſellſchaften, welche allerdings als eine juriftifche Perfon anzufehen find und 
auch angefehen werben. Eine juriftifche Perfon überhaupt ift din‘: ſolches 
Subjekt von Rechten, welches Feine phyfifche Perſon iſt. Der Gegenſtand, 
welcher dieſes Subjekt bildet, kann unter andern auch aus phufifchen Per: 
fonen beſtehen. Alsdann heißt die juriſtiſche Perfon eine Gemeinbeit, Ge⸗ 
meinde, Kommune (universitas, corpus, collegium). Diefe Form der ju- 
siftifchen Perfon iſt die urfprüngliche, und die erfte Gemeinheit iſt der Staat 
ſeibſt. Die Eririenz foldher juriftifchen Perfonen ift nicht ein Gegenſtand 
der Willkühr der Perfonen, fondern fie iſt von ber Mitwirkung der. höchften 
Gewalt abhängig. Nah Röm. R., in welchem diefer Begriff zuerft von 
den, im Gebiete des Römifchen Staats befindlichen abhängigen Staaten ges 
bildet ift, ift Daher, damit eine Geſellſchaft eine juriftifche Perfon fei, erfor 
derlich, daß diefelbe als foldhe von dem Staate genehmigt ober beftätigt 
worden. Das Preuß. Recht weicht hiervon nicht ab, denn „bie Rechte ber 
Korporationen und Gemeinen fommen nur folhen vom Staate geneh⸗ 
migten Geſellſchaften zu, die ſich zu einem fortdauernden gemeinnüßigen 
Zwede verbunden haben,” und die Korporationen und Gemeinden flellen 
in den Gefchäften des bürgerlichen Lebens Eine moralifche Perfon vor’). 


2) 8,8. 11. 6, 85. 25. 81. 
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Auch Begeiffe Aner aus möpteren phoffchen Herſouen beſtebenden juriftie 
ſchen Derfon gehört alfo: 1) eine Gefellipaft, 2) eine Gefellfhaft; weiche 
vom Staate genehmigt oder setärigt iſt. u 
. Daß die Geſellſchaft einen Zwed habe, liegt ſchon in ihrem Begriffe. 
Wenn daher das Merkmal Geſellſchaft zum Begriffe der Korporation ges 
bört, fo ift damit auch fchon gefagt, daß fie einen Zwed haben muß, weil 
um Begriff der Gefelichaft dad Merkmal Zweck gehört. Cine gebülbete 
Beigionbgelelfaf ift aber nach den oben angeführten Worten bed $. 20. 
Kit. 11. eine ſolche Geſellſchaft, welde ber Staat genehmigt hat. Bie 
hat mithin die Merkmale einer juriftifchen Perfon, und muß daher auch da» 
für. gelten. Die jübifchen Religionsgefelfchaften werden aber in der That 
auch bafür angefehen, denn In 
a) wäre dieſes nicht, fo Tönnten die Buben von ben höchften &Stäatbber 
böfden in ihren amtlichen Verfügungen nit ald Gemeinden bezeichnet 


werdeny J 

b) bilefen bie Juden Feine kirchliche Gemeinbe, fo könnten fie Feine Ve⸗ 
meinefachen (res communes) ald: Synagogen, Begräbnißpläge, Badehäu- 
ſet x. baben2).. Die gebuldeten Religionsgelelfhaften können äber als 
fotthe dergleichen Gebäude, erwerben, welche Fähigkeit die bloß erlaubten 
Privatgefelfchäften ald folche nicht Haben 2). Wi Anfehung der res com- 
munes, welche eine geduidete Religions geſellſchaft haben kann, würden auch 
die Allergsößten Verwickelungen und Ungemißheiten eniftehen, wenn biefelbe 
keine juriflifche Perfon wäre. Es müßte dann von der Synagoge zc. ber 
Veftgsitel auf den Namen der, einzelnen Glieder berichtige werben. Die 
Mitglieder einer ſoichen firchlichen Gemeinde verändern 16 aber fortwaͤh⸗ 
send, fa.baß nad) einiger Zeit von den eingetragenen condominis Feiner 
mehr wrifßet. (&s müßte baher, um bie Sache in Ordnung zu erhalten, bei 
jedem Todedlall der, Beſitz litel auf bie Eıben, und bei jedem Abzuge eines 
biöherigen, fo wie bei,jedem Anzuge eines neuen Mitgliedes ein Verkauf 
und veip. Kauf.Konixakt-aufgenommen werden, und eine neue Berichtigung 
de6 titels ftattfinden, welches bei einer großen Gemeinde, wie in Vers 
lin oder BDredlqu, unauöführbar fein würde. Es müßte ferner der intellek⸗ 
tuelle Antpeil eines jeden an viefen Sachen ein privates Eigenthum deffel« 
ben fein, fo daß derfelbe bei den Naglaßtheilungen mit zur Vertpeilung ge: 
zogen, und aud auf Anbringen der Gläubiger im Wege der Erelution ver- 





1) Dies gefchieht in einer großen Anzahl von R., 3. B. in denen v. 11. Yuli 1812, 
1. Sept. 1818, 11. März 1822, beweift aber gar nichts, ba eine Bezeichnung un: 
möglid) von irgend einem Gewichte fein Tann, wenn ber Bezeichnende ausdrüd- 
ic) fagt, was er damit meine. Im vorliegenden Falle fagen nun biefe betref- 

. fende Behörden ausdruͤclich, bie jübifche Reli femsgefe haft fei feine Ge 
meinde, und eserhelltbemgemäß, daß unter „@emeinde” bie „Religionsgefellfcyaft” 
verftänden fein foll. 

3) Betäl. 1.1. $. 1: quod cujuscungue univeraitatin, 

») 2. ot. IL 11. 89.23. 24. und Zit./6,$. 19: Siehe hierüber unten sub DD. 
amd sub IT, Die Behauptung ift faljch und daher auch der daraus gezogene 
Schluß, Die gebuldeten Religionsgefellichaften, dürfen als ſolche Grundeigen⸗ 
thuin nicht anders als auf ausdrücktiche Erlaubnif erwerben; durch Leßtere wird 
berfelben eben erſt dies Recht beigelegt, ihr alfo eine Sigenfäaft der. Korporation 

"verliehen. Daß hieraus nummichtzu folgern, bie Feůgionsgeſeitſchaft fei eine 
Koeporation, ift;Flar,, Weit ihu aber eben biefe eine Eigenfchaft der Korporation 
verliehen, formale ic, von felbft, ‚dafi Kraft berfeiben ber Befigtitel der Syna= 

—7 nicht auf die einzelnen Geme inde Mitglieder, ſondern auf bie Religionsges 
fa iſchaft berichtiget werben muß, wie dies benn aud) bas unten im dritten Kapis 
£el gegebene &, d. 31. Dec. 1840 anerkennt, 
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kauft werben müßte. Wenn dieſes letztere gefchehen wäre, fo wüßte ein 
ſolches Mitglied ferner kein Recht haben, an dem Gebrauche ber Sache 
Theil zu nehmen. Dieled alled iſt mit der Natur einer gebultsten Reli⸗ 
iondgefellfchaft, welche auf ihre Eriftenz ein Recht hat, unvereinbar, und 
—* daher auch in der Wirklichkeit nicht vor. | 

e) Ließe man die jüdiſche Religiondgefelichaft für eine Gemeinde nicht 
gelten, fo koͤnnte dieſelbe als folche auch Feine Prozefie führen, ſondern bie 
einzelnen Juden müßten als Litiskonſorten auftreten). Die Berichtähöfe 
ſehen aber die Jubengemeinde ald Partei an?2). 

Da hiernach die Zudenfchaften wirkliche Gemeinden, und als folche juriſti⸗ 
ſche Perſonen find, fo Tann die Gemeinde von Dritten such aus Werträgen, 
welche mit ihren Vorſtehern gültig geichloffen find, fo weit diefelben ver⸗ 
möge ihred Amts oder in Folge eined gültigen Gemeinde⸗Beſchluſſes folche 
zu ſchließen berechtigt find, in Anfpruc) genommen werben. 

(a. 0.9. &. 208.) 

3) Serihtöftand der jübifhen Religionsgeſellſchaft. 

Den jüdifchen Religionsgefelifchaften ſteht, da fie nicht als juriſtiſche Per⸗ 
fonen anzufehen find, ein erimirter Gerichtöftand in ihren Rechtsangelegen⸗ 
heiten nicht zu. Der $. 103. Tit. 2. Thl. I. der G. O. menntlebiglich einige 
juriftifche Perfonen, die auönahmöweife diefen Gerichtsſtaud haben, unter 
weichen fi) Daher die Zudengemeinden nicht befinden, und der dazu gehörige 
Anhangs $. 30. bemerkt dazu, daß biejenigen moraliſchen Perſonen, we 
unter mittels oder unmittelbarer Verwaltung der Reg. fliehen, deshalb auf 
einen erimirten Gerichtöftand Feinen Anfpruch machen können. Man hat 
e8 Daher mit Recht felbft für zweifelhaft erachtet, ob chrifllichen Fire e⸗ 
meinden der eximirte Gerichtöftand auch hinſichts der gegen fie geri —*— 
perſönlichen Klagen 3) zuſtehe, und wenngleich ſich die gemeine Meinung 
für die Affirmative entfcheidet®), fo geſchieht dies doch nur auf Grund der 
von den ausdrücklich aufgenommenen Kirchengeſellſchaften ſprechen⸗ 
den $$. 17. 18. 20. 36. 174. 949. 950. Tit. 11. SH. IJ. des E. R. 
Daß dies auf Sudengemeindenteine Anwendung finde, ergiebt auch Das Kol» 
gende. Eine Ausnahme machtinämlichdad Geſetz in Betreff der Judengemein⸗ 
denin den Mediatflädten, von welchen daffelbe gelten ſoll wievon Dorfs 
gemeinden. Es beftimmen hierüber: 

Der $. 105. Thl. J. Tit. 2. dee ©. O. 

„Dorfgemeinen müffen, wo nicht Provinzialgefege ein Anberes beftimmen, bei ihren 
Patrimonialgerichten belangt werben. Iſt jedoch die Gutsherrichaft Kläger, fo kann 
die Gemeine, oder auch nur die in Anſpruch genommene einzelne Rlaffe derfelben die Ein⸗ 
laffung vor dem Gerichtshalter ablehnen, und alsdann muß das Obergeriht der Provinz 
ſich der Snftruftion und Entiheibung der Sache ſchon in erſter Inftanz unterziehen.‘ 

AR. II. 17. 8. 41. 42. 48.) 

Dierzu bemerkt der $. 31. des Anh.: 


1) 8.9.11. 88. 93 sgg. Tit. 7. 68. 29. 30. 

2) Vergl. das Erkenntniß des O. L. Ger. zu Marienwerder v. J. 1831 ad III. D. 
BB. Dies Erkenntniß, welches das Gen, Juden-Regl. von 1750 zu Grunde 
legt, ift deshalb für die konkrete Frage ohne ale Relevanz, ba bie Juden nad) 
dieſem Regl. ganz unzweifelhaft eine Gemeinde gebildet haben, die aber eben 
durch das E. v. 11. März 1812 aufgehoben worben. 

2) Den Nirchen· Grundſtůcken und K. Beamten iſt ex zugeſprochen. G. O. J. 2. 


JR. v. 5. Juli 184. (J. M. BI. 1841. S. 222) Graͤvell Kommentar I. 
3— 310. dv. Daniels Handbud) I. S. 170, Vergl. bagegen Sentvalbl. 4888, 
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‚Die bier gegebenen Vorfchriften finden auch auf bie Jubengemeinen in den Mebiats 
ftädten Anwendung.*!) 


CC. Oberauffiht des Staates. 


1) Die 88. 32. 33. Tie. 11. Thl. II. des ER. beftimmen: 

$. 32. Die Privat: und öffentliche Religionsäbung einer jeden Kirchengefellfhaft ift 
der Oberaufficht des Staats unterworfen. . 

8. 33. Der Staat iſt berechtigt, von demjenigen, was in den Verfammlungen ber 
Kirchengeſellſchaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 

2) Ausgeübt wird diefe Oberaufficht des Staates durch folgende Be: 
hoͤrden: 

a) Durch die Regierungen. 

Nach der Geſchaͤfts⸗Inſtr. für die Regierungen v. 23. Oft. 18172) ge⸗ 
hörte vor die erſte Abtheilung der Regierungen auch dad Jubenmwelen?). 
Diefe hatte nämlich Früher auch nah 8. 18. eine Abtheilung für die 
Kirchenverwaltung und dad Schulweſen, welde jedoch durch die K. O. 
v. 31. Dec. 1825*), betr. einige Abänderungen in der bißherigen Organi- 
fation der Prov. Verwaltungs» Behörden5), zu einer befonderen Abtheilung 
erhoben worden. 

In Betreff des Werhältniffes der Kirchen» und Schultommilfion bemerkt 

der $. 18. der Inſtr. v. 23. Oft. 1817. 
818. Der Kirchen: und Schullommiffion gebührt die Verwaltung aller geiftlichen 
und SchulsAngelegenheiten, welche nicht dem Konfiftorium in der bemfelben heute ers 
teilten Inſtruktion ausdruͤcklich Übertragen worden, Unter biefer Einfchräntung ge- 
bührt ihr daher: 

a) die Befesung fämmtliher, dem landesherrlichen Patronatrechte unterworfene 
geiftlichen und Schullehrerftellen ze. 3 
er) bie Auffiht Über deren Amts: und moraliſche Führung; bie Urlaubs⸗Ertheilung 

r ſelbige; 

c) bie Aufrehthaltung der äußern Kirhenzudt und Ordnung; 

d) die Direktion und Aufſicht über fämmtliche Kirchen, öffentliche und Privatfchulen 
und Erziehungsanftälten, milde und fromme Stiftungen und SInftitutes 

e) die Aufficht und Berwaltung des gefammten Elementarſchulweſens; 

f) die Aufficht und Verwaltung fämmtlicher äußern Kirchens und Schulangelegenheis 
ten, mithin aud) die Regulirung des Stolweſens und Schulgeldes; 

g) die gefammte Verwaltung des Kirchen, Schul: und Stiftungs⸗Vermoͤgens, 
im Fall felbige nicht verfaffungsmäßig andern Behörden oder Gemeinden, Kor: 
porationen und Privaten gebührt, und im lestern Fall bie Iandesherrliche Oberaufficht 
über die VBermögensverwaltung. Ihr fteht hiernach auch die Entwerfung, Prüfung und 
Beltätigung der hierher gehörigen Etats, fo wie die Abnahme und Decharge der Kirchen⸗, 
Schul: und Inftitutsrehnungen zu. Gie hat ferner: 

2) bie Dispenfation in den, in der Konfiftorial-Inftruktion ihr nachgelaffenen Fällen, 


un . 

i) die polizeiliche Oberaufficht über alle übrige literarifche Infkitute, Gefellfchaften und 
Unternehmungen, in foweit diefe Auffiht nicht fchon andern Behörden übertragen ift. 
Auch Steht ihr ohne Höhere Genehmigung frei: 

k) Schulfocietäten einzurichten und zu vertheilen, wo bie Ortfchaften es wünfchen, 
oder Lokalumftände es noͤthig machen, fo wie 

I) Parochien zufammenzuziehen und zu vertheilen, wenn bie Gemeinden und Patrone 
darin willigen, imgleichen, unter biefer Bedingung, einzelne Dorffchaften umzupfarren. 


1) Das R. v. 8. Juni 1805, aus welchem biefer $. des Anh. entnommen ift, bemerft 
zur Rechtfertigung, daß diefelbe ratio legis vorhanden und ber $. 105 nicht bloß 
von Dorfgemeinen, fondern auch von einzelnen Klaſſen derſelben ſpreche. 

(R. Archiv Bd. 4. S. 113. Rabe Bd. 8, S. 302.) 

2) G. ©, 1817. ©, 248, 

) 6.2. Nr. 7. 

*% G. &. 1826. ©. 5. 

8) ©, sub D, IL 2, 


Gtaatörechtl. Verhaͤltn. d. J. — Den gänzen Staat betr. 89 


In allen biefen Angelegenheiten kommt es, Behufs der Kompetenz 
der Kirchen und Schullommiflion, auf die Berfchiedenheit der Religion 
undbes Kultus nicht an. Ihr find in obiger Beziehung fammtliche Geiftliche und 
Schullehrer, die Superintendenten und mit ihnen in gleicher Kategorie ftehenbe höhere 
Geiſtliche anderer Konfeffionen nicht ausgenommen, untergeordnet, und bie Kom n 
kann wider fie noͤthigenfalls die geſetzlichen Zwangs⸗ und Strafverfuͤgungen erlaſſen und 
zur Ausfuͤhrung bringen. Wie es wegen ihrer Suspenſion und Entlaſſung vom Amte 
zu halten, iſt in der Konſiſtorialinſtruktion beſtimmt ꝛc. 

b) Durch die Provinzial⸗Konſiſtorien. 

Der Wirkungskreis der Provinzial⸗Konfiſtorien, die in zwei Abtheilun⸗ 
gen, als „Konfiftorium” und „Provinzial: Schuls Kollegium”, unter dem 
Praͤſidio des Oberpräfidenten ftehen, ift durch die Inſtr. v. 23. Det. 1817 
feflgeielt 1) Mährend diefe in den SS. 1 und 9 das Verhaͤltniß ber Konfi⸗ 
florten zu ben Regierungen im Wefentlichen dahin ordnet, daß legtere die 
Verwaltung der äußern Angelegenheiten der Kirchen und Schulen. haben, 
erfiere die rein geiftlichen und wifienfchaftlichen, beflimmt diefelbe im $. 5. 

„Alle übrige Religionsparteien” (im Gegenſatze der evangelifchen und römiſch⸗katho⸗ 
liſchen Kirche) „find gleichfalls, in Anfehung des eigentlichen Kultus, derjenigen Aufficht 
des Konfijtoriums unterworfen, welche ber Staatszweck erfordert und die Gewiſſens⸗ 
freiheit geftattet.” 

c) Die Rekuröbehörbe von den Regierungen und Konfiflorien find das 
Min. des Inn. und dad der geiftl. Untere. und Died. Angelegenheiten. 


Die V. v. 27. Det. 1810 über die veränderte Verfaſſung aller oberften 
Staatöbehörden (G. S. 1810, ©. 3) fagt hierüber, bag zum Min, des Inn. 
Abtheilung der allgem. Polizei gehören: 


„T. Die Juden und Sektirer, jedoch nicht in Beziehung auf ihren Kultus, 
fondern blos auf ihre Verfaffung, auf dad Kantonwefen und ihren politi» 
fhen Zuftand.” 

Kerner: Zur Abtheilung für den Kultus und öffentl. Unterricht (dem jetzi⸗ 
gen Min. d. G. U. u M. X.) gehören: 

ze Die Aufficht auf die Suden in Abficht ihres Gottesdienftes.” 

erner: 

„Unfere Genehmigung muß ber Chef der Abtheilung ded Kultus und 
„öffentl, Untere. namentlich einholen: 

„4. zu jeder Beſtimmung wegen der Toleranz.“ 

3. lieber den Umfang diefer Oberaufficht des Staates fprechen fich fol⸗ 
gende Reftripte aus: 

a) Die R. des Min. d. Inn. v. 24. Juni 1823, 30.Nov. 1826, 23. 
Dt. 1829, 3. Nov. 1820, 7. März 1823, 8. Sept. 1840, welche oben 
bei Abfchnitt IX, zu vergleichen find. 

b) Das R. v. 12. Juni 1828, die Anftelung von Religionds und 
Schullehrern betr., vergl. ebendafelbft. 


c) Das R. der Min. d. G. U. u.M. A. u. bed Inn. 2) fpricht den Grund⸗ 
ſatz aus, daß ſtets der Gefichtöpuntt feſtzuhalten, daß Judengemeinden nicht 
zu den vom Staate ausdrücklich aufgenommenen Religionsgeſellſchaften, 
welche als ſolche die Rechte privilegirter Korporationen genießen (A. L. R. 
Th. 2. Zit. 11.8. 17.), zu zählen, fondern blos als gebuldete Geſellſchaf⸗ 
ten anzufeben find (ebend. $. 20.) Bon diefem Geſichtspunkte aufgehend, 
feien die Verhältnifje der jüdifchen Religionsgefellfchaften überall nicht nad) 


R G. ©. 1817. ©. 245. 
2) Daſſelbe ift im Thl. IE, zu vergleichen. 
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der für chriſtliche Kirchen und für die bei denfelben angefiellten Geiftlichen 
gegebenen Gefegvorfchriften zu beurteilen. 

4) In Betreff ber —ã— des jũdiſchen Kultusweſens disponirt 
ferner das &. des Min. der G, U. u. M. Ang. an dad Oberpraͤſidium ber 
Rbeinprovinz v. 18. Sept. 1838. 


Die von ber jübifchen Gemeinde zu N. erwählten Vorſteher haben 4 an das unters 
zeichnete Min. mit dem abfchrifttich hier beifolgenden Geſuche um Beftätigung des für 
ihre Gemeinde entworfenen Gtatuts gewendet. Das Min. ift mit bem bereits von 
Ew. Sochw. den Supplifanten ertheilten Befcheibe barin einverflanben, daß bis dahin, 
wo bie Tünftig bevorftehenbe allgemeine gefegliche B. über das lirchliche Werhältniß der 
Juden erfolgen wirb, auf bie Beftätigung von dergleichen neuen Statutentwürfen nad} 
dem Antrage einzelner jädlfi—her Gemeinden auch in dortiger Provinz nicht eingegangen 
werben Tann. In Gemäßgeit der X. biesfälligen Beftimmungen {ft vielmehr bis zu 
dem vorbemerften Zeitpunkte das jübifhe Kultuswefen an und für ſich Lebiglid, in feiner 
beftehenben Verfaſſung zu erhalten, und nur gegen etwaige Orbnungsftörungen, gufotae 
der nadh $. 18 ber Reg. Inftr. d. 23. Okt. 1817 ben Reg. zuftehenden Aufficht über ben 
Kultus aller Religiondparteien, bie erforderliche Remebur zu treffen. Gin unentbehre 
licges Mittel zur Abwendung folder Orbnungsftörungen ift aber, befonbers bei jeder 
einigermaßen zahleeichen Gemeinde, bie Beftellung eines mit den angemeffenen Direbs 
tions: und Verwaltungsbefugniſſen verfehenen Gemeinbevorftandes, mit weldem bie 
jübifchen Gemeinden auch in ben ältern Provinzen ber Negel nad) verfehen find, auch 
in beffen zeitherigem Mangel ein hauptfädlicher Grund ber bisher bei der jübifchen 
Gemeinde gu R. obgewalteten Unorbnungen und Zwiftigkeiten gelegen zu haben fcheint. 
Eben fo en ae als dem Min. ein richtiger Zufammenhang beflen erfichtlich ift, 
was ber den Supplitanten ertheilte Beſcheid der K. Reg. zu N. von einem erft jest 
eſchehenen Zuſammentritt der, anfcheinend vielmehr fhon felt Langer Zeit eriftirenden 
Aidifägen Gemeinde in R. erwähnt, Bann bas Min. auch die in jenem Beſcheide reſolvirte 
Burüdmweifung der von der Gemeinde geſchehenen Beftellung eines Borftandes für rich⸗ 
erachten, zumal bie — ſelbſt kein Bedenken gefunden hat, gerade in dem erhebs 
Yihften Punkte der Verhandlung mit ben Behörben und ber Vertretung der Gemeinde 
An ihren äußern Rechtsangelegenheiten, die im Weſen ber Sache auf das naͤmliche hin= 
ausgehende Zulaſſung eben jener Vorfteher als Bevollmächtigte ber Gemeinde nachzu— 
geben. Es unterliegt vielmehr keinem erfichtlichen Anftande, die Wahl jener Vorfteher 
dergeftalt zu genehmigen, daß benfelben audy die Verwaltung ber innern Angelegenheis 
ten ber Gemeinde, insbeſondere bie Sorge für eine gehörige Orbnung bei ben gotted: 
dienftlichen Zufammenkünften, unter ihrer naͤchſten diesfälligen Verantwortlichkeit ob⸗ 
liegt. Gleihhermaßen wirb ihnen hiernach auch die Verwaltung des Nſchen Legats für 
das Schulweſen der jübifchen Gemeinde, worüber bie K. Reg. zu N. bem Minifterio 
unter bem 19. Sept. v. 3. einen befondern Bericht erftattet hat, zunächft verbleiben 
tönnen, und nur bie orbnungsmäßige Aufficht über bie richtige Abminiftration jenes 
Legats und bie ftiftungsmäßige Verwendung feiner Einkimfte ebenfalls fortzufegen fein. 
Ew. Hochw. ftellt dad Min. anheim, hiernach bie K. Reg. zu N. unter Rüdfertigung 
der bier wieber beifolgenden Eingabe ber jübifchen Gemeinbevorftcher v. 8. Aug. d. I. 
mit der entfprechenben Anweifung zu verfehen, und bie Gemeinbevorfteher auf die danach 
von Ihnen zu erwartenden Verf. vorläufig zu verweilen. (Annal, Bd. 22. ©. 645.) 
€) R. der Min. d. ©. U. u. M. A. (Eichhorn) und des Inn. v. 25. Juni 
1842 deffelben Inhalts. 

Der K. Regierung theilen wir beigehend eine Vorftellung des jüdifhen Kaufmanns 
N. zu N. d. 30. April d. 3., in welcher berfelbe fich darüber beſchwert, daß die früher 
dort anfäffig gewefenen Juden ihm bie Aufnahme in ihre geiftige Genoffenfhaft und die 
Theilnahme an den damit verbundenen Kedten nur gegen ein Eintrittsgeid von 150 
Rihlr. geftatten wollen, und ihm für das Aufgebot zu feiner Trauung bie Summe von 
10 Rthle, abforbern, zur Berichtserftattung mit. 

Bir bemerken dabei, daß, wenn gleich von Staatsivegen bis jegt eine Einmiſchung in 
die Kultusangelegenheiten der Juden nicht ftattfinbet, doch auch nicht zugegeben werben 
ann, daß bie Aufnahme eines Juden in eine jütiihe Synagogengemeinde zu Gelher⸗ 
preffungen benußt werde, wie es in dem votliegenben Kalle zu gefchehen feheint. Die 
X. Reg. hat daher bie jübifche Gemeinde zu N, zur Anzeige aufzufordern, welches Eins 
teittögeld bisher obfervanzmäßig ober einem bereits beitehenben Gemeinbe-Befchluffe 
gemip ezahlt worden ift, ober, wenn ein foldhes bisher nicht Feſtgeſeht geweien, berfels 

rn aufzugeben, durch einen zu faflenben Beſchluß sin Gintrittögeld zu hoͤherer Gench: 
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migung vorzuſchlagen, wonächft bie K. Reg. daſſelbe mit Ruͤckſicht auf das der jübifchen 
emeinde gehörende, für den Kultus benubte Grund: und Kapitalvermögen zu prüfen 
und darüber unter gutachtlicher Aeußerung bierher zu berichten hat. 

Vebrigens wird die Jubengemeinde, auch wenn ber zc. N. nicht in bie religiäfe Ges 
meinde eintreten follte, polizeilich anzuhalten fein, den Leichen feiner Familie Grab: 
ftätten anzumeifen, und im Bulle er oder jemand aus feiner Familie zu beirathen beabs 
fitigt, das Aufgebot gegen Entrichtung angemeffener, nötbhigenfals von der K. Reg. 
Teftzuffellenden Gebühren zu vollziehen. (V. M. Bl. 1842. ©. 259.) 


DD. $reipeit in Ausübung bed Botteöbienftes. 
1) DEAL R. ſtellt Thl. II. Kit. 11. 68. 22— 25 ald Grundſatz auf: 
ler, Bike gebubetin Kirchengeſellſchaft ift die freie Ausübung ihres Privatgottess 


J. 29. Bu diefer gehört die Anftelung gottesdienftlicher Zuſammenkuͤnfte in gewiſſen 
dazu beftimmten Gebäuden, und die Ausübung ber ihren Religionsgrundfägen gemäßen 
Iedrauche, ſowohl in dieſen Zuſammenkuͤnften, als in den Privatwohnungen der Mit⸗ 
glieder. 

. 6. 84. Eine blos geduldete Kirchengeſellſchaft kann aber das Eigenthum ſolcher Ges 
baͤnde ohne beſondere Erlqubniß des Staats nicht erwerben. 
.26. Ihr iſt nicht geſtattet, ſich der Glocken zu bedienen ober öffentliche Feierlich⸗ 
ten außerhalb der Mauern ihres Verſammlungshauſes anzuſtellen. 


2.. In Anſehung der Erbauung von Synagogen 1) und Bethaͤuſetn ins⸗ 
beſondere beftimmen : 

a) Wegen der Synagogen. | 

Ga) R. des K. Min. der®. ic. Ang. (0. Altenſtein) v. 26. Sept. 1821 an 
vie K. Ren, zu Porsväm. Berrchtigung jüdifcher Gemeinden zum Anlauf 
eined Gebäudes für ihre Synagoge, 

Es iſt die Anficht ver K. Neo. in ihrem Berichte v. 27. v. M. nicht richtig, daß bie 
Judengemeinde in Wriezen durch 5. 11. des Ed. v. 11. März 1812 zum Ankauf eines 
Gebäudes für ihre Synagoge ohne Weiteres berechtigt gewelen iſt. Das Ed, hat in 
den Verhaͤltniß der jüdifchen Kirchengeſellſchaft, als einer blos gebulbeten nichts geän- 
dert, tind der $. 24. Tit. 11. Ih. 2%, des A. 2. R. bleibt alfo nad) wie vor auf’diefelbe 
anwendbar. Unter diefen Umftänden hat aud das Min. zuvörberft nachträglich bie 
A. Gehechmigung für die in Wriezen errichtete Synagoge nachgefucht, und wird dem- 
naͤchſt Sie K. Reg. weiter befäyleben werden. (Ann. V. Nr. 59.) 

bb) R. des K. Min, des Inn. (Köhler) v. 5. Nov. 1822 an die K. Reg. 
zu Danzia, deffelden Inhalte, 

Dir K. Reg. wird zur Beſcheidung auf Shre Unfenge v. 18. 0. M. eröffnet, daß, 
zufolge Allerhoͤchſter Beſtimmungen, den mit flaatäbürgerlihen Rechten verfehenen 
Juben die Erbauung von Synagogen keinesweges unbebingt berftattet werben Tann, 
fondern vielmehr in jedem vorfommenben gau der bezeichneten Art zur Beſchlußnahme 
anher zu berichten iſt. (Ann. VI. &. 902. 

cc) R. des K. Din. des Inn. (Köhler) v. 15. Juli 1825, an die K. 
Reg. zu Bromberg. Deffelben Inhalts. | 

Der K. Meg. wird auf ben Bericht v. 21. v. M. eröffnet, daß, ba Sie einmal der 
Tudenfchaft zu N. N. die Erlaubniß zur Alquifition eines Bauplages Behufs ber Er⸗ 
richtung eines juͤdiſchen Bethauſes auf bemfelben ertheilt hat, ed nun ſein Bewenden 
dabei behalten kann, vorausgefeht, daß die genannte Judenſchaft, was ihr allerdings 
noch nachtraͤglich zur Pflicht gemacht werden muß, ein nad billigem Verhaͤltniſſe zu 
regulitendes Kontingent an Retrutengelb übernimmt, 

Zur Berichtigung der von der K. Reg. entwidelten Anftcht, von der Sache, wirb 
uͤbrigens noch Folgendes bemerft. 

Es ift der bei Gelegenheit von Sr. K. Majeſtaͤt ausdruͤcklich erlärte Wille, daß neue 
Judenſynagogen da, wo dergleichen feither noch nicht beftanden, nur mit A. Genehmi⸗ 


1) Neber bie ſonſtigen Verkältniffe der Synagogen — abgefehen von dein’ Redıte Cr 
a He ynagog geſeh —X 
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gung errichtet werben follen. Da die Verftattung von Synagogen zu den Beflimmun: 
gen wegen der Toleranz gehört, fo bringt auch ſchon bie V. v. 27. DE. 1810 über bie 
Berfaffung aller oberften Staatsbehörben es mit fi), daß in Zällen ber betreffenden 
Art A. Genehmigung eingeholt werbe. 

iernach hat fich die K. Reg. In Zukunft zu achten, und Ihre Anträge jebesmal ges 
meinfchaftlih an die Min. der G. 20. Ang. und bes Inn, zu richten. 

(Ann. IX. ©. 656.) 

dd) €. R. der K. Min. der G. U. und Med, Ang., fo wie des Inn. 
(v. Altenftein v. Schudmann) v. 1. Juli 1830 an fämmtlihe K. Reg. aus⸗ 
fchließlich der Rheiniſchen. Deſſelben Inhalts. 

Es ift feit Kurzem wiederholt der Fall vorgelommen, daB die nach $. 24. Zit. XI, 
Ihr. II. des A. L. R. erforderliche Iandesherrliche Erlaubniß zur Anlage ober Erwei⸗ 
terung von Synagogen erft nach erfolgtem Ankaufe der dazu beftimmten Grunbftäde 
eingeholt worden ift. Die K. Reg. wird daher hieducch aufgefornert, durch die Orts⸗ 
Polizeibehörden dahin zu ſehen, daß, bei Vermeidung ernſtlicher Ahndung, dergleichen 
Ankaͤufe niemals vor eingegangener Erlaubniß unternommen werden. 

(Ann. XIV, Nr. 81.) 

b) Wegen der Bethäufer. 

aa) R. der K. Min. der ©., U. und M. Ang., fo wie des Inn. (v. 
Altenftein. v. Schudmann) v. 16. Jan. 1830, an bie K. Reg. zu Minden. 
Nichterrichtung von Synagogen, ftatt Bethäufer, in kleinen jübifchen 
Gemeinden. 

Des K. Mai, haben, wie ber K. Reg. auf den Bericht v. 22. Dec. v. 3., bie Aus⸗ 
wirkung der X. Genehmigung zur Erbauung einer Synagoge in N. betr., zum Befcheibe 
gereicht, Sich bei mehreren Beranlaffungen auf das Beftimmtefte dahin auszufprechen 

erubt, daß ſolchen Meinen jübifchen Gemeinden die Errichtung eigentlicher Synagogen 

tt der zeither benusten Betſtuben nicht zu geftatten ſei. Die unterzeichneten Min. 

müffen daher Bedenken finden, für das Gefuch ber Judenſchaft zu N. allerhöchften Orts 
einen Antrag zu machen. (Ann. XIV. ©. 88, 

bb) R. der K. Min. der G. U. und M. Ang. und ded Inn. und d. Pol. 
(v. Altenftein v. Rochow) v. 6. April 1838 an bie K. Reg. zu Marienwer- 
der. Deflelben Inhalts. 

In Kolge des Berichts der K. Reg. v. 18. Mai 1836, die von ber juͤdiſchen Gemeinde 
zu N. nadıgefuchte Erlaubniß zur Anlegung eines Bethauſes und Autorifation zum Er⸗ 
werbe des von ihr hierzu und zur Wohnung für ihren Kantor beflimmten Grunbftüdes 
betr., ift von dem unterzeichneten und dem Din. des Inn, und der Pol. bie Allerh. Ge: 
nehmigung jener Anlage und Grundſtuͤcks⸗Akquiſition bei des K. Maj. in Antrag geftellt 
worden. Seine K. Maj. haben jedoch auf dieſen und einen ähnlichen, für eine andere 
juͤdiſche Gemeinde erftatteten Immebiat:Antrag, zu reſolviren gerubet, daß es der Regel 
nad) bei der an jebem Orte feither beftandenen Einrichtung in Betreff des jüdifchen Kul- 
tusweſens fein Berbleiben behalten, und die Genehmigung zu neuen Anlagen für das⸗ 
felbe nur in den Ausnahme-Fällen eines beftimmt nachzuweiſenden, dergeftalt dringens 
den Beduͤrfniſſes ertheilt werden foll, bei deſſen Nichtberuͤckſichtigung die betr. juͤdiſche 
Gemeinde in bie Lage kommen würde, überhaupt Fein Lokal für ihren Gottesdienſt fin⸗ 
den zu koͤnnen. Ob dies bei ber jübifchen Gemeinde zu N. der Fall fei, fol nad) Gr. 
K. Maj. Allerh. Befehle noch einer näheren Prüfung unterworfen werben, welcher ſich 
bie K. Reg. dahin zu unterziehen hat, daß namentlich in beftimmten Sta hroeifungen zu 
ermitteln ift, welcher Lokal⸗Veranſtaltung, nach dem nothwendigen Grforberniffe berech⸗ 
net, es für den Gottesdienſt der juͤdiſchen Gemeinden bedarf, welcher Lokale fie fich zu 
bemfelben bisher bedient hat, ob und aus welchem Grunde diefelben für die Zukunft dem 
nothwendigen Bebärfniffe nicht mehr genügen, unb ob und aus welchem Grunbe, ftatt 
einer etwa miethweiſen ober fonft in ber bisherigen Art zu verfuchenden Ausmittelung 
eines geeigneteren Lokals, die Erwerbung eines eigenen Grundftüds und Einrichtung 
befielben zu einem befonderen Bethaufe ein wirkliches Erforderniß für die Kultus⸗Aus⸗ 
übung der jübifchen Gemeine fe. 

„Weber bie biesfälligen Refultate hat die K. Reg. demnächft ihren anderweiten gutacht= 
lichen Bericht Behufs der weiteren geeigneten Weranlaffung zu erftatten. 
(Ann. Bd. 22. ©. 646.) , 
3) Verbot des jüdifhen Privatgottespienftes. 
a) Im Gegenfage zu der Religionsgefeltfchaft, bie vorhanden if, 


wenn ſich mehrere Einwohner bed Staats, unter beffen Genehmigung, zu 
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Religionsübungen verbinden und aus welchen eine Kirchengefellfchaft 
wird, wenn fie fich zur Öffentlichen Beier bed Gottesdienftes verbunden has 
ben?), ſpricht dad &. R. in den 58. 7—9 Zit. 11. Thl. II. des ER. von 
dem bäuslihen Gottesdienſte: 

8.7. Jeder Hausvater kann feinen häuslichen Gottesdienſt nach Gutbefinden anordnen. 

$.8. Er kann aber Mitglieder, die einer andern Religionspartei zugethan find, zur 
Beimohnung beflelben wider ihren Willen nicht anhalten, 

s 9. Heimliche Zufammenkünfte, welche der Ordnung und Sicherheit des Staats 

efaͤhrlich werben koͤnnten, follen, auch unter bem Vorwande des häuslichen Gottesbiens 
—* nicht geduldet werben, , Ä 

b) Es Spricht fich hierüber ferner bad an die K. Reg. zu Marienwerder 
gerichtete R, ded Min. des Inn. und d. Pol. (v. Rochow) v. 12.Mai 1840 
aus, Bezug nehmend auf 8. O. v. 19. Mai 1817, 9. Dec. 1823 und 
6. Kebr. 18242), 

An Beſcheidung auf die Anfrage der K. Reg. in bem Berichte v. 9. v. M., die relis 

den Zuſammenkuͤnfte von Zuben in N, außerhalb bes dortigen jübifchen Bethauſes 

etz., bemerke ich, daß bie noch fortdauernde Gültigkeit des General⸗Juden⸗Reglements 
(GeneralsPrivilegit) v. 17. April 1750 in N. allerdings nicht bezweifelt werben kann, 
und baber das im Art, XXX. a. a. O. enthaltene Verbot befonderer Privat-Betflunben 
im vorliegenden Kalle um fo mehr zur Anwendung kommen muß, als auch fpätere lan⸗ 
desherrliche Beftimmungen, namentlic die Allerh. K.D. v. 19. Mai 1817, 9. Dee. 
1823 und 6. Febr. 1824, jede gottesbienftliche Abfonderung der Juden, fowie die Anles 
gung von Privat-Synagogen, ausbrüdlich unterfagen. (V. M. Bl. 1840. ©. 228.) 

4) In Anfehung der Ausführung der den jüdifchen Religions-Geſellſchaf⸗ 
ten geftatteten Haus⸗Kollekten beflimmt das C. R. des K. Min. d. Inn 
(v. Schudimann) v. 3. Okt. 1829 an fämmtlihe X. Reg: | 

Es ift zufällig in Erfahrung gebracht worden, daß unter den K. Reg. eine Verfchies 
denheit der Anfichten über bie Art obwaltet, in welcher die zumeilen der Judenſchaft eis 
nes Orts geftatteten HaussKollekten zu veranftalten ſeien, indem einige berfelben bie 
Konkurrenz der Behörden, wie bei andern Haus: Kollekten, für noͤthig halten, andere 
aber die Bewilligung blos durch ihr Amtsblatt befannt machen, und ed nun ben Beken⸗ 
nern des moſaiſchen Glaubens lebiglich überlaffen, die Sammlung durch eines ihrer Mits 
glieder zu veranftalten, unb ben ag derjenigen Judenfchaft zu überfenden, zu bern 
Vortheil die Kollekte veranftaltet worden ift. U 

Da nad den allgemeinen Grundfägen die Judenſchaften nur als Privat-Gefellfchaften 
betrachtet werden, um deren Vermögend-Berwaltung ber Staat fich nicht bekümmert, 
fo muß das Min. des Inn. das letztgedachte Verfahren als das richtige anerkennen, und 
daher durch degenmwärtige Cirk. Verf. auch die K. Reg. veranlaflen, in fofeen biefelbe 
nicht zeither ſchon diefem Grundfage gefolgt ift, folchen für die Zukunft zu beobachten. 

(Ann. XI. ©. 902.) rn 
C. Anerkennung und Berüdfihtigung des Glaubens und 
der Religiondgebräude der Juden Seitens bed Staated. - 

AA. Berbot der Sektirungen. 

1) Vergl. das R.v. 12. Mai 1840 adB. DD. 3, b. 

2) K. O. v. 9. Dec. 1823. 

Beranlaßt durch die anliegenbe Vorftellung eines Theils der hiefigen jübifchen Ges 
meinbe, und in Beziehung auf meine Ordre v. 12. Dec. 1817, beftimme ich hierdurch 
wieberholentlich, daß der Gottesdienft der Juden nur in ber hiefigen Synagoge und nur 
nach dem hergebracdhten Ritus, ohne die geringſte Neuerung in der Sprache und in ber 
Geremonie, Gebete und Geſaͤnge, ganz nach dem alten Herkommen gehalten werben folk. 
Ich verpflichte Sie, gang befonders hierauf zu halten und durchaus Feine Sekte unter 
der Judenſchaft in meinen Staaten zu dulden, 

Berlin, den 9. Dee. 1823. 
An den Staatsmin. ded Inn. v. Schudmann, 


(Heinemann Bd. 1. ©. 202.) 
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1) 2,8. II. 11. 99. 10. 11. 
2) Vergl. sub C. AA, 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 
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3.X. des K. Min. des Ian. (Köhler) v. 25. Mai 1829 an pje K. Reg. 
B ander. Verhütung von Neuerungen in pen Religiondgebräucgen 
en. 


a. 
Eingabe bes DOber:Rabbinerd A. Sutro in Zunſer an ben Herrn Oberpräfibenten 


von 3 

Nach Cr. K. Maj. ausdruͤcklichem Befehle follen, wie aus heifolgenber Abſchrift 3) 

jorgeht, ſich bie Juden Feine von dem hertömmlichen Ritus abweichende Deeuerungen 
in ihren Religionsgebräuchen erlauben, auch fei das Konfixmiren der Kinder als eine 
folche Meuerung anzufehen, indem dieſer Religionsgebrauch ben Zuben ſonſt nicht auger 
hoͤrt, und ferner nicht zu geftatten. 

Da nun das Konfizmicen ifraelitifcher Kinder in allen Gemeinden ber Hiefigen Pros 
vinz ftattfinbet, und in der Synagoge zu So eſt fo viele von bem alten Ritus abıveis 
ende Deuzungen eingeführt find, 3 die bafige Gemeinde als eine neue Sekte zu bes 
trachten ift, fo bitte ich Ei. Ereelleng, gewogentlichſt veranlaffen zu wollen, daß in Ger 
maßheit jenes Allerh. Befehls erwähnte Reuerungen nicht ferner geftattet fen mögen. 


Münfter, ben 17. Juli 1836. 
Der Dber-Rabbiner X. Sutro. 


b) Reſtriot. 
Der K. Reg. gereicht auf den Bericht v. 25. Aug. d. I. hierdurch zum Befcheide, daß 
ſoweit in den von dem Ober-Rabbinge Sutro zu Münfter ‚dekiacten Thatfachen fih 
wirkliche Abweichungen von ber bieherigen Berfaffung bes jübilhen Kultus finden, «9 
die Obliegenheit der K. Reg. allerdings ift, bie bethetligten Gemeinden zur bi erh en 
Wieberabftelung anzuhalten, da auch ben gebuldeten Slaubenzfeften Eeine will! —355 
Abänberungen derjenigen Formen ihres Kultus zuſtehn, auf deren befunbene Statthafr 
tigkeit alfein ihnen die Duldung im Staate aenlie worben ift, unb namentlich in Bes 
tueff ber Juden ©e. K. Maj. bereits bei mehreren Weranlaflungen Ihre Allech. Wilfend- 
meinung dahin ausgefprochen haben, daß benfelben bie kürzlich öfters verfuchten zu mans 
jerlei Unorbnung gereichenben und beforglicher Weife zu neuen Sekten Abfonderungen 
jrenden Neuerungen in ber Einrichtung ihres Kultus nicht geftattet werben Kalk. 
Diefem gemäß hat die K. Reg. die weiteren in der Sache geeigneten Berf, zu treffen, 
Berlin, ben 25, Dit. 1836, 
Min. ber geiftl. U. u. M. Ang. 
9%. Altenftein. 
An die K. Reg. zu Arnsberg. 
(Heinemann Bb. 2. ©. 189.) 
BB. Berüdfihtigung der jübifhen Religionsgebräude. 
1) Berüdfihtigung des Sabbaths 2). 
a) Märkte find vom Sabbath auf den Montag zu verlegen. 
MR. der K. Min. der ©. ꝛc. Ang., des Handeld und des Inn. (v. Alten 
flein, Beuth, Köhler) v. 13. Juli 1822 an die K. Meg. zu Arnöberg. 
Die unterzeichneten Min. Tönnen bie, nad) bem Berichte der X. Meg. v. 12. v. M. 
ftattgefundene Verlegung ſolcher Märkte auf den Sonntag, welcher auf den vorhergehen⸗ 





2) Siehe Sub Nr. 9. j . 
3) Wenn in einem Vertrage nur von jübifchen Zeiertagen bie Rebe iſt, fo ift der Sab⸗ 
bath (Sonnabend) darin nicht mitbegriffen. 
Entfcheid. des Stadtgerichts zn Berlin de public. 27. Juni 1834, des Ob. Ap⸗ 
pell. Sen. beö Kammerger, und bed Geh. Ob. Trib. v. 15. Jan., resp, 10. Juli 
1835. Gentralbt. 1838, ©. 176 ff.) , 
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den Sabbath der Juden gefallen fein wuͤrde, nicht billigen; erwarten vielmehr, daß in 
einem folchen Falle ber Markt auf ben nächſtfolgenden Montag verlegt werbe, und bat 
die K. Reg. alfo darauf Tergffttig zu achten, daß bemgemäß auch von ben Orts⸗Behoͤr⸗ 
den verfahren wird. (Ann. V. ©. 678. , 
b) Am Sabbath find keine Gerichts⸗Termine anzuberaumen, bei 
welchen Juden intereſſiren 1). 
Es bemerken hierüber: | 
aa) Das R. v. 9. Mai 1823. Termine in Rechtdangelegenheiten ber 
Juden büsfen nicht auf den Sabbath angefeßt werben. 
Aus Veranlaflung der abichriftlich anliegenden Beſchwerde des Gutsbeſitzers Marens 
2. zu X. v. 30. April c, erhält das 8. D. &. G. die Anweifung: mit Hinficht auf bie 
mten Vorſchriften ver X. ©. D. Thl. I. Tit. 8. $. 5, welche den mit flaatöbürgerr 
a Rechten ne Suben gleihmäßig zu flatten kommen, die angetragene Weuf, 
an ba ericht zu F., 
daß es die — in den Rechtsangelegenheiten des Supplikanten und ſeiner Ange⸗ 
horigen nicht auf den Sabbath anfege, 
zu ftellen, auch fich ſelbſt vorkommenden Falls darnach zu achten. 
auf. Min. Akt. B. 2404. Gen. J. ro. 7. Vo 0 8. Fol. 122. Erg. zur G. O. 


.M. ©, 234.) 

bb) In Anfepung des ſummariſchen Proz. beflimmt das. v. 30. März 
1835 über die Zuläßigkeit der Terminsprorogation Seitend eines Juden, 
wenn ber Termin auf einen Sabbath angeleßt ifl. 

Kür einen Juden ift die Anberaumung eines Termines am Sabbath ein hinlänglicher 
Grumd zur Prorogation, da ihm feine Religionögrundfäge verbieten, rechtliche Ges 
am Sabbath vorzunehmen. 

Auf das Prorogationögefuch bes Verklagten v. 4—10. Mai v. 3. hätte daher ein an: 
berweiter Termin anberaumt werben jollen. Eine Ginberungsurfache, das Religions 
verbot, war bargethan, und es läßt ſich hiergegen nicht einwenben, baß ex einen 
walter habe beftellen können, weil in Bagatelljachen die Gebühren nicht erftattet wers 
den, und doch audy bei Prozeſſen, bei welchen ein Zude konkurrirt, nach Recht und Bils 
ligkeit eine ſolche Einrichtung getr werden muß, daß er nicht genoͤthigt wird, ent⸗ 
hen ea uen Religiondgrundfäge zu Handeln, oder einen Sachwalter auf eigene 

often zu beftellen. 

Der Widerfprud des Klägers gegen bie vom Verklagten nachgeſuchte Verlegung bes 
Zermins v. 10. Mai dv. 3. war mithin, nach $. 11 der V. v. 1. Zuni 1839 (8, ©. 
©. 40) nicht zu beachten, 

Demzufolge wird das (Tit.) veranlaßt, dem Gerichtäamte zu 2. die Anmweifung zu er⸗ 
theilen, in Prozeffen der Juden eünfeig die Termine nicht auf einen Sonnabend anzus 
fegen, hiernach auch in Zukunft ſich felbft zu achten. 

(Juſt. Min. Akt. L. R. Nr, 35. Vol. 5. Fol. 143. Erg. zur G. O. edit. II. 


©. 723.) 

c. In offenen Städten dürfen die Juden Sabbathſchnüre ziehen. 

K O. v. 35. Nov. 1935, mitgetheilt durch R. des Min. d. Inn. u. d. 
Pl. v. 2. Dec. 1835. 

Des 8. Mai. haben auf die Immebiat:Vorftellung der Vorſteher bee Judenſchaften 
zu Deutſch Crone, Kilehne und Schönlante v. 19. Aug. d. 3. nach eingeforbertem Be 
richte des Min. d. Inn. u. d. Pol., mittelft Allerh. K. O. v. 25. v. M. zu genehmigen 
geruht, daß die Sudengemeinden in den offenen Städten, zur Darftellung der nach {hs 
rem Ritual:Gefege am Sabbath erforderlichen ſymboliſchen Mauer, die an den Gtabts 
Ausgängen gelegenen Edhäufer mit Bewilligung ihrer Beſitzer, durch dünne Drähte 
oder Schnüre verbinden, fofern dazu weder Stangen aufgeftellt, noch andere ähnliche 
Vorkehrungen auf der Straße felbft getroffen, und die Drähte oder Schnüre nicht auf 
eine auffallende Art, wohl aber hoch genug angebracht werben, um die Paflage in kei⸗ 
ner Weiſe zu behindern. 

Den Bittftellern wird dies unter Zufertigung einer Abſchrift der gedachten Allerh. O., 
fo wie unter Zurückſendung ſämpitlicher Anlagen Ihrer Eingabe, mit dem Bewerken 
befannt gemadıt, daß die K. Reg. hiernach werden angewieſen werben. 

(Heinemann IL, ©. 101.) 


2) Das Kammergericht fprict bies in einer Verf. v. 18. Sept. 1887 gleichfalie 
aus. (Heinemann I. e. 10) n einer Verf. v ep gleichfa 
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d) In Betreff der Berüdfichtigung des Sabbath beim Wechſelrecht 
vergl. Thl. II. am betr. Orte. 

e) In Anfepung bed Schreibens der Symnafialfchüler am Sab⸗ 
bath verordnet, abweichend von den allgemeinen Srundfägen, die V. des 
Frovinzial:SchulsKollegii zu Breslau v. 2. Ian. 1840 an bie Direktoren ber 
Gymnaſien in der Provinz Schlefien. 

Es ift der Hall vorgelommen, daß für jüdifche, die chriftlichen Gymnaſien befuchenden 
Schüler Dispenfation vom Schreiben am Sonnabenbe verlangt worden, 

Wir finden jedoch Teinen Grund, ſolchen Gefuchen zu ieh, fondern erachten bie 
üdifchen Schüler für verpflichtet fi auch in Betreff des Schreibens am Sonnabende 
der Schulordnung zu unterwerfen, da fie zum Befucd der hriftlichen Gymnaſien nicht 

endthigt find, und folglich Feine Veranlaſſung haben, fidy über Gewiſſenszwang zu 
Befhweren, wenn in denfelben in dieſer Hinfiht auf ihre Religionsvoriihritten eine 
Rüdficht genommen wird. 

Hiernady ift in vorkommenden Fällen zu verfahren, und bie besfallfige Verpflichtung 
tünftig jedem jüpdifchen Vater oder Vormunde vor der Aufnahme feines Sohnes ober 
Dflegebefohlenen bekannt zu machen !). 

Breslau, ben 2. San. 1840. 
Königliches Provinzial-Schul-Kollegium. 

2) Berüdfihtigung jüdiſcher Sefangener in den Gefangenen: An- 
flalten in Betreff der Religions⸗Uebungen und Verpflegung. 

Die Verwaltung der Straf» und Beflerungs-Anftalten wird durch zwei 
Meglementd geordnet, nämlich 

1) durch das urfprünglich für die Strafanflalt zu Rawicz erlaflene 
Regl. v. 4. Nov. 1835, welches demnächſt auch für die Strafanflalten in 
den Reg. Bez. Potsdam, Frankfurt, Stettin, Königöberg, Gumbinnen, 
Marienmwerder, Breslau, Liegnig, Magdeburg, Merſeburg, Münfter, 
Minden, Pofen und Bromberg, fo wie für die Strafanflalt zu Werden 
im Reg. Bez. Düffeldorf für gültig ertlärt wurde und 

2) durch die für die StrafsAnflalten der Rheinprovinz erlaffene Hausordn. 
v. 23. Oft. 1827 2) 

Diefe beſtimmen nun in vorgebachter Beziehung und zwar 

a) das NR. v; 4. Nov. 1835. 

Anhang. Bon dem Gottesdienſt der Sfraeliten. 
8. 108. Den Sträflingen mofaifchen Glaubens Tann eine befondere Feier bed Sab⸗ 


— — — — 


1) Dieſe Beitimmung eher ProvinzialsBehörbe widerfpricht nicht nur ben Prinzipien, 
welche vonden höheren Behörden aufgeftellt worden und einer gefunden Politik, da es im 
nächſten Intereffe des Staates, dem Juden eine gelehrte Bildung zu erleichtern: fon: 
dern enthält auch einen den Gefegen gerabezu zumiderlaufenden Gewiffenszwang. Wenn 
jene Verf., um dies zu widerlegen, bemerkt, daß die Juden ja nicht gendthiget würben, 
die Gymnaſien zu beſuchen: fo Elingt dies mehr fpöttifch, als logiſch. Die Juden find 
allerdings genöthiget, die Gymnaſien zu befuchen, falld man nur nicht unter 
Röthigung, wiedas Prov. SchulsKollegium zu thun Scheint, an eine phyſiſche Gewalt denkt, 
fondern daran, daß fie die ihnen als Staatöbürger unzweifelhaft zuftehende Berechti⸗ 
gung, ſich durch öffentliche Staats-Bilbungs-Anftalten fuͤr die höheren wiffenfchaftlichen 
Studien vorzubereiten, nicht anders ausüben können, als aufden Symnafien. Diefe Be- 
rechtigung wirbihnen durch eine Prov. Behörde fattifch genommen, wenn legtere diefelbe 
durch eine Verlegung von Religions⸗Vorſchriften bedingt. Es erfcheint nicht im Intereffe 
bes Staates, wenn eine Shul:Behörde, derdieOberauffihtaufdieintelleftuelle und 
fittliche Ausbildung der Schüler anvertraut iſt, einer großen Zahl von Schülern vor: 
ſchreibt: Bildet Euch intelleftuell auf Koften der Sittlichkeit aus; lernt nur, 
wenn Ihr aud) Eure ReligionssBorfchriften verletzt. 

Kommt hinzu, daß ed dem Staate fehr gleichgültig fein kann, ob die Juͤdiſchen Kna⸗ 
ben am Sonnabend in den Eymnaſien fchreiben ober nicht fchreiben und deshalb etwas 
weniger lernen: fo läßt ſich mit Gewißhelt annehmen, daß diefe Verf. vorkommenden 
Falles von der höheren und hoͤchſten Behörde nicht aufrecht erhalten werben wird. 

2) Vergl. unjer Polizei⸗Weſen des Preuß. Staats Bo. 1. ©. 124 fig. 
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bathe, als mit der Orbnung ber Anftalt unvereinbar, eben fo wenig geſtattet werben, 
wie eine befonbere Ginrichtung für die Zubereitung rer Rahrungsmittel nach ihren Res 
ligionsgebraͤuchen; doch fol denfelben erlaubt fein, fi am Freitag Abends eine Stunde 
vor dem Einfluß in einem befondern Zimmer zur gottesdienftlidyen Andacht zu verſam⸗ 
—5 — „ben fo ſoll bei der Zubereitung ber Speiſen für die Juden ber Speck ausge⸗ 

offen en. 

$. 109. Auch Tann ihnen nicht geflattet werben, von den Verfammlungen der übrigen 
Sträflinge zum Bottesdienft fich auszufchließen 2). 

$. 110. Nur an ben juͤdiſchen vier hohen Fefttagen der Ofterzeit follen die Joͤraeli⸗ 
ten mit der Arbeit verfchont, und es fol ihnen bie Saltung einer befondern Andacht in 
einem befonderen Lokal geftattet werben. —— 

Auch ſoll bei den uͤbrigen Feſttagen ihnen am Abend vorher, eine Stunde vor dem 
acer [ar ebenfalls wie am Sabbath, die Berfammlung zur gottesbienftlichen Andacht 
nachgelaffen werben. J 

8. 111. Es wird ferner dem Direktor die Befugniß beigelegt, in den Oſtertagen die 
Zuwendung der nach den befonderen Religionsgebräuchen der Juden zubereiteten &peifen, 
wenn fie von ben außerhalb der Anftalt wohnenden Slaubensgenoflen dargeboten wird, 
unter den nöthigen Borfichtömaßregeln, fo wie unter unbebingter Ausſchließung beraus 
ſchender Getränke zu geftatten °). | N 

b) Die Hausordnung v. 13. Ott. 1827 im 5.1211. u. 

Den Gefangenen des jüdifchen Glaubens fol geflattet werben, ſich an 
ben hriftlichen Sonn» und Fefltagen in einem befonderen Bimmer zu ver⸗ 
fammeln, um die vorgefchriebenen Abfchnitte ihrer Geſetz und Pfalmbücher 

u lefen, zu welchem Ende auch hiervon die erforderliche Anzahl in der Ans 

alt immer vorhanden fein muß*®). | . Er 

0) In Betreff der Verpflegung in den gerichtlichen oefangenanflatten 
bemerkt die Verf. ded Kammergerichts v. 29. Dec. 1837 (v. Bülow), auf 
ein R. des Juſt. Min. v. 7. Zuli 1837 Bezug nehmend: 

Auf bie von Ihnen unterm 8. Dec. d. 3. bei des Herrn Juſtizminiſters Mühler 
Excellenz angebrachte und dem Kammergerichte zu Ihrer Beſcheidung mitgetheilte Bes 
fchwerbe wird Ihnen eröffnet, dag nach dem MinifterialsReflript v. 7. Juli 1837 die 
allgemeinen Beflimmungen wegen Verpflegung jüdifcher Belangenen noch zu erwarten 
fteben, und daß nach der vom K. Juſtizminiſterio unterm 14. Sept, 1832 genehmigten: 
Inſtruktion für die Inſpektion des ftädtifchen Schuldgefangenhaufes am Alexanderplat 
Nr. 4. den Gefangenen die Alimentengelber un Belorgung ihrer Verpflegung nicht 
gezahlt werben dürfen, überdies aberdie Sefangenkoftin ben Wochentagen 7 
nur aus Brod und Vegetablien beſteht, deren Zubereitung von jübifchen 
Leuten es nicht bedarf, weshalb Ihrem Antrage, Ihnen die Alimentengelber 
zur eigenen Verpflegung zu zahlen, nicht flattgegeben werden ann, - .. - 

An den jüdifchen Handelsmann Herrn ..... n. 

(Heinemann Bd. 2. ©. 233.) 





1) Das Schreiben bes Min. des J. u. d. 9. (v. Schuckmann), v. 9. Sept, 1830, 
an das Kriegsmin. bemerkte, daß juͤdiſchen Sträflingen da, wo ſchickliche Ge⸗ 
legenheit dazu vorhanden, geſtattet ſei, an ber Religionsübung ihrer Glaubens⸗ 
genofjen Theil zu nehmen, oder ſich an chriſtlichen Sonn⸗ und eitagen in einem. 
befonberen Zimmer zu verfammeln, um die vorgefchriebenen Abſchn. ihrer Geſetz 
und Pfalmbücher zu Iefen, daß fie dagegen von ber Arbeit am Sonnabend nic 
befreit fein folen. (Ann. XIV. S. 589. 
2) Diefe Beftimmung ift yuehe enommen durch das R. bes Min. d, Inn. u. d. 
Hol. (0. Rochom), v. 14. Mai 1841 an bie K. Reg. zu Düffeldorf. nu 
Auf ven Bericht der K. Reg. v. 12. April d. 3. wird hierdurch genehmigt, 
daß von ber Beſtimmung bes $- 109 des Regl. v. 4.Nov. 1835 abftrabter werben 
Tann, und demzufolge die jüdifchen Sträflinge in der Anftalt zu Werden nicht 
weiter anzubalten find, den Verfammlungen der übrigen Sträflinge zum Got: 
tesbienfte beizuwohnen. (V. M. 8. 1841. ©. 229.) N 
2) v. Rönne und Simon Polizeiweſen a. a. O. 8.197. 2 
“) a0 O. S. 216. 
3) ueber den Sonntag geht die Verfügung ſtillſchweigend weg. Wenn man ſich einmal 
Auf Gruͤnde einläßt, fo müffen diefe haltbar fein. Der Staat barfiotelteicht 
fagen: „Ich kann bei meinen generellen abminiftcativen Weesrunangn ir ae 
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3) Beruͤckſichtigung der jüdiſchen eligionsgebräuche bei den 
von Juden dem Staate zu leiſtenden promiſſoriſchen Eiden *), 


A. Im Allgemeinen disponirt über die promiſſoriſchen und Dienſteide 
der Juden das R. des Staatéminiſterii v. 2. Juli 1821. 

Die Regierung argumentizt in dem Bericht v. 23. Dec. dv. 2., worin Sle gegen bie 
Art ber von dem K. Meinifterio des Handels angeordneten Vereibigung bes Bauinfpel- 
tors ©. vemonfkrirt und die K. Genehmigung zur Feftftellung der Norm des Gibes für 
erforderlich Halt, BE wenn Sie vorausfeht, daß, weil in den Gefegen nur von 
Eiden ber Juben vor dem Richter etwas vorkomme, alle Eide ber Juben auch nur vor 
dem Richter gültigerweife geleiftet werden Tönnten. 

Die K. Reg. iberjicht dabei, daß in ben von ihr gemeinten Gefegen nur von afferton 
riſchen Eiben bie ra rg und [n Yen von —S — 
——* find, dag auch ſeibſt der Bruch eines promiſforiſchen Eides als ein verſchiedenes 
“ 


Bon Do ai hen Ein Ahteaust, fo wie von Dienfeiben un ben Diebe 
on mil en en jaupt, jo wie von Dienf en und ben {. 
er —— Blos gerichtlich gehe 


ftet werden foltten, folglich Tann e& nicht unerlaubt oder ungültig fein, wenn, wie bei 
dem Wilitair gefchleht, bie Dienftbehörbe ben von einem Juden abzuleiftenden Dienf 
abnimmt. Wie aber bie Dienftbehörde bei Abnahme eines ſolchen Eibes gu verfe 
Habe, hat zunächtk ri das norgefegte Minifterium gu beftimmen, unb bie 8. Reg. 
Teinen, Beruf,.deffen Anweifung, wie in dem vorliegenden Kalle, unbefolgt zu laſſen. 
Was 11 hin Ma ‚des, Jubengibes betrifft, fo if gar keine Weranlaffung, babek 
bejond, J u fein. 

9* —— er Dienftpflichten wirb nicht mit der Strafe des Meineids, ſonbern 
mit der fpeziellen, für diefelbe angeordnete Strafe belegt, und wenn auch ber Inkulpat 
fein Gewiflen. mit einer: Mental-Rejernation zu berämüätigen geneigt fein möchtz,, fo 
wird doch kein, —— einer folchen trügerifchen Gafuiftit willen, bie ordent⸗ 
tiche Sttafe ausfchliepen wollen. Die Furcht vor Strafe aber iſt bei fonft gewiſfen⸗ 
Tofen Beamten doch noch) toirkfarter; als der geleiftete Dienſteid. 

Inzwiſchen dürfte es am-gerathenften fein, in den Källen, bie doch nur ausnahmes 
weife en möchten, ba Suben im Staatsbienfte — — diejenige Form 
der Wereibigung angumenben, weiche bei Vereibigung ber Mäfler bither ftattgefunden 
hatz und givar deshalb, weil bie kirchliche bindende Kraft diefer Vereidigung keinem 
Bedenken unterliegt, und biefe von bee gefammten Judenſchaft, denen an gehörigen: 
Bereibigung jüstt Makler ſelbſt am meiſten gelegen fein muß, anerkannt x 

Die K. Ken. hat daher in biefer Art die Veret igung des Bauinfpeltors ©, zu vers 
anlaffen. (ft. des Xufimin. Gen. J. Na, 24. Vol-l. fol. 54.) 


B. In Betreff einzelner promiſſoriſcher Eide: 
a) Der Homagials@id ber Juden: 


aa) R. des Juſt. Min. (v. Kircheifen) an dad K. Ob. 2. ©. zu Bredlau 
v. 6. Febr. 1812. 

Dem 8. Ob. L. ©. zu Bredlau wirb auf beffen Bericht v. 18 Dec. v. J., hetx. bie 

gemagial air der Juden, eröffnet, daß bie mit des Herrn Staatös Kanzlers 

ellenz kommunizirt, und es ber Natur der Sache ganz angemeffen befunden if, daß 
bei der Abnahme des von einem Juden zu leiftenden — eben die Formen 
und Beier iten, welche bie 4. ©. D. Ih. 1. Tit. 10, J 317—342 vorfchreibt, nur 
mit ben, aus der Verſchiedenheit bes Bmedes und bed Gegenftanbes des Homagial- 
Eides ſich ergebenden Modifikationen, zu beobachten find. 

So wie «8 ſich haher von felbft verfteht, daß bie in ben $$. 326-328 und-332. 333. 
“0. D. geatbenen Vorſchriften bei den Homagial⸗ Eiden wegfallenz fo iſt auch bie, 
nad. $. 230 ebendafeihft dem Schwörenden yorgubaltende Warnung bahin paffenber zu 

en: 





ringe Zahl ber Juben nie tigen; “ er barf aber nicht die Roi 
Zeit biefer —— Pr —E A für den nkveten 
Fall ftattfinde, ba die Kofk der Jübifchen Sen enen deren Raligionsanfigten nicht 
wiberfpreche, wenn fie nur den Sonnt berfitagen wollen. 

7 — fen hen, in privatrechtüchen Werhältniffen zu leiſtenden, Eide 


Etoaueichal. Weckäim, d. J. — Dem gauita Auat beit. HI 


Ein Aachio⸗e Ierackt ft ſchuldi Son ber Dinigkeib; ie. et jühii 
ic, feine Berpflichtung ——e— — — — a: 
28* — —38 — der Mk ıBerter 
ur er ku 
mungen u de en Borfages der unnerbrig I 3 Bett 5* 
ER jeungen und — geforberter (ib, if Alfo nach ber Lehre ber Brabbiner für 
unsechtmäßigen —e— Eid zu achten u. ſ. v. 
derner konnen auch zum $. 334 a, a» D, Ratd der Komme 
„ben wir und bie Richter,” 
bie Norte gefeht werben: 
ben wir und bie Dirigkeit Kl 
und wie md 338, eben! 


'bafelbft nad) hen Worten. 
ie ei Adonai, dem Bott Jeraels 10.7 ie Bam — 
ee —R ſid ohnehin, daß am En die in 


—— Aftigungs-Bormel a ar 

Dre db 

ah in 104 Ge —— — 

Bb) RR. fe Juſt. Min. v. 6. April 1817. —— zined Juden 


= dnm Speifen bei, zung des Huldigungs «Eike. I: nicht Aakte 


Schriften bei Ableif 
Sue en dem = De . ge 73* —— — 
er Werth. von en nad ihrem Glaı — 
Beutntäigte —— “un 


yo De 1 Bürgerelß der Juden. ’ 

Jeder, der Bürger wird, mithin auch den — fomeit üben werflaitet. if, 
Bürger zu werden, muß der —— iſten. Y 
PR je Eideönorm iſt durch die K O. u. 5. Mon. 1833 vorgefheicben *) 

ie lautet: 

IHN. N. ſchwoͤre 2c., daß Sr. K. Maj. von Preußen, meinem — 
digſien Herrn, ich unterhänig, treu: und gehorfam fein, moinen Vo— 
ten willige Folge leiften, meine Pflichten ald Bürger gewiffenhaft 
und zum Wohl des Staats und der Gemeine, zu der * gehöre, nach allen 
meinen Kräften mitwirken wit, So wahr u. | mw. ® 

In Betreff des Drtes, wo biefer Eid abzuleiften, eat . 

a2) Das: R. des Min. d. Inn. v. 97. Febr. 1809, daß. hieß in her 
Syna goge unter Beobachtung der gewöhnlichen Foörmlichkeiten der jübifchen 


üffe. 
Religion Kg eure 16. Ergam. zu 2. 8. IE 8. Stadte Drb. v. 1808. 
Im Wirerfpruce Biermie beſtimmt 
bb) Das A des X. Min. d. Inn. n. d. Pal. (v. Breun) v. 20. April 


1833 an die K. Reg. zu N. R.*) 
bin mit de von der en ——— v. 28. v. M een ans 
u 
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K. Reg., daß aud) bie Bürgereide der Juden nur in ber Synagoge abgeleiftet werben 
tönnen, auf bag Min. R. v. 27. Febr. 1809 begründet. Indeſſen finde ich zu ber ent: 
haltenen Vorfchrift felbft Keine gefegliche Rothwenbigkeit. In ber G. O. Th. J. Tit. 
10. $$. 317 u, ff. iſt blos von den des und referirten und den vom Richter aufgelegten 
Eiden bie Rebe, und für dieſe vorgefchrieben, daß fie in ber Synagoge ober Schule ab: 
geleiftet werben follen. Dagegen ift nad) $. 346 die Ablegung der Zeugeneide den 
Juden an ber Gerichteftätte erlaubt. Um fo unbebenklicher ift es, den Bürgereid, als 
ein einer Adminiftrationsbehörbe zu leiftendes Juramentum promissorium, unter Zu: 
ziehung eines Rabbiners oder Aſſeſſors, welchen der Schwörende auf feine Koften zu 
geftellen haben wird, auf dem Rathhaufe in Gegenwart des Magiftrats abnehmen zu 
lajien. Dem Eide wird die Ermahnung $. 330 vorauszufchidten, bei der Abnahme bie 
Förmlichkeit 8.346. 4. zu beobachten, und der Eid felbft nach $. 336 einzurichten fein *). 

Was das Begräbniß anlangt, fo ift Schon früher verordnet worden, daß einem Juden 
um beswegen, weil er ber Begräbniß: Societät nicht beigetreten, bie Beifegung auf dem 
jüdifchen Beerdigungsplag nicht verfagt, eben fo wenig aber audy dieſer Societät ges 
ftattet werben könne, "deshalb ganz willtürliche Forderungen an die Hinterlaflenen zu 
machen. Die deshalb an bie K. Reg. zu Bromberg unterm 14. Auguft 1829 ergangene 
Verordnung wird der K. Meg. anliegend in Abſchrift mitgetheilt, um danach auch 
Ihrerſeits zu verfahren. Diefelbe möge bie Zubdenfchaften allenthalben, wo das Bes 
bürfnig eintritt, auffordern, einen beftimmten Zariffag für die Grabftätte ſolcher Her: 
fonen, welche nicht zur Societät gehört haben, gleichviel, ob fie im Orte gewohnt, odet 
auf der Durchreife verftorben find, feftzufegen. Diefer Sas Tann zwar höher normirt 
werben, als für die Mitglieder der Societät, welche zum Ankaufe bes Begräbnißplages 
ober zu befien Unterhaltung Beiträge geleiftet haben; allein es ift von Polizeimegen 
bafür zu forgen, daß keine @elberprefiung dabei Statt finde. Jedenfalls bleibt es eine 
polizeiliche Pflicht der Juden, den Angehörigen ihres Glaubens einen Begräbnißplag 
zu geftatten, daher fie nöthigenfalls zur Aufnahme einer ſolchen Leiche von ber Polizei⸗ 
behorde gezwungen werben können, welche, wenn die Judenſchaft felbft bie Beerdigung 
nad Dale Ritual zu beforgen ſich weigern follte, folche zu verfügen, und ins Werk zu 
feßen haben würde, oo 

Iſt ber zu Beerbigende arm, fo werben bie nothwenbdigen Koften, wozu jedoch ein 
wilzupelichen Karifiat für die Grabftätte nicht gehört, aus der Ortsarmenkaſſe berihtigt 
werben müffen 2. (Ann. XV. ©. 443.) 


C. Die Bereidigung des jüdifhen Militairs. 


aa) Die betzeffenden Beftimmungen gründen fic) auf folgende Vorver⸗ 
bandlungen:- | | Ä 

a) R. des Min. ber. G., U. u. M. Ang. und des Min. der Juſtiz an 
den Bice-Ober-Landrabbiner Weyl zu Berlin v. 17. Zuli 1818. _ 

Des Herrn Kriegsminifter Ercellenz hat uns eröffnet, daß im Königl. Heere verfchies 
dene jübifche Glaubensgenoſſen dienen, von welchen nicht erbellet, ob und wie fie vereibet 
werden, Da dem Königl, Kriegsminifterium die Form des Judeneides, fo wie diefer in der 
Progeßorbnung 58. 317—836 vorgefchrieben ift, zu dieſem Zwecke nicht wohl anwendbar 
ſcheint, fo ift die Frage aufgeworfen worden: 

. Ob bie gewöhnliche Form des von den Ghriften zu leiftenden Fahneneides, jebod) 
au Zuelaſſung der Worte „durch Jeſum C reift m’ etwa gebraucht werden 
önnte 

Jene vorerwaͤhnten Vorſchriften treffen freilich nur den feierlichen, gerichtlichen Haupt⸗ 
und Enticheidungs:@id, deſſen Form Die wenige in —A der An 2 die 
des Huldigungs=: Eides, wie folcher von den jüdifhen Glaubensgenoſſen zu leiſten ift. 
Der Unterſchied zwiſchen jener gefeglichen, und der in obiger Frage berührten Form ber 
ans in ante iſt übrigens auffallend groß, denn nicht allein ſcheiden bie Feierlichkeiten 
aus in Anfehnig: 0 

y von Ort und Beit der Eidesleiftungen, 
2) der Vermahnung vor bem Eide durch die Gelehrten oder Rabbiner, 
3) der Berührung der Thhora oder Tfillin; 
fondern aus den Schwure felbft fällt weg 
4) bie nun de heiligſten Namens in der bei den Juden üblichen eidesmäßigen 
eiſe; eben ſo 
d) die Verwuͤnſchung In der Schlußformel. 


— — 


2) Der folgende Theil des R. gehört zunaͤchſt nicht hierher, iſt aber des Zuſam men⸗ 
bang willen hier gegeben und wird betr, Orts Ay Bezug genommen. su 
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Ei enthielt bie neue, in ber Frage beruͤhrte Cidesform nichts Juͤdifch⸗Eigen⸗ 


Der Eib wäre rein deiftifch, wie er von jedem, ber an Gott glaubt, elegt werben 
könnte. Es fraͤgt ſich nur, vo J abgeles 
1) ob nach Grunbfägen der jübifchen Glaubenslehre ein in dieſer Form geleiſteter Schwur 
als gültiger im Gewiſſen verpflichtender und eben fo bundiger Eid anzufehen ift, 
wie der nad) gemöhnlichem Ritus, unter Beachtung ber Ceremonien an heiliger 
Stätte geleiftete? J Be j 
2) Ob, wenn gegen bie Bündigkeit eines folhen Eides aus dem Geſichtspunkte ber reis 
nen biblifchen oder talmudifchen Lehre auch nichts zu erinnern fein möchte, ber ges 
meine, mit bem Geifte diefer reinern Lehre nicht vertrante Jude ihn auch wohl als 
verpflichtend anfehen, überhaupt nur als Eid betrachten würde? 
3) Welche Form bem Fahneneibe der Juden mit Rückſicht auf Lehre, religiäfe Gebräuche 
und Vollsbegriffe zu geben fein möchte? 
Den Herrn Vice-Ober-Landrabbiner fordern wir daher auf, uns hierüber fein fach» 
Fundiges Gutachten mitzutheilen. Berlin, den 17. Juni 1818. ° 
j Altenftein, Kircheiſen. 


P) Sutachtlicher Bericht des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners M. S. Weyl an 
bie 8. hohen Min. der G. Ang. und der Zuftiz, den Fahneneid des jüdi⸗ 
[den Militaird betreffend. u 


Auf die Anfrage Hoher K. Min. der geiftl. Ang. und berYuftiz v. 17.0. M., 
Wie es nämlich mit dem Fahneneid hinfichtlich des jübiihen Militairs nach den 
jübifhen Gefegen und Gebräuchen zu halten fei? u 
habe ich bie Ehre, hiermit unterthäniaft Folgendes zu eriwiebern. 
In den heiligen Büchern Moſis findet man ben Gib bei brei Fällen 

1) Jemand hat von einem andern ein Devoflitum in Verwahrung genommen, welches 
Faktum er zwar nicht abläugnet, nur behauptet er, es waͤre ihm ſchuldloſerweiſe 
abhanden gelommen, fo foll er ſchwoͤren. a J 

2) Jemand ſoll von einem andern ein Depoſitum, Darlehn u. dgl. erhalten haben, er 
leugnet aber ein Theil des Faktums felbft, To fol er ſchwören. 

3) Semand wird ald Zeuge aufgefordert, fo ſoll er, wenn es verlangt wird, ſchwoͤren. 

Bei allen dieſen Eiden tft e8 nach der reinen moſaiſchen Lehre vollkommen genügend, 
wenn ber Schwörenbe blos bei bem heiligen Namen Gottes, und zwär in welcher Sprache 
es fei, die Sache erhärtet, und ift es gleichviel, ob ber Eid in oder außer der Syna⸗ 
goge, mit oder ohne Thora vollzogen werbe, wie ſolches ber felige Rabbiner Landau 
zu Prag, welcher im Jahre 1765 im Namen bes K. K. Konſiſtoriums wegen ber jübi- 
ſchen Eide überhaupt befraat wurde, in feinem Werke Noda Bajehuda ©, 71.01.76 
ausflihrlich beweiſet. Der Talmud aber will zwifchen ben gebachten beiden erften Fällen 
und dem lesten hinfichtlich der Vorbereitungen und Geremonien einen -Unterfchied gehals 
ten wiffen. In jenen beiden Fällen foll der Eid weit feierlicher und furchtbarer, als im 
letztern Falle behandelt, und zwar dadurch, daß er an heiliger. Stätte und Anfaffung ber 
Thora vollzogen werde, 

Der Grund hiervon ift folgender. In jenen beiden Fällen könnte der Menſch fein 
Gewiſſen durch allerlei Ideen, wenngleich er fie nicht herausfagt, gar leicht entſchuldi⸗ 
gen, Beim Depofitum x. E. wenn er auch wirklich etwas vernadjläßigt hätte, Tönnte 
er denken, ich habe es ja bei mir gehabt, bin damit umgegangen, wie mit meinem efges 
nen Vermögen u. ſ. w. 

Bei Darlehn Eönnte er fi in Gedanken eine alte Geaenforderung, wenn auch ganz 
unliquide bilden, die feines Erachtens mit dem Darlehn Eompenfirt, wenn er alſo ſchwoͤre, 
er hätte nichts von ihm, wäre dies noch Feine Lüge u. |. w. Daher foll.in diefen Fällen 
das Gewiffen ded Schwörenden durch Neben-Ceremonien mehr in Furcht und Schrecken 
gefest werben. Nicht aber fo im dritten Kalle in Hinficht des Zeugeneides. Hier ge: 
bietet die Moral fchon ein wahrhaftes Zeugniß abzulegen, und kommt noch ber Schwur 
bei dem Namen Gottes hinzu, fo ift nicht zu vermuthen, daß er falfch ſchwoͤren wilrbe, 
und eben fo ift daher nicht nöthig, daß folcher in. der Synagoge mit Anfaffung der Thora 
oder ber Tephilin verrichtet werbe. 

Ueberhaupt follen nur ba bei einem Eide Keierlichleit und Ceremonien ftattfinben, wo 
ein Gegner vorhanden ift, der eine Ausfage beftreitet, fo, daß man fchon eine Vermu⸗ 
thung hat, wodurch die Wahrheit jener Ausſage geſchwächt wird, welches aber beim 
Zeugeneid u. dal. nicht der Fall iſt. a 

chulchan Aruch Choschen mischpot Abſchn. 87. 8 21. 
Der vorliegende Fahneneid ſteht meines Erachtend wit dem ecälgnten Yan \n. 
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einerlei Parallele. Auch bier gebietet Moral und Gefeh, ber Regierung und bern Bas 
terlande treu zu dienen; wird nun noch das Berfprochene durch einen heiligen Eid bei 
Bott bekräftigt, fo ift wicht abzufehen, wie man bei Verlegung deſſelben auf die entfern: 
tefte Art fein Gewiflen reinigen wollte. Wäre aber der Schwörende bom Grund aus 
gewifienslos, was würben bei ſolchem alle Kormeln und Sanbtingen vermocht haben? 
Indeſſen fest im König. Edikt d. d. 1. Mai 1786 ber $. 30, Sr. 4. hinſichtlich des 
a eines Juden feft, daß bee Schwörende die Zephilin in die Hände nehmen 
olite, fo mag es in Vorausſetzung, daß der größte Theil der ifraelitiiden Glaubenöge- 
noffen folche befigen, hier beim Fahneneid audy fein Bewenden haben. Weil aber, wie 
bie hohen MWinifterien fehr weife zu bemerken geruhen, ber gemeine Ste von arich, 
Geſet und Religion nicht immer die wahren Begriffe hat, fo ſchlage ich folgende ab: 
nungöformel, welche allenfalls in beutfchen und jübifchen Leitern abgefaßt und mit der 
Unterfchrift des Rabbiners verſehen fein koͤnnte, vor, die dem ſchwörenden jübifchen Mi: 
litair vor Fbleiftung des Eides im Namen des Rabbiners vorgelefen werde: 
„Wiſſe! daß biefer Eib durch Ausfagen aller Rabbinen eben fo heilig und bünbig 
ift, ale wäre er in der Synagege und in Gegenwart ber Thora vollzogen worben, 
und nichts kann die Strafe bes Xllmächtigen abwenden, wenn er verlegt werbe. 
Auch ohne diefen Eid ift die ifraelitifche Nation von Gott befhworen, dem König, 
unter dem fie Schu finden wird, treu zu fein, und ift es ein heiliges Gebot der 
Propheten und ber Zalmubiften, feiner Regierung in jeder Hinſicht treu zu bienen. 
Salomo fagt: habe Ehrfurcht vor Gott und dem König. In den woraliſchen 
Sprüchen unferer Weifen heißt es: Bete für das Wohl und Glück der Regierumg. 
Die Nalmubiften fagen, die Geſetze und Werorbnungen ber Regierung find fo heilig 
und bündig, als ımfere Reltgfondgefege zu erachten. So groß nun das Verbrechen 
an fich felbft fhon ift, wenn man bie Pflichten des Staats und ber Religion Ka: 
Untreuheit verletzt, fo unendlich größer wird ed, und bie Strafe bes Himmels i 
unausbleiblich, wenn biefe Pflichten noch bei dem heiligen Ramen Gottes beſchwo⸗ 
ren werben, und man nachher meineibi e.“ 
Die Formel des Fahneneides ſelbſt kann ungefähr wie folget lauten: 
„Ih ſchwöre, ohne die mindefte Hinterkift und Nebengedanken, auch nicht nach mei: 
„wem etwanigen barin legenben Sinn unb Auslegung der Worte, fondern nad dem 
„Sinne des Allmächtigen und deffen Sefalbten, unferes theuren Könige, bei dem 
„Ramen bed heiligen allmädytigen Gottes, daß ic} treu u. |. m.” 
Pflihtmäßig gebe ich hiermit diefe meine Meinung gutachtlich ab und verharre 2c. 
Berlin, den 1. Aug. 1818. Meyer Simon Weyl. 


y) Hierauf erging die 8. O. an den Kriegsminifter v. 30. DE. 1819, 


Ich genehmige hiermit den mir von Ihnen vorgeihlagenen Soldateneid für bie juͤdi⸗ 
ſchen Slaubensgenofien, wonach der gewöhnliche hriftliche Soldateneid beizubehalten und 
nur ber Anfang beflelben nad) dem Vorſchlag des Vice: Ober -Landrabbiner Weyl in 
folgender Art abzuändern ift: 

Ach ſchwoöre one die mindefte Sinterlift und Nebengedanken, auch nicht nach mei- 
„mem etwanigen darin liegenden Sinn und Auslegung der Worte, fondern 
„dem Sinne des Allmächtigen und deffen Gefalbten unfers theuren Königs bei dem 
„Namen beö heiligen allmächtigen Gottes, daß ich treu u. |. w.“ 

Aud) die Schlußworte „durch Jeſum Chriftum” wegzulaſſen find. Ich trage Ihnen 
auf, deſſen Anwendung zu verfügen, und durch bad Minifterium für den Kultus eine 
zwectmäßige Vorbereitung zur Ableiflung diefes Gides in einer gottesdienklichen Ber: 
fammlung zu veranlafien. Berlin, den 30. Oft. 1819. 


(gez. riedrich Wilhelm. 
An den Kriegsminiſter G. &, v. Boyen. 5 9 t 


9 R. des Kriegs⸗Min. v. 1. Dec. 1819. 


Die Geftfegung einer Eidesformel für die moſaiſchen Glaubensgenoſſen, wenn fie zum 
Militairdienſt verpflichtet werben, hat nad) ben barüber flattgehabten Verhandlungen 
zu einem Bericht an bes Königs Majeflät Veranlaffung gegeben. 

Mittelſt Allerh. K. O. v. 30. Okt. c. haben Allerhöchftdiefelben den vor enen 
Soldateneid für die jübifchen Glaubendgenofien genehmigt, wonad ber ae 
chriſtliche Soldateneid beibehalten und nur der Anfang beffelben, nach dem Vorfchlage 
bed Vice⸗Ober⸗Landrabbiner Weyl in folgender Art abzuändern ft: 

„Ich ſchwöre ohne die mindefte Hinterlift und Nebengedanken, auch nicht nach einem 
„etwanigen darin liegenden Sinn und Auslegung ber Worte, fondern nach bem 
„Sinne des Allmächtigen beffen-Gefalbten, unfers theuren Königs, bei bem 


und 
„Ramen bes Jeiligen allmächtigen Gottes, daß ich treu u. |. w.“ 


Senatorechtl. Suchäim, d. J. Da sanfin Cum. U0B 


auch He Schlußworte: durch Jeſum Chriſtum ze.“ 
ꝛt. 
nlaſſen find, 

e Eidesformel wird daher bei Vereidung der Juden zum Militalrdlenſt künftig 
anzuwenden fein, und iſt ber Herr Staatsminiſter bes Kultus erſucht worden, wegen ber 
in der X. O. zugleich angeorbneten Vorbereitung zur Ableiftung bes Eibes in einer gob 
tesbienftlichen Berfammlung die nähern Verfügungen zu treffen. 

&) Das Formular zur Vorbereitung zum Eide, welche in Verfolg vorfles 
benden Cirkulairs fammtlihen Truppentheilen mitgetheilt werben, lautet: 

„Wiſſe, daß biefer Eid nach den Ausfagen aller Rabbinen eben fo heilig und bünbi 
ift, als waͤre er in ber Synagoge und in Gegenwart der Thora vollzogen worden, un 
nichts kann die Strafe des ächtigen abwenden, wenn er verlegt werde.” 

„Auch ohne diefen Eid iſt die ifraelitifche Nation von Gott befchiworen, dem Könige, 
unter bem fie Schu finden wird, treu zu fein, und ift es ein heiliges Gebot der Prophe⸗ 
ten und der Talmudiſten, feiner Regierung in jeder Hinſicht treu zu dienen. Salomo 
fagt: Habe Ehrfurcht vor Bott und dem König. In den moralifchen Sprüchen unfes 
ter Weifen heißt es: Bete für das Wohl und rn das Gluck dew Regierung. Die Tal⸗ 
mubiften fagen, die Gefege und Verordnungen ber Regierung find fo heilig und dundig, 
als unfere Religionsgefehe zu erachten. So groß nun das Verbrechen an ſich ſelbſt 
Thon iſt, wenn man bie Pflichten des Staats und der Religion durch Untreuheit vers 
legt, fo unendlich größer wirb ed, und die Strafe bes Hinimels ift unausbleiblich, wenn 
biefe Pflichten noch bei dem heiligen Namen Gottes beſchworen werben, und man nad: 
ber meineidig werde.” 

L) Säjreiben des K. General⸗Majors und Brigade: Kommandeurs von 
Thiele an die K. Reg. in Berlin. 2. 

Eine K. Hochlöbl. Reg. benachrichtige ich auf bie geehrte Zufchrift v. 7. v. DR. ganz 
exgebenft, daß ich ben Kommanbeuren meiner Brigade das Formular zu ber Bereibigung 
ber in den Militaicdienft tretenden jüdiſchen Slaubensgehoften, fo wie zu der vorherge⸗ 
henden Borbereitung mit ber Anweiſung mitgetheilt habe, zu jeber —* Vereldigung 
einen Offizier oder Unteroffizier, wenn Fein Offtzier dazu disponibel ſein ſollte, als Zeus 
gen zu kommandiren, fo baß ed keines Atteftes des Rabbiners Über bie richtig abgehal: 
‚tene Vorbereitung bebürfe. Berlin, den 5. Aug. 1820. ö 

(Heinemann Bd. 1. ©. 310. und Anh. 59.) 
.d) Die Bereidung jüdifher Medizinal:Perfonen. | 
aa) Die Vereidung der Mebizinal:Perfonen im Allgemeinen erfolgt 
gleichfalls nach der K. O. v. 5. Nov. 1833 und giebt die Cirk. Verf. des 
Min. der G., U. u. M. Ang. (v. Ladenberg) v. 18, Zuli 1840 an fämmts 
lihe K. Reg. bie Rorm an. (8. M. 81. 1840. ©. 308.) 

bb) Was nun die Abänderung bei Vereidung ju diſcher Bredinnal- Pers 
foren anlangt, fo beftimmt bad R. defjelb. Din. (Eichhorn) v.9. Dec. 1841. 

In Berfolg der Verf. v. 18. Juli 1840 die Vereibung der Medizinal⸗Perſonen be: 
treffend, beftimme id) hinfichtlich der Vereidungsformel für juͤdiſche Medizinal⸗Perſonen 
auf Veranlaſſung erfolgter Anfragen, d 

4) als Eingangsformel bes, von ben jüdiſchen Mediginal:Perfonen gleichfalls nach 
Vorſchrift der oben genannten Verf. abzuleiftenden Berufseides, der Anfang bed, 
durch die ältere Cirk. Verf. o. 10. Nov. 1825 vorgefchriebenen Formulars: „Ich 
ꝛc. ſchwöre bet — Adonai — dem Gott Iſraels, einen leiblihen Eid,” jedoch mit 
Weglaflung des Zufages: „nicht nad) meinem Sinne, fondern nad) dem Sinn ber: 
jenigen, die mid) ſchwören laſſen,“ beizubehalten ift. 2 

2) Die Schlußformel des Eides ift zu faffen: „Dies ſchwöre ih, fo wahr mir Gott 
helfe, und wenn ich meinen Eid Übertrete, fo mögen mich, dee mir geſchehenen War: 
nung gemäß, alle nadı göttlichen und menſchlichen Gefegen über ſolche Untreue und 
Entheiligung des göttlihen Namens verhängten Strafen treffen. 

3) Vor der Vereidigung felbft ift dem Schwoͤrenden die Verwarnung nach der, ber 
Eirk, Verf. v. 10. Nov. 1825 beigefügten Formel zu halten. " 

(V. M. Bl. 1841. ©, 339.) 


cc) Daß vorftehente R. und das Schreiben des Min. bed Kultus v. 10, 


Nov. 1825 beflimmen die vorzuhaltende Verwarnung: 
Ew. Excellenz beehre ich mich, die mir mittelft Scyreibene d. A. Ian. % takt 
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J 
ten Berichte und Verhandlungen, betreffend die Abfaſſung einer angemeſſenen Verwar⸗ 
nungs⸗ und Bekräftigungs⸗Formel bei den Vereidigungen jüdiſcher Aerzte und Wund⸗ 
ante, mit dem ganz ergebenften Bemerken zurüdzufenden, daß ich die von dem Bice⸗ 
Ober⸗kand⸗Rabbiner Weyl entworfene Verwarnungsformel in der Art, wie aus bee An: 
lage hervorgeht, berichtigt, fuͤr zweckmäßig erachtet und daher deren Gebrauch bei vor⸗ 
kommenden eidlichen Berpflichtumgen jũdiſcher Mebizinalperfonen angeordnet babe, 


Berwarnungs s Formel, 


Vorder Bereidbigung der jübifchen Aerzte und Wundärzte. 
Wille! daß biefer Eid, welhen Du jest im Begriffe fteheit abzulegen, nad) ben Ber: 
orbnungen unferer feligen Weifen und Rabbiner vor der chriſtlichen Obrigkeit und am 
gegenwärtigen Orte eben fo heilig unb bündig ift, als würde er Deinen Glaubenöge- 
noflen in der Synagoge unb in Gegenwart der Thora abgelegt. Denn ber Allmädhtige, 
deflen Namen Du vor aller Welt heilig halten ſollſt, ift allgegenwärtig und feine Herr: 
lichkeit thronet Überall, daher nichts der Strafe bes Allwiffenden Dich entziehen und fie 
von Dir abwenden kann, wenn Du Deinen Eid je verlegen folltefl. er aud) ohne 
diefen Eid find die Ifraeliten von Gott befhmworen, ihrem Nächften in jeder und befon- 
hei ein nach Kräften beizuftehen. Denn es heißt in der Thora (Leviticus 
api e Us + . 
„ſtehe nicht zurhck bei der Gefahr Deines Nächften, fpriht dee Ewige!“ 
Heilig und .erhaben tft Dem Beruf, denn bes Ewigen, von dem e8 heißt: 
nd f „Ich der Ewige bin Dein Arzt” (Exodus Kapitel 15. B. 26.) 
und ferner 


; 
„3% Tann töbten und beleben, kann verwunben und aud) heilen.” (Denteronomion 
Kapitel 32. V. 39.) 

.. Abgefandter hiernigben hiſt Du zum Heil der Menfchen, daher bleibe ben Worten Deis 
ned Herrn treu und laffe feine Lehren Dir zur Richtſchnur Deines Wandels bienen. 
Auch nad den Lehren unferer Teligen Weiſen und Rabbiner, und nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift des Joreh Deah (Kapitel 336.) tft es die heiligfte und verbinblichfte Pflicht 
eines Arztes ober Wundarztes, einem jeden kranken Menſchen ohne bie geringfte Aus: 
nabme, er ſei arm ober reich, und ohne bie geringften menfchlichen Nebenabſichten nach 
feinem beften Wiffen und Millen und Kräften Hülfe zu Leiften, wenn er aber ſolche ver: 
weigert ober fich ihr u entziehen fucht, fo tft er einem Blutvergießer gleich. 

"Wenn nun fchon hierdurch die geringfte Verlegung ber Dir vermöge Deines Standes 
und Berufs nad) dem Willen Gottes obliegenden Pflichten dem Ewigen ein Gräuel ift, 
um wie viel flrafbarer würbe es jest fein, da Du bei dem heiligen Namen Gottes ſchwoͤ⸗ 
reſt, dieſe Pflichten getreu zu erfüllen und mithin, fobald Du diefem Schwur entgegen 
handeln follteft, Dich eines Meineides ſchuldig machen würdeſt, den der Gott der Gerech⸗ 


kigkeit nicht unbeftraft. läßt. 
nn . 7, Eid eines jüdifhen chirurgi. | | 
Ich N. N. ſchwoͤre bei 7177 dem Gotte Iſraels einen leiblichen Eid, nicht nad) meis 
nem Sinn, fondern nach bem Sinn derjenigen, die mich ſchwören laffen, zu Gott dem 
Allmaͤchtigen, bag, nachdem ich zum Wundarzt 2c.5 dies ſchwoͤre ich ohne alle etwanige 
andere Auslegung und Deutung diefes Eides, weber gegenwärtig noch in der Zukunft 
annehmen zu wollen, und fol mid nichts davon entbinden, vielmehr mögen auf ben 
Uebertretungsfall Die Strafen über mid) kommen, welche mir aus ber X. G. O. für bie 


Nebertreter ber Eide befannt gemacht worben find. 
' Juſtizminiſt. Alt, Gen. J. Nr. 24. Vol. I. fol. 98. 99. und 47. Ann. X. S. 826.) 


e) In Betreff der Vereidung jüdiſcher Lehrer f. Abſchnitt XII. 


ll. 


Verhältniß der jübifhen Religionsgefellfhaft zu den 
. chriſtlichen Kichengefellfchaften. 
j A Im Aüigemeinen beftimmen hierüber die 85. 36—38 Lit. 11. Thl. I. 
ed . ‘ .. 
Hören, fiber bennog ee ne nehmenige une, EEE ge 
8. 37. Kirchengeſellſchaften dürfen fo wenig als einzelne Ditglieder derfelben einander 
Veen Pe ner und Erbitterung verurfachende Beſchuld *X üffen d 
ma a un s 
Aub vermisben werben. ⸗ )ende tzungen mwaſſen Bunt 
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B. Beitraäge der Juden für chriſtliche Kirch en ſy ſte me. 

1) Das & Rn füreibt zul zit. aa 68. 260.261 vor: b 

. innerbal Im 
n3 iſt zur —ãe—— des am, dentigen Wohnfit aufgefälagen 
„$. 261. Doc) fol Niemand bei einer Parocialtichhe ‚von einer andern, ale —— 
en —7 — er — —* zu Laſten PT welche aus 
u teen, angehal wi 
vo ar Semi er a ax gleich in dem Zferrbezecz 
Ind $. 872: b 

Benn der Bi eines tb. Grund| 3 ei 

Alben joe MaigtenbBerlantees von Griätung ba 2nkn Tel IR 5 
inzwifen das Zehntreht, und es Tann während biefes Befiges Feine Verjährung 
er die Kicdhe ober ben ‚Pfarrer anfangen. 

2) In ſpezieller Beiehung auf die Juden disponisen, mit biefen % 
welche nur auf andere recipirte Kicchengefellfchaften bezogen wurden, im 
Biete: MM. Mt j 5 

a) das E. v. 11. März 1812 im $. 15., daß die Juben gehalten, alle 
ben Chriften gegen den Staat und bie Gemeinde obliegenden bürgerlichen 
Pflichten zu erfüllen und mit Ausnahme ber Stolgebühren gieiche 
Laſten wie andere Staatöbürger zu tragen. 

Ganz ebenfo beflimmt 

b) Der $. 20 der V. v. 1. Juni 1833 wegen bes Judenthums im Große 
herzogthum Pofen 2). —— 

Die ®. v. 30. Aug. 1816 wegen Verwaltung de Patronatrechts über 
chriſtliche Kirchen auf folhen Gütern, die fi) im Beſitzthume jüdifcher 
Slaubensgenoſſen befinden, ſagt endlich im 8 — vergl. dieſelbe oben — 
daß die Juden ald anſäßige Dorfs⸗ ober Stadtgemeinde⸗Mitglieder von 
ihren Srunbftüden, glei) andern chriſtlichen Beſitzern, zur Exhaktung der 
Kirchen-Syfteme beizutragen verpflichtet find, da dieſe fonft, wegen der Ans 
fiedelung ber jüdiſchen Staatsbürger Gefahr laufen, einnug hen: 

d) Mit Berug auf vorftehende Gefege beflimmt die Cirk. Verf. des Min, 
d. G., U. u. M. Ang. (Eichhorn) v. 35. Febr. 1842 an die K. Oberpräfis 
benten ber Provinzen Preußen, Pommern, Brandenburg, Schlefien, Sach⸗ 
fen unb Pofen, wegen Heranziehung ber Juden zu Beiträgen für chriſtliche 
Kicchenfoftemne. , 

Es find über bie Auslegung des C. v. 11. März 1812 $. 15. der 8. v. 30. Aug, 1816 
Nr. 5. und der V. d. 1. Juni 1833 $. 20., forte über den umfang, in welchem  Höirce 
Einwohner, insbefondere jüdifche Grundbefiger, zu Beiträgen für die chriſtlichen Kicchens 
fofteme herangezogen werben Tönnen, Zweifel entftanben, und habe ich durch mein Cir⸗ 
kular⸗Schreiben dv. 17. Mat v. 3. bie gutachtlihen Aeußerungen ſaͤmmtlicher König. 
Dberpräfiten, in deren Bezirk bie angeführten Gelege zur Anwendung kommen, dirübe 
ve laßt. 

"Die Vergleichung diefer eingegangenen Nachrichten hat folgendes Reſultat ergeben. 

4) Das E. v. 11. März 1812 $. 15. und bie V. v. 1. Juni 1833 $. 20. verpflichtet 
die jübifhen Einwohner im Allgemeinen, gem den Gtaatiundidie Geme in da ihres 
Wobnorts alle den Ghriften obliegenden bürgerlichen Nichten zu erfüllen, ‚und, mit 
Tueſchlus der Stolgebühren, gleiche Laften wie andere Einwohner ‚zit fragen. _ 

Unter bee „Gemeinde des Wohnort#” Kann, dem gewöhnlichen Sprachgebtäudhe 
zufolge, und wie bie in dem €. v. 11. März 1812 gebratichte Bezeichnung: lügen 
liche Pftichten” beroeifet, nur die bürgerliche Gemeindeides Wohnpets werftanden 
werben. In diefem inne find aud) bie in Rede tehenden Gefege bisher faft, dushgän- 
gig ausgelegt worden. Cine Verpflichtung ber jübijhen Einwohner, zu den, Laften der 
an ihrem Wohnorte befindlichen chriſtlichen Kirch en fy te me — kann da⸗ 
ber aus die fen Verordnungen nicht hergeleitet werben, Ind der an einzelnen Ortemflatt- 
findende Gebrauch, bie judiſchen Einwohner aud) zu den, nach Klaſſen⸗ ober Gewerbes 
feuer auf bie Parochlanen unmittelbar umzulegenden kirchlichen Abgaben Beranzuziehen, 


yBengt and Xord. IL abſhuit XL ILL. , 
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entbehrt ber gefetlichen Begründung, fofern nicht ein ſpezieller Rechtstitel für biefe 
Art und Weile des Verfahrens nachgewieſen werben Tann. 
Iſt dagegen bie Anterhalkung der kirchlichen Syſteme eine Pflicht der bürgerlichen 
gemeinde, fo können bie jübifhen Ortseinwohner fi) den Beiträgen zu den büͤrger⸗ 
lichen Kommunalbebürfniffen, die kirchlichen Bebürfniffe mit einbegriffen, nicht entziehen, 
ba fie nach Vorſchrift der G. v. 11. März 1812 und 1. uni 1833 gegen bie bürger 
ige Kommune biefelben Laften zu entrichten haben, wie bie hriftlichen Einwohner, 
und eine Befreiung ber jübifchen Einwohner baburdy nicht herbeigeführt wird, daß nach 
der Ortsverfaffung ein Theil der bürgerlichen Gemeinde-Einfünfte zum Beſten ber chriſt⸗ 
lichen Kirchen verwendet wird. 
2) Hanbelt es ſich aber um eine Abgabe, welche von ben Pflichtigen unmittelbar 
an die hrifttichen Kicchenfofteme zu entrichten ifts fo kann bie Herangiehung von Juden 
ju diefen Laften nur in bem Maße erfolgen, als bie auch für das gthum Poſen 
in get er Kraft Befehenbe B. v. 30. Aug. 1818 dies geftattet. Diele ©. legt nur 
Adifhen Srunbdefigern eine Beitragspflicht in folgende Weile auf: 
baf die Suben, als anfäßige Dorfes: ober StabtGemeinbeglieber, von ihren 
— gleich En, ae —* ern, zur — — ber 
jenfofkenne beigutragen verpflichtet find, ba biefe fonft, wegen der Anfiebelu 
„alien Gratin, Gefahr Laufen, einzugehen. ° ” 
eraut 
a) daß die übtfcien Grundbefiger, gieich jedem beiten Befiger, zur Enteichtung folcher 
Abgaben und Leiftungen an Kirchliche Inſtitute verpflichtet find, welche in ber Eigen⸗ 
haft einer binglichen Laft auf ihren Grunbftüden haften, und als ſolche im Vh⸗ 
pothelenbuche eingetragen find, ober welche body nach feſtſtehendem Ortsherfommen 
von allen ten v entriästen find; 
b vap die jübifchen Grundbefiger aber auch zu ſolchen Eirdhlichen Laften, namentlich 
m 


ben; 


4) In Schleſien find nach ber daſelbſt geltenden Behntverfaffung Juden 
von Entrichtung des Dezems nicht befreit. So wurbe durch das Urtel 
des Geh. Ob. Zribunals v. 28. Gept. 1839 erfannt, welches die beis 
den früheren Urtel beftätigte. 

Das Fanonifche Recht ertheilt in C. 10. 12. 14. 18. 20. 25.26.31 —33. 
X. de decimis (III., 30.) bem Klerus ein allgemeines Zehentrecht über alle 
Süter und Früchte, und insbefondere der Parochialkiche In ihrem gan) 
Bezirk. Obgleich, nachdem in Folge der Reformation verſchiedene chrifl- 
liche Beligionsparteien entftanden waren, durch den Weftphälifchen Frieden 
beftimmt wurde, daß demjenigen Pfarrer der betreffenden Meligionspurtei 
der Dezem gebühren folle, welcher fih am 1. Yan. 1624 im Beſih des 
Behntrechted befunden habe, fo ift in Schlefien doch immer ber Befih bes 
Bebntrechted nur von den katholiſchen Pfarrern gegen alle übzigen Reli» 

jionsparteien übt worden. Diefer Befig wurde auch Dusch die Präs 
liminaraztitel des Fricdenstraktates d. d. Bredlau den 11. Juni 1742 Spe« 
ialartikel VI. garantirt, und erſt durch dad Ed. v. 3. März 1758 hob 
Brieorig der Große ben Pasoialerrub In Scheien auf und befintmte: 
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daß bei Weränberung bed biesfältigen Ortöpfarrers die fogenannten 
Behntabgaben der damit belafteten Grundſtücke von Derfonen eines 
andern Staubensbelenntniffes fernerhin nicht weiter entrichtet werben 


duͤrften. 

Durch K. D. v. 6. Febr. 1812 wurde jedoch feſtgeſetzt: 
daß bie von ben gegenwärtigen Befigern der ben Pfarrern pflichtigen 
Grundftuͤcke zu entrichtenden Zehnten und andern Parochialabgabeit 
auch bei ben Weräußerungen diefer Srunbftüde an Perfonen eines ats 
deren Stanbenöbelenntniffes, der Pfarre unveränderlich verbleiben, und 
das die gegenwärtig wegen der Werfchiedenheit des Glaubensbekennt⸗ 
niſſes des Grundftückbeſigers ruhenden Zehntabgabe- Verpflichtungen 
wieder in volle Wirkſamkeit treten, auch in derfelben unabaͤnderlich 
bleiben ſollten, fobalb ein Befiger von dem Glaubensbekenntniſſe bes 
Pfatrers, defien Pfarre der Behnt urfprfinglich gebüährte, wieder eins 
tret 


fi 

Aleia die K. O. v. 16. Juni 1831 beftimmte, bag die Schlefifche Zehnt⸗ 
verfaffung ganz fo, wie fie nach der Ordre v. 3. März 1758 bi zum. Febr. 
1812 beitanden, allgemein wieder hergeſtellt werben folle. 

Sich auf diefe Beilimmung v. 16. Juni 1831 und die 8. O. v.3. Mär, 
1758 ſtützend, verweigerte der jüdiſche Staatöbüürger X., welcher mehrere 
—— Ackerſtücke beſaß, die fernere Entrichtung des Dezems an den 
Inthollfchen Pfarrer. Der Letztere klagte die Rückſtaͤnde ein und trug darauf 
an, über die fernere Verbindlichkeit des RX, Dezem von feinen dem Zehnt 
recht unterworfenen Ackerſtücken zu entrichten, zu erkennen. 

Das Geh. Ober⸗Tribunail ſagt in feinem Erkenntniſſe dem Wefrent⸗ 
lichen nach: Bis zur K. O. v. 3. März 1768 war die Dezempflichtigkeit 
allgemein, und dieſe K. O. änderte hierin nichts zum Beſten der Juden, 
ſondern, wie die erläuternde Kurrende v. 8. deſſ. Mon. und Jahres unzwei⸗ 
deutig zu erkennen giebt, zum Beſten der evangeliſchen Eingepfarrten, 
indem ſie verordnete: 

daß diejenigen Abgaben an Zehnten, Garbenbroden und dergleichen, 
fo die evangeliſchen Eingepfarrten denen katholiſchen Pfarrern zeithero 

entrichten muͤſſen, zum Nutzen und Beſten der Unterthanen gänzlich 
wegfallen ſollen. 

In der K. O. und Kurrende v. 3. und bezugsweiſe v. 8. März 1758 war 
hiernach nur von den herrfchenden Religionspartein im GStaate, von ben 
Mitgliedern der wirklichen Kirchengefellichaften, die Rede. Zu dieſen aber 
haben die Juden weder jemald im Preußiſchen Staate gehört, noch gehören 
fie jet dazu. Niemals haben die Zuden mit Chriften In einem Parochial⸗ 
nexus gelebt. Für fie konnte daher auch, wie Died die mehr erwähnten Ber⸗ 
ordnungen v. 3. und 8. März 1758 bezmedten, fein Parochialnerns aufgei 
boben werden, und fie fönnen mithin zum Nachtheil des urfprünglich beradss 
tigten Pfarrers daraus Feinen Vortheil ziehen, daß zwifchen andern, nämlich 
chriſtlichen Religionspartein, der Parochialnexus aufgehoben worben iſt. 
Offenbar find daher, wenn Inden zehntpflichtige Grundſtücke afauitirt, den 
Pfarrern, der K. O. v. 3. März 1758 ohngeachtet, jura parochialia hin 
ſichts der Juden faloirt geblieben. Bleibt daher, da gegenwärtig bie K. O. 
v. 16. Juni 1831 die alte Schlefiihe Zehntverfaffung, wie fie nach ber 
Ordre v. 3. März 1758 bis zum 6. Febr. 1812 beſtanden, allgemein wieder 
bergeftellt Hat, die KR. O. und die Kurrende v. 3. und 8. Mär; 1758 fort: 
während die Grundlage ber Entſcheidung, fo frägt ſich nur noch, ob ba& 
Ed, v. 11. März 1812 von Einfluffe Hierauf fi. 
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Implorant (Werfiagter) behauptete in diefer Beziehung, daß, da die Ju⸗ 
den Durch diefed Ed. den Chriften in allen Fällen gleichgeftellt worden, in 
welchen ſolches nichts Abweichended enthalte, man annehmen müfle, daß 
der Gefeßgeber die Abficht gehabt habe, durch Die Ordre v. 16. Juni 1831 
auch die Juden in Betreff der Entrichtung des Dezems den Chriſten völlig 
gleichzuſtellen, wenigftend hätte e& in Betreff diefes Punktes einer ſpeziellen 
Aufhebung des früheren in Betreff der Juden ergangenen Gefege bedurft. 
Diefed legtere Argument fpricht aber gegen den Imploranten. Gerade 
weil die K. O. v. 16. Juni 1831 die Ordre v. 3. März 1758.unbedingt 
wieber herftellt, ohne wegen ber Juben etwas Beſonderes zu beflimmen, 
muß die Drdre von 1758 unbedingt befolgt und dafür angefehen werden, 
als habe die dazwiſchen ergangene Ordre v. 6. Febr. 1812 gar nicht exiſtirt. 
Auch das Ed. v. 11. März 1812 vedet dem Imploranten nicht das Wort. 
Nach $. 14 deffelben follen zwar die einländifchenYuden, als folche, mit bes 
fonderen Abgaben nicht beſchwert werden, dagegen aber nach $. 15 gehalten 
fein, alle den Ehriften gegen den Staat und die Gemeine ihres Wohnorts 
obtiegende bürgerliche Pflichten zu erfüllen und mit Ausnahme der Stolges 
bühren gleiche Laſten, wie andere Staatsbürger, zu tragen. Hieraus ift 
alfo nicht zu entnehmen, daß die Schlefifchen Juden hinſichts ber hier flrei- 
tigen Dezempflichtigkeit durch jenes Ed. v. 11. März 1812 günfliger- ge: 
ftelit worden fein. Auch die gegen den Imploranten fprechende Verord⸗ 
nung wegen Verwaltung des Patronatörechtö v. 30. Aug. 1816 ift durch 
die K. O. v. 16. Juni 1831 nicht aufgehoben worden, 

Eine gleiche Beſorgniß, wie ſie hier angedeutet worden, würde den Pfarr⸗ 
einkünften drohen, wenn man die K. O. v. 3. März 1758 jetzt ausdehnend 
auf die Juden anwenden wollte, und fo lange daher dafür keine ausreichende 

efegliche Beftimmung ergangen, muß e& bei der früheren Verfaſſung ver» 
ib | 


laben. 

Der $. 261. Zit. 11. Th. II, des A. L. R. (ſ. oben) kann auf die nor; 
liegende Frage feinen Einfluß haben, da es fich hier um eine vor Einführung 
des A. LE. R. in Schlefien geftändlich beflandene Verfaſſung handelt, welche 
die 8. O. v. 16, Juni 1831 ausdrücklich herſtellt. 


C. Berpältniffe, ven Uebertritt zum Chriſtenthume betr). 

AA. Beförderung des Uebertritt. 

1) Das A. L. R. beſtimmt Thl. IT. zit. 11.: 

. 43. Keine Religionspartei fol die Mitglieder der andern durch Zwang ober liſtige 
Weberredungen zum Uebergange zu verleiten ſich anmaßen. 

6. 44. Unter bem Vorwande ded Religiondeifers darf Niemand ben Hausfrieden fd: 
sen ober Ramilienrechte kränken. . 

Mit Rüdficht auf dieſe Beflimmungen und $. 4. ded Zit.2) nimmt Ver 
linden mit Recht an3), daß eine zubringliche Art, die Juden zur Annahme 
der cheiftlichen Religion zu überreden, für flrafbar als eine Beunruhigung 
wegen ibrer Religiondmeinungen zu erachten fei. a 

Doß jedoch Profelytenmacherei kein Friminalrechtlich zu ahndend 
Verbrechen fei, fprach dad Erkenntniß des DO. 2. ©. zu Hamm v. 13. Juni 
1827. aus. (Simons Rechstſpruͤche Bd. 1. S. 377.) 


ı) Nah Hoffmann find vom Jahre 1822 bis 1840 Zweitauſend Zweihundert Ju⸗ 
den zum @hriftenthume uͤbergetreten. Staats⸗Zeitung 1842 Nr. 141. 
3) Siehe benfelben oben ©, 78. ' 

s) ©. 135, 0.0.9, 
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MGeſellfchaften zur Beförderung bes Chriſtenthums unter 
den Juden. | | 
) 4. Beftätigung der zu Berlin errichteten Geſellſchaft zur Beförderung 
des Chriſtenthums unter den Juden. Vom 9. Kebr. 1822. 
Die mit der Anzeige vom 1. d. M. eingereichte Srundverfaffung der Gefellichaft zur 
Beförderung bes Chriftenthbums unter den Juden, enthält nur foldhe Beftimmungen, 
bie bem löblichen Entzwecke entſprechen; Ich billige fie daher und mit ihnen diefen Ber: 
ein volllommen und ertheile demfelben hierdurch Meine Iandesherrliche Beftätigung. 
Berlin, den 9. Febr. 1822, Friedrich Wilhelm. 
An den Verein zur Beförderung des Chriftenthums unter den Juden. ' 


Geſellſchaft zur Beförterung des Chriftenthums unter den Juden. 


Unter biefem Namen bat fich auch hier. aus freiem Antriebe ein Verein gebildet, der 
mit den in London und Frankfurt am Main bereits beftehenden Geſellſchaften 
diefer Art bie-Berbreitung chriftlicher Erkenntniß unter den Juden beabfichtigt. Ueber 
die Stiftung dieſes Vereins und die Grundſaͤtze, nach welchen derſelbe feinen heiligen 
Zweck zu verfolgen gedenkt, ſprechen nachftehende Aktenftüde: — 


Vorwort, J 

Die Geſellſchaft, welche ſich in Berlin zur Beförderung des Chriſtenthums unter den 
Juden gebildet hat, vereinigt ſich zu einem Zwecke, der mit den Vorſchriften des Evan⸗ 
geliums zu vollſtändig übereinſtimmt, als daß fie eine Rechtfertigung ihrer Beweg⸗ 
gründe für nöthig halten dürfte. Jeſus Chriſtus, der Erlöfer, befahl feinen Züngern 
in der legten Unterrebung vor feiner Himmelfahrt: das Evangelium zu prebigen allen 
Völkern, aber — „anzuheben zu Serufalem.” : ed 

Diefe Geſellſchaft tritt zwar in die Fußſtapfen der Bibelgeſellſchaft, und will den, 
Wirkungskreis jener ſchönen Stiftung auf gewiffe Weife noch erweitern, ift aber nicht. 
beftoweniger eine befondere für ſich beitehende Vereinigung, deren Bemühungen zunädhft 
darauf gerichtet fein müflen, diejenigen Worurtheile und Verblendungen zu zerflören und 
folche falfche Auslegungen bes Alten Teftaments zu berichtigen, welche biöher bie Mafle 
bes jüdiichen Wolfes verhindert haben, in Jeſu Shrifko ihren Meffias, den Sohn Gottes 
und den Gründer ihrer Fünftigen Herrlichkeit und ihres Heiles zu erkennen. u 

Wir wibmen uns diefem. Vorhaben mit befto größerem Gifer, da mit feinem Gelins 
gen auch jene Scheibespand fallen wird, welche anjegt noch die Interefien, Neigungen 
und Gefinnungen unferer Jsraelitiſchen Mitbürger von den unfrigen trennt... i 

Eine große Anzahl frommer Perfonen und — was zu feiner großen Ehre gereicht — 
beſonders des geiftlichen Standes, hat fich bereits mit entfchiedenem Eifer dem Meile 
ber Belehrung der Juben gewidmet. Dieje mögen bier zuerft die Verficherung unferer 
Achtung und unfers Dankes leſen. Weit entfernt, ihnen hinderlich fein zu wollen, 
wünfchen wir vielmehr ihrem Beifpiele zu folgen, und erbitten uns ihren Beiftand, 
ihren Rath und die Exrlaubniß, ung ihrem ſchoͤnen Werke anfchließen zu dürfen. 

Wir haben eingefehen, daß eine Vereinigung Vortheile gewährt, welche von den Be⸗ 
mühungen Einzelner nicht erwartet werden können; immer aber werben wir und glück⸗ 
lich fchägen, wenn es uns nur gelingt, das Gebäude zu erweitern und zu vervollkomm⸗ 
nen, zu welchem fie ben Grund gelegt haben. u 

Wir behaupten weder neue Wahrheiten noch neue Pflichten entdeckt zu haben. Die, 
wahre chriſtliche Religion ift immer diefelbe gewefen und bleibt immer biefelbes allein 
wir halten den gegenwärtigen Augenblid für befonders geeignet zu einer allgemeinen 
Verkuͤndigung ihrer ewigen Wahrheiten an die Nachkommen Abrahams, die noch Imnier. 
irregehen in der Wüfte und durch Blendwerk getäufcht, mit gefchloffenen Augen wan⸗ 
deln mitten im Lichte, 

Unfere Unduldſamkeit und unfer Verfolgungsgeift det die Bruͤder Jeſu Chriſti nad) 
dem Fleiſche und feiner Apoſtel, jenes auserwaͤhlte Volk Gottes dem das Geſetz und bie 
Propheten gehoͤren, dem die Verheißungen gegeben find und welches der Wächter. war 
der alten Offenbarungen, feit Jahrhunderten vom Wege bes Heils zurfidgeftoßen, 
Wie konnten wir hoffen, daß die Juden, fo lange ein folcher Geiſt alle chriſtliche Liebe 
gegen fie erſtickte, wirklich in uns bie Beſitzer des einigen wahren Glaubens erblidden 
würben, daß fie glauben könnten, der Sohn Gottes habe wirklich uns jene allgemeine 
un ruchätstofe Liebe geprebigt, an deren Stelle fie nur Haß und Verfolgung gewahr 


en : 
Durch Gottes Gnade hat biefer Geift anjegt Gefinnungen Platz gemacht, die auf alle 
—* Werk — das m V * mi — — — — 
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hätten unternehmen Tonnen. Wir aber bürfen hoffen, daß die Zeit gefommen fei, wo 
wir ben Söraeliten unfere alte Schulb ber Dankbarkeit entrichten Finnen. Strecken wir 
ihnen denn unfere Arme entgegen, und indem wir zuerft fie um Vergebung bitten wegen 
ber graufamen Unduldſamkeit, die wir gegen fie gelibt, werben wir fie auch bewegen, 
auf ihren Knieen und in reuigem Schmerze denjenigen um Vergebung zu bitten, wel⸗ 
hen der heibnifche Krieger für den Sohn Gottes erflärte, während ihre Wäter ihn an 
das Kreuz der Schmach unb des Todes hefteten. 

Die Stunme Gottes fagt uns, daß die ganze Erde einft die Herrfchaft Jeſu Chrißt 
anerkennen foll, daß vor allen die Kinder Israels ihn fuchen werben in aufrichtiger und 
bitterer Neues daß nur nad) ihrer Belehrung die aller Übrigen Völker werde. vollendet 
werben; ja dag vornehmlid die Israelitiſchen Chriften jener allgemeinen Belehrung 
als Mufter und Werkgeug dienen follen. Welche dringenbere unb heiligere Pflicht haben 
wir alfo zu erfüllen, als die: das Evangelium in ihre Hände zu geben? denn aus uns 
fern Händen, von den Nachkommen belehrter Heiden, follen fie e& erhalten 

, 61, 5. Röm. 11, 30. 31). Wie dürfen wir einer Pflicht uns entziehen wollen, 
die ſo deutlich ausgeſprochen, fo wichtig, fo heilig ifts ja auf deren Erfüllung Gott einen, 
befondern Segen hat legen wollen? verfündigt die ſchrecklichſte Rache denen, die 
jemals als Reinde Israels ſich beweifen werben, feldft in ſolchen Zeiten, wo feine Rache 
auf Jakobs Nachkommen laftet, Er erflärt, da er redet von ſeinem alten Wolle: „, 
wolle fluchen dem, der ihm fluchez“ aber er erklaͤrt auch: „Er werde ſegnen ben, ber es 

ne. 

Haben aber wir Chriſten ung ben Juden genahert, fo find auch fie wiederum ung näher 
ekommen. Jener Geiſt ber Rorfhung und jener Zuftand von Bild ber einen gro⸗ 
en heil der Israeliten in Deutichland auszeichnet, macht fie empfünalicher, ale fie- 

nehmen für die Sprache der Wahrheit, und geneigter, fie aus unferm Bunde 
zu vernehmen. 

Fromme Ghriften in Deutſchland haben ſich biß jest zu ihrer Betruͤbniß faſt ausge⸗ 
ſchloſſen gefehen von. jenem Felde der Heidenbelehsung, wozu nur Seefahrenda 
nen unmittelbaren Bugang haben. Moͤgen fie ſich tröften, indem fie ihre Blicke auf jene 
Milliomen des alten Volkes Gottes richten, bie unter ihnen ober in ihrer unmittelbaren 
Nachbarſchaft wohnen. Und Beiner andern Nation ftehen fo wirkfame Hülfsmittel zu 
Gebote, um anjept das Werk ver Belehrung iu beginnen, als dem evangelifchen Deutfcie 
lande, Ihm jcheint die herrlichfte und heiligſte Ernte aufbewahrt zu fein, die je gotts 
feliger Betriebſamkeit fi dargeboten bat. So wollen wir uns benn reinigen von bem 
Vorwurfe, ja von dem Verbrechen, daß diefe Millionen unter und oder an unfern Tho⸗ 
ren wohnen, ohne daß je ein Überlegter Berfuch gemacht worden if, fie dem Kreuze zu⸗ 
zuführen, an welchem ihre Väter den Meſſias opferten. Dieſes Feld ift uns eigen, und 
es verlangt nur Arbeiter. Nach der beſtimmten Kenntniß, die wir von biefer Angelo 
genheit haben, Tönnen wir nicht zweifeln, daß der Boden bie Saat des göttlichen Bor⸗ 
te8 mit Begierde aufnehmen werde. Die Nachrichten aus dem alten Polen find ent⸗ 
ſcheidend in dieſer Hinfiht. Die Juden fcheinen überzeugt, daß eine wichtige Veraͤn⸗ 
derung in ihrem Daſein ſich vorbereite, und geneigt, dazu die Hänbe zu bieten. 

* Außer dem frühern Gallenbergifchen Inftitut in Halle, giebt eine Gefellfchaft, die feit 
einigen Jahren in London fire diefen Zweck fich gebildet hat, und ein Beifpiel zur Nachs 
ahmung. Actungswerth durch Zahl und Eigenfchaften ihrer Mitglieder und von ans 
ſehnlichen Geldbeiträgen unt t, ermuntert fie uns zu brüberlicher und chriftlicher 
Racheiferung. Nach ihrem Borbilde haben zahlreiche Geſellſchaften durdy ganz Groß⸗ 
brittanien 2a gebildet, und in den vereinigten Staaten von Nordamerika, im Könige 
reiche der Niederlande, felbft in Calkutta ift man dem Beiſpiele gefolgt. Sa, mit 
Ei haben wir erfahren, bap ſchon in Frankfurt a. M. eine ähnliche Bereinigun 

gebildet Hat. Möge denn diefe Zreube nicht unfruchtbar fein für uns und für b 

re unfers Herrn. Die Stimme ber Menfchen ruft uns zu biefer Arbeit und fie iſt 
mädhtig in ihrem Rufe; denn diesmat ift fie der Wiederhall der Stimme Gottes, 

Die Blindheit, womit Serael —5— en iſt, dauert freilich noch fort, damit Gottes 
— — erfüllt werbe; allein durch feine unendliche Barmherzigkeit koͤnnen wir zum 
Te b ge werben zu ihrer Befreiung aus diefem jammervollen und mitleids⸗ 
würdigen Zuſtande, damit fie verföhnet werden mit ihrem Schöpfer und theilhaftig ber 
Erloͤſung durch dad Blut Jeſu Chriſti. 

GSo wollen wir denn eilen, ſtatt einer Religion, die, wie fie jet gelehrt wird, weder 
zus wahren Liebe Gottes noch zur wahren Zugend führt, ihnen biejenige zu verkuͤndigen, 
die allein. dem gefallenen Wiebererlangung des Helles aus eigener Kraft unfühlzen. 
Menfchen die Pforte des Himmelreichs öffnet, die mit dem tiefen Verderben unferer 
Natur en bie Rothwendigkeit ber Grlöfung fühlen und begreifen läßts bie und 
Isitet im ftͤtt und tröftet im Unglüd, bie und ben Schoͤpfer und bie Menfchen 
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lieben lehrt, und nich endlich dena bemfithigen Ghriften bie Gewißhrit einer himmiit 
und ewigen —— a weil buch Zeſu GEhrifti Sieg * Gene ke — 
genommen und has deben und unvergaͤngliches MWefen an das Licht gebracht worden 

Unfee beftimmte und unerfchütterliche Abſicht bei diefem Unternehmen tft übrigenss 
nie und in Beinem alle andere als geiftliche Mittel wur Beförderung ber @ache, welcher 
wir dienen, anzuwenden. Wir werben zwar dev befondern Wohithaͤtigkeit Einzelnen 
ee m ea —— 

it 2 n auf Bewi jun; 1er Selbunt 
einlafien darf, ohne dem Zweck ihrer Stiftung Defentlie entgegen zu handeln. 

Wir ſchließen bi un Anfichten und © mit dem bemüt 
ae bei abe he Eher Berktnnd Van Berk eis hr 
De — 

ee ar, . 

2 


\ Grundverfaffung 
der Giſellſchaft zur Vefbrberung des Chriſtenthums unter den Tuben, 


4. Unter dem Namen: Gefelfchaft zur Beſorderung des Chriftentyums unter den 
Zuben, ift in Berlin ein Verein gefchlofien für den Zweck, welchen biefer Rame felbft 
angeigt. 

u vie diefe Gefeufchaft einen rein chriſtlichen Zweck hat, ohne alle irdiſche Reben» 
obfichten, fo wird fie auch nur ſolche Mittel wählen, die biefed Zwedes, und ber Wahrs 
vi, die verbreitet werben fol, allein würbig find. Nie wird bie Gefellfpaft durch 
rdiſche Vortheile, welche fie Zuden vom Nebertritt zum Chriftenthum hoffen ließe, Pros 

anlodenz fonbern wie ber Herr und feine Apoſtel, durch Belehrung ſie der Wahr⸗ 
eit Mu geminnen ſuchen. 

3, Sie wird dazu alle Mittel anwenden, welche Erfahrung ſchon bewährt hat, oder 
in der dolge fie lehren wird; fie wird vox allem, ſich angelegen fein, I — heilige. 
Schrift, ſonderlich das neue Teſtament und demmächlt, auch. folde veligiöfe Gchriften 
unter ben Juben zu verbreiten, welche geeignet find, biefelben zu der Ueberzeugung zu 
bringen, daß Jeſus der Meffias iſt, uf den bie —— 9— und Beil gungen des 
alten Teftaments hindeuten, und in weichem fie erfüllt worden find; auch uͤberag und‘ 
wenn e8 nothiwendig unb zwedmäßig erfunden werden follte, durch Mifftonare und Kgena 
ten dahin wirken, baß dieſe neberzeugung bei ben eryveckten Juden fcjriftgemäß begründet 
und audgebilbet und biefelben zum wahren Glauben an Ehriftum, als den eingebornen 
Sohn Gottes gebracht werben, fo wie biefer Glaube in dem apoſtoliſchen Si 
betenntniß au en und von ber egangelifchschriftlichen Kirche gelehrt wird, und gu 
‚alten Zeiten in ber wahren chriftlichen Sirde gelehrt wurde, 

4. Mitglieber der Geſellſchaft find alle bie, welche fie mit einem übernommenen 
Serbbeitrage von jährlich einem Thaler zum mindeften unterftägen. Mer weniger zu 

‚eben übernimmt, ober ohne beftimmte Mebernahme einzelne Beitraͤge ihr ajebt, wird von 

r als Wohlthäter dankbar anerkannt und genannt werden. 

5. Die Gefelfchaft läßt ihre Angelegenheiten durch ein Komite verwalten, weldes für 
jegt bie zuerft vereinigten und als ſolche Hier unterzeichneten Mitglieder find. 

6. Es wird dies Komite einen Präftbenten, einen ober mehrere Bicepräfibenten, dann 
eine Anzahl Direktoren, wie das Bebürfniß biefe beftimmen wird, einen Gchagmeiftes, 
mb S em, drei oder auch mehrere Sekretaire haben, und aus biefen Ber 
amten en. 

7. Das Komite behält ſich vor: Chrens Mitglieder zu erwählen und au 
weihe en Beratungen 3 Fa belohnen Yonden, pi glei a 

stimme haben. 

8. Die Gefellfcaft wirb fuchen, außerhalb Berlin Smeiggefellfchaften zu fliften, und 
mit — Sehutäehten a für ihsen Zwech fchon beitehen oder ae werben 
Eonnten, in Verbindung zu treten. ö 

Das Romite wird in der Regel monatlich Einmal von dem enten, ober in 


wenn —— 
10. Der Schagmeifter beforgt die [re und Auögabe, und wens- state 
von 
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41. Die Sekretaire haben Protokolle Über die Verhandlungen or ordentlichen ober 
außerorbentlichen &igung des Komite ober ber ganzen Gefellfhaft zu führen. - 

12. Wenn eine Gtelle im Komite erledigt wird, wählt das Komite einen Nachfolger, 
und zwar dee Direktoren, Schagmeifter und Sekretaire aus den Mitgliedern ber Geſell⸗ 
haft; bes Präfidenten aber und ber Vicepräfibenten aus ben Mitgliedern des Komite, 
durch Mehrheit ber Stimmen, bei deren Gleichheit der Präfident entſcheidet. 

18, Es verfteht fi, daß alle Mitglieder des Komite ihre Geſchäfte umentgeldlich vers 
—X und ſo wie das Komité mit billiger Ruͤckſicht auf ihre Verhaͤltniſſe ſolche 
vertheilt. 

414. Alle Jahre wird in ber Regel eine allgemeine Berfammlung der Gefellfchaft ftatt 

aben, in welcher Bericht über bie Wirkfamkeit und Kortfchritte ertheilt wird; welcher 
ericht nachher, nebft ber bargelegten Rechnung ber Einnahme und Ausgabe, gebrudt 
und den Mitgliedern und Wohlthaͤtern zugeſchickt wird, 

15. Jedes Mitglied hat dad Recht, dem Komite VBorfchläge und Anträge zu machen, 
welche es berathen und den Beſchluß dem Borfchlagenden mittheilen wird. 

Berlin, ben 1. Gebr. 1822. 

v. Wigleben, Theremin, NRicolovius, Rofe, v. Meyern, Anton Graf 

Stollberg: Wernigerode, Ancillon, Bedendorf, Bormann, Brunne 

mann, Conard, Marheinide, Nikolai, Ritfhl, Rofenftiel, Schmalz, 
Schulze, Ziehe, Dietrich, Bode, Tholuck, Hand, Brofe, Elsner. 


3, 
0 | Comite ZZ 
ber Geſellſchaft zur Beförderung bed Chriſtenthums unter ben Suben. 


Praͤſident. 

Herr von Witzleben, Generalmajor und General⸗Adjutant, Direktor des 3. Depar⸗ 

tements im Kriegsminiſterio, hinterm Gießhauſe Nr. 2. 

Bice⸗Praͤſidenten. 

err Nicolovins, wirklicher Geheimer Ober⸗Regierungsrath, Leipzigerſtraße Nr. 61. 

berr Theremin, Hofprediger, Behrenſtraße Nr. 69. 
Anweſende Ehrenmitglieder. 

err von Meyern, Großh. Badenſcher Charge d’affaire. 

ir George Roſe, Großbrittaniſcher Geſandte. 
Herr Graf Anton Stollbergs Wernigerode, 

Direktoren. 

Herr Ancillon, wirklicher Geheimer Legationsrath, Werderſche Markt Nr. 4. Herr 
Bedendorf, Geheimer Ober: Regierungsrath, Behrenflraße Nr. 69. Herr Bor: 
mann, Leutenant, Aleranderftraße Nr. 61. Here Brunnemann, Prediger, 
geise Geiſt⸗Kirchhof Nr. 6. Herr Couard, Prediger, Landsberger Straße Nr. 40. 

err Marheinide, Dr.und Profeffor, Taubenftraße Nr. 3. Herr Nicolai, 
Konfiftorialrath, Kloſterſtraße Nr. 64. Herr Ritſchl, Konfiftorialrath, Biſchof⸗ 
flraße Nr. 5. Herr Rofenftiel, Geheimer Ober⸗Finanzrath, Leipzigerftraße Nr. 4. 

.. Her Schmalz, Geheimer Juſtizrath, Georgenftrage Nr. 17. Herr Schulz, 
Prediger, Neue Schönhauferftraße Nr. 29. Herr Siehe, Garnifonprebiger, Kom: 
mandantenflraße Nr. 3. 

Sekretaire. 


Herr Dietrich, Stadtrath, Schleuſe Nr. 6. Herr Focke, Juſtizrath, Jeruſalemer⸗ 
firaße Nr. 1. Herr Cholud, Profeffor, era a rath, Jeruſ 

J Bibliothekar. 
Herr Haad, Kaufmann, Spandauerflraße Nr. 11. 

Schasmeifter. 
Herr Brofe, Banquier, Klofterftraße Nr. 87. 
' Vice⸗Schatzmeiſter. 

Herr Elsner, Kaufmann, Spandauerſtraße Nr. 40. 

Saͤmmtliche obengenannte Mitglieder des Komité der Geſellſchaft zur Beförderung 
bes Ehriſtenthums unter den Juden und beſonders die Schatzmeiſter der Geſellſchaft, 
nehmen Beiträge für ben Zweck derfelben an, welche von außerhalb kommend unter bem 
Rubro: „Befellfchaft zur Befoͤrderung des Chriftenthums unter den Juden’ erbeten 
werben. un Berlin werben ſich nachgenannte Perfonen mit Annahme von Bei⸗ 

en gern befaflen. - 0 

&n Ingerm nbe, Here Apothekbefiger Bolte. Sn Altona, Herr Kaufmann 

I. 6, Bahre, In Arnswalbe, Herr Uhrmacher Marth. In Barth bei Strals 
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fund, Herr v. Mevius. In Bahmann bei. Memel, Herr Inſpektor Rhenius. 
In Bunzlau, Herr Oberlebrer und Prediger Henning. In Breslau, Herr Kauf⸗ 
mann Stard, In Brenkenhofswalde, Herr W. Lange. In Kottbus, Her 
Tuchfabrikant Zeidler jun. In Danzig Herr Dr. Med, Reinicke. InDargun, 
Har Brofemann. In Eisleben, Fräulein v. Polenz. In. Freyftadt in 
Schleſien, Herr Salzinfpettor Elauffen. In Goͤrlitz, Here: Polizeiſekretair 
Schneider. In Grimma, Herr Amts-Steuer-Einnehmer Füllkrus. In lass 
bagen, Herr Lehrer Drems. In Goldberg in Schlefien, —* Lederhaͤnpler Hübs 
ner. In Glogau, Se Paſtor Köhler. In Glindenberg bei Wolmirkäbt, 
Here Prrbiger Müller. In Heububen bei Marienburg, Herr Davib Epp, Echrer 
der Mennoniten⸗ Gemeinde. In Hirfchb erg in Schlefien, Herr Senator Hilimer, 
An Königsberg in Preußen, Herr Prediger Ebel, In Liegnitz, Herr Diakon 
Anforge. In Magdeburg, Herr Ferd. Sillborf. In Maͤrkiſch⸗Fried⸗ 
land, Herr Oberprediger Cauſſe. In Neidenburg in Preußen, 75 Oettinger. 
In KReudresben bei Sonnenburg, Herr Lehrer Jahr. In Neufalz a. D., Here 
Seheimerath Hillmer, In Neuwied, Herr Kaufmann Keetmann, IntMark 
rabomwa) Olegtzko in Litthauen, Hear Kreis⸗Juſtiz Amtmann Horn. ‚In Orl 
Perfers, Heard. Bergtholbt. In Pofen, Herr Jumelier Ahlgreen. In Sei: 
denberg, Herr Magifter Kley. In Soldin, Herr Maurermeifter Liebenow. Sn 
Stettin, Herr Stabtrath Ledour. In Stralfund, Herr Paſtor Koch, 
Kaufmann Franck. In murnigerode Herr Paftor Seegemund. —2 
Herr Kaufmann Hövel. (G. ©. 1823. ©. 117.) 
b) Allerh. 8. D. v. 26. Febr, 1822, die bewilligte Dortofsiher fi! die 
Geſellſchaft zur Beförderung ded Ehrifienthum⸗ unter ben Juden de 
Ich habe auf das Geſuch v. 21. d. M. der Geſellſchaft zur Verbreitung deB ( ken: 
thums unter den Juden für die Korreſpondenz berjelben bie erbetene — eiheit be⸗ 
willigt, und den Praͤſidenten des General⸗Poſt⸗Amts, Geh. Staatsrat Magier. bas 
nad) angeriefen. 
erfin, den 26. Febr. 1822, LE 
Friedrich Withelm. 
din den Somite der Befe Geſellſchaft zur Weförderung des Chriftenthums unter son ute, 


c) Allerh. Beftätigung ber für die Tochtergeſellſchaften zur Beförderung 
des Chriſtenthums unter den Juden gegebenen Beftimmungen; und bie bes 
willigte Portofreiheit betr. v. 11. April 1823. 

Ich will bie von der Geſellſchaft zur Befoͤrderung des Chriftenthbums unter den- Ju⸗ 
den mit ber Vorſtellung v. 2. d. M. eingereichten, für die Tochtergeſellſchaften, welche 
ſich ihr anfchließen, entworfenen Beltimmungen hiemit beitätigen, und habe die erbetene 
Portofreiheit auch für diefe Zochtergefellfhaften bewilligt, und bemgemäß ben, Genen 
ral⸗Poſtmeiſter Nagler angewiefen. 

Berlin, den IL. April 1823, 1; 
Friedrich witpetm, 
Beftiimmungen 


über das Verhaltniß der Bertinifehen Gejellihaft zur Beförberung des chriſteithunt 
unter den Juden zu ihren Tochtergeſellſchaften. 
8. 1. Das Verhältniß der Sauptgfelticaft zu den Tochtergefellfchaften ur Befdr⸗ 
derung des Chriſtenthums unter den Juden beruht 
auf gemeinſames geordnetes Zuſammenwirken ber ganzen Geſellſchaft, und; aufr⸗ 
haltung des reinen durch die Statuten ausgeſprochenen chriſtlichen Sinnes in der 
Geſammtthaͤtigkeit; ferner 
auf Einheit in den Unternehmungen der einzelnen Geſellſchaften unterinanbei, 
und auf Urbereinftimmung in ben Formen und Mitteln zur Erreichung bed Einen 
großen Zwecks, den fie ſich vorgefegt haben, 
net endlich einen Ueberblick der Thaͤtigkeit und Wirkſamkeit aller Se: 
8,2. Jede Geſellſchaft, welche für den Zweck, den die gu ellſchaft. hat, oh 
bet, und ſich dem angegebenen Verhältniß gemäß an biefelbe 38 ießt, wird von 
Tochtergeſellſchaft durd ‚ggeiftihe Erklärung anerkannt, und macht ſich du Tols 
genden Bedingungen verbindli 
a) ihre Statuten ber. Hauptgefellfchaft zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen, und 
die Namen der Mitglieder des Ausfchufled anzuzei 
b) diejenigen Mittel, welche fie anwenden will, —28 der deurteee sr Wieag⸗ 
ben, und über ihren Werth das Sutachten berſelben zu erwarten, kb: RL te 
& 
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u Biifonasien, a on Sqriften, ie aber: bisher noch unbekanntꝛ 
jur ung 'bei ſamen 
od) ” ‚allen Ynhrönungen und 7 Untentehen, welche die He [haft 
— 
, Bei 

3 ‚in anderen Formen verbinbenbe Gefell ils bie unfeigen.find, aber 
ae re —— 
jellndime volbiwen wich: jedoch — ums 


Hamptgefeili ‚al8: 
auch barf fie im Mothfail Unterflügung, Bertretung und jeben Vortheil, 
Genrifhaft von berfelben gem! en. 

— halten R werden Kr Angenen ookrsegahen Held einen De 
St Abt He Uneeenebuungen un er Iren bamaligen Sun ber aupigeäfget 
einreichen. Dieſer Bericht muß enthalten: 

4) "eine Angabe der Bahl der Mitglieder der Toqhtergeſellſchaft mit namentlicher Auf⸗ 

führumg der Mitglieder ihres ueſhuffes . 

2) eine Darftellung ihrer Thaͤtigkeit in dem ’verfloffenen Jahres 
‚8)) ehe Serechnung der Einnahme umb Ausgabe, mit einer Rachweifung bes gegen« 
4 — von Schriften, welche zur Verthellung vorkanden And 

8. ; . . 

Di Sehen Sr Ende bed-Der, eines jeben Jahres eingehen. 

— 
— "ders eikdaft ‚Air Befdrderung des. Chriſtenthums unter den Juden. 
5.1823. ©. 125.) 

a) R.der K. Min. der’ ®., U. und Med. Ang,, fo wie ded & (d. Als 
tenflein, v. Schumann) v. 17. Mai 1827 an die K. Re. zu Muͤnſter. 
Uebertritt der Juden zum Ehriftenthume. 

Die interzeichneren Min eröffnen der-R. Reg, auf Ihren die Judentauſen betr. Bes 
zit d. 3, März d. I., daß bie Verf. v. 25, Sept. 1810 nal dem Inhalteder Alerh. 
X. D. 9.12, Sept. v. 3.”) allerdings für aufgehoben zu erachten ifl, ba bie Abfiht 
Sy Mai. des Königs dahin gehet, den Juden durch Rüdjichten, welche aus ibren bir« 
gerliäen Kerhklinifen hergerommen find, ben Uebertritt zur chriſtlichen Kirche in Folge 

efferer veligiöfer Meberzeugung nüht zu erſchweren. Dagegen bleibt die Verpflichtung 
des’ bie Taufe verrichtenden Geiftlichen, durch gründlichen Unterricht daft zu ſorgen, 
dag KH taufende Jude hinreichende Kenntitiß ber dehren der chriſttichen Religion et⸗ 
langt habe, rote dies in der'Girk, Verf. v. 7. Dec, 1819 sub 14 angeordnet ift*), fies 
hen. Durch die Befoigung diefet vorſchtift wird mit Bermeidung Jedes Gewiſſensziwan⸗ 
ges am ameamäbigfen Ku Vermeidung von Mißbräuchen hingewirkt werden. 

nn. . . 53, 

BB. Veränderung der Familiennamen beim Uebertritt. 

In Betreff der Annahme oder Veränderung ber Familiennamen bei dem 
Urberteitte xum Chriſtenthum beftinnmte 

aa) bie 8.D. v. 13. Mai 1822, mitgetheitt durch R. des Min. d. Inn. 
v. 24. Mai 1822. und Publ. der K. Reg. zu Stralfund v. 7. uni 1822, 
daß das gedachte Min. die von den zum Cbeiſtenthume übertretenden Ju⸗ 
den /bei der Taufe anzunehmenden Familien Namen: beftätigen düefe, e8 alfo 
nicht, wie die K. D. v. 15. April 18223) es in Betreff vom Namendveräns 
Bergen bebaut wrſchieh, hierbei der K. Beftätigung beduͤrfe. 

nn. Y1, ©, D 

bb) R. des K. Min. des Inn. (Köhler) v. 11. Mär, 1825 an dad K. 
Pol.Praͤſidium zu Berlin. Annahme anderer Famılien-Namten der zum 
Gprifentätum Übrrteetenden Juden. 

‘RK. Pot, Praſidio wird auf den Bericht v. 17. v. M. erdffnet/ daB dem aus 


Beide Veſtimmungen find nicht-Sffentiich bekannt 
En Eee amna 
2) Eiche oben bei ben polgelicen Bezpältaifen. 
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‚Breslau gebürtigen Jsraeliten N. N. zwar unbedenklich geſtattet werben Tann, bei Ge⸗ 
legenheit bed von ihm beabfichtigten Uebertritts zum Chriſtenthume einen andern Fa⸗ 
miliensNiamen anzunehmen, dazu jedoch ein ſolcher gewählt werden muß, welcher nicht 
bereit — wie dies bei bem Namen „Müller und ähnlichen der all ift — von gar vie- 
{en Bamilien gefabet Hand was ſchon an fich als ein Uebelſtand angufehen ift. 

nn. 0 « . , " ’ 

‚CC. Iſt die Bedingung in Verträgen ober Zeftamenten, daß ein Jude 
nicht zum Chriftenthume übertreten dürfe, von Gültigkelt? 

1) Diefe Frage war ſchon vor Promulgation des A. L. R. fehr treitig!) 
und tat Seh. Dh. Trib. erachtete in einem Erf. v. 28. Sept. 1807, wo 
ber zur Entſcheidung fommende Kall aus einem vor Erlaß des L. R. errich⸗ 
teten Zeftamente (vom Sabre 1774) originitte, diefe in demfelben enthal⸗ 
tene Bedingung für gültig?). 

2) Allein fon die K. O. v. 4. Nov. 1786?) entfchied, daß die in letzt⸗ 
willigen Berortnungen mit Zuwendung einer Erbfchaft,. eines Vermaͤchtniſſes 
oder eined andern Vortheild verbundene Bedingung, bei der jüdiichen Relis 

ion zu beharren, oder nicht zur chriftlichen Religion überzugehen, für nicht ges 
—** ‚ober unverbindlich zu erachten. 

3) Die Vorarbeiten zum 4. 2. R. enthalten hierüber Folgendes: 

Anfänglich wollte man folgende Beftimmungen. in das neue Gefeabud aufnehmen: 

Gewiflensfreiheit Tann durch keinen Bertrag eingeſchraͤnkt werden, und find baher 

alle dahin abzweckende Verträge, mit Inbegriff der Verabrebungen über Veränderung 

ober Beibehaltung einer Religion durchaus nichtig. 
Sn der Folge glaubte man diefe Beftimmung dahin mobificiren zu muͤſſen, 

bag, werm bie Xenderung ober Beibehaltung eines Religions⸗Bekenntniſſes zur Bes 

bingung eines dagegen vertragsmäßig eingeräumten Vortheils gemacht worben, ohne 

Erfüllung biefer Bedingung aus bem Vertrage nicht geklagt werben könne. ' 

Man räumte alfo ber cunditio de ınutanda vel non mutanda religiene allerdings 
eine gewiſſe Gültigkeit ein. Nun aber griff Suarez bie Sache wieder auf, unb Aus 
Serte fich folgendermaßen barüber: 

Es ift von allen Seiten ber jugegebener Gas, daß Gewiffensfreiheit durch keine Vers 

träge eingefchräntt werden könne. Daraus folgt unmittelbar, baß ſich Riemand durch 

Verträge zur Annehmung oder Beibehaltung einer Religion verpflichten könne, Oben 

im Zitel von Willenserflärungen ift ber Grundfag angenommen: Alles, wozu fich 

Jemand nach den &. nicht verpflichten darf, kann einer Willenserklärung ald Bedin⸗ 

gung nicht beigefügt werden. Sit diefer Sag richtig, fo folgt weiter, daß bie conditio 

de reiinenda, eben fo wie die de mutanda religione pro impossibili zu achten fei. 

Ob eine ſolche conditio impossibilis bie Willenserärung vitiire, ober ob fie pro 

non adjeeta geachtet werde, ift oben im Generaltitel zur naberen Beſtimmung, nad) 

den verfchiedenen Arten der Willenserklärungen ausgefegt. Nach bisheriger Theorie 
macht conditio impossibilis den Kontrakt, welchem fie beigefügt worden, null; in 
ultimis voluntatibus wird fie pro non adjecıa erachtet... .. Nach vorftehender 

Theorie ift die conditio de mutanda unb bie de retinendareligione, impossibilis; 

fie vitiirt alfo den Kontrakt. Daraus folgt, baß nit nur ... ohne Erfüllung ber 

Kondition nicht geklagt werden koͤnnez fondern überbaupt, daß aus einem ſolchen 

Kontrakt gar nicht, auch nicht, wenn die Bedingung erfüllt worden, gellagt werben 

koͤnne. Es folgt ferner, daß, wenn ber Kontrakt ob impossibilitatem conditionis 

null ift, derjenige, der etwas daraus gezahlt ober geleiftet hat, foldhes ... conditione 
sine causa, ob turpem causaın repetiren könne. Und biefe Theorie harmonirt volls 
tommen mit dem allgemeinen Grundfas, daß Niemanden Motive gegeben werben fols 
len, in einer fo wichtigen Sache, als die Religion ift, gegen feine Ueberzeugung zu 
handeln, id est zu heucheln. Denn kann ein foldyer Kontra ge: keinen efleotus pros 
dueicen, fo wird ſich auch Niemand durch angebotene Bortheile verleiten laſſen, eine 

Religion gegen feine Uebergeugung anzunehmen oder beizubehalten, weil er weiß, daß 

—ã dieſer Vortheile doch nicht gelangen, und im Beſitz derſelben niemals 

er fein kann. 


R Hymmens Beiträge Bd, V. S. 144. | = 
2) Diefer Rechtsfall ift mit den vollftändigen Erk. In Mathis Monatsſchrift Bd. 4. 
©: 237—297 und Bd. 5. &. 137—148 abgedrudt. 

2) N. C. C. Tom. va. ©. 197. Rabe Bd. 1. Aorh,7. &. vod. 


ar 
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Aehnlich drüdte fi) Klein bei dem Titel von letztwilligen Verordn. aus, inbem er fagt: 
daß man die Veränderung der Religion für ſchädlich hält, Tann wohl nur baber kom⸗ 
men, well man vorausfegt, daß ſolches aus eigennüsigen Beweggruͤnden gefchehe. 
Beibehaltung ber väterlichen Religion ift fo wenig eine Tugend, als bie Beränderung 
derfelben ein Laſter ift. Das erftere gefchieht gemöhnlidy aus Sedgheit ober Indiffe⸗ 
rentismus, und beides fehr oft aus Eigennutz. Nur die Beweggründe find es alfo, 
welche die Beibehaltung oder Veränderung der Religion Löblich oder ſchaͤndlich mas 
chen. Ich begreife alfo nicht, warum es nur —* ſein ſoll, die Religion aus Ei⸗ 
gennutz zu veraͤndern, und warum der naͤmliche Vorwurf nicht auch den treffe, der die 
Religion, in welcher et erzogen iſt, aus Eigennutz heuchelt. Ich gebe zwar zu, daß es 
eine lobenswerthe- Befcheidenheit fe, wenn der Zweifler, aus Kurcht, Aergerniß zu ges 
ben, feine Zweifel da, wo er keine Belehrung hoffen kann, zurückhaͤltz aber ich finde 
es gleich niederträchtig, Geldes wegen bie Religion. zu heucheln ober zu _verläugnen. 
Sei, als 0b ein Menſch, der Zweifel ge en einige Artikel feiner Ronfeffion bat, bas 
rum gleich von der Gemeine abtreten m Rn ... Aber wenn ein Proteftant in feinem 
Herzen katholiſch wäre ober umgekehrt, fo wäre es ſchaͤndlich, wenn er die Religion 
nicht verändern wollte. 

Hiernach wollte Suarez die verfchiedenen Wirkungen ber conditio de mutanda vel 

retinenda religione genau beftimmen, man begnügte fich inbeffen in der Folge mit den 

allgemeinen Vorſchriften des Landrechts I. 4. 88. 9. 136—138. I. 5. $$. 227. 228. 1. 

12. 8.63. — Es erhellt übrigens aus den vorftehenden Aeußerungen ber Rebaftoren, 

was mit dem $. 9 gemeint ift, die K. DO. v. 12. Juni 1804 bat denfelben auch ſchon 

früher fo deutlich gefunden, baß fie eine nachgefuchte Deklaration zuruͤckgewieſen hat. 
Geſetzreviſion, Motive zu $. 9. bes Gntw. ©. 17—23.) 
4) Das A. L. R. felbft entfchied die Frage Thl. 1. Zit. 4. 8. 9, ferner 

Tit. 8. $. 9 136. Tit. 12.8. 63 und hl. II. Zit. 11. 88. 1.2, welche 

sub 7 zu vergleichen find, nicht vollfommen deutlich; wohl ift dies aber in 


einer Beziehung 

5) dur die K.D. v. 12. Juni 1804 nebſt R. v. 16. ej. gefchehen, wo⸗ 
nach der Webertritt von ber jüdifchen zur chriftlichen Religion, die dem Ues 
berlebenden mittelft Teſtaments überlaffene Nugnießung der mit einem Fi⸗ 


deikommiß belegten Erbfchaft, nicht aufbebt. 

Mein lieber Großkanzler von Goldbeck! Auf Euren Bericht v. 6. d. M., über bie ans 
bei zurückgehende Eingabe bes Juſt.⸗Kommiſſarius ꝛc., worin derfelbe im Auftrage eini⸗ 
ger Erben ded:verftorbenen . . . . und in Bezug auf den 9. Art. ded Teſtaments bes 
lesteren, darauf anträgt, baß Ich felbft eine allgemeine gefegliche Entfcheidung barüber 
geben möge, ob ein Nutznießer oder Anwärter des Fideikommiſſes, wenn er jet zur chriſt⸗ 
lichen Religion übergeht, bieferhalb vom Fideikommiſſe ausgefchloffen werden koͤnne, 
ober ob ihm die Nugung und Anwartfchaft diefes Fideikommiſſes dennoch nad) wie vor 
gelaflen werden müfje? gebe Ich Euch hierdurch zu erkennen, wie Ich aus den von Eud) 
angezeigten Gründen mit Euch darin völlig einverftanden bin, daß es der erbetenen Ent: 
fheidung um deshalb nicht bedarf, weil die Frage, welche dadurch außer Streit geſetzt 
werden or, bereits durch die Landesgefege Elar und deutlich entfchieden ift. Ich che 
mige daher nicht nur, daß Ihr den . . . dahin befcheibet, daß, ba der in Krage riende 
Fall in den Geſeten zum Vortheil feiner Konftituenten beflimmt entfchieden fei, es der 
Abfaffung und Promulgation des fpeziellen, diefe Frage für feine Konftituenten entfcheis 
benben Geſetzes nicht bebürfe, fondern trage Euch auch auf, den betr. Gerichtshöfen, um 
fi) künftig in vorfommenben Fällen darnach zu achten, davon Kenntniß zu geben, indem 
Ich es Euch überlafie, in Gemaͤßheit deffen, das weiter Erforderliche zu verfügen. 

Charlottenburg, den 12. Zuni 1804. 
Friedrich Wilhelm. 


6) R. v. 16. Juni 1804. . 
Der Suftigs Kommifjarius ... bat in ber abfchriftlich beigehenden Immediat⸗Vor⸗ 
ftellung v. 9. v. M. auf eine allgemeine gefegliche Entfcheidung darüber angetragen: 
ob ein Nusnießer oder Anwarter des von dem verftorbenen errichteten Fideikommiſſes, 
: wenn er jest zur chriftlichen Religion übergeht, dieferhalb von demſelben ausgefchloffen 
a ober ob ihm die Antwartfchaft auf daflelbe nach wie vor gelaflen wers 
en müſſe. 

Da wir inzwifchen auf ben von bem Großfanzler deshalb erforberten und erftattes 
ten, abfchriftlich gleichfalls anliegenden Bericht v. 6. d. M., mittelft der gleichfalls in 
Abfchrift beigehenden K. O. v. 12. d. M., feſtzuſetzen geruht haben: bag, ba ber in 
Frage Teienbe Kall,in ben ©. zum Vartheil des ... entichieben fei, ed der Abfaffung und 

Promulgation des jveziellen, biefelbe für bie Iegtern entſcheldenden G. nicht bebürftes fo 
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Laffen Wir Euch folches zu Eurer Nachricht und Achtung bekannt machen, und befehlen 
Euch in etwa vorkommenden Fällen Euch danach sententionando zu adıten. 

"Berlin, den 16. Suni 1804. 0 
Auf Er, K. Maj. allergnäbigften Spezial⸗Befehl. 


von Goldbeck. 
(NR. 4. Bd. 4. S. 86. — Rabe Bd. 8. S. 101.) 
7) Der in dieſer K. O. erwähnte und zum Verſtaͤndniſſe derſelben erfor⸗ 
derliche Immediat⸗Bericht des Juſt. Min. v. Goldbeck v. 6. Juni 1804 I 


lautet dahin: 

Der Juſtiz⸗Kommiſſarius ꝛc. hat im Auftrage einiger Erben bes verſtorbenen Schutz⸗ 
juden 2c. Ew. K. Mai. in ber anbei allerunterthänigft zuruͤckgehenden Eingabe v. 8. d. 
M. Ki 9. Art. des Teſtaments abfchriftlich eingereicht, in welchem unter andern verorb: 
net ift: 

daß ben ernannten Fiduciarien freiftehen folle, einen zur Sukzeſſion kommenden, bes 

reits aufzunehmenden Fiduciarium, wenn berfelbe die mofaifchen &. oder gar bie Re⸗ 

ligion feiner Väter verlaffen follte, auf eine zeitlang, und wenn berfelbe ſich binnen 
zwei Jahren nicht gebeffert babe, vom Fideikommiſſe gänzlich auszufchließen. 

Der ꝛc. nimmt aus biefer Dispofition des Erblaflers, in feiner gedachten Worftellung 
und dem derfelben beigefügten Promemoria, welche ic Em. K. Maj. anliegend gleidhs 
falls allerunterthänigft zurüctüberreiche, die Beforgniß ber, daß beim Eintritt eines fol 

en Sana, welcher theils durch den Webertritt der geſchiedenen Ehefrau ꝛc. gur hriftlis 

en Religion fchon vorhanden fei, theild annoch eintreten werde, die Fidneiarien ſich für 
berechtigt halten dürften, ſolche gegen die Uebertreter berfelben zur Wirklichkeit zu brin- 
gem. Das einzige Mittel, feine Konftituenten dagegen fowohl, ald gegen den ihnen dar: 
aus entitehenden Schaben durchaus ficher zu ftellen, glaubt er nur in Ew. K. Mai, 
Allerh. unmittelbaren Entfcheibung darüber zu finden, 

ob ein Nutznießer oder Anwarter bes Fideikommiſſes, wenn er jest zur chriftlichen Re⸗ 

ligion übergebe, deshalb von demfelben ausgeſchloſſen werben koͤnne ober nicht. 

Sr bittet daher allergehorfamft um bie Ertheilung berfelben und hat in bem ers 
wähnten Promemoria die Gründe entwickelt, aus welchen er dafür hält, daß folche nicht 
anders als verneinendb ausfallen dürfte. Em. K. Maj. mir ertheilten Allceh. Befehl 
zufolge, nehme ich einen Anftand, darüber den erforderten Bericht allergehorfamft hier: 
mit zu erflatten, und bemerke zu bem Ende zupörberft, wie eö der gebetenen Allerh. Ent: 
fheidung mir um deshalb nicht zu bedürfen fcheint, weil die Trage, ‚welche dadurch 
außer Streit gefegt werben fol, bereitö durch die Landesgeſetze meines Erachtens Mar 
und deutlich entfchieden ift. Zur Unterftügung biefer Behauptung gehe ich zunörberft, 

1) davon aus, daß der verftorbene 2c. in feinem Zeftamente nicht etwa den Berluft 
an der Nutznießung des von ihm geftifteten Fideikommiſſes beim Webertritt bes einen 
‚oder des andern der Percipienten zur chriftlichen Religion beftimmt vorfchreibt, fondern 
vielmehr die Entſcheidung darüber der Willkühr der Fiduciarien anheimftellt. Es ift 
alfo gegenwärtig die Rede von einer, in ünftig etwa vorkommenden Faͤllen erft zu ers 
wartenden Entſcheidung diefer Ziduciarien, und dies vorausgefept, fcheint es keinem 
Zweifel unterworfen zu fein, daß die Beurtheilung der Rechtsbeſtändigkeit der Ichtern 
nur nach ben Landesgeſetzen erfolgen könne und daß in fofern diefe folche einfchränten 
oder in fofern fie zum Nachtheil des zur chriftlichen Religion übergetretenen Nutznießers 
ausfallen follte, dir ungültig zu erflären, bie ernannten Schiedsrichter ſich darnach zu 
achten ſchuldig find, und im entgegengefesten Kalle dem Ausfpruch derfelben keine ver- 
bindliche Kraft bewilligt werben dürfte. Es fchreibt aber tn 

2) das A. 2. R. im 11. Titel des 2. Iheiles und 1. und 2. $8. ganz beffimmt vor: 

daß die Begriffe ber Einwohner des Staats von Gott und göttlichen Dingen, ber 

Glaube und ber Gottesvienft kein Gegenfland von Zwangsgeſetzen fein können unb 

jedem an obner eine vollfommene Glaubens: und Gemiflensfreiheit geſtattet wer: 

en müſſe; 2. 
es verorbnet ferner im 8. Tit. des 1. Thl. 89. 9 und 136, - 

daß Gewiffenefreiheit durch feine Willenserklärung eingefchränkt werben, und daß 

dasjenige, was felbft Fein Gegenftand einer Willenserklärung fein kann, Niemandem 

als eine Bebingung auferlegt werden koͤnne, n 
und es wird endlich im 12. Tit. des angeführten Zhl. in Verbindung mit biefer lestern 
Vorſchrift $. 68 beftimmt Telipeiset: 

daß alled, was nad) den G. einer Willenserktärung ale gültige Bedingung nicht bei- 

gefügt werben dürfe, wenn es in legtwilligen V. einem Erben oder Legatario gleich: 
wohl auferlegt worden, für nicht beigefügt angejehen werben folle. 

Hiernach ift es denn alfo : ’ . 

9) Mar, daß die sc. Fiduciarien, in ſofern ſie bei dera Urhertcikt Kinek-düer und Sn 
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bern derſelben zur chriſtlichen Religion, ihn deſſenohngeachtet vom Fideikommiß ausfchlies 
Ben wollten, dieſe ihre Entſcheidung offenbar den angeführten Landesgeſetzen zuwiderlau⸗ 
fen, mithin null und nichtig und ohne rechtögültige Wirkung für den von ihnen Ausge⸗ 
fchloffenen fein würbe, . 

Der einzige Zweifel dagegen könnte 

4) nur darin gefucht und gefunden werben, baf das Zeftament bes verftorbenen .. . 
worauf ſich bie jest in Brage kommende Befugniß der Fiduckarien gründet, Thon ben 
23. Oft. 1774 errichtet tft. 

Meines Erachtens wird nun zwar derfelbe dadurch, daß bem oben angeführten zufolge 
jest exft eine @nticheidung erfolgen Toll und eben deshalb nur nach den Landesgefeßen ers 
folgen Tann, hinlänglich widerlegt. Allein die Intereffenten koͤnnen ihn auf feinem 
Werthe oder Unwerthe beruhen laffen, ohne deshalb für ihre Gerechtſame etwas fürch⸗ 
ten zu dürfenz denn in ben gemeinen, zur Zeit bes errichteten Teſtaments, beftanberien 
Rechten ift die Krage, 

ob ein Zeftator befugt fet, den Abfall von der väterlichen Religion an einen Verluft 

zeitlicher Güter zu Enüpfen, , 
durch ein G. beftimmt entichieben, fondern nur die Rechtslehrer ftreiten darüber, von 
welchen einige die bejahende, andere die verneinende Dteinung behaupten. Bei einem in 
diefer Beziehung entſtehenden Rechtsftreite würde man alfo zum Behuf ber Entfcheidung 
deffelben immer auf bie Vorſchrift des $. 9. bed Publ. Pat. v. 5. Febr. 1794 zurückkom⸗ 
men müffen, nach welcher, 

wenn die auf den flreitigen Kal anzumendenden &. bunfel und zweifelhaft find, der⸗ 
* jenigen Meinung der Vorzug gegeben werben foll, welche mit den Vorfchriften bes 2. 

NR. übereinftimmt: 
und es würbe alfo darnach die Entſcheidung zum Vortheil der zur chriftlichen Religfon 
übergetretenen Fideikommiß⸗Intereſſenten keinen Augenblic zweifelhaft fein koͤnnen. 

Eden aus diefem Mangel einer gefeslihen Beſtimmung der gemeinen Rechte rührte es 
ber, daß ber Prozeß der Geſchwiſter . . wiber die Gebrüder . . . beffen der ... in fei- 
nem Promemoria erwähnt, im Jahre 1786 in ber Revifionsinftang, mit Aufhebung der 
beiden, die erfteren begünftigenden Erf. des Kammergerichts, vom Ob. Zrib. zum Bor: 
theil der letzteren entſchieden wurde. Eben fo wenig haben 


5) die Fideikommiß⸗Intereſſenten von ber in bem Promemoria des . . . angeführten 
K. D. v. 20. Dit. 1786, theils in Hinficht auf die Dispofition des $. 2. des angeführ- 
ten Publ.⸗Pat., theils um beshalk zu fürchten, weil die, bie erfte erläuternde und naͤ⸗ 
ber beftimmenbe Alleth. K. D. v. 4. Sept. d. 3. ausdrücklich feſtſegt: 

baß von nan an in allen von Erblaffern jübifcher Nation Fünftig zu errichtenben, fo 

wie in den noch nicht publizirten Teſtamenten und andern legtwilligen Dispofitionen, 

die mit Zuwendung einer Erbfchaft, eines Bermächtniffes oder andern Vortheils vers 
bundene Bedingung, wenn ber Erbe ober Legatarius bei ber jüdifchen Religion be: 
harren, ober wenn er zur chriftlichen Religion nicht übergehen würde, für nicht ge- 

Thehen und unverbindlich geachtet, mithin dergleichen Erbfchaft oder Legat demjeni⸗ 

en, welchem fie zugedacht worden, ohne daß derfelbe an biefe Bedingungen gebunden 
ei, verabfolgt und gelaffen werden folle. 
eh Pie wenigften kann benfelben aber endlich, wie der. . . in feinem Promemoria be: 
6) ein Bortbeil daraus erwachſen, daß nach dem Inhalte des Zeftamentes 

alle Streitigkeiten zwiſchen den Fiduciarien, welche die Auslegung und Ausuͤbung 

befielben, das ideifommig und überhaupt den Nachlaß betreffen, ſchlechterdings nicht 

vor Gericht gebracht werben dürfen, fondern lediglich nach Mehrheit ber Stimmen 
der Fiduciarien felbft mit Zuziehung eines fogenannten Schiebörichters juͤdiſcher Na⸗ 
tion abgemacht und entfchieben werden müffen. 

Denn wie groß auch immer die Macht bes Teftatoris in Webertragung der Befugs 
niß zur Auslegung feines legten Willens fein maa, niemals kann fie fich dahin erftreden, 
eine Beftimmung ober eine Enticheibung berfelben, weldye dem Elaren Buchftaben des 
G. zumiberläuft, dergeftalt guͤltig machen, daß davon Fein Rekurs an bie vorgeſetzte ges 
richtl. Behörde ftattfinde. Was endlich bie erwähnten Schiedarichter jüdifcher Nation 
betrifft, welche babet zugezogen werben follen, fo würde ber Ausſpruch derfelben, in fo: 
fern er gegen ein klat entſcheidendes Landesgeſetz gerichtet wäre, nad) näherer Beftim: 
mung ber G. D., im $. 172. des 2. Zit. 1. Thls. geradezu nichtig fein, und den ausge 
fchloffenen Fideikommiß⸗ Intereſſenten ſtuͤnde zufolge des $. 174 frei, fich nach eröffneten 
Ausſpruche fofort an den ordentlichen Richter zu wenden. 

Aus diefen Gründen ftelle ich demnach Ew. K. Maj. anheim, ob ber ... auf fein Ge: 

dahin zu befcheiden fein dürfte: 
4 ba ber In Frage feienbe Fall in ben ©. zum Vortheil feiner Konftituenten bes 
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t entfehieben fei, «8 ber Ahfaffung und Yromutgatie ſieller, bi age 
ee en ‚entfcheiben! —ã nicht X fenieen, dien Fos 
(N. A. Bb. 4. ©. 80. Habe. Bd. 8. ©. 197. 

8. Die Gefegreviforen folgen aud ben sub Nro. 3 mitgetheilten 
Materialien zum Landtacht, daß die Rebaktoren bie Abficht gehabt hätten, 
bie Bedingung. die Religion zu ändern oder nicht zu andern als eine mo 
raliſch unmögliche anzufehen, welche einen Vertzag vitiire, und in Iegmoils 
Hgen Berorbnungen als nicht beigefügt au erachten fe. Disfelhe Anfiht 
fei auch vor unb nach dem Erſcheinen des A. 2. R. K. O. v. 4. Nov. 171 
und 12. Iuni 1804 f. oben) Aerhöhften Orts al& bie richtige anerkannt 
worden. In Rüdficht auf das TribErk. v. 28. Sept. 1807 (f. oben), 
welches das Gegentbeil ber Beftimmung ber K. D. v. 4. Juni 1804 enges 
nommen hatte, äußert fich ber Beuiton dapin: F 

In ben eingeſehenen Relationen iſt ausgeführt, daß zwiſchen dem Bebingu: bie 
Religion zu ändern und nicht zu ändern, ein wefentlicher unterſchied tet bob im 
‚Zehen dad Leptere die Megel, das die Ausnahme bilbes daß ein Relfatongwechfel 
meiltend aus gersinnfächtigen Abfichten erfolge und daher ſchon an und füt-fid etwas 
Gehäffiges Habes daß man aber eben deswegen um fo weniger Beranlaffımg finden 
Tönne, einen Exblaffer in der Befugniß zu befchränten, demjenigen, welchem er gewiffe 
Bortheile ‚Kumenbe, einen Berneggrunb an bie Hand zu geben, bie Religion feiner Väter 
nicht oemiltentos zu verlaffen. — Dann ift weiter Augefihrt, daß der 8.9. Tit. 4. 
39.1. de6 X. 1. 9, weiher blos der Geroiffensfreiheit erwähnt, Beineswegs nothwen⸗ 
big auf das Glaubensbelenntniß bezogen werden müffe; daß Gewiffensfreiheit, und öffents 
liches Glaubensbekenntniß ganz verfehiebene Dinge feien; ja bafi das heſtehende Geſetz 
Ginfränfungen ber Gewiflendfreiheit fenne; wenn man babei-alfe von bem Ölaubens> 
hefenntnig abhängige zeitliche Vortheile berüdfichtige, fo gebe bie Religiongänderun, 
nad) $. 108. Tit. 1. Ih. II. des X. CR. einen Grund des Rüdtrittä vom — 
aid, unb in fofen uigh jüdifhe und chrifttiche Religion gegenüberftehen, fogar einen 
Cheſcheidungsgrund; 85. 36 u. 715 1. 0.5 fo habe ferner das Rioheraefüßhe wenn es 
nicht al8 nichtig angefochten werben Könne, und jeldft in biefem Kalle Hinfichtlic ber 
Nusungen für denjenigen, ber nicht ferner daran gebunden fein wolle, den Werfuft cu 
wiffer dem Kiofter augefaflenen Bortheite zur Folge; A. 2. R. Ih. MT. Kit, 11, 88,14 
4179. 1201. 1206—1209. Der Hauptentiheidungsarund des. Erkenutniſſes p. 28. 
Sept. 1807 ift indeß darin gefegt, daß das frühere Revifionserkenntniß in eben 5 
ben Mofes Staat Fliesſchen Fideikommiß-Sache v. 28. Sept. 1786 durch bie 8. D, v. 
20. O8. 1786 ausbrüclich gebilligt worben, und in der K. O. v. 4. Nov. 1790’nüte für 
tünftig zu errichtende ober doch noch nicht publizierte Teſtamente verordnet fel, daß die 
in Rebe ftehende Werbindung fr nicht gefchrieben zu achten. ’ 

Bir wiſſen gegen die angeführten Brände nichts Wefferes anzuführen, als was ſchon 
die Berfäffer de X. 2. ®. gefagt Haben: Menn e& (händlich if, um zeitlicher Wort 
willen feine Refiglon zu ändern, und wenn es gleich ſchaͤndlich ift, aus Rüdficht auf fols 
hen Gewinn zu einem andern Glaubensbelenntniß Überzugehen, oder gegen fring Webers 
Jtunung bei dem bisherigen gu bleiben, fo darf eine dahin abzielende Willmserflärung 
vom Geleägeber nicht gefchügt werben, und ald Bedingung betrachtet, muß fie ben mg= 
ralifch unmöglicen beiqezählt werben. Weil man aber bie Kaflung bes Lertes midıt 
aweifellos aefunden hat, fo haben mir im $. 9 unferes Vorſchiags ſchlechthin gefagt: 
WillenserHlärungen, durch weldhe Jemand zur Annahme ober Weibehaltung einer gpe 
wiffen Religion verpflichtet werden folle, feien nichtig. Der Gewiſſensfreiheit, wohon 
in ben 68. 1—4. Zit. 14. Ih. II. ded X. 8, N. die Rebe ift, glaubten wir qußerhem 
bier nicht erwähnen zu bürfens denn diefelbe iſt, ſofern man lebiglich an das geifkige 
Leben des Menichen denkt, etwas Inneres, und kann nur ein Gegenfand her Belek 

ebung werden, in fofesn etwag Außerlich Grkennbares hinzutritt. Dies aber hefteht, 
fo weit davon eivilrehtlie Folgen abhängig gemacht werden Zönnen, eben darin, daß 
fidh Jemand zu ber einen ober andern Religlon öffentlich befennt. 
(Gefegrev. a. a. D. —JF $. 9 des Entw. ©. 17—23.) 
9) Auch Grävel i), Bielig *) und Bornemann 2) veminen obige 


Frage. 
2) @enerajtbeorie ber Vertraͤge S. 8. Note + 


3/ Kommentar Bb. 5 441. 
=) Rahtägeichäfte ©. 88. Syſtem Mb. 1. S. 287. Rote, 
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"DD. © ber Uebertritt eines jüdifchen Ehegatten zur chriftlichen Religion 
einen Ehefcheitungägrund abgebe, darüber vergl. Th. II, Abth. IL. Abs 
ſchn. I. Kap. I. sub I. 


EE. Einfluß des Uebertritts zum Chriftenthum auf die 
Privat⸗Rechts Verhältniffe des Konvertiten. M 
- Aus dem allgemeinen Gate, daß der Jude durch feinen Uebertritt zum 
Chriftenthume in flaatd- und privatrechtlicher Beziehung vollkommen gleiche 
‚Rechte mit den hriftlichen Staatdeinmohnern erlangt, wurde 
1) der nachfolgende Nechtöfat gerechtfertiget, der durch die brei gleiche 
lautenden Erfenntniffe des Stadtaerichtd zu Marienwerber v. 18. April 
1826, des erften Senats des O. &. Ger. zu Marienwerder v. 23. Dec. 
1826 und des Geh. Ob. Trib. v. 28. Nov. 1827 ausgelprochen wurde: 
"Wenn jüpifhe Eheleute, welche nach den für fie geltenden jüdifchen Rituals 
gefegen, mithin nicht in Gütergemeinfchaft lebten, zur Zeit ihres Webertritts 
zum Ghriftenthume, an einem Örte wohnen, wo die Gütergemeinfchaft für 
chriftliche Eheleute ihres Standes gilt; fo wird durch dieſen Uebertritt Ge⸗ 
meinſchaft der Güter unter ihnen eingeführt. . 

(Simon u. v. Strampff Rechtsſpruͤche Bd. 2. S.283—289.) 


2) Das Juſtiz min. hat diefelbe Anficht in dem R. v. 3. San. 1810 
entwidelt. | 
—5 Wilhelm, König ꝛc. Unſern ꝛt. Auf die in Eurem Berichte v. 9. Dee. pr. 
aufgeftellten beiden Fragen, welche ſich auf einige aus dem Uebertritte von der jäbifchen 
zur chriſtlichen Religion entftehende rechtliche Folgen beziehen, ertheilen Wir Euch hler⸗ 
mit den Beſcheid: 
1) Was zuerft die auf eheliche Guoͤtergemeinſchaft fich beziehende Frage betrifft, fo ift 
allerdings in Beziehung auf die bei der Einfchreitung der Ehe entftandenen Rechte ber 
Webertritt jüdifcher Eheleute zur chriftlichen Religion eben fo anzufehen, als ob diefelben 
ich erfi neuerdings an dem Drte ihres Aufenthalts ats chriftliche Eheleute niebergelaffen 
ätten, -weil. das, was im $. 352. it. 1. Th. I. bes X. 2. R. von der Veränderung des 
Hr gefagt wird, nad $. 353 auch von ber Veränderung des Gerichtsſtandes 
gelten fol. 
An vielen Orten wirb durd) die Veränderung der Religion wirklich auch der Gerichtös 
ſtand verändert; aber wenn auch eine folche Veränderung bes perfönlichen Gerichts⸗ 
ftandes nicht eintritt, ift boch mit dieſer Veränderung gerade diejenige Verfchiedenheit 
der Rechte.verbunben, in deren Rüdficht die Veränderung des Gerichteflandes von Kol: 
gen ift. Es muß daher das jübifche Ehepaar bei der Religionsveränberung eben das 
eobachten, was bie Gefehe bei der Veränderung bes Wohnfiges vorgefchrieben haben. - 


2) Was die vor Annahme der hriftlichen Religion erlangte Großjährigkeit betrifft, fo 
Tann ein Thon vor biefer Religionsveränderung erlangtes Necht durch diefelbe nicht wie: 
der rüctgängig werden. Daher findet auf diefen Fall die Vorfchrift des $. 104 der Ein: 
leitung zum X. 2. R. feine Anwendung, denn die Großjährigkeit ift feine auf das Ju⸗ 
denthum beſchränkte Eigenfchaft, und was einmal während des Judenthums erworben 
worden, gebt durch die Ablegung deſſelben nicht verloren. Es bleibt alfo der, welcher 
während des Judenthums großjährig geworben ift, aroßjährig, wenn er auch nach Tel: 
nem Uebergänge zur hriftlichen Religion fich noch in einem Alter befindet, in welchem er, 
wenn er in ber chriftlichen Religion verharret wäre, noch minberjährig fein würde. 

Hiernach habt Ihr das dortige Stadtgericht zu beſcheiden. Sind ıc. 

-  (Suftigmin, Alt. A, 8300. Rev, Pens. 15, Nr. 1. Vol. 4, fol. 3.) 


Ä ID 
Verhäubtniſſfe der jüdifhen Neligionsgefellfchaft gegen 
ihre Mitglieder. 

A, Umfang bed gemeinfamen Kirchenverbandes. 


In der jüdiſchen Kirche befteht Feine Äußere allgemeine Vereinigung, feit 
der Sanhedrin, die höchſte geiftliche und weltliche Behörde zu Jeruſalem 
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mit dem Staate feibft aufgelöft wurde und die fpäteren flellvertretenben Pas 
triarchen aufhörten 1). 
1) In Betreff des Diſtrikte, in welchen die jüdiſchen Glaubesverwandten 
u einem gemeinſamen Kirchenverbande gewieſen find 2) beſtimmte ſchon die 
Konfirm. v. 20. Mai 1714 8. 18, fpäter die Gen. Priv. v. 1730. 6. 18 
und von 1750. 88. 30. 31. 3), daß den Juden Feine Trennungen geflattet 
fein follten. Gegenwärtig biöponirt hierüber: 

a) das R. des Min. d. Inn. v. 17. San. 1817, mitgetheilt durch Publ. 
ber K. Reg. zu Eiegnig v. 14. März 1817. Losreißung jüdifcher Ges 
meinden von dem gemeinfamen Kirchenverbande. 

Bon dem K. Din. db. Inn. tft auf den von ben Repräfentanten ber israelitifchen Ges 
meinbe zu Groß⸗Glogau gemachten Antrag: fammtliche jüdifche Familien Liegnitzſchen 
Regierungs » Departements ber Synagoge zu Glogau zuzuorbnen, und ihnen gewifle 
Verpflichtungen zu berfelben aufzuiegen, mittelft R. d. d. den 17. San. d. 3. dahin ent⸗ 

ieben worben, baß, wenngleich den jübifchen Glaubensgenoffen in Hinficht der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Verhältniffe mit den übrigen Unterthanen gleiche Rechte beigelegt worden, 
bes Königs Maj. dennoch zu erkennen geruht hätten: daß Loßreifungen von dem ges 
meinfamen Kirchenverbande und Anlegung befonderer Synagogen, fo wie getrennter 
Gemeinden, nicht ftattfinden ſollen; befonders aber neue Schulen und Synagogen nicht 
errichtet werben dürfen. Dabei foll jedoch eingelnen Familien nicht verwehrt fein, bei 
Beränderung des Aufenthalts, von ihrer biöherigen Synagoge fich zu trennen, und zur 
neuen Synagoge bes anberweit aewählten Aufenthalt8-Orts uͤberzugehen, ohne daß eine 
Verbindlichkeit der Theilnahme an den gemeinfamen Kirchenlaften des erften verlaffenen 
Orts verbleibt, wogegen wegen ber frühern Theilnahme und das aus berfelben etwa ent: 
fopmaenden Anſpruchs der Weg Rechtend den verlaffenen jübifchen Gemeinden offen 

t J 


Den altteſtamentariſchen Glaubens: Genoffen wird dieſe hohe (sic) Beſtimmung hier⸗ 
durch befannt gemacht. (Ann. 1. ©. 9.1. 187.) . 
. b) R. der Reg. zu Liegnitz, erfle Abth. v. 6. Mai 1821 an die Aelteften 

und Beiſitzer der Judengemeinde zu N. N. Ä 

Es gehört allerdings zur kirchlichen Ordnung, daß ein jeder im biefigen Regierungss 
bezirk wohnende Zube fid) zu einer vom Staate genehmigten Synagoge halte. 

Indeſſen find die Zuben, welche außerhalb N. R. wohnen, nur bann als zur dortigen 
Synagoge achörig zu betrachten, wenn fie nicht durch glaubhafte Attefte nachweiſen 
tönnen, daß fie fich zu einer andern Synagoge halten. In einem ſolchen Kalle finb bie 
im biefigen Regierungsbezirk wohnhaften Juden verbunden, ſich bei Verebelihungen 
entweber von bem Rabbiner zu N. N. ober von befjen Bevollmächtigten trauen zu laſſen, 
ober wenn fie einen fremden Rabbiner zur Trauung erwählten, doch bie üblichen Kraus 
gebühren an die Synägoge zu N. N. zu entrichten *). Wir Überlaffen den Aelteſten, 
die außerhalb N N. wöhnenden Juden des biefigen Reg. Bezirks von dieſer Vorbeſchei⸗ 
bung auf die Eingabe v. 25. April d. 3. in Kenntniß zu fegen. . 

- (Heinemann I. ©. 409.) , 

e) R. der Min. der G, U. u. M. Ang. u. des 3. (Eichhorn) v. 25. Juni 
1842 an die K. Reg. zu Cöslin. Eintrittögelb bei Aufnahme in die Ges 


meinde. 

Der K. Reg. theilen wir beigehend eine Vorftellung des jübifchen Kaufmanns N. zu 
R. vom 30. April d. 3., in welcher derfelbe fich darüber beihwert, baß bie früher bort 
anfäffig gemwefenen Juden ihm die Aufnahme in ihre geiftige Genoflenfchaft und bie 
Zheilnahme an ben damit verbundenen Rechten nur gegen ein Eintrittögelb von 150 
Kihl. geitatten wollen, und ihm für das Aufgebot zu feiner Zrauumg bie Summe von 
40 Athir. abfordern, zur Berichtserflattung mit. Bu 

Wir bemerken dabei, daß, wenngleidy von Staatswegen bis jest eine Einmifhung 
in bie Kultus» Angelegenheiten der Juden nicht ftattfindet, doch auch nicht zugegeben 
werben kann, daß die Aufnahme eines Juden in eine jübifhe Synagogen-@emeinde zu 


- 8) Berg. die biftorifche Einleitung. 
®) Die Parochien ber hriftlichen Kirche, L. R. II. 11. 8. 237, 
s)C.C. M, tom. V. III. Nro. 31. 83. 
*) Diele Verfügung fleht im Widerfpruche mit ben R. v. 23. März 1815, 10. Nov. 
1823, 10. Nov, 1823, 17. Febr. 1840 u. 24, April 1821, welche unten zu vex⸗ 


gleichen find. 
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Gelberprefiungen benust werbe, wie es in dem vorliegenden Kalle zu geihehen ſcheint. 
Die K. Reg. hat daher bie jübifhe Gemeinde zu N. zur Anzeige aufzufordern, welches 
Eintrittögeld bisher obfervanzmäßig oder einem bereits beftehenden Gemeindebeſchluffe 
gemäß gezahlt worben tft, oder, wenn ein folches bisher nicht feftgefegt geweien, berfel- 
ben aufzugeben, durch einen zu faflenden Beſchluß ein Eintrittsgeld zu höherer Bench: 
migung vorzuſchlagen, wonädft die K. Reg. baffelbe mit Rüdficht auf das der jübifchen 
Gemeinde gehörende, für ben Kultus benuste Grund: und Kapitalvermögen zu prüfen 
und darüber unter gutacdhtlicher Xeußerung hieher zu berichten hat. Zu 

Uebrigens wirb die Zudengemeinde, auch wenn ber 2c. R. nicht in die religiöfe Ge⸗ 
meinde eintreten follte, polizeilich anzuhalten fein, ben Leichen feiner Bamilie Grabflätten 
anzumweifen, und im Kalle er oder jemand aus feiner Kamilie zu heisathen beabfichtigt, 
das Aufgebot gegen Entrichtung angemeffener, nöthigenfalls von ber K. Reg. feftzus 
ftellenden Gebühren zu vollziehen. Berlin, ben 25. Zunt 1842, n 

(B. DM. Bl. 1842. S. 259.) 


d) K. OD. v. 30. April 1837 mitgetheilt durch R. der Min. d. G., U. u. 
IM. Ang., fo wie bed Inn. u. d. Pol., (v. Altenflein. v. Rochow.) v. 19. Juli 
1837 an fämmtliche K. Reg., ſowie abfchriftlih an das K. Polizeipraäſi⸗ 
dium bierfelbit. Eidedleiftungen der Juden in den Orts⸗Synaaogen. 

Da Källe vorgelommen find, daß die Zudenichaften denjenigen ihrer Glaubensge⸗ 
noffen, welche nicht zu ihrer Gefellfchaft gehörten, die Ableiftung des Eides nad) inet. 
Them Ritus in ihren Synagogen und bie Affiftenz ihrer Kultusbeamten babei nicht haben 
geftatten wollen, fo hat das Staatsminifterium ſich bewogen gefunden, deshalb an bes 
Königs Mai. zu berichten, worauf Allerhöchftbiefelben die in der extraktweiſe beigehen- 
ben K. D. (Anl. a.) enthaltene Borfchrift zu ertheilen gnäbigft geruht haben. Dieſe 
Anordnung möge die K. Reg. den Judenſchaften zur Nachachtung befannt machen, fie 
auch durch das Amtöhlatt publigiven und auf deren Befolgung halten. 2 
a 


Ertrakt. F 

Auf den Bericht des Staatsminiſteriums v. 6. d. M., ſetze Ich nach dem Antrage 
deſſelben feſt, daß die Zudenfchaft jedes Orts ſchuldig fein fo, bei Eidesleiſtungen ihrer 
Glaubensgenoffen, wenn fie auch nicht zur Synagoge des Orts gehören und zu den 
Koften des Gottesdienftes dafelbft nichts beitragen, den Gebrauch ihrer Synagoge und 
bie Zuziehung ihrer Rabbiner und Gelehrten gegen eine billige, von der Polizeibehörde 
bes Orts ſeſtzuſetzende Wergätung für das Lokal und gegen vorfchriftsmäßige Remus 
nerasion ber Rabbiner 2c. unweigetlich zu geftatten. 


An das Staatsminifterium. 
(Inn. XX. &. 673.) 

2) In Betreff des Privatgotteövienftes f. oben I. sub B. DD. 3. 

B. Ordnungen über Form und Feier des Gottesdienſtes. 

1) Das A. L. Rbeſtimmt Th. I. Tit. 11. 88. 46—49.: 

$. 46. Wegen der äußern Form und Feier des Gottesdienſtes kann jede Kirchengeſell⸗ 
ſchaft dienliche Orbnumaen einführen. 

. 47. Dergleichen Anordnungen muͤſſen jedoch dem Staate zur Prüfung, nach dem 
$. 13 1) beſtimmten Grundſatze vorgelegt werden. 

$.48. Nach erfolgter Genehmigung haben fie mit andern Polizeigefesen gleiche 
Kraft und Verbinbtichkeit. 

8.49. Sie können aber ohne Genehmigung bes Staats nicht verändert, noch wieber 
aufgehoben werben. 

2) Das vorfiebende Beflimmungen auch maßgebend find bei Einfühs 
zung allgemeiner Synagogen Ordnungen für jüdifche Gemeinden, beſtimmt 
dad R. der Min. d. G. U. u. M. Ang,, ded Inn. (v. Altenftein, v. Schuck⸗ 
mann) v. 11. Mär 1822 an die K. Meg. zu Arnsberg. 

Der K. Reg. wird in Befcheidung auf den Bericht v. 28. Januar c. wegen Einführ 
rung einer allgemeinen Synagogen⸗Ordnung für bie israelitifchen Gemeinden ber Graf: 
ſchaft Mark eröffnet, daß Sie fich Lediglich darauf zu beſchraͤnken hat, benjenigen einzel: 
nen iöraelitifchen Gemeinden, welche darauf angetragen werben, nachzulafien, innerhalb 


Friedrich Wilhelm. 








3) Daß nichtö gegen Gott, Staat, gute Sitte darin enthalten, 
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bee durch das A. 2. 8. Eh. IT. Tit. XI. 68. 46 ff. feftgeftellten Grängen, ogen⸗ 
Debnungen in Vorſchlag zu bringen, deren 6 * Betätigung — den 
beruͤhrten Geſehes⸗Vorſchriften entſprechen, Ihr uͤberlaſſen bleibt. (Ann. V. &. 116.) 

C. Religiöfe Zucht. 

1) Allgemeine Beflimmungen.: 

Das 2. R. verordnet Th. II. Xi. 11. $$ 45 und 50—57 1), 

$. 46. Keine Kirchengeſellſchaft ift befugt, ihren Mitgliedern Glaubensgeſetze wider 
ihre Ueberzeugung aufzubringen. 

$. 50. Sebes Mitglied einer Kirchengeſellſchaft ift ſchuldig, fich ber darin eingefuͤhr⸗ 
ten Kirchenzucht zu unterwerfen. 
. 5. Dergleichen Kirchenzucht Toll blos zur Abftellung öffentlichen Aergerniſſes ab: 


zie » 

s 2. Sie darf niemals in Strafen an Leib, Ehre, oder Vermögen der Mitglieder 
ausarten. 

$; 88. Sind dergleichen Strafen zur Aufrechthaltung ber Drbnung, Ruhe und Sicher: 
heit in der Kicchengefellfhaft nothwenbig: fo muß die Verfügung der vom Staate ges 
fepten Obrigkeit überlafjen werben. 

$. 54. Wenn einzelne Mitglieder durch Öffentliche Handlungen eine Verachtung des 
Gottes dienſtes und der Neligionsgebräuce zu erkennen geben, ober andere in Ihrer An- 
dacht hören: fo ift bie Kirchengeſellſchaft befugt, dergleichen unmürbigen Mitgliedern, 
fo lange fie ſich nicht beffern, den Zutritt in ihre Verfammlungen zu nerjagen. 

$. 55. Wegen bloßer, von bem gemeinen Glaubensbekenntniffe abweichender Mei⸗ 
mmgen, kann fein Mitglied ausgeſchloſſen werben. 

$- 56. Wenn über die Rechtmäßigkeit der Ausfchließung Streit entfteht: To gebührt 
bie Entſcheidung dem Staate. 

.52. &o weit mit einer ſolchen Ausſchließung nachtheilige Kolgen für die buͤrger⸗ 
liche Ehre des Ausgefchloffenen verbunden find, muß vor deren Beranlaffung die Ger 
nehmigung bes Staats eingeholt werben. 

Es ift in Beziehung auf biefe landrechtlichen Beſtimmungen zu bemerken, 
daß wenn ed zweifelhaft erfcheinen könnte, ob diefe für. bie herrfchenden 
Kirchengefelfchaften gegebenen Beflimmungen audy auf die geduldeten an« 
zuwenden, doch wenigſtens in jedem Kalle die Rechte der letzteren in diefer 
Beziehung Feine größeren fein fönnen, als fie vom Staate den herr 
ſchenden K. Geſellſchaften eingeräumt find. 

2) Insbeſondere wegen Sektirungen vergl. oben sub I. GC. AA. Seite. 


3) Ueber das Recht, Mitglieder von der Gemeinde auszufchließen, oder 
fie in den Bann zu thun, find | 

a). die ad 1 gegebenen Beflimmungen zu vergleichen, | 

b) Ueber ven Sinn derfelben wird ein fehr beſtimmtes Licht Durch Die bezüg⸗ 
lichen Vorarbeiten zum Landrecht verbreitet, welche dad R. ded Juſt. Min. 
an das Min. des Cult. dv. 16. Aug. 1824 mittheilt. 

Diele ergeben im Welentlichen $olaendes: | 

Den vier (oben mitgetheilten) 65. 54 bis 57 incl. entipredyen bie $$. 44 bis 46 bes des 
druckten Entw. zum Allg. Geſetzbuche Th. 1. Abth. II. Kit. 6. pax. 394, welche lauten: 

$. 44. Einzelne Kirchengeſellſchaften können unmwürdige Mitglieder von ihrer &es 
meinfhaft ausfchließen. 

$. 45. Wegen bloßer von dem gemeinen Glaubenöbelenntniffe abweichender Meinuns 
sen, kann kein Mitglied ausgeſchloſſen werben. 

$.46. Wenn über die Rechtmäßigkeit der Ausſchließung Streit entfteht, fo gebührt 
die Entſcheidung dem Staate. 

Hierzu bemerkte Suarez: 
: (ausnug aus bem 3. Bande der Abfchrift von Suarez Revifion der Monitorum, 
ol, 893. 

ad 8. lie. Einige Monenten wollen den Kirchengefellfchaften bad hierin liegende 
Jus excommunicandi gar nicht geftatten. Andere verlangen nähere Beftimmungen, 





) Bergl. die vorhergehenden 85. oben sub, B. 1. 
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was unwürbige Mitglieber find, Ad prius liegen bie meiften Einwendungen wohl in 
einem Mißverftändniffe ded Worts Kirchengefellfhaft. Das kann man füglich 
wohl nicht aeftatten, daß irgend eine einzelne Kirchengefellfchaft berechtigt fein ſollte, 
eins ihrer Mitglieder dergeftalt auszufchließen, daß auch Feine andere Gefellichaft von 
ihrer Religionspartei ihn abmittiren dürfe. Wenn die Gemeinde des Kirchſpiels X. 
einen ausſchließt, fo Eann fie der Gemeinde des Kirchſpiels B. nicht wehren, benfelben 
dennoch bei fich zu abmittiren. Aber der einzelnen Kirchengemeinde fann man dies jus 
excludendi fo wenig als anderen Gefellfchaften nehmen. Pon. ergo ſtatt „Kirchen⸗ 
gefelifhaft” Rirdengemeinde. 

Verſchiedene Monenten wollen die Ausuͤbung diefed juris excludendi bloß dem Staate 
überlaffen. Dazu ift aber fein Grund, Genug, daß dem Excluso nad) $. 46 der Re 
‚turs an den Staat offen ſteht. Wenn immer beim Staat geflagt werben müßte, fo 
würde oft ein unndtbiges und fchädliches Auffehen entftehen. Was bieienigen Monens 
ten betrifft, welche nähere Beftimmungen verlangen, was ein unwürbiges Mitglied fe, 
fo könnte man ihnen zu Gefallen wohl folgende Erklärung beifügen: Vid. d. U. 


Auf Grund diefer Bemerkungen wurden die $$. 54. 55 dahin gefaßt: 

(Auszug aus den Materialien zum A, 2. R. Bd. 82. pag. 186.) 

$. 54. Einzelne Kirchengemeinden Eönnen unmwürdige Mitglieder von ihrer Gemein: 
ſchaft ausfchließen. 

$. 55. Dies gilt befonbers von denjenigen, die durch öffentliche Handlungen eine Ver⸗ 
achtung des Gotteöbienftes und der Religlonsgebräuche zu erfennen geben unb andere in 
ihrer Andacht gefliffentlich ftören. 


Die gegenwärtige Faſſung ber $$. 54. 55 aber erfolgte auf das folgende 
Monitum v. Srolmanns (IX. Bd. 83. pag. 157): 

$. 54. Was foll das heißen? Unwürdige Mitglieder von der Gemeinichaft der Kies 
hengemeinde ausfchliegen? Doch nicht ihnen die Kirchen zufchließen, fle herausweifen 
oder fie vom Abenbmahle abweifen. Iſt jemand ein unbefonnener Störer der Ruhe und 
Drbnung ber Gemeinde, fo find dagegen andere Gefege, und der Staat flraft ihn. vid. 
g. 87. (Iuft. Min. Gen. A. B. 9848. 8. R. Nr. 23. fol, 41.) 


c) Eben fo ift analog das folgende Geſetz, welches fi) auf eine gleichs 
falls nur gebuldete Religiondgefellfchaft bezieht, von Wichtigkeit. 


N. v. 10. uni 1803. Es ift ein Vergehen gegen die beftehende Staats. 
verfaffung, wenn eine Mennonitens Gemeinde ihre fi dem Kanten unter 
werfenden Glaubensgenoſſen aus ihrer Kirchengefellfchaft ausſchließt. 

Nach einer dem Großkanzler von bem General:Direktorio zugelommenen Anzeige habt 
Ihr ein Bedenken darüber: 

ob, wenn eine Diennoniten-Gemeinbe ihre Glaubensgenoffen, bie ſich dem Kanton un: 
terwerfen, aus ihrer Kirchengefellfchaft auszufchließen anmaßet, dies als ein Verge- 
gen gegen bie beftehende Staatsverfaffung angefehen und beftraft werben könne? Cs 

ann indeſſen bie affirmative ‚Beantwortung und Entfcheidung deſſelben nicht zweifelhaft 

fein, da in einer ſolchen Ausſchließung offenbar bie Abficht liegt, den landesherrlichen Ver⸗ 
orbnungen geradezu entgegen zu arbeiten und foldhe in Abficht aller Glaubensgenoffen 
unanwendbar zu machen. Es werben burch eine folhe Handlung allerdings bie Anorbs 
nungen des Staates gehäflig gemacht; die Bürger des Staates zur Widerfeglichkeit 
dagegen veranlaßt und zu Mißvergnägen, Unzufriedenheit und Auswanderung verleitet. 
Das A. L. R. beftraft im $. 151. Tit. 20. Thl. II. ſchon den mündlichen und fchriftlichen 
feechen unehrerbietigen Tadel ober Verſpottung der Landesgeſeze und Anorbnungen im 
Staate und die Grregung des Mipvergnügend und der Unzufriedenheit ber Bürger, 
welche ſich einzelne Unterthanen zu Schulden kommen laffen, und es kann alfo wohl um 
fo weniger Bedenken haben, das thätliche Verfahren der Mennoniten: Gemeinde ober 
threr Vorfteher, wodurch fogar eine offenbare Widerfeplichkeit gegen bie Anorbnung bes 
Staats beabfichtigt wirb, ftrafbar zu halten. Die Strafe wirb vielmehr dadurch vers 
größert, daß ſich eine ganze Religiondgefellfhaft zu einem folchen Vergehen verbindet. 

Die Religion Tann nie zur Entfchuldigung eines Vergehens gegen bie allgemeinen Ans 
ordnungen ded Staates gereihen. Sobald das Gewiflen einzelner Mitglieder der Relis 
gionsgeſellſchaft die Befolgung der letztern zuläßt, darf die Geſellſchaft ihren Gehorſam 
nicht ahnden. (N. A. 38.4. ©, 148. Rabe Bd. 7. ©. 471.) 


Man vergleiche über die Entftehungsgefchichte und Anwendbarkeit dieſes 
R, das Ert. dr6 Cr, Senatd ded Kammergerichtö v. 24. Ian. 1818, in 
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welchem ausgeführt wird, daß die Ausſchließung eines Mitgliedes aus der 
Reliniondgefelichaft, oder die verweigerte Wiederaufnahme deffelben nicht 
ftrafrechtliche, fondıın nur civilrechtliche Folgen haben ann. 
(Bikig 3. Bd. 1. ©. 377—426.) 
d) R. ver K. Min. der ©., U. u. M. Ang. fo wie des Inn. (v. Altenftein, 
v. Schudmann) v. 21. Mai 1827 an die K. Reg. zu N N. Verfahren 
sücfichtlich ded von der Judenſchaft einzelnen Mitgliedern derfelben aufers 


legten Banne®. | .. 
Rach ber Beichwerde der N. N. ſchen Eheleute zu N. N. darliber, daß fie von ber da⸗ 
igen Judenſchaft mit bem Wanne belegt worben, hat die K. Reg. Ihr diesfälliges Eins 
chreiten verweigert, weil es zur Aufrechthaltung der öffentlihen Ruhe und Orbnuhg 
nicht nöthig ſei. Wenn aber das hier, da die Stadt N. R. die Verfaffung bed Groß⸗ 
FAR Pofen theilt, annody zur Anwendung kommende GeneralsZuden-Reglement 
r Süd und Neu:Oftpreußen v. 17. April 1797 den Rabbinern Kap, IV. 55. 8—5. 
jede eigenmächtige Verhängung eines Bannes u. dergl. unterfagt!), fo darf von Staate- 
wegen eine Uebertretung dieſes Geſetzes nicht gebutbet werden. Die K. Reg. wirb baher 
hierdurch angerwiefen, den beftimmten Vorſchriften dieſes Regl. durch den Ela ber nös 
thigen Verfügung an die Judenſchaft zu N. R. Folge, und hierdurd der Befchwerbe der 
N. R. ſchen Eheleute Abhütfe zu verſchaffen. (Ann, Xl. &. 411.) 
e) Gutachten des Vice-Ober. Landrabbiner Weyl v. 23. Febr. 1824 über 


einen Fall bed auferlegten Bannes. 

Auf die von dem Kaufmann Herrn D. 3. H....... d zu W..... n gegen mehrere Mits 
glieder der übrigen dortigen ifraelitifhen Gemeinde geführte Befchwerbe und angebrachte 
Provokation ertheile ich den darüber verhandelten Akten gemäß zur gutachtlichen Ent⸗ 
ſcheidung nach juͤdiſchen Ritual-Gefegen wie folget: 

1) — der ent D. 3: H......d verpflichtet ift, eine fchriftliche Erklärung das 
in audzuftellen, 

daß er am 23. Sept. v. I. lediglich durch unzuverſchiebende Geſchäfte verhin⸗ 

dert worden ift, in bie damalige Gemeinde-VBerfammlung zu tommen, und 

daß dies nicht aus ungerechteri und uneblen Abfichten gefcheben fei, 

9 m Erklärung zu den Gemeinde⸗Akten affervirt werde. 

emn 
2) daß die Provokaten, bie zeitigen Vorſteher und die übrigen Mitglieder der jüdiſchen 
Gemeinde zu W......n verbunden find, den Fol. 22. b. ihres Gemeinde-Buches be⸗ 
findlihen Beſchluß v. 23. Sept. 1823 aufzuheben, und zwar dadurch, daß unter 
demfelben vermerkt und von ihnen unterfchrichen werde, 
daß der quäftionirte Beſchluß wieder aufgehoben werbe, da folcher nach ber 
gegenwärtigen Entfcheidung den jüdifchen Ritual: Gefegen entgegen ift, und 

daß befonders in Anfehung der Wahl des Herrn D. 3, D.......d zum Vor⸗ 
fteher Feine Ausnahme gegen die andern Mitglieder, ſondern mit gleichem 
Rechte, und daß überhaupt jede Fünftige Wahl eines Worftehers niemals nach 

einer beftimmten Reihefolge, fondern lediglich in einer Verfammlung der Ge⸗ 

meinde nach der Mehrheit der Stimmen und der Qualifitation des Kandida⸗ 

ten ftattfinden fol. . 

Die Koften diefes Verfahrens tragen die folgenden 9 Mitglieder der Gemeinde (hier 
folgen die Namen), ein jeder derfelben mit „, in solidum, und der Provokant mit „4. 


Gründe und Gefhihts : Erzählung. 

Am 23, Sept. v. J., ald am Dienftag den 18. Tischri, den Aten Zag bes jüdifchen 
LauberhüttensZefted anno 584 der EL, jüdifchen Zeitrechnung, verfammelten ſich die juͤdl⸗ 
ſchen Gemeinde: Ditglieder zu W......n angeblid) um unter andern Gemeinde⸗Sachen bes. 
fonders einen neuen Vorfteher zu wählen, und die Gemeinbelaftlen und Ausgaben zu 
repartiren. Es wurbe aud das bortige Mitglied D. 3. D........d dazu eingeladen, er, 
erichien aber auf ihm gefchehene mehrere Aufforderungen und felbft dann nicht,. als er. 
von dem damaligen Vorjteher ©. B....n [hriftlich bedroht wurde, daß, wenn er nicht. 
erfchiene, er von der Gemeinde auögefchloffen und für die Folge Wer mehr als itglieb 
berfelben beachtet werden folle. Es wurde hierauf von den verfammelten Gemeinbes. 
Mitgliedern folgender Beihluß in das Gemeinde⸗Buch ful, 22. b. als: lo 


—N — 





1 Fuͤr Poſen iſt dies Regl. ſchon durch die Verfaſſung des Herzogthums Warſchau 
dufezoten geweſen und gewiß durch bie V. v. 1. Juni 1833. Es enthält mit⸗ 
Hin die Annahme obigen R. Über. deſſen Gültigkeit einen Vexüαο. En 
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„Herr D. 3. H...... d hat durchaus nicht zur Gemeinde kommen wollen, baber 
„haben fämmtlidye Mitglieber beſchloſſen, daß der 1c.9.......ıd gegenwärtig, ba le 
„Reihe an ihn hält, Vorfteber zu fein, nunmehr nicht eher Sorte er werden fann, 
„dis einftmal Herr B....n Bortteher ift, alsdann koͤmmt wieder die Reihe an ihn, 
„und kann alsdann nad) dem ältern Beſchluß wieder Vorſteher werden.” 


W..... n, am 23. Sept. 1813. 
Unterfchrift von 9 Mitgliebern, 
vermerkt und unterfchrieben. 

Außer diefem aber wurde auch dem Schächter unterfagt, ihm kauſcher Fleiſch zu ver: 
kaufen und für ihn zu ſchaͤchten. 

Auf die desfallfige Beſchwerde des 26. De.......d bei dem dortigen Polizei’Bürger- 
meifter wurde jebod) auf des Lestern Befehl die Verorbnung an den Schächter wieder 
aufgehoben. Es beichwerte ſich nun aber der 2c. D........b zuvorderſt bei ber K. ne 
über das Verfahren der Gemeinde, wurde aber von jener mittelft Verf. v. 29. Nov. v. J. 
an bie aurige Juſtiz-Behoͤrde, und von dieſer laut Dekret v. 15. Dec. v. I. an mich 
verwieſen. 

Mit feiner desfallfigen Provokation v. 18. v. M. hat der ic. H.....d ein Original⸗ 
N ſtebers v. 23. Sept. v. J., welches in jübifch-beutfchen Tettern verfaht:if, 
wie folgt lautet: 

„Herrn H....... d hierſelbſt. Die ſaͤmmtliche Gemeinde ift hier zufammen und fehlt 
„es bloß an Ihnen, Sie werden doch wohl nicht verlangen, daß zehn Männer auf 
„einen warten ſollen?“ 

„Es ift bei der Gemeinde nun befchloffen, wenn Sie nicht fogleich erſcheine 

„ſo find Sie von jest an aus unferer Mitte ausgefchlofien und können nic) 

‚mebr als Mitglied betrachtet werben.” 

Ber...n, den 23, Sept. 1823, 
©. Best, . 


als Vorſteher, in Gegenwart der ganzen Gemeinde. 
zugleich auch Abfchrift feiner Eingabe bei der K. Reg. v. 4. Dt..v. 3. und der Klage 
beim K. Stadtgericht v. 12. Dec. v. 3. überreicht. 

In den beiden Legtern hat er angeblich fein Ausbleiben aus der Gemeinde⸗Verſamm⸗ 
lung am 23. Sept. v. 3. damit entfchulbigt, daß er an. biefem Tage wegen erhaltener 
Einquartierung in feinen Häufern fehr beichäftigt und dadurch verhindert wurbe, zur 
Berfammlung zu gehen. In der Erftern beſchwert er ſich nur, daß durch den Beſchluß 
der Gemeinde v. 23. Sept. c. und beflen Bermerkung in dem Gemeinde Bude: 

4) er ſehr beleidigt ei, 
2) für feine Rachkommen eine Schande entftehen würde, 
3) müfle er den Rang nad) Herrn A. Warn.n haben. 

In der desfallſigen Replik ver Provofaten, welche am 3. d. M. eingegangen ift, be: 
ftreiten diefelben zwar nit, daß das vorbemerfte Billet an den Provolanten und der 
Vermerk in dem Gemeinde-Buche erfolgt fei, fie halten dies aber für feine Beleidigun 
fondern glauben ſich lediglicy in Ausübung ihres Rechtes zu befinden. Gänzlich beftrei= 
ten fie aber, daß der Provokant durch Gefchäfte, befonders aber durch Einquartierung 
verhindert worden wäre, noch weniger hätte er ihnen dies angezeigt. Auf Erfordern 
überfandten fie au unterm 15. d. M. ſowohl das Gemeinde⸗Buch als auch ein vol. 
Akten, enthaltend mehrere die dortige Gemeinde betreffende Verhandlungen und Strip: 
turen. Nach der nahern Prüfung derfelben hat ſich nun auch die Beſchwerde des Pros 
vokanten vollkommen gerechtfertiget befunden. 

Denn ſowohl das ganze Schreiben des Vorftehers ©. B....n, als auch der Eingang 
des Befchluffes und Vermerks v. 23. Sept. c. in bem Gemeinde:Buche ergiebt ſchon in 
feiner Faffung, daß die damaligen verfammelten Mitglieder der Gemeinde den Provo⸗ 
tanten wegen feiner verweigerten Erfcheinung in ber Verſammlung beftraft haben. Dazu 
waren und find fie aber weder nad) den jüdischen Ritual⸗Geſetzen noch nach den Landes⸗ 
Gefegen Überhaupt und noch weniger in ber Art, wie es gefchehen tft, berechtigt. Demm 
wie nach Vorfchrift des Choschen hamischpat Kap. 4. 8. 1. Anmerkung Kap. 7. 
* 12. und Kap. 1603., fo wie nach 85. 4445. Tit. 6. Thl. II. A. L. R., To iſt eine 

eſellſchaft nur dann zu einem ſolchen Strafrecht gegen ihre Mitglieder berechtigt, wenn 
ihnen dieſe Befugniß durch die Geſellſchafts⸗Statuten und die vorgeſchriebenen Geſehe 
zugeſtanden iſt. Dies iſt aber weder behauptet worden, noch iſt es wirklich der Fall. 
Es find vielmehr, wie ſich ergeben hat, bis jegt überhaupt Feine georbneten Statuten bei 
der jüdifchen Gemeinde zu W......n vorhanden und mithin aud nicht einmal ein Recht 
ir einer Strafe wegen bes angeblidy ungehorfamen Ausbleibens des Provokanten vor: 

anden. 

Noch weniger aber waren bie Provofaten berechtigt, dem Provokanten eine Strafe, 

opne ibn vorber gehört zu haben, zu biktiren, die nicht allein für ihn und feine Nachkom⸗ 
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men eine Ehrenkränkung enthält, ſondern die auch eine Beſchraͤnkung feines gefellichafts 
lichen Rechts involvirt, welches felbft durch einen Beſchluß der Fand re 
&. 68. bc. und den angeführten Stellen bed Chosen hamischpat nicht gefdyehen Tann. 

Nach biefen Geſetzen ıft eine Verfammlung nur berechtigt, von denjenigen Gemeinde⸗ 
Angelegenheiten, die das allgemeine Interefle betreffen, auch im Fall, daß eimige 
spögliher nicht in berfelben erfhienen, das Nöthige duch Stimmen: Mehrheit feftzus 
fegm, wobei: die Ausgebliebenen fich den gefaßten Beſchluß geiaum laffen müffen. die 
konnen aber nicht, fobald es lediglich das Wermögens.oder Ehren Recht eines Einzelnen 
betrifft, Richter in ihrer eigenen Sache fein. 

Es hätten die Provokaten daher auch, wenn fie glaubten, daß der Provokant unrecht 
gehandelt und Strafe verwirkt Habe, nicht eigenmädhtig den Provokanten ftrafen, fondern 
den vorſchriftsmäßigen Weg Rechtens einichlagen müflen. 

Aber auch der Beſchluß felbft, daß bie eh echeit nach einer beftimmten Reihefolge 
unter den Mitgliedern angenommen und vorgeftanden werben fol, Tann nicht als den 
jadiſchen Obſervanzen gemäß gebilliget werben. 

Denn abgefehen davon, daß dies gegen ben, in der Verhandlung v. 16. Oft. 1821") 
enthaltenen Beichluß ber Provokaten und bem Herkommen bei anderen Gemeinden Läuft, 
fo iſt es auch an und für fi) nicht gut ausführbar, und würde nur zu Streitigkeiten in 
dee Gemeinde Anlaß geben. Denn es läßt fich niemals ſchon jest im Voraus beftimmen, 
ob das Mitglied, an das bie Reihe kommen follte, die Worfteberftelle zu verwalten, ſich 
dazu vechtlic qualifigiven würbe. Tritt nun der legte Fall ein, fo würde man genöthigt 
er en aa nleen, und dies würde eine Beleidigung fein und nur Streit und 

palt verurfadyen. - 

. &8 ift nun biernad) einerfeits Klar, daß der Beſchluß der genannten Berfammlung v. 
23. Sept. v. 3. den gefeglichen Rechten entgegen ift, und fie verbunden find, benfelben 
wieder zu annulliren, welches hier nur durch einen anderweitigen Vermerk gefchehen 
Bann, da es eines Theils unſchicklich fein wurde, wenn ſich in dem zum öffentlichen Glau⸗ 
ben beſtimmten Gemeinde⸗Buche ausgrftrichene Stellen befiriden follten, andern Theils 
aber auch die Aufhebung und den Widerruf jenes Beichlufles eine ausdrückliche und deut: 
lihe Erktärung erfordert, wenn ber beabfichtigte Zweck, daß dem Provokanten feine 
Rechte: wieder unbefchräntt wie vormals zugeſtanden find, erreicht werden foll. 

Anderfeit aber, fo war es dennod) ein Verfehen des Provotanten, daß er fein Aus: 
bleiben aus der Verfammlung am 23. Sept. v. I. nicht durch eine fchriftliche Anzeige 
an den Vorfteber entfeyulbigt hat, welches er-aus Achtung gegen bie ammlung, und 
da er beſonders geftandlich dringend aufgefordert worben tft, ſowohl nach juͤdifchem Ri- 
Mel, als nach) den allgemeinen Landeögefegen verbunden war. Dies ift aber von ihm, 
wie die Provokaten behaupten, und von ihm nicht abgefteitten worden ift, nicht gefches 

Er hat alfo die Beranlaffung zu dem qu. irrthümlichen Befchtuffe gegeben. 

Es kann darum aud) den Provokaten keine bloße Abficht, ihn zu brleidigen, vorgewor⸗ 
fen werden, fondern ſie haben ben Beſchluß nur aus Irrthum umb in ihrer Meinung les 
diglich zum Wohl ded Allgemeinen gefaßt. 

Es muß daher auch der Provolant dies noch jetzt thun und die Erklärung abgeben, 
daß er wegen nicht aufzufchteben geweſener Geſchäfte in der Verfammlung v..23. Sept. 
v.% nicht hat erfcheinen Lonnen, und mußte er deshalb auch „!,tel der Koften tragen, 
da er und bie Provokaten 10 Perfonen find, und einem jeden ein Theil des unrichtigen 
Verfahrens zur Laft füllt. Aus denſelben Gründen auch find die übrigen Mitglieder der 
Gemeinde, welche in der Verfammlung am 23. Sept. v. 3. nicht zugegen waren, und 
den · Beſchiuß nicht mit unterfchrieben haben, zu keinem Beitrag zu den Koften verbuns 
den, und noch weniger kann und darf dies aus ber Semeindetaffe geſchehen. Es rechts 
fertiget ſich daher bie Entſcheidung Überall, wie geſchehen ꝛc. 

Geinemann 1. ©. 861.) 





1) „Bel Kührung unferer Gemeinde⸗Sachen iſt zeither viel Streitigkeit entſtanden, 
„woburd, fo mancher gute Zwed vereitelt und niemals dahin gebracht werben 
„konnte, daß fammılidye Mitglieder einflimmig wurden. Wir Baden. babex bes 
„ſchloſſen, daß jede Sache, de mag Namen haben, wie fie wolle, fo unfere Ges 
„meinde⸗Sachen betrifft, jedesmal nad, Mehrheit der Stimmen feftzufegen und 
‚„joU nachhero auf die Proteftation einzelner Mitglieder nicht gehört werben.” 

„Dieſes ift unfer aller Wille und bekräftigen ſolches mit unferer eigenhändigen 
„Unterſchrift.“ 
Want, den 16. Okt. 1821. 
Unterfchrieben von 7 Mitgliekern. 
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D. Aufbringung der Koften für bie religiöfe Verbindung. 


AA, Umfang der Bedürfniffe, für weldhe die Gemeinde 
zu forgen. 


Zu den Gemeindebebürfniffen gehören außer den aufzubringenden Koſten 
für die Synagoge und für die Gemeinde Beamten und unter Umſtaͤnden 
für die Schul-, Armen: und Krankenpflege — f. Abfchn. XII. XIII. — 
inöbefondere auch: on 


1) Das gemeinfame Babehaus für die jüdiſchen Frauen. | 


Schreiben der Kurmärlifchen Kriegs» und Domainen: Kammer an dem 
Vice-Öber:Landrabbiner Herrn Weyl und Affefforen in Berlin. 


Die K. Kammer fertigt dem Stellvertreter des Rabbi Weyl und deffen Affefioren 
das abfchriftlich anliegende Schreiben der K. Pommerſchen Kriege: und Dom. Kammer 
zu Stettin v. 7. v. M. u. 3. nebit deffen Anlagen mit dem Auftrage zu, gutachtlich über 
die Streitigleit, welche in der jüdifhen Gemeinde zu Stargard über die Beitragss 
pflichtigkeit aller Glieder berfelben zu einer allgemeinen Badeanftalt entflanben ift, zu 
berichten, giebt jedoch dem 2c. Weyl und deſſen Affefforen hiermit zu erkennen, daß es 
bei der Unmöglichkeit, in Heinen Städten Badeanftalten der gedachten Art einzurichten, 
nicht durchaus nothwendig zu fein fcheint, daß eine folche Babeanftalt vorhanden, und 
daß eö ferner für rathfam zu halten fei, zur Erleichterung der ärmeren Familien, in An⸗ 
febung ihrer zweifelhafte jübifche Ritual⸗Geſetze fo wenig firenge ald möglich auszulegen, 
indem in Religionsfachen derjenige Zwang am meiften vermieden werben muß, welder 
ohne unmittelbar auf die Sittlichleit berechnet zu fein, mehr die Bequemlichkeit, wenn 
gleich bei einer übrigens nüglichen Sache, wie dad Baden ift, beruͤckſichtiget, welches ber 
Arme auf einem wohlfeileren Wege bewirken könne. Die Anfragen haben ber 2. Weyl 
und deffen Affefloren bei der Berichtserftattung zurüd zu reichen. 

Berlin, ben 6. Ian. 1806. 
Königl. Kurmärkiche Kriegss und Domainensfammer, 


"Antwortfchreiben des Vice Ober⸗Land⸗Rabbiners und der Affefforen. 


Ew. K. M. ermangeln wir nicht, über den unter der Stargarbfehen Judengemeinde 
obwaltenden Streitpuntt in Betreff der auf gemeinfchaftlihe Koften zu entrichtenden 
Anftalt zum warmen Baden dem Rescripto cleınentissimo v. 6. Jan. ec. zufolge, wie 
hiermit gefchieht, gutachtlich zu berichten. | 

Gern würden wir der und von Allerhöchftdenenfelben ertheilten Anweifung zum Beften 
ber ärmeren Klaffe in Auslegung eines etwanigen dunkeln Gefeges fo wenig firenge ala 
möglich zu fein, und demnady auch im casu subtracta wo möglich zur Vermeidung 
einer Auflage zu urtheilen, nachgelebt haben, wenn nicht bier der all eingetroffen wäre, 

dag gerade wider ein pofitives Geſetz gehandelt werden follte. 
Wir müflen daher dem Gutachten des Pommerſchen ProvinzialsRabbiners v.24. Nov, 
a: p. Dot beipflichten und unfer allerunterthänigftes unmaßgebliches Gutachten dahin 
abgeben: 

daß die Errichtung einer Babeanftalt eine gemeinfame Angelegenheit betrifft, wes⸗ 

halb der impetrirenden Majorität zu deferiren wäre. 

Das Baden der Ehefrauen in Quellwaffer unmittelbar nad) der Reinigungs s Periode 
ift nicht, wie die negirende Minorität vermeint, eineGeremonie, fondern wefentliches mos 
ſaiſches Gefeg. Die eheliche Pflicht darf zufolge diefer Worfchrift nach jener Periode 
durchaus und unter keinerlei Umftänden geleiftet werben, wenn die Ehefrau fich nicht 
zuvor in Quellwafler gebadet und ſich bis über die Scheitel: Haare untergetaucht habe, 
Die Uebertretung dieſes Gefeges ift nicht allein fünblich, fondern es hat fogar einen nach⸗ 
theiligen Einfluß auf die politifchen Berhältnifle eines aus dergleichen gefegwibrigen Ums 
armung erzeugten Kindes, und berechtigt den Ehemann, auf Scheidung von feiner Ehes 
frau, welche ſich des Babes nach diefer Periode nicht bedient hat, anzutragen und ihr 
jetbft die Illata vorzuenthalten. Eben fo ift der dabei auf ein gewiſſes Maß beftimmte 
Waſſerſtand ein nothwenbiges Erforderniß, fo wie bag ein Sachverftändiger (Schrift: 
gelehrter) folchen von Zeit zu Zeit revidire. 

Es ift daher einleuchtend, daß bei bewandten Umftänden eine dergleichen Anftalt in 
aedibus privatis unausführbar fei, unb kann daher bei Beobachtung jener (mofaifchen) 
Geſetze nicht anders als eine ſolche Anitalt öffentlich und folglich auf gemeinfame Koften 
angelegt werden. u a 

Daß das Wafler durchaus erwärmt fein muß, iſt allerdings Tein nothwenbiges geſetz⸗ 
liches Erforberniß, allein da das Klima ber hiefigen Gegend ſchon mehr an die kaͤltere 


Cprortrsihtl. Verhaͤlin. d. J. — Den gangın Staat bet. LUG 


als heißexe Zone aränzt, ber größere Theil ber Jahreszeit bas Lalte Baden unangenehm, 
m Monate aber unmöglich madıt, fo würben bei Srmangelung einer Anflalt zum 
Wärmen des Waffers, zum Theil üble Folgen für den Geſundheits⸗Zuſtand der Baden⸗ 
den, noch mehr aber Uebertretung des fo wefentlichen Geſetzes zu erwarten fein. Hierzu 
kommt noch, daß die Anlage zum Erwärmen bed Quellwaſſers gar nicht befonders ko 

fpielig ift, und etwa mit 100 Rthlrn. recht gut beftritten werden Tann, eine Summe, 
welche bei der uns beiwohnenden — * des Vermögens⸗Zuſtandes ber Stargard⸗ 
ſchen Juden⸗Gemeinde, beſonders da ſolche nur ein für alle Mal geleiſtet werden darf, 
dieſelbe gar nicht fuͤhlbar iſtz wie und denn nach eben dieſer Lokalkenntniß bewußt 

‚ daß die diſſentirenden Mitglieder mehr aus Zank⸗ und Streitſucht, als aus Iuterefle 
biefen Prozeß unter ſich anhängig gemacht haben. 

Wir Halten uns noch verpflichtet, ben von Allerhöchftdero Hoatöbligen Pommerſchen 
Kammer gerügten Widerſpruch auszugleichen. Das Erwärmen ber Quelle geſchieht 
wie in dem Gutachten des erwähnten Provinzial: Rabbiners vorgetragen, vermittel 
deſſen, daß durch eine Pumpe aus ber Quelle Waſſer in eine geheizte eiferne Röhre 
leitet, welches Waffer fodann wieder erwärmt, in die Quelle zurüdläuft, wo ber M 
nismus fo angebradt ift, daß die Quelle, des Auspumpens ungeachtet, immer ben erfors 
derlihen Waſſerſtand behält, durch Hinzukommen ber durch bie Röhre geleitetes Wafler 
aber das Quellwaſſer temperirter wird. 

Wir fügen aber hinzu, daß die Koften ded Heizens, fo wie bas Honorarium der Frau, 
welche beobadıtet, daß die Badende ſich gehörig untergetaudyt habe, von dem Inbivis 
duum, das ſich des Babes bebient, jedesmal geleiftet werben müfles hierüber waltet 
aber keine Gtreitigkeit ob, und ift aus dem Gutachten qu. zu erfehen, daß bad Bad bas 
Jelbſt, To wie an allen Orten, wo dergleichen Babeanftalten find, an eine ehrbare Mar 
trone nerpadhtet iſt, welche neben ber Aufſicht auch bie Heizung beforgt, und dafür von 
den jedesmal Badenden ein von den Aelteften zu beftimmendes Honorar erhält. 

Erolich reichen wir auch in ber Anlage dem erhaltenen Befehle gemäß das Reſkrip⸗ 
tum ber Pommerfchen Kammer, fo wie das überfegte Regulativ und das oft angeführte 
Gutachten des Prodinzial-Rabbiners im Original zu 


cüd, | 
In tiefiter Ehrfurcht erfterben wir ze, 26. 
Berlin, den 10. April 1806. fiter Ehrfurcht erſte 


Ueber denfelben Gegenſtand: 
a) Requifitiond: Schreiben des K. Stadtgerichtd zu Nauen an den Vice⸗ 
Dber Landrabbiner Meyer Simon Weyl in Berlin. 
Die Hiefige Judenſchaft ift in einem wider einige Mitglieder der Hiefigen Judenſchaft 
befangenen darüber ſtreitig: 
' 06 ed Bberall Herkommens fr, daß bie zur Zudengemeinde gehörigen fämmtlichen 
Kamilien gur Unterhaltung des allgemeinen Babehaufes Belt ge geben mäffen, fie 
mögen nd bes Bades bedienen oder nichts ober ob nur biejenigen bazu beizutras 
gen verpflichtet find, bie ſich deſſelben wirklich bedienen. ü 
Kläger haben beshalb auf dad Gentiment des DbersLandrabbinere Herm Meyer 
Simon Weyl provocirt, und erfuchen Diefelben wir daher hierdurch ergebenſt 
ans Dero Butachten hierüber gefälligft balb zukommen zu laſſen. 


- Rauen; ben 14. Febr. 1810 
an Das Gtadtgericht hierſelbſt. 
B) Gutachten bed Vite.· Ober⸗Landrabbiners. 
In Erwiederung ber geehrteſten Zuſchrift bed Königl. Hochlöbl. Stadtgerichts zu 
Nauen v. 14. et praes. v. 19. v. M., betreffend die Anfrage: 
gb ein jur —** Gemeinde gehörender Hausvater zur Unterhaltung des ges 
woͤhnlichen jüblichen a auch wenn er ſich folches nicht bedienen will, mit 
ben übrigen mit beitragen muß? 
biene ich hiermit gutachtlichſt zur Antwort, wie 
kuebt nn den Allgemein beftehenben Obfervanzen, als auch nad ben jübifchen 
e 


eben, 
Choschen hammischpat, Käp. 163. $. 82. 
Niemand der jübifhen Hauspäter von Beitragung zu ben Koften der Unterhaltung 
des jüdifhen Badehauſes, auch wenn er Wittwer wäre, ober, weber er, noch feine 
au fich ſolches zur Beit bedienen follte, auöfchließen könne; fo wie bie Koften des 
abebaufes überhaupt zu ben allgemeinen Gemeindeloften gehören, wozu bie ganze 
Gemeinde ohne Ausſchluß Tontribuiren muß; und es mic, befvembet, wie ein jndi⸗ 
ſcher Hausvater gegen diefe allgemeine Usance und Pflicht fi opponitet. 
Dieſes babe ich pflihtmäßig zu berichten nicht unterlaflen. 26. 2c. 
Berlin, ben 5. März 1810. 
(Heinemann I. ©. 38%.) 


% 
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2) Der Lehrer zum Religions. Unterricht der Kinder ber Gemeinde. 
Vergl. das Gutachten ded Bir: Ober-Landrabbinerd Weyl v. 16, Mal 
1815 sub BB, 
3) Der Benräbnißplak. . 
Das Kirhhofd: und Begräbnißwefen. 
a) Die jüdifche Beerdigungsgefellſchaft in ihrem Werhältniffe zur allge⸗ 
weinen Gemeinde. J 
Dad Kirchhofs⸗ und Bi mißweſen wird in dem jübiichen Gemeinden 
jetrennt von dem übrigen Gemeindewefen verwaltet. Es beficht an allen 
ten, wo ſich eime zahlseiche Gemeinde befindet, eine befondere Beerdi⸗ 
gungs · Geſellſchaft aus den Bemeindegliedern, die eigene Statuten und eine 
eigene Kafle hat, und ihre Geſchäfte freiwillig und ohne Remuneration ver« 
fehen. . . 
Es fprechen hierüber: 
aa) dad R. v. 14. Aug. 1829 und 14. Mai 1830 und 24. März 1842, 
welche sub b. zu vergleichen ſind. 
“ bb) Die ſchiederichterliche Oufcheitung bed Rice: Ober, Lanbrabbiner 
Weyl v. 26; Juni 1812); . 
Auf die von dem Herrn E. 3. M. und Konforten zu &. undberbortigen Beerbigunges 
Gefeliſchaft gegenfeitig erhobenen, und von beiden Theilen zu unferer guta« tüißen ie 
ſcheidung geftellten verfspledenen Beſchwerden und Anfeagen haben wit nad) vorher. einz 
geholten beiberfeltigen Erklärungen, wie folgt, entichieden: Ba ” 
1: Daß die bortige Benaigunge-Beiitaf bereöitigt if: 
4) von den De- und Ascendenten nub befgnders aus dem Nachlaſſe eines dort verſtor⸗ 
benen Einwohners und Mitgtiebes der Bemeinbe ober beffen Kamitie für bie@rab- 
fäcte, ben zies und das Beerbigen ber Leiche auf dem dortigen Kirchhofe Nachs 
iehendes, ald: — 
# s wenn bie verfiorbene Perfon Über 20 Jahr atf geworden — "zwei Shaler 


Gourant, Pa 
b) wenn foldje aber unter: BO hſs 48 Jahre auech alt war — Einen Thaler und 
ea Sroſchen. Courant 34 rn 
©) deögleichen von 13 bis 3 Jahren excl. — Ginen Ihaler Courant, und 
d) von 3 Jahren und darunter — Gechezehn Groſchen Gourant, wobei es bei 
‚allen von’a. big #. incl. erwähnten Sien Heinen Unterfgieb macht, von 
weldiem Geflecht bie Leiche.ift, und en! . H 
e) — jet e ohne Unterſchied bes Alters und Geſchlechts ein 
etttiffen, ; . 
u forbern und zu werlang und zwar, daß ſolches noch vor ber Weerbigun, 
— ——— Hader in — an beide nad der Beerbi —— — 
ſchaft berichtiget, oder daflır ein angemeffenes berveglicheg Pfand beftellgt, und den 
gebachten Borftehern Sepänbigst werde, und 
von den De- und Ascendenien, und aus bem eimanigen Machlafle einer dort per⸗ 
forbenen fremden, nicht gu&.der Kamitte eines berfigen Mitgliedes der Gemeinde 
angehörenben, uber etwda von einerm andern Orte dortpitt zum MBearaben Beingenben 









2 


Leiche, für die Grabftätte,; den Sarg und das Beerdigen derjelben eirte nach Maps 
. gabe und den Verhättniffen, — ——— Vermögens deffelben 
von den Vorſtehern und eventualiter durch bie Stimmenmehrheit der — 
Geſellſchaft feftzufegende angemeffene und En, Vergttigung, und ET 
baarem Gelbe oder eftelung eines fichern beivegfihen Pfandes aa Ce derfelben 
vor der Beerdigung der Leiche zu fordern unt zu derlangen und bebor vederdies eſche⸗ 
ben, noch bie nd 4 feftgefegten Berbinblichkeiten erfüllt find, ift die Beetbigungsgefelle 
ſchaft nicht nerpffichtet, bie — ur Grabftätte zu bringen, demungeachtet bürfen 
dennoch nicht die etwanigen ni tem Anverwandten der Feiche oder fonft Semand, 
bie Leiche, ohne Einwilligung ber Vorfteher ber Beerdigungs-Gefellfchaft, eigens 
mächtig und allein auf dem bortigen Kirchhofe der Gemeinde begraben, ober ſich 
den Xnorönungen ber benannten Worfteher wiberfegen, vielmehr gugteren überall 
genügen, und fid) alles diefen Widerſprechenden gänzlich enthalten müffen. 


4) Bergl, aud) in den Jahrbüchern der Preuß. Monarchie pro 1798 I. ©, 240. 
bie Borftellung der Tobtengräberzunft in Königsberg. 
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en Füßen aber, wenn bie Descendenten ober. Ascendenten der 
Yerfon bed Vermögens nicht find, ober ber Rachlaß bes Defanet) nicht — 
blend u [; —X wite — oder die er 
— n, ift die jun. ellſchaſt verbunden, bie Leiche 
Serien ‚Bräter unentgelblid, gu be —8 n 


— aber wider Berhof 
4) Die Beerdigungs· Geſeilſchaft, nachdem ben Weftimmungen sub 1. und 2. gen; 
if, aus Fi — der aka urſache, dennoch bie Beerdigung ber Leiche ——— 
follte, fo is nicht nur die nächften binterbliebenen Anverwanbten und Freunde bez 
fon und deven etwa nöthige Gehülfen lage in den er 
der herkommi Orbnung, ferige auf dem bortigen Bemeindes. of, ohne daß 
der Beerbigungs«@efellichaft ein erſpruchsrecht zufteht, zu pr ndern 
Lettere find auch verbunden, jenen alle die zur Beerdigung nöthigen bort vorkandes 
‚nen Geräthfchaften ohne Ausnahme herzugeben und auszuhändigen. Dal — 
5) die dortige Beerbigungs-Gefellfchaft keine sweges verbunden iſt, und eben fo wenig 
Dazu gepwungen werden kann, ein Ditglieb ber dorti— —5— oder einer andern Gemeinde 
ohne Anfehen ber Perſon in ihre verbundene Geſeuſchaft daſelbſt aufzunehmen, 
" wenn baffelbe fich Hierzu nach ihren Statuten nicht qualifiziet, ober nad} der Mehre 
heit ber Stimmen der Geſeilſchaft dazu für nicht qualififirt erachtet wird, unb 
—— — — — ae Ben —S (hatt berechtiget, — bereits —A 
wefei haft aufgenammenes Mit; en Beſtimmungen 
it einer Geldſtrafe zu ee ner —X wieder ju entlaffen und zu 


—** 
u. Daß ver: 1 — A daſelbſt verbunden, „für bie Weerbigung feiner am 16. wi 





7 Thaler Gouran won 
We Ba 


IE. Daß anfer den ‚Vorfteberh ber Beert umas: Gefetfäaft annoch zwei Männer 
als Voriteher und Sepräfentanten ber Gemeinde, und zwar wenigftens einer ber. 
nicht ‚in der Stetbegefellfchaft aufgenommenen. Mitgliever nach der Stimmen 
mehrheit der ganzen Gemeinde zu wählen, und fobald bies geſchehen, felbigem 
a den zettigen Borftehren ber Beerdigungs, Bee ofe die allgemeine Verwal⸗ 

tung des Gcmeinbewefens ferwoht, als sh inöbefonbere bie ber Shnagoge, 4 
rmenkaffe u, f! 1, Übertragen, ind von 1 nach den allgemein eing« 
Srundfäi 9 berwältet verde, aber ni ee e bisher 9 chen die —E 
“biefer Gefcpäfte, „mit denen des Worftehers der Beat igunge⸗Geſellſchaft 
uirt bleibe, "ubti jens beide Theile die dierdurch entftandenen Koſten zur Hal 
‚Hu fragen und fi, Lege ‚gegenfeitig zu berechnen aehalun. 


Gründe w 


‚Die, Färsittichen in ben hieſigen Konigl. Landen befinblichen: "Einwohner ven; zofeß 
ſchen Glaubens machen eine vom Stante gebulbete Keligions⸗Geſellſchaft, und bie an 
einem jeben Orte befindlichen Mitglieder derfelben eine Kommune oder Gemetude au a 
der nur u Anfehung der Ausübung ihres @ottesbienftes und ihrer Gebrauche, ft 
dern auch im Wetreffder Kirchenrechte, ber Bermaltung bes Armenweſens —— 
und ber Brerdigung/ unb ber Ar dazu gehörigen @üter, eine befonbere Autonomie 
flattet, weshalb auch jet aoch nad) dem neuern Landes⸗Edikt v. 41. März c. nichts ges 
a EN in ——— 

er en en ſowol 
— —S— dem, al die Getömmliden Gehthndhe unb Dbs 
jeroaı 

:@& nun bei allen jüdifchen. Gemeinden, felbft im Auslande, bie Eimidtung, 
daß die Berwaltung ber Synagoge und des übrigen Gemeinde und Krmemoefene, von 
der bes Begrabniß⸗ und Kirchhoftweſens und den Kaffen berfelben getrennt, unb von 
verfchiebenen Worftehern verwaltet werben. ben fo ift es an allen Orten, wo eine 
—8 Gemeinde Fr Dbfervang, daß eine befondere WBeezbigunge«Öefeifäioft: 

ben Mitgliebern be er Gemeinde it, bie ihre eigene @tatuten unh die wände, 
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Kaffe hat, und wo bie Berwaltung bes Kirchhofs⸗ und Begraͤbnißweſens von ihren Vod⸗ 
ſtehern und Mitgliebern berfelben allein beforgt und verwaltet wird. .. 

Diefelbe macht aber bemungeachtet Feine alleinige Korporation aus, unb kann nicht 
als eine für fich beftehende moralifhe Perſon, fondern nur ale ein Mitglied der ganzen 
Gemeinde betrachtet werben, die lediglich diefes Gefchäft aus Religionseifer unentgeldlich 
übernommen bat, daher darf ihr Intereffe nicht dem der Gemeinde entgegen fein, viel⸗ 
mehr haben fie gar kein anderes Interefie, ald das ber ganzen Gemeinde, daher auch alle 
Rechte und Gerechtigkeiten, die fie bereits erworben haben, oder noch acqiiriren mögen, 
fie nur zum Wohl der ganzen Gemeinde erhalten und erwerben. Hiernach leuchtet es 
von felbft ein, daß der jübifche Kirchhof an einem Orte nicht das alleinige Eigenthum 
der dafelbft exiſtirenden Beerdigungs⸗Geſellſchaft ift, fondern der ganzen dortigen juͤdi⸗ 
fen Gemeinde gehört. Hiermit ſtimmen auch die Allgemeinen Landesgefege überein unb 


eſonders [chreibt der 
6. 183. Tit. 1. Th. II. des LE R. 
ausdrüdlich vor: 

Kirchhoͤfe oder Gottesaͤcker und Begräbnißpläge, welche zu den einzelnen Kirchen ges 
. „bören, find, ber Regel nach, bas Eigenthum der Kirchengefellichaft.” 

Die Statuten der Beerdigungs⸗Geſellſchaft find nur für die Meitglieder derfelben, und 
für die Gemeinde nur in fofern, als folche das gemeinnügige Wohl betreffen und bem 
nicht entgegen find, verbindlich. Es ift daher jedes Individuum der Gemeinde, wenn es 
auch Fein Mitglied der Beerdigungs⸗Geſellſchaft ift, den Statuten berfelben, weldye das 
allgemeine Beite, die veligiöfen.und herkoͤmmlichen Obferwanzen bezweden, unterworfen. 

Hierzu gehört nun unftreitig die Bezahlung ber Grabftätte und des Sarges, fo wie bie 
Ordnung und gewöhnliche Zeremonie bei der Beerdigung einer Leiche. (Srftere haben 
feine allgemeine Beftimmungen, und felbft Kestere weichen an manden Orten von eins 
ander ab, und beruhen auf Leinen beflimmten Grundfägen, ſondern hängen lediglich von 
dem Inhalt ber Statuten ber Beerbigungs-Gefellfhaft und der Berfaffung eines jeden 
Drts ab; jedoch im Betreff der erftern können nur, befonders in Hinficht der ſaͤmmtlichen 
Mitglieder der Gemeinde und ihrer Familien, die fchon beftehenden und von .ber ganzen 
Gemeinde fanctionirten Statuten und herkoͤmmlichen Gebräuche ftattfinden und verbinde 
lich fein, und die Beerdigungss@efellfchaft darf darin eine Aenderung ohne Einwillis 
gung ber ganzem Gemeinde ober deren Repräfentanten vornehmen, und daher um fo 
weniger bei demjenigen Individuo ber Gemeinde, das nicht Mitglieb der Weerbigunger 
Geſeliſchaft iſt, eine Ausnahme von der Regel machen; fondern fie muß vielmehr, fobalb 
bem, was fie nach ben einmal feftftehenden Statuten zu forbern berechtiget ifl, genüget 
werben, bie Beerdigung einer Reiche auf dem Kirchhofe der Gemeinde geftatten, und ent: 
weder das Beerdigungs⸗Geſchaͤft ſelbſt vornehmen, ober es den nöchen Anverwanbten 
und Freunden bes Verftorbenen uͤberlaſſen, und diefen nicht nur die Grabftätte, fondern 
auch bie im Beſitz habende zur Anfertigung des Grabes und der Beerdigung nöthige Ges 
raͤthſchaften hergeben. Es hat jedoch die Beerbigungs- Befeifiäaft darin ſtets die freie 
Wahl, und muß ed dieſerhalb ihrer alleinigen Erklärung überlaffen bleiben. 

Das Gutachten vom 30, März 1807 ift nur dahin zu verfleben, daß, wenn noch nichts 
deshalb feftgefeat worden, ober es die Leiche eines Fremden, nicht zu ben Ditgliebern ber 
Drtögemeinde und deren Familie Gehörenben betrifft, es non ber alsdann erfolganden 
Beftimmung der Ererbigunge-Dektricaft abhängt, nicht aber, wie bier der Fall ift, 
wo bereits in den Statuten die Beflimmungen darüber feftftiehen. Kerner ift e8 aber an 
allen Orten bei der jübifchen Gemeinde, felbft an einem Orte, wo keine befondere Beers 
bigungs:Gefellfchaft eriftirt, herkommliche Obfervanz, daß aus bem Nachlaſſe bes Ver⸗ 
ftorbenen, oder von ben hinterbliebenen vermögenden. Des ober Aicendenten ‚bie Begräbs 
niß:Gebühren, und dad, was fonft etwa nody beſtimmt iſt, entweber fofort und noch vor 
der Beerdigung der Leiche bezahlt und gegeben, ober dafuͤr ein angemeſſenes beivegliches 
Unterpfanb: — 28* wird; fo wie es auch hingegen wieder überall allgemeiner G *. 
und eine Obſervanz iſt, daß von einer in Armuth verſtorbenen Perſon, wo weder ber: 
Nachlaß derſelben dazu hinreicht, noch bie Des ober Aſcendenten des Vermögens find, 
jenes zu leiften, die Leiche unentgelblich begraben werben muß. — Jedoch ift alles Vor⸗ 
angeführte, außer — bie auf ben legtern Fall, nur hinſichts eines Mitgliedes der Ortes 
Gemeinde und beren Familie und Zugehörigen bafelbft, nicht aber auf eine etwa an dem 
Drte verftorbene, dort nicht einheimiſch gewefene Perfon, ober gar auf eine, von einem 
andern Orte zur Beerdigung bringende Ki anwendbar, fondern dann hängt bie Be⸗ 
flimmung der Begräbniß⸗Gebühren Lediglich von dem Gutachten der Vorſteher oder ber 
Mehrheit ber Stimmen der Beerbigungd:@efellfhaft, und wo bergleihen nicht exiſtirt, 
von bem Gutachten der von der Gemeinde zu bem Begräbniß⸗Geſchäft gewählten Vor⸗ 
ſteher und eventualiter von der Mehrheit ber Stimmen der Gemeinbe ab; indes mıtıß 
auch jierhe die Billigleit nie aus den Augen gefest, und bie Rorderung darf nicht zu 
Jod, jondern nach Maßgabe des verbliebenen Bermögens gemacht und berfimmt werden... 
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WR fe un in J eine vergleichen Beerbigungs-Befellfcyaft errichtet, die ende 
*8 und 5 ent De —*t* alt, 
—— ——— und bed Armenweſens der dortigen — 
—8 Sierdurch entftanden nun fo manche Inkonveniengen und Inconfes 
gm, se je auch — entſtehen mußten, ba bie Beerdi⸗ e⸗Seſellſchaft —S 
ereſſe der übrigen Gemeinde⸗Mitglieder, weiche nicht — Korporation aufges 
nommen waren, alterirte, weil keine beſondern Bepeäfentanten ver Lehtern 
die übte HRechte wahrnehmen Tonnten. Es Tann baher auch bie . 48 ber alten Gtas 
tuten und bed Kaffens Buchs feftgefeste Beftimmung, daß biegen 1 er nn eerblgungde 
FR zugleich Borfteher der Gemeinde fein orten, nicht berüdfichtiget 
Denn ber Erfolg lehrt es, daß Animofität und ee fi) einmiſchten, Fr Das 
durch ſowohl ber religiöfe Zweck verfehlt warb, als auch fogar ein er Auftritt 
entſtand, die Mkitglieber bee Gefellfhaft und die der Gemeinde, welde ie in ne ai 
genommen find, — — und einer bes anbem Rechte alı 
in dem conı alle mit der Bee: jung ber am . Rod. a. p. denen 
Sonder va &.&: Mh bemährtiet 00 ? 
ame baten nm Fe nen ig bieferhatb —E beide haben 1 über die 
ihrer fame überſch en nad ber te Deran ei ten An 
war no ——— von dem S. ©. naqh den been I ——— 
5 beftimmten Sägen, nicht mehr als 2 Sourant und a Berne für die Grabe 
ſtatie und Seerbigung feiner verftorbenen Zochter zu fordern berechtiget, und noch wenis 
ger burfte fie im, wein er zur —— dieſer —e bereit war, bie Srabſtaͤtte 
unb'bie alleisiige Beerdigung auf dem Ki ehe verweigern. Denn Letterer ift, wie oben 
jeführt worben, felbft wenn fie ſolchen auch auf ihren Namen acquirist hätten, bens 
bas Gigenthum ber ganzen dortigen Gemeinde, — noch um fo mehr daſelbſt 
Lift, wo bie Verwaltung bes Gemeindewefend ſtets mit der Beerbigungs-Befells 
Ge vereiniget geweſen unb alle Berhanblungen im Ramen ber Judenfhaft ges 
fChloffent, wie dies zum Theil das Protololl v. 21. Dec. 1782 ergiebt; daher Tann es 
nice zelevien; daß biefe Verhandlung von den Vorftehern und Mitgliedern ber Geiells 
Tehaft«nefchehen, tweil’felbige auch zugleid Vorſteher bes Gemeindewefene waren, und 
Überdies nirgends hervorgeht, daß 7 bfo8 nomine bet ae le af Be gehanis 
delt, And, für dieſe allein den Kirchhof acquirist Haben, Aus Tann 
bie Gefellfchaft auch hier nicht ‚aus einer possersione continua und —E durch 
5 nach den — Landed:Gefegen ein Recht verlangen, denn eines Thetie mans 
gelt 5 der-Berzdigungs-Gefelfichaft an einem eigenthämlichen Befigtitel, und andern 
Zheils befindet fi # diefelbe auch) nit in dem alleinigen Beſit des Kichhofs. Daf 
ige biö-jegt bie Berrbigung ber Leichen allein darauf vı borgenommen, kann al eine Bes 
nn deffetben nicht, geachtet werben, da es notorifch ift, daß diefe S ‚Henktungen 
von derfelben nicht,aus.einer Sorhergegangenen Verpflichtung der Abrigen Mitglieber 
Gemeinde, fonbern nur aus veligiöfen Abſichten vorgenommen, und ihnen von ben ans 


bern überlaffen worben. 
LER. IH 1. Sit. 7. 5.108. 
‚Hiervon abgefehen, fo mar die dortige Ka auch felbft nach thi 


em Statuten weber ein Mehreres von dem ıc. ©. u ſe — — hy —2 an 
ale Beerdigung feiner. veherbchen Zochter auf dım * —* J 

tiget. Denn ber 2c, lieb der —— und iſt nur 
— dem Beſchluß v. 24. Ey tafe feines ung an 


— auf vi 
—— Da num das Erſtere — 


— aus dem $. 16. der Elan wenn fie den ıc. ©. ©. * * ee in 3— 
miele aufgraommeneh Mitglieh Be, ein Pie — 


ig 
des 5. 13. di 
Bu Kundin ira 





nur —— — daß 5 eine A ‚erlegt werde, ie der Gefells 

[haft feeißehe 153 mit Beerdigung ber Leiche nicht zu. braten ‚en; auf biefen Kalk aber 

dem das Recht benommen ft, bie Teiche feine Angehl de en allein und ohne 

— zu beerdigen, und es iſt nicht beftimmt, baf jiefe die @rabftelle vers 
inne. 

‘Bon ber andern Seite aber. involvirt das Verfahren des ©. S. bei der Heerd jung 


feiner Tochter eine eigenmädhtige und —X wenigſtens eine irreligioſe 8 


Er hätte vor der Beerdigung feiner men Tochter entwehen han 
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Beerdigungs⸗Geſellſchaft, ober einer bortigen Gerichtsperſon ein Pfand auf Höhe ber von 
erfterer gemachten Korberung mit Vorbehalt feiner Rechte beftellen, die Beerdigung ber 
Leiche in Ruhe abwarten, und alsdann, wie jept geſbehen, feine Beſchwerden anpringen 
und ausführen können, wodurch alle gemwaltthätige Handlungen und ber öffentlich das 
« durch gegebene Aerger vermieden worben wäre; er ift deshalb auch die hierdurch entftans 
dene Beichädigung an ber Thür bes Kirchhofes und an den Brerdigungs⸗Geräthſchaften 
zu vergütigen fchulbig. IL , 
Es bat daher, um für die Folge dergleichen Auftritte und Streitigkeiten zu evitiren, 
überafl, wie geſchehen, entfchieden und fo feitgefegt werben müffen. Uebrigens rechtfertis 
get ſich ber Koſtenpunkt baburdy, daß beide Theile gleicheBeranlaflung zu ben Befchwers 
ven gegeben baden. tin, ben 26, Juni 1812 
0 en Berlin, den 26. Zuni . 
sehe Vice⸗Oher⸗Landrabbiner und Affeflores Br 
Meyer Simon Weyl, Simon Joadhim, £. Hurwitz. 
‚(Heinemann I. ©.337.) 
b) Berpflihtung der Begräbniß-Gefellfchaften zur Aufnahme aller fübi« 
chen Leichen und deren Tarif. 


aa) R. ded Min. des Im. v. 2. Dec. 1817 an bie Aelteſten ber jübifchen 
Synagoge zu Inowraclam. 

Es ift Über die von Ihnen bei dem unterzeichneten Din. unterm 11. Aug. barüber 
angebrachte Beſchwerde: 

aß nach einer Verf. der K. Reg. zu Bremberg bie Beerbigungs:@efellfchaft der iſrat⸗ 
litiſchen Gemeinde zu Inowraclam aufhören follte, 
von gebachter Behoͤrde Bericht erfordert worden. 

Aus demfelben ergiebt fi, bak von der K. Reg. gar nicht bie Aufhebung ber ges 
dachten Beerdigungs⸗Geſellſchaft ausdrücklich angeordnet ift, fonbern nur ein Tarif res 
gulirt werben foll, nach welchem bie jedesmaligen BeerdigungssKoften zu bezahlen finb, 
welches auch nothwendig ift, indem dadurch jeder hierunter bisher flattgefunbenen Will⸗ 
tühr für die Folge vorgebeagt werben wirb, unb wobei es daher fein Bewenden behält, 

(Heinemann I. ©. 346.) , 

bb) R. des Min, d. Inn. v. 14. Aug. 18239 an tie K.Reg. zu Bromberg. 

Bon dem jüdifchen Slaubensgenoffen N. zu N. wird in der urfchriftlich angebogenen 
Eingabe v. 2, d. M. über Gelverprefiungen geklagt, welche ſich die daſige jüdifche Sterbe: 
zunft bei Beerdiguug nicht zu ihr gehörig geweiener Mitglieder ber Iubengemeinte ers 
laube. Nun flimmt zwar das Min. mit dem ber Beſcheidung der K. Reg. v. 11. v. M. 

um Grunde liegenden Prinzip überein, baß die Indenſchaft eines Orts eine Privatges 
—* iſt, über deren Verhaͤltniſſe, wenn Streit zwiſchen den Mitgliedern und ber 
Gefellfchaft entfteht, der Richter zu entfcheiden hat. Allein dieſes Prinzip Tann nicht fo 
weit ausgebehnt werden, daß man dieſen Geſellſchaften auch Mißbräuche geftatten Tann, 
welche bedeutende polizeiliche Uebelftände zur Folge haben, und das Privat: Cigenthum 
der Einzelnen der Willtühr preisgeben Eönnen. Zu dieſen Mifbräuchen gehört nun un= 
fireitig bie Erhebung übermäßiger Gebühren bei Beerdigungen, zu beven Erlegung der 
orthodore Zube gezwungen wird, wenn er. fi) auf der einen Seite aus Gewiſſenhaftig⸗ 
feit nicht zu entfchließen vermag, die Vorſchriften des Kitual-Gefeges unbeobachtet zu 
laflen, auf der andern Seite aber EHEN bie Leiche fortichaffen muß, und bis zur 
Beerdigung richterliche Entfheidung nicht einholen fann. In dem Bericht v. 12. Nov. 
41817 ift die K. Reg. felbft von dieſem Grundſatze auögegangen, hat bie Feftfegung von 
Beerdigungs-Zarifen für bie Juden für nothwendig angefeben, und ift unterm 2. Dee. 
ejusd. a. deshalb das Noͤthige zu verfügen autorifirt worden. 

Hiernady mag denn bie K. Reg. auch im vorliegenden Falle und in allen Tünftigen 
das Nothige beitimmen und billige Tarife reguliren, nach welchen vorläufig alle nad 
bem jübifhen Rituals@efehe zur Beerdigung erforderliche Handlungen vorgenommen, 
und bie Leichen innerhalb der dazu geftatteten Zeit zu Grabe gebracht werben müffen. 
Dabei Tann den Beerbigungs-Zünften, wenn fle etwa wegen bes prätenbirten Gigen- 
thums an dem Begräbnißplage höhere Forderungen für die®rabftelle machen zu koͤnnen 
glauben, nachgelaflen werben, diefe Forderung nad) dem Begräbniß vor dem Rich» 
ter geltend zu machen, wenn nicht eine gütlihe Einigung ftattfindet. Allein es Tann 
ihnen nicht geftattet werben, vor dem Begraͤbniß irgend eine, nach dem Ritual⸗Ge⸗ 
fege nothmwendige Handlung einer foldyen Forberung wegen zu unterlaffen, oder dafuͤr 
eine höhere als die tarifmäßige Gebühr zu erheben. 

Bon dem, was die K. Reg. hiernach verfügt, möge biefelbe Anzeige erftatten, und die 
Befchwerbe wieder einreichen, den Beichwerbeführer aber befcheiden. 

Ann. III. G. 558.) J 
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3 8 bed K. Min. des Im, (Köhler) d. 14. Mai 1820 amdie 8. Reg. 
zu Dpveln. - 5 

Bur Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 14. März d. J., die Theilnahme der ſich in eis 
ner Stadt anfiebelnden fremden Juden an dem Begräbnißplage ber bafelbft fchon beftes 
bensen Judengemeinde betr., wird ber X. Reg. anliegend in Abfcprift eine unterm 14, 
Aug. v. J. auf eine ähnliche Veranlaffung an bie Reg. zu Bromberg erlaffene Verf. mit 
dem Bemerken mitgetheilt, daß hienach der von Ihr motgetragene Fall einftweilen, und 
ti8 bie künftige Gefeggebung ſich näher Über die Sache ausfpricht, vegulirt werben mag. 
Jedem Juden den Beitritt zur Begräbnig-Gozietät zwangeweiſe anzufinnen, ift gefeßs 
ũch nicht zuläffig. (Ann. XIV. S. 349.) 

dd) Die ®. v. 29. April 1833, 27. Febr. und 3. Juni 1840 vergl, 
oben, erſtetes sub I. C. BB, 3. b., ietztere Abſchnitt IX, 

ee) R. des Min. des Im. u. d. Pol. (v. Rochow) v. 24. März 1842 
an den Vorſtand ber jüifchen Religions-Geſellſchaft zu N. 

Dem Vorſtande der jübiihen Religionẽ⸗Geſellſchaft ertheite ia auf das Geſuch v. 8, 
DE. v. 3., in Betreff ber Weftattung der nicht zu berfelben gehörigen juͤdiſchen Glaus 
Beasge en, Nachfishendes zum Beſcheide. 

Die erſte Bedingung, welche jeber in einem Orte ſich anfiebelnden Jubengemeinde ges 
macht wich, ift in allen Zällen die Anſchaffung eines MBegräbnißplages, auf welchem 
fümmtliche, im Orte verftorbene Juden —ã— werben konnen. Die Polizei hat ſich 
nicht darum zu befümmern, auf weſſen Koften ein folder Plag angeſchafft worden, vielz 

je in allen $ällen, wenn ein Jude im Orte ftirbt, deffen Beerdigung auf dem juͤdi⸗ 
Then Gottesacker zu verlangen und noͤthigenfalls zu erzwingen. Denn, fo wenig eine 
Kommune angehalten werben Tann, einen befonderen Begräbnifplag für bie einer jübiz 
Shen Beerdigungs⸗Geſellſchaft nicht beigetretenen Juden anzufhaffen, fo wenig geftatz 
tet es Bitte, — und bie den Todten ſchuldige Pietät, es dem Zufalle zu überlaffen, 
wo eine jübifche Leiche beerbigt werben fol. Eben fo menig geftattet es die religidſe @itte, 
einen chriſtlichen Armen-Gottesader auch gut Beerdigung von Juden zu gebrauden. 

Wenn fich in einzelnen Oxten ihbiiche Begräbnißgefelliepaften bilben, fo muß audy bies 
fen bie Aufnahme aller jübifchen Leichen auf dem Plage aufgegeben werden, auch wenn | 
bie gamilie des Verſtorbenen nicht zu der Geſellſchaft gehört. Cs wird ihnen bann aber 
gfatter, einen Tarif zu entwerfen und zur Genehmigung einzureichen, unb darin, nad) 

taßgabe der Koften, welche die Anfchaffung und Unterhaltung erfordern, und des Raus 
med Hr eine Grobftelle, angemeſfen Säge feftzuitellen, Wenn aber gegenwärtig bie 
dortige Subenfhaft von Iebem, weldher fi ein Anrecht auf ben Werrdigungsplag ver- 
—3 — will, ein Eintrittsgeld von 105 Kthlr. verlangt — eine Summe, die ber Aer— 
mere gar nicht aufzubringen im Stande ift — und wenn biefelbe fir eine fremde eiche 
die Säge von 100 Rthir., 70 Kthlr. und 50 Rthir. forbert, fo eignen fich dergleichen 
Säge nicht zur Genehmigung, vielmehr laufen ſolche Borfchläge lediglich auf eine fü= 
beindwoirbige Selberpreffung Ginaus, Es bleibt daher ber Subenfehaft lebiglich über> 
Laffen, den Tarif für Mitglieder der Gefelfchaft und für —— nad) obiger Anſicht zu 
reguliren und bie Genehmigung ber K. Reg. einzuholen. Bis dahin, das dies gefchehen, 
wird nach wie vor die Beerdigung jeber jübifchen Leiche, nöthigenfatts burch polizeiliche 
Mittel, ergoungen, und der Nubarfihaft überlaffen werden, die Entſchaͤdigung für die 
Brabftelle — Sinteebtiebenen im ſechtewege nachzuſuchen . 


(BR. 6.8.) 
SL) uebliche Koftenfäge der Begräbnißgefellfchaften. 
Gutachten des Bice-Dber-Land- Rabbiner Weyl, v. 16. Nov. 1817, 
a) Anfrage ded Landraths zu Fraukfurt a. D. beim Wic-DbersBandrabs 
biner M. S. Weyl in Berlin. . 
Ew. Wohlgeboren gebe id) mir die Chre, anfiegend das aus 1 Bande und 7 Blattern 
beftchenbe Aklen ſtũck mit dem ergebenften Erſuchen zu fiberfenden, u \ 
ai Din Geraäten baräber gefätligft bakbigfe unter Rücfmndung ber ten zu⸗ 
mmen zu laflen, 
b öglich ſel, daß die Richhofs-W: bie Grabſtelle bes Kindes eir 
ER — m — —8 hf ned einer 
ueberhaupt bitte ich, mid) zu benachrichtigen, wie es bort wegen ber Grabespläge ge- 
* Halten, und mas bafür dezahlt wird, auch in weidhen Fällen dafar eine größere oder gez 
wingere Abgabe entrichtet werben muß. 
Gear a. d. D., ben 29, Dit. 1817. 
j K. Landrath und Polizel · Oirektor. 
Haulhtek, 
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0) Gutachten des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners. 


In Gemaͤßheit Ew. Aufforderung vom 29. v. M. die Beſchwerde bes Herrn 2. F. 
Namens ber unverehelichten H. &. über bie dortigen jübifchen Kirchhofs⸗Vorſteher, we: 
gen angeblich fiir ihre verftorbenes Kind zu viel gezahlten Beerdigungs-Gebühren betr., 
beehre Ich mich, Cw. sub remissione ber besfalfigen Akten Folgendes gutachtlich zu 
berichten. 

Am Allgemeinen machen bie Beerbigungs s Gefellfchaften der jüdifchen Gemeinden, 
nach den jüdifhen Rituals@efegen, eine freiwillige, aus Religiongeifer zu biefem wohls 
tbätigen und religiöfen Zwecke ſich verbindenbe Komite der Gemeinde jedes Ortes ober 
Parochie nach dem Sinne bes $. 237. Tit. II. Thl. II. MER. aus. Ihr allein ift 
das Kicchhofs: und Begraͤbnißweſen jebes Orts, wo deraleihen Gelellfchaften errichtet 
find, abgefondert von dem übrigen Gemeinde:Wefen, übertragen. Wenn baherber Kirche 
bof Fetbft, übereinftimmenb mit den Vorfchriften des L. R. $. 183. ibid. dad Gigenthum 
der ganzen jüdifchen Gemeinde jedes Orts ift, fo ftehet diefer, namentlich deren Vorſte⸗ 
hern, nicht nur die Anordnung bed Zeremonield vor und bei der Beerdigung der Leichen, 
fondern auch die Verwaltung deſſelben in vollem Maße und eben fo zu, als wären fie 
von der ganzen Gemeinde gewählt, und haben in biefer Hinficht die Rechte und Berbinds 
lichleiten eines Pfarrers und Kirchenvorftehere (88. 453. 553. 619. 1. c.). Es haben 
aber dieſelben das Recht und die Verpflichtung mie jene ($.423 und 667 ibid.) bie nach 
den Statuten einer Orts-Gefellichaft und Gewohnheiten — welche hier allein entfcheis 
ben, da keine nach $. 425 ibid. beftimmte Taxordn. des Staats vorhanden iſt — einges 
führte Gebühren und Stellgelver für Begräbnißpläge zu verlangen. . 


Sn der Regel ift in diefen Statuten der Beerdigungs:Gefellfchaft eines jeden Orts eine 
besfalfige Taxe hinfichts der Einwohner des Orts uud ihrer Kamilien, welche jübifche 
Glaubensverwanbdte find, angeordnet und feftgefeßt, doch ift fich biefe nicht überallgleich. 
Selbige heruhet auf herkömmlichen Obfervanzen jedes Orts und Belchlüffen ber Ger 
meinde oder auch nur ber Gefellfchaft allein. 


Allgemein ift ed Gebrauch, daß für die Leiche, welche eigenes Vermögen ober vermoͤ⸗ 
gende De: und Afeendenten juraeiäpt, mehr als für folche, wo dies nicht der Ball ift, 
jedoch nach den in der Zare beftimmten Säben gegeben werben muß. 


Eben fo allgemein ift auch die Gewohnheit, daß hinfichts fremder, fich nur momentan 
an einem Orte aufhaltender Perfonen, ſowohl in Anfehung ihrer felbft als ihrer unmits 
telbaren Zugehörigen, Fein beftimmter Sas und feine Zare vorhanden if, fondern es 
von der Beſtimmung ber zeitigen Vorfteher der Geſellſchaft allein abhängt, was fie für 
die Beerdigung der Leichen verlangen, in fofern der Nachlaß des Verftorbenen fich dazu 
qualifizirt, oder die De⸗ und Afcendenten vermögend find. 


Die Beurtheilung und Entſcheidung hierüber iſt das alleinige Recht und die Pflicht 
der gebachten Vorfteher, wozu ohne Ausnahme bie verftändigften, rechtlichften und reli⸗ 
gidfelten der Geſellſchaft gewählet werben, und bei welchen Billigkeit und unparteiifches 
Verfahren vorausgefest und erwartet wird. Glaubt indeß Semand, daß in einem ober 
anderem Kalle ihm von biefen zu viel gefcheben fei, fo Tann er auf das Urtheil eines 
Ausfchuffes der Gefellfchaft, allenfalld unter Borfig des Rabbiners des Orts, provoziren. 

Ein Gefinde jübifhen Glaubens gehört nun zwar rückſichtlich ber Beerdigung ſelbſt, 
fomohl nach jüdifchem Ritus, als auch nach den Landesgeſetzen zu der Parochie ber jüdi⸗ 
fhen Ort8:Gemeinde, wo es in Dienften tft, das heißt, daß die Gemeinde oder bie Bes 
erbigungs-Gefellfhaft, bemfelben, oder deffen Angehörigen ben Begraͤbnißplatz hicht ver 
fagen duͤrfe. Es können aber von bemfelben, wenn es nicht ein eingebnenes, fondern von 
einem fremden Orte dahin getommenes, und bort nit wohnhaftes Mitglied tft, die 
willkuͤhrlichen @ebühren und Stellgelber, wie von einem andern Fremden, nach der vors 
bemerkten Beflimmung genommen werben. 

Im vorliegenden Falle alfo, wo nad) der eigenen Angeige bes Herrn ®., und nach Ans 
gabe der H. ©., ihr Beſchwaͤngerer, Vater des verflorbenen und beerdigten Kinbes, ein 
vermögender Mann ift, von bem fie auch nach ben G. bie dies ſallſigen BegräbnißsKoften 
erftattet verlangen kann, 

($. 84 des erften Anpanges sum A. L. R.) 

fie felbft auch nicht als eine ganz arme Perfon betrachtet werben Tann, ba fie ben Betrag 
von ihrem früheren Dienftlohn entnommen und berichtigt hat; fo Tonnen auch bie bors 
tigen Vorſteher der Beerbigungss@efellfchaft, ihres Berfehens willen, nad den Grund: 
fäßen der Ritual: ober Landes-Gefege nicht getabelt, noch weniger zur Zuruͤckgabe des 
bereite zur Kaffe — ieze A muß Ir elle bealen 

eiben, blo ege der ur enes Anfuchen und Vorfiellungen bei ben 
Borſtehern ſolches zu bewirken. y ' 
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Diefes ift es, was ich pflichtmäßig und gutachtlich gu berichten mich verant 
den, und ftelle die —2* Verf. deshalb Ew. ꝛc. —— 9 apt gefume 


Berlin, den 16. Nov. 1817. 
Der Vice -Oberstanbrabbiner 
. Meyer Simon Werl. 
(Seinemann J. ©. 347.) 
c) Transport jüdiſcher Leichen. 

R. des Min. des Inn v. 1. Sept. 1818 an die Aelteſten der miſchen 
Gemeinde zu Koͤnigsberg in Preußen. 

Es wird Ihnen auf Ihre Eingabe vom 19. v. M., worin Sie darauf anfragen, zu 

gen, daß diejenigen jübifchen Staubenägenoffen ‚ welche auf dem Lande oder in 
et dten fterben, wo Fein jübdifcher Todtenacker ift, nady dem naͤchſten Ort, wo ſich ein 
foldyer befindet, transportirt werden duͤrfen, zum Beſcheid eroͤffnet, daß dieſerhalb eine 
allgemeine Verf. nicht erlaſſen werden kann. 

Sobald indeß die Erlaubniß zu dem Transport einer Leiche bei der Orts-Polizei⸗Be⸗ 
hoͤrde in folhen Fällen nachgeſucht wird, wo in Hinſicht auf Gefundheits Polizei nichts 
Erhebliches entgegenftehet, und namentlich bie Leiche noch nicht von der Verweſung ans 
gegriffen, oder der Todte nicht etwa an einer anftedienben bösartigen Krankheit geftors 
ben iſt, wird die Erlaubniß auch nicht verweigert werben. 

Mebrigens müflen fich die Juden⸗Gemeinden in den Städten, wo noch Fein befonderer 
Begräbnißplag für diefelben vorhanden ift, dergleichen befchaffen. (Annal, II. ©, 728.) 


BB, Art der Repartition der Gemeindebedürfniſſe unter 
bie Semeindeglieder. 
| 1) Rückſi chtlich der Landestheile in denen bad A... R. gilt, verweiſt Th. IT. 
Zit. 11. 8. 20 in Betreff der Rechte der geduldeten Religionsgefellfchaften 
auf Th. N. Lit. 6.8, 11 f nämlich auf die Rechte der erlaubten Pris 
vatgefellichaften. Diele haben unter fich die inneren Reite der Kor⸗ 
porationen und Gemeinden. Die Beflimmungen, welche für Die letzteren 
gegeben find, kommen daher zur Anwendung bei Entfcheitung aller inneren 
Rechtsverhaͤltniſſe der Judengemeinden, insbeſondere alfo auch bei Entſchei⸗ 
bungen über die Art der Repartition ber Gemeindebebürfniffe unter die Ges 
meindeglieder. Jene Beflimmungen find: nun enthalten in den folgenden 
85. 11—15 und 25— 80. it. 6. Th II. E. R. 


8. 11. Die Rechte und Pflichten ber Mitglieder erlaubter Gefellichaften unter ſich, 
werben nach bem unter ihnen beſtehenden Vertrage, in deſſen Ermangelung, "un ws 
für die verfchiedenen Arten ſolcher Geſellſchaften eegangenen beſondern Geſetzen, 
auch biefe nicht entfcheiben, nach bem Zwecke ihrer Werbinbung beurtheitt.. . 

6.12. Bei Handlungen, woraus Rechte und Verbindlichkeiten gegen. Aubere entftes 
ben, werben fie nur als Theilnehmer eines gemeinfamen Rechts, ober einer gemeinfamen 
Verbindlichkeit betrachtet. 

52.18, Dergleihen Befellfchaften ftellen im Verhãltniſſe gegen Andere, außer ihnen 
keine moraliſche Perſon vor, und können daher au, als folche, weber Grundfüde, 
noch Kapitalien auf den Namen ber Geſellſchaft erwer 

$. 14. Unter fich aber haben dergleichen —ã ſo lange ſi ie beftehen, die i ine 
neren Rechte der Korporationen und Gemeinden. ($. 25 aqq.) 

$. 15. Es kann baher ein ansfcheibenbes Mitglied von dem Geſellſchaftenermdgen nur 
bee eine einen Antheil fordern, als das Mitglied einer Korporation und Gemeinde days 
t 

6. 25. Die Rechte ber Korporationen und Gemeinden kommen nur ſolchen vom Gtaate 
genehmigten Gefellfchaften zu, die ficy zu einem fortbauernden gemeinnügigen ‚Suede 
verbunden haben. 

6. 26. Die Verhältniffe und Rechte der Korporationen umb Gemeinden find haupt 
fächlich nach den bei ihrer Errichtung geſchloſſenen Vertraͤgen, ober ergangenen Stif⸗ 
tungäbriefens nad) den vom Staate erhaltenen Privilegien und Konzeſſionen; unb nad 
— in der Folge unter Genehmigung des Staats abgefaßten Schlüſſen zu beur⸗ 


5. 27. Die ſolchergeſtalt beſtimmten Rechte und Pflichten der Geſellſchaft und ihrer 
Mitglieder, fo wie bie wegen bes Betriebes ber gemeinſchaftlichen Angelegenheiten ges 
troffenen Einrichtungen, machen bie Verfaflung diefer Kosporation. an 

3 So weit dadurch ber Zweck der Geſellſchaft, vund folhe Dre, sur wäh 


258 Staucrecht. Brehättn. bee I. — Den ganzen Gtaat batr. 


een nicht erweicht werben Tann, beflimmt find, gehören biefelben gur Grund⸗ 
‚verfaffung. 

$. 29. Grundverfafiungen Fönnen nur in foweit geändeet ober abgeſchafft werben, als 
die Rorporation felbft aufgrboben werden Tann. 

8. 30. Auch andere Berfaffungen kann die Korporation eigenmächtig, ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung bes Staats, nicht abändern. 


$. 31. Wie weit aber dergleichen Aenderungen durch einen nad) Mehrheit ber Stims 
men abzufafienden Gefellfchaftsfchlug, unter Approbation des Staats, enfolgen können, 
tft nach den unten vorkommenden Regeln zu beurtheilen. 

$. 32. Bei ber Auslegung dunkler und zweifelhafter Stellen in den Berfammlungs: 

eſetzen einer Geſellſchaft, finden bie allgemeinen Rezeln von Auslegung der Verträge, 
eſetze und Privilegien überhaupt Anwendung. 

$. 83. Doc) ift dabei auch auf die bisherige Gewohnheit bei der Gefellfchaft, fo weit 
biefelbe ihrer Srunbverfaffung und ben allgemeinen Gefegen bes Staatd nicht wider⸗ 
Spricht, vorzügliche Rüdfiht zu nehmen. 

6. 84. Soll Über dergleichen dunkle oder zweifelhafte Stellen eine allgemeine Erklä⸗ 
rung für Sie Zukunft abgefaßt werben: fo kann dies nur buch Schlüffe der Korporation 
umter Genehmigung bed Staats, gefcheben. 

8. 35. Kann kein folher Schluß zu Stande kommen: ober betrifft die Sache Rechte 
und Pflihten der Korporation gegen andere außer ihr: fo kommt dieſes Erklaͤrungsrecht 
nur allein dem Staate zu. 

6.36. Behauptet aber ein Dritter, daß er durch foldye Deklaration in feinen ſchon 
erworbenen Befugniffen gekraͤnkt fei: fo muß ihm darliber rechtliche Gehör verftattet 
werben. 

8. 37. Jedes in die Korporation neu eintretenbe Mitglieb unterwirft ſich eben daburch 

den Werfaflüngen berfelben. 

888. Won beren Beobachtung, fo weit es dabei auf Grundverfaffungen ankommt, 
tönnen aud eingelne Mitglieder niemals befreit werben. 

5.39, In wiefern aber Korporationen, oder beren Vorgefeäte, einzelne Mitglieder 
von andern zur Srundverfaffung nit gehörenden Verbindlichkeiten und Laften bispen:. 
firen Eonnen, hängt von ven befondern Einrichtungen einer jeden Art der Rorporatio: 
nen ab, 

$. 60. &o weit die Verfaffung einer Korporation aus ben biöher ($. 26—36,) anges 

ebenen Quellen nicht zu beflimmen ift, muß auf die wegen ber verſchiedenen Arten ber 
orationen ergangenen befondern Gefege Rüdficht genommen werben. 

8. 41, Wo auch diefe nichts Näheres beſtimmen, da treten nachftehenbe allgemeine 
Borſchriften ein. 

S. 42, Jedes Mitglied einer Korporation tft fehulbig, feine Handlungen bem gemein: 
ſchaftlichen Zwecke gemäß einzurichten, und zur Erreichung befjelben mitzuwirken. 

$ 43. Die Korporation iſt berechtigt, Mitglieder, welche biefem Zwecke vorſaͤtlich, 
ober font beharrlich, zumiber handeln, auszuſtoßen. 

8.44. Sie kann aber diefe Befugniffe nur unter Auffiht bes Staats, und mach ben 
von ihm vorgefchriebenen Gefegen ausüben, E 

$. 45. Ein eigentlicyes Strafrecht gegen ihre Mitglieder kann einer Korporation nur 
wegen Vergehungen, bie von ben Mitgliedern in biefer Eigenſchaft begangen worden, 
und nur in fofern zulommen, als ihr der Staat dergleichen Recht ausdruͤcklich verlie⸗ 


at. 
Ver bet Aber auch in diefem Falle muß die Korporation, bei Ausübung Ihres Straf: 
us * bie in den Geſetzen allgemein vorgeſchriebene Orbnung und Berfahrungsart 
ten. ' j oe 

.47. Auch findet gegen ſolche Strafverfügungen die Berufung auf bie vom Staate 
anstoräneten Bichterfiähle @tatt Strafverfuguns i 

» 48. Die Korporation hat das Hecht, neue Mitglieder, mit Vorwiſſen unb Beſtim⸗ 
mung des Staats aufzunehmen, 

8. 49. Rechte und Vorzuͤge, welche einer Korporation oder Gemeinde vom Staate 
Pe aan Fommen ber Regel nach allen gegenwärtigen und künftigen Mitgliedern 

elben zu ftatten. . 

8. 50. Doch können auf Vorrechte, welche nur der ganzen Geſellſchaft, als einer mo⸗ 
zalifchen Perfon betrachtet, verliehen find, einzelne Mitglieder für ihre Perfonen, und 
in ihren Privatangelegenheiten, Teinen Anſpruch machen. u 

“.51. Die Innern. Angelegenheiten einer Korporation werden durch Berathſchlagun⸗ 

nd Schlüffe der. lieber angeorbnet. — u 
12. Bei gewoͤhnlichen Bosfälen, und in den ein fir allemal dazu beſttenm ten 
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Nerfammelungen, entfcheidet ber Schluß bes in dieſer Werfammlung gegenwärtigen Mit⸗ 
glieder. . 

F. 58. Bei außerorbentlidhen Vorfaͤllen, beren Behandlung in ben Stiftungsgeſetzen 
den orbinairen Verſammlungen nicht beigelegt if, müflen ſaͤmmtliche Mitglieder aus: 
druͤcklich eingeladen werden. 

$. 54. Iſt bei ber Einladung zu felchen außerordentlichen Verſammlungen gugleich 
bee Gegenſtand ber Berathſchlagung angezeigt worden: fo koͤnnen bie erfcheinenben 
Mitglieder, ohne Rüdficht auf ihre Anzahl, einen"gültigen Schluß abfaflen. 

8. 55. Iſt aber eine ſolche ausdrädliche Bekanntmachung bed Begenftanbes ber Be: 
ratbfchlagung nicht gefchehen: fo müflen wenigften® zwei Drittel der Mitglieder gegens 
wärttg fein, wenn ein Schluß zu Stande Tommen foR, 

$. 56. Iſt die Einladung nicht gehörig gefchehen, oder in dem Falle des $. 58. nicht 
bie erforderliche Anzahl von Mitgliebern gegenwärtig geweſen: fo ift ein dennoch abges 
faßter Schluß nichtig. ' 

$. 57. Es ift binreichend, wenn die Einlabung an bem gewöhnlichen Wohnorte eines 
jeben Witgliebes, auf die in der Progeßorbnung vorgefchriebene Art, infinuirt wird. 


$. 58. Mitglieder, welche ihren bisherigen bekannten Aufenthaltsort verändern, ohne 
ben Vorſtehern der Korporation Nachricht zu geben, wo fie anzutreffen find, ift die Kor⸗ 
poration befonders einzuladen nicht ſchuldig. 

$. 59. Eben das gilt wegen folher Mitglieder, bie ihren Wohnftg aus ber Provinz 
verlegen, ohne der Korporation einen Bevollmächtigten anzuzeigen, an welchen die Eins 
labung in vorkommenden Faͤllen gerichtet werben folle. 
ben . Abweſende Mitglieber koͤnnen den Verſammlungen auch durch Bevollmaͤchtigte 

wohnen. 

8. 61. Dergteichen Vollmacht kann aber nur einem Mitgliebe ber Korporation atıfges 
tragen werben. 

. en. Die Schluͤſſe der Geſellſchaft werben nad) ber Mehrheit der Stimmen abs 


0 5. 68, Bei vorhandener Stimmengleichheit gebührt bie Entfcheibung derjenigen Bes 
hoͤrde, ber es ſelbſt zukommt, die Schlüffe ber Korporation zu beftätigen, 


6. 64. Bu aeuen Beiträgen, die weber in ber Gtiftungsverfaffung, noch in ben allge: 
en Geſetzen des Staats gegründet find, iſt bie Einwilligung aller Mitglieder erfors 

erlich. 

$. 66. Sind jedoch dergleichen Anlagen zur Erfüllung bes Zwecks der Korporation, 
ober einer von ihr vorhin ſchon rechtsgüultig übernommenen Verbindlichkeit nothwenbig: 
fo muß auch in dergleichen Angelegenheiten bie geringere Zahl der Mehrheit der Stim⸗ 
men fih unterwerfen. 

$. 66. In. keinem Kalle koͤnnen neue Anlagen ohne Vorwiſſen und Genehmigung bes 
Staats gemacht werben. 

$. 67. I von neuen Beiträgen vororbnet ift, gilt au von Erhoͤhung her bisher 
nur gewö en. —5 

$. 68. Geſellſchaftliche Rechte, welche nicht ſaͤmmlichen Mitgliebern, ſondern nur 
Einem oder dem Andern unter ihnen, als Mitglieder, zukommen, können denſelbeu, 
* bhon Willen, durch die bloße Stimmenmehrheit nicht genommen, ober einge⸗ 

net werben, 

$. 69. Eben das gilt, wenn nicht allen, fonbern nur Ginem ober etlichen Mitgliedern, 
neue Laften oder Verbinblichleiten aufgelegt werben follen. 

$. 70. Auch die Berwaktung und Rugung des der Korporation zufichenden gemein 
ſchaftlichen Vermögens wird durch Schlüffe der Korporation angeorind. . 

$. 71. Die Verwendnng muß zur Beförderung bes gemeinfchaftlichen Beften ber Ge⸗ 
ſellſchaft, und zur Erreichung ihres Endzwecks geſchehen. — 

8. 72. Derjenige Theil des Gefellfchaftsvermögens, wovon hie Rutzungen für bie 
einzelnen Mitolieder beftimmt find, muß nach den Redhten des gemeinfamen Figentkums 
behandelt werben. ( Th. 1. Zit. 17. Abihn. 1.) 

$. 73. Die Korporation ift nicht befugt, von demjenigen, was ein Mitglieb, ober auch 
ein Fremder, ihr zu einem gewiſſen beflimmten Zwecke zugewendet hat, Ohne beffen Ge⸗ 
nehmigung einen andern Gebrauch zu machen. 

8. 74. In wiefern aber bei veränderten Umftänden ber Staat, nach bem Ableben 
des Stifters, der Stiftung eine andere Richtung geben könne, iſt nach dem $. 103 
vorkommenden Grundfage zu beurtheilen. 

. 75. In allen Fällen, wo dergleichen Verfügung getroffen werben fol, muß bie noch 
beftebende Koxporation mit ihrem Gutachten zunörberft darliber vernommen, unb von 
biefen Outachten, ohne überwiegende Gründe, nicht abgewichen merken, J 
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8. 76. Auch von ben zur Erreichung bed Zwecks einer folchen Stiftung vorgefchriche« 
nen Mitteln darf die Korporation eigenmäcdhtig nicht abgehen. 

8. 77. Der Staat felbft ift, diefe Mittel und Einrichtungen abzuänbern, nur alsdann 
berechtiat, wenn Klar erbellet, daß baburch der Zweck nicht erreicht werben könne, ober 
gar verfehlt werben würbe. 

« 78. Sind dabei Verordnungen zu Bunften gewiffer beflimmter Perſonen gemacht: 
fo tann davon, ohne die Einwilligung ober volftändige Entfchäbigung ſoicher Perfonen, 
nicht abgegangen werben. " 

5.79. Iſt in bem Kalle, wenn bie Einrichtungen bes Stifters nicht buchftäblich be⸗ 
folgt würden, einem Dritten ein Recht auf bie zur Stiftung gewibmete Sache ober 
Summe beigelegt: fo findet eine Aenderung ohne die Zuziehung oder Einwilligung bies 
fes Dritten nicht Statt. 

6. 80. Werben die von dem Stifter gemachten Einrichtungen ſchon zu ber Zeit, ba: 
bie Stiftung errichtet, und ber Korporation aufgetragen worben, zwechvibrig befunden: 
fo muß der Korporation bie Annahme einer folden Stiftung nicht geftattet werden. 


2) Ueber die von den vorflehenden Geſetzen abweichende Obfervanz 
ber Juden bei Bertheilung ihrer Gemeindebedürfniffe fpricht ſich das nad» 
folgende Gutachten des Bice- Ober: Land-Rabbinerd Weyl v. 16. Mai 

15 aus: 


a) Requiſitionsſchreiben des Magiſtrats zu Schievelbein. 

Die hieſige Gemeinde moſaiſcher Religion ‚hat einſtimmig zur Regulirung ihrer Ans 
gelegenheiten Vorfteher aus ihrer Mitte, worunter auch einer von denen, die feit bem 
K. Ed., die bürgerlichen Verhältniffe ber Juden betr, hieher gezogen find, gewählt: 
Diefe Vorfteher haben fiy den 30. v. M. mit Zuziehung des unterzeichneten Bürger: 
meifter P... verfammelt, um ein jedes Mitglied diefer Gemeinde zu ſchaͤtzen, bamit bie 
nöthigen Ausgaben für das künftige halbe Jahr beftritten, und aud der Schufmeifter 
unb Koller belöftiget werben kann. Denen VBorftehern wird hierdurch dad Zeugniß ge- 
geben, daß die Abſchaͤtzung auf fehr billig ruhenden Grundfägen gefchehen iſt. Es gicht 
aber in diefer Gemeinde zwei oder drei einzelne Mitglicder, die fich dem, von den Vors 
ftehern auf Pflicht und Gewiffen abaefaßten Befchluffe, aus Neigung zum Widerſpruche, 
widerfegen wollen, obgleich Unterzeichneter fowoh! als die Vorfteher vollkommen über: 
zeugt find, daß feinem Einzigen zu viel gefchehen ift, fondern blos das allgemeine Wohl 
bezwedt worden. Hauptſaͤchlich ift darauf gefehen worben, daß ein tüchtiges Subjekt 
zum Unterricht der Zuden im Judenthum, zum Verlefen und Vorſingen in ber Syna⸗ 
goge und zum Schäditen engagirt worden; biefes Subjekt muß aber auch von ber gan 
zen Gemeinde, da kein anderer Fond dazu ba ift, natürlich bekoͤſtiget und befoldet wers 
den. Es giebt in dieſer Gemeinde zwar einzelne Mitglieder, bie die mehreſten Kinder 
zur Schule ſchicken, allein aber auch fehr arm find, biefe müflen doch wohl von ben 
Andern, wie es Pflicht ift, übertragen werben; allein, wie gefagt, es giebt einige, die 
bieiet a beherzigen, und dem von den Vorſtehern abgefaßten Beſchluſſe nicht ge 
nügen wollen. 

Ew. Hochehrwürben wirb daher ganz gehorfamft erfucht, dem unterzeichneten Magir 
ſtrat mit umgehenber Poft gefälligft anzuzeigen, ob einzelne Mitglieder der Gemeinde fich 
dem Beſchuſſe der Vorſteher nicht auch in Berlin und andern Orten, wo Ieraeliten 
wohnen, willig unterwerfen muͤſſen; denn von einem Armen mehr zu nehmen, als es 
feine Kräfte erlauben, würde ja offenbar Sünde fein. Sogar haben fich die widerſpen⸗ 
fligen Mitglieder geäußert, einen feparaten Schächter zu halten und ſich von der Ge⸗ 
meinde loszureißen. 

Sobald mir Ew. Hochehrwuͤrden Ihr Gutachten über dieſe Gegenftänbe gegeben ha: 
ben werben, wirb ber unterzeichnete Magiftrat bie Vorſteher ber Gemeinde bei einer jeben 
Sache, die auf Billigkeit berichet, zu vertreten wiflen. BE 

Gäjievelbein, ben 2. Mai 1815. Der Magiftrat. 

An den BicesOber-Land: Rabbiner Herrn Meyer Simon Weyl in Berlin. 


b) Gutachtliches Antwortfchreiben des Vice» Ober: Landrabbiners. 


Auf Ew. ꝛc. mir fehr geehrtes Schreiben dv. 9. d. M. in Betreff der von einzelnen 
Mitgliedern der bortigen mofaifchen Gemeinde, gegen die von ben Borftehern ihnen auf- 
eriegte Laſten gemachten Wiberfprüche, erwiebere ich ergebenft Folgendes: 

Im Allgemeinen ift es Ritualgefeg, und war auch flets et daß die Armen in 
einer israelitifchen Gemeinde nicht nur von allen Beiträgen befreit, ſondern bie Bebärf: 
tigen noch unterftügt werden. Um aber wiſſen zu können, wer in einem Eleinen Orte 
srrmögenb ober unvermögend ift, wurde ſonſt, und vor Cmanirung des Cdikte v. 
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41. März 1812, immer ber beider, alle brei Jahre Statt gehabten Werfarämtsing ber fand: 
Judenſchaft, wegen Entrichtung bes Schuggeldes und anderer Königl, Abgaben, gefches 
henen Bermögenfchägung jedes. Schut ſuden und bes ihm auferlegten Beitrages, zur 
Rorm genommen, und find danach bie ftäbtifchen Semeindelaſten repartict worden. Da 
bies nun ‚durch bie vorangegogene Werorbnung ceffit hat, und ein dandesgeſet über ben 
Kultus ber Jöraeliten noch nicht vorhanden iſt, fo müffen nach meinem ergebenften Das 
fürhalten auch noch bie jübifden Nitualgefege entfcheiben. Nach diefen aber gehören 
auch die Koften eines Lehrers zum Unterricht ber Kinder der Gcmeinde in ber Religion, 
der Thora und dem Talmud zu denjenigen Kommunelaften berfelben, die von ben em 
‚Hausvätesn allein getragen werben müffen. Hinſichts aber um zu beflimmen, wer 
vermögenb oder ganz unvermögenb iſt, ober wie viel. ein jeber beitragen folle, fo ift 6 
bis jegt Bedraus geweſen, baß bie Gemeinde in 3 Klaflen, naͤmlich: $) gan 3 
2) bemittelie, und 3) arme getheilt und von jeder Klaſſe nach Verhditaiß der Zahl ber 
eglieber ein ober mehrere Hausväter durchs Loos gezogen wurden, und daß bie 
dergeftalt herausgekommenen Perjonen bie Gchägungs-Rommiffion ausmachten, deren 
Beftimmum; ich bie- Gemeinde unterwerfen mußte. Es muß natuͤrlich diefer Koms 
miffion, "und nachdein fie unter Handfchlag verfichert Hat, ohne Intereffe und Rüdficht, 
und nicht einfeitig zu fi — der Etai der Ausgaben ber Gemeinde vor t werben. 
Auch dürfen unter der Schägungstommiffton miät pas ober mehrere joldyer Anvers 
wandten fi) befinden, bie nach dem Ritualgefege Zeugniß einer gegen den anbern 
ablegen bi . Die Schägung ber. von ber Kommiffion Libſt zu leiſtenden Beiträge 
aber muß, Sobald diefe mit der Schägung der übrigen zu Stande ift, van beri andern 
aus den 3 Klaffen der Gemeinde durchs Goes in wäßlende erfonen erfolgen, . 
In Beinem Kalle aber können fich. einzelne Witglieber von bet Gemeinde loötelfen, und 
ins beten ar ae Bern —* Regulk PR Heime . " 
em ich nun bie fernere jung unl ulirung Ew. etc. anl verhaiue 

ich ꝛc. Berlin, den 16. Mai 1815. ® “ * U ur 
(Seinemann I, 330.) \ * 
3) Koch bemerkt in Betreff des vorſiehenden Gutachtens: BE 
Die Meinung des BicesD.-LandsRab. Weyl, wonach bie Repartition bei WR: eines 
Bandesgefeged über ben Kultus noch nad) ben jübifhenBtitualgefei geräte, foü, ſieht 
juden nen 


B Ale Base, wie viel ein jedes 
Glied der Befellihaft zu ben Laften beizutragen hat, betrifft feine Slaubens ange 
heit, und wird auch burd) kein Nitualgefeg entjchieden. Dieles geigt Weyl ſelbſt m 
der weitern Entwidelung feines Anficht, indem er bei der Gchägung' die Juben in 2 
Klaffen, nämlich: 1) reiche, 2) bemittelte, 3) arme, getheilt wiffen wi. Dieb ift bie 
alte Einthritung nad) dem Generaljubenveglem. v. 1750, weiches gäı ft iſt. 
An deflen Stelle treten die allgemeinen Landesgeſete, welche hinlängliche Entfpeibungs« 
normen enthalten. Die Rit. ©. Choschen hamischpat c. 4 $. 1. Am. cap. 7. fi 
22..u’ cap. 168 flimmen mit‘$. 68. Zit. 6. ãh II. bes %. 2. &. darin, baj 
meindebeſchluß nad; der Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt wird, 
(Die Juden, ©. 210.) ö . ARE F 

4) Die vorftehende Anſicht iſt vom Standpunkte bed’erfinnithbeh Riche 
ters aus vollkommen richtig. Wenn gleich ed nämlich den jüdifchen Gemeinden 
unbenommen bleibt, ſich nach den ‚bei ihnen. üblichen. Sägen: für. ihre Ge⸗ 
meindebetürfniffe zu befleuern, fo Lange fie hierüber unterfich einig find, ſo 
bat doch ein jedes Gemeindemitglied ein klagbares Nicht darauf, Hut nach‘ 
den allgemeinen gefeglichen Beftimmumgen für die Gemeinbebepürfniffe bei- 
aufleueen und ber Richter wird, fo bald er in ben Fall Eommmt, hierüber zu 
entfcpeiden, diefe Entfcheidung nicht aus den Obſervangen der üdiſchen Ge: 
meinden, fondern aus den allgemeinen Landesgeſetzen nehmen. u 

Bon biefen Gefichtspunkten geben denn aud in einem Speclalfalle die 
Ertenntniffe des Landgerichts zu M. v. 6. Nov. 1820: und des Ob. L. G. 
zu Marienwerder v. 1831 aus. . . 

Der unverheirachete jübifche Kaufmann O. in M. hatte ſich geweigert, zu den Bemeindes 
laften ber Jubenfejaft beizutragen. Auf bie gegen ihn angebrachte Klage ber Judens 
raaft war ee a an inftang verurtheilt. Auf die dagegen eingelegte Appele 

In Sachen d16 Raufmanns D. in M. Beblagten und Xppelanten, wider ie ierbeie 
tifgje Gemeinde bafelbft Klägerin, und Appellatin, — 
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Erkennet der J. Senat ıc. ben Alten gemäß fir Recht: 
daß formalia appellationis richtig, und in ber Sache felbft nententia a qnu des 
K. Lanhgerichts in M. de publicato d. 6. Nov. 1828 lediglich zu beftätigen, und 
Appetlant in Eragung und respective Erftattung ber Koften der zweiten Inftang, 
fo wie in Erlegung ciner Suecumbenzftrafe von 4 Rthlr. zu verurtheilen. 


V. R. W. 


Gruͤnde. 


Appelant iſt verurtheilt, vom Aug. 1826 ab, bis zum Tage, wo er aufhört Mitglied 
ber klagenden Gemeinde zu fein, einen jährlichen Beitrag von 10 Rthir. zur Beflreitung 
ber Gemeindeauögaben zu bezahlen, 

Gr glaubt ſich dazu nicht verpflichtet, weit 

1. nach feiner Behauptung in M. keine Judengemeinde eriftirt. Dies ift unrichtig, 
denn Ausweis ber Alten des Magiftrats in M. hat die bortige Judenſchaft eine eigene 
Synagoge und einen Kirchhof, bdeſoldet einen jüdifchen Saultchee: und Schlaͤchter, 
wählt J einen Vorſteher, der vom Magiſtrate beftätigt wird. Dieſe Umſtaͤnde bewei⸗ 
fen hinlaͤnglich bie Cxiſtenz einer juͤdiſchen Gemeinde. Darauf aber, ob dieſe Gemeinde 
ſchriftliche Statuten beftst und ob dieſe yom Staate beftätigt find, kommt es bei der 
Frage: ob eine jüdifche Gemeinde ceriftirt? nicht an. 

2. Er behauptet, nicht Mitglied der Gemeinde zu fein. Dies ift ebenfalls unrichtig. 
Denn eine Kirchengefellfchaft ift nach $. 11. Zit, 11. Th. 2 des A. L. R. eine Religions: 
Geſellſchaft, welche ſich zur öffentlichen Beier des Gottesdienftes verbunden bat. So 
wie jeber Kriftliche Einwohner eines Ortes ein Mitglied derjenigen Kirchengemeinde 
wird, in welcher er feinen Wohnſitz auffchlägt, fo wird auch der jüdifche Staatsbürger, 
welcher in einer Stadt feinen Wohnfig wählt, Mitglied der dort befindlichen Juden⸗ 
gemeinde, benn das Generalprivilegium für die Judenſchaft in Preußen v. 17. April 
1750 verorbnet im $. 31: 

„Wir wollen auch fernerhin, daß bie fämmtlichen in unfern Städten wohnenden 
Schutzjuden in Religionsſachen es mit der ganzen jübifchen Gemeinde halten und keiner 
Bavon ausgeſchloſſen, noch bie gerinafte. Trennung veritattet werben fol. 

Appellant bekennt fich zum moſaiſchen Blauben, und bat fi ald Kaufmann in M. 
feit 1826 niedergelafien. Iſt er ſchon hierdurch Mitglied der dortigen Gemeinde gewor⸗ 
den, fo bat er außerbem feinen Eintritt in die Gemeinde dadurch ausdruͤcklich erklärt: 
daß er gefländigermaßen am Gotteödienfte in der Synagoge Theil genommen, ja fogar 
im Sabre 1828 und 1829 einen eigenen Pla& in der Synagoge gemiethet hat. Auch 
hat ihn der Magiſtrat zu allen Verhandlungen Über Angelegenheiten ber jüdifchen Ges 
meinbe vorgeladen. 

Appellant behauptet, daß er fich von ber juͤdiſchen Gemeinde Losgefagt habe, unb bes 
ziebt fich auf bie Werhandlung v. 26, Dit. 1826 in den Magiftratsakten, in benen er 
bei Regulierung ber Beiträge zu den Koften ber neuerbeuten Synagoge erklärt hat: 

. baß ein unverbeiratbeter Mann nicht zugezogen werde. Es fpringt in die Augen, 
daß dieſe Erflärung nicht ben Willen, aus der Gemeinde auszuſcheiden, fondbern einen 
Widerſpruch, bei den Verhandlungen zugezogen zu werben, enthält. 

Nach $. 110. Zit. 11. Th. II. des X. L. R. müffen weltliche Mitglieder der Kirchens 
geſellſchaft, fo Lange fie folche bleiben, zur Unterhaltung der Kirchenanftalten, nach ben 
Verfaflungen ber Gefellichaft, beitragen. 

Appelant will nur um deshalb von jebem Beitrage befreit fein, well er unverheirathet 
it. Gr bezieht ſich auf das Atteft ber Vorſteher ber israelitifchen Gemeinde in Elbing 
v. 16. Rov. 1829, nad) Dem, = 

bisher bei der iaraelitiſchen Gemeinde in Elbing der Gebrauch noch nicht eingeführt 
ift, von unverheiratheten Männern zum Bebarfe der jährlichen Ausgaben der Bes 
meinde eine Beifteuer-zu erheben. - 

Allein ˖ mit Recht wendet bie Appellatin ein, daß dies Atteſt Über die Verhältniffe der 
jüdifchen Gemeinbe in M. nichts enthalte. Sie beftreitet, baß bei ihr biefer Gebrauch 
eriftirt, und da nun nirgends in ben Gefegen ein Unterfchieb zwifchen verheiratheten 
und unverheiratheten Mitgliedern jüdifher Gemeinden in Beziehung auf ihre Verpflichs 
tung zu Beiträgen gemadht ift, fo muß das Verlangen des Appellanten als unbegrünbet 

"zurüdigewiefen werden. = 

Was nun bas Quantum bes geforderten Beitrages betrifft, fo hat dieXppellatin nich 
nur ben Betrag ber jährlichen Ausgaben, fondern aud das Quantum des jährlichen 
Beitrages ber übrigen Gemeinbegliever von 60, 40 und 20 Rthlr. angegeben und bes 
bauptet, daß der dem Appellanten durch einen mündlichen Beſchluß ber Gemeindemit- 
een Teile Beitrag von 10 Rthlr. feinen Berhältniffen ald Kaufmann anges 
messen 
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ellant hat gegen bad Quantum durchaus keine Ginwenbungen gem u 0 
—*8 * —* nach dem —2 der een iger t sera, mar 
ift ein Beſchluß der Bemeinde v. 4. Dec. 1830 beigebracht, —* den Beitrag bee 
Appellauten ayf 10 Rthir. feftgefegt, und wenigftens für die Zukunft, nad 85. 52, 68 
und 89, Zit. 6. Ih. II. bes X. 2. R. verbindlich ift. 

Sententia a qua war hiernach zu beftätigen, woraus pi $. 6 und 49, Tit. 23, bex 
A. P. O. der Koftenpuntt und bie Succumbenzftrafe fid) rechtfertigt. 

(Aften. des D. &. G. Marienwerder D. 21. de 1831. Roch a. a. O. ©. 211.) 

CC. Art ver Einziehung der Gemeindebeiträge von den Mit- 
Ben, welche fih den Gemeindebefchlüffen nicht unters 
werfen . | | 

Der Staat geht auf die inneren jäbiichen Gemelnbeverhältniffe überall 
da, wo fie feine Korporationdrechte Haben, nur im foweit ein, ais dies auß 
polizeilichen Gründen geboten ift, da er Diefe Gemeinden lediglich als exlaubıg 
Privat: Geſellſchaften betrachtet. Dies tritt auch bei Einziehung rückſtaͤndiger 
Beiträge zu den Bemeindebebürfniflen Geitens einzelner Mitgliedes hervor. 
Der Staat enthält fich hierbei jeder adminiſtrativen @infchreitung im Inrereſſe 
der Gemeinde und es findet mithin rädfichtlich jener Ruͤckſtaͤnde feine admini⸗ 
firative Exekution Statt, wie dies zu Bunften anderer Gemeinden der Fall if, 
vielmehr muß die jüdiſche Feligionsgeſellſchaft in ſolchen Faͤllen gegen bie 
Widerfpänftigen den Weg Rechtens befchreiten und dig Berpflichtung des 
Reſtanten aus den oben mitgetheilten Gefegen nachweiſen. Anders ift dies 
da, mo die Judengemeinden Korporationdrechte haben. 2) Diefe Lage der 
Sache ift in mehrfachen Miniſterial⸗Entſcheidungen auerkannt. Es beſtim⸗ 
men indbefondere hierüber die im Abſchn. IX, gegebenen M., namentlich 
die R. v. 33. Zuli IIM, das v. 30. Nov. 1826, 22. Sept. 1827, 25. Now 
1834, 27. Febr. 1840, 3; Juni: 1840 und 8. Sept. 1840?), Br 


Qweites Ropitl, | 


Bonden Mitgliedern der jädifchen Religiond- Befelfgaft. 


1. Die Beamten ber jübifchen Religionds Öefellfchaft. 

A. Allgemeine Beftimmungen. - a 7 8* 

Die von den jüdiſchen Religionsgeſellſchaften zur Feier ihrer Religions⸗ 

bandlungen beflellten Perfonen genießen als ſolche Feine befonderen perſoͤn⸗ 

Uhen Rechte 2). Das P. R. U. 11. 9. 26 fagt hierüber wörtlich: - 

„Die von ihr (ber geduldeten Religionßgeſe Sat Ar Feler ihrer Mei; 
Alſs 


giondhandlungen beſtellten Perſonen genießen, e, Beine beſandein 
perlönlichen Rechte. nn J u 
Demgemaͤß machten bie nashfolgenben R. bie jüdiſchen Verwaltungs⸗ 
beamten felbft in den Xerritorien nicht für mittelbare Staatödiener, ms 
die Juden wirkliche Korporationen bilden. BE | 
R. des Din. d. Inn. (v. Meding) v. 27. Mai 1842 an tie K. Reg. zu 


Pofen. 


2) Vergl. hierüber die Zufäge zu $. 2 des G. v. 1. Zuli 1839. 

2) In Betreff ber Lage ber Sache in ben Territorien, wo bie: Gemeinden Korporos 
tionsrechte haben, f. das R. v. 14. Ian. 1842 ad $. 2 des &. v. 1. Zuni 1833, 

2) Rach dem Älteren Preußiſchen Rechte, nach welchem die Juden politifihe Korporas 
tionen bildeten, war es ben Judengemeinden zur Pflicht gemacht, vor Rabbinen 
und Xelteften die gebührende Achtung zu haben und den zu ihrem Amte gehörens 
den Anordnungen .berfelben Folge zu leiften. Auch hatten dieſelben das Recht 
zur Beftrafung der Uebertreter in Geremonienfachen, Cirk. v. 22. Mai 1775. 
(N,C.C. X. ik. &. 489.) 
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» wird auf den Ber. v. 30. v. M. eröffnet, daß die Frage: ob jübifche 
Berwalun mte als mittelbare Staatöbiener anzufehen? ſchon früher zwifchen ben 
Min. des $ —* ber Juſtiz zur Berhandlung gekommen, und, wie bie in Abſchrift bei⸗ 
folgende, an die Verwaltungs: Beamten der Suden= Korporation zu R. ergangene Bes 
ſcheidung v. 19. Mai 1840 (Anl. a.) ergiebt, übereinſtimmend verneinend beantwortet 
worden tft. Hiernach hat daher die K Reg. auch Ihrerfeitd zu verfahren. 

Berlin, den 27. Mai 1842. 
Minifterium des Innern. Erfte Abtheilung. v. Mebin g. 
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Bei RKuͤckgabe der Anlagen ber Gingabe v. 23. März db. I. wird den Berwaltungss 
Beamten der ifraelitifchen Korporation zu N. eröffnet, daß Ihre Beſchwerde gegen die 
ungen bed K. Land⸗ und Stadtgerichts zu Oſtrowo und des D. 2. G. zu Pofen 
als unbe epeinde zurüdgewiefen werden muß. Dieſe Verfügungen grünben ſich —8 
daß die Bittſteller als — Beamte nicht angefehen werden können. Hiermit kann id, 
fo wie der Herr Staatsminifter v. Rochow, mic nur einverflanden erklären. Und daraus 
folgt, baß benfelben auch das Recht nicht zuftehen kann, bei Beleidigungen in Ausübung 
ihrer Funktion auf fistalifche Unterfuhung anzutragen. Es bleibt bemfelben vielmehr 
nur überlaffen, ihre Ormugtbuung im Wege des gewöhnlichen Injurien = Prozeffes zu 
ſuchen. Berlin, den 19. Mai 1840. 
Dee Juſtiz⸗Miniſter. Mühlen. 


Ya bie Berwaltungsbeamten ber ifraelitifchen Korporation zu R. 
und Abichrift au das Königl. O. L. G. zu Pofen zur Nachricht. 
(8. M. 81 1842. ©. 187.) 
- B. Die Borflcher oder Aelteſten der juͤdiſchen Waltgionbheſellſcheft ) Y. 
Allgemeine Normen über die Wahl und den Wirkungskreis der Juden⸗ 
&tefien find nicht vorhanden. In Beziehung auf Berlin beflimmte für 
frühere Zeiten hierüber die Refol. v. 18. Juni 17502), So wenig biefe 
jedoch, ald die fpätere Inſtruktion, des Verhaltens der Aelteften und 2 Bor 
fieber der Judenſchaft zu Berlin v. 28. März 17553) ift zur Zeit noch von 
Intereſſe, da fich diefelben auf dad Generals Juden: Privilegium von 1750 
beziehen, welches die Judenſchaften als Korporationen vorausſetzt. Dage⸗ 
en ergiebt ſich der Wirlungökreis der gegenwärtigen Judenaälteſten aus den 
e olgenden Schreiben: 


1) Schreiben der Königl. Polizei» Intendantur zu Berlin an ben Bice 
Ober Landrabbiner Meyer Simon Weyl dafelbfl. 


Es find gu Frankfurt an ber Oder Zubenältefte gewählt worden, biefe wünfchen eine 
Sufzuttion { über die ihnen — Pflichten und Befugniſſe zu haben. Das —* 
eisDirektorium hat mich in dieſer Beziehung um Auskunft erſucht, ob unb welche Ins 
Kruionen für die hiefigen Judenäl exiſtiren. Ich erfuche Ste daher, mir daidmog⸗ 
ichſt uͤber dieſe Angelegenheit das Erforderliche und eventualiter die extſtirende Sn 
ſtruktion abfcheiftlich mitzutheilen. Berlin, den 14. San. 1817. ° 


Aintwortfäpreiben des — — He 4 

Ev gl. Wohllöbl. PolizeisIntendantur ere ta en es 

Anfchreiben v. 14. M. wie fi a Bl nr 
Die Funktion ber hiefigen Aelteften be et bari in, 

4) bie Finanz⸗ Angelegenheiten der Gem nbe, in fofern folche bin tirchlichen Verein 
betreffen, zu verwalten, bie Einnahmen und Ausgaben, welche beide nach feſtſtehen⸗ 
den Prinzipien beftritten werben, durch Renbanten und nel beforgen zu laflen 

2) die Verordnungen, welche die Synagoge betreffen, um die herfömmilichen Anorbs 
ans aufrecht zu erhalten, unter ihrer obern Leitung refp. zu erlaffen und zu vers 
anla 

3) bie Oberaufiä über bie von ber Kommune unmittelbar zu unterhaltenden Armen⸗ 


“t Anftalte 
N die Grtheilung ihrer (dir) Wenehmigung zu ben Aufgehoten in der Synagoge; 





1) Vergl. auch die einzelnen Abſchnitte der zweiten Abtbeilung. 
2) ‚Heinemann I. &. 309, 
®) Heinemann I. ©. 364. und 869, datirt fie irrthuͤmlich von 1655. 
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5) die Anſtellung ſaͤmmtlicher Offizianten und Kirchendjener der Gemeinde, wo jedoch, 
wenn es die Wahl eines Rabbiners und Ober⸗Kantors betrifft, die Zuſtimmung 
eines Ausſchuſſes aus der Mitte der ganzen Gemeinde erforberlich ift; 

6) je ben Staatsbehörden über Kommunal: Angelegenheiten unmittelbar zu Tor: 
reſpondiren; 

7) Atteſte jeder Art, welche Gemeinde⸗Mitglieder betreffen, in ſofern ſolche bei ben 
Mir Behörden zu irgend einer Legitimation dienen, in glaubhafter Korm aus: 
zuftellen; 

8) bei außerorbentlichen Källen, fie betreffen Eirchliche oder GeldsAngelegenheiten, vers 
anlaffen fie eine Verloofung von 27 Hausvätern aus ber Gemeinde; den durchs Loos 
De ee wird der Fall vorgelegt und welche alsdann darüber durch abe 
olute ehrheit der Stimmen entfcheiden. ' 

Die Aelteften find im Ganzen die eretutive Gewalt und die Repräfentanten der Ge 
meinbe, nad beitehenben Vorſchriften oder Herkommen, welche fie, wie $. 9. *) befagt, 
nicht überfchreiten können, und fo dürfen fie auch Teine neue Schulden negoziren, 
_ Alle brei Jahre gefchiehet eine neue Wahl der Aclteften und Vorfteher dev Gemeinde. 
Die Wahl geichiehet ſchriftlich. in jedes beitragende Gemeinde-Mitglieb ift hierzu bes 
rechtigt und hat nach vorangegangener Aufforderung ber Aeclteften den Stimmzettel offen 
bei dem Beglaubten bis zu dem feſtgeſetzten Tag abzuliefern. Die Mehrheit der Stim- 
men beftimmt die Wahl, und die Oenegmigung gefchiehet von ber Königl, Regierung. 
Die Alten können wieder gewählt werden. Aus hinreichenden Gründen kann auch ein 
jeder das Amt ablehnen. 

Ich Hoffe, daß Em. Wohlloͤbl. Intendantur diefe Anzeige genügen wird, und bemerkte 
noch ergebenft, daß ic, vorftehende Nachrichten nur aus vieljähriger Erfahrung zufams 
mengetragen babe, daß mir aber keine Verfaffungsurkunde bekannt fei, worin fich die 
Zunttionen der Aelteften nach ihrem ganzen Wirkungskreife aufgezeichnet befinden. 

Berlin, den 20. San. 1817. " 

(Heinemann I. ©. 262.) 


2) Schreiben des Magiftratd zu Spandau. 


Es hat feit einiger Zeit beftändig bei der hiefigen jüdifchen Gemeinde ein Streit über 
die Fähigkeit einzelner Mitglieder, die bei Beier der Feſte vorkommenden kirchlichen Aem⸗ 
ter zu verwalten, ftattgefunden, und es hat fich zulegt der Vorfteher der jüdifchen Ges 
meinde 3. an und gewendet, und um Entſcheidung einer Streitigkeit gebeten, die wegen 
—* des Neujahrs⸗ und Verſöhnungsfeſtes vorgefallen iſt. Seine Klage hat folgenden 

nhalt: 

Am 17. Aug. d. 3. ließ 3. die Gemeinde fich verfammeln, und erklärte ihr, dag, wenn 
die beoorftehenden Feiertage in feinem Beifein volführt werden follten, er zu den beiden 
Neujahrstagen nur Einen, zu dem Verföhnungsfefte aber zwei Vorſaͤnger verfchaffen 
wollte. In diefer Verfammlung erklärte der Dr... Zee. (nach den Worten des J. g der 
Süngfte der Gemeinde, und nur als ein halbes Mitglied erſt feit einem halben Jahre) 
gegen diefen Vorſchlag: wir Eönnen folhes Geld erfparen, indem wir beide dieſes Kirchen⸗ 
amt verrichten können; ich gebe dazu nicht 2 Gr., er, der I..g koͤnne ihn darauf breifte 
verklagen, und die übrigen Gemeindeglieber flimmten diefer Erklärung bei. 

Der 3.9 war damit nicht zufrieden, weil der Hi. eo. ſich zum öftern religions- 
wibrig betragen habe, und erklärte, daß er unter dieſen Umftänden die Hauptfeiertage in 
Berlin zubringen werde, worauf ihn die Gemeinde verließ. 

Acht Zage vor dem Feſt kam 9... I... zu I3..9 und fagte, er wäre zu Ihnen nach 
Berlin gewefen, habe Ihnen die Sache vorgeftellt, habe feine —— — bereuet, 
und mündlich von Ihnen die Erlaubniß zu oben bemerkten Verrichtungen erhalten. 

Der 3..9 hat ſich darauf bei Ihnen nach der Wahrheit erkundigen laffen, und erfabs 
ren, daß aus Spandow niemand bei Ihnen gewefen fei. 

Der 3..g hat hierauf die Feiertage in. Berlin, feine Frau aber hier begangen, nachdem 
die Gemeinde ſich dennoch einen Vorfänger aus Berlin hat kommen laflen, unb es vers 
langt die Gemeinde von dem 3..g nunmehr einen Koftenbeitrag von 1 Rthlr. 12. Gr. 
9 Pf. Courant. oo 


1) Der „Norm für die ſämmtlichen Mitglieder des Adminiſtrations⸗ 
Korps ber jübifchen Gemeinde in Berlin.” Diele von der Gemeinde 
ſelbſt ausgegangene Verfaſſung ift im Sabre 1792 auf Veranlaffung des dem Ge: 
neralsDirektorium erftatteten Berichts in Betreff der General-Reform der Zus 
denſchaft von dem größten Theile der jüdifchen Hausväter in Berlin beſchloſſen 
und unterfchrieben worden. Gin großer Theil dexrfelben ift eit 181% augen Kan 
wenbung gelommen, \ 

0 
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Bei näherer Seruchmung des I..g hat derſelbe dos veligionsywibrige Betragen bes 
Bern Ian. dak Nähere bahin angegeben: 
er habe vor kurzer Zeit auf einer Auktion am Sonnabend Sachen gekauft, auch am 
Sonnabend Karten gefpielt und Tabak geraudht. 

Die Gemeinde hat bei Ohren Bernehmung behauptet, der J. g habe drei Borfänger verr 
langt, das fei ihr zu theuer gewefen, und darum habe fie gewollt, daß J. g und Der 
3... das Vorfingen verrühteten, und nur zur langen Nacht noch ein Vorſaͤnger anges 
—— werden fette, Die Wahrheit diefer Behauptung hat der I..g jedoch nicht ein⸗ 

erdumt. 
N Det H..2. 3... hat bei feiner Vernehmung die ihm vom I..g gemachten Beſchuldi⸗ 
ungen wegen feines religionswidrigen Betragens zugeftanden, hat aber wiederum ben 
Er beichuldigt, daß re vor ungefähr 17 Jahren bei dem Brauer Hanſche ein Schmalz: 
brob gegeflen Habe, unb vor etwa zwei Jahren beim Gaftwirth Riefenſthal an einem 
Sonnabend mit Licht durch ben Saal gegangen fei. 

Der 3..g hat dem viderlorochen, und 16 die Abhörung ber genannten Perfonen ge: 
fallen Laffen, die aber, wenn die Bernehmung wirklich erfolgte, ſchwerlich davon noch et= 
was wiffen würben, inbem vergleichen Wergehen ben Chriften nicht genug auffallen 


en. 

"Die ganze Sache ſcheint ſich nad) unferm Urtheit um die Bragen zu drehen: 

2) ob dem 3..g ala Borfteher der jüdifchen Gemeinde audy die Beranftaltungen bes 
en e aölleam, und ob die Gemeinde verpflichtet ift, ven Anordnungen bed 

9 zu folgen 

2) 0b de dem Du... I... zur Laſt geaten, und non ihm eingeräumten Religionsver- 
FR Ihn hr Bereißtung der Eirchlichen Gefchäfte, und In Specie des Vorſingens 
unfähig machen 

Es ——— Fragen den jübifhen Kultus; wir haben daher den Streit nicht 
entſcheiden wollen, und erjuchen Sie demzufolge ganz ergebenft R 

a na, zu unterrichten, was in biefer Sache nach jübifchen Religions: 
damit wir in diefen und ähnlichen Faͤllen diejenigen hiefigen jüdiſchen Gemeindehlieder, 
welche ſich der Ordnung wiberfegen, zurechtigifen Sönnen. 

‚Bei diefer Gelegenheit erſuchen wir zugleich um gefäligfte Auskunft, unter welchen 
Bedingungen es einem hiefigen Juden erlaubt ift, nicht mit der hiefigen Gemeinde, fonz 
bern mit einer au&wärtigen zu halten, damit wir Gtreitigkeiten, bie wegen ihrer Bei- 
tragspflichtigkeit zu —2 Semeindẽe⸗Ausgaben entſtehen / darnach beurtheilen konnen. 

;panbomw, den 10. Dec. 1819. Der Magiftrat. 
An den Dber:Ranbrabbiner Herrn Weyl Hochchrwůrden zu Berlin. 

Antwortichreiben ded Vice: Dber-Banbrabbiners. 

Einem Hodedim Magiftrat zu Spandau ermiedere ich hiermit auf Dero gefälliges 
—S 10. Dee. v. I, in Betreff der Zwiſtigkeiten der dortigen juͤdiſchen — 
meinde⸗ 

ad 1. fo obliegen allerdinge die Veranſtaltungen des Gottesdienſtes dem Vorſteher, 
und müffen feine besfalfigen Anorbnungen, wenn nicht bie Mehrheit derveme inde ⸗ 
Stimmen, und zwar ohne ben @efegen zu widerfprechen, dagegen ift, befolgtwerben. 

ad 2. Boiftder-B.... I...., ba er bie ihm zur Baft gelegten Religionsvergehen, und 
befonbers der öffentlichen Gntweihung des Sabbath eingeräumt hat, und, wie e& 
ſcheint, nicht laugnen konnte, nad) jüdifchen Gefegen zur Verrichtung des Vorbetens 
ſo —— unfähig, bis er bie Vergehen bereuet, ſolche nicht wiederholt zu begehen 
derfpriht und eine ihm auferlegte Wuße überfanden hat, welches aber bei bem 
Deco Yun, wie ih Hier ausdrüdlich bemerke, bis jegt nicht geſchehen if. 

Was Übrigens bie Abfonderung eines Gemeinde: liebes, um es mit einer auewaͤr⸗ 
tigen Gemeinde zu halten, betrifft, fo ift diefes, ohne rechtlichen Grund, ben jübifchen @ex 
fegen gemäß unerlaubt. Berlin, ben 7. März 1820. 

C. Die Rabbiner. 

1) Ihre Wahl, Konfirmation, Stellung zum Staate und 
zur Religiond-Gemeinde im Allgemeinen. 

Hierüber, fpgeghen fich die folgenden Raub, welche ſich größtentheils 
auch auf die übrigen Gemeinde-Beamten beziehen. 

a) R. des K. Min. des J. (Köhler) v. 24. April 1821 an die K. Reg. 
zu Bromberg. Werhältgiffe der jüdiſchen Rabbi. und fonfligen Syna- 

‚gogenbienen. 
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‚ Sübifche Rabbiner und ſonſtige Synagogendiener koͤnnen nicht zur Kategorie ſolcher 
kirchlichen Beamten gezählt werben, deren Qualifitation von den geiftlichen Oberbehörs 
den deß Staats zu beurtheilen ift. Die Rabbiner insbefondere find nichts weiter,. als 
Gefege und Schrifttundige, von denen fich die Juden Belehrung über bie Auslegung der 
Ceremonial- Gefege ertheilen, auch Zrauungen und andere religiöfe Handlungen vor: 
nehmen laffen körnen, ohne irgend verbunden zu fein, fich derfelben zu dem einen ober 
dem anberen Behuf zu bedienen *). Hieraus folgt, daß die Konfirmation und Beauf- 
fihtigung ſolcher jüdiihen Synagogendiener Seitens der Staatsbehoͤrden nur ben Zweck 
haben kann, zu verhüten, daß Feine in lanbespoligeilicher Hinſicht untaugliche, etwa des 
keſens und Schreibens, der deutſchen oder polniſchen Sprache unkundige oder ruͤckſicht⸗ 
lich ihrer Sittlichkeit verdaͤchtige Subjekte gewählt werden. 

Dies wird ber K. Reg. auf den an dad Min. der geiftl. Ang. und an das unterzeichs 
nete Min. gemeinfchaftlich gerichteten Bericht v. 1. v. M. zu Ihrem Verhalten bemerki 
lid gemacht. (Ann. V. S. 367.) 


b) R. des 8. Min. bes 3. (Köhler) v. 14. Kebr. 1823 an die K. Reg. 
zu Breslau. Anftelung und Bellätigung jüdiſcher Rabbiner und Ges 
meinde: Beamten. 


Im urfchriftlichen Anfchluffe wird der K. Reg, ein Geſuch der Aelteſten und, Vorſteher 
bes dortigen Zubengemeinde v. 2. d. M. um Beflätigung der von Ichterer gewählten 
Rabbiner mit dem Bemerken überfandt, daß von Ihrer Seite bei dem Min. des 3. kein 
diefe Angelegenheit betxeffender Bericht, worauf Sie ber Vorbefcheidung noch gewärtig 
fein koͤnnte, eingegangen ift. 

iervon abgelehen muß der K. Reg. bemerklicy gemacht werben, daß es nach laͤngſtens 
erfolgter Aufhebung des General: Juden Reglements an einer gefeglichen Befugniß für 
die Staatöbehörden ermangelt, Judenſchaften in Anfchung der Wahl und Anſtellung ber 
Rabbiner und anderer ihrer Beamten zu befchränken, ben einzigen Fall ausgenommen, 
wo polizeiliche Ruͤckſichten die Einmifchung der Behörden in Diele Sefellfchafts » Angeles 
genheit der Juden rechtfertigen möchten. 

Wenn demnach die von der dortigen Juden-Gemeinde erwählten Rabbiner der obrig: 
keitlichen Beftätigung jegt nicht mehr bedürfen, fo nimmt das Min, nicht Anftand, bie 
K. Reg. zu veranlaflen, die Aelteften und Vorfteher diefer Gemeinde durch Zuruͤcknahme 
der unftatthaften Inhibition der Zuziehung der erwählten Rabbiner zu den gottesbienft: 
lichen Gebräuchen der Juden Elaglos zu flelfen, und, wie diefes gefchehen, anzuzeigen. 

“ Ann, VII. ©. 847.) 


c) R, des K. Min. des I. (Köhler) v. 14. März 1823 antie K. Reg. 
zu Breslau, in derfelben Angelegenheit. Ä 


Das unterzeichnete Min. kann bie Anfichten, welche die K. Reg. in Ihrem dem K. 
Min. der G., U. u. M. Ang. unter dem 18. April v. 3 erftatteten Berichte, wegen ber 
Wahl der Rabbiner bei der dortigen jüdischen Gemeinde entwidelt hat, nicht theilen, und 
muß überbem ber Meinung fein, daß der Gegenfland dem Neflort bes zulegt genannten 
Minifterii nicht angeböre, da Juden» Rabbiner keine Jugendlehrer find, als Relis 
gtonslehrer im Sinne der riftlichen Geiftlichen aber, da fie einen geiftlichen Charak⸗ 
ter in diefem Sinne gar nicht haben, noch viel weniger angefehen und behandelt werben 


nnen. 

Wenn bie K. Reg. Sich von der jegigen Eigenfchaft und den Dbliegenheiten ber Habs 
biner näher unterrichten will, fo mag Sie von dem Inhalte bes gelegentlich erforberten, 
abſchriftlich angefchloffenen Gutachtens des hiefigen Judenſchafts⸗Aelteſten Gumberg 
v. 7. Dec. 1820 Kenntniß nehmen. 

Ze weniger das unterzeichnete Min. ſich bewogen finden kann, den JubensRabbinern 
irgend einen anderen Einfluß auf die Sudenfchaften und deren einzelne Deitglieber zugus 

ftehen, als in diefem Gutachten eines der Verhältniffe kundigen Mannes angebeutet 
ift, defto nöthiger fcheint ed, es bei der Verf. v. 14. v. M. für jest und künftig bewens 
den zu laflen, weshalb bie K. Reg. Ihr Verfahren danach abzumeffen hat. 

Uebzigens wird Dexfelben auf den Ber. v. 2. d. M. nur noch bemerklich gemacht, daß 
aus polizeilichen Gründen ber Anftellung juͤdiſcher Gemeinde: Beamten aus Inläns 
dern nur in dem Kalle nicht ftatt zu geben ift, wenn die Wahl auf Subjekte von aners 
Yannt ſchlechtem Rufe und anftößigem Lebenswandel fallen möchte, deren Wirkſamkeit 





1) Siehe hierüber au Thl. II. Abth. IT. die R. v. 23, Maͤrz 1825, 10. Nov- 
1823, 17. Zebr. 1840 und 12, Ian. 1837. 
W 
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in den ihnen zu übertragenden Aemtern bem Gemeinweſen Gefahr drohen, ober zu aͤrger⸗ 
lichen Auftritten Anlaß geben koͤnnte. (Ann. VII. &. 848.). 


d) R. deffelben Min. (Köhler) v. 24. Zuli 1823 über denfelben Gegen» 


ftand an diefelbe Behörde. 

Die K. Reg, wirb in Beſcheidung auf den Ber. v. 4. d. M., betr. die Grängen bes 
Ihr zuftehenden Oberauffihtsrechtd in Angelegenheiten des idifchen Gemeindeweſens 
Nachſtehendes bei Ruͤckſendung der urſchriftlichen Beilagen zu erkennen gegeben. 

Unter den Juden beſteht keine politiſche, ſondern bloß eine kirchliche Verbindung. Als 
Kirchen⸗Geſellſchaft betrachtet gehören Judenſchaften aber zu den bloß geduldeten, 
und genießen mithin nach der Vorſchrift des Allg. Landrechts Thl. II. Tit. XI, 
$. 20. nur bie Befugniffe erlaubter ee haften (zit. VI. 88. 11. und ff.). 
Die K. Reg. hat ſich demnach in die Gemeinde Angelegenheiten der Juden überall nur 
in fofern einzumifchen, und Ihren Unterbehörden die Einmiſchung in felbige zu geftatten, 
als folches in Anfehung ber Angelegenheiten erlaubter Privat- Gefellfchaften nach ben 
Beftimmungen bes A. L. R. zuläffig, ober aber aus polizeilichen Ruͤckſichten nothwendig 
erfheint. (Ann. VII. ©. 322.) 


e) R. ded Min. der G., U. und M. Ang. und des J. (v. Altenftein, Köh- 
ler) v. 10. Nov. 1823 über denfelben Gegenftand an diefelbe Behörde. 

Die Anfihten, welche die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 13. Juli v. 3. bezüglich auf die 
kirchlichen Angelegenheiten der Juden entwickelt hat, koͤnnen nicht genehmigt werben. 

Im Allgemeinen ift ftetd der Geſichtspunkt feftzubalten, daß Juden⸗Gemeinden nicht 
zu ben vom Staate ausdrüdlich aufgenommenen Religions Gefellfchaften, weldye a 
folche die Rechte privilegirter Korporationen genieben (A. L. R. Thl. I. Zit. 11, % 0 
zu zählen, fondern bloß al8 geduldete Gefellichaften anzufehen find. (Ibidem $. 20. 
Bon diefem Geſichtspunkte audgehenb wird die K. Reg. fich Überzeugen, daß die Ver⸗ 
haͤltniſſe der jübifchen Religions⸗Geſellſchaften überall nicht nach der für chriſtliche Kir- 
hen und für die bei denfelden angeftellten Geiftlichen gegebenen Geſetzes⸗Vorſchriften 
beurtheilt werden koͤnnen. 

Dies vorausgefchickt wirb ber K. Reg. in Anfehung ber einzelnen Gegenftände, wovon 
in Ihrem vorerwähnten Berichte gehandelt worden, zur Nachachtung Folgendes er- 


et. 

Wie es rücfichtlich des Aufgebotes und der Trauung bei juͤdiſchen Ehen zu halten ift, 
ergiebt fi) ganz unzweideutig aus dem $. 25 des Ed. v. 11. März 1812. Nach den 
Beftimmungen diefes $., welcher die Anwendbarkeit aller Vorfchriften des A. L. R. in 
Betreff der bei der Abſchließung chriftlicher Ehen zu beobachtenden Förmlichkeiten auf 
jüdifche Ehen gänzlich ausſchließt, ift fich allein zu achten. Insbeſondere kann nicht die 
Rebe davon fein, die VBorfchriften im 2. Theile 1. Zitel, welche Parochial:Verhältniffe, 
ingleichen die Rechte und Verpflichtungen chriftlicher Pfarrer, bezüglich auf das Aufge⸗ 
bot und die Zrauung bei riftlihen Ehen betreffend, auf Juden anzuwenden. 

Der Staatd:Behörde muß ed genügen, ſich davon zu verficheern, daß Ehen unter Ju⸗ 
den nicht ohne vorgängige Bekanntmachung in der Synagoge (welche die Stelle des 
Aufgebotes vertritt), und daß fie mittelft bes Zufammentritts unter dem Traubimmel, 
verbunden mit dem feierlichen Anſtecken des Ringes (anftatt der Trauung) abgeſchloſſen 
werben. Im Uebrigen hat fte fi darum, wer bie Belanntmachung in der Synagoge 
verrichtet, in welcher Form fie vorgenommen, und was etwa fonjt bei der die Stelle der 
Trauung vertretenden Körmlichkeit beobachtet wird, nicht zu befümmern. 

Daß es zu dem Abfchluffe jüdifcher Ehen eines Rabbiners gar nicht bedarf, und was 
überhaupt von dem Einfluffe und den Gefchäften der Rabbiner zu halten ift, hierüber 
ift die K. Meg. dusch die R. des Min. des 3. v. 14. Bebr. und v. 14. März c. a. hin⸗ 
laͤnglich befchieden, weshalb darauf lediglich verwielen wird. Aus dieſen R. wird fie 
fi überzeugt haben, daß die Juden⸗Rabbiner nicht fo angefehen werben dürfen, als haͤt⸗ 
ten fie in Anfehung des jübifchen Kirchenwefens diejenigen Verpflichtungen auf ſich, 
welche bad A. L. R. den hriftlichen Pfarrern auflegt. 

Mebrigens hat die von ber K. Meg. bei diefer Gelegenheit zu erkennen gegebene Unbes 
kanntſchaft mit den, in der Verordnung des verflorbenen Staatskanzlers v. 25. Juni 
1812 posit. 4. enthaltenen beftimmten VBorfchriften wegen Führung der (die Stelle ber 
Kirchenbücher bei den chriftlichen Gemeinden vertretenden) Verzeichniffe von Geburts⸗, 
Heiraths⸗ und Sterbefällen bei ben Juden befremden müffen. Indem die K. Reg. auf 
diefe Borfchriften aufmerkſam gemacht und angewiefen wird, ſich barnadı genau zu ach⸗ 
ten, glauben wir, bezüglich auf die Aeußerungen am Schluffe Ihres Berichtes wegen des 
von Ihr noch nicht beflätigten Rabbiner, auf die oben angeführten R. des Min. bes 
3. dv. 14. Febr, und v. 14. März v. 3. Bezug nehmen zu Tönnen. 

(Ann, VII. Heft 4. Nr. 63.) 
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f) RX. des K. Min. des J. (Köhler) v. 29. Juli 1825 an die K. Reg. 
zu Erfurt. Wahl der für kirchliche Werrichtungen und zeligiöfe Gebräuche 
der Juden zu beflimmenden Indivibuen. . 

Der K. Reg. wird in Beicheibung auf Ihre Anfrage in bem Ber. v. 10. d. M., bes. 
treffend die Vereidigung des Doktors N, N. ale Erfurter Staatsbürgers, eröffnet, daß, 
da die jüdifche Religion im Preußiſchen Staate bloß geduldet wird, und bie Belenner 
berfelben Feine kirchlichen Offizianten haben, welche als ſolche von ber Obrigkeit anzuer- 
kennen oder zu beftätigen wären, bie Wahl ber Perſonen, deren die Juden⸗Gemeinde fich 
zu ihren kirchlichen Berrichtungen oder fonftigen religiöfen Gebräucdhen, wie namentlich 
bei Eidesleiftungen, bebienen wollen, lediglich ihnen Telbft zu Überlaffen ift, und daher 
auch nur bie Gemeinde-Vorfteher oder Aelteften Auskunft Darüber geben können, welche 
Individuen ihres Glaubens zu dergleichen Verrichtungen geeignet und refp. zu gebraus 
chen find. (Ann. IX. ©. 657.) 

DR. der K. Min. der G., U. u. M. Ang., fo wie des J. (v. Alten« 
ftein, v. Schudmann) v. 13. Oft. 1826 an den Rabbiner R.N. Den 
Juden· Gemeinden ſteht die Wahl derjenigen Perfonen zu, deren fie ſich zu 
ihren religiöfen Verrichtungen bedienen wollen. | 

Die unterzeichneten Min. eröffnen Ihnen auf Ihre Vorftelung v. 1. Sept. d. J., 
daß Ihr Gefuh, Sie zum Ober-Rabbiner von Preußen zu ernennen, nicht zuläffig ift, 
denn da die jübifche Rerigfon im Preußiſchen Staate blos gedulbet wird, fo haben bie 
Bekenner berfelben keine tirchliche Dffilanten, welche als foldye von ber Obrigkeit zu be: 
ftätigen oder wohl gar zu ernennen wären. 

Die Wahl der Perfonen, beren bie Juden⸗Gemeinden fich zu ihren religiöfen Verrich⸗ 
tungen ober fonftigen religiöſen Gebräuchen bebienen wollen, bleibt Lediglich ihnen ſelbſt 
uͤberlaſſen. (Ann. X. ©. 1035.) 


2) Befondere Rechte und Pflihten der Rabbiner. 


a) In Betreff der Trauungen. 

Hierüber ift der zweite Theil Abth. 1. Kap. 2. zu vergleichen, die Ehe 
ber Juden betzeffend. 

b) In Anfehung der Beerdigungen. 

Vergl. oben den fiebenten Abſchnitt Kap. 3., die Beerdigung der Juden 
in medizinalspollzeiliher Beziehung betreffend, und im zehnten Abfchnitt . 
Kap. 1. sub III. D. AA. 3. dad Kirchhof und Begräbnißweſen bes 
treffend. 

c) In Anfehung der Glaubwürdigkeit ihrer Atteſte. 

aa) Ueber jüdiſche Ritualfälle war nach der früheren Verfaflung durch 
Das R. v. 16. Aug. 1773?) feflgefekt, daß in allen Fällen, wo es auf Be: 
flimmung eines jüdifchen Ritus in Ehe: und Erbfolge: Sachen anfommt, 
der Rabbi und Affeffored mit der eidlihen Vernehmung ad Articulos zu 
verfchonen, diefelben vielmehr über die ihnen vorgelegte Fragen der Parteien 
ein glaubhaftes Atteft zu ertheilen fchuldig, und damit die Wiederholung 
des Eides in jedem einzelrien Falle vermieden werde, ein für allemal zu ges 
wiffenhafter Audfertigung dergleichen Zeugniffe in Eid und Pflicht zu neh⸗ 
men feien. ‚ 

Gegenwärtig haben die Rabbiner nach der G. D. dad Recht, wenn fie 
über derartige Verhaͤltniſſe ald Sachverftändige abgehört werden follen, und 
fie wegen der dabei nöthigen genauen Ueberlegung die Abgebung eines 
fchriftlichen Gutachtens wünfchen?), legtered auf Grund einer ihnen zu dem 


2) C. C. March. 1773. ©. 543. 

2) Dies war ber Grund, wegen beffen die Ober: Landrabbiner und Affefforeß ber 
Berliner Zudenfchaft gegen fofortige Abgabe eines Zeugnifies in derartigen Sachen 
ſich erkiärten, in Folge deſſen das oben gedachte R. 9, 18. Ay. ATI an, 
Vergl. erftere Eingabe bei Heinemann I, S. 212 KR) j 
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Zwecke von bem Inſtruenten zu ertheitenden Inſtruktion, auf welche Punkte 
fi) das Gutachten zu erſtrecken habe, abzugeben). 

bb) Daß die Rabbiner aud der Zeit vor 1812 noch Erbeslegitimations⸗ 
Attefte auöftellen können, bemerkt das R. des Kammergerichts v. 18. Sept. 
1815 an dad Stabtgericht zu Berlin. 


Dem K. Stabtgericht remittiven wir die mit bem Ber. v. 25. v. M. eingereichten Do: 
fumente in der A—ſchen Hypothekenſache und eröffnen ihm dabei: . 
Der Viee-Oberlanbrabbiner und die Affefforen find allerdings berechfiget, noch jeßt, 
auf den Grund ber bei ihnen vor dem Ebd. v. 1812 verhandelten Erbtheilungss 
Alten, Legitimationd-Attefte auszuftellen, da fie ſich im Beſitze der Akten befinden, 
und brauchen bie Erben fich nicht auf einen nochmaligen Nachweis ihres Erbredhte 
zur Erlangung eines Legitimations⸗Atteſtes Seitens des Kammergerichts einzu: 
lafien, dagegen müſſen die Verhandlungen, wodurch Erbtheile cedirt und aufgege: 
ben find, m ber Ausfertigung vorgelegt und verlautbart werben. 
(Heinemann I, ©. 876.) 


d) In Anfehung Ihrer Remiuneration für Offizialaffiftenz bei abzuleiſten⸗ 
den Eiden bemerkt 


aa) dad R. des Juſt. Din. v. 6. Mai 1833 an das K. D. 2. Ger. zu 
Ratibor. 


Dem 8.D.%. G. wird auf den B t v. 28. v. M. zum Beſcheide ertheilt, daß bie 
Rabbiner und Zuden-Beglaubte, welche nach den beſtehenden Geſetzen bei Abnahme 
eines Judeneides zugezogen werden muͤfſen, als Beamte einer bloß geduldeten Religions⸗ 


Geſellſchaft, 

§. 20. Tit. 11. Thl. 2. des A. K. R., 
nicht zu den Staatsbeamten gehoͤren. Sie haben daher auch in dieſer Bezichung keine 
Verpflichtung, ben Aufforderungen der Gerichte zu genuͤgen, wenn ihnen nicht bie, in der 
Sporteltare ausgefeste Entfhädigung für die ihnen durch Abnahme eines Indeneides 
allemal entitehende Verfäumniß gewährt wird. 

Der Zuftizminifter hat daher ſchon bei anderer Gelegenheit nachgegeben, daß biefe 
Berfäumniß-Koften in unvermögenden Unterfuhungsfachen, gleich ändern baaren Aus: 
lagen, aus dem Criminalfonds entnommen werden dürfen. 

Auch in armen Progeßfachen gehören ‚die Gebühren des Rabbiners und ded Juden⸗ 
Beglaubten bei Abnahme eines Zubeneibes zu den baaren Auslagen, welche gleich der, 
den Zeugen zu gewährenden Entſchädigung, aus der Salarienkafle des betreffenden Ge: 
richte entnommen werben mäüffen. 

Da jeboch in einem folchen Falle nur bie niebrigften Säge ber Allgemeinen Gebühren: 
Zare bewilligt werden können, und es überhaupt nicht angemeffen ift, dergleichen Gebuͤh⸗ 
ren, welche principaliter von ben Parteien eingezogen werden müflen, aus der Salarien⸗ 
kaſſe vorzuſchießen, fo koͤnnen folche überhaupt nur dann bezahlt werben, 

a) wenn fie von den Parteien zur Salarienkaffe eingezogen, oder durch Koftenvorfchug 
gedeckt worden, oder 
b) wenn das Unvermögen ber Parteien, ſolche zu zahlen, feftftebt. 


bb) Das R. des Min. des J. u. d. P. v. 8. Nov. 1838. 


Auf Em. Ere. Ber. v. 11, v. M. ermiedere ich, bei Rüdfendung ber Anlage, daß bei 
ber Vereidung jüdiſcher Rekruten von winer für den Rabbiner zu zahlenden Remunera⸗ 
tion gar nicht die Rede fein kann, da jener Akt eine Offizial-Handlung ift, welche jeder, 
dem die öffentliche Funktion Übertragen worben, unentgeldlich verrichten muß. Die 
Alerh. K. O. v. 30. April v. 3. (Ann. Jahrg. 1837. ©. 673.) Tann für die biesfällige 
Forderung des Dber-Rahbiners N. nicht angezogen werden, da fie von Eidesabnahmen 
in folchen Angelegenheiten fpricht, in welchen die Parteien Gebühren zu entrichten haben, 
keinesweges aber von unentgeldlich zu verrichtenden Offizial- Handlungen. 

Die K. Reg. dortfelbft mag daher den ?c. N. mit feinem Antrage abweifen, und ibm 
dabei bemerklich machen, daß von einem ähnlichen Anfpruche eines andern Rabbiners bi 
jest bier nichts befannt worden ift. (Ann. XXII. ©. 1040.) 


e) In Anfehung ihrer Abgaben. oo. | 
Es ift bereitd oben sub I. gezeigt, daß die Rabbiner, als folche, Feine be: 


v, ©. 2. 1.10.89, 


Btaatsrechtl. Verhalm. d. J. Drn ganßen Out. ABU 


ſondere perfönliche Rechte haben, mithin auch keine Befreiung von Abgaben 
geneßen Finnen. Es deftimmsen dies noch i@befondek: · " 

aa) Rüdfihtlich der Staatd: Perſonal⸗Steuern die R. des Gen. Direl: 
tord der Steuern v. 23. Zuni 1842 und 30. Dec. 1841, welche unten beim 
eilften Abfchnitt — Abgaben der jüdiſchen Schullehrer — gegeben find. 

bb) Rücfichtlich diefer und der Kommunal» Abgaben die R. des Min. 
des J. u. d. P. (Köhler) v. 8. Dt. 1835 an die Bermalfungd : Beamten 
der jüdiſchen Korporation zu Czarnikau. Vergl. daſſelbe Abth. 2. 
Abſchn. II. — 

D) In Betreff der Verbältniffe der ſonſtigen Synagogendiener 
vergl. das R. v. 24. April 1821 oben sub Hi 1.2. ee ‚ über de⸗ 
ren Gebühren bei Trauungen Thl. II. Abth. L Kap. 2, von Trauuugen. 


E) Die jübifhen Gelehrten. . | u 

Bergi. über ihre Affiftenz bei Ableiſtung von Eiden ben Thl. U. Mbfchnitt 
den Eid betreffend. 

F, Die jüdifhen Schlaͤchter (Schächter), 

41) R. der K. Min. der G., U. u. M. Ang. und de J. 8 Altenftein 
v. Schuckmann) v. 6. Mat 1826 an die judiſchen Handeldleute N. R 
: Den Handelöteuten N. N. wirb in Beſcheidung anf ihre Gingabe v. 81. Aug. v. J 
enöffnet, daß bie Anftellung qualificivter Schächter Fein Gegenftanp der Fürſorge obrig⸗ 
keitlicher Behörden ift, indem die Beobachtung der jüdifchen Religionsgebräuche nur als 
Gewiſſensſache angefehen werben kann. (Ann. X. ©. 366.) 

2) Do dinfen nach dem R. deb Min. des J. v. 11. Juli 18121) auch 
die itwirchen Gemeinden keineswegro den Schlachter anſtellen, vielmehr Fan 
dies, wie bei jedem anderen Gewerbtseibenden, nur van ber Gtaatöbehör e 
ausgehen. 

3) Verf. der Reg. zu Pothdam v. 25. Sun. 1813. 

Es bebürfen die jüdifchen Schächter keines Gemwerbefcheines, wenn. fie bloß ad actum 
ritualem des Schähtens durch den Konfumenten oder. durch einen Kleilcher zugezogen 
werben; fie müffen fich aber bei Vermeidung der Strafe bed ſechsfachen Betrages der 
— Steuer damit verſehen, wenn ſie zugleich das Schlachten und den Fleiſchver⸗ 

auf treiben. 

Diejeni chaͤchter, welche nicht zugleich Fleiſch verfa büsfen nit äch= 
ten, a ne —— er 2% AR de 
werben fie mit der Strafe des Konſumenten gleich ben Fleifchern belegt. 

Hiernach haben fich die Poligeis und Steuerbehörben, fo wie bie jübifchen Schaͤchter 
zu achten. (Kurm. Amtsbl. 1813. &. 51.) ' 

4) Verf. der Reg. zu Potödam v. 8. Aug. 1813. | 

Die im Amteblatte Nr. 6 unterm 5. Zebr. d. J. aub Kr. 49. A. P. 1926, November 
befannt gemachte Verordnung, wegen der Gewerbſteuer der jüdifchen Schächter, wird 
nad) der Beftimmung der — gabenfeltion v. 24. März d. J. bahin deklarirt, 
Daß dieſe Schaͤchter, wenn fie ſchlachten, als Schlaͤchter, und wenn fie Fleiſch verkaufen; 
als Fleiſcher ſteuerpflichtig ſind. (Kurm. Amtsbl. 1813. ©. 888.) 

G. Beſchneiber. u 

Die R. des Min. bed J. v. 97. Mär; 1818, mitgetbäit durch V. Her 
Meg. zu Münfter v. 16. Juni 1819, fo wie das Publ. der Reg. zu Bibm⸗ 
berg v. 8. Sept. 1824 und bad R. der Min. d. G., U. u. M. Ang. und 
der jr und des 3. v. 20. Dec. 1830, vergl. im fiebenten Abfchnitt Kap: 3 
sub 11, 





— 


1) S. daſſelbe oben, 


459 Gteattcchtl. Verhaͤlin. d. 3. — Dim ganzen Staat betr, 


I. 
Bon den ſonſtigen Mitgliedern ber jüdiſchen Religions— 
. Geſellſchaft. 


Bon ben Rechten und Pflichten derſelben handeln die folgenden 88. 27. 
bis 31 und 108—112. Zit. 11. Thl. II. des A. E. NR. 

8, 27. Sowohl öffentlich aufgenommene, als bloß gebulbete Religions: unb Kirchen⸗ 
geſellſchaften müflen fich in allen Angelegenheiten, die fie mit anbern bürgerlichen Geſell⸗ 
fchaften gemein haben, nad) den Gejegen bes Staats richten. 

$. 28. Diefen Gefegen find audy die Obern und bie einzelnen Mitglieder in allen Bors 
fällen des bürgerlichen Lebens unterworfen. 

6. 29. Soll denfelben wegen Ihrer Religionsmeinungen eine Ausnahme von gewifien 
Gefegen zu flatten kommen, fo muß dergleichen Ausnahme vom Staate ausbrädlich zu 
gelaſſen fein. 

8, 30. Iſt diefes nicht gefchehen, fo Tann zwar ber Anhänger einer ſolchen Religions⸗ 
meinung etwas gegen feine Ueberzeugung zu thun nicht gezwungen werben. 

$. 31. Er muß aber bie nachtheiligen Kolgen, welche die Gejege mit ihrer unterlaffes 
nen Beobachtung verbinden, ſich gefallen laflen. 

$. 108. Die weltlichen Mitglieder einer Kirchengefellfchaft haben das Recht, ſich ber 
Anftalten der Geſellſchaft zu ihren Religionshandlungen Er bedienen. 

$. 109. Sie müffen fich aber dabei ben bei diefer Geſellſchaft eingeführten Orbnungen 
unb Berfaffungen unterwerfen. 

$. 110. So lange fie Mitglieder der Geſellſchaft bleiben, müflen fie zur Unterhaltung 
der Kirchenanftalten nach den Verfaflungen ber Gefellichaft beitragen. 

$. 111. Rur ber Staat kann beflimmen, zu welcher der verfchiedenen Kirchengemeins 
ben feiner eigenen Religionspartei jeder Einwohner als ein beitragendes Mitglied ges 
on werben foll, 

. 112. Auch ift der Staat berechtigt, jebem Einwohner zur Beobachtung MH 
äußern Kirchengebräudye und Einrichtungen berjenigen Religionspartei, zu der er ſich 
betennt, in foweit anzubalten, als davon vermöge ber Gefege bie Beflimmung oder Ges 
wißheit bürgerlicher Rechte abhängt. 


Drittes Kapitel, 


Bon den Gütern und dem Vermögen der jüdiſchen Reli: 
gions-Geſellſchaften. 


J. 


Bon dem Vermoͤgens⸗Erwerb Seitens jüdiſcher Religiond:Gefellfchaften 
im Allgemeinen. 


1) Ueberall, wo die jüdiſche Religionsgeſellſchaft keine Korporation bil⸗ 
det, iſt ſie als ſolche nicht faͤhig, ohne ſpezielle Erlaubniß des Staates Ver⸗ 
mögen irgend einer Art zu erwerben, ſondern es kann dies nur die Ges 
ſammtheit der einzelnen Mitglieder der Gefelfchaft 1). Anders verhält fich 
dies in Betreff derjenigen jüdifchen Religionsgefelfchaften, denen, wie dies 
im Großherzogthum Pofen der Kal, die Rechte einer Korporation ausdrück⸗ 
lich beigelegt find. Allein auch diefe können Vermögen nicht ohne Eins 
willigung der vorgefegten Behörde erwerben — L. R. II. 6. &. 83. — und 
inöbefondere find auch fie in Betreff des Ermwerbes von Gebäuden zu got⸗ 
tesdienftlichen Zufammenkünften an die ausdrüdliche Erlaubniß ded Staates 
gebunden. Es befiimmt hierüber ganz allgemein $. 24. Tit. 11. Thl. IL. 


1) 2, R. II. 6.8.13. Dergleichen (erlaubte Privat) Gefellfchaften koͤnnen als 
folche weder Srundftüde noch Kapitalien auf ben Namen ber Gefellfchaft erwers 
ben. Bergl, hierüber Abſchn. X, Erſtes Kap. J. BB. 2. 


Siaalsrecht. Verhaͤltn. d. J. — Den ganzen Staat bete. 153 


„Eine blos gebulbete Kirheng ellſchaft kann das Eigenthum folcher (zu gottess 
dienſtlichen Zufammenkünften mmten) Gebäude ohne befondere Grlaubniß des 
Staats nicht erwerben,” 


2) Dad R. bed Min. d. I. (Köhler) v. 27. Mai. 1817 an d. K. Reg. 
zu Liegnitz bemerkt hierüber: 

Der K. Reg. zu Liegnig wird auf Ihren Bericht v. 10. d. M., worin Sie anfrägt: 
ob jübifche Kirchengefellfchaften, als folche,tund insbefondere Synagogen, Vermoͤ⸗ 
gen. zu religiöfen Zwecken erwerben können? 

zum Beſcheide eröffnet, daß, da die jübifchen Gemeinden im Befts von Synagogen find, 
und daher in biefer Hinfiht Grund⸗Eigenthum haben, im Allgemeinen auch nachgegeben 
werben kann, baß fie zu religidfen Zwecken gemeinfames Vermögen erwerben und crhals 
ten können; in welcher Art auch des Königs Majeftät der biefigen Judenſchaft auss 
drücklich zu bewilligen geruht haben, Grundftüde zur Erweiterung bes alten Synago⸗ 
gens@ebäubes Fäuflich zu acquiriren. (Ann. 1. 9. 2. ©. 127). 

Ein juriftifches Prinzip ift in diefem R. nicht zu erfennen. Der Be 
fit von Synagogen gründet fich allemal nad) $. 24. 1. c. auf befonbere, 
der Kirchengefellfchaft ertbeilte Erlaubniß ded Staates ?), eben fo der ers 
‚wähnte Erwerb von Grundflüden zur Ermeiterung eines alten Synagos 
genbaus und ed ift juriftifch nicht abzufehen, wie aus folcher befonderen 
laubniß die allgemeine Berechtigung der Kirchengefellfhaft folgen 
fol, zu religiöfen Zweden gemeinfames Vermögen zu erwerben. Daher 
wird auch kein Gericht den Befiktitel von Grundeigenthum, welches bie 
Sefammtbeit der Mitglieder einer jüdifchen Religionsgeſellſchaft erworben, 
auf den Namen der Gefellfchaft, ſtatt auf den der einzelnen Mitglieder ein» 
tragen. Es beſtimmt in diefer Beziehung vollkommen richtig 


3) das R. v. 8. Ian. 1836. 


Der Befistitel von Grundſtuͤcken barf nicht auf bie Firma einer Handlungs⸗ ober auf 
ben Namen einer anderen erlaubten Privatgefellfchaft, welche keine Korporation bildet, 
fondern nur auf den Namen ber Mitglieder ver Gefellfchaft, ald ein gemeinfchaftliches 
Eigenthum derfelben eingetragen werben. Dies ift im $. 13. Zit. 6. unzweibeutig 
ausgeiprochen, und ber 8. 199 A. L. R. L 17. fteht nicht entgegen, und hebt den $. 13. 
eit. nicht auf, indem derfelbe nur feftfegt, baß Grundflüde, die auf den Namen aller 
Gefellfchaften eingetragen find, in dem Werhältniß zu fremden Perfonen nicht für ein 
Eigenthum der Befellfchaft angefehen werden können. Daraus folgt aber nicht umges 
kehrt, daß folche Grundftüde auf den Namen der Geſellſchaft als folcher, ſondern nur, 
daß fie auf den Namen ſaͤmmtlicher Gefellfchhafter eingetragen werben müflen. 
Daß die vom Staate genehmigten Korporationen, nicht aber die blos erlaubten Privats 
gefellfchaften, Grundftüde auf ihren Namen erwerben dürfen, rechtfertigt ſich auchz denn 
bei jenen, nicht bei diefen, müffen Aenderungen der Grundverfaflung zur Kenntniß des 
Staates, und foweit fie auf Grundftüde Bezug haben, bes Hypothekenrichters gebracht 
werben, wodurch jede einfeitige Rechtöverlegung ter einzelnen Mitglieder in Rüdficht 
der Grunpftüde unmöglich gemacht iſt; auch fallt bei jenen durch den Austritt oder Tod 
alter, oder den Eintritt neuer Mitglieder nicht, wie bei diefen, eine Beſitzveraͤnderung 
vor, und ed bedarf daher auch keiner Legitimation in diefer Hinficht. 

(Jahrb. Bd. 47. S. 368. Gräff Bd. 10. ©. 46.) 

4. Anders verhält ed fi) mit dem Befigtitel der auf Grund ſpezieller 
Erlaubniß von einer jüdifchen Religionsgeſellſchaft erworbenen Grundeigen⸗ 
thums. Wird nämlich der Beſitztitel einer Synagoge allerdings auf die Ras 
men ber jüdifchen Kirchengeſellſchaft zu berichtigen fein und nicht auf den der 
einzelnen Mitglieder derfelben: fo it dies doch eben nur die Folge der, der 
Kirchengefellfchaft ertheilten, ausdrüdlichen Erlaubniß diefer fpegiellen Acqui⸗ 
ſition, alſo die Beilegung einer Korporationd»Eigenfchaft in Bezug auf 
dad: betreffende Gebaͤude. In diefer Beziehung beſtimmt das R. d. Min. 
d. Juſt. (Mühlen) v. 31. Dec. 1840. 


— — — — 





— 


2) Bergl. aber das Recht, Synagogen aufzuhauen Fb. Kater Kay hl DD, 


E21 Staatderchel. Verhaͤltn. d. I. — Den ganyen Wtaat betr. 


An der angefähloffenen Vorftellung v. 10. d. M. befchweren ſich bie Vorſteher der 
Aubengemeinde zu N. darüber, daß das 2c. Gericht daſelbſt, unter Zuſtimmung bes 
K. O. L. G., ſich weigert, bei dem von ber gedachten Gemeinde mit Lanbeshetrlidyer 
Genehmigung zur Anlegung einer Synagoge erworbenen Grundftüd R. 404 den Bes 
Retitel für die Judengemeinde als folche zu berechtigen, benfelben vielmehr nur für die 
einzelnen Mitglieder der legtern eintragen will. 

Die Beichwerde erfcheint, unter Vorausfegung der Richtigkeit des faktifchen Bortras 
ges, allerbings begründet. 

Die dem Ed. v. 11. März 1812 unterworfenen Judengemeinden gehören unftreitig 

zu den gebulbeten Stirchengefellfchaften ($. 20. Zit. 11. Thl. II. A. L. R.). Als folche 
Tonnen fie gottesbienftliche Zufammenkünfte in gewiſſen, dazu beflimmten Gebäuden 
halten, das Eigenthbum diefer Gebäude aber nicht ohne befondere Erlaubniß des Staa- 
te8 erwerben ($$. 23 und 24 a. a. D.). Daraus folgt von felbft, daß wenn biefe Er: 
laubniß — wie im vorliegenden Kalle gefhehen ift — ertheilt worden, bas Eigenthum 
der gedachten Gebäude auch nur von der Gefellfhaft als folder, und nicht von 
ben einzelnen Ditgliebern derfelben erworben worden ift, mithin auch der Beflstitel nur 
für die Geſellſchaft berichtigt werben Tann, ba die Befigtitelberichfigung nur zur Kom: 
ftatirung des Eigenthumserwerbes dient. Zwar koͤnnen in der Regel blos erlaubte Ge⸗ 
ſellſchaften ats folche Leine Grundſtuͤcke auf den Namen der Gefellfhaft erwer- 
ben, fondern die Ermwerbung geſchieht nur für ſämmtliche Gefellfchafter und auf deren 
Kamen muß auch der Befistitel berichtigt werben ($8. 13 und 17. Tit. 6 a. a. D. — 
R. v. 8. San. 1886, Jahrb. Bd. 47. ©. 368). Dazu bedürfen die Geſellſchafter je: 
doch keiner befonderen Erlaubniß des Staats, vielmehr ift eine ſolche nur bei Korpora⸗ 
tionen erforverlich ($. 83 a. a. D.). Wenn deſſen ungeachtet gebuldete Kirchengefell: 
ſchaften, obgleich fie nur die innern Rechte der Korporationen genießen ($. 14 a. à. O. 
mid $. 20. Zit. 11 a. a, O.), das Eigenthum ber zu gottesdienftlihen Zufammenkünf: 
ten beftimmten Gebäude nur mit befonderer Erlaubniß des Staates follen erwerben koͤn⸗ 
nen, fo folgt daraus do nicht, daß auch der Erwerb für die einzelnen Mitglieder von 
der Erlaubniß des Staates abhängt, vielmehr nur, daß burch die landesherrliche Er⸗ 
laubniß ausnahmsweiſe die Gefellfhaft als ſolche befähigt wird, Grundeigen⸗ 
thum zu erwerben und demgemäß den Befigtitel für ſich berichtigen zu laſſen. Im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle wuͤrden nicht nur die geduldeten Kirchengeſellſchaften in Beziehung 
auf den Erwerb von Grundeigenthum härteren Bedingungen unterworfen fein, als an 
dere erlaubte Geſellſchaften, da die Mitglieder der legtern ohne Erlaubniß bes Staates 
Eigenthum an Grundftüdien erwerben koͤnnen, fondern es würden andy die zu gottes⸗ 
dirnftliheh Sweden deſtimmten Grundftäde als Privateigenthum der einzelnen ein- 
getragenen Mitglieber der Gemeinde und demnach ald Erekutionsobjekte für die Schule 
den der eingetragenen Beſitzer angefehen werden müffen, was der Allerh. Ordre v. 26. 
Okt. d. J. (Inſt. Min Bl. ©. 340) wiberfpredhen würde. 
Hiernach wird das K. O. 8%. G. angemiefen, dem ꝛc. Gericht zu N., wenn fonft fein 
Bedenken entgegenfteht, bie Werichtigung des Wefistitels bei bem Eingangs gedachten 
Srundftüd R. 404 für die Judengemeinde dafelbft aufzugeben. 

Berlin, ben 31. Dec. 1840. Der Sum Riniſter 

er. 


An das Königl. D. 8%, G. zu N. II. 10072. J. 7. Vol. 8. 


Beilage. 

Die biefige jüdifche Gemeinde, deren Vorſteher wir find, hat mit Genehmigung bes 
Staates das in hiefiger Stadt belegene Grundſtuͤck Nr. 393 gekauft und zur Sonagoge 
eingerichtet. Eben fo hat fie einen eigenen DBegräbnißplag eigenthuͤmlich erworben. 
"Bon beiden Srundftüden ift der Beflstitel auf den Nanten der hiefigen Zubengemeinbe 
berichtigt worden, P 

Diefe Synagoge entſprach nicht mehr dem Bebürfniß der Gemeinde, und es wurde 
ae zum Verlauf diefes Gebäudes und zum Ankauf des Grundftäds Nr. 404 
nachgeſucht. 

Mittelſt der Allerh. Kab. Ordre v. 18. Juli 1838 iſt dem Antrage auch deferirt und 
der Gemeinde der Ankauf des Grundſtuͤcks Nr. 404, ſo wie die Einrichtung deſſelben zu 
einer Synagoge und zur Lehrermohnung geſtattet worden. 

Der Kaufkontrakt ift in Gefolge diefer Allerh. Genehmigung abgefchloffen und dem 
diefigen Koͤnigl. ꝛc. Gericht zur Berichtigung des Befistitele eingereicht Yoorben. 

Die genannte Behörde verweigert aber die Berichtigung des. Befigtiteld dufben Na 
men der Gemeinde, und will denfelben nur auf den Namen der einzelnen Mitglieder 
berfelben berichtigen. 

Bir ſtellten dern pieſigen 36 Gericht vor, daß von bem Grundftüd Ar, 393 und von 


Siaatoerchti. Bechälm. der 3. — Den ganzen Staat it. ABB 


dem Wegräbnißplage der Beſitztitel für die Gemeinde berichtigt worden ſei, «Hein unfere 
Borkellung wurde unberudfichtigt zuruͤckgewieſen. 

Die —32 — der Sopothetenbehötde erfcheint uns nicht gerechtfertigt, denn die Allerh. 
Kab.sOrdre v. 18. Zuli 1838 geftattet den Ankauf des erwähnten Grundftüds und die 
Ginrichtung deffelben zu einer Synagoge nicht den Mitgliedern ber hiefigen jübifchen 
Gemeinde, fondern der Gemeinde felbit ala folcher. 

Diefe Allerh. Kab.Ordre ftimmt auch mit den Beſtimmungen bes $. 24. Zit. 11. 
Thl. II. des A. 8. R. überein, welcher verordnet: 

„Sine blos gebuldete Kirchengefellichaft kann aber das Eigenthum ſolcher Gebaͤude, 
ohne befonbere Erlaubniß des Staates, nicht erwerben,” 


woraus folgt, 


daß, wenn die Genehmigung von Seiten ded Staates ertheitt ift, auch eine blos 
gedulbete Kirchengefellichaft das Ei rar von Gebäuden erwerben ann. 
Kann aber eine blos geduldete Kirchen ef aft mit Genehmigung bes Staatd Eigen: 
thum erwerben, fo muß auch ber Befistitel von diefem erworbenen Gigenthum für fie 
— als folde — berichtigt werben Tönnen, da der Befistitel nur die Eintragung ber 
ftattgefundenen Erwerbsart in das Hypothekenbuch ift. 

‚Ohne mit feinen eigenen Anordnungen in Konflitt zu gerathen, kann ber Geſetzgeber 
nicht von einer Seite geftatten, daß die Gemeinde — als ſolche — Eigenthum erwerbe, 
und von der andern Geite verweigern, daß ihr über den flattgefundenen Erwerb bes 

enthums die im Geſetz angeorbnete hypothekariſche Beieinigung ertheilt werde, 

iefe Gründe trugen wir dem Königl. DO. 2. G. zu NR. im Wege ded Nefurfes vot, 
find aber gleichfalls aus dem Grunde zuruͤkgewieſen, weil bie jüdifche Gemeinde Feine 
Korporation bilde, und weil die Verleihung der Möchte einer ſolchen aus der Allerh. 
Kab.⸗Ordre v. 18. Zuli 1838 nicht zu entnehmen fei. 

Bei dem hoben Intereſſe, welches diefe Angelegenheit für uns hat, wagen wir, bie 
Beurtheilung dieſer zwifchen ung unb den Behdrden obwaltenden differenten Infibten 
zur Eniſcheidung Erd. Extllenz ganz unterthänigft vorzulegen. 

Zur Redtfertigung unferer Anficht erlauben wir uns, noch außer ben oben Akgeführs 
ten Gründen folgende hinzuzufügen. 

1. Bat dit Auerh. Kab.⸗Ordre v. 18: Juli 1838 ganz umbebingt der Gemeinde den 
Ankauf des Haufes Nr. 404, zur Einrichtung einer Synagoge, erlaubt; 

Il. unterliegt es keinem Zweifel, daß den Zubengemeinden im Großherzogthum Pofen 
durch das Geſetz vom Zahre 1833 nicht größere Rechte haben eingeräumt werben follen, 
alö den Judengemeinden in ben alten Provinzen, welche nach bem Gefes v. 11. Mär 
1812 das Preuß. Staatsbürgerrecht erworben haben. Die Zubengemeinde im Broßs 
berzogtgum Pofen wird aber in Bezug anf ihre kirchlichen Werbhältniffe als Korporation 
betrachtet, unb würde daher, wenn die Anficht ber hiefigen Hypothekenbehoͤrde als bes 
gründet erachtet würbe, offenbar vor den Judengemeinden der alten Provinzen bevors 
zugt fein, da jene Eigenthum, diefe aber ein folches nicht erwerben können. 

j ee ſolche Anomalie kann aber unmoͤglich in der Intention bed Geſetzgebers gegrün: 
et ſein. 

III. Iſt in der Allerh. Kab.-Ordre v. 26. Okt. d. 3. ausdrüdlich beſtimmt worben, 
daß Synagogen und Vegräbnißpläge ber Zubengemeinden nicht sub hania geftellt wer: 
ben können, Nach ber Intention des hiefigen 2c. Gerichts ift das von und erfaufte und 
zu einer Synagoge eingerichtete Grundftüd Nr. 404 nur das Privateigenthum ber eins 
zelnen Mitglieder unferer Gemeinde, und als ſolches müßte es fogar für bie Schulden ber 
einzelnen Witglieder als Gegenftand der Erekution dienen können, da bad Vermoögen 
der Privaten dem Verkehr nicht entzogen werben kann. 

In fofern würbe fidy mit diefen vom König. ıc. Gericht aufgeftellten Grundſaͤhen 
jene Alerh. Kab.⸗Ordre nicht in Einklang bringen laſſen. 
Offenbar hat derfelben aber die gefeglich motivirte Anficht zum Grunde gelegen, daß 
die Synagoge ein Eigenthbum der Gemeinde — als folder — rg und daß es daͤher nicht 
dem gewoͤhnlichen Verkehr unterworfen fein darf. 

Iſt diefe Annahme richtig, dann unterliegt es auch feinem Bedenken, daß bei Beſitz⸗ 
titel für die Gemeinde von diefem Grundftüd berichtigt werden muß. 

Wir erlauben ung, dabei zugleich zu bemerken, daß bei allen übrigen Gerichtshoͤfen 
und auch früher beim biefigen 2c. Gericht darüber Fein Zweifel obgemwaltet hat, daß ber 
Befistitel für die Gemeinde berichtigt werben kann, und daß die in der Verf. v. 21. 
März v. J. aufgeftellte Anficht nur das Erzeugniß einer ſceptiſchen Erörterung iſt. 

Wenn Em. Ercellenz geruben, diefe Grunde einer Prüfung geneigteft zu uͤnterwer⸗ 
[en und erwägen, welche Verwirrung bei den Hypothekenakten und in ber Gemeinde 
elbft mit der Zeit entftehen muß, wenn der Befigtitel für mehr als hundert Perfonen 
berichtigt werben muß, To werben Hochdieſelben unfere Witte gexeditiertinr IRUEUS, 
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bas ıc. Gericht hierſelbſt anzuweiſen, daß es ben Befigtitel von dem in hiefiger 
ee unter R. 404 belegenen Grundftüd auf ben Ramen ber Jubengemeinbe 
:berichtige. 

&ollten die. Exellenz aber die Anficht bes ꝛc. Gerichts für gerechtfertigt erachten, 
dann bitten wir ehrfurchtsvoll, und in Bezug auf die Synagoge, aus Rüdficht der und 
bebrohenden Nacıtheile, bie Rechte einer Korporation Allerh. Orts auszuwirken. 

N. den 10. Dez. 1840. Die Borfteher der hiefigen juniihen Gemeinde. 


NN. N. 
(Zuft. Min. Bl. 1841. S. 4—36.) 


5) Die Subhaftation von Synagogen und Begräbnißplägen iſt 
verboten durch die K. D. v. 26. Oft. 1840. 


Schi finde, im Einverftändniffe mit den in Ihrem Ber. v. 9. d. M. entwidelten 
Gründen, die Beſchwerde der Judenſchaft zu N. durchaus gerechtfertigt und ermädhtige 
Sie deshalb, die Aufhebung der vom dortigen Stadtgericht verfügten unftatthaften & 
haſtation ber Synagoge und bed Bezraͤbnißplatzes ber Supplikanten zu verfügen. 


n Friedrich Wilhelm. 
ben Staats⸗ und. Zuftiz-Minifter Mühler. 
(J. M. Bl. 1840. ©. 340. V. M. BI. 1840, ©. 457.) 

Der Rechtsgrund diefer K. D. ift in einer zweiten durch R. v. 27. April 
1840 mitgetheilten K. O. v. 14. April 1840, durch welche die Subhafta- 
tion über ein Fumilienbegräbniß aufgehoben wird, dahin angegeben, daß 
Begräbnißpläge überhaupt dem bürgerlichen Verkehr entzogen find. 

(J. M. Bl. 1840. ©. 143. V. M. Bl. 1840. ©. 154.) 


6) Die Stände in den Synagogen. 
a. Diefe Stände find als Immobilien zu betrachten und als ſolche eintra⸗ 
gungdfähig in dad Hypothekenbuch. 
aa. R. v. 18. Mai 1804, betr. die Realgerichtsbarkeit über die 
Stände in den Judenſchulen. 


Sn den mehrften Orten der biefigen Provinz find die Stände in ben Judenſchulen 
Gigenthum der Befiger und verfäuflih. Ihr Werth ift fehr verfchieden und ſchwebt in 
ben Pr von 100 bi8 1000 Gulden, auf bem Lande aber oft unter 100 Guldenz 

e baften: 

4) prinzipaliter der Zubenfchaft des Orts für die Staats: und andere jubenfchaftliche 
Abgaben des Beſitzers. Die Zubdenfchaft fieht fich oft genöthigt,. wenn fie ben 
Befiser nit in Nahrungsverfall bringen will, bamit lange nachzuwarten, aber 
eben diefe Judenſchaft hat auch 

2) bin und wieder für baare Anlehen Konfenfe zur Verpfändung diefer Stühle 
gegeben. , 

So lange nun die juͤdiſche Gerichtsbarkeit beftand, haben wir hiervon Feine weitere 
Notiz genommen, ald daß wir im Falle eines Konkurfes verordnet haben, ed müſſe der 
Verlauf unter Mitwirkung des Konfensrichtere gefchehen, es müflen ferner die nach oben 
unter 4 und 2 etwa darauf haftenden Pfandrechte mit Zugiehung des Konkurskurators 
verifizirt, ſodann aber nur der Reft des Erlöfes an die Konkursmaſſe abgeliefert werden. 
Diefe Maßregel ſchien uns gleid, richtig, man mochte die Sache nach den gefeglichen 
Vorſchriften von handhaften Pfändern oder nach denjenigen von Immobilien unter einer 
fremden Jurisdiktion betrachten. 

Nachdem aber. die jüdifche Gerichtsbarkeit aufgehoben wurbe, glaubten wir biefe 
Stühle als Gerechtigkeiten betrachten zu müflen, über welche ein Hypothekenbuch bei 
dem Richter bes Orts zu führen ift. Die jüdifchen Gemeinden aber, befonders die zu 
— und Fürth, haben gegen diefe Anficht der Sache Beſchwerden geführt, und 
ehaupten: 

1) Diefe Schulftände hätten keineswegs die Qualität von Rechten, welche Smmobilien 
gleich zu achten wären, wohl aber 

2) diejenigen von Kauftpfändern, da fie durch den Vorſchuß der Schule in dem Beſitze 
der Korporation als folcher, wären, welcher fie für die Abgaben hafteten. 

3) Wenn durdy die Korporation fremden Gläubigern Konfenfe ertheilt werben, fo fei 
dies blos eine Verficherung daß die ihnen prinzipaliter verpfändete Sache nicht eher 
zurüctgegeben werben folle, als bis auch der fremde Gläubiger befriedigt worden, 

ein Konfens bes Debitoris in diefe Maßregel. 
ten bir Grunbfäge von Immobilien auf viele Stühle angewanht waren, ſo 
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würben fie,.wenn gleich oben ad 1 angegebene Pfandrecht in rubr. II, eingetras 

gen würde, dennoch nicht hinlänglich geföhert fein, weil fie ſodann 

a) in Anfehung ber Zeit durch die Vorſchrift der A, G. DO. Thl. I. Zit. 50, 
$5 357—358 gebunden wären, 

b) Fa Befiger ohne ihr Borwiflen fremde Schulden auf den Stuhl eintragen laſ⸗ 
en könne. ’ 

Endlich werde 

5) den Befigern durch die gerichtliche Aufnahme der Kontrakte bei Beſitzveraͤnderungs⸗ 

fällen eine unnoͤthige Laft aufgelegt. 

Db ums num gleich alle biefe Grunde nicht überzeugen, fo ſcheint es doch, als könnten 
diefe Schulftände füglich auch für die Zukunft in Anſehung der jüdifchen Laften und Ab⸗ 
gaben, als Sauftpfänder betrachtet werden. Dies koͤnnte auch für die Be gelten, 
n welchen die Judenſchaft einem fremden Gläubiger ein Nachpfandrecht zuftehen wollte; 
jebod) werben wir, um etwanige Mißbraͤuche zu verhüten, anordnen: 

daß in diefem Falle ein jchriftlicher Pfandkontrakt durch den perfönlichen Richter 
des Verpfänders aufgenommen werben müffe. 

In Konkuröfällen, denn bei diefen ift allein die Brage von Nutzen, würde ſodann das 
Geſchäft nach geſetzlichen Vorſchriften von Fauſtpfaͤndern zu behandeln ſein. 

Wir erbitten uns allergnädigſte Belehrung, um danach die fernern Maßregeln treffen 
zu lönnen. Ansbach, den 5. Mai 1804. 


Die Regierung. f 


Auf die vermittelft Ber. v. 5. d. M. gefhehene Anfrage wegen ber Realgerichtebarkeit 
über die Stände in den Judenſchulen befcheiden Wir Euch, daß, da es offenbar auf. 
einer Fiktion beruht, die Stände in den Judenſchulen zur Klaffe derjenigen Mobilien 
zu zählen, welche ohne wirkliche Aushändigung an den Glaubiger, ald Kauftpfand ver⸗ 
pfändet werden können, weiches bekanntlich zur Erleichterung bes Commertii und\ber 
Banquegefchäfte nur bei einigen Gegenftänden dieſer Art durch bie V. v. 16. Juni 1785 
nachgelafien worden, es zweckmaͤßiger ift, ad ductum der Hppothelenorbnung Tit. 1. 
8.15. ©. 5., über diefe Stühle eigene Hypothelenbücher zu führen, in der zweiten Rus 
brik zu bemerken, daß ihr Werth nad) der Provinzialverfaflung prinzipaliter der Juden⸗ 
ſchaft des Orts für Staats: und andere Abgaben verhaftet fei, und alddann bieje Ver⸗ 
pfandungen, Ginräumung bes Vorzugsrechts und dgl. lediglich nad) den Grundfägen 
des L. R. und der Hypothekenordn. zu beurtheilen, da die Gründe ber Judenſchaft, wie 
Ihr felbft anführt, weder überzeugend, noc den geſetzlichen Vorſchriften angemeſ⸗ 
fen find. (N. Archiv Bd. 4. ©. 118, Rabe Bd. 8. ©. 54.) 

bb, Die Beftimmung des verftehenden R. ift jedoch in Folge des R. des 
Aufl, Min. (v. Kircheifen) v. 5. San. 1813 an dad Kammergericht nicht 
zur Ausführung gelommen. 

Dem K. Kammergerichte wird auf den, Über die Befchwerde der Aelteften ber Juden: 
ſchaft zu Frankfurt a. d. D., wegen ber, von dem dafigen Land» und Stadtgerichte bes 
abfichtigten Eintragung der Sige oder Stände in der Synagoge ad Rescriptum dv, 
* Sept. pr., unter dem 23, Nov. ej. a, erſtatteten Ber. hierdurch zum Beſcheide 
ertheilt: 

bag, da die Schulftände und Sige der Zuden in den Synagogen bis Tegt weber 
. bier, noch in Frankfurt a. d. O. in das Hypothekenbuch eingetragen worben, biefe 
Eintragung auch gegenwärtig zu unterlaffen ift. 

Das K. Kammergericht hat daher die beabfichtigte Einrichtung eines Hypothekenbuchs 
über dergleichen Sitze einzuftellen, auch das Stadtgericht zu Frankfurt a. d. O. En ins 
ftruiren, von der zum Zwecke dev Eintragung von ber daſigen Zubenfchaft erforderten 
Einreihung eines nach den Nummern der Schulftände anzufertigenden Berzeichniffes 
der Eigenthümer berfelben, abzuftehen. (Jahrb. Bd. 2. ©. 187.) 


b. Daß die von Vermiethung der Kirchſtellen chriftlicher Kirchen han⸗ 
beinden $$. 676— 685. Tit. 11. Thl. Il. des L. R. ı) auf Stände in den 


1) Diefe $$. lauten: 
$. 676. Wo die Vermiethung ber Kirchftellen hergebracht iſt, da gebührt fels 
bige den Vorftehern, 
$. 677. Sie können die Stelle an Eingepfarrte und an Fremde zum Gebrauch 
uͤberlaſſen; doch haben die Erftern den Vorzug. 
$. 678. Die Vorfteher koͤnnen die hergebrachten Kirchenftellengelber ohne Bes 
. willigung der Eingepfarrten nicht erhöhen. 
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Judenſchulen nicht Anwendung finden, bemerkt daß R. v. 23. SM. 1829, 
welches oben im neunten Abichnitt gegeben ifl. (sub 1. 5.) 


Filfter Ahſchnitt. 
Das jüdiſche Schulwefen 1). 


Erfies Kapitel. 
Das Verhältniß des Staated zum jüdiſchen Schulmefen. 
I. 
Verbälinif des Staated zum jüßifhen Schulwefen im 
Allgemeinen. 


Da tıı Stat im Allgenwinen die jüdifche Religionsgeſellſchaft nur 
ald eine erlaubte Privatgefelichaft anficht, fo mifcht fich die Berwaltung 
in deren ‚Streitigkeiten, wie oben, Abſchnitt IX. targeflelt worden nur 
für den Fall, wo died von Polizei wegen behufs Aufrechthaltung der öffent- 
lihen Ruhe und Ordnung nöthig iſt und überläßt die Schlichtung von 
Streitigkeiten, fofern darauf von dem einen oder andern Theile pronocirt 
wird, den richterlihen Behörden. Dies Prinzip ift nun aber auch in Be⸗ 
treff dee Schulangelegenheiten in einigen Min. R. ausgefprochen. So 

1) in dem R. des Min. d. Inn. v. 3. Nov. 1820 2). Berner: 

2) R. d. K. Min. d. 3, fo wieder G., U. x. Ang. (v. Schuckmann, 
v. Kamptz) v. 22. Sept. 1827 an die K. Reg. zu Münden. Aufbringung 
der Unterbaltungsfoften für jüdifche Schulen. " 

Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 6. d. M. in Betreff des juͤdiſchen Elementar⸗ 
Schulmefend-hierbdurd eröffnet, daß, ba die jüdifhen Schulen jederzeit nur als Privat⸗ 
Anftalten gelten Eönnen, ed den Mitgliedern der jüdiſchen Gemeinden lediglich überlaf: 
fen breiten „müßte, in welcher Art fie die Koften zur Unterhaltung diefer Schulen aufs 

Können fie ſich darüber nicht unter fi in Güte einigen, fo muß die Sache zur richter« 
lichen Entſcheidung gelangen. (Ann. A. Ar. 54. ©. 120.) 


— 


F. 679. Das Vermiethen der Kirchſtellen fol niemals nach Art einer öffent⸗ 
lichen Berfteigerung gefchehen. 

$. 680. Bei neu errichteten Kirchen muß die Bertheilung der Stellen von ben 
Vorftehern, unter Beiftimmung des Patrone oder Kirchenkollegit und Genehmis 
gung ber geiftlichen Obern, nad) Klaffen, oder durch das Loos beforgt werben. 

$. 681. Wo nad befondern Verfaflungen Kirchftellen gewiſſen Perfonen ober 
Familien erblich verlichen find, da können bie Eigenthümer biefelben an Andere 
vermiet hen, und zum Gebrauch einräumen; auch ſie auf ihre Nachkommen 
vererben. 

$. 682. Dagegen Tönnen fie das Eigenthum weder unter Lebendigen, noch 
von Todeswegen, an Andere übertragen. 

$. 683. Menn der Eigenthümer einer foldhen Stelle ohne Nachkommen flirt, 
ober die Parochie verläßt: fo fallt die Stelle an die Kirche zurück, 

$. 684. Kirchſtühle, die Semanden in Rüdficht feiner Würde oder feines 
Amts angewiefen find, Tönnen von ihm an Andere quf Feine Weiſe überlaflen 


werben. 

$. 685. Kicchftühle, die einem Haufe oder Gute für beftändig zugefchlagen 
find, gehen mit diefem Grundftüd zugleich auf jeden Befiger deffelben, auch 
wenn er einer andern Religionspartei zugethan ift, über, 

1) Ausfü brlihe Mittheilungen über die züdifche Sreifchule zu Berlin enthalten die 
von Zeit zu Zeit im Drud erfchienenen Nachrichten von herfelben 5 B. „Eilfte 
Nachricht von dem Zuftande der jüdifhen Treifhule in Berlin, womit zur Öffentl. 
Prüfung ıe. einladet Lazarus Bendavid, jegiger Direktor der Schule,” 

Berlin, 1818. 
2) ©, daffelbe oben Abſchn. IX. sub. II, 
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3) R. des Min. der G., U. und Med. Ang. (v. Altenſtein) v. 4. Sept. 
1835 an den Prediger NM. N. eo | . 
Da die jüdiihe Elementarſchule zu N. von Zuden und für Juden. ausſchließich ges 
gründet if, fo darf die K. Reg. diefelbe nach dem Beſchluſſe des K. Staatgmin. v. 
10. Mai 1830 nur als Privatfchule anfehen, und als folche zwar beauffichtigen, in ihre 
VBerfaflung aber nicht eingreifen. Die K. Reg. zu Liegnig bat daher auch feine Mittel 
das eftehen der gedachten Anftalt herbei zu führen und zu erzwingen, unb fie kann 
auch von hier aus nicht, wie Sie beantragen, veranlaßt werben, zur Beichaffun 
bes den Lehrern N. R. gebührenden Gehalts ergreifende Maßregeln zu treffen. Es my 
— den Lehrern überlaſſen werden, ſich wegen ihres Gehalts an die Aelteſten der 
Judenſchaft zu wenden, von welchen ſie zu Lehrern der Gemeinde berufen ſind. 
(Ann. XIX. S. 731.) 

Das in diefen Reſkripten und einigen unten folgenden R. beiläufig auge 
ſprochene Prinzip kann jedoch in Betreff. der Schutangelegenheiten in feiner 
Art gebilliget werden. Man bemüht ſich vergebens ten Grund zu finden, was 
sum der Staat fich des, auf Bildung der Fünftigen Generationen fo ein, 
flußreichen, Ober aufſichts⸗Rechtes Über die jüdifchen Schulangelegenheiten 
begeben will, da ex darin unmöglich liegen kann, daß dem Staate die Bil« 
dung der Juden gleichgültig exfcheine. In der That wiberfprechen aber auch 
diefe R. den betr. allgemeinen Gefeßen und erfcheinen bemgemäß nicht von 
Gültigkeit?). 


II. 
Oberaufſicht des Staates auf das jüdiſche Schulweſen. 


1) Behörden, welche diefe Oberaufficht führen. 

a) Die jüdifchen Elementarfchulen find zunächft, wie alle andere Elemen⸗ 
tarfehulen, theild da wo das A. ER. gilt, unter die Aufficht des chriſtlichen 
Predigerd des Ortes geftellt 2), tbeild unter die der flädtifchen Schutlome 
miffionen und der Bezirks⸗Schul⸗Inſpektoren*). 

Das A L. R. verordnet Thl. I. Kit. 12. 88. 12—17. 47. 48. 

$. 12. Bemeine- Schulen, die dem erften Unterrichte der Tugend gewidmet find, fies 
hen unter der Direction ber Gerichtsobrigkeit eines jeden Orts, welche babei die Geifts 
lichkeit der Gemeinde, zu welcher die Schule gehbet, zugiehen muß. 

8. 13. Die Kirchenvorfteher einer jeden Gemeinde, auf dem Lande und in Heinen 
Städten, fo wie in Grmangelung derfelben, Schulgen und Gerichte, ingleichen die Pos 
lizeimagifiräte, find ſchuldig, unter Direction der Obrigkeit und ber Geiftlihen, die 
Aufficht über die äußere Verfaffung der Schulanftalt, und über die Aufrehthaltung des 
dabei eingeführten Ordnung zu übernehmen. 

$. 14. Alle dabei bemerkte Mängel, Verfäumniflfe und Unorbnungen müflen fie der 
Obrigkeit und dem Geiftlichen, zur nähern Unterfuchung und Abftellung, anzeigen. 

$. 15. Die Obrigkeit und der Geiftliche müffen fich nad) den vom Staate estheilten 
oder genehmigten Schulordnungen achtenz und nichts, was denfelben zuwider ift, eis 
genmächtig vornehmen und einführen. 

8, 16. Finden fie bei der Anwendung ber ergangenen allgemeinen Vorſchriften auf 
die ihrer Auffiht anvertrauete Schule Zweifel oder Bebenklichkeiten: jo muß der geifls 
Hr Vorfteher der dem Schulmefen in der Provinz yorgefegten Behörde bavon Anzeige 
machen. 

8. 17. Eben dieſer Behörde gebüßrt die Entfcheidung, wenn bie Obrigkeit ſich mit 
dem geiftlichen Schulvorfteher über eine ober die andere bei der Schule zu treffende Ans 
ftalt oder Einrichtung nicht vereinigen Tann. 

8. 47. Die Schulauffeher müffen darauf Acht haben, daß der Schulmeifter fein Amt 
mit Treue und Fleiß abwarte. 

$. 48. Ihnen liegt es ob, unter Beiftand der Ohrigkeit, darauf zu ſehen, daß alle 


WA diefe &. sub IT, in den Kap. I, 111, IV, die Bemerkung im Kap. V. 
su 


2) 2, R. II. 12, 8. 49. 

2) Vergl. die Eirk. v. 29. Juni 1838 und v. 11. Jan. 1823 8. 23 unter pag. II. und 
in Dee ber Schul⸗Inſpektionen ben $. 179 b. der St. O. von 1808, und $.407 ber 
neuen St. O. 
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ſchulfaͤhige Kinder, nach obigen Beftimmungen ($$. 43 seq.) erforderlichen Falls durch | 
Zwangsmittel und Beftrafung der nächläffigen Eltern, zur Befuchung der Lehrflunden 
angehalten werben. Bu 

b) In höherer Inſtanz ift das jüdifche Elementarfchulwefen den Reg. un. 
tergeben, wie dies die Gefchäfts-Inftr. für die Reg. v. 23. Okt. 1817. $. 18 
ergiebt ?) und die obere Leitung in wiſſenſchaftlicher Hinficht und in Bezie⸗ 
bung auf die innere Verfaffung, ingleichen die Sorge für die Ausbildung 
der Elementar-Schullehrer den ProvinzialsKonfiftorien?). 

c) Die höchfte Inftanz find dad Min. der G. und Med, Angel. und das 
Min. des Inn. vergl. Abfchn. X. Kap. L sub L.B. CC. 2. 

2) Bwangdpflicht der jüdifhen Kinder zum Schulbefug. 

a) Im Allgemeinen beflimmen hierüber die 65.43 —46 it. 12. Thl. II. 
des A. L. R. 

5. 43. Jeder Einwohner, welcher ben noͤthigen Unterricht für feine Kinder in feinem 
Haufe nicht beforgen Tann oder will, ift fchuldig, diefelben nad) zurückgelegtem Fünften 
Jahre zur Schule zu ſchicken. 

6.44. Rur unter Genehmigung der Obrigkeit und des geiftlihen Schulvorfichers 
Tann ein Kind länger von der Schule zurüdgehalten, oder der Schulunterricht deffelben, 
wegen vorkommender Hinderniffe, ge einige Beit ausgefegt werben. 

$. 45. Zum Beſten derjenigen Kinber, welche wegen häuslicher Geſchäfte bie orbis 
nairen Schulftunden, zu gewiſſen, nothwendiger Arbeit gewidmeten Jahreszeiten, nicht 
mehr ununterbrochen befuchen können, foll am Sonntage, in ben Feieritunden zwiſchen 
der Arbeit, und zu andern ſchicklichen Zeiten, befonderer Unterricht gegeben werben. 

$. 46. Der Schulunterricht muß fo lange fortgefest werben, bis ein Kind, nad) dem 
Befunde feines Seelforgers, bie einem jeden vernünftigen Menfchen feines Standes 
nothwendigen Kenntniſſ e gefaßt hat. 

ieſe Beſtimmungen gelten nad) der K. O. v. 14. Mai 18258) dem We⸗ 
ſentlichen nach auch in den Provinzen, wo dad L. R. nicht gilt. 

b) Diefelben find auch auf die jüdifhen Kinder anzuwenden. 

aa) R. des K. Min. des 3. (Köhler) v. 11. März 1825 an dad K. Pol. 
Prafidium zu Berlin. Anwendung von Zwangsmitteln gegen jüdifche Fa: 
milienhäupter, ihre Kinder zur Schule zu halten. 

Das K. Pol.spräfid. wird hiermit angewielen, auf jeveömalige Anzeige der Aelteften 
und Vorſteher der biefigen Sudenfchaft wider diejenigen juͤdiſchen Kamilienhäupter, 
welche der Vorſchrift des A. 2. R. Th. IL, Zit, XII. $. 43 nicht gehörig nachlommen, 
nach der Beftimmung bes $. 48. ibid. zu verfahren. (Ann. IX, ©. 120), 

bb) Vergl. hierüber auch die Beflimmungen des Kap. II. und wegen des 
Sroßherzogthumd Pofen dad Kap. VIL 

3) Kontrolle dieſes Schulbeſuches. 

a) Vergl. dad R. des K. Min. d. J. v. 11. März; 1825 an dad Pol. 
Präfid. zu Berlin, vorftehend sub 2. b. aa, 

b) Cirk. R. des 8. Min, der &., U. und M. Ang. an fämmtlihe K. 
Reg., (v. Altenflein) v. 10. ‚Jan. 1826. Einfendung von Verzeichniffen 
über den Schulbefucdh der jüdifchen Kinder. 

Der K. Reg. wird unter Bezugnahme auf die Verf. v. 15. Mai 1824 '), die Einrichs 
tung des juͤdiſchen Schulweſens betr., hierdurch aufgegeben, vom Jahre 1826 ab alls 
jährlich Verzeihniffe über den Schulbefud) der jüdifhen Kinder ihres Bezirks von den 
Behörden einzufordern, felbige in eine General-Rachweiſung zufammenftellen zu laffen, 
und ya ben re mit dem Schluffe des Monats März hieher einzureichen. 

nn. X. ©, 94). 


1) Bergl. den $. 18 oben Abfchn. X. Kap. J. sub. B. CC. Siehe auch bie Ans 
ang Kr Grundfages in dem Publ. der Reg. zu Cöslin v. 11. Zan, 1823 
unten Kap. II.). 

2) 56. 5. 6. 7. der Dienſt.⸗Inſtr. fir die Prov. Konfiftorien v. 28. Okt. 1817. (G. 
S. 1817. ©. 237.) j 

2) G. ©, 1825, ©. 149. 

9 ©, unten, 
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©) Publ. der K. Rep. zu Bredlau, v. 6. Gebr. 1826, in derſelben An⸗ 
gelegenbeit. . 

Bon dem K. Min. der G., U. ac. Ang., ift mittelſt R. v. 10. v. M. vom 1, Ian. 1826 
ab bie Kührung von Verzeichniffen über den Schulbefuch der jübifchen Kinder, welche 
aMjährlich mit dem Schluffe des Monats Pebr. an uns eingereicht werben müffen, ans 
geosbnet worden. Den magifträten der Orte unſers Reg. Bez., in welchen jüdiſche Fa⸗ 
milien leben, wirb bemgemäß hierdurch aufgegeben, biefe Verzeichniffe bergeftalt anzus 
fertigen, baß aus folhen unter vier Kolonnen erfehen werben Fann : \ 

a) wie viel jüdifche fchulpflichtige Kinder vorhanden, 

b) wie viel davon die Schule ihres Glaubens befuchen, 

c) wie viel durch eigene Schullehrer ihres Glaubens unterrichtet werben, 
d) wie viel die hriftlihen Ort-@cyulen befuchen. 

In einer fünften Kolonne ift endlich die Schul-Deputation zu Abgabe ihres Gutach⸗ 
ten& über den richtig inne gehaltenen Schulbeſuch der Kinder, und etwanigen fonftigen 
Bemerkungen zu veranlaffen. . 

Der Eingang biefer Tabelle wird, wie oben bemerkt, alljährlich Ende Februar puͤnkt⸗ 
lic) gewoärtigt, und ift daher mit der, Anfertigung für das laufende Jahr fogleich vorzu: 
reiten. (Ann. X. 9,95.) " 

d) Cirt. ®. des K. Min. ter ©. und U. x. Ang. (v. Altenftein) v. 
29. Juni 1827 an fämmtlihe K. Reg., ausfchlieglich derjenigen zu Düffels 
dorf. Die aljäprli einzureichenden Nachmweifungen von dem jüdiſchen 
Schulweſen. 

Su K. Reg. wirb unter Bezugnahme auf bie wegen Einrichtung des jüdiſchen Schuls 
wefens unterm 15. Mai 1824 und 10. Jan. pr. erlaffenen-Girk, Verf. hierdurch aufges 
fordert, die alljährlich eingureihenden, diefen Gegenftand betr. Nachweiſungen künftig 
in folcher Art einzurichten, wie es in dem (sublitt.a.) beiliegenden Scherha horgeſchrie- 


ben iſt. 
Berlin, ben 29. Suni 1827. 


Din, der G., U. und Med⸗Ang . " u 
“ v. Altenſtein. 


u 
HauptsWeberfidt 
über 
die Juden und den Schulbefuc der jüdiſchen Kinder 
im 


Regierungs-Bezirke N. N. 
pro is 











SA —A 
Namen Z 88 Ber den jüdiſchen indern & 
der J— en Religions⸗ unterricht & 
Kreife. [ES E Er ertheilt. 
= |2 a 
ẽ li 
Nro. & 

















(Ann. XI. ©. 673.) 
4) Prüfung und Anftellung der jüdifhen Lehrer Seitens 
. des Staates. 
Hierüber f. das Zap. IV., die Berhältnifie der jühihägen Teyter hen. 
WM 
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5) Beauffthtigungeber jüdiſchen Privaterziehung. 
Bergl. hierüber dad Kap. III. 


6) Reäte jüdiſchet Schulanftalten. Bu 

Vergl. wegen des den Zöglingen der jüdifchen Vereinsfchule zu Muͤnſter 
ertheilten Rechtes in Betreff des Militairdienfted das R. v. 19. Aug. 1840, 
oben Abſchnitt V. Kap. I. ©. 54. 

Ä Zweites Kapitel. | 
Allgemeine, das jüdifhe Schalweſen betreffende Anord⸗ 
nungen. 

Allgemeine, dad jüdiſche Schulweſen betr. Geſetze, fehlen bis auf die bet. 
Beftimmungen ded ©. v. 1. Juni 1833 für dad Großherzogthum Pofen, 
welche Kap. VII. zu vergleichen find. Das Ed. v. 11. März 1812 verſprach 
zwar im $. 39 Beftimmungen wegen Berbefferung des Unterrichtd der Ju: 
den, die aber nicht erfchienen find. Allgemeine Anordnungen, welde die 
zur Zeit beftebende gefeuliche Beſtimmungen zufammenfaften, find biöher 
nur von den Minifterien und Reg. azegegangen; es ſind dies folgende: 


| Minifterial-Verfügungen. 

1) R. des Min. der G. U. und Med. Ang. (v. Altenſtein) v. 22. Sept. 

1823 an die K. Reg. zu Bromberg (biöher ungedruckt. 
Das Min. iſt ruͤckſichtlich der Anſicht der Königl. Reg. — in ihrem Über bie Ein⸗ 
richtung des juͤdiſchen Schulweſens im dortigen Reg Bez. unter dem 3. d. M. erſtatte⸗ 
ten Ber. volltommen damit einverftanden, daß die Schutpflichtigkeit ber juͤdiſchen Kin⸗ 
der nad) $. 43. Zit. XII. Thl. 11. des A. L. R. unzweifelhaft iftz daß ſonach die Juden 
nöthigen Falls mit Strenge angehalten werden koͤnnen, entweder dem Bebürfniß und 
den Vorſchriften des Staats entfprechende jüdifche Elementar-Schulen einzurichten und 
zu unterhalten, oder mit Ausnahme des lan gegen Erlegung der feft- 
geftellten Beiträge ihre Kinder den chriſtlichen Ortsſchulen anzuvertrauen, wobei bie 
Fürforge für den Unterricht in der jüdiſchen Religion und in der hebräifchen Sprache 
durch einen jüdifchen Privatlehrer ihnen überlaffen bleibt, und daß endlich den einzelnen 
jüdifhen Hausvätern, wo Fatholifche und evangeliſche Schulen neben einander beſtehen, 
die Wahl überlaffen werden muß, welcher von beiden Schulen fie ſich anfchließen wollen, 
die Behörde aber, wenn fie ihre Erklärung hierüber abzugeben verweigern, nad) Maß: 
gabe der Umftände entfcheidet, und nöthigen Falls Zwangs⸗Maßregeln eintreten laſſen 
Tann. Auch damit ift das Dein, einverftanden, daß jüdiſche Grundbefiger, wenn fie auch 
als foldye zu der hriftlichen Ortsſchule Beiträge leiften müffen, doch auch für die einzur 
richtende jüdifche Schule den auf fie fallenden Beitrag zu leiften haben, da vorausgefegt 
werden muß, daß nad) den im dortigen Reg. Bez. zur Anwendung kommenden ©. den⸗ 
felben nicht die unbedingte Befugniß zum Erwerb von Grundſtücken zufteht, es vielmehr 
von dem Ermeflen der Behörde abhängt, unter welchen Bedingungen fie folchen geftate 
ten will. Rathſam wird es aber’bleiben, wo aus dergleichen Bedingung die Verpflichs 
tung zu beftimmten Präftationen vorgefchrieben wirb, auch der legteren Eintragung in 
das Hypothekenbuch zu veranlaſſen. Da aud die Borfchrift des $. 24 Tit. 12 Thl. II. 
des A. L. R. nirgends aufgehoben tft, ſo verſteht es ſich von felbft, daß auch juͤdiſche Win: 
kelſchulen nicht geduldet werben können, und daß, um zu erforfchen, ob einem jübifchen 
Lehrer die von einem tüchtigen Elementarstehrer zu fordernden Kenntniffe und Sertige 
keiten nicht abgehen, jeder an einer jübifchen Schule anzunehmende Lehrer fich einer Y 
fung unterwerfen muß, die jedoch auf feine Religion nicht 'erftredtt werden Tann, 
(Act gen. bes Min. der ©.,U, und Med. Ang. Selten ꝛc. S. Nr. 1, Vol, III. 
Nr. 16001 de 1823. Fr.) 

2) C. R. des K. Min. der &., U. und Med, Ang. Unterrichts Abtheis 
lung (v. Kamptz) v. 15. Mai 1824 an die K. Reg. zu Bredlau und an 
fämmtliche andere K. Reg. (mit Ausnahme derer in den Rheinprovinzen), 
die Einrichtung des jüdifchen Schulweſens betr. | u 

Der K. Reg. wird ein Extrakt der unter heutigem dato an bie K. Reg. zu Bresiäh 
erlafjenen Berf., die Einrichtung des jübifchen Schulweſens betr, (sub Lit. a.) zur 
Nacqhricht und Nachachtung mitgetheilt. 
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Da sbekher Art dieſelbe bie darin enthaltenen Befkimmungen auch.im.bortigen Reg. 
Weg ur Kusführung gebracht, hat Diekere Kann 8 Monaten einzuberichten. “s 

\ a. Ertralt, 

Xuch werben fäywerlich bie wohlwollenden Whfichten, welche man für Rexhefferung de⸗ 
PR — Sufaıs ka Sue han enicht werben, men mas habe 
auf ein bereitwilliges Gntgegentommen von ihrer Geite warten will. 

Das dringenbfte und nachfte Bebärfniß, für welches geforgt werben muß, iſt eine ans 
gemefene Einrichtung ber für fie beftimmten Schulen. Eon vielen Seiten. wird anjsht 
biefe Sache zur Sprache gebrahts allein, wenngleich die Ginfihtövollsren unter ben 
Juden felbft darauf bezügliche Beranftaltımgen zu münfchen feinen, fo 1&5t ſich doch von 
der größern Maffe nicht hoffen, daß fie aus freier Entihliepung fh zu Einrichtungen 
v n werde, die zum Zwecke haben, fie dem verwahrloſeten Buftande zu eutreißen, in 
welchem fie ſich befindet. Es wird vielmehr nöthig, von Seiten ber Kegierung wit Ernft 
unb Radıbrud zu verfahren, und die beftehenden ©. gewähren dazu einen hiniänglichen 
Anhalt. Es ommt nur darauf an, daß folgende Punkte, nachdem felbige zur Öfentlis 
hen Kenntnip gebracht find, mit nadhhaltigem Ernſt und nöthigenfals durch anges 
meffene Strenge ausgeführt werben: 

4) daß, wie (nad) 8. 2. R. II, 12. $. 43.) jeder Einwohner, fo auch bie Juden, welche 
ben nöthigen Unterricht für ihre Kinber in ihrem Haufe nicht beforgen Ehnnen, ober 
wollen, [hulbig find, diefelben nach zurüdgelegtem fünften Jahre zur Schule 


u 3 

2) daß auch bie jüdifchen fchulfähigen Kinder erforberlichen Falls durch Smangsmittel 

um ed er zagı Figen Eltern, zum Beſuch der Schule angehalten wer⸗ 
en; (ei felöft $. 48.) 

8) daß bie Juden, wo felbige eigene Schulen ihres Glaubens nicht eingerichtet haben, 
ihre Kinder in die Öffentlichen cheiftlichen Schulen zu ſchicken verpflichtet find, in 
welchen biefe jebod) dem Unterrichte in ben eigentlich criftlichen Religione-Wahr+ 
heiten wider Willen beizuwohnen, nicht gezwungen werben können: (sbendas 


fetoft $. 11.) 

4) dab N Prüfung und Beftätigung der Lehr⸗ und Einrictungs⸗ Plaͤne auch her Hır 
diſchen Schulen, fo wie bie Prüfung der zum Gebraud) bi unten Schulbuͤcher, 
und überhaupt bie Aufſicht und Verwaltung des gefammten juͤdiſchen Schulweſeni 
ganz in dee Art erfolgt, wie dies durch die Conſiſtorial · und Reg.-Inftr, v. 28. Okt. 
1817. im Allgemeinen regulirt worden iftz . 

5) befonders, baß auch an den jübiichen Schulen kein Lehrer angeftellt wird, ber nicht 
in einer Prüfung, die mit ihm, bie Religionsfenntniffe ausgenommen, in ganz gli 
er Xrt, wie mit einem Lehrer an einer priftlihhen Schuie der nämliyen Gattung, 
vorzunehmen ift, als tüchtig zum Lehramte erfunden worden ; (ebendafelbft 6. 2349. 

®) daß bie vorige Beflimmmmg ſich aud auf die etwa ausfchlieklic für den jübtfhen 
Religtonsunterricht zu beftellenden Lehrer in foweit erſtrect, daß gwar micht Ihre 
eigentlich fübifcen Steligtonstenntniffe Gegenftand der Prüfung fein, wohl aber uns 
terfucht werben fol, ob fie bie übrigen, von einem dem Lehrftande gerwibmeten Sub⸗ 
jekte erwarteten Kenntniffe und Geſchicklichkeiten befigen; 

9) und endlich, daß auch diejenigen jübifchen Privatlehrer, welche Lehrftunden in den 
Häufern geben wollen, ihre Lüchtigkeit dazu in einer mit ihnen zu veranftaktenben 
Prüfung ausweifen müffen (ebenafebft . 8.) unb ohne eine, auf den Grund bes 
von der Tompetenten Prüfungsbehörbe fhnen fiber ihre hintängliche Quaiififetion 
mnehelien 1 Bevanifb, gon der Prov. eg. ertheifte Konzeffion, nicht befugt fein 

) inben zu geben. 

Wenn nad) obigen mungen in allen Punkten ernftlich verfahren, wenn alle jüis 
bifhen Winfelfcuten gefchloffen, wenn zugleid mit allen bisher noch nicht geprüften 
— ve die erforderliche Prüfung vorgenommen, und denjenigen, weiche darin 
mitt jeftehen, ober berfelben ſich zu unterziehen, ſich weigern, das Anterriähtgeben nicht 
weiter verftattet, wenn alle Fantatı je jübiiche Kinder in bie Ortsſchulen eingewicfen, 
amd bie betr. Tokal-Wehörden zur —— und aufmerkfamften Ausführung ber 5 
gan Vorſchriften angehalten, auch allgemeinere Revifionen, um fid von der Art 

Ausführung zu jeugen, vorgenommen werben, fo wird ber wohtthätige Erfolg 
diefer Anordnungen unfehlbar in Burger Zeit fich erweiſen. (Ann. VIII. ©. 457.) 


I. 


Regierungs⸗Publikanda. 
A) Zür bie alten Provinzen. 
Publ. der K. Reg. zu Liegnitz v. 6. April 1820. Elementarſchulen her 
iſchen :laubenägenoffen. 


av 
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F Da bie juͤdiſchen Glaubensgenoſſen, weiche das Staatsbuͤrgerrecht erhalten haben, hin⸗ 
fichtlich ihrer Niederlaffung nicht mehr auf beftimmte Orte des hiefigen Reg. Depart. bes 
ſchraͤnkt find, fo werden nachſtehende, das jübifche Elementar⸗Schulweſen betr. Feſt⸗ 
fegungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht: 

1) Die in Betreff der Schulpflichtigkeit beftehenden G. finden auch auf bie mofaifchen 
Slaubensgenoffen Anwendung. Jüdiſche Eltern müflen demnach ihren Kindern, 
vom 6. Zahre an, den allgemeinen Schulunterricht ertheilen laſſen. 

2) In chriſtliche Schulen dürfen jüdifche Kinder aufgenommen werden. Sie find aber 
von der Theilnahme an dem Religionsunterricht zu dispenfiren, und es bleibt ben 
Eltern überlaffen, in welcher Art fie ihren Kindern den jübifchen Religionsunter: 
richt verfchaffen wollen. 

3) Wo eine jüdifche Gemeinde zahlreich genug ift, eine öffentliche Schule zu gründen 
und zu unterhalten, wird ihr diefes nicht nur geftattet, fondern es ift fogar in dem 

a Sub daß die hriftlichen Ortsfchulen fammtliche am Ort vorhandene fcyulpflichtige 
udenkinder nicht aufnehmen Eönnen, von ihr zu verlangen. Die jüdifche Gemeinde 
ift aber auch verpflichtet, die Schule binlänglich zu botiren, und die biesfälligen 
Koften aufzubringen. Es darf. kein judifcher Lehrer angeftellt werden, der nicht 
durch vorgängige Prüfung feine Tüchtigkeit zum Lehramte nachgewiefen hat. Weber 
jede zu gründende öffentlihe Schule für jüdifhe Kinder wird demnächft vonben betr. 
Orts⸗Schulbehoͤrden befonderer Bericht jährlich erwartet. 
Das über das Privat:Schulwefen überhaupt emanirte G. (Amtsbl. 1812. &. 269) 
gilt auch von den jüdifchen Privatfchulen. 
Alle jüdifche, ſowohl öffentliche ald Privatfchulen, follen wie bie chriftlichen vers 
waltet und beauflihtigt werden. Sie ftehen zunächft unter einem eigenen, von der 
jüdischen Ortsgemeinde zweckmäßig anzuordnenden Vorftande, bleiben aber der Aufs 
fiht der Orts⸗Schulbehoͤrde unterworfen, und diefe ift nicht nur berechtigt, mittelft 
des VBorftandes, alle ihr nöthigen Nachrichten über die jüdifchen Schulen des Orts 
einzuziehen, fondern auch verpflichtet, fidy von ber Beichaffenheit und dem Forts 
gange berfelben durch öftere Vifttationen in Kenntniß zu erhalten. 

6) Jüdiſche Winkelſchulen follen, fo wie Winkelſchulen überhaupt, nicht geduldet werben, 

Wir fordern die Schulvorftände, und namentlich die ſtaͤdtiſchen SchulsDeputationen 
auf, darauf zu halten, daß befolgt werde, was vorftehend angeordnet ift. 
(Ann. IV. ©. 265.) 


2) Publ. der K. Reg. zu Köslin v. 11. San, 1823. Schulunterricht der- 


Kinder jüdifcher Gemeinden. 

Zur Befolgung der indem $. 39. bes Ed. v. 11. März 1812 wegen ber bürgerlichen 

Verbefferung der Zuden in den Preuß. Staaten, vorbehaltenen Beftimmungen, und in 
Gemäßheit des $. 18. der Allerh. Inftr. v. 23. Okt. 1817, wonad ed Behufs unferer 
Befugnig in Schulfachen auf die Verfchiedenheit der Religion und des Kultus nicht ans 
kommt, feßen wir, in Betreff des Schulunterrichts jübifcher Kinder in unferm Verwal: 
tungs=- Bezirke, Nachftehendes hierdurch feit: 
+ 8. 1. Jedes Zudenkind ift vom fechiten Jahre an, bis zum vierzehnten, fchulpflichtig. 
r 8.2. Das Verzeichniß der fchulpflichtigen Kinder wird in jeder Gemeinde von deren 
Vorftehern zu Ende jedes Jahres angefertigt und dem Magiftrate, zur Mittheilung an 
die SchulsDeputation, zugeftellt. Für die Richtigkeit und Vollftänbigkeit dieſes Verzeich⸗ 
niffes find die gedachten Vorfteher —— 

$. 3. Alle juͤdiſche Eltern find, in Folge der ihnen zugeſtandenen Rechte chriſtlicher 

“ Staatsbürger, verbunden, ihre fehulpflichtigen Kinder in ben für bie allgemeine Mens 
ſchenbildung und das bürgerliche Leben nothwendigen Kenntniffen und Fertigkeiten, fo 
wie in der Religion und Sprache ihres Volks, unterrichten zu laſſen. 

$. 4. Diejenigen Eltern, welche nicht nachweifen Eönnen, daß fie für den Unterricht ih⸗ 
rer Kinder, in einer öffentlichen jüdiichen Schule oder durch einen vorſchriftsmaͤßig ges 
prüften und als tüchtig befundenen Privatlehrer forgen, müflen ihre fchulpflichtigen 

Kinder in bie hriftlide Schule des Orts ſchicken. Zübifche Schulen dürfen bagegen 
Feine chriftlichen Kinder aufnehmen. 
$. 5. Die bisherigen jübifhen Winkelfchulen, d. h. alle Schulen, deren Lehrer ober 
Lehrerinnen weder geprüft find, noch unter gehöriger Aufficht ftehen, werben vom 1. Okt: 
3 an für aufgehoben erklärt und dürfen unter Zeinerlei Vorwand länger gebuls 
et werben. | 

8. 6. Jede jüdische Schule muß von uns anerkannt und beftätigt fein. 

$.7. Wenn daher eine jüdifche Gemeinde eine Schule einrichten will, fo hat fie dies 
zunächſt dem Magiftrate der Stadt anzuzeigen, und dieſem liegt ob, unter Zuziehung der 

Schul:Deputation, darüber an ung gutachtlich gu berichten. , 
$. 8. Dem biesfälligen Berichte muß beigefügt fein: 1) ein Verzeichniß ber Anzahl 
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ber ſchulpftichtigen Kinder ber jüdifchen Gemeinde; 2) eine Ueberſicht dee zur Befolbung 
bes Lehrers und zur Unterhaltung der Schule Überhaupt erforderlichen Koften, unter 
Andeutung der Art, wie foldhe von den fidy zu diefer Schule haltenden jüdifchen Glaus 
ben 8genoflenaufgebracht werde; 3) eine Nachweifung über das Schullofale, die Schuls 
geräthe, Bücher und übrigen Unterrichtsmittels 4) der vollftändige Lehrplan der Schule, 
nebft dem Gutachten der wiffenfchaftlichen Mitglieder der ſtädtiſchen Schul-Deputation 
und 5) eine Anzeige der jüdifchen Gemeinbevorfteber von ber Wahl der Lehrer, 

$. 9. Der von der Gemeinde gewählte Lehrer muß ſich, Behufs der Prüfung feiner 
—— , Kenntniſſe und Fertigkeiten, zu gleicher Zeit bei uns melden, und bie ers 

orderlichen glaubwürdigen Zeugniſſe über feinen fittlich guten -Lebensmwandel, über feine 
erfüllte Militairpflicht und über feine, bei einem jüdifchen Rabbiner in dem Preuß. 
Staate bereits deftandene Prüfung in der mofaifchen Religion und ber hebräifchen 
Sprade, einreihen. Nur auf den Grund jener Prüfung und diefer Zeugniffe kann er 
als Lehrer von uns beftätiget werden. Wer blos in der eigenthümlichen Religion und 
Sprache des jüdifchen Volkes Unterricht ertheilen will, wird zwar von der bier zu bes 
fe enden Prüfung, welche allein den allgemeinen Schulunterrict zum Gegenftande hat, 

t, muß aber gleichwohl die gedachten Zeugniſſe hieher einfenden. 

$. 10. Die für die chriftlihen Schulen beftehenden Geſetze, hinfichtlich der Unterrichts⸗ 
zeit, der Lehrgegenftänbe, der Schulverfaumniffe, der Schulzucht und der Ausftattung 
der Schulen gelten auch von ben jüdifchen Schulen, jedoch für lestere mit den in Ab⸗ 
het auf den Religions: und Sprachunterricht und bie Schulferien nothwendigen Ab⸗ 
änderungen. 

8. 41. Die juͤdiſchen Kinder, welche eine chriftliche Schule befuchen, find von ber 
Theilnahme an dem chriftlichen Religionsunterrichte und den Bibellettionen befreit. 

$. 12. An den dhriftlichen Sonn: und Fefttagen fällt während des öffentlichen Gotz 
tesbienftes die Schule auch in den jübifchen Gemeinden aus. 

8. 13. Die Zudenfchulen find der allgemeinen Orts: Schul: Behörde untergeordnet, 
und eö fteht diefer das Recht zu, von Allem, was ben innern und Außern Zuſtand 
folcher Schulen betrifft (mit Ausnahme des Religionss und hebräifchen Sprach⸗Unter⸗ 
richts) fi in Kenntniß zu fegen und über die Befolgung der eingeführten Schulordnung 
zu —F en. Die Lehrer ſind verbunden den Anordnungen der Behoͤrde pünktlich Folge 
zu leiſten. 

$. 14. Außer dem allgemeinen Orts-Schul-Vorſtande kann jede jüdiſche Schule noch 
einen beſondern, aus einigen juͤdiſchen Hausvaͤtern beſtehenden, Vorſtand erhalten. 
Dieſem wuͤrde vorzuͤglich die Aufſicht uͤber die äußere Ordnung in der Schule und die 
Sorge für die Unterhaltung derſelben obliegen. Kein juͤdiſcher Glaubensgenoſſe darf 
an der Verwaltung und Auflicht über eine chriftliche Schule Theil nehmen. 

Indem wir die vorftehenden Beftimmungen zur Kenntniß der Magifträte bringen, 
weifen wir biefelden hiermit zugleich gemeffenft an, die jüdifche Gemeinde jedes Orts zu 
einer beftimmten Erklärung über die Art, wie vom 1. Oft. d. 3. an für den Schuls 
Unterricht ihrer Kinder geforgt werden wird, aufzuforbern. Die betr. jüdiihen Schul: 
lehrer, gleichviel, ob fie von der ganzen Gemeinde blos ald Religions- und Sprach: 
lehrer, oder als wirkliche Schullehrer angenommen find, oder in einzelnen jüdifchen 
Samilien Unterricht ertheilen, find unferer Beftimmung unter $. 8 zufolge, anzuweifen, 
daß fie die erforderlichen Beugniffe innerhalb 3 Monaten durch ben Magiftrat ihres 
er bieher einfenden, wonach dann Behufs ihrer Prüfung und Anftellung als 
öffentliche Schullehrer die weitern Verfügungen zu gewärtigen find. Den Magiſtraͤten 
geben wir auf, die Erklaͤrung ber jüdifchen Hausväter fowohl, als bie gedachten Zeug: 
niffe, und in dem durch 8$. 7 und 8 angegebenen Kalle audy die nöthigen Nachweiſun⸗ 
gen mittelft gutachtlichen Berichts unfehlbar binnen 3 Monaten bieher einzureichen, 
und auf die puͤnktliche Befolgung der obigen Vorfchriften 85. 1 bis 14 mit dem erforbers 
lichen Ernft und Nachdruck zu halten. (Ann. VII. ©. 90.) 


B. $ür die Provinz Weſtphalen. 
1) Vorläufige Neg. der K. Reaul. zu Arnsberg v. 27. Sept. 1822. ° 
Beauffichtigung ded Tugend: Unterrichts unter den Juden. 


Bir haben vielfache Gelegenheit gehabt, zu erfahren, daß bie allen Staatseinwohnern 
. gefeglich obliegende Verbindlichkeit, ihren Kindern während der fchulpflichtigen Jahre 
die ihnen nach ihrer menfchlichen und bürgerlichen Beftimmung nöthige Bildung mittelft 
eines ordentlichen und regelmäßigen Schulunterrichts ertheilen zu laffen, von den in 
unferm Regierungsbezirk wohnenden Ieraeliten noch häufig entweder äußesft vernach⸗ 
Läffigt, ober dieſer Unterricht ſolchen umherwandernden, und eigenmädjtig aufgenommes 
nen, meiftens auf ein halbes ober ganzes Jahr gebungenen Lehrern aus ihren Religiond« 
Berwandten anvertraut wird, welche fo wenig nad) ihrem Kttäcden Sharakier, SIR 


J 
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In der angeſchloſſenen Vorſtellung v. 10. d. M. beſchweren ſich die Vorſteher der 
Judengemeinde zu N. daruͤber, daß das ꝛc. Gericht daſelbſt, unter Zuſtimmung des 
K. O. L. G., fi) weigert, bei dem von ber gedachten Gemeinde mit landesherrlicher 
Genehmigung zur Anlegung einer Synagoge erworbenen Grundſtuͤck R. 404 den Be⸗ 
fistitel für die Judengemeinde als folche zu berechtigen, denfelben vielmehr nur für die 
. einzelnen Mitglieder der lestern eintragen will. 

Die Beſchwerde erfcheint, unter Vorausſetzung der Richtigkeit des faktifchen Bortras 
ges, allerbinge begründet. 

Die dem Eb. v. 11. März 1812 untermworfenen Judengemeinden gehören unftreitig 
zu den gebulbeten Stirchengefellfchaften (8. 20. Zit. 11. Thl. IL A. L. R.). Als folche 
Tonnen fie gottesbtenftliche Zufammenkünfte in gemwiflen, dazu beſtimmten Gebäuden 
halten, das Eigenthum diefer Gebäude aber nicht ohne befondere Erlaubniß bes Staa⸗ 
tes erwerben (8%. 23 und 24 a. a. D.). Daraus folgt von felbft, daß wenn biefe Er: 
laubniß — wie im vorliegenden Falle gefchehen ift — ertheilt worden, das Eigenthum 
der gedachten Gebäude auch nur von der Gefellfhaft als folder, und nit von 
ben einzelnen Ditgliebern derfelben erworben worben ift, mithin auch ber Beflgtitel nur 
für die Geſellſchaft berichtigt werben Tann, da die Befistitelberichtigung nur zur Kon: 
ftatirung des Cigenthumserwerbes dient. Zwar Ednnen in der Regel bloß erlaubte Ge- 
ſellſchaften ats ſolche keine Srundftüde auf ven Namen der Gefellfhaft erwer- 
ben, fondern die Erwerbung geſchieht nur für ſämmtliche Gefellfchafter und auf deren 
Namen muß auch der Befistitel berichtigt werden ($$. 13 und 17. Zit.6a.0.D, — 
R. v. 8. San. 1886, Jahrb. Bd. 47. ©. 368). Dazu bedürfen bie Gefellfehafter je: 
doch Eeiner befonderen Erlaubniß des Staats, vielmehr ift eine ſolche nur bei Korpora⸗ 
tionen erforverlich ($. 83 a. a. O.). Wenn bdeffen ungeachtet geduldete Kirchengefell- 
ſchaften, obgleich fie nur die innern Rechte der Rorporationen genießen ($. 14 a. 2. O. 
und 5. 20. Zit. 11 a. a. O.), das Eigenthum der zu gottesdienftlihen Zufammentünf: 
ten beftimmten Gebäude nur mit befonderer Erlaubniß des Staates follen erwerben koͤn⸗ 
nen, fo folgt daraus doch nicht, daß auch der Erwerb für die eingelnen Mitglieder von 
der Erlaubnif des Staates abhängt, vielmehr nur, daß burch die landesherrliche Er⸗ 
laubniß ausnahmsweife bie Gefellfhaft als ſolche befähigt wird, Grundeigen⸗ 
thum zu erwerben und bemgemäß den Befigtitel für fich berichtigen zu laffen. Im ent- 
gegengefegten Kalle würden nicht nur die gebuldeten Kirchengefellfchaften in Beziehung 
auf den Erwerb von Örundeigentgum bärteren Bedingungen unterworfen fein, als an⸗ 
dere erlaubte Geſellſchaften, da bie nitgtieber ber legtern ohne Erlaubniß bes Staates 
Eigenthum an Grundſtuͤcken erwerben können, ſondern ed würden auch bie zu gottes: 
dienftlihen Zwecken beftimmten Grundftäde als Privateigenthum ber einzelnen ein- 

etragenen Mitglieder der Gemeinde und demnad) ald Erekutionsobjekte für die Schul: 

en ber eingetragenen Befiger angefehen werben müffen, was ber Allerh. Ordre v. 26. 
Okt. d. J. (Inſt. Min BI. S. 340) wiberfprechen würde. 

Hiernach wird das K.DO.%. G. angewiefen, dem ıc. Gericht zu N., wenn fonft Bein 
Bedenken entgegenfteht, die Berichtigung des Beſitztitels bei dem Eingangs gedachten 
Grundſtuͤck N. 404 für die Judengemeinde dafelbft aufzugeben. 

Berlin, ben 31. Dec. 1840. Der ya init 

ühler. 


An das Königl. O. 8%. G. zu N. III. 10072. 3. 7. Vol. 5. 


Beilage, 

Die hiefige juͤdiſche Gemeinde, deren Vorfteher wir find, hat mit Genehmigung bes 
Staates das in giefiger Stadt belegene Grundftüd Nr. 393 gekauft und zur Synagoge 
eingerichtet. en fo bat fie einen eigenen Begräbnißplatz eigenthümlich erworben. 
"Bon beiden Srunditüden ift ber Befistitel auf den Namen ber hiefigen Sudengemeinde 
berichtigt worden. “ 

Dieſe Synagoge entiprady nicht mehr dem Bebürfniß der Gemeinde, und ed wurbe 
ie zum Verkauf diefes Gebäubes und zum Ankauf des Grundftüds Nr. 404 
Q 6 u v 

Mittelſt der Allerh. Kab. Ordre v. 18. Juli 1838 iſt dem Antrage auch deferirt und 
der Gemeinde der Ankauf des Grundſtuͤcks Nr. 404, ſo wie die Einrichtung deſſelben zu 
riner Synagoge und zur Lehrerwohnung geſtattet worden. 

Der Kaufkontrakt iſt in Gefolge dieſer Allerh. Genehmigung abgeſchloſſen und dem 
hiefigen Koͤnigl. ꝛe. Gericht zur Berichtigung deB Beſitztitels eingereicht wotden. 

Die genannte Behörde verweigert aber die Berichtigung des Beſitzkitels auf ben Nar 
men der Gemeinde, und will denfelben nur auf den Namen der einzelnen Mitglieder 
berfelben berichtigen. , 

BBir Reiten dem hiefigen ꝛc. Gericht vor, daß von bem Grundflüd Mr, 303 und von 
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dem Begraͤbnißolatze ber Beſitztitel für die Gemeinde beridgtigt worben ſei, allein unfere 
Vorftellung wurde unberuͤckſichtigt zuruͤckgewiefen. 

Die Anficht der Hypothekenbehoͤrde erfcheint uns nicht gerechtfertigt, denn die Allerh. 
Kab.:Ordre v. 18. Juli 1838 geftattet ben Ankauf des erwähnten Grundſtücks und bie 
Einrichtung deffelben zu einer Synagoge nicht den Bitgliedern ber biefigen jübifchen 
Gemeinde, fondern der Gemeinde felbit als folcher, 

Diefe Allerh. Kab,-Drbre ftimmt auch mit den Beftimmungen bes $. 24. Lit. 11. 
Thl. IT, des A. L. R. überein, welcher verordnet: 

„Eine blos geduldete Kirchengefellfchaft kann aber das Eigenthum folcher Gebäude, 
ohne befondere Erlaubniß des Staates, nicht erwerben,” 


woraus folgt, 


daß, wenn die Genehmigung von Seiten des Staates ertheilt if, auch eine blos 
gedulbete Kirchengefellichaft das Eigenthbum von Gebäuden erwerben ann. 
Kann aber eine blos geduldete Kirchengefellihaft mit Genehmigung bes Staats Eigen: 
thum erwerben, fo muß auch der Befistitel von diefem erworbenen Gigenthum für fie 
— als foldye — berichtigt werben können, da der Befistitel nur die Eintragung ber 
ftattgefundenen Erwerbsart in das Hypothefenbuch ift. 

Ddne mit feinen eigenen Anorbnungen in Konflift zu gerathen, kann der Geſetzgeber 
nicht von einer Seite geflatten, daB bie Gemeinde — als ſolche — Eigenthum erwerbe, 
und von der andern Geite verweigern, daß ibe über den flattgefundenen Exwerb bes 

enthums die im Geſetz angeordnete hypothekariſche Befcheinigung ertheilt werde. 

iefe Gründe trugen wir dem Königl. O. 8%. G. zu R. im Wege des Rekurſes vot, 
find aber gleichfalls aus dem Grunde zuruͤckgewieſen, weil bie jüdifche Gemeinde Feine 
Korporation bilde, und weil die Verleihung der Möchte einer ſolchen aus der Allerh. 
Kab.⸗Ordre v. 18, Juli 1838 nicht zu entnehmen fei. 

Bei dem hohen Intereſſe, welches dieſe Angelegenheit für uns hat, wagen wir, bie 
Beurtbeilung diefer zwifchen uns und den Behörden obmaltenben differenten Anfiten 
zur Entſcheidung Erd. Ertllenz ganz unterthänigft vorzulegen. 

Zur Rechtfertigung unferer Anficht erlauben wir uns, noch außer ven oben Akgeführs 
ten Gründen folgende Binzuzufügen. 

1. Bat dit Xülerh. Kab.eOrbte v. 18: Juli 1838 ganz ımbedingt der Gemeinde ben 
Ankauf des Haufes Nr. 404, zur Einrichtung einer Synagoge, erlaubt; 

11. unterliegt es feinem Zweifel, daß den Sudengemeinden im Großherzogthum Pofen 
durch das Geſetz vom Jahre 1833 nicht größere Rechte Haben eingeräumt werben follen, 
ale ben Judengemeinden in den alten Provinzen, welche nach dem Geſetz v. 11. Märg 
1812 das Preuß. Staatsbürgerrecht erworben haben. Die Zudengemeinde im 
berzogthum Pofen wird aber in Bezug anf ihre kirchlichen Verhaͤltniſſe als Rorporation 
betrachtet, und würde daher, wenn die Anficht der biefigen Hypothekenbehoͤrde als bes 
gründet erachtet würbe, offenbar vor den Zudengemeinden der alten Provinzen bevors 
zugt fein, da jene Eigenthum, dieſe aber ein folches nicht erwerben können. 

5 — ſolche Anomalie kann aber unmoͤglich in der Intention bes Geſetzgebers gegruͤn⸗ 
et fein. 

111. Iſt in der Allerh. Kab.⸗Ordre v. 26. Okt. d. 3. ausdruͤcklich beſtimmt worben, 
daß Synagogen und Begräbnißpläge der Judengemeinden nicht sub hasia geſtellt wer⸗ 
den können. Nach der Intention des hiefigen sc. Gerichts ift das von und erfaufte und 
zu einer Synagoge eingerichtete Grundftüd Nr. 404 nur das Privateigenthum ber ein 
zelnen Diitglieder unferer Gemeinde, und als folches müßte es fogar für die Schulben ber 
einzelnen Mitglieder ald Gegenftand der Exekution dienen können, da bad Vermögen 
ber Privaten dem Verkehr nicht entzogen werben kann. 

In fofern würbe ſich mit dieſen vom König. ıc. Gericht aufgeſtellten Grundfähen 
jene Alerh. Kab.⸗Ordre nicht in Einklang bringen Laffen. 

Dffenbar hat derfelben aber die gefeglich motivirte Anficht zum Grunde gelegen, daß 
bie Synagoge ein Eigenthum der Gemeinde — als folcher — N und daß es bäber nicht 
dem gewoͤhnlichen Verkehr unterworfen fein darf. 

ft diefe Annahme richtig, dann unterliegt es auch keinem Bedenken, daß ber Beſitz⸗ 
titel für die Gemeinde von diefem Grunditüd berichtigt werben muß. 

Wir erlauben ung, dabei zugleich zu bemerken, daß bei allen übrigen Gerichtshoͤfen 
und aud) früher beim biefigen 2c. Gericht darüber Fein Zweifel obgemwaltet hat, daß der 
Befistitel für die Gemeinde berichtigt werden kann, und daß die in der Verf. v. 21. 
März v. 3. aufgeftellte Anficht nur das Erzeugniß einer feeptifchen Erörterung ift. 

Wenn Em. Ercelenz geruhen, biefe Gründe einer Prüfung geneigteft zu üntertotr: 
fen, und erwägen, welche Verwirrung bei den Hypothekenakten und in ber Gemeinde 
Telbft mit der Zeit entftehen muß, wenn der Beftstitel für mehr als hundert Perfonen 
berichtigt werben muß, fo werben Hochdieſelben uniere Witte geretitiertiär TRUERS 
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zuthun, daß derfelbe Unterricht ihnen durch Tonzeflionirte Privatlehrer ertheilt wirb. 
Diefe Schulpflichtigkeit dauert für beide Geſchlechter vom vollendeten 6. bi8 zum vollens 
beten 14. Sahr. Die Polizeibehörde jedes Orts wird genaue LKiften der dafelbft befinds . 
lichen israelitiſchen Kinder biefes Alters führen, und die Erfüllung ber obgebachten 
Berbindlichkeit ihrer Eltern, Vormuͤnder oder Pfleger genau Eontrolliven, auch gegen 
die Saͤumigen mit angemeſſenem Zwange verfahren. 

6.2. Die chriftlichen öffentlichen Elementarſchulen, ſowohl Parochial⸗ ald Neben⸗ 
ſchulen, find verbunden, bie ihnen durdy die Eltern, Vormuͤnder oder Pfleger etwa zu 
überweifenden israelitifchen Kinder im fchulpflichtigen Alter unmeigerlic anzunehmen, 
und hinfichtlic des Schulgeldes, des Unterrichts und der Disziplin auf ganz gleichem 
Sue mit den hriftlichen Kindern zu behandeln, nur daß fie, wider Willen der Eltern, 

ormünber oder Pfleger, nicht gezwungen werben Eönnen, weber ah dem chriftlichen 
Religionsunterricht oder Gottesbienft Theil zu nehmen, noch an ihren eigenen Sabbath⸗ 
oder Kefttagen bie Schule zu befuchen. 

$. 3. Wenn bie israelitifchen Hausväter eines Orts es vorziehen, für ihre Kinder eine 
eigene — Elementarſchule zu unterhalten, ſo kann iönen ſolches, auf gehoͤriges 
Nachſuchen, zwar geſtattet werden, jedoch immer unter folgenden Bedingungen: 

1) daß der von ihnen anzunehmende israelitiſche Schullehrer in einer durch die Regie⸗ 
rung anzuordnenden Prüfung, mit alleiniger Ausnahme des Religionspunkts, dies 
felbe Qualifitation zu feinem Berufe darthue, welche bei einem chriftlichen Ele⸗ 
mentar-Schullehrer erfordert wird, 

2) daß für den Unterricht deffelben durch die Schulintereffenten hinlänglich auskͤmm⸗ 
lich geforgt werbe, um es ihm möglich zu machen feinem Berufe ausfchlieglich oder 
doch hauptſächlich fich zu widmen, . 

3) daß ein paffendes und beftimmtes Unterrichtslokal von den Intereffenten befchafft 


werde, 
4) daß die Annahme bes Schullehrers nicht auf beftimmte Kontraftsfriften, ſondern 
auf jährige oder halbjährige Kündigung erfolge, welche lestere jedoch, fobald ber 
Lehrer einmal von ber Regierung approbirt worden, niemals ohne Genehmigung 

. ber Regierung ftattfinden darf. 

$. 4. Alle gegenwärtig im Reg. Bez. beftehenben öffentlichen israelitifchen Elementars 
Schulen follen nad den Beitimmungen bes vorftchenden $. einer Revifion unterzogen 
werben, von deren Refultat ed abhängen wirb, ob fie für die Folge autorifirt werben 
tönnen, oder aufhören muͤſſen. 

$. 5. Söraelitifche Hausväter dürfen zwar den Unterricht ihrer Kinder oder Pflege: 
befohlnen auch durch Privatlehrer ihres Glaubens beforgen laſſen. Letztere bedürfen 
aber dazu ber ausdruͤcklichen Konzeſſion der Regierung, welche nur auf den Grund einer, 
durch biefelbe Ei veranlaffenden, Prüfung ihrer Fähigkeit und ihres Lebenswandels er 
theilt werden fann, 

8. 6. Den israelitifchen öffentlichen ſowohl als Privat:Schullehrern wird ausdruͤcklich 
hierdurch verboten, chriftliche Kinder zur Unterweifung anzunehmen. Etwa zuläffige 
aan von diefer Regel können nur mit befonderer Genehmigung ber Regierung 

attfinden. 

$. 7. Die von ber Regierung zu veranlaffenden Prüfungen der israelitifchen Elemen⸗ 
tarlehrer follen darauf gerichtet werben, ob ber Kanditat 

1) bereits im Genuffe der ftaatsbürgerlichen Rechte fich befinde? 

2) einen bisher unbefcholtenen Lebenswandel nachweiſen könne? 

3) die zum Unterrichte erforderlichen Kenntniffe und Fertigkeiten befige? 

Die Punkte ad 1 und 2 müffen gleich bei der Präfentation durch kompetente Zeugniffe 
nachgewiefen werden. Hinſichtlich des 3. läßt die Regierung die Prüfung durch einen 
Spezial: Lommiffarius — in ber Regel den nächſten Superintendenten — vornehmen, 
und vom Refultat derfelben fich zur weitern Entfchliefung Bericht erflatten. 


$. 8. Die Befugniß zur Ertheilung des mofaifchen Religionsunterrichts an folche 
israelitifche Kinder, welche ihren übrigen Unterricht in einer chriftlichen Schule empfan⸗ 
gen, Tann, auf gehöriges Anfuchen, folhen Subjekten von der Reg. ertheilt werben, 
welche, mit Nachweiſung des Befises ftaatsbürgerlicher Rechte und eines unbefcholtenen 
Lebenswandels, ein Qualifitationsatteft des betr. Ober-Rabbiners beibringen. 

8.9. Welcher israelitifche Einwohner bes Mindenſchen Reg. Bez. ſich Tünftig beis 
gehen laſſen wird, ohne ausdrüdliche Autorifation der Reg. irgend einen — öffentlichen 
oder Privat: — Unterriht in Elementarfchulfenntniffen zu ertheilen, verfällt in eine 
Polizeiftrafe von 1 — 5 Thaler, welche im Wiederholungsfalle gefchärft werden kann. 


$. 10, Alle zur Sanlı über die chriftlichden Schulen verordneten Behoͤrden find ver: 
Miviet bei ipren Echnlviſſtationen nicht nur In den chriftlichen Schulen ben daſelbſt 
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etwa unterrichteten israelitifchen Kindern und ihrer zweckmaͤßigen Behandlung abfeiten 
bes Lehrers und der Mitichüler eine vorzügliche Aufmerkfamkeit zu widmen, fonbern 
auch bie innerhalb ihres Sprengeld etwa befindlichen israelitifchen Elementarfchulen zu 
befuchen, von dem Zuftande derfelben, namentlid von der Zweckmäßigkeit ihres Lehr 
plans, foweit derfelbe nicht die Religion zum Gegenftande hat, fich zu überzeugen, und 
en vorgefundene Mängel oder Mißbraͤuche zur Abhülfe an die Regierung zu 
en. ' 

8.11. Sämmtliche betreffende Kreis-, Diözeſan⸗ und Lolalbehörden werden mit 

ee ber gegenwärtigen Verordnung, fo weit es einen Seben angeht, hierdurch 
eauftragt. 
Minden, ben 16. März 1825. Königliche Regierung. 
(Mindener Amtsbl. 1825. Nr. 22.) 


C. Zür die Rheinprovinz. 
Publ. des K. Oberpräfidiumd zu Koblenz, (Ingersleben) v. 13. Sept. 
1824. Einrichtung des jüdifchen Schulwefend in den Rheinprovinzen. 


Es ift nothwendig gefunden worden, über bie Einrichtung bes jübifchen Schulweſens 
in den Rheinprovinzen Folgendes feftzufesen: 

6.1. Alle Eltern und Pfleger iöraelitifcher Kinder find gehalten, benfelben beim 
Eintritt des durch beftehende Verordnungen feftgefesten ſchulpflichtigen Alters einen 
ordentlichen und zwedtmäßigen Elementarunterricht ertheilen zulaflen, und diefen fo lange 
fortzufesen, bi3 entweder die Aufnahme in eine höhere Schule ftattfinden kann, oder 
wenigitens die allgemeine Bildung fo weit gefördert ift, ald es überhaupt die Zulaffung 
zu irgend einem bürgerlichen Gewerbe, oder zur unmittelbaren Vorbereitung für daffelbe 
erfordert. Diefer Grad der Reife ift durch ein Zeugniß der DrtesGchufbehörbe nachzu⸗ 
weiſen, und durch dieſes die Befreiung von einer fernern Schulpflichtigkeit bedingt. 

$.2. Der Elementarunterricht israelitiſcher Kinder findet ſtatt entweder in einer 
der beftehenden chriftlichen Schulen des Wohnorts, oder bei Privatlehrern, oder in einer 
eigenen jüdifchen Gemeindefchule, 

PR jeden diefer Kalle enthalten bie folgenden Artikel die erforderlichen näheren Bes 
immungen. 

$. 3. Der Vorſtand der juͤdiſchen Gemeinde jedes Orts iſt gehalten, jaͤhrlich Sechs 
Wochen vor der öffentlichen Schulprüfung eine Lifte aller israelitiichen Kinder des Orts, 
oder des Gemeindeverbandes, vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 15. Jahre einzus 
reichen, und dabei für jedes derfelben die Schule nachzuweiſen, welche es beſucht. 

Die Orts⸗Schulbehörde hat dafür zu forgen, daß diejenigen Kinder, welche noch Feine 
ober keine konzeſſionirte Schule befuchen, in eine folche gewiefen, und die Vorfteher das 
von in Kenntniß geſetzt werden. | 

$. 4. Jedes iöraelitifche ſchulpflichtige Kind, für welches nicht nachgewieſen werben 
Tann, baß es bei einem konzeſſionirten Privatlehrer, ober in einer juͤdiſchen Gemeindes 
Schule feinen Unterricht empfängt, iſt verpflichtet, die chriftliche Bezirksſchule feines 
Wohnorts zu befuchen, und zur Unterhaltung berfelben und ihrer Lehrer das übliche 
Schulgeld und alle diejenigen Beiträge zu zahlen, welche von den Übrigen, zu bemfelben 
Schulverbande gehörigen Kindern oder deren Eltern, gezahlt werben. 

8. 5. Den israelitiſchen Familienvätern ift diefe Benugung der Wohlthat des öffents 
lichen Unterrichts für ihre Kinder in chriſtlichen Schulen geftattet, und die ledtern find 
in Ermangelung einer eigenen jüdifhen Schule zur Aufnahme berfelben verpflichtet, 
ohne jedoch deshalb den erftern einen Antheil an ihrer Verwaltung einzuräumen, 

8.6. Die israelitifchen Kinder, welche chriſtliche Schulen beſuchen, find gehalten, 
ſich ganz nad) der für diefelben beftehenden Ordnung zu richten; nur an ihren Gabs 
baths- und andern ihrer gebotenen Feiertage find fte von Erfüllung derjenigen Vor: 
ſchriften befreiet, die mit ihren für die Feier diefer Tage gegebenen Religionsgefegen im 
Widerſpruch ftehen. .. 

$. 7. Auch dürfen israelitifche Kinder in chriftlichen Schulen wider ihrer Eltern Wil⸗ 
len nicht angehalten werben, an dem chriſtlichen Religionsunterrichte oder den religiöfen 
Erbauungen der. Schule Theil zu nehmen. 
8.8. Jedoch follen die für den jüdifchen Religionsunterricht etwa eigens anzuneh⸗ 
menden jüdifchen Religionslehrer ihre Züchtigkeit zu diefem Gefchäfte nicht blos durch 
ein Zeugniß der Polizeibehörbe ihres Wohnorts über ihren unbefcholtenen Lebenswandel, 
fondern aud) durch eine Prüfung in allen von einem dem Lehritande gewidmeten Sub⸗ 
jekte erwarteten Kenntniffen und Geſchicklichkeiten darthun, und ohne eine, auf den 
Grund dieſer Prüfung ihnen zu ertheilenden Konzeſſion auch den Religionsunterricht zu 
ertheilen, nicht befugt ſein. 
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8.9. Um mit dieſem Religionsunterrichte, der zugleich den Unterrichtin her hebräifchen 
Gprade in fich begreift, auch den Unterricht in den übrigen Lehrgegenitänden der Schule 
verbinden zu dürfen, bedarf es einer befondern Konzellion auf den Grund einer vorher⸗ 
gegangenen volftändigen Prüfung, wenn diefe nicht fchon vor einer andern inländifchen 

mpetenten Behoͤrde erfolgt ift, und durch ein genügendes Zeugniß berfelben nachgewie⸗ 
fen werden kann. 

$. 10. Ein Gleiches gilt von allen juͤdiſchen Privatlehrern, auch von denen, welche in 
den Häufern Unterricht geben wollen, und ed haben die Ortöbehörben genau barauf zu 
wachen, daß kein juͤdiſcher Privatlehrer ohne diefe, von der K. Reg. felbft auszuftellende 
Konzeflion Unterricht, weder in, nod) außer dem Haufe ertheile, widrigenfall® nicht allein 
feine Schule fogleicy zu fchließen, fondern er felbft audy noch in eine Polizeiſtrafe von 
Einem bis zu Fuͤnf Thalern zu nehmen ift. on 

$. 11. Der vollftändige Unterricht ifraelitifcher Kinder bei einem konzeſſionirten Pris 
vatlchrer befreit von ber Beitragäpflichtigkeit für die chriftliche Bezirksſchule. 
8,12. Eben dies ift ber Ball, wenn fämmtliche ifraelitifche Bewohner einer Stadt, 
oder eines ländlichen Bezirks eine gemeinfchaftliche Schulanftalt auf gemeinfchaftliche 
Koften errichten, und dazu bie Genehmigung der X. Reg. erhalten haben, welche jedes⸗ 
malburd) die Kreis-Schulbehörde oder refp. Hädtifcıe Schul⸗Kommiſſion nachzufuchen ift. 

$. 13. Die in einer folchen ifraelitifhen Semeinde-Schule anzuftellenden Lehrer muͤſſen 
in. ganz gleicher Weife, wie bie Lehrer der chriſtlichen Schulen der nänlichen Gattung, 
jedoch mit Ausnahme der Religions⸗Kenntniſſe, vor einer kompetenten inlänbifchen Be⸗ 
börde geprüft und fähig befunden fein. 

8. 14. Die ifraelitifche Gemeinde-Schule mit ihren Lehrern, wie auch die konzeſſtonir⸗ 
ten Privatlehrer des mofaifhen Glaubens fiehen unter der Xuflicht der Orts⸗, Kreis: 
und Departements⸗Schulbehörden, und ed bedürfen bie Lehr: und Einrichtungspläne der⸗ 
ſelben, und die zum Unterrichte beftimmten Schulbücher eben fo der Prüfung und Beftä- 
tigung, fo wie die Verwaltung des gefammten jüdiſchen Schulweſens eben fo ber Auf: 
fit und Leitung diefer Behörden, wie biefelbe für die hriftlichen Schulen jebes Regie: 
zungs- Bezirks vorgefchrieben tft. 

$. 15. Den jüdifchhen Schulen ift es nicht geftattet, chriſtliche Kinder in den Unterricht 
aufzunehmen, ' 

$. 16. Die nächfte unmittelbare Aufficht über die jübifche Gemeinde-Schule führt zwar 
ein, von den bethetligten ifraelitifchen Kamilienvätern aus ihrer Mitte gewählter, und 
durch die Provinzial: Behörde beftätigter Schuloorftand, jedoch it ein von der Ortes 
Schulbehörde ernannter Kommiflarius berechtigt, die Schule zu jeder Zeit zu befucheh, 
und zur Aufrechthaltung ber beftehenben gefeglichen Borfchriften jede ihm nöthige Aus⸗ 
kunft zu fordern, welche die ifraelitifchen Schulvorfteher und die Lehrer ber Schule ihm 
unweigerlich zu ertheilen haben. Auch iſt derfelbe zu der jährlich zu haltenden öffent 
lichen Schulpruͤfung einzuladen, nad) deren Beendigung er feinen Bericht über die Schule 
an feine Behoͤrde zu erftatten hat. 

. 17. Die fammtlichen betreffenden Kreis⸗ und Lofal-:Behdrben find mit ber Hand⸗ 
habung biefer, von dem K. Min, der G. u, U. Ang. genehmigten Verordnung beaufs 
tragt. (Ann. VIII. ©. 842.) 


D. Zür Pofen vergl. das Kap. V. 


Drittes Kapitel. 
Die jüdifche Privaterziehung. 


1) DEAL. ER. beſtimmt Thl. 1. Tit. 12. 88. 3—8. 


$. 3. Wer eine Privaterziehungsds oder fogenannte Penfionsanitalt errichten will, muß 
bei derjenigen Behörde, welcher die Aufficht über dad Schul= und Erziehungsweſen des 
Orts aufgetragen ift, feine Tuͤchtigkeit zu diefem Gefchäfte nachweifen, und feinen Plan, 
ſowohl in Anfehung der Erziehung, als bes Unterrichts, zur Genehmigung vorlegen. 

F. 4. Auch ſolche Privat, Schul: und Erziehungsanſtalten find Ber Aufficht diefer 
Behörde unterworfen, welche von der Art, wie die Kinder gehalten und verpflegt, wiedie 
phyſiſche und moralifche Erziehung derfelben beforgt, und wie ihnen der erforderliche ins 
terricht gegeben werde, Kenntniß einzuziehen befugt und verpflichtet ift. 

$. 5. Schäbliche Unordnungen und Mißbraͤuche, welche fie dabei bemerkt, muß fie der 
bem Schuls und Erziehungswefen in ber Provinz vorgefegten Behörde zur nähern Prüs 
fung unb Abftellung anzeigen. we 
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8.6. Auf dem Lande und in Eeinern Städten, wo öffentlihe Schulanftalten find, 
follen keine Neben- oder fogenannte Winkelſchulen ohne befondere Erlaubniß geduldet 
w 


en. 
8.7. Eltern ſteht es zwar frei, nach den im zweiten Titel enthaltenen Beſtimmungen, 
den Unterricht und die Erziehung ihrer Kinder auch in ihren Häuſern zu beſorgen. 
8. 8. Diejenigen aber, welche ein Gewerbe daraus machen, daß fie Lehrſtunden in ben 
äufern geben, müffen fich wegen ihrer Tuͤchtigkeit dazu bei der $. 3. bezeichneten Bes 
rde audweifen, und fich von derfelben mit einem Zeugniffe baruber verfehen laffen. 


2) Diefe Berhältnifie find demnächft für die ganze Monarchie neu regu: 
lirt worden durch die folgenden beiden Verordnungen, welche auch für die 
jüdifche Privaterziebung maßgebend find, und durch welche alle frühere 
Beflimmungen antiquirt worden 1). 


a) Die K. O. v. 10. Suni 1834, betr. die Aufficht de8 Staats über Pris 
batanftalten und Privatperfonen, welche fih mit dem Unterricht und der 
Erziehung der Jugend befchäftigen. 


Rach den Vorſchriften des A. L. R. haben Privatanftalten und Privatperfonen, die 
ſich mit dem Unterrichte und der Erziehung der Jugend gewerbiveife befchäftigen wollen, 
bei derjenigen Behörde, welche die Auffiht über das Schul⸗ und Erziehungsweſen des 
Ortes führt, ihre Tüchtigkeit zu dem Gefchäfte zuvor nachzuweiſen und das Zeugniß ber- 
felben ſich auszuwirken. Durk die Beflimmungen bes Gewerbe⸗-Polizeigeſetzes v. 7. 
Gert. 1811 88. 83—86 find die Tandrechtlichen Vorfchriften zum Theil abgeändert more 
ben; da die Erfahrung jedoch ergeben hat, daß hieraus Mißbräuche und weſentliche Nach⸗ 
theile für das Erziehungs: und Unterrichtsweſen entftehen, fo habe Ich Mid) bewogen 
gefunden, die Beitimmungen des Gewerbe-Polizeigefegdes, in ſoweit fie die Vorſchriften 
bed A. L. NR. abändern, wieder aufzuheben, und das Erforderniß der nachzuweiſenden 
Qualifikation für diejenigen Perfonen, welche Privatichulen und Penfionsanftalten er 
sichten, ober ein Gewerbe daraus machen, Lehrſtunden in den Häufern zu geben, in Ge 
mäßbeit der landrechtlichen Vorſchriften 88. 3. und 8. Tit. 12, P. II. berzuftellen unb 
feftzufegen, daß ohne das Zeugniß der drtlichen Auffichtsbehörbe Teine Schul⸗ und Erzie 
hungsanflalt errichtet, auch ohne daffelbe Niemand zur Ertheilung von Lehrſtunden als 
einem Gewerbe zugelaffen werden darf. Diefe Zeuanifle follen ſich nicht auf die Tuͤchtig⸗ 
. Zeit zur Unterrichts : Ertbeilung in Beziehung auf Kenntniffe befehränten, ſondern ſich 
auf Sittlichkeit und Lauterkeit Ber Gefinnungen in refigidfer und politifcher Hinſicht ers 
ſtrecken. Die betreffende Aufſichtsbehoͤrde fol indeß nicht befugt fein, ſolche Zeugniſſe 
für Ausländer auszufertigen, bevor die Genehmtaung des Min. des J. u. d. P. erfolgt 
il. In weicher Art bierbei zu verfahren, haben Sie, die Deinifter der ® u. U. Ang. u. 
d. Pol. gemeinfchaftlich zu berathen und über die ben Lokalbehoͤrden zu ertheilende Is 
ſtruktion fich zu vereinigen. 

(®. S. pru 1834. ©. 135.) 

b) Inſtr. des Staatömin. v. 31. Dec. 1839, genehmiget durh K. O. v. 
24. Nov. 1839, mitgerheilt durch das Eirf. M. der Min. d. G, U. u. M. 
&ng., fo wie d. Pol. u.d. 3. ıv. Altenftein, v. Rochow) an fämmtl.'Reg, 
v. 18. März 1840. Beauffichtigung des Privatfchulen und Erziehungdane 


» 


flakten, der Privatlehrer, Erzieher ıc. 





1) 4) Ruͤckſichtlich jüdifcher Privatichrer, die den Kindern der Juden in den Häu⸗ 
fern ihrer Eltern Unterricht geben, beftimmt fchon das R. bed Min der G., U. 
x. M. Ang. v. 15. Mai 1824, daß fie ein Zeugniß über die mit ihnen von ber 
Behörde veranftattete Prüfung befigen müflen. (Ann. 3b. 8. S. 487.) 

2) Auszug aus einem Schreiben des K. Min. der G., U, u. M. Ang. (von 
Kamotz) d. d. 2. Zuni 1828 an L. J. L... in O........g. 

Als jüdischer Lehrer koͤnnen Sie, weil Sie nicht in der Prüfung beftanden, 
nicht angeftellt werden. „Wenn jedoch Eltern ihre Eleinen Kinder Ihnen zur 
„Beauffihtigung anvertrauen wollen, und Sie auffordern, diefen die jüdifchen 
„Sebote zu lehren, fo findet das Minifterium dies zuläffig, da das Gefeg Ihnen 
„bei Ihrer mangelhaften Qualifitation nur verbietet, als eigentlicher Lehrer zu 
„fungiren. Die betxeffenden Kinder müffen aber noch außerdem von dem Eins 
utritte des fchulpflichtigen Alters an einen genügenden allgemeinen Schuluntere 
echt genießen.’ (Heinemann Anh. ©. 66.) 
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Abſchnitt I. 
Die Privarfchulen und PrivatsErziehungdanftalten. 


Wo fie zuläffig find. 

$. 1. Privatfchulen und Privat-Erziehungsanftalten follen nur ba, wo fie einem wirt: 
chen Bedürfniſſe entfprechen, alfo nur an folchen Orten geftattet werden, wo für den 
endch der fchulpflichtigen Jugend durch die öffentlichen Schulen nicht ausreichend 
geſorgt iſt. 

Erforderniſſe zur Anlegung von Privatſchulen und Privat-Grzies 

hungs⸗Anſtalten. 
a. Wiſſenſchaftliche Befaͤhigung. 

$. 2. Diejenigen Perſonen, welche eine Privatſchule oder eine Privat⸗Erziehungsan⸗ 
ftalt gründen, oder eine folche beftehende fortfegen wollen, haben znvörberft ihre wiffens 
ſchaftliche Befähigung zur Leitung einer ſolchen Anftalt ganz in berfelben Weife, wie bie 
in öffentlichen Schulen anzuftellenden Lehrer und Lehrerinnen, durch ein genligendes 
Zeugniß der betreffenden Prüfungsbehörde darzuthun. Behufs der Erlangung eines 
ſolchen Beugniffes müffen fie nad) der Klaffe der Privatfchulen oder der Privat-Erzies 
hungsanftalten, zu welchen die Anftalt, welche fie anlegen ober fortfegen wollen, zu rech⸗ 
‚nen ift, fich den für die betreffenden öffentlichen Lehrer und Lehrerinnen gefeglich vorges 
fchriebenen Prüfungen unterwerfen, und follen alle Beftimmungen, melde für die Pruͤ⸗ 
fung der Lehrer an oͤffentlichen Schulen erlaſſen ſind, auch auf diejenigen Anwendung 
leiden, die eine ähnliche Privatſchule oder Privat⸗Erziehungsanſtalt zu leiten beab⸗ 


ſichtigen. 

b. Sittliche Befaͤhigung. 
8. 3. Selbſt bei vollſtaͤndig nachgewieſener wiſſenſchaftlicher Befähigung ſoll die Grün: 
dung oder Kortfegung von Privatſchulen und Privat-Erziehungsanſtalten nur ſolchen 
Pericnen geftattet werben, welche bereit längere Zeit in folhen Verhältniſſen, bie über 
ihre ſittliche Befähigung für den Unterricht und die Erziehung der Jugend ein ficheres 
Urtheil geftatten, gelebt haben, und über ihre Unbefcholtenheit und ihren bisherigen ſitt⸗ 
lichen Wanbel von der Obrigkeit und dem Geiftlichen des Orts, wo fie fi) während der 
legten drei Jahre aufgehalten haben, vortheilhafte Zeugniffe beibringen können. 


Wie die Erlaubniß zur Anlegung von Privatfchulen und Privats 
a Erziehungsanftalten nahzufuden. 

8. 4. Die Geſuche um Erlaubnig zur Anlegung oder Fortfegung einer Privatfchule 
oder einer PrivatsErziehungsanftalt find, unter Einreihung eines Lebenslaufs, der über 
die Bildung, bie wiflenfchaftliche und fittliche Befähigung dee Bewerber ($8. 2 und 3.) 
fprechenden Zeugniſſe und des Einrihtungsplans der fraglichen Anftalt bei ber Ortes 
Schulbehoͤrde anzubringen, welche die etwa noch erforderlihen Ermittelungen zu verans 
laſſen, an die K. Reg. über das Geſuch zu berichten, und wenn bemfelben kein Bedenken 
entgegenfteht, die Ausfertigung bes Erlaubnißfcheine in Antrag zu ftellen hat. 


Ertheilung der Erlaubnig, Dauer und Gültigkeit berfelben. 


$. 5. Findet die K. Reg. kein Bedenken, dem Antrage zu willfahren, fo fertigt fie, 
unter Berüdfichtigung der in den eingereichten Beugnifen enthaltenen Umftände, und 
mit genauer Beftimmung ber Gattung der Schule, welche dem betreffenden Bewerber a 
eröffnen geftattet fein foll, auf den Grund des eingereichten Plans den Erlaubnißfchein 
aus, und bringt den Inhalt defielben durch das Reg. Amtsblatt zur öffentlihen Kennt: 
niß. Jede Erlaubnig zur Anlegung einer Privatfchule und Privat:Erziebungsanftalt 
ift widerruflih. Jeder zur Anlegung einer Privatfchule und PrivatsErziehungsanftalt 
ertheilte Erlaubnißſchein ift nur für den gültig, auf deſſen Namen er lautet. 
Wird eine Privatfchule oder Privaterziehungsanftalt ſechs Monate hindurch nicht ges 
en fo ift zu ihrer Wiedereröffnung, falls nicht dringende Hindernifle, z. B. Krank: 
eiten, ben Stillftand der Anftalt verurfacht haben, ein neuer Erlaubnißfchein erforberlich. 


Nähere Beftimmungen in Betreff der zu ertheilenden Erlaubniß. 


8. 6. Perfonen, welche wegen Theilnahme an unerlaubten Verbindungen von der An: 
ftellung im Staatsdienſte ausgefchloffen find, darf die Gründung ober Kortfegung von 
Privatichulen oder Privat-Erziehungsanftalten gar nicht, Ausländern aber nur nad) vor: 
gängiger Genehmigung des Min. des 3. u. d. Pol. geftattet werden. Unverheiratheten 
Männern fol die Erlaubniß, eine Privatfchule oder eine Privat: Erziehungsanftalt für 
die weibliche Jugend zu errichten, oder eine beftehende Anftalt diefer Art fortzufeben, ber 
Regel nach verfagt, und nur in befondern, eine Ausnahme redhtfertigenden Fällen, nur 

at audotuctlicher Genehmigung des, Min, der G. u. U. Ang. ertheilt werben, Predi⸗ 
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ger und öffentliche Lehrer finb als folche noch nicht zur Anlegung von Privatſchulen und 
Privat-Erziehungsanftalten befugt; fie bedürfen vielmehr hierzu einer befondern Erlaub⸗ 
niß, die fie auf die im $. 4. vorgefchriebene Weile nachzufuchen haben. 
Beauffihtigung der Privatfhulen und Privat:-Erziehungsanfkalten. 

$. 7. Alle Privatfchulen und Privat:Erziehungsanftalten find ganz fo, wie die Öffents 
* Schulen derſelben Gattung, zunaͤchſt der Aufſicht der Orts-⸗Schulbehörde, und in 
höherer Inſtanz der Aufſicht der dem Schulweſen des Kreiſes und des Reg. Bez. vorge⸗ 
ſetzten Konigl. Behörden unterworfen. Dieſe Aufſicht ſoll ſich nicht bloß im Allgemeinen 
auf die Handhabung der Schulzucht und den Gang des Unterrichts, ſondern ei im Be⸗ 
ſondern auf die Einrichtung des Lehrplans, die Wahl der Huͤlfslehrer, der Lehrbücher 
und Lehrmittel, die Lehrmethode, Schulgeſetze, die Zahl der Schuͤler und ſelbſt auf das 
Lokale der Privatſchulen und Privat-Erziehungsanſtalten erſtrecken. Zeigen ſich in ſol⸗ 
hen Anſtalten Verkehrtheiten und Mißbräuche, welche die Jugend verbilden können ober 
ihrer Sittlichkeit und Religiöſitaͤt Gefahr drohen, wird die Jugend vernachlaͤſſigt, ober 
tft fie unfähigen und fehlechten Lehrern anvertraut, und wird ein folcher Vebelfand auf 
die Erinnerung ber Orts-Schulbehoͤrde nicht abgeftellt, fo ift diefelbe verpflichtet, aufeine 
Unterfuchung bei der K. Reg. anzutragen, und bie legtere ift befugt, nad) Befinden der 
Umftände, den Erlaubnißfchein zuchdzunehmen und bie Privatfchule und Privat-Erzies 
hungsanftalt fchließen zu Laffen. 

Sahresberiht über die Privatfhulen und Privat-Erziehung®: 
= anſtalten. 

$. 8. Die K. Reg. hat am Schluſſe eines jeden Jahres über den Zuſtand der in ihrem 
Bezirke vorhandenen Privatfchulen und Privat: Erziehbungsanftalten, bie wiſſenſchaft⸗ 
liche und fittliche Qualifilation ihrer Vorfteher und Hülfslehter, und die Zahl der, diefen 
Privatanftalten anvertrauten Jugend an das Min. der G. u. U. Ang. zu berichten, 


VBerpflihtung der VBorfteher und Vorfleherinnen von Privatfchulen 
und Privat:Erziehbungsanftalten. 

$. 9. Die Vorfteher und Vorfteherinnen von Privatfchulen unb Privat: Erziehungss 
anſtalten find verpflichtet, fich nicht nur nad) dem Inhalte des ihnen ertheilten Erlaubs 
nißſcheins, fondern auch der für das Schulwefen überhaupt und für das Schulweſen ihres 
Orts insbefondere ergangenen Vorfchriften auf das genauefte zu achten. Sie dürfen nur 
ſolche Hülfslehrer und Hülfslehrerinnen, deren wiffenfchaftliche und fittliche Befähigung 
auf die in den IN 2. u. 3, und wenn von Ausländern die Rede ift, auf die im $. 6 vorge: 
Tchriebene Weife anerkannt ift, wählen, und müffen, fo oft fie Lehrer und Lehrerinnen 
entlaffen, oder neue annehmen, der ihnen vorgefesten Orts-Schulbehörbe davon Anzeige 
machen. Zu den von ihnen veranftalteten öffentlihen Prüfungen haben fie die Ortes _ 
Schulbehörde vorher einzuladen. Wollen fie ihre Privatſchule oder Privat-Erziehungse 
anftatt aufgeben, fo-find fie verpflichtet, folches drei Donate vorher, unter Zurüdgabe 
ihres Erlaubnißfcheing, der Orte-Schulbehörde fchriftlich zu melden, 

Beftrafung etwaniger Unregelmäßigkeiten, 

$. 10. Vorſteher und Vorfteherinnen von Privatfchulen und Privat-Erziehungsanftals 
ten, fo wie ihre Hülfslehrer und Hüufslehrerinnen, Eönnen, wenn fie ben aus ihrem Er⸗ 
laubnipfchein hervorgehenden Obliegenheiten nicht nadyfommen, von der Ortö-Schulbes- 
börde durch Verweife und von der K. Reg. durch Geldftrafen bis zur Höhe von Zwanzig 
Thalern, und falls wiederholte Geldftrafen unwirkſam bleiben, durch Entziehung des 
Erlaubnißfcheing beftraft werben. 

' Warte: Schulen. 


3. 11. Wartes- Schulen, weldhen Kinber, die das fchulpflichtige Alter noch nicht erreicht 
haben, anvertraut worden, find als Erziehungsanftalten zu betrachten, und ftehen als 
ſolche unter der Aufficht der Otts-Schulbehörde. Die Anlegung ſolcher Wartefchulen ift 
nur verheiratheten Perfonen oder ehrbaren Wittwen zu geftatten, welche von unbefchols 
tenen Sitten und zur erften Erziehung der Kinder gerignet, und deren Wohnungen ges 
fund und binlängtic geräumig find. Die Orts:-Schulbehörbe ertheilt die Erlaubniß zur - 
Errichtung der Warteichulen, und I dahin zu fehen, daß in benfelben die Kinder nicht _ 
länger als bis zum gefeglichen fcyulfähigen Alter verbleiben. 

Schulen für weiblihe Handarbeiten. 


8, 12. Schulen für bie Anweiſung in weiblichen Handarbeiten ftehen unter der Aufs 
fiht der Orts⸗Schulbehoͤrde, welche die Erlaubniß zur Anlegung berfelben, vorzüglich mit 
Berüdfihtigung der fittlichen Unbefcholtenheit der Lehrerinnen, zu ertheilen, auch dahin 
zu fehen bat, daß Kinder, welche noch Tchulpflichtig find, dur Theilnahme ber Unters 
weifung in Handarbeiten nicht am vorſchriftsmaͤßigen Schulbefuchhe aekiohert wurhen, 
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Tranſitoriſche Verfügungen wegen ber bereits beffehenden Private 
ſchulen und Privat-Ergiehungsanftaiten. 

$. 13. Perfonen, welche bereits Privatſchulen oder Privats:Erfehangsanftalten eräffs 
net, aber hierzu die Eriaubniß noch nicht auf bie in geenoketigm Inſtruktion vorges 
fepriebene Art erlangt haben, müffen ſich einer von ber Orte:Schulbehärhe zu bewirkens 
den genauen Unterfuhhung ihrer &ehranftalten und nad Befinden derUmftände einer nody 
mit ihnen felbft vorzanehmenden Prüfung unterwerfen, und hahen hiernächft zu gewärs 
Kae, ‚ob ihnen bie Exlaubniß zur ereäung ihrer Lehranftalten wird eriheilt werden 
Tönnen ober nicht. Sie müfen ſich zu dem Ende fpäteftens innerhalb vier Monate nach 
Bekanntmachung dieſer Inftrußtion bei Ihrer Orti-Gäyulbehörbe melden, wibrigenfalls 
nad) Ablauf diefer Keift ihre Schulen von ber Drts-Poligeibehörbe ohne Meiteres aufges 
idſt werben. Die Dris. Schulbehörden haben innerhalb der gebachten Krift Verzeichniſſe 
‚aller noch nicht genehmigten Privatſchulen und Privat: Erziehungsanftalten an bie vors 
gefegte K. Reg. mit ber Anzeige einzureichen, welde Vorfteher und Borfeherinnen zu 
einer Prüfung vorzulaben fein möchten, und weldhen fie in Erwägung ber zeitherigen 
Leitung ihrer Anftalten erlaffen werden Eönne. 


Abſchnitt . 
Privatlehrer. 


Wie ſich Privatlehrer über ihre wiſſenſchaftliche und ſittliche Tuͤch⸗ 
tigkeit auszuweiſen haben. 

$. 14. Perfonen, weldye ein Gewerbe daraus machen, in ſolchen Lehrgegenftänben, bie 
zum Kreife der verſchiedenen öffentlichen Schulen gebören, Privatunterricht in Familien 
‚ober in Privatanftalten zu etbeiten, folleg ihr Vorhaben bei ber Orts⸗Schulbehörde ans 
zeigen, und fid) bei berfelben über ihre wiſſenfchaftliche Befähigung durch ein Zeugniß ber 
betzeffenden Prüfungsbehörbe, und über ihre fittliche Tüchtigkeit. fir Unterriht und Ers 
siehung in derfelben Art ausmeifen, wie in den $$. 2. und 3 in Hinſicht ber Vorſteher 
und Vorfteherinnen von Privatſchulen und Privats Erziehungsanftalten vorgefdrieben 
it. Wollen fie in Fochern, die nicht in ben verfchiebenen öffentlichen Schulen gelehrt 
werben, Privatunterricht ertheilen, ſo haben fie nur ihre fitrliche Tüchtigkeit für Unters 
richt und Exgiehung auf die im $. 3 verorbnete Art bei der Orts- Schulbehörbe näher 


darzuthun. 
Erlaubnißſchein für Privatlehrer. 

. 15. Denjenigen Perſonen, gegen deren wiſſenſchaftliche Befähigung für den unter⸗ 
richt und bie Erziehung ber Sugend nichts zu erinnern ift, fol von der Orts« Gchulbes 
hoͤrde ein, jebesmal für Ein Jahr gültiger, jedoch widerrufliher Erlaubnißſchein zur @re 
theilung von Privatunterricht, fowohl in Familien als in Privatſchulen und Privats@rs 
siehungsanftalten unentgelblic) ertheilt werben; bei Ausländern iſt hiergu noch bie vor 

ängige Genehmigung des Min. des J. und der Pol, erforderlich; die Drts:&chulbehörbe 
A iefelbe in ben geeigneten Fällen zunächft bei ber vorgefegten K. Reg. in Antrag zu 
ingen. Pexfonen, weiche wegen Theilnahme an verbotenen Verbindungen von ber Ans 
ftelung im Staatsbienfte ausgeſchloſſen find, ift die Erlaubniß zur Ertheilung von Pris 
vatunterricht zu verfagen. J 





Ausnahmen. 

8.16. Geiſtliche und öffentliche Lehrer, auch die an öffentlichen Schulanſtalten bes 
Thäftigten Sprach, Gefang:, Mufit: und Zeihentehrer find für befähigt und befugt zu 
erachten, Privatunterricht in Samilien und Privatfchulen zuertheilen; edehürfen erju 
feines befondern Erlaubnißſcheins, und haben ihr Vorhaben bloß bei ber Orte-Schulbes 
börbe an; eigen. Den Stubirenden auf ben LandesrUniverfitäten und ben Sihütern 
der oberften Klaſſe ber gelehrten Schulen fol geftartet fein, ohne einen befondern Er 
laubnißfhein Privatunterright in Familien und in Privatanftalten zu ertheilen, wenn fre 
ſich über ihre wiſſen ſchaftliche und fittlihe Befähigung für Unterriht und Erziehung 
durch ein genuͤgendes Zeugniß refp. des Rektors der Univerfität oder des Direktors ber 
ra Schule, welche fie befugen, bei der Orts:Schulbehörde zuvor ausgewieſen 
en. 


Beauffihtigung der Privatlehrer, 
$. 17. Die Orts:Schulbehörde fol über bie Sirtſamkeit der Privatlehrer und Private 
lehrerinnen eine geregelte, den drtlihen Berhältniffen angurafiende Mufficht führen, bei 
Unregelmaßigteiten, welche auf ein unfittliches Berhalten derfelben fchliegen Laffen, fo 
wie, werm in religiöfer oder politiſcher Beziehung Bedenken entftehen, fich mit der Oets ⸗ 
Boliseibehärbe in Mittheilung fegen, und wenn der Verdacht ſich beftätigen ſollte, die 
terung bes im 5. 15 gebachten Erlaubnißſcheins verfagen, auch nad) Befinden dee 
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Amſtünde bie Entfernung unfittlicher ober politifch verbächtiner Perſonen and dem Lehr⸗ 
ftande bei der vorgefegten K. Reg. in Antrag bringen. 
In wiefern Perfonen, welhe Kinder aus mehreren Kamilien gemeins 
Thaftlih unterrihten, ald Privatlehrer zu betradten find. 

$. 18. Perfonen, welche Kinder aus mehreren Familien gemeinfchaftlich unterrichten, 
find als Privatlehrer oder Privatlehrerinnen zu betrachten und zu behandeln, wenn fie 
in Gemäßheit eined Vertrags, gleichviel ob mit Einer Familie oder mit mehreren, jedoch 
nur mit beflimmten einzelnen Samilien, die Kinder derfelben in ebenfalls feftgefegten 
Lehegegenftänden gegen eine feſte Vergütigung unterrichten. 


Abſchnitt II. 
Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 


Befähigungsfhein für Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 
Pt 19. Um das Einbringen unfähfger oder unfittlicher Perfonen in das Erziehungsge⸗ 
ſchaͤft zu verhindern, follen diejenigen, welche in das Verhältniß eines Hauslehrers oder 
Erziehers oder einer Erzieherin zu treten gefonnen find, fidy zuvor mit einem Erlaubnißs 
fchein der K. Reg. verfehen, in deren Bezirk fie eine ſolche Stelle annehmen wollen, 
Erforderniffe zur Erlangung eines Befähigungsſcheins. 

8. 20. Behufs der Erlangung eines foldhen Erlaubnißſcheins haben fie über ihre bis⸗ 
herigen Verhältniffe, insbefondere aber über bie Fleckenloſigkeit ihres fittlihen und poli⸗ 
tiſchen Wandels, genligende Zeugniffe mittelft des Kreis⸗andraths oder der Stadt-Polis 
zeibehörbe an die K. Reg. einzureichen. 

. Ausfertigung bes Befähigungsiheine | " 

8. 21. Die K. Reg. hat diefe Zeugnifle, beſonders diejenigen, welde fi) auf die bis 
berige fittliche Kührung beziehen, näber zu prüfen, und ben Perfonen, gegen welche in 
fittlicher und politifcher Hinficht nichts zu erinnern ift, ben Erlaubnißfchein dahin auszus 
fertigen, daß ihrer Annahme als Hauslehrer, Erzieher ober Erzieherinnen Eein Bedenken 
entgegenfiehe. Die Namen der Perfonen, welche einen folchen Erlaubnißſchein erhalten 
haben, find durd das Reg.-Amtöblatt befannt zu machen. 


Berfagung bes Erlaubnißfcheins. 

8.22. Die K.Reg. ifteben fo befugt, als verpflichtet, allendenen, welche wegen erwiefener 
&heilnahme an verbotenen Verbindungen von der Zulaffung zu Staatsämtern ayöges 
fchloflen find, oder ſich über die Unbefcholtenheit ihres bisherigen Lebenswandels nicht ges 
nügend ausweiſen Tönnen, fo wie auch allen Ausländern, benen noch die Genehmigung 
des A. Min. des 3. und der P. fehlt, fo lange, bis bie etwwanigen Bedenken vollitändig 
befeitigt find, den zur Annahme einer Hauslehrerftelle erforderlichen Erlaubnißfchein zu 
verſagen. | 

Beauflihtigung der Hauslehrer, Erzieher und Ergieherinnen. 

$. 23. Hauslehrer und Erzieher, die zugleich Kandidaten des Predigt» oder bes Schuls 
amts find, bleiben, wie bisher, der Aufficht der geiftlihen Oberen, oder ber dem Schul: 
wefen bes Kreifeö vorgejegten Behörde untergeorbnet; Hauslehrer und Erzieher anderer 
Art, desgleichen Erzieherinnen, ftehen unter der allgemeinen polizeilichen Aufficht. 

24. Eltern und Vormuͤnder, deren Kinder oder Muͤndel die Öffentlichen Schulen 
nicht befuchen, find in Folge der landrechtlichen Beflimmungen verpflichtet, ſich auf Ver: 
langen ber Orts⸗Schul⸗ und Poligeibehdrde darüber auszumeifen, wie für den Unter 
richt ihrer Kinder oder Mündel geforgt ift. ' 

Berlin, den 31. Dec, 1839, Königl. Staatöminifterium. _ 
| Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 
v. Altenftein. vd. Kamptz. Mühler v. Rochow. v. Nagler. v, Ladens 
berg. dv. Alvenöleben, v. Werther. v. Rauch. 
(VC. M. Bl. 1840. ©. 94.) | 


Wiertes Kapitel. 
Die jüdiſchen Schullehrer. 
L. 
Qualifitation, Anftellung und Vereidung derfelben. 
Eine Approbation der Qualifikation jüdifcher Schutiehrer war (an vos, 
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älterem Preußiſchen Rechte nothwendig; ed verfügte hierüber das Cirk. 
General⸗Direktorii v. 9. Dec. 1775 an die Kammern 1). Ä 
Gegenwärtig beftimmen: | ' 
1) Scarüber, daß die Schullehrer nicht fremde Juden fein dürfen, die R. 
des K. Min. des 3. v. 1. Okt. 1824 und 10. Mai 1825 an die K. Reg. zu 
Eıfurt. Vergl. diefelben Abth. IV., Verhältnlſſe der auswärtigen Juden. 
2) In Betreff der alten Provinzen. 
a) Publ. der K. Reg. in Stettin v. 31. Dec. 1825. Prüfung jüdifcher 
Lehrer. 


Es gehen von Seiten der jübifhen Gemeinden bei uns fortwährend fo oft Geſuche um 
Befreiung ihrer Lehrer von der vorfhriftsmäßigen Prüfung ein, daß wir uns dadurch 
zu der wiederholten öffentlichen Bekanntmachung veranlaßt finden, wie nach den erlaffe- 
nen allgemeinen Vorſchriften Fein jüdiſcher Lehrer von der Prüfung, ob er die für ein dem 
Lehrftande angehörendes Subjekt erforderlichen Fähigkeiten, Kenntnifle und Fertigkeiten 
befige, entbunden werden kann; fondern daß ſich ein Jeder, gleichviel ob er allein für ben 
Unterricht in der jüdifchen Religion und hebräifchen Sprache, oder auch als Lehrer an 
einer ordnungsmäßig eingerichteten jüdifhen Schule angeftellt ift, ob die Kinder der Ge⸗ 
meinde die hriftlihen Stadtſchulen befuchen oder nicht, der allgemeinen Prüfung zu un: 
terwerfen bat, und daß ihm, falld er darin nicht befteht, die Fortfegung bes Lehrgeſchaͤf⸗ 
ted durchaus nicht geftattet werben darf. 

Die Magifträte werden beauftragt, dies den betreffenden Gemeinden und Kehrern in 
unferm Namen zu eröffnen, und darüber zu halten, bag wir durch dergleichen Befreiungs⸗ 
gefuche nicht weiter behelligt werden, und daß unter feinerlei Vorwand ein Lehrer von 
einer Gemeinde angenommen werbe, ber die gefegmäßige Prüfung nicht zuvor beftanden, 
und von ung für wahl: und anftellungsfähig erklärt worden iſt. Uebrigens verfteht es 
fi von felbft, daß ein jeder Lehrer ſich aud) über den Befis des Preußifchen Staatebür: 
gerrechts gehörig auszumeifen hat. (Ann. IX, ©. 1041.) 


b, © R. ded. K. Min. d. G., U. u. M. Ang. (v. Altenftein.) v. %9, 


April 1827 an fämmtliche K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Stettin. 
Anftellung jüdifcher Schullebter. 





2) Das betr. R. lautet: 
2c. Mittelft des bereits unterm 30. März c. an Euch erlaffenen R., wegen 
Beitallung ber judifchen Schulmeifter in ben Städten dortiger Provinz feid Sr 
zwar dahin befchieden worden, | 
daß ſolche ünftig nicht anders, als nach von hieraus eingeholter Approbation 
geſchehen fol; - 
ba aber die hiefigen Ober⸗ und Xeltefte, Namens der ganzen Zubenfchaft unterm 
26. m. pr. allhier vorgeftellt haben: 
daß ſolche Verf. auch auf die unbeweibten Schulmeifter, welche nur eine ge⸗ 
wiſſe Zeit an einem Orte bleiben dürfen, extendiret werbe 
fo wird diefelbe hiermit dahin näher deklarirt: 
dag nämlich nad) Vorſchrift des General⸗Juden⸗Reglements nur bie beweibten 
Maͤdchen⸗Schulmeiſter, welche dafelbft Art. 8 unter die publiten Bedienten 
gerechnet werden, an den Orten, wo dergleichen ftattfinden, von hieraus gleich 
andern publiken Bedienten approbirt werden müffen; 
mit den unbeweibten andern Schulmeiftern aber, welche von ber Judenſchaft eines 
Orts zum Unterricht ihrer Kinder angenommen werben, und nicht länger als drei 
Jahre an einem Orte bleiben dürfen, ift e8 nach dem angeführten Artikel des 
GeneralsZuben-Reglements hinfuͤhro dergeftalt zu halten, 
daß dieſelben zwar bei Euch angezeigt werben müffen, es jedoch in folchem 
Gall nur eines Erlaubnißsdetteld von Euch bedarf, und find dafür, neben dem 
ewöhnlichen Stempelbogen a 4 gGr., worauf folder zu ertheilen it, nur 
gGr. zu erlegen. 
Wenn hingegen ein Schugjube für fich allein einen unbeweibten Schulmeifter an- 
nimmt, und in feinem Haufe ihm Lohn und Unterhalt giebt, ift berfelbe bloß als 
fein Domeftique anzufehen und dergeftalt zu behandeln, 
Ihr habt Euch alfo hiernady in vorkommenden Fällen zu achten und folchers 
wegen das Nöthige weiter zu verfügen. 
(N. C. U. Tom. V. e. ©. 869. No. 58. de 1775, Rabe Thl. I, Abth. VI. ©. 145.)- 
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Der X. Reg. wird hierneben (nub lit. a.) Abfchrift eines von ber K. Reg. in Stet⸗ 
tin eingereichten Entwurfs zu einer an bie Magifträte und Schuldeputationen ihres 
Bezirks zu erlaffenden, von dem Minifterio zwedmäßig befundenen Verfügung, betr. 
die Anftellung jübifcher Lehrer, mit dem Auftrage zugefertigt, auch in ihrem Verwal: 
kun 8bezirke eine ähnliche Verordnung unter den dort etwa nöthigen Modifikationen zu 
erlaffen. 


a. 
um dem willkuͤhrlichen Verfahren, welches bei Anſtellung ber jüdiſchen Lehrer bisher 
ſtattgefunden hat, und dem häufigen Wechſel dieſer Lehrer vorzubeugen, werden, auf den 

Grund der beſtehenden Geſetze und früheren Verordnungen, insbeſondere mit Bezug auf 

unſere Bekanntmachung v. 30. Aug. 1824 und auf unfere 6, Verf. v. 3. Dec. 1822 

folgende Beftimmungen hierdurd) feitgefegt: 

4) Es darf kein Lehrer bei einer jüdifchen Gemeinde angeftellt werden, ohne zuvor 
über feine Züchtigleit dazu in einer mit ihm zu veranftaltenden Prüfung ſich aus- 

uweiſen, und zu feiner Annahme unfere landesobrigkeitliche Genehmigung und Be: 
ätigung nachgeſucht und erhalten zu haben. 

2) Die betreffende juͤdiſche Gemeinde hat fich dieferhalb zunächft an den Magiftrat ber 
Stabt zu wenden, und ihrem dieöfälligen Geſuche: 

a) Nachweis des Staatsbürgerrechts des gewählten Lehrers 

b) einem von ihm felbft in deuticher Sprache verfaßten Lebenslauf, 

e) die erfordeilichen Zeugniſſe über die frühere Erziehung und Bildung überhaupt 
und über die Vorbereitung zum Schulamte insbefondere, 

d) die Zeugniffe der Ortsbehoͤrde und bes jüdiſchen Gemeindevorftandes über bis⸗ 
berigen unbefcholtenen Lebenswanbel; ferner 

e) das Wahlprotokoll und 

f) ein genaues und vollftändiges Verzeichniß der, mit der fraglichen Lehrerftelle 
verbundenen Einkünfte 

beizufügen. 

3) Der Magiftrat hat diefe Angaben und Nachweiſe forgfältig zu prüfen, erforderli⸗ 
hen Falls darüber genaue Nachforſchungen zu halten, und dann das Geſuch der 
Gemeinde nebſt den fammtlichen Beilagen ($. 2. a—f.) mittelft gutachtlichen Bes 
richts an uns einzureichen. i 

4) Wenn auf den Grund diefes Ber. und der von uns mit dem Gewählten veranftal: 
teten Prüfung unfere Genehmigung zu der Anftellung deffelben erfolgt ift, fo hat 
die betreffende Gemeinde über die äußeren Bedingungen diefer Anftelung einen 
ſchriftlichen Vergleich mit ihm abzufchließen, und denfelben durch den Magiſtrat 
an uns zur Genehmigung einzureichen. 

6) Der auf diefe Weife Gewählte, Geprüfte und anftelungsfähig Erklärte darf jedoch 
nur proviſoriſch auf 1, 2 oder 3 Jahre angeftellt werben, und hat nach Ablauf dies 
fer Friſt eine feite Anftellung nur alddann zu erwarten, wenn von dem betreffen- 
ben juͤdiſchen Schul und Gemeinde⸗Vorſtande und von der ihm vorgefegten Stadt⸗ 
Schul:Deputation feine Amtötüchtigkeit bezeugt wird. Wir behalten uns dann 
vor, nad) den Umftänden entweder eine abermalige Prüfung oder fofort die fefte 
Anftellung zu verfügen. 

6) Die Gemeinde darf fo wenig vor ald nadf Ablauf des abgeichloffenen Kontrakts 
ben einmal angenommenen Lehrer nad) Willkühr wieder entlaffen, fondern fie foll 
vielmehr verpflichtet fein, uns davon bei Ablauf ber feftgefesten Krift auf vors 
rörifeemähigen Wege Injeige zu machen, damit wir dann die Gründe ber ge⸗ 

wunſchten Entlafjung des Lehrers prüfen und demgemäß darüber entfcheiden. - 

7) &8 foll zwar jedem Lehrer frei flehen, feine Stelle auch vor Ablauf des mit ihm 

abgefchloffenen Kontrakts nieberzulegen; aber er hat dabei die Vorfchriften bes 

L.%.R. Thl. 2. Tit. 10. 9. 97. u. Thi. 2. Lit. 6. 8.175. u. 8. 176. genau zu 

berücfichtigen. >, ILL 

Die jüdiihen Gemeinden follen ermächtigt fein, in den von nun an mit ihren Leh⸗ 

rern zu fchließenden Vergleichen ald Bedingung ber Anftellung feftzufegen, daß fie 

nur zu Oftern und Michaelis, und nachdem fie drei volle Monate vor dem einen 
oder dem andern Zermine ihren bevorftehenden Abgang, unter Anführung der 

Gründe, ſchriftlich angezeigt haben, entlafien werden können, es fei benn, daß die. 

durch ihren Abgang erledigte Stelle früher befegt werben Tann, 

9) Die Gemeinde muß bie erwähnte Anzeige an ben Magiftrat gelangen Laffen, welcher 
fie dann unverzüglich an ung zu weiterer Entſchließung einreichen wird. _ 

10) Wird hierauf der Abgang des Lehrer von uns genehmigt, fo muß die Gemeinde ſich 
angelegen fein laſſen, einen andern gerigneten Lehrer auszumittelin, wat TR «i 
die vorjchriftsmaͤßige Prüfung noch nicht beftanden haben \ollte, Verichen aaa 

a9 
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fordern, bi bei © t de mi 
fi En Samt nn —ãA N er abgehen ih lern ber nu [ge — und ans 


n fahn, 
1 Be bei 8. ermäßnte Kontra itt von dem betzeffenben jübi hen Gemeindes 
n Schulbo ande, ſo ine m eek oo ſelbſt en eh — E 
voiigtehen/ Und von dem Magiſtrate Behufs der —I an uns einn 
hen. Rur diejenigen Lehrer, welche eine definitive oder fefte Anftellun; —7 
ten, werben auf, unfere ausbrüctiche Beſtimmung mit einer formlichen lokation 


verfel 
Die — Feftfegungen een fig ich auch auf die ausfchließlich für den jübifchen 
Religionsiunterrict-zu beftell Lehrer. 

machen dem Mai en en der Equldeputation hierdurch zur aan, auf 
die Befolgung der Borfiehenden Beftimmungen ftreng zu halteit, und zu dem’ eh 
ſoiche der dortigen jübifchen Gemeinde forvoßl, als‘ dem betreffenden jübifcyen Led 
ver in unferm Ramen bekannt zu machen. Daß bieß geſchehen, hat der Meagiftrat 
Binnen 44 Tagen anzuzeigen, und biefer Anzeige Zugleich Has gehörig vollzogene 
Einkünften-Berzeichniß der dortigen jübifchen Lehrerftelle, \oenn halte nod nicht 
mit unferer Beftätigung verfehen fein follte, beizufügen. Unter diefem Werz 
niffe {ft zugleich zu bemerten, bis zu welchem Beitpunkte bie proviſoriſche Anftelung 
des jegigen jüdifchen Lehrers von uns genehmigt worden ift. 

Bon dem Einkünften-Berzeihnifle fomopl, als von dem oben gedachten Kon 
txat in den eine beglaubigte Abihrift zu unferen Akten mit einzufenden. 

tettin ben 
su mu Re ierung. Abthellung fuͤr die Kirchen⸗ und Schul⸗Verwaltung. 

an. XI. 

c) Belanntmahung der K. Reg. zu Bredlau, v. 12. Febr. 1833. Das 
bei Anftellung jüdifcher Lehrer zu beobachtende Verfah Bee 

um dem willtührlichen Werfahren, welches bei Anftellung der jäbifdhen Lehrer, bisher 
be done und dem häufigen Wechſel biefer Lehrer Dorsubeugeh, werben auf 

beſtehenden Befege und früheren Berorbnungen, Ingbefonbere mit Bes 
zug auf'unfere Belenntrmachüngen v.'29. Sept. 1820 und v. 28. Zuri 1824, däs jüs 
diſche Schuiweſen vetreffend, weiche hierdurch von Neuem in Erinnerung gebradit wers 
den, [eigene —A— er fee ei — 

—* vetanlaffen daher die Magifträte un! ul-Deputationen hierdurch, auf 

efoigun der vorſtehenden Beftimmungen zu halten, nd in a, ne 
a en Genre, u pie Bewerber um jübifche Lehrerſtellen, aufmerffarı zu 

en. mm. 7.) 

) In Anfehung der Provinz Weftphalen. 

a) Bol, die etanntmakhung der. 8, Beg. zu Arnsberg v. 22. Juli 
1835, oben Kap. 2. sub II, B. 

b) Erb, der K· Reg: zu Arnöber; dv. 29. Juni 1838 an die Schul;In« 
fpektören und Schul⸗ RE, di ‚Departements. 

"Wir findet ing verantaßt, Temmttiche Shul-Shfpektoren und 533 Säul-Koms 
miffionen auf bie, $. 6 unferer, bie er kant, 2) —3 erricht unter di 
Suben betreffende ®, v. 27. Sept. 1822 Aufınpeeia — welcher ſowo 
bie jüsifchen Privaftehrer, als die 5 se b i Bi meindelehrer ber Kufz 
ficht der fräbtifchen Schi ni Ken, in äiekg-Sthul-Infpektören 
find, N ai gemäß ber‘ ih el Frufrion aı ‚insbes 

I arten vun dal Ned den U Tegel ai 
64 ſumhaft Bi fe Bezogen twerben, Diefer v 
Be cin "tote biefelben’ H nl Ah, ie etegendeit, ber. Wifftatiom Er 

Schulen auch von den an Kenntniß zu —— und auch über diefe BER zu 
Eee SO ‚eing befondere Anzeige, einzureichen, 
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it zu waͤhlen und anzuftellen, und in diefem Gegenftande überhaupt über bie in ber 
Eat dv, 15. Mai 1824 beftimmten Grängen hinaus einzu; een, nach weicher as 

ie auefchließlich für den jübifdien Religions-Unterrit Ly hehe [enden Lehrer in einer 
Prüfung barthun follen, ob fie, abgefehen von den eigentlich jübifchen Rellaionskennt⸗ 
alffen, die Übrigen von einem Lehrer zu forbernden Kenntniffe und Geſchiglichteiten bes 
figen. Sofern aber der Religionslehrer auch wirtlicher Schullehrer fein foll, fo fteht 
der $. Reg, Eine beftimmte Einwirkung auf feine Anftellung durch Ertheilung ober Vers 
fagung der. Konzeffton zu. Wenn bei ven zu biefem Behuf anzuftellenden gefegmäßigen 
® Feng mit der öthigen Strenge in Abfiht der fittlichen und wiffenfhaftli 

‚taltfitation verfahren wird, fo werben bie von ber K. Reg. befürchteten Uebelftänbe 
und Rachtheile nicht eintreten Eönnen. (ef. die ®. wegen Beauffihtigung ber Private 
Säulen d. 11. Aug. 1818 in den An, 3b, 3, ©, 450. 

Bei den fogenannten jübifhen Gemeindefhulen, d. h. folhen Schulen, welche bie jüs 
diſchen Gemeinden auf gemeinfchaftlihe Rechnung anlegen, iſt rüdfichtlich der Bedin— 
gungen ihrer Konzeffionen nach Maßgabe ber E. Verf. v. 29. April pr. zu verfahren, 

In Betreff der etwa erforberlihen Beitreibung ber Beiträge zur Grhaltung bes Leh⸗ 
ers iſt ebenfalls die Einmiſchung der Verwaltungsbehoͤrde nicht ftatthaft, da auch diefe 
auf gemeinfchaftliche Koften geführten Gemeinſchulen nicht den Gharakter öffentlicher 
Säulen haben, fofern die Juden immer, nur ald eine gebuldete Sekte zu betrachten find, 

an. XU. ©. 47.) 

4) In Anfehung ber Rheinprovinz. 

a) V. der K. Reg. zu Trier v. 30. Juli 1827. 

Da durch bie Verf. des K. Min. d. U. Ang. v. 1. Juni v. I. verorbnet worden iſt, 
daß fämmtliche chriftlihe Elementar⸗Schullehrer nach ihrer erften Prüfung in der Res 
gi nur auf drei Zahre und erft nach einer abermaligen Prüfung befinitiv angeftelt wer⸗ 

en follen; fo wird auf ben Grund eines R. des gebachten Pin. v. 28. April c. hin— 
fihtlich der iöraelitifhen Schullchrer Folgendes Verf ru) 

4) Die jüdifhen Schullehrer merden künftighin nach der erften, vor ben Kommifjarien. 
der Negierung, wohlbeftandenen Prüfung nur auf 3 Jahre, und erft nach einer 
abermaligen Prüfung, von welcher bie Regierung nur bei einer audgezeichneten 
Amtsführung biöpenfiren wird, definitiv angeftellt. 

Keine jübifche Schulgemeinde darf aber einen proviſoriſch angeftellten Lehrer wirklich 
entlafien, fondern der für die Schule ernannte Kommiffartus hat 3 Monate vor 
dem Enbe ber feftgefehten Zeit, wenn ber Angeftellte bis dahin die abermalige Prũ⸗ 
fung nod nicht beftanden hat, über die Entlaffung oder Beibehaltung beffelben 
durch bie vorgefepte landräthliche Wehörbe an die Reg. zu berichten. 

Es fteht zwar jedem jübifcen Tehrer frei, feine Stelle auch vor Ablauf der fefiger 
festen Zeit niederzulegen, jedoch nur zu Oftern und Michaelis, und nachdem er 3 
volle Monate vor dem einen ober dem andern Termine hiervon dem ber Schule 
vorgefegten Kommiflarius bie [hriftliche Anzeige gemacht hat. Der letztere wirb 
viele Angeige ſogleich an die Regierung gelangen —— 

4) Diefe Beftimmungen erftreden ſch auch auf bie ausſchließlich für den juͤdiſchen Res 

Higionsunterricht angeftellten, Lehrer. 

Die betreffenden Behörden werben beauftragt, diefe Verordnung zu befolgen und über 
bie Beachtung berfiben zu wachen. Trier, den 30. Juli 1827. 

Crier. X. Bl. 223.) Königl. Regierung. 

b) & 8. der. 8. Reg. zu Aachen an fämmtiihe Landraͤthe v. 12. Juni 
1834. Vereidung der Lehrer. 

Das K. Min. d. G., U. u. M. Ang. hat auf eine Rüdfrage bes H. Oberpräfinens 
ten der Kheinprovinz fid dahin entfchieben, daß es bei denjenigen Lehrern, welche nur 
verfuchsweife auf ein Jahr, oder auf eine andere beftimmte Zeit angeftellt find, vefp. 
angefteilt werben, einer förmtichen Gidesleiftung nicht bebürfe, vielmehr an beren Statt 
eime Verpflichtung mittelft Handſchlages zur Crfüllung der übernommenen Verpflich⸗ 
tang und: zur Treue gegen des Königs Majeftät hinreiche. 

Weber jede foiche Berpflichtung muß jedoch ein Protofol aufgenommen, und biefelbe 
nunmehr bei allen derartigen noch unverpflichteten Lehrern nachgeholt werben. 

Zuglei Hat ſich der H. Oberpräfibent veranlagt gefunden, bei dem K. Min. d. G., 
U. u. M. Ang. über bie Vereidung der mennonttifhen und ifraelitifhen Lehrer anzus 
fig, worauf Hochbaffelbe entfähieden hat, daß die-Wereidung der mennonitifchen 

ehrer nad) den Vorfhriften der ®. v. 11. März 1827 zu verfahren, und in gleicher 

den jübifchen Lehrern der. Cid nach den. Formen ihrer Religionspartei abzunehmen 
fi. Wir bemerken Ihnen hierbei, baß babei fortwährend bas früher vorgeihriebene 
Formular feinem Inpakte nach zu.geheaucen iſt at · (isn. EN, N —B 
v 
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5) In Anfehung des Großherzogthums Pofen. oo 
a) R. d. K. Min. d. G. U. u. M. Ang. fo wie des Inn. andie K. 


Reg. zu Bromberg v. 26. März 1825. 

Auf der K. Reg. Ber. v. 17. d. M. genehmigen wir hiermit, daß da, wo ed an Ges 
legenheit fehlt, zu erlebigten juͤdiſchen Schullehrerftellen tüchtige Subjekte innerhalb 
des Sroßherzogthums Polen, auszumitteln, aud) aus andern Provinzen der Monarchie 
für den Lehrſtand qualifizirte jüdiſche Glaubensgenoffen zu ben gedachten Stellen berus 
fen werden dürfen. Die Erlaubniß zum Aufenthalte muß aber in dergleihen Källen 
lediglich auf die Dauer des Engagements für beftimmte Lehrämter eingejchräntt werden 
und Tann nicht Über diefe Dauer hinaus ſtattfinden; gleihwie fie denn überhaupt nur 
als Ausnahme von der allgemeinen Regel zu betrachten ift. 

(Neugebaur, Volks ſchulweſen. ©. 292.) . 
b) R. ded Min. der ©., U. und Med. Ang. v. 13. Zuli 1827 an dab 


K. Konſiſtorium und Schulkollegium der Provinz Pofen. | 
Das Min. kann auf den Antrag des K. Konfiftorii und Prov. Schulkollegii in dem 
Bericht v. 13. Mai e., jüdiſche Glaubensgenoffen an dem Unterrichte in den Schullehs 
rer-Seminarien der Provinz Pofen Theil nehmen zu laſſen, nicht füglich eingeben, da 
die Erfahrung bisher gelehrt hat, daß Verſuche diefer Art faft unter allen Bedingungen 
dem Mißlingen ausgefeät find. Wenn daher die Zahl der lehr⸗ und anftelungsfähigen 
ifraelitifchen Glaubensgenoſſen im Großherzogthum Pofen dem Bedürfniffe der vorhan⸗ 
denen Schulen nicht genügt, fo muß darauf Bedacht genommen werben, dergleichen in 
andern Provinzen und Anftalten bilden zu laſſen !). 
WGeugebaur, Volksſchulweſen Nr. ar ©. 297.) u 


Rechte ber jüdifchen Lehrer. 
1) Vergl. im Allgemeinen in Betreff der Rechte der Beamten der jüdi⸗ 
ſchen Religionsgefelfchaft Abfchn. X. Kap. II. sub I. | 
2) Indbefondere rückſichtlich jüdifcher Lehrer beftimmen in Anfehung 
ihrer Nichtbefreiung von Abgaben: 
a) Das R. ded K. Min. des Inn. an den Magiftrat zu Berlin, vom 


12. San. 1823. 

Dem Magiftrat wird in Beſcheidung auf die Anfrage vom 4, d. M. eröffnet, daß von 
einer Befreiung der jüdifchen Religions⸗-Lehrer von öffentlichen und Kommunal-Laften 
überall nicht die Rede fein kann, weil die Subens Gemeinden, welde nad) dem A. L. R. 
keine ausdruͤcklich aufgenom menen Kirchengefellfchaften ausmachen, fondern blos tolerirt 
werden, unb eben deshalb nicht ale privilegirte K orporationen zu betrachten find, eine 
Öffentliche, noch weniger aber bevorrechtete Beamte haben können, 

(Ann. IX. ©. 145.) . 
b) Das R. derMin. d.G., U. u. Med» Ang. und d.Inn.v. 10. Nov. 1834 


an die K. Reg. zu Bromberg. 

Auf die in bem Berichte der K. Reg. v. 18. Okt. v. 3, geftellte Anfrage, wegen Bes 
freiung der jüdifchen Schullehrer von den öffentlichen und Kommunalstaften und Abgas 
ben, gereicht derfelben zum Beſcheide, daß hierin durch die ®. v. 1. Zuniv. I. (G. &. 
©. 66 qq.) keine Abänderung gegen das bisherige Verhaͤltniß eingetreten ift. Der $. 10 
der Berordnung, in feinem Zufammenhange mit dem vorhergehenden $., ftellt nur in der 
Beziehung den Öffentlichen Schulanftalten die mit Genehmigung bes Staats, nady eis 
nem beftimmten Lehrplane eingerichteten, und mit vollftändig qualifizirten, und durch 
die Reg. beftätigten Lehrern befegten jüdifchen Schulen, ohne weitere Unterfcheidung 
gleich, daß durch bie Anhaltung ber jübifchen Kinder zu einer jeden folhen Schule, die - 
im $. 9 den jüdifchen Korporationen zur verantwortlichen Sorge anbefohlne Erziehungs 
pflcht für erfüllt angenommen werben fol, im Gegenfage zu ben, als zweckgenuͤgende 
Anftalten für den allgemeinen Elementar⸗Unterricht überall nicht zu achtenden bloßen 
jüdischen Bet⸗ oder Winkelfchulen. In ihrer fonftigen eigenen Qualität bleibt das Ver⸗ 
hältniß jeder jüdifchen Schule das bisherige, naͤmlich einer penſchute wenn ſie von 
der juͤdiſchen Gemeinde nach bloßem Uebereinkommen unter ſich, ohne eine obwaltende 
Veranlaſſung im Geſammt⸗Intereſſe des Schulweſens am betr. Orte, und nur unter ge⸗ 
nehmigender Konzeſſion der K. Reg. errichtet worden iſt, unterſchieden dagegen von 


1) Leider fehlt ſogar die Angabe ber Gründe für eine Beſtimmung, deren geſetzliche 
Basis nicht erfichtlich, da den Juden die Wohlthat, an den allgemeinen Unterrichte-Ans 
falten bed Gtaate Theil zu nehmen, nirgend geſetzlich abgelprochen tft. 
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ſolchen defonbern Fällen, wo die Anlegung einer eigenen Schule, für bie juͤdiſchen Ein⸗ 
wohner eines Orts ober Beriete als befonbere Schulfocietät, wegen geeigneter Lokal⸗ Um⸗ 
fände durch bie K. Reg. felbft angeordnet ift, und wo alsdann eine ſolche Schule allers 
dinge ben andern Öffentlichen Ortöfchulen in allen Verhaͤltniſſen gleich fleht. Wegen ber 
für Fälle ber legtern Art zu beobachtenden Brundfäge wird die K. a. übrigens auf 
die mit nachſtem bevorftehende allgemeine Inftr. verwiefen. (Ann. XVII. ©. 1058.) 


c) R. der Min. ded Inn. und der Pol. und der G. U. und Med. Ang. 
(0. Rochow, v. Babenberg) an die K. Reg. zu Bromberg v. 12. Juni 1840. 

Die unterzeichneten Din. können, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 25. April d. 
3. hierdurch eröffnet wird, ben Antrag derfelben auf Befreiung ber jübifchen Schullehs 
rer von ben öffentlichen und Kommunal-Laften und Abgaben nicht für ftatthaft erachten, 
Die diesfällige Befreiung der chriftlichen Schullehrer beruht auf fpezieller Verordnung, 
woburd die bis zum Jahre 1806 genoffenen Smmunitäten wieder hergeftellt worden. 
Züdifche Lehrer haben die fraglichen Bevorrechtungen zu keiner Zeit gehabt; es ift daher 
auf fie die Smmunitäts-Beflimmung nicht zu beziehen. (V. M. BI. 1840. ©. 221.) 


d) R. des Gen. SteuerDireltor (Kühne) v. 28. Juni 1842 an di: 8. 
Ren. zu Frankfurt. Klaffenfteuerpflichtigkeit jüdifcher Lehrer. 

Die dem Lehrſtande zugeftandene Befreiung von ben Perfonalfteuern beſchränkt ſich 
auf die Lehrer der chriftlihen Konfeffionen an öffentlichen Schulen. Die Cirk. Verf. v. 
30. Dec. v. 3. handelt, wie aus dem Gingange derfelben deutlich hervorgeht, nur da⸗ 
von, ob und in welchem Maße bie, ihres perföntichen Standes wegen von der Klaffens 
fteuer befreiten Geiftlihen und Schullehrer, zu welchen letzteren die jüdifchen Lehrer 
alfo nicht zu zählen, Haffenfteuerpflichtig find, wenn fie, außer dem Einkommen aus ih⸗ 
ren geiſtlichen und Schulämtern, noch fonftiges Einkommen beziehen ꝛc. 

(8. M. BI. 1842. ©. 289.) 


6) Die vorflebend in Bezug genommene Cirk. Verf. des Fin, Min. und 
des Min, der G., U. und Mid. Ang. (Gr. Alvendleben, Eichhorn) v. 


30. Dec. 1841 an fimmtlihhe K. Reg. lautet : 

Es find Zweifel darüber erhoben worden, ob und in welchem Maße die ihres perfüns 
lichen Standes wegen von der Klaffenfteuer befreieten Geiftlichen und Schullehrer, wenn 
fie außer dem Einkommen aus ihren geiftlichen und Schulämtern fonftiges Cinkommen 
beziehen, zu diefer Steuer heranzuziehen find. 

Wir fehen uns veranlaßt, der K. Reg. dieſerhalb Folgendes zu eröffnen: 

1) der Beflimmung bes $. 2. d. des Klaflenfteuer:&. v. 80. Mai 1820 analog, wirb 
die Befreiung von der Klaffenfteuer der ihres perfönlichen Standes wegen diefer 
Steuer nicht unterliegenden Geiftlihen und Schullehrer nur dann aufgehoben, 
wenn fie felbft, ober die in ihren Haushaltungen lebenden Angehbeigen, auf anbes 
ren ale den Dotal⸗Grundſtücken Landwirthſchaft ober aber Gewerbe betreiben. 
Der Befis von Häufern und Gärten außer den Dienft:Grundftüden, von Kapitals 
und beweglichem Vermögen, der Genuß von Renten, Geld: und NaturalsPräftas 
tionen, von Einkommen aus anderen Aemtern verpflichtet Geiftliche und Schulleh⸗ 
rer nicht zur Klaffenfteuer. 

Der Beſitz von Grundftüden (ohne Rüdficht auf deren Größe), welche von ben 

Geiftlihen und Schullehrern, oder von den in ihren Haushaltungen lebenden Ans 
gehörigen nicht felbft bewirtbichaftet, alfo 3. B. durch Zeitverpacdhtung benutzt wers 
den, hebt die Klaffenfteuer-Kreiheit gleichfalls nicht auf. . 

4) Die Steuerpflichtigkeit tritt auch dann nicht ein, wenn bie felbftbewirthfchafteten 

Grundftüde unerheblich, ober deren Benusung von der Art ift, daß ber Begriff eis 
. ner felbftftändigen Landwirthſchaft darauf nidyt Anwendung findet. Ob eine ſelbſt⸗ 
ftändige Landwirthichaft vorhanden if, muß in den einzelnen vorkommenden Fäls 
len, wo barliber Zweifel fattfinden, nad) den obwaltenden Verhältniffen von ben 
u agnng8=Behörben, beziehungsmweife der K. Reg., geprüft und feftges 

t werden. 

5) Als Gewerbe, deren Betrieb Geiftlihen und Schullehrern die KlaffenfteuersFreis 
1 ot find nur diejenigen anzufehen, von welchen Gewerbefteuer zu ent⸗ 
richten ift. 

Steht hiernach die Klaffen-Steperpflichtigkeit eines Geiftlichen und Schullehrers 
feft, fo beitimmt fich das Maß der Steuer nach den allgemeinen gefeglichen Veran⸗ 
lagungs-Gruubfägen. Unvereinbar hiermit würde e8 fein, wenn bei ber Bemeffung 
des Klafien-Steuerfases fteuerpflichtiger Geiftlichen und Schullehrer das Cinkom⸗ 
men aus dem geiſtlichen oder Schulamte bei der Beſteuerung unberüdfichtigt bliebe, 
Die K. Reg. wird beauftragt, diefe Beſtimmungen durch das Amtsblatt yon feste 
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lichen Kenntniß zu bringen, und deren Beachtung Seitens ber KlaſſenſteuerVBeranle⸗ 
gungsbehörden zu überwachen. (V. M. Bl. 1842. ©. 35—36.) . 


Fünftes Kapitel. | 
Aufbringung der Koften zur Erhaltung der Schule, 
I 


‚Allgemeine Vorſchriften. 

1) Das A. ER. ſchreibt Thl. 11. Tit. 12. 99. 29—38 vor: | 

8.28. Wo keine Stiftungen für die gemeinen Schulen vorhanden find, Tiegt bie Un⸗ 
terdaltung ber Lehrer den Ammtlichen Hausvätern jedes Orts, ohne Unterfchied, ob fie 
Kinder haben, ober nicht, und ohne Unterichieb des Glaubensbelenntniffes ob, « 

$. 30. Sind jedoch für die Einwohner verfchiedenen Glaubensbelenntniffes an Einem 
Orte mehrere gemeine Schulen errichtet: fo ift jeder Einwohner nur zur Unterhaltung 
des Schullehrer® von feiner Religionspartei beizutragen verbunden. 

$. 31. Die Beiträge, fie beftehen nun in Gelde oder Naturalien, müffen unter bie 
Hausväter nach Verhältniß ihrer Beſitzungen und Nahrungen billig vertheitt, und von 
der Gerichtsobrigkeit ausgefchrieben werden. 

$. 32. Segen Erlegung biefer Beiträge find alsdann bie Kinder der Kontribuenten 
von Entrichtung eines Schulgeldes für immer frei. 

$. 33. Gutsherrfchaften auf dem Lande find verpflichtet, ihre Unterthanen, welde 
zur Aufbringung ihres fchuldigen Beitrages ganz ober zum Theil auf eine Zeitlang un« 
vermögend find, dabei nach Nothdurft zu unterftügen. ' 

$. 34. Auch die Unterhaltung der Schulgebäude und Schulmeifter: Wohnungen muf; 
als gemeine Laft, von allen, zu einer ſolchen Schule gewiefenen Einwohnern ohne Un⸗ 
terfchted getragen werden. 

$. 35. Doc trägt das Mitglied einer fremden zugefchlagenen Gemeinde zur Unterpak 
tung der Gebäude nur dat fo viet bei, als ein Einwohner von gleicher Klafie an dem 
Drte, wo die Schule befindlich ift. 

6. 36. Bei Bauen und Reparaturen der Schulgebäude müſſen die Dragifträte in den 
Städten, und die Gutsherrfchaften auf dem Lande, die auf dem Gute ober Kämmerei⸗ 
eigenthume, wo die Schule ſich befindet, gewachlenen oder gewonnenen Materialien, fo 
Po feibige hinreichend vorhanden, und zum Baue nothwenbig find, unentgelblich vers 
abfolgen. 

8. 37. Wo das Schulhaus zugleich die Kuͤſterwohnung ift, muß in der Regel die ins 
—A— deſſelben auf eben dieſe Art, wie bei Pfarrbauen vorgeſchrieben iſt, be⸗ 
orgt werden. 

$. 38. Doc) kann Fein Mitglied der Gemeinde, wegen Verſchiedenheit des Religions: 
bedenntniffes, dem Beitrage zur Unterhaltung folcher Gebäude fich entziehen. 

2) In Betreff der franzöfifchen Geſetzgebung ſiehe unten das R. v. 
18. Mai 1840. | 

. 3 Diefen allgemeinen Vorſchriften entgegen iſt man, davon aus 
gehend, daß die jüdifche Religiondgefelfchaft eine Privat⸗Geſellſchaft 
ſei und daß fi demgemäß der Staat nicht um die Art zu kümmern 
habe, mie die Koften zu deren Unterhaltung aufzubringen, dies viels 
mehr als eine reine Privatangelegenheit zu betrachten !), — zu der unrichtis 
gen Konfequenz gekommen, daß nun auch die jüdiſchen Schulen als Privatan⸗ 
ſtalten zu betrachten und ed den Mitgliedern der jüdiichen Gemeinden ledige 
lich zu überlaffen, in welcher Art fie die Koſten zur Unterhaltung biefer 
Schulen aufbringen wollen, Diefe Folgerung ift nur aus einer Verwechſe⸗ 
lung der Kirche mit der Schule zu erklären, die aber in der vorliegenden 
Beziehung gar nichtd gemein haben. Der Preußifche Staat giebt Glau⸗ 
bensfreiheit, aber nicht Unwiſſenheitsfreiheit; er duldet die jüdiſche Religion, 
erſtteckt aber auch auf die Juden den Schulzwang. Hieraus allein ergiebt 
ſich hinxeichend, daß es in allen den Zillen, wo jüdiſche Schulen nach dem 
allgemeinen Staatsorganismus gaboten find — 2. R. IL. 12. 8. 302), — 


% 
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eB.äudh lediglich Sache der Staatsverwaltung ift, gang wie bei ben chriftt 
hen Schulen, die nöthigen Anordnungen zur Herbeifchaf ung ber Geldmittel 
zutreffen und dies nicht von dem Belieben der einzelnen Gemeindeglieder abs 
— zumaten. W 

u entgegen ſprechen ſich insbefondere die R. v. 3. Mov, 1820, 
22. Sept. 1827 und 4. Sept. 1835 auß; (©. über deren Werth oben 
Kap. I. sub I. 1—3. &. 159 und die dafelbft gegebene Eintefturig) fo wie 
die sub II. 1—3 folgende R., welche inöbefondere dem $. 14 bed Ed. v. 
11, März 1812 juwider, die Juden als foldhe, mit befonderen Abgaben ber 
legen. Dagegen haben die sub III. gegebenen neueren®R. v. 24. März 1838 
und 18. Mai 1840 dad richtigere Prinzip theilweiſe, d. b. für Territorien, 
wo franzbſiſches Recht gegolten, anerfannt, naddem die 8. v. 1. Juni 
1833 für das Großherzogehum Pofen, beffen geiftig zurüdftehenden Süden 
unzweifelhaft feine größere echte verliehen werben follten, als ben übrigen 
Juden ded Preuß. Staates, — im $. 10 die jübifhen Schulen qusdrüdtich 
für öffentliche anerkannt, welche Eigenſchaft ihnen die oben bezeichneten 
R. abfpsechen, j 


. a .. 1 . 23 
Beiträge der an zu den chriſtlichen Elementar- Schulen. 
NR. de K. Min. der G., U. ic. Ang., Unterrichts. AbtHl, (6. Sa) 
v. 22. Sept. 1827 an bie K, Reg. zu Danzig. Kommunal Belträge ber 
Judengemeinden zu den Ortsſchulen. a 
” Wenn die X. Reg. in dem, wegen Berichtigung. der @ehattä«ftügtflände der.Etaht- 


munalsBeiträgen für bie £ ae, welde,in Ermangelung oder bei.tinfretenber 

Ariuling Ar des anberweitigen Schul-Einkommens, namentlich auch Kan. 

bu " 2 

fiht auf wirtliche Benugung der, Schute, geleiftst, werken müfltn, „Wo ——— 

er niemals 

* befreit werben, da fie,alg eine bloß gedudete Sekte Feine bejondere öffenthigt Schule 
für alle einet Modifikation dei — 39 

—— 


die X. Reg. bieferhalb Remebur zu treffen.. (Ann, — 
‚.2) R. bed Min. ber G, U. und Med. Ang, (v. Altenftein) v. 28. Jan. 
1838 an.die K. Reg. zu Pofen (bisher ungedrudt). Fe 
Aus dem Berichte ber 1c. d. 13. d. M. das jübifhe Gchuhvefen in R. R. betf. geht ig 
Verbindung mit der demfelden zum Grunde liegenden Borftellung ber: Aelteften der Iys 
benfchaft zu,R. N» v, 30. Xug. v. I. nicht deutlich genug — aus. welchen Gründen 
und in-welcher Xrt bie Xelteften eine veränderte Einrichtung ihres Schuiweſens wünfdhen. 
Nach ‚den ©. fteht,befanntlic, feft,, daß.die von jübifchen Gemeinden als nur gebulbe- 
ten Seligions-Sefelfgaften eingerichteten Schulen niemals andere als, bie Rechte vom 
Drivatichulen in Anfprud.nehmen Eönnen, daß aber-die Benugung oder Gintihtung 
unb Unterhaltung von, Privatfehulen. niemanben, weß Glaubens er auch fei, von bem 
verhältnigmäßigen feiten Beitrage für.die öffentlichen Kommunal-Schulen befreit. 
‚Berlangen demnach bie, Xelteften der Judenſchaft zu N. R. bie Einrichtung einer eiges 
nen.öffentlihen Schule für ihre Gemeinde, fo Tann ihnen hierin auf feine Weiſe ges 
willfahrt werben. und eben.fo wenig ift es der allgemeinen Megel zufolge ftatthaft, daß 
* um eine Sprint Kb * —3 —7 in Kane, akt ken 
in auf, alle Oxts-Cinwohner zu ver lende m Beiträgen zur ung 
dir engen Kommunal: Schule biöpenfist werben. Die Bedingangen iu Cru, 
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einer Züdifchen Gemeinde⸗Schule müffen von den über fie wie über alle. Privatichulen 
Aufficht führenden Behörden vielmehr dahin geftell! werben, baß bie Jüdiſche Gemeinde 
burch kontraktmäßige Uebereinkunft ihrer Mitglieder einerfeitö unter fi und anderer 
feitö mit den anzuftellenden Lehrern die Aufbringung und refp. Verwendung der bazu ers 
forberlichen Koften fichern und zwar ganz unabhängig von den außerdem zu entrichten» 
den geſetzlichen Beiträgen für bie öffentliche Drtsfdute. Sit dies gefchehen und quali: 
fieiet fi) ferner die ordnungsmäßige Einrihtung der Schule und bie Perfon der für die: 
felbe von der Juͤdiſchen Gemeinde vocirten Lehrer zur Konzeifionirung, fo darf diefe von 
ber betr. Behörde nicht verweigert werben. 


Denn aber die Züdifche Gemeinde zu N. N. aus Privat: Mitteln foldhergeftalt ihr 
Schulweſen zu organifiren nicht im Stande ift; fo fragt es ſich zuvörderſt, ob die bes 
ſtehenden Züpdifchen Privatfchulen dafelbft, deren Unternehmer body auch Tonzefftonirt 
fein muͤſſen, ihr mit Grunde nicht genügen, entweder, weil fie den vorfchriftämäßig an 
den Elementar-Unterricht zu machenden Korderungen nicht entfprechen oder weil fie zur 
Aufnahme fämmtlicher Ihalfähigen Kinder, während biefelben aud in ber Drtsfchule 
nicht untergebracht werben können, nicht ausreichen. 


Im erfteren Kalle bat die ꝛc. ex officio darin Remedur zu treffens der zweite Fall 
aber muß, in fofern er die Ortsſchule, d. i. bie öffentliche Kommunal:Schule angeht, 
einer Torgfältigen Prüfung unterzogen und event. zu einer ſchleunigen Abhülfe darin 
vorgefchritten werben. 


Denn orbnungsmäßig fol jede dffentliche Kommunal-Schule dem Bebürfniffe ſaͤmmt⸗ 
licher Orts-⸗Einwohner volftändig genügen und es ift namentlich durchaus ungefepfich, 
wenn etiwa, weil bie öffentliche Scule zur Aufnahme aller fhulfähigen Kinder nicht 
ausreicht, die Kinder Züdifcher Eltern hierbei den Kindern chriftlicher Eltern auch nur 
{m mindeften nachgeftellt werben. 


Nun läßt fich in allen gewöhnlichen Fällen nicht erwarten, baß die Erweiterung einer 
für das allgemeine Beduͤrfniß des Orts nicht ausreichenden Schule mit mehreren Schwie⸗ 
rigkeiten und namentlich Koften verknüpft fein werde, als die Anlegung einer zweiten 
ganz befonderen Schule; denn vereinigte Mittel erleichtern in der Regel die Erreichung 
des Zwecks. Es darf beswegen, ſelbſt wenn ſämmlliche Orts-Einwohner barin ein Abs 
tommen mit einander treffen wollten, auch eine hiernach freiwillige Trennung etwa der 
Juͤdiſchen Einwohner von den hriftlichen, damit jeder Theil feine öffentlichen Schulbei⸗ 
träge zur Errichtung und Erhaltung einer abgefonderten refp. dffentlichen und Privat: 
Schule verwende, in allen gewöhnlichen Fällen nicht genehmigt und es muß alfo in dem 
vorliegenden Falle, ehe an weitere Maßregeln irgend gebacht werben Tann, alles ange 
wendet werben, die Stadtfchule ur Xufnohme ſämmtlicher fchulfähigen Kinder in geeigs 
neten Stand 5 fegen. Die hierzu noͤthigen Mittel dürfen jedoch keineswegs, wie die ıc. 
meint, den Züdifchen Einwohnern von N. N. mehr zur Laft fallen, als den chriftlichen, 
fondern find Lediglich durch eine allgemeine verhältnißmäßige Vertheilung unter fammt: 
liche Orts:Einwohner nad, ihrem Vermögen aufzubringen. Dagegen verftebt fich aber 
auch wiederum von felbit, daß in dem Lehrplan ber dffentlichen Kommunalfchule keines⸗ 
wen der Juͤdiſche Religions-Unterricht mit eingefchloffen und hierzu ein öffentlicher 
Juͤdiſcher Religionslehrer angeftellt werden kann, da der jüdifche Religions⸗Unterricht 
unter Teiner Bedingung Begenftand des öffentlichen Unterrichts ift, fondern allein der 
Privat-Veranftaltung der dabei Intereffirten überlaffen bleibt. 

Sollte fich inzwifchen bei genauer Prüfung ergeben, daß die nöthige Erweiterung ber 
öffentlichen Schule zu N. N. nad) den drtlihen Verhältniffen für jegt wirklich unmoͤg⸗ 
ih, namentlid etwa nur durch einen die Kräfte der Orts:Kommune offenbar über 
genden Aufwand erreichbar wäre und daß die wirkliche Ausfchließung ber Züdifchen Kins 
der zur Zeit als allein ausführbares Austunftsmittel übrig bleibe, fo ift dies ber einzige 
Ball, für welchen ausnahmsweife geftattet werden Tann, daß ber Juͤdiſchen Gemeinde 

egen Unterwerfung unter jene Ausichließung die Entrichtung ihrer Beiträge für die öf⸗ 
entlihe Schule Behufs der Anlegung einer eigenen erlaffen werde. Doch ändert diefe 
nothgebrungene Maßregel weder ben Charakter der einzurichtenden Jüdiſchen Schule 
als Privat-Schule, noch darf ſolcher Zufland des Schulmwefens anders, als nur interls 
miftiich geduldet werben; es darf vielmehr die Genehmigung bazu nur mit dem aus: 
druͤcklichen Vorbehalte ertheilt werben, daß diefe Einrichtung ſowohl nach den Anträgen 
der Intereffenten ale infonderheit nach dem Gutbefinden der Aufſichts⸗Behoͤrde fofort 
wieber aufgehoben werben kann, wenn bie drtlichen Umſtaͤnde eine guͤnſtigere Geftalt ges 
winnen und es möglich wird die ganze Kommune wieberum in der ordnungsmaͤßigen 
Weife an die Öffentliche Kommunalſchule zu weifen und zu deren Unterhalt zu verpflichs 
ten, weil die Eriſtenz und Fortdauer biefer überall bei Leitung der ganzen Angelegenheit 
das vorgehmfte Zieh bleiben muß. Hiernach hat idie 2c. die Attefte dev Judenſchaft zu 
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R. R. auf die Borftellung v. 30. Aug. v. J. zu befcheiden und die erforberlihen Schritte 
zu Yun, um bie —88 Befriedigung der Judenſchaft baldmoͤglichſt zu bewirken. 
Ct. des Min, der G., U. und Med. Ang. Pofen. Gecten &; 1. Vol. 4.) 
3) R. ded K. Min. der G. U. und Med. Ang., Unterrichts. Abtheilung 
(0. Kampk) v. 30. Juni 1828 an die K. Reg. in Pofen, in berfelben Ans 
gelegenpeit. 


Dee K. Reg. wird auf ben Ber. v. 22. v. M., bas jüdiſche Schulweſen betr., hier⸗ 
durch eröffnet, daß es keinesweges einer neuen geſetlichen Beftimmung bebarf, um bie 
in ber über biefen Gegenftand erlaffenen Verf. v. 28. Jan. c. ausgeführten Grundfäge 
zu rechtfertigen/ und daß eben fo wenig biefelben mit den allegirten frähern Verf. bes 
Minifterii, wenn dieſe richtig aufgefaßt werben, im Widerſpruche ſtehen. Die Cirk Verf. 
9.15. Mai 1824 beſchaͤftigt ſich in der allegirten Stelle garnicht mit der in dem vorliegenden 
Berichte angeführten gefeglichen Verpflichtung zur Unterhaltung der Kommunalfculen, 
fonbern mit der davon ganz verfchiebenen Berpflichtung ber Eltern, ihren Rindern auf 
irgend einem zwedtmäßigen Wege ben gehörigen Unterricht zu verfchaffen. Zur Exfüls 
lung biefer Bennichtung Tönnen ſich die Eltern, fo wie ber öffentlichen Schulen eben fo 
ud ber Privatichulen, der Annahme von Hauslehrern, ober jebes fonftigen, den Zweck 
erfüllenden Mittels bedienen, und daher hat auch die gedachte Verf. die Verpflichtung 
der jübifchen Eltern, ihre Kinder in die chriftlihen Schulen zu ſchicken, nur in der Vor⸗ 
ausfegung ausfprechen Eönnen, daß fie nicht eigne Schulen ihres Glaubens haben, unb 
ſich vortommenben Falls über ben ftattfindenben orbnungsmäßigen Unterricht ihrer Kin- 
der in benfelben ausweifen, ohne daß aber durch diefe Gegenüberftellung der Charakter 
aller jübifhen Schulen, al8 bloßer Privatanftalten, hat tangiet werben Eönnen ımb fols 
len. Eben fo ift auch in der Verf. v. 4. April pr. bie Gemeindefchule, zu deren Errich⸗ 
tung bie jübifhe Gemeinde zu Inowraclaw in Stelle ber früher orbnungswibrig daſelbſt 
beftandenen Winkelſchulen angehalten worben, nur im @egenfage zu ben Iegtern mit der 
Benennung einer öffentlichen Schule bezeichnet, keinesweges aber ber Kommunal · Schule 
zur Seite geftellt worden. B 

Die Verpflichtung aller derjenigen Eltern aber, die ſich für den Unterricht ihrer Kin: 
ber ber häuslichen Information oder einer Privatfchule bedienen, neben dem biesfälligen 
Aufwande aud) die Rommunal-Schulbeiträge unverändert fort zu entrichten, folgt von 
felbft daraus, daß biefe Beiträge Kommunallaft, und gar nicht von ben einzelnen Fällen 
wirklicher Benugung dev KommunalsSchule abhängig find, wie dies $. 29. Thl. 2. Tit. 
12. des X. 2. R. woͤrtlich ausfpricht, und felbft diejenigen Mitglieder der Kommune, bie 
feine Kinder haben, deſſen ungeachtet zu diefen Beiträgen verpflichtet, mit benen nur das 
ftatt derfelben an vielen Kommunal-Schulen noch beibehaltene Schulgeld, als eine alles 
dinge nur bei wirllßer Benugung ber Schule zu gewaͤhrende Leiftung, nicht verwech⸗ 

felt werben barf. 
j Bon einer Bedrückung ber jübifchen Gemeinden durch bie Anwendung biefes Grunbs 
ſates Tann keinesweges, und noch viel weniger von einer Benachtheiligung berfelben ges 
gen hriftliche Kommunals Mitglieder die Rebe fein. Denn wo die Kommunal-Schule 
nad) dem Syſtem des X. 2. R. durch allgemeine Rommunal-Beiträge unterhalten wird, 
fteht nach $. 32, I. c. gegen Entrichtung berfelben jedem Kontribuenten das Recht einer 
übrigens koſtenfreien Benugung der Schule für ben Unterricht feiner Kinder zu, und es 
Tommt alfo nur auf bie jübifchen Eltern felbft an, ſich flatt des Unterrichts ihrer Kinder 
in eigenen Privatſchulen jenes Rechtes zu bedienen, um dadurch ben doppelten Aufwand 
zu vermeiden. Daß in denjenigen feltenen Faͤllen/ wo bie KommunalsSchule nicht alle 
Kinder des Orts aufnehmen, und wegen befonberer Lokaiſchwierigkeiten bie bazu nöthige 
Erweiterung bderfelben nicht bewerkftelligt werden Tann, den judiſchen Gemeinden allen« 
falls durch befonderes Abkommen die einftweilige Befreiung von den Kommunal:Gchuls 
Beiträgen Behufs ber Beichaffung bes Unterrichts für ihre Kinder in eigenen Privat: 
f&julen nachgegeben werben kann, hat das Minifterium hereits in ber Verf. v. 28. 
Ian. c. ertlärt, wiederholt aber nochmals, daß dergleichen Bewilligung zur Wermeibdun; 
der fonft unausbleiblihen Unorbnung im Öffentlichen Schulweſen durchaus nur in wire 
ich dringenden Nothfällen nur als femporainer Rothbchei, und nur mit biesfälliger aus⸗ 
drüdlicher Belehrung aller Intereffenten, namentlich auch ber unter foldhen Umftänben 
ſich etablirenden übifähen Schullehrer ftattfinden darf. Wo fi) die jübiihen Kommus 
nalsMitglieber außer folchen Fällen, alfo nur aus eigenem Gutbefinben, für ihre Kinder 
jener Privatfchulen bedienen wollen, konnen fie es feineswegesunbillig finden, saeiöe 
id der Kommunal:Schufbeiträge in der nämlichen Weife nad) obigem Gtundfage 
handelt zu werden, wie bemfelben auch &riftliche Eltern, bie für ihre Kinder aus Irgenb 
einem Grunde, ftatt bes Befuches ber Kommunal-Schule, einen anderweitigen Unterricht 
waͤhlen / ſich unterwerfen müffen. (Ann. XII. ©, 418.) . 
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I. 


Beiträge ber Giottgtmeinden zur Untekhältung bet jüdifchen 
Aulen. 

1) ®R. der Bin. b. &., U. u. M. Ang. u. bed J. u, d. Sol. v. 24. Min 
1838 an die K. Reg. zu Magdeburg. 

Auf ben Ber. ber K. Reg. v. 8. Dit. v. J., die Reklamation der jüdifhen Gemeinde 
in R. gegen die Heranjiehung ihrer Mitglieder mit Koftenbeiträgen zu dem bi 
neuen Schulbau betreffend, find bie unterzeichneten Min. mit der Verpflichtung ber jübis 
fügen Einwohner zu R. zu ben fraglichen Koftenbeiträgen, als einer Kommunatlaft, uns 
ter dee Borausfegung einverftanden, daß die Errichtung der befondern, am denannten 
Drte beftehenden jübifihen Schule, eine auf dem eigenen Befchtuffe ber jadifchen Cinwoh ⸗ 
ner berubenbes Unternehmen, und bie dhriftliche Ortsfchule Als öffentliche Unterrichtsan- 
ftalt ebenfalls fuͤt die jübiihen Glaubendgenoffen nöd; mit beftimmt ift. Wäre hingegen 
die Anordnung der jübifchen Schule, als einer ebenfalls offentlichen Anftalt des Ortes, 
von ber K. Breg. felbft;, unter Abfonderung der jüdffchen Ginwohner zu einer befonderen 
Schulgemeinde auspegangen, wozu Übrigens im vorliegenden Falle die drtlichen um⸗ 
flände richtiger Weile, namentlich in Bettacht der von der K. Reg. erwäßfiten geringen 
Zehl ber jadiſchen Familien, nicht feinen angethan geweſen zu fein, fo würden der judi⸗ 
hen Gemeinde die Beftimmimgen bes A. &. R. Thl. I. Lit, 12. 96. 30. und 34 zu 
Statten fommen, wonach bei Erißenz mehrerer gemeiner Schulen für die Einwohner 
verſchiedenen @laxbenebelenntniffes an einem Orte jeber Einwohner nur jur Unterhals 
tung ber Schule feiner Religionspartei beigutragen hat. In dieſem Bi müffen daher 
die jübifchen Einwohner von der Konkurrenz zur Unterhaltung der hriftlihen Schule 
biß babiri befreit bleiben, wo fle buch bie, nad) Anzeige der K. Meg. im Werke befinb« 
liche Wieberaufhebung ihrer Säule in den allgemeinen Schulverband des Ottes werben 
durüdgetreten fein. Kann. ®b. 22. ©. 111.) 


2) &. der Min, der G. U. u. Med. Ang. u. des J. u. d. Pol, (v. lteris 
fein, v. Rochow) v. 18. Mai 1840 an die K. Reg. zu Koblenz 
Die unterzeichneten Min. Können ſich, wie det K. Reg. auf ben Bericht v. 1. v. M. 


Oinlage a.), . . R 
— die Veroflichtung der Civilgemeinden, zür unterhaltung der juͤblſchen 
Schulgemeinden beizutragen, 
hierdurch eröffnet wird, mit den im Berichte entwickelten Anfichten nur einverftanden er- 
Uäten. as insbefonbere die jüdifhe Schule in Gemünden betrifft, fo beanfprucht die⸗ 
felde mit Keqht eine Unterflügung aus Kommunalmitteln und überhaupt gleiche Rechte 
mit ben hriftlichen Schulen des Ortes, ba fie nad) dem Berichte der K. Reg. ald eine 
öffentlidye betrachtet werben muß, in fofern fie ledigiich im Intereffe ber beiben hriftlihen 
Schulen, welche zur Aufnahme der jübifchen Kinder nicht ben erforderlichen Raum bar: 
bieten, als ausfchließlich jüdifche Schule organifizt iſt. 


a 
Dei Vorfieher bei jüBifhen Gemeinde zu Gemlinden, N., ift bei uns mit dem Befudhe 


eingelommen, einen verhältnißmäßigen Theil ber Befolbung des judiſchen Schullehrerz 
auf die dortige Gemieindekaffe zu legen, und fucht dabei den Umftand geltend zn machen, 
daß die Juden gleich wie die Cheiften Staatsbürger feien und als folge gleiche Staats⸗ 
und Kommunaũaſten zu fragen hätten. . J 
Da die Gemeinden, in welchen ſich befondere jübiihe Schulen befinden, bisher zu fen 
Unterhaltungsoften derfelben nichts beigetragen haben, fo ſcheint es uns von ber einen 
Seite bedenklich, dem Geſuche bes 2c.R. zu willfahren, von der anberen Seite aber 
die Juden von ben gleichen Rechten auszufrhließen, wo fie — — Ptlichten haben. 
fehen und daher veranlaßt, Ew. rc. um dochgeneigte Entſcheibung der vorliegenden 
age ehrerbietigft zu bitten, und erlauben uns babei auf folgende Werhältniffe ganz ges 
jorlamft aufmerkfam zu machen. ß an . 
Die Juden haben auf dem linken Rheinufer geſetzlich alle Rechte der hriftlichen Eins 
wodner und unterliegen Tebiglid) den Beichränkungen bes Kaiferl, Dekrets v. 17. Märy 
4808, welche ſich jedoch nur auf Nieberlaffung in andern Devartements und auf Gegen« 
fände des dandeis beziehen. In refigiöfer Hinficht ſtehen fie unter einem in Bonn re⸗ 
fibirenden fogenannten Konfiftorium. ‚In Hinficht ihrer Schulen find fie nad ern 
pi jen Geſedgebung ben Ghriften gleichgehalten, indem dieſe keine Konfeſſionsſchulen 
nf, föhbern nur —— Elementarfulen, ohne Rädfiht auf 
Konfeffion unb ohne Ginfluß bee Geifticheit auf diefeiben. abtifch Hat fic jebacdh — 
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wenigftens in ben Rheindepartements — die Sache ganz anders geftellt, indem fortwäh⸗ 
rend Konfeffionsfchulen beftanden haben. 

Die Beigränkungen ber Juden nad) Preußifchen Staatsptinzipien beftehen blos barin, 
daß fie Fein Amt bekleiden innen, und ohne fpezielle Erlaubniß nicht in andern Provin⸗ 
zen und Diftrikten, wo eine abweichende Geſetzgebung gilt, überziehen dürfen. dörfte 
Daher bie Frage, ob fie gleiche Berechtigung mit den Ghriften an den Gemeinbekaffen 
haben, im Allgemeinen gu bejahen fein. In Beziehung auf bie Beiftener gu dern Schul⸗ 
Laften find indeſſen drei Fälle zu unterfcheiben: 

1) Es ſteht den Juden frei, ihre fchulpflichtigen Kinder in bie riftlichen Schulen zu 
ſchicken, und fie thun es auch. In biefem Falle zahlen fie Schulgeld in gleichem 
Maße, wie die chriftlichen Eltern, und ihre armen Kinder werben behandelt, wie 
die Kinder armer Chriften. 

2) Es ſteht ihnen frei, ihre Kinder in hriftliche Schulen gu ſchicken; fe thun es aber 
nicht, fondern ziehen es vor, einen eigenen Lehrer zu halten. In diefem Kalle 
können fie unferes Bebünkens keinen Anfprud an bie Gemeindekaſſe, weber zur Un⸗ 
terhaltung des Lehrers, noch zur Zahlung des Schulgelbes für arme Kinder machen. 
Sie find alddann in gleichem Falle mit chriſtlichen Eltern, welche ihren Kindern 
Hausunterricht ertheilen Laffen, ohne von der Kommune dazu eine Unterftügung zu 


erhalten, 

3) Sie find bereit, ihre Kinder den chriftlichen Schulen des Orts zu übergeben, biefe 
können fie aber aus Mangel an Raum, oder wegen zu großer Anzahl dhriftlicher 
Kinder nicht aufnehmen. In diefem Falle ift untere Erachtens die betieffende Ge⸗ 
meinde verpflichtet, ihnen zur Unterhaltung einer eigenen Schule, da fie diefelbe zu 
errichten gezwungen find, nach Verhältniß ber Bevölkerung, gleiche Rechte mit den 
chriſtlichen Konfeffionen, und folglich gleiche Anfprüde auf verhaͤltnißmaͤßige Untees 
ſtuͤhung aus Kommunalmitteln angebeihen zu laſſen. 

Das letztere findet in Gemünden Statt, da weber bie evangelifche noch die tathofifhe 
Schule Raum für die ziemlich zahlreichen Zubenkinder hat. Es befinden fi in Gemuͤn⸗ 
den 22 jübifche Familienvaͤter. | 

Schließlich erlauben wir uns noch die gehorfamfte Bemerkung, daß Semfinden in un⸗ 
ferem Verwaltungsbezirke wohl bis jegt die einzige jüdifche Gemeinde fein dürfte, bet 
welcher das unter Nr. 3 angegebene Verhältniß ftattfinbet. 


Koblenz, den 1. Febr. 1840, 
Die Regierung, Abtbeilung des Srinern. 
An die K. Hohen Din. der G. u. U. Ang. u. d. Inn. u. d. Pol, in Berlin. 
(B. M. Bl. 1840. ©, 97.) 


Sechſtes Kapitel. J 
Das jüdiſche Schulweſen im Großherzogthum Poſen. 


Das jüdiſche Schulweſen im Großherzogthume Pofen tft Burch die V. v. 
1. Juni 1833 gleichfalls geordnet worden. Die betr. Vorſchriften bereits hier 
mitgetheilt und in dem das Großherzoathum Poſen betreffenden Abſchnitte 
hierher zurückverwiefen, damit das im Weſentlichen für den ganzen Staat 
ũbereinſtimmende jüdifche Schulweſen an einem Orte dargeftellt werde. 


1) Die 88. 9-13 der V. v. 1. Juni 1833 beſtimmen: 

$. 9. Die jübifhen Korporationen und insbeſondere ihre Berwaltungsbehörben find 
verpflichtet, bafür zu forgen, daß es keinem fchulfähigen Kinde — vom ten bis zum zu⸗ 
rüdgelegten 14ten Lebensjahre — an dem gehörigen Schulunterrichte fehle, Sie ſnb 
dafür verantwortlid, baß alle Kinder, mitkin ſowohl Knaben als Mädchen, in diefem 
Alter die öffentlichen Schulen borkhriftemäkig befuchen ‚ und zugleich verbunden, ga 
gen Kindern die nöthigen Kleivungsftüde, das Schulgeld und die fonftigen Scht 
bebürfnifle aus dem etwa dafür beftehenden befondern Fonds, in deren Ermangelung 
aber aus dem Korporationg:Bermögen zu gewähren. 

$. 10. Unter öffentlichen Schulen werben fowohl bie chriftfichen, als bie mit Genehmi⸗ 
gung des Staats nadı einem beftimmten Lehrplane eingerichteten und mit beemdig 
qualifigirten und durch die Regierung beftätigten jüdifhen Lehrern beſetten jäbfichen 
Schulen verftanden. Jedoch kann der Privat-Unterricht der Kinder, mit ausdrücklich 
Genehmigung ber Regierung, den Eltern ausnahmsweiſe geftattet werben. 

$. 11. le den befonderen Religionsunterricht der jübifchen Kinder zu ER bleibt. 
je Wemeinbe vorbehaiten. Jedoch folfen auch als Rellgtonsleiten wur se Per 
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nen zugelaflen werden, welche zur Ausübung eines Lehramts vom Staate die Erlaub⸗ 
niß erhalten haben. 
i 8 Die Lehrſprache beim öffentlichen Unterrichte in den jüdifchen Schulen iſt die 
eutfche. 

$. 13. Nach vollendeter Schulbildung ber jübifhen Knaben haben bie Verwaltungs: 
Behörden der Korporationen bafür zu forgen und find dafür verantwortlih, daß jeber 
Knabe irgend ein nügliches Gewerbe erlerne, oder fich auf wiflenfchaftlihen Lehranſtal⸗ 
ten einem böhern Beruf widme, und baß keiner derfelben zu einem Handel oder Ges 
werbebetrieb im Umberziehen gebraudht werde. Diefer Verbindlichkeit follen fie durch 
die mit den Vätern oder Vormündern zu treffenden Verabredungen zu genügen fuchen; 
wenn aber durch biefe der Zweck nicht zu erreichen ift, fo haben fie fich an den Kreis: 
Landrath zu wenden, welcher die Väter oder Vormünder (legtere unter Vernehmung mit 
der obervormundfchaftlichen Behörde) anhalten fol, die Knaben einer Wiſſenſchaft ober 
Kunft, ober dem Landbau, oder einer nüglidyen Handarbeit, ober der Fabrikation, ober 
einem beftimmten Handwerke, oder dem Handel, von feften Verkaufsplätzen aus, zu be 
flimmen, (G. &. 1833, &. 67.) 


2) Infte. des K. Ober⸗Praäſidii zu Pofen v. 14. Jan. 1834. Art. 14.15. 


Art. 14. Deffentliher Jugend⸗Unterricht. Nach geichehener amtlicher Ein: 
fegung der Gemeinde:Vorfteher find diefelben anzuhalten, Liſten über die vorhandenen 
ſchulpflichtigen Kinder ($..9 des Gef.) anzulegen und fortlaufend gu führen, bie Eltern 
aufzuforbern, ihre Kinder regelmäßig zur Schule zu Schicken und Abfchriften jener Liften 
den betreffenden Schullehrern mitzutheilen. Die Schullehrer haben bie ausbleibenden - 
Kinder in ihre Schul: Berfäumniß:Liften aufzunehmen und diefe in den gewöhnlichen 
Terminen ber Ortö:Polizeibehörbe zu übergeben, damit gegen diejenigen Eltern, deren 
Kinder die Schule ohne gehörige Entfehuldigungsgründe verfäumen, die im Allgemeinen 
feftftehenden Strafen vollſtreckt werden. Be 

um aber den Schulbeſuch der jüdifchen Kinder ganz befonders zu Eontrolliren und zu 
befördern, werden die Kreid:tandräthe zu verpflichten fein, diefem Gegenftanbe eine vor: 
zuͤgliche Aufmerkſamkeit zu wibmen und der Regierung periodifch die Schul⸗Verſaͤumniß⸗ 
und Straf-Liften Hinfichts der jüdiſchen Kinder einzureichen. 

Die Kinder armer Eltern find als folche von den Vorftehern den Schullehrern befons 
ders zu bezeichnen und die lestern haben ſich mit den Vorftehern in fortbauernder Ver: 
bindung zu erhalten, damit die erforderliche Unterflügung an Schulgeld, Bekleidung und 
an anderem Schulbedarf pünktlich gewährt werde. In Källen, wo diefem Verlangen der 
Schullehrer nicht Folge geleiftet wird, haben die legtern ber betreffenden Polizeibehörde 
davon Anzeige zu machen, welche alödann berechtigt ift, mit polizeilichen Zwangsmaß—⸗ 
regeln gegen bie Vorſteher refp. gegen die Eltern einzufchreiten. 

Die Regierungen werben eine Revifton des ifraelitifhen Schulweſens in allen Theilen 
vornehmen, und die Vollziehung der obigen Vorfchriften von Zeit zu3eit durch bie Kreis: 
Lanbräthe, Schul-Inipektoren und die auf amtlichen Bereifungen befindlichen Departes 
ments:Räthe Eontrolliren laflen. 

Art. 15, (Entlaffung aus bem dffentlihen Unterrichte unter der Be 
bingung ber Wahl eines erlaubfen Erwerbszweiges.) Bei ben Schulen 
ift ein gleichmaͤßiger periodifcher, am beften balbjähriger, Prüfungstermin, zur eventuellen 
Entlafjung der, während bes jebesmaligen Zeitabichnittes, in das normalmäßige Alter— 
das zurückgelegte 14te Jahr ($. 9 des Gef.) — getretenen Schulkinder feflzufegen, und 
mit vorbebaltener Befugniß der Orts-Schulbehoͤrde, nad) ihrem billigen Ermeſſen bei 
motipirenden, befondern Umftänden und vorauszufehender wirklicher Reife des betreffen: 
den Schulkindes, bie Zulaffung zur Prüfung auch für folche Kinder, welche das vierzehn: 
—*5— Alter in dem nächftfolgenden Zeitabfchnitte erreichen, auf Anfuchen ihrer Eltern 
nachzugeben. 

Die Pruͤfung wird vor dem Schul⸗Inſpektor des Kreiſes, oder nach Erforderniß der 
Lokalitaͤt von einem von der Regierung anderweitig aus den Geiſtlichen des Orts oder 
der Nachbarſchaft zu beſtimmenden Kommiſſarius abgehalten, deſſen pflichtmaͤßiges Wer 
finden hiernaͤchſt daruͤber entſcheidet, welchen Kindern, als genügend unterrichtet, die Ent⸗ 
laſſung zu bewilligen, oder bei welchen eine noch fernere Fortſetzung bes Schulunterrichte, 
Behufs Erfüllung der obigen Geſetzes⸗Vorſchriften, für nothwendig zu erachten iſt. Die 
legtern, bei eigentlich reifem Altern noch ungenügend unterrichtet befundenen Kinder find 
bie zum Nachweife ihrer befferen Befähigung in einem anderweiten Prüfungstermine, 
unter jederzeit gefchärfte Aufmerkfamkeit des Lehrers für ihren Unterricht und der Orts⸗ 
Schulbehoͤrde über die regelmäßige Anhaltung zum Schulbefuche zu ftellen. 

Die im jebesmaligen Prüfungstermine als geeignet zur Entlafjung befundenen Kinder 

werben bem Ortsporſtande, Behufs ber geffellung ihrer bürgerlichen weitern Beſtim⸗ 
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mung und zur eventuellen Ertheilung eines Zeugniſſes uͤber ihre orbnungämäßige Ent⸗ 
laffung aus dem Schulunterrichte, überwieſen. Sie werben jeboch nicht eher aus ben 
Liften der fhulpflichtigen Kinder geftrihen und find mithin nicht eher von ben Bes 
flimmungen der Art. 14 befreit, ale bis die Schulabgangszeugniffe ertheilt worben find. 
Die Vorſteher haben zu diefem Ende die betreffenden Individuen und beren Eltern und 
Bormünder vor ſich kommen zu laflen und gemeinfchaftlid mit ihnen feftzuftellen, weis 
chen erlaubten Broderwerb die erftern nunmehr zu ergreifen haben. 
(Alten des Min. d. ©, U. u. M. Ang. Pofen. Sekten. ©. 1. Vol. II.) 

3) R. des K. Min. der G., U. u. M. Ang. an dad Provinzial Schuls 
Kollegium zu Pofen v. 10. Zuli 1837. | | 

Auf den von dem K. Provinzial-Schul:Kollegio an das unterzeichnete und das K. 
Min. des 3. u. der Pol, gerichteten, von legterem zur reffortmäßigen alleinigen Ver⸗ 
fügung hierher abgegebenen Bericht v. 24. Dec. v. 3., betr. die Beauffichtigung der 
üdifhen Schulen in der bortigen Provinz durch die chriftlichen Geiftlicyen, findet das 
unterzeichnete Min. gegen dad von der dortigen K. Reg. beobachtete Verfahren in fos 
weit nichts zu erinnern, ala es einen Grund der Billigkrit allerdings für ſich hat, den 
chriſtlichen Pfarreen eine moͤglichſte Vermittelung angemeſſener Remuneration für die 
Beauflichtigung juͤdiſcher Schulen, befonders bei einer dadurch entftehenden erheblichen 
Vermehrung ihrer Mühmaltungen in den von einer flärkeren Zahl juͤdiſcher Kamilien 
bewohnten Dertern angebeihen zu laſſen, in welchem ledteren Falle alddann auch die 
Aufbringung der Remuneration von Seiten der jüdifhen SchulsGozietät die wenigfte 
Schwierigkeit findet. in unbedingter diesfälliger Anfprud läßt ſich aber den Geiſt⸗ 
lichen nicht einräumen, vielmehr wird außer den vorbemerkten Källen einer befonderen 
Billigkeits-Rükjicht das Beaufſichtigungsgeſchaͤft von ihren in gleicher Art, wie vers 
faffungsmäßig bei den chriſtlichen Schulen und unter gleichen Bedingungen rüdfichtiich 
der diesfälligen Gebührenberechtigung zu übernehmen fein. 

Min. ber G. ꝛ⁊c. Ang. 


(Alten des Min. d. G., U. u. M. Ang. Pofen, Selten, S. 1. Vol. II.) 

4. Eirk. der K. Reg. zu Pofen an ſämmtl. Landräthe v. 16. San. 1838. 

In der Anlage a. Üüberfenden wir Em, die Inſtr. für die Eraminatoren ber jübifchen 
Kinder, welche die Schule verlaffen und in das Berufsleben übertreten wollen, mit 
dem Auftrage: jeden Eraminator und jede jüdifche Schule Ihres Kreifes mit einem 
Exemplar zu betheilen und die übrig bleibenden Sremplare bei Ihren Akten zu behalten 

Zugleich fordern wir Sie auf, nicht nur darauf zu fehen, daß ber gebachten Inſtr. 
überall genau nachgelebt werde, fondern aud) vornehmti darüber zu wachen, daß kein 
juͤdiſches Schulkind ohne ein Zeugniß der erlangten Reife die Schule verlaffe, und die, 
dawider handelnden Väter und refp. Bormünder zur Unterfuchung zu ziehen, und uns 
zur Beflrafung anzuzeigen. 

Poſen, den 16. Zanuar 1838, Koͤnigl. Regierung. 


Anlage a, 


Nachdem nunmehr an allen den Orten, wo fich jübifche Gemeinden finden, Examina⸗ 
toren für bie jüdifchen Kinder beiderlei Gefchlechts, welche die Schule verlaffen und in 
das Berufsleben ubertreten wollen, beftellt worden finb, ordnen wir über die Bedingun⸗ 
gen, unter welchen die Entlafjung der jüdifchen Kinder aus ber Schule erfolgen darf, 
und über ihre Prüfung Nachftehendes an: 

$. 1. Der Zwed des Act, 15 der Ober: Präfidial:Inftr. zur Vollziehung der A. V. 
v. 1. Juni 1833 in Betr, des Zubenwefens in der Provinz Pofen angeordneten Prüfung 
ber jüdifhen Schulkinder, welche nach dem Antrage ihrer Eitern oder Bormünder bie 
Schule verlaffen und in das bürgerliche Leben übertreten follen, ift zu ermitteln, ob diefe 
Kinder diejenige Reife des Verſtandes und die Schulkenntniffe erlangt haben, die zu 
ihrem bürgerlichen Fortkommen nothwendig find. Wenn gleich daher nach $. 9 der 
oben genannten allegirten A. V. die Schulpflichtigkeit mit dem zurüdgelegten 14. Jahr 
in der Regel aufhört, fo kann doch diefe Bejtimmung den Eraminator weber in ber 
Weiſe binden, daß er ein Schulfind von der Entlaffungsprüfung deswegen zurückweiſt, 
weil ihm noch etwa 2—3 Monate zu bem 14. Jahr fehlen, indem ausgezeichnete Tas 
lente oder befondere Kamilienverhältnifie eine frühere Entlaffung eines Kindes aus ber 
Schule zuweilen nicht blos rathfam fonbern felbit nothwendig machen; noch auch in ber 
Weiſe, daß ein Schulkind blos darum weil ed das 14. Jahr zurüdgelegt hat, für ents 
laſſungsfaͤhig erklärt wird, indem es nicht auf das Alter und die Dauer bes Schulbes 
ſuchs —2*8* lediglich darauf abgeſehen iſt, daß der Forderung des Geſetzes (X. % R. 
ZH. IL. Ait. 12. $. 46.) möglichft vollftändig genügt und der Schulbefuch fo lange forte 
gelegt werde, bis ein Kind nach dem Befunde feines Eraminators die einem jeben ver⸗ 
nünftigen Menſchen feines Standes nothwendigen Kenntnifle gefaßt dat, . 
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. 2. Zur Prüfung ber jübifchen Kinder beiderlei Gefchlechts, welche bie Schule vor⸗ 
laflen wollen, ftehen nadı des oben allegirten Ober-Präftvial-Infte.’v. 14 Jan. 1834 
alljaͤhrlich 2 Termine fe, von welchen der eine zwifchen dem 15. und 80, April und der 
andere zwifchen dem 15. und 30. Sept. flattfinben muß, 

Der Tag der Prüfung wird mindeſtens 14 Tage vorher von dem Graminator anges 
ſeht unb von bemfelben dem Bürgermeifter des Orts, dem Präfes des Korporations⸗ 
Vorftandes und dem judiſchen Schulvorſtande, To wie den an der jüblfhen Schule ars 
beitenden Lehrern, den lettern mit ber Aufgabe befannt gewacht, ihre Schulkinder das 
von zu benachrichtigen und fie aufzuforbern, daß fie ſich durch ihre Väter ober Vormün⸗ 
ber fofort bei dem Lehrer oder wenn mehrere Lehrer. hei der Schule.angeftellt find, bei 
dem erſten Lehrer derielben zur Prüfung melden. | 

Juͤdiſche Familienvaͤter die auf Dörfern wohnen, müffen fich wegen der Elafngepet 
fung ihter Kinder und Pflegebefohlenen an den Eraminator in ber naͤchſten Stadt w . 

8. 9. Adıt Tage darauf übergiebt der Lehrer der Schule ober. reſp. ber erfle von nieh⸗ 
reren bem Examinator ein Verzeichniß derjenigen Kinder, welde fi zur Eutlaffungds 
Pruͤfung gemeldet haben, nad nachſtehendem Chema: 





. Seine J Seine 
Seine | ſittliche Fortſchritte 





Namen | Zahr und 









Namen | und | Tagen | geifigen | Führung | in Bemer⸗ 
Rr.| des Stand des Geburt des) Faͤhigkei⸗ während Schul⸗ kung. 
Kindes. Waters. | Kindes. | ten. ber kennt⸗ 






Schulzeit. niſſen. 


Diefem Verzeichniß iſt von jedem Kinde der Geburts: und ber Impfſchein beizufuͤgen. 
Dieſes Verzeichniß und eine Ruͤckſprache mit dem Lehrer wird den Eraminator noch vor 
der Pruͤfung in den Stand ſetzen, zu beſtimmen, ob alle in dem Verzeichniß aufgeführ⸗ 
ten Kinder zur Prüfung zuzulaſſen oder welche gleich vorweg abzumeifen find. 

5.4. Die Prüfung felbit gefchieht ſowohl ſchriftlich als muͤndlich. Die fcheiftliche 
findet 2 Tage vor der mündlichen unter Aufficht eines Lehrers ftatt, der fich aber jedes 
Einfluffes auf die Prüfungsarbeiten zu enthalten hat und befteht in der. Anfertigung 
eined leichten und kurzen deutfchen Auffages, deſſen Thema aus dem Ideenkreiſe ber 
- &raminanben zu nehmen ift,da es hierbei nur darauf abgefehen fein kann, zu erforichen, 
ob die Prüflinge die für den bürgerlichen Verkehr norhwendige Schreibfertigkeit erlangt 
haben, von 2 —3 Eremplaren aus verſchiedenen Rechnungsarten, und einer deutſchen 
und lateinifchen Talligraphifchen und einer Zeihenprobe. Die Aufgaben werben von dem 
Graminator beflimmt und die angefertigten Probearbeiten von ihm aufbewahrt. Zu 
der mündlichen Prüfung verfammeln ſich in dem Schullofal zu der vom Eraminator bes 
flimmten Zeit bie $. 2, angegebenen Perfonen. 

Um die Ucherzeugung zu gewinnen, daß die fchriftlichen Probearbeiten ohne fremde 
Hülfe angefertigt find, beginnt die mündliche Prüfung mit einigen Sragen über die von 
einem jeden Prüflinge angefertigte ftyliftifche Probearbeit und verbreitet fich. dann. über 
fammtliche in der Schule behandelte Unterrichtögegenftänbe. 

In Nachftehendem deuten wir bie Kenntniffe an, welche ein Schulkind. erlangt haben 
muß, um für entlaffungsfähig erfiärt zu werben. 

a) Religionslehre. 

1) Glaubenslehre, Dafein, Eigenschaften, Vorſehung Gottes, fein. Verhaͤltniß zu 
ben Menſchen, bes. Menſchen Beſtimmung, uUnſterblichkeit. Cs iſt hierbei vor⸗ 
zuͤglich darauf zu merken, ob dieſe Wahrheiten blos mit dem Gedachtniß oder 
auch mit dem Verſtande gefaßt ſind. 

2) Sittenlehre. Pflichten des Menſchen im Allgemeinen und ganz vornehmlich in 

* feinen beſondern Berhältniflen und Beziehungen. 
Biblifche Gefchichte des Alten Teſtaments, Geſchichte bes juͤdiſchen Works, 

b) Deutihe Sprache. Wortlehre, Satzlehre — mehr praktiſch als theoretifch. 

e) Deutfches Leſen — richtig, fertig und mit richtiger Betonung. 

d) Gedanken⸗ und Bifferrechnen his zur NReguladetri mit Brüchen (mit Einfchluß.) 

e) Geographie. Das. Allgemeine von. der Geftalt und Befchaffenheit der Erbe, ihr 
Verbättnig zur&onne, ihre zmiefache Bewegung mit ihren Folgen; Meere, Haupt 
flöffe, Hauptgebirge, Weberfichtliche Kenutniß ber Länder Europad, und fpeziellere 
des Vaterlandes. 

f) Geſchichte. Einige von den wichtigſten Begebenheiten. — Die vaterlaͤndiſche Geſchichte. 

) Naturlehre. Die allgemeinen Eigenſchaften ber Körpers bie Lufterſcheinungen. 

h) KRaturgeihhichte: chreibung der wichtigften Hausthiere, ber wichtigften Mineras 

dien. Ginige.Kenntniß vom menſchlichen Körper und. von ber Geſundheitslehre. 


Cepaspugipet: Perhaln. d. 3 — Deu sangen Btaet hie. ARE 


4) Yemen: und Raumlehre — i 

—ã—n —8 * ü ehe, 

nmerkung. Wenn ber Unterricht im Gefange, in bey Korm: und Raum 
im nen uns in der Gefchichte in der Schule nie ertheitt m ift, fo ift von einer 
fung in diefen Unterrichtägegenftänben, abzuftehen und uneradhtet biefer Mängel das 
Sntlaffungszeugniß zu ertheilen. Es muß aber vom dem Eraminator darauf hinges 
wirt werben, daß auch biefe Lehrobjekte in den öffentlichen Unterricht gezogen werben, 
wenn anders ber Lehrer bazu bie erforderliche Befähigung befigt. 

Die hebräifche Sprache und der Talmud gehören eben fo wenig in den öffentlichen 
Unterricht als in die Gntlaffungs: Prüfung. Dagegen muß möglichft ſpeziell in die. 
Sittenlehte eingegangen unb auf Hate Begriffe gebrungen werben. J Bl 

5. Rachdem nach beenbigter eüfung bie, Kinder entlaffen find, wirh über den 
Gang ber Srüfung und das Verfahren bei berieben eine. Berhandfung aufgenommen, 
von ben Anwefenben unterfchrieben und von bem Eraminator aufbewahrt." 

$. 6. Um den Graminatoren die Anfertigung der Zeugniffe zu erleiägtern, legen wie 
sub Lit. A. ein Ghema hei, welches gleich während der Prüfung in ben Kolgnnen 8-14 
nad) ben Liiſtungen ber Prüflinge in ben angegebenen Lektionen mit der Ar. 1, 2 ober 
GE Auf Stud Ufer Wollte If geich nach abghattner Yeifung fie jden vem 

- 7 md dieſer en ich naı jehaltener jeden 
ling ein pflihhtmäßiges Seugniß über Ye erlangten Schulfenntnifle von bem Sraminatoe 
allein und zwar nach dem sub Lit. B. beiliegenden Schema auszuftellen, mit bem 
Amtöfiegel zu bekräftigen und nebft dem Geburtss und Impficeine (ef. $. 8.) dem 
Magiftrat zuzufertigen. Dig Genfuren, mit welchem die Zeugniffe zu verfehen, find. 
"LEI Beugnib mit Ns. I @hattn Diejenigen Schäler, welde in ber Pehfung gut, 

a) eu; mit Nro. I, erhalten iigen welche ur 
: B)Nro: I’ melde nur nothbürkig belanden yaben, — 

Ohne Zeugniß ab» und zu fortgeehtem Schulbeſuch angewiefen, werben biejenigen 

Schlüter, die eine mangelhafte Xusbildung an den Tag gelegt Kaben. “ 
Wir weifen nicht nur. die Graminatoren an, ſich nad} den obigen Beſtinunungen genau 
awachten, fondern guch und ganz vornehmlich die Ortömagiitchte, mit aller Strenge 
darauf zu halten, daß die mit Seuäniffen entlaffenen Knaben fofort einen ehrlichen Be⸗ 
ruf ergreifen,;bie ohne. Beugniß zurüdgemiefenen Knaben und Mäbchen aber bie Schule 
fo.lange befuchen, ‚bis fie, wenn auch. nad) mehrmala wieberholter Prüfung minbeftene. 
ein Zeugniß mit Nr, 2 erlangt Haben, ß 

& ifk unter Beinen Umftänden zu geftatten, daß ein judiſches Kind ohne Beugniß bie 


Schule verläßt, 
‚Pofen, den 16. Ian. 1838. Königl. Regierung. 


4. 
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B. 
N. N. ältefter Sohn (jüngfte Tochter) des setgen (Kaufmanns) R,R, 14 Jahr alt 


No. 


hat, nadıdem er bie jübife Schule hiefetbft — Iahre lang (regelmäßig) Sefagt unh.; 
fi (ffet6 gut) geführt bat, bei der am (Datum) abgehaltenen Prüfung fo viel Reife 
des Verftandes und fo viel Schulkenntniſſe bargethan, daß er mit bem Zeugniß No, 1. 
u.) gu notbbärftig) beftanben aus ber Schule hiermit entlaffen wird. 
— Datum 
. (Siege nterjcheift des Graminatord. 
QActt. des Din. d. EX dm. Ang. Polen. Eietn. & Fra 
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Zwölfter Abfchnitt. 
Das jüdifche Armenwefen. 


Erſtes Kapitel. 
Die Armenpflege im Allgemeinen. 


1) Die Juden find in Betreff ber Armenpflege lediglich als Mitglieder 
der allgemeinen politifchen Gemeinde zu betrachten, ihre Armen mithin von 
letzterer gleichfalls zu verpflegen. %) | 

Es beitimmt ' u 

a) das A. L. R. Th. I. Tit. 19 in den $$. 1 und 9—16 wie folgt: 


‚1. Dem Staate kommt ed zu, für die Ernährung und Verpflegung derjenigen 
Bürger zu forgen, die fich ihren Unterhalt nicht ſelbſt verfchaffen, und benfelben aud) 
von andern Privatperfonen, welche nad) befondern Gefegen dazu verpflichtet find, nicht 
erhalten können. 

8.9. Privilegirte Korporationen, welche einen befondern Armenfonds haben, ober 
dergleichen, ihrer Verfaffung gemäß, durch Beiträge unter fi aufbringen, find ihre 
unvermögenbe Döitglieder zu ernähren vorzüglich verbunden. 

$. 10. Auch Stadt: und Dorfgemeinden muͤſſen für die Ernaͤhrung ihrer verarmten 
Mitglieder und Einwohner forgen. 

6. 11. In Anfehung der ausdrücklich aufgenommenen Mitglieder entfteht die Ver⸗ 
bindlichkeit, Tobald die Aufnahme wirklich gefchehen ift. 

$. 12. In Anfehung anderer Einwohner hingegen ift nur diejenige Stabts ober Dorfs 
gemeinde zur Ernährung eines Verarmten verpflichtet, bei welcher berfelbe zu den ges 
meinen Laften zulegt beigetragen bat. 

5. 13. Rad) den Grundfägen ($. 9—12.) müflen auch die Ehefrauen, Wittwen, und 
unverforgten Kinder bed Verarmten von ben Korporationen und Gemeinden ernährt 
w en. " 

$. 14. Die Vorfteher der Korporationen und Gemeinden find ſchuldig, ſich nach den 
Urfachen des Verfalls ihrer Mitglieder zu erfundigen, und biefelben ber Obrigkeit, zur 
Abhelfung, in Zeiten anzuzeigen. 

$. 15. Aller Armen und Unvermögenben, denen ihr Unterhalt auf andere Art nicht 
verihafft werden kann, muß die Polizeiobrigkeit eines jeden Ortes, ohne Unterfchieb des 
Ranges und fonftigen Gerichtsftandes berfelden, fi annehmen. 

$. 16. Arme, deren Verforgung, nad) obigen Grundfägen, einzelnen Privatperfonen, 
Korporationen oder Kommunen nicht obliegt, oder von denfelben nicht beftritten werden 
kann, follen durch Vermittelung bes Staats in öffentlichen Landarmenhäufern unters 
gebracht werden. 


b) Auch nad franzöfifchem Recht find die Juden, wie erwähnt, lediglich 
Mitglieder der allgemeinen Gemeinde, mithin auch in Betreff der Armen: 
pflege demgemäß zu betrachten, 


2) Die folgenden Refkripte verfügen nach obigen Grundfägen. 


a) R. des K. Min. d. 3. u. d. Pol. (Köhler) an die K. Reg. zu Pofen 
v. 7. März 1831. Ä 


Der in dem Bericht der K. Reg. v. 12. v. M. ausgefprochene Grundfag, daß ben 
Subengemeinden im Großherzogthum Pofen die Ernährung ihrer Mitglieder obliegt, - 
heint, wie derfelben bemerklich gemacht wird, durchaus nicht richtig. — Zuvoͤrderſt est 
ich ſchon gegen die Richtigkeit des Ausdruds: „Judengemeinde“ ein Zweifel erheben, 
welcher jedoch, obwohl diefer Ausdrud mehrmals gebraucht worden ift, auf ſich beruhen 
mag. &o viel fcheint aber Har, daß die an einem Ort wohnenden Juden in der Ortes 





) Es ergiebt fich dies auch in Beziehung auf bie alten Provinzen noch befonbers aus 
den 9 14. 45 des Ed. v. 11. Mär 181%. pw “ ° 
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gemeinde keine befondere politiiche Gemeinde bildenz fie find vielmehr Mitglieber der 

Kommune ihres Wohnorts; fie müflen alle Laſten und Verbindlichkeiten der übrigen 

Einwohner tragen, mithin auch die zur gemeinen Armenpflege erforderlichen Beiträge 

entrichten, und haben ſich auch diefer Pflicht, fo viel bier bekannt, weder im dortigen 

Eepartemient, noch in den übrigen Zheilen der Monarchie entzogen, noch entzichen 
nnen. 

Nun find aber Rechte und Pflichten Gorrelate, und ber zu bem gemeinen Armens 
Bonbe beiträgt, bat auch das Recht im Werarmungsfalle daraus Almofen zu fordern. 

enn die Juden deſſen ungeachtet diefe Almofen felten in Anfprudy genommen haben, 
fondern von ihren Glaubensgenoſſen durch freiwillige Beiträge unterftügt worden find, 
fo haben body darum die Glaubensgenoffen dazu Feine vollkommene Verbindlichkeit; und 
e8 würde umgefehrt nur alle freiwillige Wohlthaͤtigkeit Lähmen, wenn man bie letere, 
wie im vorliegenden Ball die K. Reg. zu thun fcheint, wie eine vollkommene Verbind⸗ 
lichkeit behandeln wollte. 

Diefelbe wird hiernady angewiefen, Ihre an bie unverehlichte Juͤdin N. N. zu Unruh⸗ 
ftadt, in Bezug auf ihr Geſuch, um Unterftügung ihres alten Vaters und blödfinnigen 
Bruders erlaffene Verfügung v. 12. v. M. abzuändern, nicht den Glaubensgenoſſen der 
Bittftellerin, fonbern der politifchen Gemeinde ihres Wohnorts bie Pflicht der Almofens 
Berabreihung an ben Vater und Bruder derfelben aufzulegen, und wie dies gefchehen, 
binnen 14 Zagen berichtlich anzuzeigen, ober etwanige befonbere Gegengründe in gleis 
her Friſt gutachtlich einzuberichten. (Ann. XV. ©. 589.) 


b) R. deffelben Min. an diefelbe Behörde v. 14. Mai 1831. 


Die K. Reg. hätte das in Ihrem Berichte v. 3. v. M. hinfichtlich der Verpflichtun 
dere Suben, ihren verarmten Mitgliedern Unterhalt zu gewähren, allegirte Herzogli 
Warſchauiſche Dekret v. 3. 1808 dur Beifügung ded Datums und ded betr. Para⸗ 

raphen näher bezeichnen follen. Wäahrfcheintih hat Sie indeffen das Geſetz de dato. 
Dilni den 7. Sept. 1808 gemeint, welches die politifchen Verſammlungen betrifft. 


In diefem ift aber von den Juden nicht die Redez und wenn letztere auch faktifch von 
diefen Verfammlungen ausgefchlofien fein follten, fo würde doch daraus auf die Vers 
bindlichkeit oder Nichtverbindlichkeit, zu den Koften ber Armenpflege beizutragen, gar 
nicht geichloffen werden Eönnen. 

a8 General» Juden: Reglement v. 17. Aug. 1797 Kap. V. $. 1 legt ben Zuben bie 
Verpflichtung auf, außer der Militairpflichtigkeit alle Übrigen Laften mit gleichen. Schul» 
teen zu tragen; folglich müffen fie auch zu den Kommunalbedürfniffen, gleich den Chris 
fen, beitragen, und aus dem Kommunaleinlommen wird die Laft ber Armenpflege bes 
itten. 

Eben deshalb muß ihnen denn auch, wenn es verlangt und nothwendig wird, das 
noͤthige Almoſen daraus gewährt werden. 

Daß befondere chriſtliche milde Stiftungen hin und wieder vorhanden ſeien, relevirt 
nichts; denn dergleichen haben auch die Suden und zwar in fo reichlichem Maße, daß 
es zu den Seltenheiten gehört, wenn einmal ein Zube auf Almofen aus Kommunales. 
Fonds anträgt. } 

So lange daher nicht aus der Warfchauer Kommunalorbnung ober aus einer fpeziels: 
len Verordnung etwas Anderes nachgewieſen ift, muß es bei den, in dem R. v. 7. 
März d. 3. aufgeftellten Grundfägen bleiben. 


Wenn übrigens der fpezielle Fall Hinfichtlich der Unterftügung des Vaters und bloͤd⸗ 
finnigen Bruders der unverehlihten Juͤdin N. zu Unruhſtadt nad) dem vorliegenden 
Berichte fich erledigt zu haben fcheint, fo mag es dabei bewenben. 

(Ann. XV. ©, 591.) 


c) Auch das bereits oben gegebene R. d. M.d. J. u. d. P. v. 25. Nov 
1831 — bemerkt in vorliegender Beziehung: 


In Dinficht der Kranken: und Armenpflege gehören die Juden nad) obiger Geſetzſtelle 
lediglich zur allgemeinen bürgerlichen Gemeinde, müffen zu dieſen Bedürfniflen die⸗ 
felden Beiträge leiften, und haben dafür das Recht, auch die Unterftügung ihrer Armen, 
und bie Verpflegung ihrer Kranken von der Gemeinde zu verlangen. ollen fie nun 
ihre Armen reichlicher unterflügen, und ihre Kranken auf eine befondere, ihren Relis 
gionsgrundfägen entfprechende Art verpflegen laſſen, fo kann dies zwar fehr willloms 
men, aber nur ein Gegenftand des PrivatsUebereintommens fein, welchem beizutreten 
kein jüdischer Einwohner gezwungen werden kann, Wenn die Sprigen und Sprigens 
häufer von den Korporationen ber Kaufmannſchaft, der Innungen zc. 2c. unterhalten 
werden müflen, fo werden auch die Iuden zu diefer Unterhaltung beizutragen hahen, IR 
foweit fie Mitglieder biefer Korporation find, 
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Als Juden aber kdnnen Re nach $9. 14. m. 15. des Wefeges; ſelbſt wenn frifkjer eine 
folche Verbindlichkeit deſtanden Hätte, fernerhin nidyt angegogeh werben. 

Was bie Untergang arnied Beifenden und der Handtverfelebrlinge anlangt, fo-tt 
bie X. Reg. felbft eifoerftanden,. daß von eiher Zyvangsverbinblikeit hierbei gar ntät 
bie Rebe fein kann. Aber auch in Hinficht der Beſoibung bes Rabbiners kann eine 
folche nicht eintreten. Denn, ganz abgefehen bavon, daß der Staat einer blos 
len Religionanefellfaft e& Lediglich überläßt, für ihren Gotteöbienft zu forgen, {ft au 
nach der jübifchen Reiglondv: fung der Btabbiner nicht einmal ein zum Gottesbi 
wothwendiger Beamter, fonbern bios ein Gefeges-Ausleger, welcher I mit denen, 
von welden er gebraucht wirb, über die baflr zu fordernde Entſchüdigung vers 
fländigen mag. 

d) N. d. Min, des J. v. 24. Nov. 1838. 

Die Rekursbeſchwerde ber Gemeinde Klein:Drenfen v. 21. Sept. c., wegen ber ihr 
auferlegten Verpflegung der Juben-Wittwe N., muß nad) dem, was darüber auf Ers 
fordern bie X. Reg. zu Bromderg jegt einberichtet hat, für unbegründet erachtet were 
den. Denh da nah biefens Berichte die N. in KleinsDrenfen, wo fie einen ftehenden 
Handel betrieben, ein Domizil begründet und biöher fortgefeät hat, fo liegt nach dem 
beftehenden gefeglichen. Vorſchtiften der dertigen Gemeinbe allerdings die Verpflichtung 
ob, für die genannte Wittwe im Berarmungsfalle zu forgen. 

Durd) das in Bezug genommene Jubengefed v. 1. Juni 1833 wirb die Weigerung 
ber Gemeinde zu Leiftung der Atmenpflege im vorliegenden Kalle nicht gerechtfertigt. 
Denn wenngleid darin —— iſt, daß nicht naturaliftete Juden thren Wohnfig nicht 
auf dem dande nehmen follen, fo Tann daraus doch nicht gefolgert werben, daß bereits 
dort wohnende Inbiotduen dieſes Glaubens, zumal, wenn fie ſich in einem hülföbebüsfe 
sam Buftande befinden, andern ftädtiichen Gemeinden aufgebürbet werben können, 
Bong unftatthaft tft es aber, dergleichen Indivibuen einer Iudengemeinbe zu uͤberwei⸗ 

fen, da die jüdische Korporation, als folce, zur Zremenpftroe gefeglich nicht verpflichtet: 
ft, diefe vielmehr Iebiglich der Öftrgerlicheh Kommune obliegt. 

Diernagh kann dad unterzeichnete Dein. die in dee Sache ergangenen Verf. ber Königl. 
Reg. zu Bremberg nur beftätigen, und muß bie Gemeinde KleinsDrenfen zur Unter 
ftägung det R. fo lange für verpflichtet halten, bis dieſe Witte felbft wieder für Ihren 
nothbürftigen Unterhalt zu forgen im Stanbe ift, ober ihre gefegtich dazu verpflichteten: 
Verwandten, welde bie Gemeinde eventnaliter im Rechtoͤwege dazu anhalten mag, 
bafür-auffonnmsen Lönnen. 

(Ann, XXH. ©; 1035.) 


e) R. des Min. des 3. u. d. P. v. 11. Juli 1838. 

Dem Magiftrate wird auf feine Vorſtellung v. 12. v. SR. erwiedert, baf feine Be⸗ 
ſchwerde PH die Verfügung der K. Reg. zu Pofen hinfichtlich —S— 
Unterftügung bes jübifhen Armen ungegruͤndet If. Die 5. 9. Zit. 19. SH: I, X. ©. 
R. ausgefprochene, nicht undedingte, fonbeen hu borjügliche 8: chtung pelslegister 
Korporationen: zus. @rnährung ihrer unvermögenben Ditglieber fept natktlic voraus, 
baß kein anderer näher und unbedingt Verpflichteter vorhanden fei, Sin pihe iſt aber 
dann vorhanden, wenn eine bürgerliche Gemeinde. ihre Armen durch träge aus ber 
Kämmereitafit verforgt, und bie Mitglieder.ber befondern Korporation, ald Mitgtteber 
der Stadtgemeinde, zu allen Bebürfniffen der Stadt, gleich den andern Einwohnerit, 
beitragen, Hierdurch erhalten fie auch den unbeſchrenkten Anfprudy, an allen benjenis 
gen Anftalten Theil zu nehmen, welche durch ihre. Beiträge mit unterhalten werben, 
und es treten bann ohne allen Bwrifel die 55. 10. fi. feitgeiehten Verbindlichleiten der 
Gemeinden allenthalben in Wirkfamteit. 

Eine befonderg Armenkaffe zu halten, if hiernach die jüdiſche ‚Korporation, ba 
Mitgließer zur füdtifchen Armenkäffe durch Abgaben zur Kommtme beitragen, gar nicht 
verpflichtet, vielmehr berechtigt, ihre Arihen det Stadt direkt gar U dung zu übers 
weifen. Es wird daher Iebigli von der Stadt aöhengen, ch. au biefer uebt 
bereit zu erkläten, in welheri Kalle ihr ein Beitrag, zus befondern jübifchen 
nicht angefbinen werben wird, ober fi. de jübifhen Korporation wegen eis. 





Bätrags der Stadt zur jübiimen Armenkafle zu vereinigen, und bahel bie Pebingumg. 
zu fütlen, daß nur b en ale Unterküfung all pers Xrmen Übernhmenrune 
bie Stabikaffe aller bigsfälligen Anfprücpe entbunden werde, Doc muß. hierbei immer 
bevoridortet werben, dab wenn, die.jübilche Korporatien in des gen e sur eigenen ixe 
nöhrung ihrer Yrinen-anfer Stande fein, follte, die Saatöbehd Ye immen an die 
bürgerliche Gemeinde hürbı ten ‚müflen, wenn auch -gine-folche Uehsreintunft ger 
trofen wäre, Das Stöcke. dit Stadt bleibt e6-baheg, fick sur Unterfiugung Dat 
Idbifcen Armen zu erbitten, bagegeh aud; die üben -äu allen Eeiflungen bes andıze 
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Ginwahner für die Armenkaffe anzuhalten. In dieſem Falle wird es bloß von dem freien 
Willen der Suden abhängen, ob ſie noch eine beſondere Armenkaſſe unterhalten wollen, 
um ihre verarmten Slaubensgenofſen über: die geſetzliche Verbindlichkeit hinaus zu un⸗ 
terſtuͤten, vielleicht auch verſchämten Armen, welche ſich ar bie öffentliche Armenpflege 
t wenden wollen, gu Hülfe zu kommen. In dieſem Kalle liegt aber ber Stadt keine 

Berpfihtung ob, ann veitras zu dioſer befonderh juͤdiſchen Armenkaſſe zu leiften. 
a Q. . Fa , . 


3) In Anfehung der Rechte der reoilden Krankenhäufer beffimmt | 

das ®. des Juſt. Min. an das K. Kammergericht v. 3. März 1804. 

Verkauf der von den im Judenlazareth zu Berlin verſtorbenen Kranken, 
nachgelaffenen Effekten. 


Auf Eure Anfrage v. 2. v. M. in Ahficht des Verkaufs der von hen in bem hieſigen 
Zudenlazareth verftorbenen Kranken nachgelafienen Effekten wollen wir Eud zur Reſo⸗ 
Imtion nicht vorhalten: daß. bei dieſer Anflalt das nämlihe Anwendung 
findet, was der Charite deshalh durch bie Verf. v. 11. Juli 1801 zu⸗ 
geſtanden worden. Wir genehmigen daher ben Antrag der Vorſteher des jidiſchen 
Enzarethö,. diejenigen Sachen, welche die in ihrem Lazareth verſtorbenen Kranken nach⸗ 
lafien, ohne Zuziehung eines Auktionskommiſſarii lizitiren zu dürfen. 

(Mathis jur. Monatsſchr. Bd. 2. ©. 265.) j 


Zweites Kapitel, 
Bon den jübifchen Familien⸗ und fonfligen milden Stiftungen. . 
| F Allgemeine Geſetze. 
Die Stiftungen theilen ſich in ſolche, welche keine öffentlichen Zwecke bar 


ben, ſondern ihre Beſtimmung in Familiengliedern oder befttmmt genaum⸗ 
ten Perſonen begränzen und in ſolche zu öffentlichen Zwecken. 


1) In Betreff der Erſteren disponiet das ER. Thl. II. Tit. 4. in den 


$. 21. Unter Familienſtiftungen merhen bier. Anordnungen verftanden, wodurch Je⸗ 
mand gewifie Hebungen von beilimnaten Grundſtücken ober Kapitalien für eine Familie 
ausfest und anweifet. on 

$. 22. Auch ift für eing Ramilienftiftung zu achten, wenn Jemand bie Ausuͤbung ges 
wiffer Vorrechte und Befugniffe einer Familie verfchafft und zueignet.. 

« 27. Bamilienfiftungen zu machen, . ift jeder Einwohner bed Staats in ſoweit bes 
rechtigt, als er überhaupt üher Tein-Bermögen. halten tan. oo. nn 

$. 28. Dergleishen Kamilienffiftungen Eönnen durch Verträge, burch einfeitige Ver⸗ 
fügungen unter Lebendigen, und durch letzte Willensperordnungen errichtet werden. 

$. 29. Diefe Stiftungsurkunden follen Tünftig allemal vor dem ordentlichen perfüns 
lichen Richter des Stiftes verdautharet, und bemfelben zur Beſtätigung vorgelegt 


werben. J 
ß. 80. Dieſe Verlautbarung muß, wenn. fie der Stifter nicht ſelbſt ſchon bei feinen 
Lebenszeit bewirkt, durch ben. Vorſteher der zum Genuffe der Stiftung berufsnen Fu⸗ 
milie beforgt werben. f 
. 31. Dev Richter iſt ſchuldig, nach näheren, Anweifung der Grfege, welche bie ge⸗ 
richtliche Verfahrungsart in nicht ftreitigen Rechtsangelegenheiten vorſchreiben, darauf 
zu fehen, daß dergleichen Urkunden deutlich und beftimmt gefaßt, auch Tünftigen Zwei⸗ 
fen und. Progefien möglichfl vorgebeugt werden. Ä 
$. 32. So lange die Stiftungsurfunde nicht gerichtlich verlautbart worden, ſoll Keine 
Klage daraus prgenommen werben. | 
$. 33. Wird aber die Gültigkeit der Urkunde ſelbſt, vor ober nach Werlautbarung, 
ochten: fo muß darüber zachtyiches Gehör verftattet werden. 
.& 34. Die wegen einer ſolchan Stiftung den Kamilienmitgliedern zukommenden 
Rechte und Pflichten, find lebiglich nad dem Inhalte der Stiftungs⸗urkunde zu bes 


. 35. Bei entſtehendem Streite in. welcher Ordnung bie Bamilienmitgliede zum 
Genuſſe ber Geiftung elangen ſollen, gilt die Vermuthung, daß der Stifter auf die Re: 
ely der gefeglichen Erbfolge, in Beriehung: nuf den gemginfchaftlichen Stammvater der 
Berufenen Familie Rüdjiht genommen hahe. 
Ir 
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$. 36. Hat der Stifter eine gewiſſe namentlich bezeichnete Familie zum Genuſſe der 
Stiftung berufen: fo find diejenigen, welche den Kamiliennamen nicht führen, wenn 
fie gleich fonft zur Verwandtſchaft gehören, dennoch für ausgefchloflen zu achten. 

$. 37. Hat aber ber Stifter in allgemeinen Ausbrüden, zum Beften feiner Verwand⸗ 
ten, Nachkommen u. ſ. w. verordnet: ſo nehmen aud) Verwandte weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts und bie durch ſelbige zu der Familie gehören, an der Stiftung Theil, 

$. 38. Die Sorge für die Beobachtung der Stiftungsurkunde, und für die Aufrechts 
haltung der daraus der at zulommenden Rechte, liegt, wenn ber Richter nichts 
Beſonderes darüber feitgejegt hat, dem Vorfteher der Samilie hauptſächlich ob. 

2) Rüdjichtlich der Stiftungen zu öffentlichen Zwecken beftimmt dad 
2. R. I. 19, in den $$. 32—89, von denen die zunächft hier interefficen« 
den 88. 32—42 beftimmen; 

$. 82. Armenhäufer, Hofpitäler, Waifen: und Findel⸗, Werk: und Arbeitöhäufer ſte⸗ 
ben unter dem befondern Schuge des Staats. 

$. 33. Werden dergleichen Anftalten von neuem errichtet? fo muß das Vorhaben dem 
Gtaate zur Prüfung der Grundfäge ihrer Berfaffung angezeigt werben. 

$. 34. Doch follen diejenigen Behörden, denen diefe Prüfung nach den verfchiedenen 
Verfaflungen in den Provinzen obliegt, nur in Zällen, wo bie Ausführung der Vers 
—A er Stifters unmöglich) oder gar ſchädlich fein würde, biefelben zu verwer⸗ 
en berechtigt fein. 

$. 35. Außerdem Tann jeder Stifter die innere Einrichtung foldher Anftalten, bie 
Aufficht Über biefelben, die Beftellung der Verwalter, die Revifion und Abnahme der 
Rechnungen, nach Gutbefinden anorbnen. 

8.86. Soweit der Stifternichtd verordnet hat, gebühren alle diefe Befugniffedem Staate. 

$. 37. Auch ſolche Anftalten, denen in der Stiftungsurfunde, oder fonft, eigene Auf⸗ 
feher vorgefegt find, bleiben dennoch der Oberaufficht des Staats unterworfen. 

$. 38. Diefe Oberauffiht fchränkt fi aber nur darauf ein, daß nad) den vom 
Staate ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend genehmigten Verordnungen bes Stifters ver⸗ 
fahren at, und nichts einfchleihe, was dem Allgemeinen Endzwecke folder Siftuns 
gen zuwider fei. 

$. 39. Der Staat tft alfo berechtigt, Viſitationen bei dergleichen Anftalten zu veran: 
laflen, und die vorgefundenen Mißbräuche und Mängel, obigen Grundfäßen ($. 38.) 
gemäß, zu verbeflern. > 

$. 40. Ueberhaupt muß der Staat darauf fehen, daß die Einkünfte der Armen: und 
anderer Verforgungsanftalten, zweck⸗ und vorfi rittewaßig verwendet werden. | 

$. 41. Wird wegen veränderter Umftände die in der Stiftungsurkunde vorgefchries 
bene Verwendungsart unmöglich, oder gar Thäblich: fo muß der Staat die Güter und 
Einkünfte einer foldyen Auftalt zu einem andern, der wahrfcheinlichen Abfiht des Stif: 
ters fo viel ald möglich gemäßen, Gebrauche widmen. 

$. 42. Die vom Staate ausdruͤdlich ober ftilfchweigend genehmigten Armens und 
andere Verforgungsanftalten haben die Rechte moralifcher Perfonen, = 


3) Die Oberaufficht des Staated nun anlangend, verordnet 
a) dad R..v. 6. Aug. 1798. 


Nachdem Euer Bericht v. 14. Juni c. betreffend die N. N'ſche Stiftung, weicher 
aber erft ben 26. Suli ce. bier eingelaufen ift, in dem Staatsrath unferes Zuftigmints 
nifterii vorgetragen worden, fo werdet Ihr mit Zuruͤckſendung ber beiden überfandten 
Aktenftüde Biermit auf Eure Anfrage in folgender Art befchieben: Was 

überhaupt die Frage betrifft: 

ob und wie weit der Staat Kamtlienftiftungen zu feiner Oberaufs 

fiht zu ziehen, berechtigt und verbunden ift? fo ift 

1) die Euch ſchon bei Gelegenheit der NR'ſchen Stiftung durch das R. v. 16. April 
1792 zur Pflicht gemachte Oberauffict des Staats auf Bamilien-Inftitute allers 
dings nothwendig, und es muß 

2) bei denen feit dem 1. San. 1794 ſchon errichteten oder künftig anzuordnenden, das 
A. L. R. Thl. I. Tit. 4. 88.2146 angewendet werden, 

8) Nur in Anfehung der näheren Modalitäten und Grenzen biefer Oberaufficht find 
Samilienftiftungen nicht ganz nach ber bei Vormundſchaften oder öffentlichen Ars 
menanftalten nothwendigen Form zu behandeln, fondern es muß in der Regel 
felbige auf die von der Fundation genommene allgemeine Kenntniß fo lange eins 
geſchränkt bleiben, bis entweber Befchwerben eines oder des andern aus ber Fami⸗ 
lie über bu8 Benehmen der Kuratoren ıc. nähere Unterfuchung erfordern — wie 
dies bie am und unterm 24. März 1794 und 19, Mai 1794 in ben Akten ber 

Me Niſchen Stiftung erlafienen Reſtripte ſchon feftgefeat haben — oder die 
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unten beflimmten Kälte einer Ausnahme von dieſer Regel eintreten. Mithin iſt 
es in ber Regel hinreichend, daß jebe Kamilienftiftung dem Staate angezeigt, 
feine Beftätigung darüber nachgefucht und bei bieler Gelegenheit darüber gep 
werde, ob gegen die Leges fandationis entweber nach den Gefegen oder ex ratio- 
nibus salutis et utilitatis publicae etwas zu erinnern fei. 

4) Hierbei kommt es gar nicht darauf an, ob der Stifter die Stiftung dem befondern 
Schutze bed Staats empfohlen, oder von deſſen Aufficht ausdrücklich ausgefchloffen 
bat oder nicht. Der Inhalt der Stiftungsurkunde kann alfo nur jenen Grunds 
fa& abändern, fo weit 

5) der Stifter eine weitere Einmifchung in das Detail ber Ausführung und Verwals 
tung, von Seiten des Staats gewuͤnſcht ober gebeten hat, welche ſich dann auf 
den Inhalt der Urkunde und auf bas nach der Natur ber Sache damit unzertrenns 

lich Verbundene einfchränft. \ . 

6) Cine zweite Ausnahme von obiger Regel muß dann gelten, wenn diejenigen, denen 

die befondere Direktion oder Verwaltung nach der Fundation zuftehet, fich aus⸗ 

drüdlich einer näheren und meitergehenben Oberaufficht bed Staats unterwerfen. 

Hierbei gilt jedoch in Abficht ihrer Erklärung das oben Nr. 5. von der Stiftungss 

urkunde Bemerkte. 

Sollten fi Kuratoren, Adminiſtratoren zc., welche nad) ber Regel Nr. 3. behans 

beit werben, ſolcher Unorbnungen ſchuldig machen, baß fie das in fie gefeste Vers 

trauen des Stifter nicht verdienen und die Erfüllung feines Willens dabei gefährs 
det würde, fo ift der Staat auf davon erhaltene glaubhafte Kenntniß befugt und 
verpflichtet, die Anzeigen fofort näher zu unterſuchen und für die Sicherheit des 

Inſtituts zu forgen, und e& find fobann nach der Analogie des A. L. R., Thl. IL, 

zit. 18. ‘ 691 !), fo weit ed auf die Vermögens: Verwaltung antommt, bie in 

der Regel bei Vormundfchaften geltenden Grundfäge ber Oberaufficht anzuwenden. 

Jedoch dauert diefe erweiterte Oberaufficht des Staats nur fo lange, als ber Admi⸗ 

niftrator oder Kurator ıc., welcher fie veranlaßt hat, biefes Offizium verwaltet. 

8) Unter Beobachtung vorftehenber Grunbfäge bedarf es Über bie Frage ihrer Anwen: 
dung Feines förmlichen Prozeffes mit den Kuratoren 2c. von Seiten des Staats, 
fondern es tft die Behörde, welche die Oberaufficht führt, ihren hiernach erlafies 
nen Verfügungen fo weit, wie jedes Vormundſchafts⸗Kollegium, den erforderlichen 
Nachdruck zu geben ermaͤchtigt. Glaubt aber Jemand, dadurch ſich in ſeinen Rech⸗ 
ten beeintraͤchtigt, ſo bleibt * der Rekurs an das Juſtizminiſterium und geiſtliche 

Departement unbenommen, welches dann das Noͤthige hierüber beftimmt oder, nach 
Befinden der etwa obwaltenden beſondern Umſtände, die Sache zur richterlichen 
Entſcheidung verweiſet. (Rabe Bd. 5. S. 77. Auszug ©. 342.) 

b) R. v. 26. Aug. 1809. 

Friedrich Wilhelm ꝛt. 

Ueber das Refſort in Ruͤckſicht ber Oberaufſicht über Familienſtif—⸗ 

tungen und andere milde Stiftungen ift fefigefegt worben: 

daß die Oberaufficht und aud die Verwaltung, infofern bei legterer Überhaupt eine 
öffentliche Behörde Eonkurrirt, ber bloßen Kamilienftiftungen, bas heißt folcher, welche 
feine Öffentlichen Zwecke haben, ſondern ihre Beltimmung in den Familiengliedern 
oder beftimmt genannten Perfonen begränzen, auch ferner den Zufliz und refp. vors 
mundfchaftlichen Behörden gebührt, weil bie Gefege überall, wo von einer Kuratel 
her Privat: Vermögen die Rebe ift, diefe den Juſtiz⸗Behörden auflegen, und die Obers 
aufficht über bloße Familienftiftungen mit der Kuratel des Vermögens der Minders 
jährigen und noch mehr ber Abwefenden die hoͤchſte Analogie hat. 

Ale Siftungen zu öffentlihen Zwecken bagegen, ald Armen-Stiftungen, Erzies 
hungs⸗ und WittwensAnftalten, gehören unter bie Aufficht der Regierungen, unter 
der oberfien Leitung bes Min. des Inn., oder ber Sektionen beffelben für allgemel- 
nen Polizeilultus und öffentlichen Unterricht. 

The habt daher die Aufficht und Verwaltung fiber bie Kamilienftiftungen unter 
Leitung des Juſt. Min. fortzufegen, alle übrigen, von Eud) bisher abhängig gewes 
fenen milden Stiftungen bagegen an bie Regierung abzugeben und erwarten wir bie 


— 


7 


—R 


1) Dieſer $. lautet: „Wenn aus vorſtehenden Gründen befunden wird, daß ber 
Vormund auch nur bei einem einzelnen Falle oder Gefchäfte, durch offenbare 
Unordnungen, oder gar duch unrebliches Verfahren, dem Vertrauen des Erb: 
laſſers zumider gehandelt habe: fa muß er fich der Aufficht des vormundſchaftli⸗ 
hen Gerichts durchgehends eben fo unterwerfen, ald wenn keine ihn davon be: 

. freiende Berorknung des Erblaſſers vorhanden wäre, 0 
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- eines Verzele der unter Eurer Aufficht oder Werwaltung biel 
ren Singen, —— — um 0b fe al Bar 
is öber andere milde Stiftungen w teachten PN ; J 
(Matthis Bd. 8. &. 321. Rabe Bd. 10. ©. 138.) 





+) Die Geſetzreviſoren bemerken hierüber: 
Das X. 8, R. läßt, wenn bie Anordnung des Stifters nicht etwas Anderes 
jerbeifühet, bie Berwaltung ber Stiftung ben Anftalten oder. gewählten Vorſte— 

m, enthätt wegen einer Oberaufficht des Staats Leine befonberen Beftimmun- 
‚gen, und läßt die Gerichte außer ber Errichtung der Stiftung nur bei Beftäti- 
gung eines Beſchluſſes einfchreiten, welcher bie bisherige Bermaltungsiweife und 
die Urt der Verwendung bet Einkünfte: mobificiet (86: 29. ff: 38, ff h. t,) und 
veranftaltet bie Bevormundung dev nicht gehörig vertretenen ‚Kamilienglieder. 
Der Gefihtspunft, von bem bas X. &. R. ausgeht, iſt hiernach 

* Aufrehtfaltung des Inhalts ber Stiftung, Autonomie-der Kamilie bei der 

zeitung der gemeinfamen Angelegenheiten, Sorge ‚für Beobachtung der 
Stiftungsurkunde zunãch ſt und) den’ Boriteher der Kamilie, 

Bunäch Auperte auf dieſe Berhältwiffe ein.an:das Oftpreusiihe Staatemin. 
erlaffened R. v. 6. Aug. 17081, sub.n;) Einfluß, welges bet Gelegenheit eines 
‚fpecieilen Zalles, Grundfäge Üiber die Berechtigung und Verpflichtung bes Staats 
wur Oberaufficht feftftellte. — Bis zur Organifation ‚der Behörden im Jahre 
1808 wurden keine allgemeinen Verf. hierüber erlaffen, und nur.in,perfchiedenen 
dmeinen Sm die in dem MR. d. 6x Aug. 1798 enthaltenen Grunbfäge theil- 

ife den Gerichten eröffnet. Da bisher eine große Anzahl von Stiftungen zu 
mitben und gemeinnftgigen Itedten unter gerichtlicher Obervormundfchaft ſtan⸗ 
ben, fo mußte hierin in Jolge ber anderweiten Reſſortbeſtimmungen dev Behör— 
den eine Xenderung eintreten. Die B. 0.26, Dec. 1808, wegen verbefferter Ein- 
richtung ber Provingials-Polipei und BinanzBehsrden (Rabe Bd, 9. ©, 472.), 
verwies im 8.10. die Gtipenbien:Sadhen zum Gefchäftstreis der geiftlichen und 
SäulsDeputatioren und fonächft der Reg., wies die Verwaltung ber. inneren 
Kommunal: und Korporations- Angelegenheiten im & 13. den Kommunen, Sos 

- eittäten und Stiftungen, benen ſolches angehe, mu, behielt jedoch den Reg. bie 
poligeitiche Auffkcht Über felbige vor. In der,St, D-.d, 19. Nov, 1808 (mit der 
Be neuere v; 17. März 1831..65.104.112:139, übereinftimmt) wurde. im 8.179 
die Verwaltung oder Kontroile ber milden Stiftungen ben Armenbirektionen 
übermoiefen, die obere Aufficht aber im $. 189 den Reg. vor alten, In Kolge 
biefer Reffort:Qeränberungen, mit denen die Abtteitnuhg der geiftfichen Angele- 
genheiten vom Juſtizd partement zufammenfällt, wurde die Frage angeregt: 
welche milde Stiftungen an die Red, abzugeben umb welche ben Juſtizbe- 
horden verbleiben follten ; B 
und zroffchen dem Din. des Inn. und ber Tut. zur Erörterung gebracht. Jenes 
fieitte in einem Votum v. 3. Juni 1808 die Anſcht auf: , 
daß die Oberaufficht und die Werwaltung (in fofern bei letzterer überall eine 
öffentliche Behörhe konkurrire) aller bloßen Bamilienftiftungen, d. h. folcher, 
weiche Feine öffentlichen Zwece Haben, jern.ihre Beſtimmung in ben da⸗ 
millengliebern ober beftimmt genannten nen begiengen, uud) ferner ben 
Sufpeehörden ‚gebühre, vwert die Geſede Kbtrall, wo von einer Kuratel über 
vinatdermödgen bie Rebe fei, biefe den Zufligbehörben auflegen, und die 
ufſicht auf bloße Seritienfiftungen mit’ ber Furatel des Wermägens ber 
Minderjährigen und Abrdefenten die yöchfte Analngie zeige. 

Hiermit Ttinmtte der Juſt. Min, ‚überein, und in Folge deſſen wurde an bie 
Gerichte das R..v. 26. Aug. 1809 (f. dub -b.) erfnfien. Mit t Hierauf 
Wurde ben Obergerichten durch ein K. v. 18. Febr. 1812. (Att. F. 18. Vol. I. 
fol. 126) die — Einſendung von Tabellen über ben Zuſtand ber Familien⸗ 
fliftungen ihres Wexie®s an das Quft Min, and bucdh bie MR. d. 10. Rebr. 1816 
und 14. Febr. 1818. (Jahrb. Bd. 7. ©. 8. und Bd. 11.©.9. Gräff Bd. 1. 
©. 176 und 177.) den Unergerigten und Magifträten an die Obergerichte aufs 
aachen, weidye Kontrollen indeß durch das R. d. 6. Dct. 1824 Wahrb. Bd; 24. 

204, Gräff Bd. 8. ©. 79-81.) 1Dieder aufgehoben wuuhen. 

"Wegen die erweiterte Aufſicht auf Jamitlen gen wurden zwar von meh⸗ 
reren Gerichten Erinnerungen gemacht, und 33 wurde auszufuͤhren geſucht, daß 
das X. 2, R. zwiſchen Familien und Armkn⸗Xaſauten genau unterſchieden, jene 
der Verwaltung det Jamillen gang Aherlaffen, umd die Konkarreng bed Richters 
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det ihnen nur auf Anrufen eines Intereffenten nachgelaffen, bei kfefen aber eine 
genaue Kontrolle und Aufficht vorgefchrieben habe. Das Prinzip biefer Verſchie⸗ 
enheit der Behandlung ward in ber Pflicht des Staats, für die Bedürftigen zu 
en, gefucht, bie bann anbererfeite bie Be Kigung Intaire, die and) von 
"Privaten zum Imedt ber Kchtenumteefllrgung ten Stiftungen eftter genaues 
ren Kontrolle fon zu dem Eude zu uittecwerfen, damit nicht durch bie im Bes 
fonderen geſchehende unzwedtmäßige Werwenbung bie allgemeinen Intezeffen ges 
rdet würden. Es wurde ausgeführt, daß has R. v. 28. Xug. 1809 eine jolche 
eraufficht nicht eingeführt Yabe, da daffelbe die Aufficht nur, wenn fie-vom 
Stifter angeorhnet worben, nadjlaffe; baß aber ‘bie anbefoßlene und nunmddr 
erlaſſene TabellensGinfenbtung ben Sieden fpäterer fpecieller Anotbnungen, eine 
ie Kontrolle auf Yamilienftiftungen einzuführen, fen um deshalb nicht 
genügen tönnen, weil früßerhin- verorbnet worben, daß man bie von ben 
Gtiftungövorfichern angezeigten Berhältniffe habe genauer Fontrolfiren, bie deech⸗ 
nungdabnahme geriäjtlic, vornehmen, bie Dokumente zum Depofitorium ziehen 
und bie Sicherheit der ben Stiftungen angehörenben Aktiva habe prüfen follen. 
86 erging jebech Aberahin.bie Anweifung, den früher erlafenen Anordnungen 
mäß,.ben Kar iienfiftungen bie nöthige Dberaufficht gicht zu entziehen. Cine 
Übereinfiunne jenexelle — wurde — ER, und 838 
— eilt. ‚So ift bie Praris 
jenen Koflegien gegenwärtig nd} nicht —— 3 ben 
iefelbe ‚beichre 
injgen Orten auf infocheeun jährticer zuge Berichte von ben‘ Siftungs-Ber 


walten, „aber andernorts in einer ‚jixeng bucchgeführten, nach Art: der 
—5— dar Vormundſchafts·Gerichte auf.unbefreite Vormünber, eingerichteten 
ntrolle, 


Radıdern die duch Einreichung ber jährlichen Tabellen geübte Aufficht auf 

hört, * Maß ber Üebung Gerfeihen aber nicht ganz geafbenig —— 

den Seriäten vielmehr freier Hand gelaffen war, Bam biefer Gegenftand bei 

Gelegenheit eines wichtigen pecisllen Yalled wieberaug jur Sorache und mehrere 

Sr te erhielten neuerlich bie Anıveifung, die Oberaufliht auf folgende Punkte 

u : J 

) uff bie z0 ↄeranlagende Madt eins Vorſtehers, wenn bie Stiftuag einen 
folhen nicht Habe. Godaan foite Biwadt armen en, 

2) die ernannten Kuratoren, Direktoren, Xbminiffratogen sc. der Gtiftung zu 
verpflichten, fie zur gewifienhaften Befolgung der Gtiftungsurkimde, und 
wenn fiber bie Rechnungslegung in der iegteren nichts beitiihnt worden dazır 
anzumeifen, bie Rechnung jährlich dem Vorgeher zu-tegen; 

3) auf den Antrag des Lepteren auch dir Rebifon, ‚Ahrahme und Decharge der 


‚Rechnung felbfk-gü.beforgen: * 

4 darauf zu.feben, daß alle — * dig nicht zu den Gegenflänben dee 
bloßen Beriwaltimg zu rechnen Seien, Durch Kamittenihläjfe arieitet wiltden, 

5) auf eingehende Befehwerben den Bericht des.Worftehers, icbenfalls aber all. 
jährlich. einen Gemeralberiät —35 rin berfelbe anzuzeigen Habe, 
a) 06 und wann von dem Adminifkrätor Rechnung arleat, inas % —J 
nerungen dagegen gemacht Und.ob fie Hass b) wiepielberreing Er⸗ 





teag ber Stiftung befragen, und wie er Hadı dem Wiſtin des Stifters Her- 

wenbet worden; c) einen. Nachweis .ber Wermönensfubftang zu_überärben, 

und d) anzuführen habe, ob.dit Abminiltatoren 3 ‚aa A ‚hätten zu 

dulden ommen — was,nad 88.688 ig 8, N... II, Tit. 18, 
eine fpeeielle Aufficht-rechtfertigen voirde; endlich 

"%) fidh dann .crft, wenn der. zu 5. fl. bezeichnete Fall eintreten ſollte, der näheren 

fficht zu unterziehen, eine Wifitation ber Amtäfliprung der e RN 

ten zu veranlaflen, unb babei nad; ben Wotfchriften zu verfahren, „welche a 

Vormundſchafts⸗Gerichten gegen bie Yermaltenden Wormünder gegeben feiett, 

Diefe Knrpeitung I inheß, dt en Be mitgethejlt und fo.ift. bie Bes 

hanblung ber Stiftungen pr erall diefelbe, 
Wefehrevif. a. a. D, Mot. & a. zul. BED. hrs C. ©, 59-87.) 
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gien die Oberaufſicht über die Bamiltenftiftungen, fo wie über andere Stiftungen ben 
Reg. gebührt. Auch ift in dem Cirk. R. v. 26. Aug. 1809 ausbdrücklich gefagt, daß das 
Kammergericht und bie Obergerichte bie Aufficht über bie ungen unter Lei: 
tung des Zuft. Min. fortzufegen haben, Wenn baher auch nach Befinden die Verwal: 
tung, zufolge einer Beftimmung bes Stifters, dem Untergerichte Überlaffen werben Tann, 
fo gehört doch die Ober-Aufficht zum Gefchäftskreife des D. 2. ©. | 

(Juſt. Din. Akt. I. 2900. — Gen. F. 18, Vol. 4, fol. 68, Erg, zu L. R. L. 


4. $. 38.) 
1. 
Anwendung der allgemeinen Befebe auf die jüdiſchen 
Stiftungen. 


1) In ben alten Provinzen. 

Nach der Emanation ded Ed. v. 11. Mär; 1812 wurben die Familien⸗ 
fliftungen der Juden den übrigen gleichgeftellt. Es beflimmt hierüber das 
N. des Juſt. Min. (v. Kircheifen) an das K. Kammerger. v. 16. Nov. 1816. 

Mit dem Ber. des K. Kammerger. v. 28. v. M. ift die, von dem Vice⸗Ober⸗Land⸗ 
rabbiner Weyl, wegen der jüdifchen Kamilien-Stiftungen geleiftete Anzeige eingegangen. 
-Dem Kollegio wird auf die dabei gethane Anfrage: ob daſſelbe auch von ſolchen Kamis 
lien-Stiftungen der Juden Kenntniß nehmen folle, welche nicht unter die Aufficht der 
Stadtgerichte und Magiftrate geftellt find, hiermit Folgendes eröffnet: . 

Bei den Verhältniffen, worin die Zuden bis zum Zahre 1812 geftanden haben, hat 
ber Staat von ihren Bamilien-Stiftungen Eeine Notiz genommen, weil die Familien⸗ 
Berhältniffe und was darauf Beziehung hatte, unter die Oberauffiht des Vice⸗Ober⸗ 
Landrabbiners und der Vorfteher der Zubenfhaft geftellt war. Es haben baher auch 
die Stadtgerichte und Magiftrate feine Oberaufficht auf die Familien⸗Stiftungen ber 
Ruben üben können. 

Da indeß die Verhältnifie ganz verändert, und die Juden den hriftlichen Unterthanen 

Veich geftellt find, fo tritt in Anfehung ihrer Stiftungen die polizeiliche Oberaufficht des 
taats in eben der Art ein, wie fie auf die Stiftungen der Chriften wirkſam ift, und 
das K. Kammerger. hat daher von den Kamilien-Stiftungen der Juden, welche nach 
der V. v. 26. Aug. 1809 unter bie Aufſicht der Gerichte geftellt find, die erforderlichen 
Nachrichten einzuziehen, und folde in die jährlich einzureichenden Tabellen aufzuneh⸗ 
men, auch auf die Erhaltung der Stiftungen zu wachen. 
(Jahrb. Bd. 8. S. 242. Gräff Bd. 4. ©. 112.) 


2) In Betreff der neuen Provinzen muß man bdaffelbe annehmen, in fos 
fern nicht in dem einen oder anderen Verritorium die DOberaufficht fiber die 
jüdifchen Stiftungen den Rabbinern ausdrüdlich überlaffen war. 

Es bemerken hierüber: | 


a) die Gefegreviforen in den Motiven zu dem revibirten Entmwurfe des 


%. L. R. Thl. II. Tit. 4. Ss. 111—113. . 

Die Samiltenftiftungen der Juden mwurben nad Emanation bed Ebd. v. 11. März 
1812 den Übrigen gleichgeftellt. Wo das Edikt nicht eingeführt ift, läßt ſich eine Aus⸗ 
nahme von ber allgemeinen Regel nur da annehmen, wo diefe Stiftungen ſich geſetz⸗ 
‘Lich unter ber geordneten Aufſicht der Rabbinate oder Syndikate befanden. Denn bie 
K. O. v. 8. Aug. 1330 (&. ©. S. 116.) beftimmt, daß die Verhiltniffe der Juden in 
den in Rebe ftehenden Landestheilen, nad den Vorfchriften beurtheilt werben follen, 
welche bei der Beſitznahme der gedachten Provinzen als darin gefeglich beftehend vorge: 
funden find. Beruht nun, wie mehrerenorts der Fall, das fich Selbftüberlaffenfein der 
juͤdiſchen Stiftungen Lebiglich darin, daß die früheren Partikular-Gefeggebungen ben 
Stiftungen überall keine Aufmerkfamkeit gefhenkt hatten, fo wird fi die Anwendung 
ber allgemeinen gefeglihen Vorfchriften dort nicht beftreiten laſſen. Dagegen ift aus 
dem in der 8. D. aufgeftellten Grundfag das R. v. 4. März 1831 gefoflen, welches 
das Hofgericht in Arnsberg anweiſt, die jüdifchen Stiftungen den Rabbinern zu über: 
laſſen. Daſſelbe gründet fich auf den geführten Nachweis (Akt. des Depart. von Arns⸗ 
berg Nr. 7. f. 67. 72,), daß die Kurkoͤllniſche Judenordn. v 28. Juni 1700 den Rabbi: 
nern die Verwaltung der teftamentarifch oder oertrag mäßig angeordneten Kamilienftifs 
tungen, Stipendien und Vermächtniſſe ausdruͤcklich Übertragen hatte. Daher ift aber 
auch das R. lediglich auf den Umfang des Herzogthums Weftphalen zu befchränfen, und 
es bezieht ſich daſſelbe nicht auf die übrigen, dem Hofgericht sbezirk inforporirten Landes⸗ 
cbeile. (Geſetzrev. Pens. XVI. ©. 69, Note_2,) ee 
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b) Dies angezogene R. v. 4. März 1831 an das K.Hofgericht zu Arnd» 
berg lautet: 

Das K. Hofgeriht wird auf den Bericht v. 19. Ian. d. 3. autorifirt, von fernerer 
Ausübung der, den Gerichtöbehörden übertragenen Dberaufficht über Stiftungen, in fos 
weit legtere Stiftungen ber Iſraeliten find, ohne Unterſchied des Zwecks derfelben zu abs 
ftrahiren, und ſolche den dazu berechtiaten Bamiliengliedern und refp. Rabbinern zu über: 
laſſen; in Rüdficht der nicht jüdifchen Stiftungen muß es bagegen bei dem R. v. 16. Dee. 
1826 Tebiglich ſein Bewenden behalten. (Jahrb. Bd. 37. ©. 76. Gräff Bd. 11 ©. 167.) 

3) Anlangend die unter den Reg. ftehenden Öffentlichen milden Stiftuns 
gen der Suden beflimmt in Anfehung der Aufbewahrung der 
Stiftungsfonde. 

Das N. ded K. Min. des Inn. (Köhler) v. 2. Febr. 1830 an dad 8. 
Pol. Prafid. zu Berlin. ' 

Dem K. Pol. Praͤſid. wird auf die Anfrage v. 12. v. Ms, 

in Betreff der Verpflichtuhg deffelben zur Aufbewahrung der Dokumente über die Kas 

pitalien der unter Seiner Oberaufficht ftehenden jüdifchen milden Stiftungen, 
zum Befcheide eröffnet, "daß in den Källen, in weldyen det Fundator eigene Berwalter 
beftellt hat, der die Oberaufficht führenden Behörde nicht die Pflicht obliegt, die Bonds 
aufzubewahren, ba der $. 38. Fit. 19. Thl. 2. des A. L. R. diefe Aufficht 


„nur 
darauf beſchraͤnkt, daß den Verordnungen des Stifters gemäß verfahren werde, und 
nichts einfchleiche, was dem allgemeinen Staatszwecke zuwider iſt. 

Da nun bie Aelteſten ber Judenſchaft, unter deren Aufficht die jüdifchen Stiftungen 
ftehen, in der Regel zuverläffige und fihere Märiner find, welche gewiß jeden zu befuͤrch⸗ 
tendben Schaden abwenden, oder noͤthigenfalls dafür auflommen werden, auch fich dem 
Vernehmen nach bis jegt Feine Urfache zur Klage Über unangemeffene Verwaltung, viels 
mehr ein fehr vortheilhaftes Refultat ergeben hat, übrigens aber die Judenſchaft übers 
haupt als eine Privatgefellfchaft betrachtet wird, um deren Vermögen der Staat in der 
Kegel ſich nicht bekümmert: fo hat fi das K. Pol. Präfid., wenn nicht. ganz fpegielle 
Beronlaffung dazu vorhanden fein follte, mit der Aufbewahrung der jübifchen Stiftunga⸗ 
‚fonds. nicht zu befafien. (Ann. XIV. ©, 107.) | 
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Zweite Aptheiiung. 
taatsrechtliche Werhäitnäffe ber Juden in den einzelnen Bänke 
theilen des Preußifchen Stagtes. 


Staatorethtliche Berbättniffe ber Juden in.den alte. 
| Provi Inzen | 


| | anrbemerfung 

Neber den. egeiff der mit der gebrauchten Bezeichnung ber „uk m 
vinen⸗ verbunden, iſt zu bemerken, daß hierunter diejenigen 
Monarchie verſtanden find, welche berfefben —* den —5 — —2* ven 
blieben, für welche mithin dad Ed. v. 11. Mär, 1812 promulgirt 
worden ift. 

Durch den Zilfiter Frieden v. 9. Juli 1807 wurden aber von Preußen 
getrennt: Die gefammten Territorien links der Eibe, fo daß die Eibe die 
weſtlichſte Sränze Der Monarchie wurbe; ed fielen ferner die Zheile von Po⸗ 
len, welche Preußen fich inten Jahren 1793 und 1795 angeeignet, als Herzogs 
thum Warfchau an den König von Sachſen; die Provinz Bialyflod mit 
206 [JMeilen an die verbündete ruffiiche Macht; Danzig mit einem Um: 
kreiſe von zwei Stunden wurde ald Kreiftaat der Provinz Weflpreußen ent» 
nommen, und der Kottbufer Kreid kam an Sachſen. 

Etwa die Hälfte der Monarchie war verloren, und ed waren alfo 

die Marten, mit Ausnahme des größten Theiles der Altmark 

(wefllich der Elbe) 

Schleſien, 

Pommern und 

Preußen, mit Ausnahme eines Theiles von Weſtpreußen, 
welche zur Zeit, als das Ed. v. 11. Maͤrz 1812 gegeben wurde, die Mo⸗ 
narchie bildeten, und für welche es auch, wie durch K. O. v. 8. Aug. 1830 
feſtgeſetzt, mit Ausſchluß der durch den Pariſer Frieden wieder und neu er⸗ 
worbenen Provinzen, gegenwaͤrtig noch allein gilt i). 

Nach der jetzigen Eintheilung des Landes bilden dieſe Territorien: 

1) Die Provinz Brandenburg, mit Ausfchluß der Laufi ig und des Kott: 
buſer Kreiſes; 


— .. — — 


9 S. ©, 40, 
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2) om ber Provinz Sachſen und reip. dem Herzogthum Mendeburg die 
beiden Jerichowſchen Kreile 1); 
3) bie Provinz Preußen, mit Ausnahme bes Kulmer und Michelauer 
Kreiſes, der Städte Thorn und Danzig mit ihren Gebieten; 
4) die Provinz Pommern, mit Ausſchluß von Neusorpommern ; Ä 
5) jr — Schiefin, mit Ausnahme hrs dazu gehörigen Theiles der 
er 
6) an der Fr Dan; ag und deren Gebiete gilt daB Ed: v. 11. Mir, 1812 
ifaktiſch ſeit defſen Wiederkereinigung mit Preußen, und die K. O. y. 
25. April 1832 ſanttionirte dieſes Baftım. Daß Nähere ierüber iſt 
im zweiten Abſchnitte mitgetheilt. 


Erſes Kapitel. 


Einleitung. 
J. 
Hiſtoriſche Einleitung. 


Literatur). 
net nam biftorifchen Schriften find in ben Noten betreffenden Ortes euokhit, 


Bedmann, Hiſtoriſche Beſchreibung der. hun und Marks Brandenburg. Bexkp, 
1. 2.8.50. Thl. J. Kap, IX. ©. 187 - 232. 

mi Y en's Geſchichte der Wiſſenſchaften in * Mart Brandenburg. Berlin und 
Leipzig, 1781. gr. 4. ©. 264 seq. und 514. 

König, Annalen der Tuben in ben Preußifchen Staaten, beſonbers index Dart Brei: 
denburg. Berlin, 1790. 

A. Zimmermann, Verſuch einer Biftoeifhen Gntwitelung der Maͤrkiſchen Staͤdte⸗ 

verfaffungen. Merlin, 1837. 6. 1. S. 826 « 

Beier ne — die Reform bet —X Kolonien in ben Peeuß. Staaten 
etreffend erlin, 17 

8a. Anmermahn,' —*X und Verfaſſung der Juben in dir Provinz Schlefien. 
Breslau, Lie, 1791 


A. 


"Die Gefchichte ber Juden in ben Altern Provinzen des 
Staates, mit Ausnahme Schlefiend>), 


Die Inden kamen wahrfcheintich ſchon zu Ende des 42. Vahrh. in 
‚die Mark Brandenburg. Schon um 1243 fand eine Verbrennung berfels 
ben zu Belitz flatt, und has Kofler zum 'beifigen Grabe vejdankt um 
1287 einer zweiten ——2 ſeine Entfiehung®). Sie kommen 


) Dieſe verblieben 1807 preußiſch. 

Die abhandelnden Shriften, welche das Peußiſche Judenweſen betr en, ſ. bei 
"ber Literatur ©. 29 fig., unb bie allgemeinen hifteriihm Schriften bei ber allg. 
hiſtoriſchen Einleitung ©. 1 

»): -Die Geſchichte der Juben in Schein bat mit ber-in ben Anderen Provinzen we⸗ 
: tig gemein. Auch nachdem Friedrich der Große Gchleflen erobert,‘ blieb Schle⸗ 
ſien dis:zum Juhre 1808 in det Verwaltung iſolirt, und’ insbeſondere wurde auch 
das G. 17. April 1750 für Die ſaͤmmttſchen Lande Mit Vusſchluß Schleſiens 
“garten. Es iſt daher dieſe Gefchichte in einem befonderen Kapitel gegeben. 

ei fetter erſten Abtheituhg wurde Terlindens Darftellung zum Grunde gelegt. 
eigen iſche Seraiäten N Bd. HI, f. $% IK, Kr d. $ 24 —— w. 80.2, 
nalen der Juden ©, 11, 
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zuerſt befonders in ben Städten ber Altmark vor, wo fie einen 
ausgebreiteten Handel führten. Jusbeſondere waren fie fchon unter 
dem Aftanifhen Haufe zu Stendal und Salzwedel zahlreich, 
genofien dafelbft nicht allein den bürgerliben Schuß, ſondern batten 
auch erbliche Worrechte, To vermöae des Schußbriefed, den fie 1297 zu 
Stendal erhielten, dad Recht, willkührlich Zinfen zu nehmen, unterdeſſen 
die hriftlichen Kaufleute und Andere Geld auf Zinfen, oder, welches gleich» 
"bedeutend war, auf Wucher, audzuleihen verhindert waren, und in der Stabt 
Brandenburg batten fie nach dem Zeugnifle einer Urktunde von 1315 
dab Buürgerrecht). Sie befaßen bereits damald Synagogen in den 
Städten. Schon im 3. 1297 muß eine folhe in Stendal geweſen fein, 
da die Markgrafen Otto und Conrad in der Judenordnung von dies 
fem Sabre beflimmen?), daß fie bei Prozeflen den Eid öffentlich in ihrer 
Synagoge in deutfcher Sprache ſchwoͤren follen, damit ſolchen alle Chriften 
verftehen fönnten. Kein Jude durfte aber nach eben diefem Geſetze in der 
Stadt Stendal wohnen, der nicht zehn Mark eigen befüße. Das Kippen 
und Wippen der Münzforten wurde ihnen bei zehn Mark Strafe verboten. 
Zehnjährige Knaben follen fhon Schußbriefe erhalten. Die Juden follen 
als Bürger angefehen werden, und bei dem Zufammenfcießen der Bürger: 
fchaft zu den Iandeöherrlichen Abgaben mußte jede Tudenfamilie einen So" 
lidum geben. Auch Markgraf Hermann führt in einer Urkunde von 
13073) die Spandowfhe Sudenfhaft als Anfäßige und Eigen: 
thümer an, wie denn überhaupt die Juden im Jahre 1320 in mehreren 
Städten der Mark Bürgerrechte genoffen *) 

Unter der Regierung der Baierihen Markgrafen wurben die Juden 
in der Mark Brandenburg noch mehr begünftiget. Sie bewohnten in vies 


1) C. R. Haufens Staatskunde der Preugifchen Monarchie, Berlin 1789, Heft I. 
©. 180. Reitemeier Geſchichte der Preupifchen Staaten, 1. Theil, Frankfurt 
a. d. D. 1801, ©. 873— 578, 

2) ©ie findet ſich in Lenz Brantenburg, Urkundenfammlung, 1. Thl. ©. 149 u, f. 

3) Hiftorifche politifche militairifche Beiträge, 3. Thl. 2. B. ©. 424. 

*) Beckmanns Topographie ber Mark Brandenburg, 1. Tb. Kap. 9. S. 190. 

Vergl. aud) ©. 205. Note 5. 

Gegen biefe urkundlichen Zeugniffe beginnt Ko ch fein Werk: „Die Juden im Preuß. 
Staate” zu Unrecht mit den Worten: „Weil die Juden als Frembe von jeher 
nicht Mitglieder einer freien deutichen Gemeinde werben konnten 2c.” und fügt 
in einer Rote hinzu: „Seit den Alteften Zeiten ift nicht nachzuweiſen, baß bie 
Juden irgenbwo in Frankreich und Deutfchland zur Ortsgemeinde gehört hätten.’ 

. Derfelbe Schriftfteller fagt jebod, wenige Seiten weiter (S. 26. Rote 7): „Che 
bie Berfolgungen begannen, hatten die Juden unter den Merovingern 
unbefhränfte bürgerliche Rechte” und beruft fih auf Renard, his- 
toire civ, eccles. et litteraire de la ville de Ntines. I. Liv. IT. p. 185., auf 
Joſt, Bb.6. ©.45. und Anh. Nr. 5., und Bangnot, les Juifs d’Occident, 
II. 47, bemerfend, daß noch unter Karl dem Großen eins der Oberhäupter der 
Stabt Narbonne immer ein Jude gewefen fei. 

Auch in Schleftien gehörten die Juden bereits im 14. Jahrh. an einzelnen Orten zur 
Drtögemeinde. In dem beftätigten Rechte der Stadt Schweibnig v. Herzog Bolko 
d.d. 24. Zuli 1323 beftimmt derfelbe im $. 48., daß Juden, — ed wäre benn 
auf fürftlihen Befehl, — Nonnen und Wittwen ein Hof oder Erbe in der Stabt 
verkauft werben folle, wenn fieniht fhon zuvor Erbein derſelben hät- 
ten, weil von ſolchen Leuten der Stadt wenig Recht gefchehe, und im 8. 49 1. e., 
daß alle Juden, die in ber Stadt eingeerbt wären, mit ben andern Bürs 
gern ſchoſſen, Wachen thun und zu anderem Nus der Stadt helfen follten. Vergl. 
die Gefchichte der Juden in Schleſien von D. Wolff in den fchlefifhen Provinz ..s 
Blättern pro Sept., Okt. Noo. 1812. 9, 304 ff. Landgüter befaßen fie Thon 
im Anfange des 13. Jahrh. daſelbſt. Vergl. unten die hiſtor. Einl. in Betreff 


Gtaaterrchil. Bechältn. d, J. in din allen Peerinzen. DON: 


len Städten eigne Häufer und ganze Straßen, welche noch heutiged Tages 
Sudenitraßen oder Sudengaffen heißen. Die Markgrafen nugten fie 
bei Eintreibung ihrer Einkünfte und zogen, abgefeben von dem Schußgelde, 
auch durch die Zölle von ven Suden bedeutenden Vortheili)y. Dafür wer⸗ 
den fie in Urfunpen von 1341,1343und 1344 „liebe Kammerknechte“2) 
genannt, auch wohl „weife und befcheidene Leute”, ein Zitel, der dar 
mals nur den Magifträten gegeben wurtes). Nichröveftoweniger wurden 
fie ald Kammerknecte oft von ven Markgrafen an Städte und Prisatper 
fonen verkauft, verpfändet und verſchenkt ). 


Der Markgraf Ludwig der ältere ertheilte ihnen in der Mark über 
ter Dder, oder der heutigen Neımark, unter anderen Privlegien im Jahre 
1341 dad Vorrecht, Daß fie allein vor dem Richter bed Orts, wo fie wohn⸗ 
ten, follten belangt werden; von felbigen Eonnte fich ver Kläger, wenn je 
ner nicht entfcheiden wollte, an die Landvögte und von diefen an bie 
Markgrafen feibft oder defien Hofrichter wenden®). 





um — — — — — 


1) Gerken, Cod, dipl, Brand. T. V. p. 102. 

») „Fideles nostre camere servus‘ in ber unten erwähnten Verpfändung des 
Subenfchuges für Müncheberg von 1353. 

s) Gerken, Fragment Marchic. T. IV. p. 102. Unter dem in den Urkunden 
vorkommenben Ausdruck: Juden, ift jeboch nur ber Juden zins zu verſtehen. 


*) Gerken, diplomat. veter. marchiae Brandenbarg. T.I.p. 49. Beds 
manns Zopographie der Markt Brandenburg. 1. Th. 9. Kap. ©. 190. 
- Schon im Anfange des 13. Jahrh. hatte Herzog Rudolph von Sachſen in Verbins 
duung mit dem Probft Nikolaus von Bernau, und im J. 1322 die Markgraͤfin 
Agnes den Städten Berlin und Köln den Judenſchutz in bemfelben verliehen. 
(Müller, Resol. AXtll. No. 7.) und in der Mitte des 14. Jahrh. verpfäns 
bete folhen der Markgraf Ludwig dem Rathe zu Müncheberg und zu Berlin 
(Münchebergfche Sefhichte ©. 1X.) Eben fo fchenkten 1320 die Herzöge von: 
Pommern der Stadt Prenzlau die Juden (Bedmann a. a. O. ©. 190. 
Prenzlauſche Gefhichte C.XV.$.8. Gerken, Cod. dipl. ©, 39.) 


5) Gerken, Cod. diplom. Brand, T. III, p. 280, 

Ein den Juden von diefem Markgrafen Ludwig ertheilter Schugbrief wird unter 
anderen von demfelben, als Kaiſer Lubwig, gegebenen in der Religu. manascript, 
medii aevi T. VII, No. 7. ©. 75 mitgetheilt (gegeben zu Stendal 1943).. 
Er lautet deutſch: .. 

„Bir rc. thun Eund: daß wir den weifen Tuben, dem langen Moskyn, von Ras’ 
„thenow genannt, feiner Frauen Nechania und ihren Söhnen, Bennas Jacob 
„Soge und Iſaac nebft ihren Erben und Schwägern, unfern lieben Kammers 
„enechten, in unferer Stadt Stendal wohnhaft, vor den Übrigen Juden einen ges; 
„wiſſen Vorzug einzuräumen befchloflen haben, wogegen fie uns jährlich zu St. 
„Martinstag fünf Markt Silbers puͤnktlich und treulich entrichten follen. 
„Wofür wir denn genannte Juden von jeder Art von Abgaben, Geldabforberung 
„oder Bede (exactiunis, depecuniationis et precariae), fie mögen Namen has 
„ben wie fie wollen, frei und ledig wiffen wollen. Dergeftalt, daß weder durch 
„uns noch unfere Amtleute oder Diener, noch die Bürger der genannten Stadt 
„von ihnen deshalb das geringfte gefordert noch beigetrieben werben foll, und ges 
„mannte Zuden und ihre Nachkommen ruhig in erwähnter Stadt wohnen follen, 
„womit aud andere Bürger zufrieden find. Wir wollen aud), daß fie gegen jede 
„Beleidigung getreulich gefhügt werben, und befehlen den WBürgermeiftern der . 
„genannten Stabt, jegigen und kuͤnftigen, mebrbefagte Juden bei alten bürs 
„gerlihen Rechten in unferm Ramen eben fo wie ihre eignen Bürger zu 
„ſchirmen und zu ſchützen.“ 

Im Sabre 1356 gab derfelbe Ludwig der Römer, dem beicheibenen Knecht 
Fritzel, feinem lieben — Kammerknecht und deffen ehelichen Erben das Ambadıt 
des Thurms zu Spandau zu einem rechten Erblehn auf ewige Zeit. Die Beleh⸗ 

nung iſt in Gegenwart vieler edlen Männer und Ritter ertheilt. Gerken, 
Cod, dipl. Brandenb, Tom, IV. p. 532, Hiſt. Beite. ð*. Xq. AM. EL, 


u Stontberäft. Berhättn, die 3. im den alten Provinzen. 


Unten. bemfelben Regenten endete jeboch dieſe Erleihterimg:.. Wom 
Jahre 1348 bis zum 3. 1357 wunhete durch gem; Deutkhland. bie Pe. 
Sie traf auch bie Marken. Unmifleaheit, Neid nnd. Bosbeit ſchrichen dies 
bier wie überal — f. bie allg. Einkeitung — einen Vergiſtung der. Beun ⸗ 
nen, der Luſt, durch die Juden. zu, und es wurde-auf Geund defien ihre Ver⸗ 
folgung unter Genehmhaltung der meiften Chrigkeiten brichiofen ab mit 
gränzenlofer Barbarei durchgeführt 2). Landvögte und Magifiräte 
fich hierbei eben fo eiftig, ald thärlg.bri Einziehung ihrer Güter. Died. bes 
flätigen mehrere Urkunden. Iu-din weiften Gtödten und auf bem Sande 
wurden die Juden erſchlagen und hingeworfen; Niemand ı In begra · 
ben, und fig vgeurfachten, nun, noch dem Tode eine with 9 , Tüg deren 
Urſache aan fe vorher. ohne Grund, ausgegeben batte2). ae 

Benz gleih auch im funfzehnten Jahrhunderte bie 885 von 
dem menſchlichen Werthe der Juden Fi wenig geändert und. bemgemäß ihre 
Behandlung nicht vortheilhafter. für fie geworden), fo fcheint.& do, daß 
fie unter dem Burggrafen $tiedrih von Hohenzollern ſich ift guten 
Umftänden befunden, und es ift wahiſcheinlich, daß fie bei den damaligen 
vielfachen Räubereien und Ausfaneifungn des Adels Gelegenheit gehabt, 
ſich Reichthümer zu erwerben, da. ber jüdifche Gelbverkehr in diefer Periode 
von einem auögebreiteten Umfange wer, wovon ſich in den zatbhäuslichen 
Archiven der märkifhen Städte viele Beifpiele finden *). 

Daß. die Juden bis hierhin feit ihrer Einwanderung in die Preußiſchen 
Staaten außer den Marken au in andern Provinzen gleiche Bortfchritte 

jemadhr hätten, erhellet nicht. In Pommern fcheinen fie wenigſtens feine 
joihe Begünſtigung ald in Brandenburg gefunden zu haben, und aud Alt» 
Preußen waren die Juden dusth ein ausdruͤckliches Verbot des deutſchen Or» 
dens ganz ausgeſchloſſen ). 

In den Maiken wurden bie erworbenen Reichthümer von Neuem ihr 

Verdeiben. inter ber fonft weiſen Regierung des Chnfürften Joach im 
gebrauchte man religlöfen Fanatiemus wiederholt zum Vorwande, ihr Wer 
mögen einzuziehen. Die angeblich von einem Kirchendiebe an einen Juden 
verkaufte Monftrany und eirie von Letztetem in Stücke zerſchnittene Hoſtie, 
woraus Blut gefloffen, diente zum Borwande, acht und dreißig Juden zu 
verbrennen, zwei Juden, die ſich befzhit hatten, zu enthaupten, und alle 
Übrigen nach gefchwworener Urphehdes) aus. dem Lande zu treiben”). 

Der Chusfüft Joachim IL, dem eine glängende Hofhaltung und bie 
Reichefeldmarfhallewürde die Finanzen erichöpfte, nahm jüdifche Familien 
in feine Staaten wieder auf, welche ihm gegen ben zu ertheilenden Schuß 


Mh fens Geſchichte der Wiffenfhaften in der Mark Brandenburg ©. 262. 
#) Ehendafelöft. Haufens Siaaickunde der Preußifchen Monarchie, 11. Beft. 


3) Dertwuͤrdig iſt die Stelle, melde in. Markgraf: Albrechta nom. Brandenburg 

Juſtruktion für feine Ahgeoronzte an. die Jubenihaft im Meidy gu @inkringung 
: ber Steuern, Schatung und des golbnen Ofterofennigsnom Jahre 9462 vor 

Zömmt, weil fie bie Denkart damaliger Zeit gegen die Juden beurfunhet. Der 
Achivarius Spieß hat ſie im; Plaßenburgifhen Achioe gufgrfunken und im 
exften Theile feiner diplomatiſchen Nebenftunden ©. 127.,mitgeikrült, 

+) Bedmanns Beihreibung der Mark Brandenburg, 1. Th. Kap, 10, S. 189. 

®) Reitemeier, Geſchichte der Preußiſchen Staaten, Th. fi S. 375. Kulmer 
R. Kap. 2: Tit. 5. Buch EV. p. 158. 

®) Annalen der Juban in den Staaten, Berlin 1700, &: 82, - 

*) Möhfen Geſchichte der Biffenfchäften dd der Chummart Meanbenturg, S. 508 . 
Engel Ansal, niarehin, p. 25 


GSecaterecht Brrtkiin: dee 3: ia din tel rote. 2 


verſprechen müßten, jaͤhrlich vlerhundert Gulden zu begablen, und: bteitau: 
ſend Mark fein Sitber in: die Münze zu Berlm und Stöndal: zu llekern. 
Schon beim Beginne der folgenden Regierung des Churfürſten Johann 
SGeorg adéer genügien die einem arigefehenen Juden Namend Lippold zur 
. fl gelegtan Verbrechen zu der im Sabre 1573 erfolgenden Vertreibung 
—* Faden. Sie mußten ihre Güter verkaufen, den Berichten die In⸗ 
ventastens und Unterfuchumgätoflen und die Adzugtgelder bezahlten und dab 
Land abermald:räunmen!). Diefelben müflen fich im Laufe der Zeit wieder 
een haben; tm Landtagorezeß von 1653 verfpricht der gebße Ehut⸗ 
Mifit den Ständen deren Beſchtäukung?). Derſelbe ertheilte deſſenungeach⸗ 
tet untes dem 21. Mat 16612) funfzig Judenfamilien die Erlaubniß, ſich 
m Der Churmatk genen ein gewiſſes Schutzgeld niederzutaſſen. Als fich 
Wed Anzahl aber mehrte, beſchräͤnkte er ihren Handel durch dad Ver⸗ 
beit de& Aufkaufs ver Felle und Rauchwaaren Bei Strafe dev 
Konfisfatiori?}, umd durch das Wetbot des: Handeld mit Sitber, Pergde 
meni, Bruchſilber und Karten Selde s). Eine noch größere Einſchrankung 
erfolgte Dusch dat Hauſir⸗Edikt vom 17. Aug. 1692 0), "worin das 
Hauſiren der Juden auf dem Lande und in den Städten, ſowohl durch fie 
ſitbſt als dutch ihre Knechte, bei Verluſt ihrer Pferde, Wagen und Waaren 
unterfagt wurde. Erſt unter dem Churfürſten Friebrich dem dritten 
würde Dusch bie Citk Verordnung v. 13. Febr. 1699 den Juden verbo⸗ 
ven"), kunuftig ohne Spezialkonzeſſton Häufer oder Immobiſiin zu kunfen. 
Su Ende dieſes ſiebzehnten Jahrhunderts hatte: fich auch in ber, 
Waſtphatiſchen Provinzen im Herzogthum Cleve und der Gtafſchaft Mat 
die Anzahl der: Juden ſeht vergtößert. Churfürſt Friebrich Wilheln 
erneuette ihr Geleit auf zwanzig Jahre, welches Churfiltſt Friedrich der 
dritte auf ben ſo diel Zeit ansdehnte. Wort den hundert und funfzig 
Famillen, welcht nach dem Geleitspatente in beiben Provinzen vorhanden 
fein ſollten, fehlte aber dumals der dritte Theils). 3 
Mit dem Anfunge des achtzehnten Jahrhunderts: wurde eine all 
gemeine Zählung der ar in den Preuß. Staaten vorgenommen, 
obel ſich ihte Anzahl. ſehr vermehrt Fand. Außer. der 5 v. 
Nov. 1700, wödurch die Zinſen feſtgeſtellt wutden Be die Juden 
von ihren ausgeliehenen Geldern nehmen follten 9), iſt beſonbers das au 





2) Eine ausführlähe Nachricht hiervon unh von Linpol da harten Beftrafung fine 
det man in Moͤhſens Geſchichte der Wiſſeuſchaften in ber Mark Brandenburg, 
erlin und Leipzig 1781. gr. 4. S. 314 u.. oo . ur 

2) „Mit den Juden haben wir einen ſonderbaren Kontrakt ſchließen Laffen, vermöge 

deffelben. ihnen aller: Hunbel und Wandel in unfeen urfärftlichen Landen inter⸗ 
dtciret, ohne alleit in den püblicis et solennibas nundinis, En ehem fe doch 
bem bei magistratui Juni ſich angeben ſollen, darũber denn, vwoejl zu fo gr Belt; 
le cormmercia cuivis libera fein mü EB» Riemand einige Klage und Veſchwe⸗ 
Bun fu führen, wird Urfüche haben. Im hörigen wollen rat? Ihnen in Unfern Lan⸗ 
ben Seine fiia domicilia noch auch Synagogen verflattn. Würden fie au 
untüchtite Waaren feil haben, ober illieitas usuras treiben, wollen wir: ſolches 
‚mit Eraſt zu. beſtrafen nicht unterlaffen.” Eanbsagscupeß va Juli 1853 Art. 2. 

s) Mylii’Corpus Constitut. Marchic,. Tom, V. 5. Ath. ©. 121 U. f. 

*) &d.v.2. April 1680. Mylii Corp. Const. Marhic. T. V. Abth. II. &. 159. 
*) Ed. v. 12. Juli 1683 und. 18; Wär; 1685: Ebenbaf. T. IV. Abth. I, Cap: V. 
&. 1218 T. V. Cap. V. G. 124. — 

*) Ebendaf. T. V. Abth. II. Cap. VII, &,,807; .. | 
h Ebendaf. T. V. Abth. V. Cap. I. ©: 129.198. 

°) Ann. ber Juden in ben Preuß. Staaten, S. 130. . . . 

°) Mylii Corp, Constit. Maschie, T. IL, Abth. I. &. 208. AL, Ui. 


. 


us Sientoerchei. Berpätin. der J. in dem alten Provingen. 


Unten. bemfelben Btegenten endete jeboch dieſe Erleichterung: Mom 
Jahre 1348 dis zum I. 1357 wüthete durch gem Deutkbland bie Peſ. 
Sie traf auch die Marken. Unniffenbeit, Neid tnd. Vosbheit ſchrichen bied 
bier wie überall — f. bie allg. Eintritung —- einer Bergeftuig der. Beun ⸗ 
nen, der &uft, durch bie Juden zu, und ed wuzde auf Geund defien ihre Mer 
folgung unter Genehmhaltung der meiften Obrigkeiten beſchloſſen md. mit 
grängenlofer Barbarei durchgeführt ?). Landvögte und Magifträte Jeigten 
fih hierbei eben fo eifrig, ald thärlg..bri Einziehung ihrer Güter. Died. be: 
flätigen mehrere Urkunden. Iu:'dan meiften Gtöbten und auf bem Sande 
wurden bie Juden erfhlagen und hingerorfen; Niemand wpßfg fie begra- 
ben, und fig verusfachten,. nun nach, dem, Tode eine wirkliche Peß, füg-hesen 
Urſache man fe vorhet ohne Grund, außgegeben batte?). . . 

Wenn gleih auch im funizehnten Jahrhunderte die Bu 
dem menflichen Werthe der Juden ſich wenig geändert und bemgemäß ihre 
Behandfung nicht vortbeilhafter für fie geworden ®), fo fpeint «8 doch, bag 
fie unter dem Burggrafen Friedrich von Hohenzollern fi in gutem 
Umftänden befunden, und es iſt wahiſcheinlich, daß fie bei den damaligen 
vielfachen Räubereien und Zusfämeifungen des Adeld Gelegenheit gehabt, 
ſich Reichthümer zu erwerben, da. ber jüdiihe Gelbverkehr in biefer Periode 
von einem auögebreiteten Umfange wer, wovon ſich in den rathhäuslichen 
Archiven der märkifhen Städte viele Beifpiele finden*). 

. Daß. die Juden biß hierhin feit ihrer Einwanderung in bie Preufifchen 
Staaten außer den Marken auch in andern Provinzen gleiche Fortſchritte 
gemacht hätten, erhellet nicht. In Pommern fcheinen fie wenigſtens feine 
folhe Begänftigung als in Brandenburg gefunden zu haben, und aud Alts 
Preußen waren die Juden Dusch ein ausdruͤckliches Verbot des deutſchen Or⸗ 
dens ganz außgefchloffen:). 

Im ven Marten wurden. die erworbenen Reichthümer von Neuem ihr 

Verderben. inter der ſonſt welfen Regierung ded Churfürften Joach im 
gebrauchte man religiöfen Fanatismus wiederholt zum Vorwande, ihr Ber« 
mögen einzuzieben. Die angeblich von einem Kirchendiebe an einen Juden 
verkaufte Monftcan, und eine von Letzterem in Stücke zerſchnittene Hoſtie, 
woraus Blut gefloffen, diente aum Borwande, acht und dseißig Juden zu 
verbrennen, zwei Juden, die ſich bekehrt hatten, zu enthaupten, und alle 
übrigen nach geſchworener Urphehde o) aus. dem Lande zu treiben”). 

Der Chusfürft Jo ach im I., dem eine glänzende Hofbaltung. und die 
Reichöfeldmarfchallewürde die Finanzen erſchoͤpfte, nahm jüdifche Familien 
in feine Staaten wieder auf, welche ihm gegen den zu ertheilenden Schuß 











2) Möhfene Geſchichte der Wiflenfchaften in der Mark Brandenburg. S. 262. 
3) Ehendafelbft. Haufens. Gtaatskunde. der Preußiichen Monarchie, 11. Beft. 


©. 64 . 

3) Merkeahrbig iſt die Stelle, welche in. Markgrof Albeeht4 non. Brandenburg 
Jaſtruktion für feine Apgeoronnge an die Iubenidaft im Keich zu Gingringung 
der Oteuern, Schatung und des golbnen Ofterpfennigs nom Jahre 9462 vors 
Zömms, weil fie die Denkart damaliger Zeit gegen bie Suban.beyafunket. Der 
Achivarius Spieß hat.fle.im;; Pi urgiihen. Archioe gufgsfunben und im 
erften Theile feiner diplomatiſchen Nebenftunden S. 127.,mitgetheült, 

+) Bedmanns Belhreibung der Mark Brandenburg, 1. Th. Kap. 10. &, 189. 

9) Reitemiier, Geſchichte der Preutiſchen Staaten, IH. 1: &. 575: Kulmer 
M. Kap. 2. Sit. 5. Buch IV, p. 188; 

) Annalen der Juden In den-Preußifhen Btaaten, Werkn 1700, &: 82. . 

") Möhfen Gefajlchte ber. Wiffenfchäften dd bi. CHhummart Meandenturg, ©. bos. 

“ Engel Anal, atärbhio.p. ZB: 
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MR 0.12. Bug. 1836. Die Dbmenfüct i 
Pe man vom — — egien. fies Gunlien-Biiftungm 


"Dei 8:0. 8.8. wird auf den Wer. d. 81: Nuli ze Böeraufhä über 5 
enefungen hung br, daß efeehinge nur den Bar kr 109 


dei ihnen nur auf Antufen eines Intereffehten nachgelaffen, bei dieſen aber eine 
gemaus Kontrolle und Aufſicht vorgeichrieben habe. Das Prinzip Biefer-Werfchies 
enheit der Behandlung ward in ber Pflicht bes Staats, für die Bebürftigen zu 
xpen, gefücht, bie bann anbererfeitk bie B Pigung Involoire, bie and) von 
"Privaten zum zwec d —B Mifſtungen eftter genaues 
ren Kontrolle fhon zu dem Cudt zu uNtäwerfen, bamit nicht durch bie im Bes 
fonberen gefhehenbe unzwedmäßige Werwenbung bie allgemeinen Intexeffen ges 
rdet würben. Es wurbe.ausgeführt, daß has R. v. 28. Xug. 1809 eine folhe 
eranfficdyt nicht eingeführt Yabe, da baffelbe die Aufficht mir, wenn fie vom 
Stifter) angeötbnet vorben, nachlaſſe; daß saber "bis anbefohtene und nunmehr 
enläffene iTabellen-Einfendung den Zwecken fpätererifpecieller Anorbnungen, eine 
jaue ‚Kontrolle. auf. gamikienftiftungen einzuführen, [hen um deshalb nicht 
genügen. können, weil früberhin- verorhnet worben, daß man bie von ben 
Stiftungsvorftehern angepeigten Berhältniffe habe genauer Eontröllicen, die Redhs 
nungsabnahme gerichtlich vornehmen, bie Dokumente A Depofitorium ziehen 
und die Sicyerheit ber ben Stiftungen angehörenden Aktiva habe prüfen follen. 
Es exging ‚jedonh Aberallyin bie Anweifung, ben, früher erlafjenen Anorbnungen 
emäß, den — en die nothige Oberaufficht gicht zu entziehen. Cine 
einftimmmenbe, generelle —— murde ne ‚nicht,erlaffen, und der Ges 
genftanb-im legislativen Wege bisher nicht feitgeftellt. So ift bie Praris bes 
werfihiedenen-Kollegien gegenwärtig voch nicht gleichförmig., Kenntnig von den 
Familienftiftungen wird zwar überall genommen; biefelbe befhränft ſich gn 
Anigen Dxten auf Einforberundjährficher kurzer Berichte von den Stiftungd- Ber» 
waltern, beftebt, aber andernorts in einer Kr bucchgeführten, nad) Art: der 
668 der Vormundſchafts⸗Gerichte auf unbefreite Vormunder eing erichteten 
‚Kontrolle, 
Nachdem die durch Einreichung ber jährlichen Tabellen ‚gelibte Aufſicht aufas 
ut, bad ber Webung derſelden aher nicht ganz aleichförmig norgeihriel 
— De atın oiemehe fee Han Sell Ser Die bien Gegtahens bet 
Gelegenheit eines wichtigen Tgeciällen Galled wieberaug ur Sprage ud mehrere 
en erhielten neuerlich die Anveifung, die Oberaufliäht auf folgende Punkte 
u’ : “ 
EN Wulf die an veranlaffende Mahl eines Borkehers, wann bie Stiftung einen 
ſoichen nicht Habe. Sodann follte gmommen warden, J 
2) die ernannten Kuratoren, Direktoren, Xbminiffcatoxen c. der Gtiftupg zu 
verpflichten, fie zur gewiflenhaften Befolgung det "tiftungsurtumde, und 
wenn fiber die Rechnuhgslegung iw’her-Ieptepen widhte befkimaktoosden, dazu 
anzuweifen, die Rechnung jährlich dem Vorſſeher zu Legen; 
9) auf ben Antrag hed Begteren auch bie Repiſton, Gorakme und Decharge der 
Kechnung felbfh zu beforgen: "  . _ BE 
4) darauf zu fehen, daß alle Angeltarnhriten, hie nicht zu den Gegenfkänben ber 
"blopen Berwaltung zu sechnent feien, Drd) Bamitienjhküffe arlsitet würden, 
5) auf eingehende Beichwerben den Bericht rs —53 itdenfazte aber all, 
jährlich einen Generalbericht tinzuforbern, korin. berfeihe rare n habe, 
a) ob und wann von bem Abminifträtor Rechnung gelegt, toas für Grin‘: 
nerungen gapsamm gemadt und.ob fie erisbigtwordens b) wienielberteing Et- 
trag der Stiftung befragen, und wie er Nacı dem Willen des Gtifters Utr- 
wendet worbenz c) einen. Kahweis der Wermönensfubitang zu übergrbei, 
unb d) anzuführen habe, ob die Xbminiitratoren ich irgend ehwag hätten Au 
Schulden Tommen Taffen, was nad 38-688 ig U, 6, R..Eh. TI, Zit. 18, 
eine fpecielfe Xufficht rechtſertigen nouirbes endlich 
h) fi) dann erſt, wenn der,zu 5. d. berichnete Kalf eintteten folgte, det näheren 
fficht zu unterziehen, eine Bifftation ber Amtsführung der Btiftungsbeam: 
ten zu vecanlaffen, und. babei nach hen World m. zu verfahren, ‚hweldhe den 
Karmumb haft. echten “oe die ie Bormhünder gegeben ftien, 
ai 


iefe Anweifung if itgethejlt und bie Bes 
— ——— en AR 
Wefedrevif. 0, a. D, Mot, 8. a, audl- BED zes Er ©, 53-57) 
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7. Dec. 1700 befannt gemachte Provinzial-Reglement der Juden 1) 
zu bemerken. Wegen einer angeblichen Uebertretung ter Bedingungen ded 
Schutzes lied die 8. v. 24. Jan. 1800 $. 1. „Gnade für Recht ergeben“ 
und beflimmte nur, daß jede vergleitete Tudenfamilie dad Doppelte des 
jährlichen Schußgelded von 8 Rthir bezahlen, und die unvergleiteten, außer 
Erlegung des doppelten Echußgeldes für die ganze Zeit ihres Aufenthalts, 
aus dem Lande gefchaffe werden follten. Es wurde ferner die Bes 
freiung vom Leibzoll aufgehoben und mußte die ganze Judenſchaft 
in solidum 3000 Rihlr. als Schußgeld auforingen. „Und dieweilen 
hiernächſt die vergleitete Familie vermöge des in Anno 1671 bei der 
erften Rezeption gemachten Bedinges jährlich ein gar geringes, und 
nur 8 Rıhir. an Schuggeld entrittet haben, und Tahingegen von dem 
Leibzoll befreiet gewelen, dadurch aber zu allerhand Unterfchleifen Anlaß 
und Gelegenheit gegeben worden; alß haben wir, zumalen,: da vorerwähns 
ter Beding nur auf 2U Jahre eingerichtet geweſen, fotbane Zeit aber laͤngſt 
verfloffen if, zu Verhütung aller Unterfchleife, die Freiheit von Leibzoll 
biermit und Kraft dieſes gänzlich aufgeboben, das Schußgeld aber von ber 
gefammten Judenfchaft, bis zur hiernächfl erfolgenden fernern Verordnung 
auf 3000 Rihlr. jäbrlich gelegt, und zwar aus Diefem Fundament, weilen 
gewärtigen über 1000 Judenſeelen ſich allhier befinden. Wenn nur auf 
jedwede 1 Rtihlr. zum Unterbalte gerechnet; fo thut ſolches jährlich in 52 
Wochen 52000 Rtblr., welched quantum fie außer einzigen Zweifel von 
dem Wucher, den Sie aus der Chrilten Vermögen ziehen, bernehmen, da: 
bingegen die obige 3000 Rthle nicht einften Die Summe der gewöhnlichen 
Intereſſe & 6 pCent erreichet, von tem Üorigen aber, fo fie gewinnen, und 
im Kalten legen, oder fonft Damit täglich wuchern, und wovon fie fich und 
die ihrigen Eleiden und außdflatten, wird folchergeftallt nichtd gegeben, fon 
dern es bleibet daffelbe gänzlich befreiet, und können ſich alſo die vergleis 
teten Juden des quantı halber, wenn man der Sachen recht auf. den Grund 
fichet, im geringiten nicht befchweren u. |. w.” Die 3000 Rıhle. mußten 
in Dufaten, auf Einmal zu Michaelis, jährlich bezahlt werden. $. 3.1. c. 
In dem Regl. v. 7. Dec. 1700 ib. Nr. 12, wurde dad Schußgelb auf 
1000 Duf., in 2 Terminen zahlbar, feſtgeſtellt, und die Freiheit vom Leib⸗ 
zoll wieder hergeſtellt. 

Durch die V. v. 29. Juli 1702 2) wurde den Juden geboten, ſich alles 
Handels und Verkehrs mit jungen Leuten, fo noch unter väterlicher oder 
vormundfchaftlicher Gewalt und Aufficht ftünden, zu enthalten; und durch 
das merkwürdige Edikt v. 28. Kup. 1703 3) wurde bei Verluſt des 
Schutzes den Juden geboten, fih in ihrem gemöhnlichen Gebete Olenu 
oder Alenu läfternder und fchaudernder Auddrüde wider Jeſum, deſſen 
Lehre und deren Belenner zu enthalten. Died Edikt wurde von Fried⸗ 
rin Wilhelm des erften den 15. San. 1716 *) von neuem beftätigt. 

Diefer König erließ den 20.Mai 1714 ein neued Judenreglement °) 
und ordnete einen Oberälteften der ganzen Judenfchaft den 27. Okt. 1714 
an. Ein ihnen zugebachted Abzeichen mußten fie mit 8000 Rthlr. abkau⸗ 
fen. — Specifitation zur Confirm. Privil. v. 20. Mai 1714. $. 32. 


1) Mylii Corp, Constit. Marchic, T. V. Abth. V. ®. 135 u. f. 
140) %. ds 2. Sir, 10. j 

2) Ebendaſ. T. V. Abth. V. S. 122. 

s) Ebendaf. T. V. Abth. V, S. 141 u. f. 

+) Ebendaſ. T. V, Abth. V. &. 178. 108. 

+) Ebenbaf. T. V. Abth. V. Cap. Ill, ©, 1890. 
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Die bemerkenswertheſten feiner Verordnungen find: .- - 

Das Reglement, die Abführung der Präſtationen der Juden betr., v. 
16. März 1722 ; | 

Das Edikt wegen Beftrafung eined Juden, der wiffentlich geftohlene 
Sachen an fich bringt v. 24. Dec. 1725 2); \ . 

Das Edikt wegen Abftelung ded Betrugs der Juden in Wechſelſachen 
v. 8. Apıil 1726 >); ’ 

Das wiederholentliche Haufirebilt v. 2. Dec. 1727 *); - 

Die Cirk. B. v. 24. April 1728, daß die Kammern von den Schutzjuden 
von Trinitatid d. 3. an kein Schußgeld ferner eintreiben follten, weil die 
fämmtliche Judenſchaft an deffen Statt, von biefer Zeit an jährlich 15000: 
Rthir, überhaupt bezahlen, auch v. 1. Juni d. 3. anftatt der bisherigen: 
Summe jährlid) 4800 Rtle. zur Rekrutenkaſſe entrichten müßte; (außerdem 
mußten fie jährlich für 25000 Rthlr. Waaren aus dem Berliner Lagerhaufe 
entneßmen °)); wegen des Schutz⸗ und Geleitgelded der fremden Juden 
aber, deögleichen wegen der Trauſchein⸗ Silber⸗ Kalenders Montiöpietatide: 
Gelder ed bei der alten Werfaffung verbleiben folle 9); 

Demnähft kam dad General-Juben-Privilegium vom 29. Sept. 1730 
als erſtes Reglement für die Iudenfchaft in allen K. Landen’) 
„ _ 88 ergingen hierzu die | 0 u 

Deklaration des 3., 12.. und 25. Artikels deffelben vom 24. Dec. 
1730 8) und die 777 

Verordnung v. 22. San. 1730 9), wonach ed nicht erlaubt fein fol, 
daß Juden ein eigened Haus ankaufen oder auch nur auf ein Haus in frau-. 
dem legis fo viel Geld-ausleihen, daß es kein Chrift reguliren könnte, fons, 
dern ed dem Duden, als Creditori in perpetuum, zum Beſitz überlaffeh 
werden müſſe. | 0 

Friedrich des Großen Regierungsgeſchichte ift auch in Beziehung 
auf die Juden merkwürdig. Die Vermehrung derfelben fehien ihm dem 
Lande nicht vortheilhaft, und gleich zu Anfang feiner Regierung finden ſich 
daher ſchon viele Beifpiele, wo der König die Ertbeilung der Konzeffionen 
und Privilegien für neuanzufeßende und zu begünftigende Juden zurüds 
fandte, ohne fie zu vollziehen und oft dabei erklärte, N: er die Bermehrung 
derfelben durchaus nicht wiſſen wolle. Diefes wurde auch ein Dauptbemes 
gungägrund zur Nevifion ded biöherigen Privilegiums der Juden und zur 
Publikation des „neuenirevidirten Generalseglementd und Gene- 
talprivilegiums” v. 17. April 17509), weldyes daS bis zum Jahre 


1) Myıi ‚Corp. Constit. Marchic. T. V. Abth. V. Cap. II. ©, 182. 137. 
. 167. 
2) Ebendaf. T. II. Abth. III. S. 143, 
3) Ebendaſ. T. II. Abth. II. ©. 233, 
*) Ebendaf. T. V. Abth. I. ©. 7.100. 115. 
>) Priv. v. 30. Okt. 1717. 8. 17. Die Neumaͤrk. 47 Familien ſollten dazu 8000 
Rthir. beitragen." Diefer Zwangsdebit verwanbelte fich fpäter in eine baare 
Abgabe, wozu die Neumärk, Juden 500 Rthlr aufbrachten. Henkel v. Donnerss 
mark ©. 62. Nr. 34. Vergl, Friedländer Aktenſtuͤcke ©. 59. 
%) Mylii Corp. Constit. Marchic. T. V. Xbth. I. Cap. III. ©. 180, 
1) Ebendaf. T. V. Abth. V. Cap. III. ©. 193. u. f. 
s) Mylii Corp. Constit. Marchic, Cont. 1. ©, 88, _ 
?) Mylii Corp, Constit. Marchic T. V. Abth. V. Cap. VI. ©. 195. 
10) Nov, Corp. Constit, Marchicar. T. II. &, 117, 
‚ AR 
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1812 gültige allgemeine Gefeb war 2). Daflelbe it im zweiten Ab⸗ 
fchnitte gegeben. 

Unter den fpäteren Gefeben Eriebrich des Großen find zu bemerken: 

Die Cirk. 8. v. 31. Oft. 1750 worin gefagt, daß einer Schußjus 
denwittwe in dem neuen Reglement unter gewiflen Bedingimgen wieder 
zu heirathen zwar verflattet werden, der zweite Mann aber, wenn die Frau 
ftirbt, zu keiner zweiten Ehe fchreiten, wenn er deshalb nicht eine Königl. 
Konzeffion oder ein eigenes Privilegium auf fi) erhalten habe 2); 

Die V. v. 28. Aug. 1752, wonach bie in den Königl. Provinzen befind⸗ 
lichen Schutzjudenfamilien auf den Fuß eingerichtet werden follten, „daß fie 
nicht nach der Bahl der Familien berechnet, fondera vielmehr auf eine ge: 
wifle Anzahl Köpfe feftgefegt würden, alddann die geringften aus der Ju⸗ 
denfchaft, ihres bis dabin gehabten Schutzes ungeachtet, weg- 
geſchafft werben follten 2). Als fich deflen ungeachtet die Juden 
flark vermehrten, wurde die vorher ergangene Verordnung, daß die jüdiſchen 
Familien mit ihren angefehten Slindern in einem Logis wohnen follten, 
durch eme allgemeine V. v. 1. März 1753 4) mit der Bedingung aufs 
gehoben, daß fie dadurch nicht autberifirt würben, mehr ald einen Dandel 

treiben, - 

F Daß E. v. 25. Mai 1753 ordnete an, daß über den jährlichen Ab» 
gang der Schußjudenfamilien im Lande ordentlihe Tabellen gehalten, 
in welchen bemerkt werben follte, wenn Schugjubenfamilien abgeben wür: 
ben, oder deren Schußbriefe wegen Verbrechen Eaffirt worden; auch müß⸗ 
ten die Commissarli locorum dafür verantwortlich fein, taß fich unter 
keinerlei Vorwande neue Judenfamilien im den Landſtädten einſchlichen 
und anſetzten 5). In gleichem Sinne verordnete der König bald darauf, 
daß, da wider feine Abficht gegen die Vermehrung der Audenfamilien im 
Lande, den zweiten Männern der Schutzjudenwittwen, bie nur fo lange ein 
Schutzrecht haben, ald ihre Frauen leben, dennoch verftattet worden, nad 
dem Tode derfelben anderweit zu heitathen, folches künftig nicht verfiattet 
und in dergleichen vorlommenden Zällen befonder& darüber bei ihm ange⸗ 
fragt werden follte. 


") Das revidixte General-Privilegium und Regl. vor die Zudenfchaft im Koͤnig⸗ 
reiche Preußen, der Churs und Markbrandenburg, den Hergogthümern und Für⸗ 
ſtenthuͤmern Magdeburg, Cleve, Hinterpommern, Groffen, Halberftabt, Min: 
ben, Gammin und Mörs, ingl ber Graf: und Herrfhaft Mark, Ravensberg, 
Hohenftein, Zeklenburg, Lingen, Lauenburg und Bütow, v. 17. April 1750. 
N. C. C, Tom. IE. No. 65. p. 118 welches durch die Beilage zum Notif. Pat. 
v. 28. Febr. 1772 aud) in Weftpreußen eingeführt ift (vergl. Beiträge zu 
Finangskiteratur in den Preuß. Staaten. Ffurth 1781. Bd. I. ©. 42. 8. 8.) 
ift erft in Folge der Gab. Ordre v. 18. Zuli 1756 im Drude erfchienen. Die 
Subenichaft hatte bei ber Emanirung diefes Geſetzes gebeten, daſſelbe nicht durch 
den Drud Öffentlich befannt zu machen, weil fie daffelbe für fehr nadıtheilig 
hielt. Man bewilligte anfänglich dieſes Geſuch und fertigte das Gefeg in Ab: 
ſchrift den Landeskollegien, unterm 10, Dec. 1750, mit der Anweifung zu, dar⸗ 
über zu halten, jebody Niemanden daͤvon Abfchrift zu geben, welchen folches 
zu wiſſen nicht gebühre, noch weniger nachdrucken zu lafien. Die Alabemie ber 
Wiſſenſchaften wirkte aber mittelft Smmebiatvorftellung v. 8. Zuli 1756 bie 
Cab. Ordre v. 18. ejm. aus, woburd ber Abdruck in der Ebiftenfammlung be 
fohlen wurde. N. C. O. M. a a. OÖ. No.LXV. Henkel von Donnersmark 


Note SB 
®) Mylii Corp. Const. Machie. T. V. Abth. V. &, 175. 
®) Nov. Corp, Const. Margchic. T. I. &. 67. 
«) Ebendaſ. T.I.©. 4740. J 
) Ebendaſ. T. II, ©. 120. 
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br ch find von ben unter diefer Regierpng erfolgten, Die Juden betreffen⸗ 
den erorbnungen zu bemerken: 

Das E. v. 13. San. 1755, daß bie Juden, wenn fie ohne Pfand Selb 
ausleihen, an Zinfen nicht mebr als fieben von Hundert, und wenn fie ein 
Dfand erhalten, nur ſechs von Hundert nehrhen, bie Lhriſten und Juden 
aber, wenn ſie unter 10 Rthlr. Geld ausleihen, mwöchentjich richt mehr als 
einen halben Pfennig von einem Thlr. nehmen follen 3) 

Das E. v. 15. San. 1747 2) und Det, v. 10. SR. 1777 8) die der 
Judenſchaft eines gemeinſchaftlichen Domiciliums obljegende Erftastung be⸗ 
treffend, wenn ein Glied ihrer Gemeinde geſtohlene — wiſſentlich auft 
oder verhehlet oder zum Pfand annimmt. 

Die E. wegen Ableiſtung der Judeneide v. 26. April, 29. Mai 1760, 
20. Sept. 1783 *). 

Dad R. die Statt habende Ausmietbung eines Juden durch den anbern 
in feinem Quartiere betreffend v. 5. Sept. 1760 5). 

Die V V., daß die Strafgelder von denjenigen, hie über bie erlaubte Zeit 
an einem Orte verbleiben, richtig eingezogen und eingefanbt werden follen, 
v. 16. Aug. 1762 ©). 

Die Dell. des Art. 18. u. 28. des Generaljudenprivilegiumd in Anfer 
bung des den Juden nur für andere nachgelaffenen Häuferankaufs vom 

4. Suli 1763 7), 

Die Dell. des Art. 5. des Generaljudenprivilegiumd wegen Anjegung 
ber zweiten Judenkinder v. 11. Nov. 1763 8). 

BR V. die Anzahl der publiten Judenbedienten betreffend v. 19. Mal, 
176 

Die B., daß, wenn ed in Ehe⸗ und Erbſchaftsfachen auf Beſtimmung 
eines judiſchen Ritus ankommt, Rabbi und Aſſeſſoren nur ein glaubhaftes 
Atteft Darüber ertheilen follen, v. 16. Aug. ‚1773 10). 

Die V., daß die Juden von den Xelteften in Strafe genommen werben 
können, v. 22. Mai 1775 1). 

Die V. von der eingeſchraͤnkten Annahme der Juden zum Unterricht in 
der chriſtlichen Religion, v. 20. Juli 1774 12). | 

Das R. v. 8. Dt. 1778, daß, wenn der fich zu dieſem Unterrichte mel⸗ 
dende ein Dienftbote ift, die hiernach erforderlichen. Attefte wegen des un⸗ 
firäflichen Wandels von den Aelteflen mit unterfchrieben fein fol 13). 

Die Dekl. des Art. 3. wegen Beſtellung der jübifchen Schulmeifter v. 
9. Dec. 1775 1%), 

Die V. wegen ber Judenbankerute, unb daß biefelben, wenn es zweifel⸗ 
haft, für muthwillig follen gehalten werben, ©. 13. April 1775 5), 


1) Nov. Corp, Const. Marchic. T. I. &. 731—732. 
32) Mylii Corp. Const. Marchic, Cont, III. ©. 137, 
3) Nov. Corp. Const. Marchic. T. VI, S. 1049. 

*) Ebendaf. T. II. ©. 249. 426. T. VII. ©, 2475. 

>) Ebendaf. T. I. &. 461—464. 

*) Ebendaf. T. III. &, 155—1858. 

7) Ebendaſ. T. III. &. 239--242. 

°) Ebendaf. T. III. ©. 1219—1222. 

) Ebendaf. T. IV, ©. 877. 

10) Ehendaf. T. Ve. ©. 543—544, 

11) Ebendaſ. T. Ve. ©. 133. 134. 

8 Ehentaf. T. vd. S. 1397. 

13) Sn Kegels Auszligen aus ben Gonfftrit anlegen, Berlin 1794. 8 m. 
1°) Nov. Corp. Const. Marchie. T. Ve. ©. 3 

15) Ebendaf. T. 1. ©. 911, T. Ve,©. 125. 


\k 
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Die B., daß bie Afquifitionen der Häufer und Grundſtücke bei 10 Rtlr.. 
Strafe der Kameralbehörde binnen ſechs Monaten von Zeit der gefchehenen 
Acquiſition angezeigt werden follen, v. 5. San. 1776 1). 

ie V., dad Schägungdgefchäft in Anfehung diefer Judenhaͤuſer, v. 
5. Febr. 1776 2). 

Die V. wegen der überhand nehmenden fremden Betteljuden, v. 
2. Dec. 17808). . 

Das Publitandum, worin dad Haufiredift.v. 18. Ian. 1786 erneuert 
und gefchärft worden *). Zr 

Bei dem Tode Friedrich ded Großen befanden ſich die Buben in 
einer viel blühenderen Lage, ald in den vorhergegangenen Regierungsperios 
den. Ihre Vermehrung hatte überaus zugenommen, und der größte Theil 
von ihnen betrieb Gefchäfte, die nicht auf Wucher gegründet waren. 

Unter der Regierung Friedrih Wilhelm des zweiten beſtimmte bie 
V. v. 7. Nov. 1786, dag die in Teſtamenten von jüdifchen Erblaſſern ge 
ftelte Bedingung ded Berhartend des Erben oder Zegatariuß bei der jüdifchen 
Religion für unverbindlich geachtet, mithin dergleichen Erbfchaft oder Legat 
demjenigen, welchem fie zugedacht worden, ohne daß derſelbe an diefe Be⸗ 
dingung gebunden fei, verabfolget und gelaflen werden folle 5). Eine 
zweite V. v. 8. Dt. 1787 beflimmte, was bei Eintragung ber Juden⸗ 
bäufer zu beobachten ©) - 

Zu Ende des Jahres 1787 baten die DberlandedsAelteften der Juden⸗ 
fchaften in fämmtlichen Königl. Provinzen um Erlaffung des erniebris 
genden und drüdenden fogenannten Leibzolles. 

Es wurde died die Veranlaflung eine eigene Kommilfion nieberzufeßen, 
welche fi von Deputirten der Sudenfhaft Vorfchläge machen ließ, wie 
ihre bürgerlihe Verfaffung verbeffert werden könnte. Nach einer forgfälti» 
gen Unterfuhhung aller Berhältniffe wurde ſchon damals ein allgemeiner 
Reformplan entworfen. 

Zueiſt verlangte die niedergefehte Kommillion, in dem Zeitraume von 
1787—1789 von den Juden mehrere Nachweifungen und Erläuterungen 
über ihre inneren Einrichtungen, frommen Stiftungen, Gemeindefchulben, 
und. andere Gegenſtände. 





1) Nov. Corp, Const. Marchic. T. VI, ©. 14. 182. 

2) Ebendaf. T. VI, ©. 22, 

s) Ebendaf. T, VI, &. 3083—3093. Aehnliche waren früher in großer Zahl ers 
gangen: Ed. v. 20. Aug. 1850, v. 14. Dec. 1695, v. 20. Sept. 1704, v. 17. Okt. 
1712, v. 13. Nov. 1719, v. 10. Ian. 1724. Revid. Ed. wegen Abhaltung 
der fremden Betteljuden-v. 3. Zan. 1737. Erneuertes und gefchärftes Ed. v. 
9, Kebr. 1738, fämmtl. in C. C. M. Tom, V, Abthl. V. c. 3. — Ed, wegen der 
überhandbnehmenden fremden Betteljuden v. 12. Diät. 1786. N.C.C, M, VI. 
p- 3084. Man fieht nicht ein, bemerkt Koch ganz richtig ©. 19, warum das 
namlihe Edikt immer wieder von neuem gegeben worden ift. Als wenn die 
wiederholten Auflagen des Gefeges und die erfchredlichen Drohungen defiel- 
ben gegen die Webertreter, der das Erftemal mit vierzehntägigem Gefängniß 
bei Wafler und Brot beftraft, und über bie Grenze gebracht, zum zweitenmal 
mal aber gebranntmarkt und wieder Über die Grange gebracht, und zum drittens 
mal gehängt werben follte, und biefes vorher nicht einmal erfahren konnte, weil 
dieſes Gefe& den polnifhen Betteljuden in. Polen vor der Ueberfchreitung ber 
— wohl nicht vorgelefen worben fein wird, eine gute Gränzpolizei hätte ers 
eßen 10 en, . " 

*) Nov. Corp. Const, Marchic,-T, VIII. &. 16. 

») L. c. T. VIII. &, 15—17. v 

‘) Ebenbaf,. T. VII, 
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Die nächfte Folge war die Aufhebung des Leibzolles durch 8. v. 31. Dec. 
1787 (C. C. M. VI. 150.) in Betreff der inlaͤndiſchen Juden und in 
Betreff der ausländifchen, zur Frankfurter Meffe kommender, durch die V. 
v. 4. Juli 1788 (C. C. M. VII. 2142.) 1). 

Eben fo wurde ihnen die gleichmäßig ungerechte und kleinliche Aus⸗ 
nabme von Porzellain aus der Berliner Porzellainfabrit, welche mit ihren 
Verheirathungen und nachgefuchten Konzeffionen verbunden war, erlaſſen. 
Es erbot fi) nämlich die gefammte Judenfchaft gegen Ende des Jahres 
1787 wegen der rüdftändig außzunehmentden und zu erportirenten beträchts 
lichen Quantität Porzellain zu Erlegung ber Summe von 4000 Rthlr. ein 
für allemal. Der König genehmigte died durch 8. 0.12. Febr. 1788 
und ertheilte den Juden die Freiheit, gleich den chriftlichen Kaufleuten, den 
Handel mit Porzellain treiben zu dürfen 2). | 

Eine fernere Folge jener Kommilfion war dad R. des Gen. Direktorli 
v. 18. Dez. 1789, wodurch den Juden zwar Ackerbau auf eigenen Sütern 
und Handwerke geflattet werben follten ®), aber mit fo vielen Einfchrän» 
ungen und Bedingungen, daß mit der andern Hand genommen wurde, 
was mit der einen gegeben war. Die Generaldeputirten der Judenſchaft 
machten dagegen fehr gegründete Vorftelungen, welche jedoch nur die Aufs 
bebung eined andern ungerechten Geſetzes zur Folge hatte, indem dad R. 
v. 5. Suni 1792 den jüpifchen Gemeinden die Verbindlichkeit eriteß, für 
die Öffentlichen Abgaben ihrer Mitglieder folidarifch einzufteben. 

Der eben ausbrechende Revolutionskrieg drängte die beabfichtigte Total⸗ 
reform der jüdifchen Verhältnifle in den Dintergrund, wirkte jedoch weſent ⸗ 
lich ein auf die Geftaltung der Verhaͤltniſſe der Juden in den neuerworbes 
nen Provinzen, wie dad Generalprivilegium und Reglement für die Juden in 





1) Diefen Zoll mußte jeber Zube, fn oft er auf feiner Reife ein frembes Territorium 
berührte, entrichten, was bei der früheren Zerfplitterung Deutſchlands, die auf 
einer Quadratmeile häufig mehrere Territorien zeigte, dem Aermeren oft uners 
fhwinglid war. In den Kleinfchen Annalen der Geſetzgebung ıc. Bd. 7. 
©. 131 bis 169 führt ein Kriminalfall die Ueberfchrift: „„Der Jude Nehemias 
Jehude Leib raubt, um den Leibzoll zu erfchwingen.” Deffen ungeachtet ſah 
Preußen bie moralifhe Erniedrigung mit Recht ald das größere Uebel an und 
bob den Leibzoll auf, wie es in der V. v. 91. Dec. 1787 heißt, damit die Israe⸗ 
en „mehr von einer Erniedrigung, als von einer läfligen Schafung” frei 
würben. 

Während ber Kaifer Zofeph II. Thon in den Jahren 1781. 1782. diefen Leib: 
Zoll gleichfalls abgefchafft, und Baiern im 3, 1799, folgten die anderen deut⸗ 
Then Staaten im Anfange biefes Jahrhunderts; Sachſen erft durch ein ruf> 
fifhes Gouvernements-Patent v. 28. Dec, 1813. 

Die ausführlichfte Darftellung der betr. Verhältniffe enthält: Scheppler, 
über die Aufhebung des Judenzolls, nebft einer ſtizzirten Geſchichte der Juden 
und ihrer Schichfale und ftaatörechtlichen Verhaͤltniſſe, befonders in Deutichland 
und einer moralifchen, rechtlichen und politifchen Beurtbeilung der Abgabe des 
Leibzolls insbefondere. Mit Urkunden. Hamm und Leipzig 1805. ©. aud 
Kopp’s Bruchſtuͤcke zur Erläuterung der deutſchen Gefhichte und Rechte, Caſ⸗ 

Bemerkenswerth iſt übrigens, daß Preußen, in eigentbümlicher Anwendung der 
Retorfion, von Neuem den Leibzofl in Beziehung auf Zuben, die aus dem König: 
reiche Polen kommen, durch K. O. v. 11. Sept. 1823 deswegen eingeführt, weil Ruß: 
land den Zudengeleitzoll durch eine®. v. 26. Rov. 1822 in.dem Königreich Holen 
für eine fortbauernde Abgabe erklärt hat. Vergl. hierüber Thl. I. Ahth. 4. 
„BVerhältniffe der auswärtigen Zuden zum Preuß. Staat.” 

*) Ann. der Juden, S. 327, 

2) Shenbaf. ©. 331. 332. 
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den Danziger Bortläbten Hoppenbrud), Stolyenberg und Lanhfuhr, v. 9. 
Xug. 1793. (N. CC. M. T. V. q. 497.) und das General SudensRegle 
ment für Süd, und NeuOftpreußen, v. 17. April 1797 (Ebd. Tom. 

p. 1031 u. Stengel IV. p. 180.) eigeben. 

Dad bürgerliche Geſetzbuch zeigte Demnächft Einzelnen die Möglichkeit, die 
vollen Rechte der chriftlihen Kaufleute zu erlangen 1). 

Die erträgliche Lage der Juden unter diefer und der vorigen Regierung 
war genügend, bedeutende Männer unter denfelben hervorzurufen. 

Mit den weſentlichſten Wohlthaten für die Juden iſt dagegen bie 
Regierung Friedrich Wilhelm des Dritten auf immer bezeichnet. 
Sie wurden im Laufe feiner Regierung Bürger. Zwar blieb der Verſuch, 
welchen im 3. 1799 einige jüdifche Haysväter machten, ſich dem Chriften- 
thum auf gewiffe Bedingungen anzufchließen, ohne Erfolg 2), doch bes 
zeichnete [yon dad Reglement wegen Aufhebung der Verpflich— 
tung der jüdifchen Gemeinden den durch Vergehungen ein: 
zelner Mitglieder zugefügten Schaden zu erfegen und der 
dagegen zur Erhaltung der Öffentlihen Sicherheit zu tref— 
fenden Beranfkaltungen vom 18. Suli 1801 den Königlichen 
Sinn. Es war bid dahin nämlich in verfchledenen Edikten und Ber 
ordnungen feftgefeßt, daß die Judengemeinden zum Schadenerſatz verpflich- 
tet fein follten, wenn ein Mitglied Derfelben einen Diebſtahl beginge, wifs 
fentlich geftohlene Sachen verhehle oder zum Pfand annehme, und nicht 
Vermögens fei, den entflandenen Schaden zu erfehen. Durch jened Gefeg 
wurde biefe bisherige foltvarifche Verpflichtung der Zudengemeinden zur 
Erfegung ded von deren Mitglievern durch Diebſtahl oder Diebeshehlerei 
verurſachten Schadens bergeftalt aufgehoben, daB von der Zeit der Publi⸗ 
kation diefes Reglementd an gerechnet, Feine auf eine folche folidarifche Ers 
flattung gerichtete Klage angenommen, vielmehr der hierin zwifchen ben 
chriſtlichen und jüdifchen Gemeinden obwaltende Unterfchied für aufgehoben 
geachtet, und die Frage: in welchen Fällen jüdifche Hausväter für die Vers 
geben ihrer Hausgenoſſen ober Dienflboten einftehen müffen, nad) eben 
den Grundfägen, wie bei chriſtlichen Hausvätern beurtheilet und entfchie: 
den werden ſoll. . 

Obgleich nun auch in Abficht der Religiondverfchiedenheit der Juden 
weit mildere Grunbfäge, ald in früheren Zeiten walteten, und der Haß 
gegen die Juden ald Undeutfche nachlies, fo galt doch immer noch der 


— 











I) Einige erhielten General⸗Schutz⸗Privilegien und darin die Rechte chriſtlicher 
Kaufleute, womit zwar weſentliche Vorzuͤge aber doch keineswegs die Aufnahme 
in das volle Bürgerrecht verknũpft war (N. C. C. VI. 13.) Nur ſehr wenigen, 
z. B. en dem Banquier Teig, wurben förmliche Naturaliſations⸗Pa⸗ 
tente ertheilt. 

Sendichreiben einiger juͤdiſchen Hausvaͤter an den Probft Zeller, Berlin 1799. 
Sellers Beantwortung des Sendfchreibens u. ſ.w. 1799. Cs wurde jedoch der 
fhon in dem A. L. R. Thl. II. Zit. XT. 8. 7. aufgeftellte Srundfag: „Jeder 
Hausvater kann feinen häuslichen Gottesdienft nad) Sutbefinden anorbnen,” 
welcher in Anfehung ber Juden ſchon früher in vollftändige Ausübung gekom⸗ 
men war, nocmald wiederholt. Denn es heißt indem R v. 5. Zuni 1797 
„Ale Kirchen: und Synägogen- und Ritual-Coaction und Disciplin aber wirb 
aufhören müffen, und dagegen jedem jüdifchen Hausvater überlaffen bleiben, wie 
er jeinen Gottesdienft und feine Handlungen, fo weit fie die Ritualgeſetze betrefs 
fen, einrichten will, zumal die Juden bei ihren zu vermehrenden Nahrungss und 
Erwerbsarten ſich fo vereinzeln möchten, daß viele außer ber Lage eines gemein 
ſchaftlichen Gottesdienftes Fommen werden.” 


“ 
—R 
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Sap, daß die Iuden das Bürgerrecht nicht erlangen und an 
den Vortheilen bed Staats: und Privatrechts nur befhräntt 
Theil nehmen ?önnten, ein Srundfaß, der immer noch auf bie Ver: 
fchiedenheit der Religion und den Haß gebaut war, weldher aus bem roͤmi⸗ 
ſchen und Fanonifchen Rechte in die neueren Gefeße übertragen wurbe. 
Dieſer Sag wurde dem Prinzipe nach verworfen in Preußen’3 Regenera⸗ 
tiond» Epoche. 

Die St. D. v. 19. Nov. 1808 gab bereits nach den Anfichten Einzel 
ner *) den Suden das Recht, fädtifhe Bürger zu werden, und zu den 
obrigkeitlichen Aemtern in den Städten zu gelangen und bad Ep. v. 
11. März 1812 fprach die Aufnahme der Juden in den Staat aus, indem 
es fie auch zu Staatöbürgern erhob. 


B. 
Die Sefhichte der Juden in Schlefien ?). 


Die Juden genoffen in Schlefien im 12. und 13. Jahrhundert bürger- 
liche Rechte in und außer Bericht und befaßen Landgüter >). 

Herzog Bolko J. fagt im feiner tm Jahre 1295 *) den Juden zu Schweid⸗ 
nitz ertheilten Urkunde, daß er den Juden alle Freiheiten und Privilegien 
feiner Borfahren beftätigte, und in dieſer Beftätigung finden ſich weder eine 
un aräntung des Heirathens noch ein Verbot Häuſer oder Güter zu 

eſitzen. J 

Das Privilegium des Herzogs Heinrich zu Glogau vom Jahre 1299 iſt 
zum heil wörtlidy daffelbe, und der Inhalt beider Urkunde ift im fchlefi- 
chen Landrechte befindlih. Es exgiebt fich aus denfelben, daß man faum 
einen Unterfchied zwifchen Chriften und Juden machte. 

Der Eingang diefer Urkunden lautet deutfch: 

Im Namen ded Herm. Amen. 

„Da die Geſetze und fämmtlichen Rechte, welche die Fürſten aus göttli- 

cher Gewalt geben, den Endzwed haben, daß dadurch die Ausgelaſſenheit 


1) Vergl. unten das R. v. 27. Bebr. 1809. 

2) Wo nicht defondere Schriftfteller citirt, find diefe Miittheilungen aus Zimmer: 
mann's Geld. bie Berfeffun ber Juden im Herzogthum Schlefien gefchd 
Breslau 1791. Die usfüßelicheit derfelben wird ſchon des Intereſſes 
willen gerechtfertiget ſein, welches die Vergleichung dieſer Zuſtände vor 
1812 mit den gegenwaͤrtigen enthaͤlt, gleichzeitig aber werden dieſelben auch 
zur abſchreckenden Lehre dienen koͤnnen, zu welchen Schritten eine Geſetz⸗ 
gebung gezwungen wird, die auf unnatürlicher Baſis ruht. Hätte der Staat 
die ungeheuren Kräfte, welche nöthig waren, um biefe complicirte Gefeßgebung 
in Ausführung zu bringen, zur Verbefferung der Lage jener Handvoll Juden in 
Schiefien — e8 waren beren im 3. 1790 in ganz Schlefien 9000 — verwenbet, 
fo wurden ſchon bei der folgenden Generation alle biefe Ausnahmegeſetze über⸗ 
fluͤſſig. Statt deffen entfittlichte eine auf Willkür und Habfucht gebaute Poli- 
deigeleegebung nicht nur immer mehr die Betroffenen, fondern nothwendig aud) 

as Heer der durch fie nöthig werdenden Beamten, da fie ber Beſtechung Thür 
und Thor öffnete. Daffelbe gie von ber bemnädft folgenden Darftellinig der 
Berhältniffe der Juden in den Übrigen alten Provinzen. | 

3) Klofe, von Breslau, dokumentirte Geſchichte giebt eine Urkunde Herzog Hein⸗ 
richs des Bärtigen vom Jahre 1204, in welcher zwei Juden, Joſeph und Kar: 
ae, aufgeführt werben, die nahe bei Breslau Landgüter befeffen; 1208 hatte 

n Jude audy ein Dorf bei Trebnitz. 

*) Diefe und die folgende Urkunde haben viel Aehnlichkeit und einen unvertennbaren 
Zufammenhang mit ber Jubenorbnung des Herzog Boleslan von Polen, ba= 
tiert vom Montage nah Maris Himmelfahrt 1264. Crneuert wurbe diefelbe 
von König Kafimir bem Großen 1343. Vergl. biefelbe bei Kortum, über Ju⸗ 
denthum und Juden. Nürnberg 1795. 
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der Menſchen in Schranken gehalten die Unfchuld ungekränkt erhalten, 
und dielelbe gegen die Verläumdung der Gottloſen geſchützt werde: fo ifl 
auch billig, Daß dasjenige, was durch dad Anfehen der Fürften al& heilfam 
feftgefeßt worden, nachgehend& nie mehr von dem Frevel eined Menfchen 
angefochten, oder umgefloßen werden darf. Demnach wollen Wir Bolko 
von Gottes Gnaden Derzogd in Schlefien, Herr zu Fürftenberg und zu 
Schweidniz, daß gegenmärtige Schrift zur Wiſſenſchaft Aller und Jeder 
gelangen, und ed Niemanden unbefannt bleiben möge, daß Wir nach ge: 
naues Durchficht derer Briefe und Privilegien fowohl Unſers geliebten 
Bruders Heinrich Herzog in Schlefien, auch Herrn zu Breslau, ald bed 
Durchlauchten Fürftend Heinrich Herzogs eben dafelbft Weil. Unfers 
Bettern, welche diefeiben über dad Recht und die Freiheit berer'in ihrem 
Lande befindlichen Juden gegeben, entfchloffen find, mit Worbemußt ber 
unten aufgeführten Zeugen, auch denen unter Unferer Botmäßigkeit ſtehen⸗ 
den Zuben ein Privilegium über ihre Gerechtfame und Freiheiten zu erthei⸗ 
len, fie, befonderd da fie unter Unfere Cammer gehören, und Unferd 
Schutzes vorzüglich bedürfen, dadurch zu fchüigen, und fie Unferer Gnade 
theilhaftig zu machen. Wir wollen allo zu beflerer Miffenichaft und Bor- 
forge eintge in den Briefen befagten Unſers Bruders und Weiland Vet 
terd Liebden enthaltene Gerechtſame der Juden hier von Wort zu Wort 
erneuern, andere Unferer Enticheidung bis auf künftige Zeit vorbehalten, 
andere aber mit reiflicher Weberlegung fogleich erlauben, wie aus bem In: 
balt der Urkunde erhellen wird.” 

Die Urkunde Herzog Heinrichs III. zu Glogau, vom Jahre 1299 hat 
folgenden Eingang: 

Im Namen bes Herrn. Amen. 


„Bir Heinrich von Gottes Gnaden Herzog in Schlefien, Herr zu Glos 
gau, urtunden zu ewigen Zeiten. Nachdem von den Einrichtungen der 
Menfchen nicht zu einer rechten Vollkommenheit gelanget, ſondern die 
Willens: Meinungen und eingeführten Sagungen derfelben, wenn fie 
auch noch fo überlegt und vernünftig zu fein fcheinen, einem Meere aleis 
chen, welched felbft zur Zeit der größten Stile dennoch Stürmen und Uns 
gewittern ausgefeßt ift, fo wird erfordert, Daß dasjenige, worauf dad Beſte 
fowohl des Kürften ald der Unterthanen beruhet, öfterd wiederholt und ers 
neuert werde, damit mittelft Diefer Erneuerung die bereitö befannten Sa⸗ 
chen noch bekannter werden, mehrern Slauben unter dem Volke, und eine 
defto größere Feßigkeit erlangen. Daher bekennen Bir, und thun durch 
negenwärtiges fchriftliche Zeugniß fund für jeßt und immer: daß Wir mit 
Beiftand ded Herrn, durch welchen Die Könige der Erde herrfchen, von 
dem Sie alle ihre Gewalt haben, und deflen Größe unermeßlich ifl, ver: 
möge der Und ebenfalls von ihm über. verfchiedene Landſchaften und Voöl⸗ 
fer ertheilten Macht nicht wollen, und zugeben, daß je einige Unferer Uns 
terthanen, weſſen Standed und Würde fie auch fein, Mangel an guten 
Geſetzen haben, und dadurch Abbrud an ihren Rechten und Gerechtfa- 
men leiden follen. In diefer Abfiht find Wir auch entichloffen, denen 
Juden, die unter Unferer Botmäßigkeit ftehen, befonderd da fie zu Unſe⸗ 
rer Sammer gehören, und Unfers Schuged für allen andern bedürfen, Uns 
fere Gnade zuzuwenden, und erachten alfo für nöthig zu befferer Bekannt» 
machung, Wiffenfchaft und Vorſorge, die Statuten und Privilegien Ders 
felben, die Wir ihnen und wegen ihnen bereits in Unfeen jüngern Jahren 
erteilt haben, folgender Geftalt, und zwar von Wort zu Wort, zu 
erneuern.“ 
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Die nun folgenden in beiden Privilegien enthaltenen und bis auf einige 
Abweihungen gleihlautenden Artikel beflimmten: 


1) In Klagefachen wider einen Juden fol niemal ein Ehrift allein, fon» 
dern ein Chriſt und Jude gegen den Juden Zeugniß ablegen. 

2) Wenn ein Chriſt einen Juden zu Unrecht befchuldiget, daß er Pfän- 
ber ‚bei ihm verfeßt, fo kann fich der Jude mit einem Eide recht⸗ 
fertigen. 

3) Wenn ein Chrift läugnet, daß er vom Juden auf fein Pfand nicht fo 
viel Geld empfangen, als derfelbe angiebt, fo fol es der Jude bes 
fhwören, der Chriſt aber ohne Widerrede bezahlen. | 

4) Ein Jude mag alles ohne Ausnahme ind Pfand annehmen, nur nicht 
naſſes oder biutiged Gewand, auch Feine zur Kirche gehörigen 
Sachen. 

5) Wenn bei einem Juden geſtohlene Sachen verſetzt werden, der Jude 
aber beſchwoͤrt es, daß er dies nicht gewußt, fo muß der Chriſt, dem 
diefe Sachen gehören, folche mit Kapital und Binfen einlöfen. 

6) Berliert ein Jude die bei ihm in Verſatz flebenden Pfänder durch 
Feueröbrunft oder Diebſtahl, und er beeidiget es, daß er dabei zu⸗ 
gleich um feine eigenen Sachen gelommen, fo darf ihn Niemand in 
Anfprud nehmen. | | 

7) Kein Stabt: oder Ortörichter fol fich in Rechtshändel, fo die Tuben 
unter fich felbft führen, eininer Gerichtöbarkeit über diefelben anmas 
Ben, fondern nur der Hoferichter, oder deſſen Subdelegirtr. Ber: 
brechen, fo die Perfon eined Juden betreffen, behält ſich der Fürft 
zur eignen Entfcheidung vor. 

8) Ein Chriſt, der einen Juden tödtet, fol aufs Härteſte beftraft werben, 
und deſſen ganzes Vermögen dem Kandeöheren verfallen fein. 

9) Ein Ehrift, der einen Juden verwundet, fol zur fürſtl. Kammer eine 
Geldbuße zahlen, und den Verwundeten überdied noch wegen Hei: 
lung und andern Koften ſchadlos halten, Eben fo muß auch ein 
ChHrift, der einen Juden nur fchlägt, dem Zürften Strafe zahlen, 
dem Gefchlagenen aber Genugthuung geben. 

10) Niemand fol einem reifenden Juden Hinderniffe machen. Führt 
derfelbe mauthbare Sachen bei fich, fo darf er an den Mauthorten 
davon nicht mehr oder weniger zahlen, ald ein anderer chriftlicher 
Einwohner ded Orts, wo der Jude ſich fonft aufhält. 

11) Die Juden dürfen von ihren Zobten, die fie von einem Ort zum 
andern ins Begräbniß führen, weder Mauth, Zoll, noch andere 
dergl. Abgaben entrichten. Zöllner, die ihnen etwas abfordern, find 
als Räuber zu beftrafen. 

12) Chriften, fo freventlich einen Juden⸗Kirchhof entehren, ober beſchaͤdi⸗ 
gen, follen als Belchädiger dee Kammergüter angelehen, ald folche 
beftraft, und ihre Güter konficirt werben. Vergreift ſich ein Chrift 
aber an einer Judenſchule, fo ift er dem Hoferichter in 2 Talent 
Strafe verfallen. 

13) Wenn ein Jude den andern verwundet, fo iſt der Thäter nach ber 
Landesgewohnheit zu befirafen. 

14) Nur in wichtigen Dingen, die über 50löthige Mark fich belaufen, fol 
ein Jude auf dem Rodal ſchwören; in geringen Sachen aber nur 
in der Schule. 
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15) Gegen einen eines heimlichen Judenmords verbächtigen Chriſten ver⸗ 
fpricht der Fürft noch ferner inquiriren zu laffen, fall8 auch bei ber 
erſten Unterfuchung gegen ihn nichts entdeckt worden. 

16) Gewaltihätigkeiten, fo Chriſten an einer Südin ausüben, find nad 
den Landes: Sagungen zu beftrafen. 

17) Kein Sudenrichter darf eigenmächtig einen jüdifchen Rechtöhandel 
vor fein Gerichte ziehen, wenn er nicht darum erfucht wird. Auch 
follen die Tuben nirgends als in ihrer Schule gerichtet werden. 

18) Wenn ein Chrift einem Juden nach abgelöftem Pfand die Zinfen da» 
von länger ald 1 Monat ſchuldig bleibt, fo tragen diefe Zinfen wies 
der Zinfen. 

19) Juden follen in ihren Wohnungen Niemanden beherbergen. 

20) Wenn ein Tube auf Srundflüde, oder Berfchreibungen der Edel⸗ 
leute ꝛc. Geld leihet, und dad gethane Darlehn durch Brief und Sie 
gel beweifen kann, fo fol er in die ihm verfchriebenen Fundos einge- 
wiefen, und bei feinem daran habenden Pfandrecht gefchüßt werben. 
Ausgenommen der Schuldner reiniget fi) durch einen Eid, daß er 
das In der Berfchreibung enthaltene zu zahlen nicht verbunden. 

21) Ein Chrifl, der ein Judenkind entführt, ift ald ein Dieb zu beſtra⸗ 


fen, 
22) Wenn ein Chrift ein bei einem Juden verſetztes Pfand binnen Jahr 
und Zag nicht einiöfet, fo mag der Jude dad Pfand, nachdem ee ed 
vorher beim Richter gemeldet und aufbieten laffen, verkaufen oder zu 
feinem Nugen verwenden. 

23) Juden dürfen an ihren Zefltagen wegen Zahlung und Pfandfachen 
nicht beläfliget werben. 

24) Wer einem Juden ein bei demfelben verfehtes Pfand mit Gewalt 

| wegnimmt, oder Unfug in deffen Haufe macht, ift als ein Störer der 
landeöherrlihen Kammergüter zu beftrafen. 

25) Was ein Jude leihet, fol ihm in eben der Güte und Werth unwei⸗ 
gerlich zurüdigezahlet werden. 

26) Die Juden dürfen keine Pferde anders als bei Tage und mit Zuzies 
hung einiger Zeugen zum Pfande annehmen. Wird ein geflohlnes 
Pferd bei ihm im Pfande vorgefunden, und der Jude beeidiget ed, 
daß er nicht8 Darum gewußt habe, fo iſt ex unverantwortlich. 

27) Die Juden, fo falfche Selbforten bei ſich führen, dürfen ohne Zuzie⸗ 
bung gerichtlicher Perſonen nicht aufgefangen werben. 

28) Wenn ein Zube zur Nachtzeit um Nothhülfe ruft, fo follen ihm bie 
benachbarten Chriften beifpringen bei Strafe von 30 Schiliinge. 

29) 1) Es wird den Juden erlaubt, ungehindert alles zu kaufen, zu vers 
taufen, und das Brot anzuriechen. 

30) Die wegen irgend eines Vergehens in Berhaft genommenen Juden foll 
der Richter des Orts nicht fogleich richten und verurtheilen, fondern 
fie nur bis auf landesherrliche Erkenntniß in ficheres Verwahrung, 
doch ohne alle Schmach aufbehalten. 

31) Wenn Jemand einem Juden Geld abgeborget, und darüber Bürgen 
geftelit hat, nachgehend8 aber die Schuld läugnet, fo müſſen ed nebft 
dem Schuldner die Bürgen ebenfalld befchwören, daß derfelbe gur 
Bezahlung ded Darlehnd nicht verbunden fein; widrigenfalls iſt der 
Hauptſchuldner zur Bezahlung der ganzen Schuld verbunden. 


X) Diefe 3 Artikel 29 —31 befinden ſich im Privilegio Herzogs Bolko I. d. 1205, 
aber nicht im Privilegio H. Heinrichs IIL, d. 1299. 
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32) Niemand fol endlich, laut den päpftlichen Satzungen, bie Juden 
mehr befhuldigen, als ob fie Chriftenblut gebrauchten, weit ihre Ges 
fege ausdrücklich gebieten: daß fie ſich von allem Blute enthalten 
müffen. Wird aber dennoch von einem Chriften einem Juden ein 
Chriftenmord Schuld gegeben, fo muß der Jude deffen durch 3 Chris 
fien und 3 Suben überwiefen werden, und, wenn er überzeugt wor: 
den, mit einer dieſem Verbrechen angemeffenen Strafe belegt werben. 
Wird aber der Jude durch die Zeugenausſage für unſchuldig erfannt, 
fo fol der Chrift wegen feiner Verlaͤumdung eben die Strafe leiden, 
die fonft der Jude hätte ausſtehen müſſen ıc. 

Die Juden wohnten, wo fie wollten, meift aber um die Höfe der Her 
z0ge, und gehörten auch unmittelbar zu ihrem Gerichtsſprengel; fie hatten 
alfo in diefem Punkte die Rechte des Adeld und der Herzoglichen Bebienten 
wie dies ſowohl dad Privilegium von 1295 für die Schweidnigichen, als 
von 1299 für die Glogauſchen Juden beweifet; erſt fpäter find fie den Uns 
tergerichten untergeben worden "). 

Ueberall, wo fich eine Gemeinde bildete, hatten fie Synagogen und Kirch: 
böfe, und faft in allen beträchtlichen Städten, ald Breslau, Oels, Glogau, 
Schweidnitz, Glag, Liegnitz, Jauer, Neifle, Bunzlau, Wartenberg, Leob⸗ 
ſchütz zc. hatten fie Gemeindeälteften, oder Meifter, und trieben Urbar, 
das iſt bürgerliche Nahrung. Einen Beweis davon liefert eine Urs 
Pfunde der Herzogin Elifabeth zu Piegnis vom 5. December 1447, nad 
welcher fie die Juden tem Mag. unterwarf. Die Worte derfelben lauten: 

„Seben und verleihen Wir Unfer herrichaftlich Gericht, die Wir ges 
habt haben über die Juden Gaßen, Schule, Häufer ıc. zum Mit: 
Teiden zu ziehen, außer Mofche, Sudenmeifter, Jakob und Stenzeln, . 
Maurern, fo lange fie leben, doch daß fie in ihren Häufern nicht mehr 
. orbern, oder fonft was ofbringen der Stadt Urber zum Schaben:c. °). 

Folglich Hatten fie dergleichen vorher, als fie noch unter den herzoglichen 
Gerichten flanden, ausgeübt. Auch in dem Verzeichniß derer im Jahr 1453 
aud Schweidnig vertriebenen Juden finden fi) Handwerker; eben fo durfs 
ten fie in Oppeln bürgerliche Nahrung treiben. 

In allen obengenannten Orten hatten fie ganze Gaſſen inne, und Schick⸗ 
fuß fagt, daß vor 1454 die Juden im Fürftenthume Schweidnig Büter 
befeffen, auch Häufer, Gärten und Wiefen gehabt. In Deld wurde bald 
nach Erfindung der Buchdruckerkunſt eine jüdifche Druderei angelegt. 

Die Geſchichte aller einzelnen Städte beftätigt die Anfäßigfeit der Ju⸗ 
ben und den freien Gebrauch ihrer Religions »Uebungen. 

Eine Folge war, daß die Juden in Anfehen flanden, und mohlhabend 
waren. Im Jahr 1328 erborgte Herzog Bolko III. zu Liegnig fich von 
einem Juden 8000 Gulden, für die damaligen Zeiten eine bedeutende 

umme. 

1298 gaben die Juden zu Bunzlau ein freimilliged anfehnliches Geſchenk 
zur Sefefigung der Stadt. 

1341 wurde Löwenberg an den Juden Zacob zu Bredlau um 165 Mark, 
und darauf im Jahre 1346 abermald an einen Juden um 2816 Thaler 
verfeßt. 

1465 mußten die Neißer Juden dem Bifchof zu Breslau 2000 Gul⸗ 
den zahlen. 


| 1) Zimmermann a. a. O. 
3) Thebeſ. Th. 1. 
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Sie trieben in allen Städten, befonderd in Breslau, Wartenberg, Bunz. 
lau, Slogau, Schweidnig ıc. einen großen Handel nach Polen und Leipzig, 
und waren diejenigen, die dem Bergwerk in Beuthen bad Silber und Blei 
abfauften. | 

Obſchon in diefem Zeitraume die Kroniken einiger Vertreibungen ber Zu: 
den gedenken, fo in ben Jahren 1163 von Leobfchüg, 1226 und 1319 aud 
Bredlau, wo der Pöbel die Schuld der Brände auf fie fhob, und fie bie 
und da gedrüdt wurden, wie z. B. im Jahr 1345 auf Verordnung König 
Johanns, alle Zeichenfteine von den Juden⸗Kirchhöfen zu Breslau ausge⸗ 
graben, und zur beffern Befefligung der Stadt gebraucht wurden, was 
ebenfo zu Liegnig geſchah: fo wurde doch an eine allgemeine Verfolgung 
noch nicht gedacht, vielmehr ihre Gerechtfame gefchügt, wie denn König 
Kart IV. (Prag d. 8. Sept. 1347) den Breölaufchen Konfuln befahl: 


„Daß fie den Juden auf ihre Klagen mit allem Fleiß und aus koͤnigli⸗ 
cher Vollmacht zum Recht verhelfen follten; dagegen aber follten auch 
die Juden die allgemeinen Abgaben entrichten, und der Magiftrat Fönnte 
ihre Kollekten erhöhen oder vermindern.‘ 


Diefer felbe König Karl IV. fchenkte freilich bald darauf, den 7. Okt. 
1349, der Stadt Breslau nach einem großen Brande alle Häufer und 
liegende Gründe der Juden nebft ihren beiden dafelbft gehabten pnagogen, 
ſchlug dieſe Befigungen auf 400 Mark an, und bedingte ſich dabei, daß 
Falls diefe Immobilien höher als 400 Mark verkauft würden, der Ueber: 
fhuß nebſt dem etwa in ben Häufern vergrabenen oder fonft gefundes 
nen Gelde, Waaren, Kleinodien ꝛc. ohne Rüdhalt in die K. Kammer 
auögelicfert werden folte. Es fcheint jeboch, daß diefer Befehl nicht 
genau erfüllt worden; wenigflend wohnten im Jahr 1350 noch viel Juden 
u Breslau, ald man die Schuld der Peſt auf fie fhob, indem fie bie 

runnen und Euft vergiftet hätten. Diefe erfchlug der Pobel. Wie 
derum befahl derfelbe König Karl IV. 1350 den 21. Febr. den. Konfuln 
zu Breslau: 

„Daß fie alle diejenigen, welche Juden gemorbet hätten, gefaͤnglich ein⸗ 

zieben, und ihnen ihr Recht anthun follten.” 


Deffenungeachtet wurden im Jahr 1360 am Tage Iacobi von Neuem 
viel Juden erfchlagen. 


Im Jahr 1419 erließ König Sigmund eine Verordnung: die Juden ge 
gen die Gewaltthätigkeiten der Chriſten zu ſchützen; diefelben dauerten 
jedoch fort. So nahm man ihnen 1420 zu Jauer ihre Synagoge und 
baute 1438 an die Stätte derfelben eine Kirche. 


Alle diefe Verfolgungen werden auch bier wiederum aus den damaligen 
Geldverhältniffen vollkommen erBlärlich. Der Fanatismus ded Pöbels wurbe 
benugt, um die Fürflen von ihren jüdifchen Gläubigern zu befreien. Die 
Zinfen, welche den Juden gefeglich verftattet waren, erklären leicht bie 
Höhe der Schulden. 

Die Herzogin Agned von Schweibnig z. B. verpflichtete ſich 1384 gegen 
einen Zuden, ihm in beflimmten Terminen 380 Mark zu zahlen; wenn fie 
das nicht thun würde, fo folle jede Markt woͤchentlich einen halben 
Groſchen wuchern, alfo die Mark polnifcher Zahl zu 48 Grofchen, 
jaͤhrlich 26 Groſchen, oder über 54 Prozent Zinfen geben. Biſchof Conrad 
von Bredlau (+ 1447), ein fo audgezeichneter Schuldenmacher, daß fein 
Bißlbum, ſonſt dad goldene genannt, Niemand von ihm übernehmen 


Staatsrechtl. Verhlin. bee J. in den alten Provinzen. 224 


mochte, weil es überlaſtet war, hatte bei einzelnen Juden zu Breslau, Neiſſe, 
Liegnitz, Oppeln, Kaliſch, Schweidnitz und Troppau einige tauſend Mark 
aufgeborgt und mußte, wenn er die beſtimmten Zahlungs⸗Termine 
nicht einbielt, von der Mark wöchentlich einen halben Srofchen zahlen ?). 
Nach noch vielen andern Beifpielen aus diefer Zeit, 3. B. in dem Schweid⸗ 
niger Stabtbuche, war der Zins von einem halben Grofchen wöchentlich für 
die Mark, oder von 54 Procent, bei den Juden der gewöhnliche, wos 
durch denn die Schulden der geldarmen Zürften und Unterthanen ungemein 
fchnell fliegen. So war Herzog Bolko der III. zu Münfterberg 1380 einem 
Juden Jacob zu Schweidnig 1000 Mark (etwa 7500 Thlr.), Herzog Con» 
rad der VII, der Weiße, einem andern bafelbft 1384 an 1450 Mark (etwa 
. 10,875 Thle.), Herzog Ruprecht von Liegnig 1387 einem Dritten 600 
Markt (etwa 4500 Thlr.) fchuldig, was in jenen geldarmen Zeiten große 
Summen waren. Herzog Wenzel von Liegnig hatte 1354, wider Willen 
feine® Bruberd Ludwig und wider die mit demielben gefchloffenen Verträge, 
die Stadt Goldberg an einen Juden verfegt. Herzog Ludwig fagte deshalb 
diefem Juden ab, fing ihn in der Stadt Liegnitz, führte ihn mit fich nach 
Lüben und zwang ihn durch Hunger und Gefängniß, Goldberg unentgeld» 
lich abzutreten. Zwar nahm der erzürnte Wenzel die Gelegenheit wahr, und 
entzog feinem Bruder alle Einkünfte, die derfelbe aud dem Liegnigfchen 
batte, befchädigte die Unterthanen deffelben mit Raub und Brand; aber der 
Jude verlor, zu aller erlittenen Roth und Qual, fein Geld ?). 

Dergleichen faktiſche Werhältniffe geben genügende Aufklärung über bie 
gegen die Mitte des 15. Jahrhunderts häufiger beginnenden Verfolgungen. 

Der befannte Ihwärmerifche Franziskaner⸗Mönch Johann Kapiftran zog 
in ben Zahren 1452—1455 in gen Schleſien von Stadt zu Stadt, hielt 
auf den Märkten Reden an dad Volt und bemog die Bürger in den meiften 
Städten, fi an den Juden zu vergreifen. Um hierzu einen Vorwand zu 
baben, befchuldigte man die Juden allerlei Verbrechen, befonderd der Ent: 
weihung der Soflien. 

Auf Veranlaffung Kapiftrand wurden im Jahre 1453 zu Schiveibniß 
zehn Juden und fieben Jüdinnen lebendig verbrannt; die übrigen mußten die 
Stadt verlaffen; ihre Haͤuſer, Aecker, Gärten, Wiefen wurden ihnen ges 
nommen, und die Stadt erhielt unterm 26. Juni 1457 dad Recht, Teinen 
Juden mehr zu Schweidnig zu dulden. 

An Breslau erfchien Kapiftsan im 3. 1454 zum zweitenmal. Da er hier 
wegen ber Zuden:Berfolgung noch feinen erwünfchten Fortgang fah, fo 
‚predigte er von Neuem öffentlich und zwei Märchen von blutenden Hoftien 
und gefchlachteten Chriftentnaben erreichten ihren Zweck. Der im Rufe der 
Heiligkeit ftehende Kapiſtran flellte diefen Vorgang dem König Ladislaus 
vor, und wirkte von diefem 1455 den Befehl auß: 

„Daß alle Judenkinder, die über fieben Jahr alt mären, ihren Eltern 

„woeggenommen, getauft, und fodann vollends von Chriften erzogen, die 

„Juden, weldye ſich ded Verbrechens der Hoftien-Schändung Ichuldig 

„gemacht, verbrannt, die übrigen. aber ſaͤmmtlich auf ewig bed Landes 

„‚verwiefen werben follten.‘ 

Nie wurde ein Böniglicher Befehl mit mehrerm Eifer vollzogen, als diefer, 
an welchem Aberglaube, Blutdurſt und Raubfucht Antheil hatten. Ein und 


m 


R\ Klofell. 2.251. 741. Tzſchoppe und Stenzel, urkdb. ©, 252 und Noten, 
2) Chron, prine, Pol, bei Stengel 1, 143. Thebefius IL, 21%. 
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vierzig Juden zu Bredlau, eine nicht geringe Anzahl derfelben zu Schweidnig, 
Löwenbergac. endeten ihr&eben auf dem Holzftoß; die übrigen mußten mit 
Hinterlaffung ihres Vermögen? Stadt und Kand räumen; ihre Güter wur⸗ 
den eingezogen, und, wie Efchenloer fagt, der dieſe Sragdpie In feiner 
Breslauſchen Ehronit S. 10—12 b (chreibt „Denen gegeben, bie ed menig 
zu des Königs Nußen brauchten.” Derfelbe fegt hinzu: 

„Die Bredlauer erhielten vom Ladislaw ein Prigilegium, daß zu ewigen 

„Beiten kein Jude zu Bredlau fein fol. Aber ob dieſes göttlich fei oder 

„nicht, fee ich auf Erkenntniß der geiftlichen Lehrer.’ | 

Bereitd im Jahr 1402 war zu Glogau ein Ähnliches Trauerſpiel aufge. 
führt worden, wo man viele Juden unter der Belchuldigung, daß fie eine 
geweihte Hoſtie gemißhandelt hätten, Dusch Feuer marterte, die Übrigen 
aber aus der Stadt jagte!). 


In Neiße wurden die Juden vom Bifchof Peter Il., der fich laut feines 
Briefed an Kapifiran von 1453 mit deffen Juden⸗Verfolgung nicht bes 
faflen wollte, fondern die gänzliche Ausrottung und Mißhandlung derfelben 
verabfcheute, dennoch mit einer Geldftrafe belegt und 1468 vertrieben. In 
Glaz jagte man fie 1492, mit Dinterlaffung ihrer Häuſer, Grundflüde ıc. 
und, wie die Chronik fagt, mitWerfpottung fort. Aus Frankenftein und Leob⸗ 
ſchütz wurden fie gleichfalls fortgefchafft, und der letztere Ort erhielt 1543 
ein Privilegium, keine Juden dafelbft zu dulden. 

Auch die Herzoge zu Deld, Albrecht und Karl, verorbneten im Jahr 
1505, „daß diefe Feinde der chrifllichen Religion wegen ihrem Wucher 
und Betrügereien aus allen ihrer Derrfchaft untermorfenen Städten und 
Dörfern fortgefhafft werden follten.” 

Der bisher ergangenen Verfolgungen ungeadhtet, mußten fich doch noch 
Suden hin und wieder in Scleten erhalten haben, denn es erfchien im 
Jahre 1559 abermals ein Patent wegen Ausfchaffung der Juden, und ben 
19. Juli 1571 wurden die Abgaben der Juden regulirt; allein die Schle: 
ſiſchen Fürſten und Stände wirkten 1582 den 7. April vom Kaifer Rus 
dolph II. eine neue Verordnung aus: 

„Daß alle Juden mit ihren Weibern und Kindern aus ganz Schlefien 

„verbannt fein ſollten.“ 

Doch wurde ihnen, welches fonft nicht gefchehen war, zugelaffen: 

„vorher ihre etwa eigenthümliche Grundſtücke zu veräußern, ihr ſaͤmmtli⸗ 

ches Vermögen mitzunehmen, (auögenommen bie Widerfpenftigen, wels 

chen die Konfiöfation deffelben angedrohet wurbe) auch auf bie öffentli- 
chen Sahrmärkte der fchlefifchen Städte zu fommen, und dafelbft, gleich 
andern chriftlichen Marktziehern, freien Handel zu treiben.’ 

Diefe Nachficht wegen Beſuchung der Sahrmärkte gab Gelegenheit, ba 
fih die Juden wieder in Schlefien einfanben. 

In Bredlau wohnten fie nach ihrer MWiederfunft anfänglich in den Vor⸗ 
ftädten unter den Klofter-Surisdiktionen. Der Magiftrat wollte fie fogar 
zur Sahrmarktzeit nicht in der Stadt dulden, fo daß felbft der kaiſerliche 
Hof für nöthig fand, denfelben zurecht zu weifen, und diefe Zurechtweifung, 
oder die mehrere Zoleranz und Einficht, daß die Juden dem Handel mit 
Polen ꝛc. vortheilhaft wären, flimmte endlich die Gefinnung ded Breslaui⸗ 


— — — — — — — — — — — — 


I Zum Andenken dieſer Gefchichte wird noch gegenwärtig in der Pfarrkirche 
eine Tafel aufbewahrt, auf welcher bie Hinrichtung der Juden abgebildet 
it, und diefelbe jährlich am Krohnleihnamstag auf dem Altar am Rathhaufe 
öffentlich ausgeftellt. &o fchreibt Zimmermann a. a. O. &. 24 im J. 1791. 
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{hen Magiſtrats dahin um, daß derfelbe, ald im Jahr 1630 einige jüdifche 
Familien vom Kaifer auf die Worflädte privilegiet wurben, felbft den Ans 
trag machte, daß fie in die Stadt ziehen möchten. Sa er verfocht 1689 
und 1699 die Rechte der Duldung der Juden in der Stadt gegen den kai⸗ 
ferlichen Fiskus. 

Zu Zültz und Glogau hatte ſich ebenfall8 eine Gemeinde erhalten, die an 
beiden Orten 1627 und 1699 große Begünfligungen befamen; unterm 
12. Juni 1667 erhielten die Juden ein Privilegium, zu Dybrenfurth eine 
jüdifche Druckerei anlegen zu dürfen; in Oberfchlefien hatten die Juden im 
Jahr 1696 nad) dem Sournal der Breslauſchen Kammer Einhundert 
DBranntweinUrbard in Pacht. 

Die Verordnuhgen welche demnächſt wegen den Suben ergangen, find 
vorzüglich folgende: . 

Bom Jahr 1628 d. 15. April: Oberamtliche Infinuation, wie die außer 
Landes wohnenden, im Lande aber Gewerb und Hanblung treibende Juden 
zur Kontribution zu ziehen. 

Eodem anno d. 30. Juni K. Zerdinands II. Peivilegium für die Juden 
in Böhmen und Schlefien !). 

1690 d. 29. Nov. Kaiferl. R.: daß die JZubenzeugen nicht durchgehends 
zu Ablegung eined Zeugniffes, befonders wider die Chriften, in Processibus 
zugelaffen, fonbern die zur Zeugen» Deponirung erforderlichen Requisita 
ratione der Juden mit aller Schärfe beobachter, und tie Subornation 
eremplarifch zu beftrafen 2). 

1695 d. 30. Suni. Kaiferl, R.: daß die zur Patholifchen Religion ger 
tretenen Juden ihr Handwerk, fo fie bei den Juden erlernet und getrie⸗ 
u ‚nebinben mit ihren Leuten treiben, und die Hof: Freiheit genitgen 

ollen 3). 

1700 d. 18. Sept. Kaiferl. Patent: daß die mit kaiſerl. Päflen vers 
fehenen Juden gegen alle Infolentien und Xpätlichkeiten gefchügt werden 
follen *). | 

1708 d. 29. Nov. Oberamtl. Patent: dag die Juden aus den Orten, 
welche fie zu halten nicht befugt find, vertrieben werden follen *). 

1710 d. 17. Nov, Kaiſerl. R.: daß die von der Prager Appellation an 
die Suden ertheilte Remiffiv,- Schreiben in Wechfelfachen nicht mehr gelten 


ollen °). 
1713. 1721 d. 8. Mai. Oberamtl, Publikation: wegen des Juden» 
Toleranz Impoftd 7). 

1746. 1717. 1721. Oberamtl. Verordnung: daß Feinem Juden Zölle 
verpachtet werden follen 8). 

1725 d. 8. Febr. Oberamtl. Kurrende wegen der ben einlaͤndiſchen 
Juden unter gewiffen Einfchränkungen erlaubten Haufirung °). 

Eod, anno d. 10. Der. Kaiſerl. Deklaration: daß dab Verbot wegen 





1) Weingarten Fasc. Libr I. P, II. S. 336, Lünigs Reichs⸗Archiv P. Speec. 
Cont.1. No. 124. ©. 208. ch 

2) Weingart. Vindem. judic. P. II. cap. 9. ©. 458.. 

s) Weingart. Hodaeporicon von Juden ©. 283. 

+) Sammt. ſchleſ. Priritegien Tit. I. No. 70. S. 231. 

8) Ibid. Zit. 2. No. 80. ©. 208. 

°) Collect. Brachvogel. P. II. No. 111. ©, 603. 

1) Marpergers fchlef. Kaufm. wi 16. ©. 705. 

°) Collect. Brachvogel. P. 4, ©. 1289, 

°) Ibidem P. 6, No, 306. &, 1744. 
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der den Juden unterfagten chriftlichen Dienftboten nur de Operibus servi- 
libus, nicht ader von freiwilligen tunftmäßigen Handlungs: und Hands 
werksdienſten zır verſtehen fei ?) | 

1726 den 21. Oft. Oberamtl. Patent: daß in jeder Zudenfamilie ber 
ältefte Sohn für einheimifch, Die andern aber für fremde zu halten, und fid 
nicht verheirathen dürfen 2). 

1728 d. 27. Juni. Oberamtl. Patent wegen des dem Johann Lode 
verpachteten jünifchen Impoſts auf 3 Fahre 3). 

R —* d. 21. Juni. Verlaͤngerung dieſer Pachtung auf anderweite 3 
ahre ®). 

1730 d. 17. Nov. Oberamtl. Patent: wegen Verpachtung des jüdifchen 
Perſonal⸗ und Juwelen⸗Acciſes an den Juden Joſeph Lazarus 5) 

1738 d. 18. Juli. Oberamtl. Patent: wegen Abſchaffung der Juden 
aus Schlefien und Erleichterung des polniſchen Commercii durch polniſche 
Handelsjuden. 

Die beſtimmten Abgaben der Juden find wahrſcheinlich erſt 1527 ent» 
ftanden, als Kaifer Ferdinand I. die Steuerverfaffung in Schleften übers 
haupt einrichtete, wobei fie mit einer Perfonalabgabe —* — wurden. 

Als hierauf unterm 19. Juli 1571 eine Art Accife eingeführt wurde, fo 
ward dabei feftgefebt: 

„Daß jeder Jude, der über 20 Zahr alt wäre, 2 Gulden, und der. 
über 10 Jahr 1 Gulden jägrlich geben follte.” 

Deögleichen mußten die fremden Juden, fo die Jahrmaͤrkte befuchten, 
1 Gulden erlegen. Doc betrug nach handfchriftlichen Nachrichten die 
ganze Einnahme von den Juden im Jahr 1580 nur 100 Thlr. ſchleſ. 

Kaifer Ferdinand II. nuste die Juden beffer. Sie mußten feiner Armee 
in Ungarn, welche gegen Siebenbürgen gebraucht wurde, den Sold bezah⸗ 
len, und ihm für ein Generalprivilegium, das er ihnen im Jahr 1628 ver 
lieh, ein anfehnliches Gefchent geben. Im dreißigjährigen Kriege wurden 
fie vermöge der Fürftentagd: Schlüffe zu einer Kopffteuer von 20 Zloren 
gezogen, die 1650 wieder aufhörte. 

Kaifer Leopold wollte die ſchleſiſchen SubenRevenüen, da fie ihm biöher 
wenig getragen, verpachten, und verlangte unterm 23. Febr. 1690 vom 


Oberamt zu Bredlau ein Gutachten darüber; dies fiel jedoch dahin aus: 


Daß, weil die wenigen Abgaben, fo fie biöher entrichtet, von gar kei⸗ 
nem Belange wären, befonders aber die Waaren, fo fe führten, die 
Unterthanen zum Luxus verleiteten, auch durch fie viel Geld außer 
Landes gefchleppt würde, die Juden fämmtlich vertrieben, und nur bie 
polnifchen Handeldjuden geduldet werden möchten. | 
Der Faiferliche Hof verpachtete beflenungeachtet im Jahr 1713 die Eans 
deöherrlihen Einkünfte von den ſchleſiſchen Juden an einen Suden, und 
erließ ein Ed., wodurch bie bisherigen geringen Abgaben theild erhöhet, 
theils mehr dem Vermögen der Contribuenten angemefjener eingerichtet 
wurden. 
Der Pächter verftattete den Juden manche Freiheit, und bie Juden nah: 
men während diefer Pacht in Breölau dergeftalt zu, daß fich die Kaufleute 





1) Collect. Brachvogel. P. 6. No. 325. &. 1823. 
2) Ibidem P. 4, No, 343, ©. 1874, 
2) Schlef. Privileg. Samml. Tit. II. No, 241. ©. 646, 
*) Ibidem No. 278. ©. 726. 
s Ibidem zit. II. No. 274 ©. 716. 
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barüber beſchwerten. Sie erhielten die Erlaubniß, zwei aus ihrem Mittel 
zu eewählen, die auf dad Eintringen der fremden Juden Acht haben foll- 
ten, woraus nachher dad Judenamt entflanden. 

Zu Anfang der Preuß. Reg. fonnte das Kommiſſariat und die nachher 
errichtete Kammer, nicht fogleich an die Einrichtung des Judenweſens dens 
ten und um wegen Nichterhebung ber ordentlichen Gefälle die K. Kaffe 
ſchadlos zu halten, wurte vor der Hand ein Paufh:Quantum von 
der gefammten Judenſchaft in Schlefien gefordert. Unterm 6. Mai 
1744 erfchien eine Deklaration: wie ed mit dem Zudenwefen in Breslau 
gehalten werden follte, und ben 15. Zuni 1747 eine Verordnung, daß die 
Sudengemeinden für die von ihren Glaubendgenoffen verübten Diebftähle 
einfteben follten, was aber durch eine Deklaration v. 13. Oktober 1777 ges 
mildert wurde. 

Die Einnahme der jüdifchen Gefälle geſchah zuerft durch die Accisämter. 
Unterm 26. Dec. 1748 wurde eine Inftruftion audgefertiget, auf welche 
Art die Kagegebühren von den fremden Juden erhoben werden follten, und 
nachdem wegen beſſerer Einrichtung der Tudenverfaflung verichiedene Bes 
ratbfchlagungen gehalten worden, ward endlich untiem 2: Dec. 1751 dad 
ASuden- Reglement publizirt 1), | 

Unterm 1. April 1755 endlich erfchien eine Snftruftion für fämmtliche 
Toleranzämter. | 

Die Juden in Schlefien bildeten bis 1812 vier Gemeinden; drei landen 
unter der Breslauſchen, und eine unter der Glogauſchen Kammer. 

Die drei erſtern waren: die zu Bredlau, bie zu Zül und die Landge⸗ 
meinde. Die letztere die zu Glogau. Jede hatte ihre befondere Einrich- 
tung und Verfaflung. Ä 


Die Breßlauer Gemeinde anlangend, wurden die früheren Verord⸗ 
nungen aufgehoben durch die unten folgende K.D. von 1790. Unter erfteren - 
zeichneten ſich als befonderd willkührlich aus, die bereits erwähnte königl. 
V. v. 15. Suni 1747, der zufolge die Sudengemeinde verbunden war, bei 
Diebftählen, die von ihren Olaubendgenoffen verübt wurden, für den Erfat 
derfelben zu flehen, was man faktiſch wegen der um des Handeld nothwen⸗ 
dig zu duldenden fremden Juden willen nicht ordentlich durchführte; fo wie 
ferner die K. D. v. 6. Mai 1784, die aber nie zur Publikation gekommen, 
nach welcher bei Konkurfen die Aelteften der Sudenfchaft in Anfpruch ges 
nommen werden follten. 

Die Suden formirten eine Gemeinde und wählten ſich alle3 Jahre Aelteften, 
welche von der Kammer beftätiget wurden. Diefe Aelteflen verwalteten die 
Gemein: Kaffe, gaben auf die Juden-Berfaffung Acht, machten im Wege der 
Güte Meine Streitigkeiten ab, hatten die Aufficht über die gottesdienftlichen 
Schulen, und unter ihnen fland dad Lazareth, dad Begräbniß und daß jüs 
difche Almofenamt, welche ihre befondern Vorſteher hatten. 


1) Reglement, wie ed mit dem Zoleranzwefen in Anfehung der Juden und der von 
benfelben an die K. Kaffen abzugebenden Schußgelder und andern Gebühren im 
Erzherzogthum Schlefien, excl. der beiden Städte Breslau und Glogau, ges 
halten werben fol, v. 2. Dec. 1751. Demfelben ift beigefügt: eine Anke, 
für die Judentoleranzämter. Kür Breslau galt eine befondere „Deklaration, 
welcergeftalt das in der Hauptitadt Breslau uͤberhand genommene unnüge Ju⸗ 
denvolf, a dato publicationis, binnen 2 Mon. gedachte Stadt räumen, einige 
zum Münzwefen nöthige wohlberüchtigte jüdifche Familien aber geduldet, und 
benfelben mit einigen wenigen Speciebus von Waaren der Handel al grosso, 
teineswegs aber mit offenen Läben, verftattet werden ſoll, v. 6. Mi TER! 
S. unten. 

W 
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Benennung es wolle, die zu denen 160 Familien nicht gehören, anlangenz fo ſollen fie, 
da ſie einmal ſchon dorten ſind, viele auch ein hohes Alter erreicht haben und nicht 
wiſſen wuͤrden, wohin ſie ſich begeben ſollten, gegen Erlegung einer jaͤhrlichen Abgabe 
Zeitlebens daſelbſt geduldet werden; welches auch mit ihren Wittwen eben fo zu halten 
iſt. Die Kinder dieſer zu duldenden Juden aber ſollen ſich, ſobald als ſie herangewach⸗ 
fen, wozu das Alter von 15 bie 16 Jahren hierdurch feſtgeſetzt wird: von Breslau weg⸗ 
begeben, weil fie auf die Duldung ihrer bafelbft blos eingefchlihenen Eltern keinen ges 
ründeten Anſpruch machen können, wobei zugleich feftgejegt wird, baß keinem fremden 
Fuden unter teinerlei Borwanb bie fogenannte Fix-Entree weiter akkordirt werden fol. 
8. 8. Dienftboten und wirkliches Gefinde, fo in Lohn und Brod fteht, fol einent jes 
den der GeneralsBeivilegirten und der 160 Stamm:Familien nad) ihrem wirklichen 
häuslichen Bedarf nachgegeben werben. Keins diefer Dienftboten aber gewinnt dadurch 
ein Recht, fi) ald Schutz-Jude anfegen zu koͤnnen; es ſei denn, baß ein bergleichen Ge⸗ 
finde durch lange Jahre redlich und ehrlich gedienet, zu einigem Vermögen gefommen 
und willend wäre, eine ſolche Perfon zu ehelichen, welche ihrer Seits ein Anſetzungs⸗ 
Recht zu genießen hats in welchem Falle nacdhgegeben werden folle, daß auch ein Dienft- 
bote Schutz⸗ Jude werben kann. Zu biefen Dienftboten müſſen nur einlänbifche Juden 
und Südinnen angenommen, und bie jebesmalige Veränderung dem ZubensAmte und 
Aelteften angezeigt werben. Alles fogenannte Famulitium, wo ein General ober ande: 
zer Privilegirter Juden in Schug genommen, fie für Dienftboten ausgegeben, ihnen 
verftattet, einen eignen Handel zu treiben, und Abgaben von ihnen geforhert, wird hier⸗ 
mit und bei Strafe von zwanzig Dulaten für jeden unaͤchten Famulum ausdrücklich 
verboten; wovon die Hälfte dem Denunzianten, die andere Hälfte zu gleichen Theilen 
der Schleftfihen Haupt: Armenhaus⸗ und Züdifchen Lazareth: Kaffe zugebilligt werben foll. 
. 9. An GemeinsBedienten. werden, außer dem Aelteften und ihrem Syndico, noch 
3 Hochzeitbitter, 2 Gemeinboten, 2 Aufpaffer, 1 Wirthichafterz bei der Tauche 2 weibs 
liche Gebülfinnen, 2 Hebammen, 6 Wärterinnen; bei dem Lazareth, außer den Vorſte⸗ 
bern, 1 Wirtbfchafter, 20 Krantenwärter und Wärterinnen, 1 Auffeher bei dem Bes 
gräbniß und 4 Zodtengräbers bei ber Fleiſcherei, wenn die Judenſchaft ſelbſt ſchlachtet, 
einen Kleifcher und bie nörhigen Aushauerz fonft aber, wenn fie vermiethet ift, 1 Diftri- 
buteur, 1 Kontrolleur, 2 Schächter, 2 Ausäderer, 2 Lehriungen, akkordirt. Die Zahl 
der Rabbinen und Schulbedienten zc. richtet fich nach dem jebesmaligen Bedarf, Anzahl 
der Schulen und ihrer Verfaſſung. Zu diefen Gemeinbebienten müffen fo viel als möge 
lid, Einländer und geborne Breslauer angenommen werben. 


Bweiten®: 
Bon ihrer moralifhen und bürgerlichen Verfaſſung. 

6. 10. Die Juden in Bredlau bleiben, fo wie jeder andre Einwohner, der Gerichts⸗ 
barkeit des Magiftrats unterworfen, und werben bei Erbefällen nach den bafigen Star 
tuten, Gewohnheits⸗Rechten 2c. wie jeder bürgerliche Einwohner behandelt, die Ehe⸗ 
fheidungen allein ausgenommen, welche nach den jübifchen Gefegen beurtheilt, die wirk⸗ 
cn © eibung aber den Rabbinen und Xelteften zur Beobachtung des Ritualis über 

en werben. 


8.11. Jeder in Breslau geduldete Zube muß In Zeit von 4 Wochen ſich einen Zunas 
men wählen und biefen Zunamen auf feine Kinder, wie bei den Ehriften, fortführen. 

$. 12. Sind alle Handlungsbuͤcher kaufmaͤnniſche Rechnungen, die Gemeins und 
Amofen:Bäder mit deutfcher Schrift zu fertigen, und muß vom Zahre 1791 an kein 
Hebräifches weiter gebuldet werben. 

$. 13. Iſt ſchlechterdings nothwendig, daß in Breslau eine orbentliche, aus einigen 
Klaffen beftehende Unterrichtöfchule eingerichtet werde; bei diefer Schule find vernünfs 
tige Lehrer anzuftellen, die außer den Religionsgebräuchen den Kindern vorzüglich reine 
Moral, Menſchenliebe und Untertbanen= Pflichten lehren, im Schreiben, Rechnen, 
Sprachen, Seographie, Geſchichte, Naturwiſſenſchaft 2c. Unterricht geben. Die Aus⸗ 
führung diefer Sache kann keine große Schwierigkeit haben, da die Zudenfchaft ein eis 
genes Gemeinhaus befigt, und es an Platz dazu nicht fehlet. Die Unterhaltung ber 
Lehrer muß aus der Gemein⸗Kaſſe und durch zu entrichtendes Schulgeld gefchehen. Wir 
überlaffen der VBreslaufchen Kriegs: und Domainen= Kammer die weitere Verfügung 
und Anorbnung in diefer Sache, welche vorzüglich darauf zu ſehen bat, daß bei diefer 
Anftalt brauchbare Lehrer angeftellt werden, welche im Stande find, die kuͤnftige Gene 
ration zu näglichen Bürgern bes Staats zu bilden. 

6. 14. Geben wir der Zubenfchaft die Erlaubniß, die vielen zum Gottesbienft bes 
flimmten Schulen völlig aufzuheben, und dagegen ein einziges zum öffentlichen Gottes⸗ 
bienft beftimmtes Haus ober Schule zu erbauen ober einzurichten; damit die Judenſchaft 
nicht nöthig hat, ihren Gottesdienft zerftreut und in Winkeln, fondern öffentlich und 

gemeinfhaftlic zu halten, | 
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$.15. Diefen 160 Schutz⸗Juden fol das Recht zuftehen, ihre Söhne ſtudiren zu 
laſſen, allerlei mechaniſche Künfte zu treiben, zu mäcdeln, mit einländifchen Fabriquens. 
Waaren, Juwelen, Gold, Silber, alten Kleidern, Pferden, und überhaupt mit allem 
bem zu handeln, was entweder ben Juden zu führen nicht generaliter verboten ift, als 
einlaͤndiſche Wolle, Garn, Flachs, Roͤthe, ober womit der Handel einer Innung per 
Privilegiam speciale, ausfchließungsweife verliehen worden, als Tuch ꝛc. Es foll 
ben Zuden ferner freiftehn, als Zagelöhner zu arbeiten, und wird hiermit ausdrücklich 
feftgefeat: daß niemanb ihnen deshalb ein Hinderniß in ben Weg legen foll. Uebrigens 
wird ed Uns zum gnädigften Woblgefallen gereichen, wenn die hriftlichen Handwerker 
freiwillig Juben:Zungen in die Lehre, und in der Folge in ihre Innung nehmen. 

$. 16. Die bisherigen Privilegirten, obngeachtet fie in Abficht ihrer Familien unter 
die 160 Stamm⸗Nummern gehören, werden bei ihren durch ihr Privilegium erlangten 
befondern Gerechtfamen und Borzügen gelaffen, und, fo lange fie leben, dabei gefchüßet. 

Die Schammefen, Viehhändler, Mäkler und alte Kleiderhändler, Gemeinbebiente ıc. 
und überhaupt alle, bie ein beftimmtes Gefchäft haben, bleiben bei ihrem bisherigen 
Gewerbe, unb wenn welche abgehn, follen die neuen Subjekte von benjenigen in Vor⸗ 
ſchlag gebracht werden, die ſolches am beften beurtheilen koͤnnen und dabei intereffirt 
find; 3. B. die Specereis und Waaren⸗Maͤkler mit Beiflimmung ber Kaufmannfcaft, 
die Viehmaͤkler nach Vorfchrift der Viehmaͤkler⸗Inſtruktion 2c.: die Entfcheidung in 
zweifelhaften Fällen und die Approbation bleibt Unfrer Breslaufchen Kriegess und Do: 
mainen-Kammer überlaffen. Diefe und alle andre zu einem befonbern Gewerbe ange: 
wiefene Juden müffen dabei bleiben und fich mit einem andern Handel befaffen. 

Die übrigen Schut⸗-Juden wählen fih, wie ad $. 15 bereits erwähnt ift, ein jeder in 
Abſicht feines Vermögens und Fähigkeit ein Gefchäfte, welches ex treiben will, Eben’ 
biefe Kreiheit haben auch die Schammefe, Mäller ꝛc., wenn fie ihr Gefchäfte aufgeben 
wollen. Indeſſen bleibt jeder verbunden, wenn er etwas neues anfangen will, ſolches 
bem Juden⸗Amte und den Xelteften angupeigen. " 

rittens: 
Bon den öffentlichen Abgaben. 

$. 17. Die Abgaben ber Juden betr.5 fo müffen ſolche zu Unfrer Domainen-Kaffe für 
die Srlaubniß, ihre eigene Fleiſcherei zu treiben, Ein Hundert Dukaten jährlich entrich⸗ 
ten: dann wirb nad einer im Kebr. jeben Jahres vorzunehmenden Klaffifitation, von 
Jedem eine feinem Gewerbe und Vermögen angemefiene Abgabe in Golde entrichtet. 
Diefe Klaffifitation gefchieht vom Iudenamte, mit Zugiehung ber Xelteften, und wirb 
von Unfrer Breslaufhen 2c. Kammer revibirt, und nad Beſchaffenheit ber Umftände 
abgeändert oder approbirt. Zu dieſer Klaſſifikation werden alle dort wirklich gedulde⸗ 
ten Juden, exclusive der Generals Brivilegirten, in fofern fie nad) ihrem Privitegio 
einen Kanon zu geben verbunden find, gezogen, keinesweges aber die fremden, bes 
Handels oder fonft andrer Gefchäfte wegen ſich aufhaltenden Juden, mit welchen es nad) 
den bisherigen Vorfchriften zu halten ift, und von ihnen die gewöhnlichen Entree:@elber, 
Schlafkreuzer 2c. nad) den verfchiebenen Umftänden erhoben, und zur Subenamts:Kaffe 
berechnet werden follen. Was bie in Breslau ſich aufhaltenden polniſchen Graͤnz⸗Juden 
betrifft: So ſoll von ihnen, da ſie nicht den Brodyer und andern polniſchen Handels⸗ 
Juden gleich zu achten, welche ferner von allen Abgaben frei bleiben, ein von der Bres⸗ 
lauſchen ꝛc. Kammer zu beſtimmendes Entree⸗Geld gegeben werden; es ſollen aber dieſe 
Juden nicht berechtigt ſein, ihre Weiber und Kinder nach Breslau zu ziehen, und nicht 
anders, ale in jüdifchen Herbergen, auch auf einmal nicht länger als 4 Wochen zu 

eiben. 

8.18. Die Paraphens Gelder müffen nach Vorſchrift Unfers Stempel: Ed. und ber 
jährlich aufzunehmenden Klaffifilation erlegt und bezahlt werben. . 

$. 19. Der Servis foll ferner mit einem Pauſch⸗Quanto zur Breslauſchen Servis⸗ 
Kommiſſion bezahlt, diefer Servis aber mit dem zur Gemeinkaſſe fließenden Ueberſchuß⸗ 
Quanto im Monat März von ben Aelteften und breien Gliebern ber Gemeinde repartirt 
und zur Approbation ber ıc. Kammer eingereicht, und nad) foldher Anlage monatlich 


aufgebracht werben. 
Biertens: 


Bon’ ber Gemein : Verfaflung. 

8. 20. Die Seneral:Privilegirten und bie 160 für Breslau beflimmten Schug-Zuden 
machen bie daſige Zudengemeinde aus; dieſe haben die Erlaubniß, ſich aus ihrem Mittel 
einen Obers und zwei Xelteften zu wählen, ſolche werden befundenen Umftänben nad) von 
Unferer 2c, Kammer angeftellt und vereibet, denen ein beftändiger Syndicus zugefellt 
werben fol, welcher die Bücher und Protokolle führt. Kerner können fie fünf Perfos 
nen aus den übrigen Gliedern beftimmen, die den Ausfhuß der Gemeinde ausmachen, _ 
und bei wichtigen Dingen von den Aelteften zugezogen werben müflen, welchen lehtern 
eigentlich die Pflicht obliegt, dad Beſte des Gemeinde zu heinegen, un au W m 
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haben, was zu ihrem Schaden gereichet. Dieſe Aelteſten bleiben drei, oder laͤngſtens 
funf Jahre, dann aber wird eine andre Waht vorgenommen; Sie beſorgen bie innern 
Angelegenheiten dev Gemeinde, verwalten die Gemein⸗Kaſſe, und beobachten die Pflich⸗ 
ten nach ihrer beſonders norgefchriebenen Inftruftions damit aber bei ihren Geſchaͤften 
defto größere Unparteilichkeit obwalte: So fol ein chriſtlicher Kommiſſarius angeftellt 
werben, welcher ben Seffionen beimohnt, und unter deflen Direktion die innern Gemeins 
Angelegenheiten betrieben werben. Vorzüglich ift dahin zu ſehen, 

$. 21. daß kein nad) Breslau nicht gehoͤrigec Jude fich dahin einfchleiche und Verkehr 
treibe, worauf vorzuͤglich die Thorfteher, Schreiber und Accife-Officianten Acht haben, 
und feinen fremden Bettels ober nicht nach Breslau gehörigen Zuben, obne hinlängliche 
Legitimation, Toleranz⸗Zettel, oder Reilepaß in bie Thore einlaffen müflen. Sollte 
aber doch der Ball eintreten, und ein nad) Breslau nicht gehoriger und verbächtiger Zube 
fi in die Stadt fehleihen: So ift durch die Tuden-Aufvaffer ıc. genau zu vigiliren, 
und wenn der fremde nicht zu duldende, oder fonft verbächtige einheimifche Jude, auf 
die Borftellung der Aelteften, die Stadt nicht verläßt: fo muß davon dem Judenamte 
Anzeige aefchehen, welches entweber diefen Tuben zur Stadt hinaus bringen, ober wenn 
dabei noch befondere, oder wohl gar der Efpioncrie verbächtige Umftände obwalten, ber 
2c. Kammer zur weitern Berfügung das Erforderliche fofort vorſtellen muß. 


5.22. Daß bie Armenanftalten gehörig abminiftrirt werden; zu dem Ende müffen 
Armenvorfteher gewählt werden, denen bie Almofen=Kafle anzuvertrauen ift, biefe aber 
müffen, ohne ausdruͤckliche Affignation der Aelteften, weiche vom chriſtlichen Sommiflario 
mit zu unterzeichnen ift, Riemanden Almofen reihen, und wenn die Borfteher in Er- 
fahrung ‚bringen, daß einer oder mehrere von denjenigen Perfonen, fo Almoſen erhalten, 
dergleichen nicht mehr beduͤrftig find, ober fterben: fo müſſen fie folches fofort gehörig 
anzeigen, damit andere Arme bie erlevigten Unterhaltungsgelber empfangen fönnen. 
Ueber die eingenommenen und außgegebenen Gelder müffen die Almoſen-Vorſteher jährs 
lich eine Rechnung ablegen, und wenn ſolche gehörig durchgegangen, und ihre Richtigkeit 
aan worden, ift fie dem Ausfchuß der Gemeinde vorzulegen, und die Vorfteher zu 

echargiren. 

5. 23. Das Lazareti und Begräbniß betr., fo kann dieſes fuͤglich als eine zwiefache 
Verwaltung angefehen werden. Einmal iſt es eine Stiftung der fogenannten Brübers 
ſchaft, die wir in nichts beeinträchtigen, fondern fie bei ihrer urfprünglichen Verfaſſung 
um fo mehr Belaffen wollen, da fic die Wartung der Kranken zum Imed hat, und ihr 
Süiftungötrief nichte Schlimmes enthält. Dann ift die Lazareth» und Begräbniß: 
Kaflen-Abminiftration, welche die durch bie Brüderfchaft aufzubringenden Begräbnißs 
gelber, freiwillige Kollekten und Begräbnißkoften der nicht incorporirten, desgleichen 
einen Zufhuß aus der Gemeinde erhält. Diefe doppelte Verwaltung kann fernerhin 
verbunden bleiben, und fie durch vier Borfteher und vier Beifiser beforgt werben, beren 
Wahl alle drei Jahre zwar nach dem Stiftungsbriefe geſchehen kann; da aber die fammts 
liche Gemeinde, unb alfo auch diejenigen, bie nicht eigentlich zur Brüderſchaft gehören, 
anſehnliche Zuſchuͤſſe zu diefem Inftitut geben müffen: fo ift nothwendig, daß zu ben 
vier Vorſtehern zwei Mitglieder aus der ubrigen Gemeinde gewählt werben, welche zwar 
bei den Brüberfchaftsfachen keine Stimme haben und fidy in nichts meliren, fondern fol 
ches den zwei Brüberfhaftsvorftehern und Beiſitzern allein überlaffen follen; bei bem 
eigentlichen Lazareth- und Begräbnigmefen aber mit zur Verwaltung zugezogen werben 
müflen. Die Beſtimmung der Zaren bei den Begräbnißkoften ver nicht in der Brüber- 
ſchaft befindlichen Juden muß nicht einfeitig, fondern mit Zuziehung der Xelteften aus⸗ 

emittelt, und vorzüglid) auf das Vermögen der Verftorbenen, ob Kinder oder weit ent 
Fernte Erben ıc. vörbanben, Nückficht genommen werden. 

Diefe Vorfteher müffen eine jährliche Rechnung legen, weldye vom dhriftlichen Kom: 
miſſario durchgegangen, von den Xelteften geprüft, und dem Ausfchuß der Gemeinde 
vorgewiefen werden fol. Bei dieſer Revijion ift vorzüglich darauf zu fehen, daß un⸗ 
nüße Ausgaben vermieden, und bie Gemeinde nicht mit zu großen Zufchüffen belaftet, 
auf der andern Seite audy dem Huͤlfsdeduͤrftigen nichts entzogen werde. 

$. 24. Da die Gemeinde, außer dem oben bemerkten Kanon, den jeder einzeln zahlet, 
noch anfehnliche Ausgaben zu beftreiten hat, als die Silberlieferung, Salaria, Interef- 
fen, Armengelber zc., und ihr vorzüglicher Fond aus den Abgaben auf das Fleifch und 
Kebervich beftanden, biefe Abgabe ben Armen und denjenigen vorzüglich getroffen, der 
eine zahlreiche Kamilie hat, und ſich den jüdiſchen Gefegen genau unterwerfen, ben 
Reichen bei einer weniger zahlreichen Samilie wenig getroffen hat, aber auch nicht zu 
läugnen ift, daß zu ben Gemeinlaften ber Fremde mit beiträgt: fo Haben wir ſowohl 
der Armuth, als auch ber jüdiſchen Gemeinkaſſe zum Beften, folgendes hiermit vor der 

and seftzufegen für gut befunden: daß die bisherige Abgabe, welche vom Pfunde 
leiſch einen Egl. betragen, auf bie ‚Hälfte Herabgefegt, und nur mit ſechs Denar ke: 


Stäntätehhli. Brthättn. d. J. in den alten Provinzen. 231 


zahlt werden ſoll. Da uber dit Gemeintaſſe den dadurch entſtehenden Ausfall nicht za 
tragen vermag: &o foll diefer und alle fehlende Bebürfniffe inclusive bes Dftermehls, 
durch eine auf bie fammtlichen Mitglieder ber Gemeinde, wozu auch bie General-Pris 
vilegirten gehören, auszufchreikende Abgabe aufgebracht werben. Diefe Abgabe wird 
nad) dem Sermdgen und Verkehr eines jeden entrichtet, und ſoll die Yusmittelung buch 
bie brei Xelteften und ſechs von der Gemeinde gewählten Schaͤter, und zwar allemal 
von breien befonders geſchehen, vom chriſtlichen Kommiſſario die Fraktion herausgezor 
gen, und wenn ber Unterfchieb biefer brei Taxen zu groß ift, durch Bereinigung ber drei 
Parteien bas wahre verhättnigmäßige Quantum beftimme werden. Diefe Shätunge: 
Repkrtition wirb Unferer 2. Kammer eingereicht, und biefelbe nach Befinden der Ums 
fände approbirt. 

H %5. Die Repartition bes Betrags für Oſtermehl fällt auf den Grund. des vorher⸗ 

jehenden $. 24 weg, zur Wertheilung bes Oftermehls felbft aber find bie Almofenvore 
jeher zuzugiehen, weil diefe vorzüglich die Armen in der Gemeinde kennen müffen, 

» 2. Ueber diefe zu erhebenden und auszuzahtenden Gemeingelder mie bie Vor⸗ 
fteher jährlich eine Rechnung durch ben Sondikum fertigen Iaffenz diefe wirb bem chriſt⸗ 
üchen Kommiflario übergeben, der fie nach Pflicht und Gewiſſen renibirt, folche alsdenn, 
tzebſt dem barüber aufgenommenen Protokoll, einem Ausſchuß ber Gemeinde, ber wenig ⸗ 
fiens aus fünf ehrlichen und einfihtsvollen Männern beitehen muß, vorlegt, und wenn 
diefe mit der Rechnung zufrieden, und fle für richtig annehmen, dann find die Xelteiten 
darüber zu quitticenz im Ball aber beshalh Streitigkeiten entftehen: &o muß Unfere 
Breelauſche Kriegs: nnd DomainensRammer den Fall entfchelden. 

5.27. Der chriſtliche Kommiſſarius ift verbunden, jährlich eine Anzeige an bie Breds 
laufche Kriegs» und Domainendammer vom Zuftande ber Gemeine und der Sud 
ndngslegung zu machen, welcher mit barauf jehen muß, daß bie Schulden ber Gemeint 
nad) und nad) getigt, umd die Abgaben vermindert werben. . 

Schluͤßlich befehlen wir unfeım in Schleſien dirigirenden Miniftre, Unfrer Brestims 
ſchen Krieges» und Domainen:Rammer, und allen denen, die dieſes Geſet angehet, über 
Unferer Willend-Meinung feft zu halten, e8 gehörig zu publigiren, und nicht zu verflats 
ten, daß bavon abgegangen werde. OFEN J 

Gegeben Potsdam ben 21. Mai 1790. Friedrich Wilhelm. 

(8) Graf von Hoym. 


IL 
Die Zülger Gemeinde. 


urde, 
ald Kaifer Rudolph 1606 diefe Hettfthaft ben disherigen Vfandinhabern 
verkaufte, denfelben auch die Zülger Judengemeinde mit überlaffen. 

Kaifer Ferdinand II. beghabigte ih den Jahren 1627 und 1698 ſowohl 
bie Prager als ſchleſiſchen Tuben dahin: dag fie alle öffentliche fchlefifche 
Jahr⸗ und Wocenmärkte, gr andern chriftlichen Kaufleuten, —9 befus 
hen, und bafelbft su handeln die Erlaubniß haben, auch in den viesfäli- 
gen Abgaben den Chriften gleich gefhägt votrden follten. Die Zuitzer Ju: 
denfchaft wirkte ſich unterm 17. Juli 1699 ein auf fle alkin gerichtetes 
Privileglum aus, welches mit jenem übereinſtimmt. 

Die Juden vermehrten ſich in Zülg fehr bald, da die Grundherrſchaft 
alle fremde antommende Juden aufnahm. Died führte nach der Befttz⸗ 
nehmung von Schlefien zu einem Prozeſſe mit tem K. Fikys, weicher 
nach vielen Jahren zum des Dominii dahin entfchleden wurde: 

„Daß, da dem Grundherrn von Zülg die Toleranz der Juden bafelpft 
Rd derfelbe auch von ihnen Schutzgelden zc. zu nehmen bereh« 
iget ſei.“ 


Die Juden daſelbſt hatten ihr eigeneß Geriäht, aus Nabbinern, Fechts · 
gelehrten und Aelteſten, Die in Eher Exbfchafte: und Perſonal ⸗Schuldfachen 
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Recht fprachen, und von beren Spruch an dad Dominium appellist, an das 
Dberamt zu Brieg aber revidirt wurde, 

Die Kelteften wurden von der Gemeinde, fo wie bie fogenannten funfs 
zehn Mann, die den Ausſchuß der Gemeinde vorftellen, gewählt, und erflere 
vom Dominio fowohl beflätiget, als vereidet. 

Die Gewalt der Aelteften beſtand außer diefer Jurisdiktion, darin: daß 
fie die Gemeinbedienten, ald Schammeffe, Kaffirer, Fleifcher ıc. eins und 
abfegen konnten, die Aufficht auf Religion und Polizei batten, und dafür 
forgten, daß die Abgaben richtig aufgebracht, und die nöthigen Ausgaben 
ordentlich beftritten wurden. Auch mußten fie dad Geburtsbuch der dorti⸗ 
gen Juden führen. 

Die Zudengemeinde hatte ihre Gemeinkaſſe, woraus fie ale Onera be 
zahlte. Sie gaben einen feflgefegten Kanon zur K. Domainen: Kaffe, 
ferner die Silberlieferungdzufhuß: Gelder, mußten dem Dominto anfehns 
liche Abgaben, dem Biſchof zu Breslau, der katholiſchen Geiftlichkeit zu 
Zültz, und der Kämmerei zu Oppeln Zinfen entrichten. Diele Gelber 
brachten fie theild nach den jährlich auf ihr Vermögen gemachten Schaguns 
gen, theild durch Auflagen aufs Fleifh, auf die Tauche zc. zufammen, 
wozu auch die befländig außerhalb Zülg, aber von Zültz gebürtigen, ober 
von daher abflammenden Juden: beitragen mußten, weil fie mit den wirk⸗ 
len Zülger Juden in Anfehung des Heirathens ꝛc. gleiche Rechte ges 
noffen. , 


ID. 
Die Berfaflung der Stadt: und Land» Juden in Schlefien war fols 


gende: 

Diefelben ftanden unter den Toleranzämtern, deren es im Breslauſchen 
Departement ein und zwanzig, im Glogaufchen aber keine gab, weil die 
wenigen in einigen Städten dafelbft wohnenden Juden nach Glogau ges 
hörten. | | 

Die Toleranzämter im Bredlaufchen waren folgende: 


a) In Oberfchlefien. 


1) Zu Beuthen: für die Juden im Beuthenfchen Kreis. 
2) Zu Sofel: für die im Eofelfhen Kreis, 
3) Zu Falkenberg: für die im Falkenbergſchen Kreis. 
4) Zu Gleiwitz: für die im Toſt- und Gr. Strehlitzſchen Kreis, 
5) Zu Leobfhüß: für die im Leobfchüger Kreis. 
6) Zu Lublinig: für die im Lubliniget Kreis. 
7) Zu Nikolai: für Die im Pleßenſchen Kreis. 
8) Zu Oppeln: für die im Oppelnfchen Kreis. 
9) Zu Ratibor: für die im Ratiborfchen Kreiß. 
10) Zu Rofenberg: für die im Rofenbergichen Kreis. 
11) Zu Zülß: für die im Neuflädtfchen Kreis. 
Ä b) In Niederfchlefien. 
1) Zu Auras: für die in Auras und Dyphrenfurth. 
2) Zu Bernfladt: für einen Theil des Delönifchen Kreiſes. 
3) Zu Zig für die im Brieg⸗ und Ohlauſchen Kreis. 
3 zu aba für die im Greugburgfchen Kreiß. 
6) Zu FZeftenberg: für einen Theil des Wartenbergifchen Streifes, beſon⸗ 
ders die in der Herrſchaft Goſchütz. Ä 
7) Bu Hundsfeld: für die in Hundsfeld und einigen Dörfern. 
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8) Zu Namslau: für die im Namdlaufchen Kreife 
9) Zu Deld: für die im Oels⸗Trebnitzer Sreife. | 
10) Zu Wartenberg: für die im übrigen Wartenbergfchen Kreiſe, 
ſowohl in Städten ale Dörfern, wohnenden Juden. 

Die Juden, welcher folchergeftalt in Städten oder Dörfern (Breslau, 
Zülg und Glogau ausgenommen) wohnten, waren entweder Stamm: und 
GewerbesSuden, oder Famuliz: Perfonen. Die erſtern mußten died Bene⸗ 
fijium erwerben, und dafür 5 Rthlr. oder auch Darüber, nach Befchaffen: 
heit ihres Gewerbes, zur Haupt: Manufaktur Kaffe 7) bezahlen. | 
5 hun ein dergleichen Stamm: oder Gewerbes Sude werden wollte, mußte 

arthun: 
„Daß er der Sohn eined bereitd toleritten einlänbifchen Stamm» 
Judens fei.” | 

Oder wenn ed ein fremder, worunter auch die von Zültz zu rechnen, weil 

das dafige Dominium auch fremde Juden aufnehmen konnte, bemeifen: 
Daß er 1000 Dukaten eigenes Bermögen mit ind Land gebracht. 2) 

Doch durfte ein folcher ausländifcher tolerirter Jude feine verheiratheten 
Kinder nicht mit ind Land bringen ®), auch erlangte ein fremder Jude nicht 
daß Recht eined Stamm⸗Judens, wenn er die Tochter eined einländifchen 
tolerirten Stamm⸗Judens heirathetes), fondern ein foldyer mußte vielmehr 
nach 6 Wochen das Land räumen. 

Jeder Stamm⸗Jude konnte ſich einige Famuliz⸗Perſonen halten: dies 
mußten Einländer fein, ausgenommen die Präceptored, wozu auch unver 
heirathete Ausländer genommen werden konnten. 

Die ano Juden hatten bad Vorrecht, ein eigenes Gewerbe treiben 
zu dürfen. — 

Die Oberfchlefifchen Juden hatten die Erlaubniß, in Oberſchleſien, mit 
Einſchluß des Falkenbergfchen Kreifes, mit ihren Waaren haufiren zu gehen, 
jedoch ohne die Städte Neufladt, Keobichüß, Ratibor, Kofel, Oppeln und 
Neiße zu berühren, in welchen Städten dad Haufiten bei Konfiskation 
ihrer Waaren verboten war. 

Wegen des Haufisend waren die ſpeziellſten Vorfchriften in den V. v. 
22. Mär; 1756 und 8. April 1771 gegeben, ſowohl in polizeilicher Hins 
ficht, als befonderd rädfichtlich der Waaren, mit welchen nur haufirt wers 
den durfte. Sie durften keine Waaren aus fremden Landen verfchreiben, 
fondern mußten folche von Breslau nehmen und in Bredlau oder Neuftadt 
auch ftempeln oder fiegeln laffen. | J 

Die ſämmtlichen Stamm⸗Juden hatten die Erlaubniß, Bier⸗ und Brannt⸗ 
wein⸗Urbars, Fleiſchereien, Bäckereien, Meth⸗, Bier: und Branntwein- 
ſchank auf den Dörfern zu pachten, ober zu verwalten, auch Pottaſchſiede⸗ 
reien in Pacht zu nehmen 5); im Jahr 1780 wurden ihnen zwar alle der 
gleichen Pachtungen verboten, allein 17876) wieder nachgegeben und was 
ven auch hierfür eine große Maffe von Förmlichfeiten und Abgaben vorges 
fchrieben in den V. v. 21. Zuni 1767, 20, Febr. und 24. April 1775 und 
28, April 1787. Ä 


— — 


1) Laut Verordnung v. 4. Dee. 1763. 

3 Desgl. v. 1. April 1755, 

s) Ebendafelbit, $. 11. 

*) Laut Inftr. v. 4. Okt. 1753 u. 22. Febr. 1778. 
5) Laut Ordre v. 13. Febr. 1769, 

0) Laut Ordre dv. 28. April 1787, 
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Sn ben Nieberfchlefifchen Kreiſen auf der beutfihen Oderfeite fanden 
diefe Verpachtungen nicht Statt. 

Bamuliz Perfonen waren diejenigen Juden, die zwar im Lande geboren, 
denen aber nicht verflattet, ein einened Gewerbe zu treiben, daher fie Denn 
mit Dienen ihren Unterhalt ermerben mußten. Sie waren den mannigfals 
tigften Einſchränkungen unterworfen. 

Was die Einfchränktungen der Juden im Allgemeinen betrifft, fo wars 


1) eine der vorzüglichfien: 
Daß kein Jude ohne Erlanbniß der königl. Kammer heirathen burfte, und 
nur die wenigften Erlaubniß dazu befamen. 
Schon unter öſterr. Reg. hatte man dies Mittel erfunden, ihre Wertirebs 
rung au verhindern; denn unterm 17. Oft. 1726 erging die Verordnung; 
„Daß nur ein einziger Sohn aus einer Familie ald ein einheimiſcher ans 
gefehen werden folle, und fich verheirathen könne.“ 
Den Töchtern aber erlaubte man zu heirathenz hatte ein Vater mehr am 
einen Sohn, fo mußten die Übrigen das Land räumen. 


MWährend der Königl. Preuß. Re wurden wegen des Heltathens der 
Juden die V. v. W. Sept, 1744, 19. Mär; 1746, 7. Dez. 1750, 2. M 
1751, 1. April 1755, 4. Dez. 1763, 20. Yug. 1773, 26. Rov. 1778, 
28. April 1787 erlafien. 

Nach dieſen Verordnungen konnte: 

a) tein Zube, der fich verheirathen wollte, ohne vosgezeigten Vrauſchein 
ded Königl. Kammer: Direktorii von einem Rabbiner getraut werden. 

b) Der Trauſchein für Den fich verheirathenden Juden mußte Durch Haa&%os 
leranz⸗ Amt, worunter der Jude wohnt, bei der Königl. Kammer nachgeſucht 
und zugleich angezeigt werden: ob der Water des Bräutigams und der 
Braut bereitä ein verebelichted Kind im Rande habe oder nicht, und ob dem 
Bräutigam oder der Braut, wenn fie außer Bandes heirathen, ein Heiratbäe: 
gut mitgegeben werde 1). 

ce) Den Töchtern war dad Heirathen, fie mochten ſchon verheigarhete Brij⸗ 
ber ober Schweſtern haben, nad) der V. v. 17. Dic. 1788 nachgegehen. 

d) Auch des zweite und dritte Sohn konnte unter folgenben Bedingun⸗ 

eu heirathen: 
3 1) menn er estweber eine Fabrike anlegte, oder 

2) eine wüſte Stelle in einer Oberfchlefiihen Stabt retablirte, oder: _ 

3) falls er auf dem Dorfe wohnte, 200 Thir., in der Stadt aber menig⸗ 

ſtens 500 Thlr. im Vermögen beſaß. 

e) Auch Wittwer und Wittwen, wenn fie fi zum zmeitenmal vepheizes 
then, mußten den gewöhnlichen Zraufchein heſorgen. Desgieichen 

f) fremde Juden, wenn fie ſich im Lande verheirathen. 

8) Die Trauungen von fremden Rabbinern waren unterſagt, ed durfte 
obne Conſens des Landrabbiners keine Trauumg vorgenommen werben, ber 
von jeder Heirath em Douceur von 3, 4, auch mehrern Thalern erhielt. 

h) Wenn Jemand wider dies Gefeh handelte, und fein Kind ohne Bra. 
fchein verheirarhet, fo mußten die Kammer:Gefälle davon doppelt bezahlt 
werden 2). 

i) Die Koften für einen Trauſchein befsugen gegen 30 Thlr. und floſſen 
zur Chargens, Stempel: und Manufactur: Kaffe. 





1) Laut V. v. 30. Nov. 1762, 
3) Laut 8, v. 19. Sept, 1744. 
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23) Eine andere Einfchränkung der Nuden war: 

Daß fie nicht überall geduldet werden. | 

AIm-Regleinent von 1751 6. 1 war feflgefeht: daß an den Orten in Nie 
derfchlefien, mo keine Juden ehehin geduldet worden, und in Oberfchlefien 
an den Driten, die ein Jus probibendi haben, auch ferner feine Juden anges 
nommen werten dürfen, und am 3. Oft. und 12.Nov. 1776 ward verords 
net, daß in ganz Niederfchlefien in den Städten und Dörfren auf der deut⸗ 
ſchen DOverfeite (die Städte Breslau, Brieg und Glogau außgenommenen) 
feine Juden ihren beftändinen Aufenthalt haben follen, bei Strafe von 100 
Reichöthalern, wovon der Dirigens die Hälfte bezahlen mußte. 

Wegen der Stadt Neiße, wo viel Juden wohnten, wurde unterm 8. Ott. 
1779 verordnet: 

a) daß die Juden ſämmtlich diefe Stadt verlaffen mußten. Nur den Ges 

neralprivilegirten war der Aufenthalt daſelbſt geftattet. 

b) Daß keiner fich zu Neiße jemals wieder anfäffig machen dürfe. 

c) Daß keinem Betteljuden der Eingang in den Thoren zu geftatten. 

d) Daß nur an Jahrmarktzeiten die Handeldjuden dort geduldet wers 

den follten. 

e) Daß dergleichen Handelsjuden ‚außer Jahrmarktzeit nur einen Tag 

in der Stadt bleiren und | 

f) Niemand fonft ald die Gaftwirthe die Juden beherbergen dürfe bei 

Strafe von WO Thir. 

Damit fich fein Jude ins Land fehleiche, fo follte, was Lie Dörfer betrifft, 
jedes Dominium oder Obrigkeit, wo ſich ein Jude einfindet, ſolches längs 
ftend binnen 14 Tagen dem Landrath bed Kreifed melden, Damit er, wann 
ed etwa ein fremder Jude oder in einem folchen Orte ſich nisberließe, wo 
feine Juden geduldet, den Fall fogleih der K. Kanne anzeigen könne. 
Wenn aber keines von beiden, und der Jude ein im Lande tolsrirter, der 
feine Zoleranz durch einen bei ſich habenden gedrudten Zettel, welchen er 
aufReifen immer mitfich führen mußte, erweilen konnte, ed auch an einem 
folhen Orte wäre, wo Juden wohnen, fo mußte der Kandrath den Namen 
bed Suden, ſeine Familie, fein Gewerbe, ben Ort woher er kam ıc. in die 
Juden:Zabelle aufzeichnen. Wenn dad Dominium dem Landrath keine An» 
zeige von ber Ankunft eined Juden gethan, fo follte das Dominium, wenn 
es ein fremder Zube, 20 Zhle., wenn ein einheimifcher, 10 Thlr. Strafe 
erlegen, und ed mußten die Dominia auch die Verſaͤumniß ihrer Wirth 
ſchafter und Berichte hierin vertreten, 

Ein Gleiches war von ben Magifträten der accisbaren Städte zu beobach⸗ 
ten, welche den Anzug eines Juden nach Werlauf von vierzehn Tagen der 
Kammer berichten mußten, widrigenfalld der Conſul dirigend und der Por 
IizeisBorgefegte in einer großen Stadt in eine Strafe von 10 Zhlm. vers 
fiel, in einer mittlern in fünf, in einer Heinen in zwei Thlr. 

Dir angiehende Jude war verbunden, fich vierzehn Tage nach feinem 
Anzuge behri Voleranzamt des Diſttikts zu melden, und fein Gewerbe ans 
zufägen, damit daB Zoleranzaimt die Abgaben ausrechnen, mb Bericht ab: 
falten konnte. Der Zube, der fich nicht meldete, follte, wenn er ein frem- 
der, ſogleich arretirt, nach den Umſtänden ſeines Vermögens für jeben 
Monat, den er fi) ohne Meldung aufaehalten, 5 bis 6 Thlr. Strafe erles 
gen, und alddann außer Landes geichafft werten. War s ein einlaͤndiſcher 
Sude, fo wurde er für jeden Monat mit 3 bis 5 Zul beftzaft, der jüdi⸗ 
ſche oder chriſtliche Wirth, der einen Juden verhablet und io. ut x 
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Obrigkeit anzeigt, für jeden Monat mit fünf Thle. an Gelbe, ober falls er 
unvermögend, am Leibe beſtraft. Won vielen Strafen befam die Ar 
ud Kaffe 4, der Denunziant 4, und der, welcher die Unterfuchung 
ehabt, 4. 

8 Ohne "erhebliche Urfache (ald eine wichtige Urfache wird nur Diebflahl 
und Betrug angefehen, Die auch durch Arretirung und Verhör bewiefen wer: 
den mußte) durfte Fein Stammjude während des Etats⸗Jahres feinen Famu⸗ 
lum entlaflen; au ein Stammjude felbft durfte während des Etats⸗Jah—⸗ 
red feinen Wohnort nicht verändern). 

Wenn ein Zube aus feinem Wohnorte reifete, mußte er feinen Toleranz⸗ 
zettel bei fich haben, oder wenn er feine Kinder verreifen ließ, mußte er fich 
vom Toleranzamt einen Reifepaß für folche geben laſſen; denn wenn ein 
Juden⸗Polizeibereiter oder Lanbdragoner einen Juden ohne Zettel oder Paß 
fand, ward er ald ein Ausländer angefehen, und durch den Schub über die 
Gränze gebracht. 

Nicht nur dab Vermögen der einheimifchen Juden, wenn folche außer 
Landes zogen, oder ihre Kinder, befonderd die Mädchen, außer Landes 
verheiratheten, war dem Abfchoß unterworfen, fondern auch die frem— 
den Juden, wenn fie ein Fahr ſechs Wochen im Lande ge 
wohnt und wieder abzogen, mußten von ihrem Vermögen 
den Abſchoß entridhten?). 

3) Die Juden durften ohne befondere Konzeffion weder neue Schulen 
noch Kirchhöfe anlegen. 

4) Zu den beflimmten Abgaben, alfo abgefehen von ben unbeftimmten 
wie Zraufcheine und dergl., gehörten folgende: 

1) Der Toleranz: Impoft, welcher für die Erlaubniß, daß ein Jude im 

Larıde wohnen durfte, gegeben ward. 

2) Die Perfonal Acciſe. 

3) Die Nahrungs-Steuer ward vom Gewerbe und den Nahrung treiben, 
den Juden auf den Dörfern und in unaccisbaren Städten entrichtet, 
weil die in acctöbaren Städten befindlichen Juden durch den Accis 
und Servis gleich andern Einwohnern getroffen wurden. 

Diefe drei Battungen von Abgaben waren unter dem Namen Ka: 
non bekannt, und floffen zur 8. DomainenKaſſe. 

4) Von jedem jährlichen Reichöthaler dieſes Kanond wurde noch 1 Ger. 
bezahlt, welcher für Anfertigung des Toleranz⸗Etats der Kammer: 
Kanzelei gebührte 2). j 

5) Der Silber-Licferungd: Beitrag war urfprünglich eine Abgabe. 

Als es in den Jahren 1748 und 1749 bei der K. Münze an Sil⸗ 
ber gebrach, wurde unterm 27. Mai 1749 feftgefebt; daß die ge 
fammte Judenſchaft in Schlesien eine Anzahl Mark altes Silber für 
einen annehmlichen Preis zur K. Münze liefern follte. Es wurde 
deshalb eine Vertheilung gemacht, wad die Juden zu Breslau, 
Slogau, Zülg und in der Provinz beitragen follten. Sm Jahr 1751 
wurde erlaubt, daß ftatt 1 Mark Silberd ein Reichöthaler an Gelbe 
gegeben werden konnte. Indeſſen flieg der Preid zum Einkauf, der 
Verkauf aber blieb, und die Juden verloren bei diefem Handel immer 
mehr. Nach erlangtem Frieden entichloß fich die gefammte Juden⸗ 


—_e— — 


1) 8, v. 20. Aug. 1776. 
2) 9,9. 18. Sept. 1768. 
ss 8. o. 14, Xpril 1749 und 2. Juni 1776, 
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ſchaft, einen Entrepreneur anzunehmen, und wurde mit ihm einig: 
daß er das ganze Silber abliefern follte, fie aber auf jede Mar, die 
fie zu liefern hatten, ein Thlr. und 20 Gyr. Zufchuß bezahlen wollten. 
Die Sitbers Lieferung betrug zuerft 1149 Mark, nach der V. v. 
9. April 1785 aber 768 Mark. 

6) Der Serois, welchen die Juden in den acciöbaren Städten gleich 
andern Einwohnern nach Beſchaffenheit ihres Gewerbes entrich 
ten mußten. 

7) Abgaben an die Grund⸗Obrigkeit, beſonders an die Kämmereien gleich 
andern Einwohnern, oder nach hergebrachter Gewohnheit an manchen 
Drten auch mehr. ' 

8) Semein-Abgaben. Diefe kamen nur zuweilen vor; worüber die Acl- 
teften Rechnung legen mußten. 


Die Abgabe des Toleranz⸗Impoſts wurde nach dem Vermögen und Ber 
ne Jeden gegeben, und beflanden hierüber fehr ausführliche Vor: 

ten. 

Der Perfonal:Kccife waren alle Juden und Züdinnen nebft fämmtlichen 
Kindern, die 15 Jahr und darüber alt find, unterworfen. 

Die zur Familie derer Stamm: Juden gehörige Perfonen, die dad Alter 
von ii Fahren erreicht, bezahlten fo wie KamuligPerfonen jährlich 2,3 und 

r. 

Die dritte zum eigentlichen Kanon gehörige Abgabe war die Nahrungs⸗ 
Steuer, und wurde von den Stamm: Juden des platten Landes entrichtet. 

Die Brau: Urbars: Pächter zahlten den dritten Theil ihre Toleranz⸗ 
Impoſts ald Nahrungdfteuer. 

Die Bäder jährlich 4 Rthlr. 

Die Shlähtr — 4 — 

Die Krämer — 3,4,5 bid 6 Rtihlr. 
Die Dorfläufer — 18 Ggr. 

Die Häuser — 14 Rthlr. 

Die Haudleute — 18 Ggr. 

Die aımen Stamm: Juden und ſämmtliche Famulizs Perfonen waren 
von diefer Abgabe frei. 

Deögleichen waren die Juden, welche in der Druderei zu Dyhren⸗ 
furth gebraucht wurden, von den befondern Abgaben frei; der Inhaber der 
| u udend aber gab unmittelbar einen Kanon an die K. Domainen⸗ 

e. 
Um dieſe Abgaben erheben zu konnen, waren die Toleranz⸗Aemter vers 
bunden, jährlich zu Anfang des Monat März die Juden zu ſchaͤtzen, und 
jeden Juden mit Befchreibung aller Umflände, feiner und feiner Kinder 
Alter in ein Protofol aufzunehmen. 

Die außländifchen Juden mußten für jeden Tag, den fie ſich im Lande 
aufbielten, 4 Kreuzer an die in jeder accifebaren Stadt befindlichen Tage⸗ 
Gebuͤhr⸗Rendanten bezahlen, worüber durch die D. v. 26. Dec. 1748 und 
v. 28. Febr. 1776 verordnet wurde, 
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IV. 
Die Glogauſche Gemeinde. 


Diefe Gemeinde ſtand unter dem daſigen Schloßamt. 
Ihre Verfoſſung wurde regulirt durch die K O. v. 25. Mat 1743. 
Wir Friedrich :c. 

Thun kund jedermänniglich, und fügen hiermit zu wiſſen; Nachbem Uns bip ge 
ſammte juͤdiſche Gemeinde Unſerer A. Stadt Greß-Glogau allerunterthaͤnigſt zuppli- 
eando angelanget, und gebeten, Lie ven denen glorwürdigſten Kaiſern und Königen in 
Böheimb, als Obriſten Herzegen in Schleſien Weiland Rudolpho IT. Datthia, Ferdi⸗ 
nand 14. und All, Leopolb L, Joſeph I. und Karl 41. denenfelben verlichene, amd kon⸗ 
ne Privilegien und Begnadigungen gleichfalls gnädigft zu renovizen, und zu be; 

ätigen, und dann nach allerunterthänigft eingekommenen Berichten bemelbete Zubens 
fhaft zu Bros: Glogau fothaner ihnen vorhin verliehenen Privilegien wirktich ſich zu 
erfreuen gehabt, felbige audy in Cuntribuendo das ihrige jedesmal gehörig beigetragen, 
und fonften ſich alfo verhalten, daß keine befondere gegründete und erwiefene Klagen 
wider fie vorgelommen; Als haben Wir in befagtet Supplikanten allerunthänigfte 
Bitte in Königlichen @naden auf nachſtehende Art und Weiſe gewilliget, und in ſoweit 
ihre alte Privilegia gnädigſt renoviret und beſtätiget. Wir thun auch das, renoviren, 
und beſtaͤtigen felbe hiermit wiſſentlich in Kraft dieſes Briefes als regierender founeräis 
ner Obriſter Herzog in Schleſien alſo und dergeſtalt: daß mehr gedachte Juden, naͤm⸗ 
lich des Benedikt Iſrael Juden zu Groß⸗Glogau, deſſen Weibes und ihrer zwei Schwe⸗ 
ſtern der Kaiſerin und Suſannd nachgelaſſenen Erben und Deſcendenten, ſo wie 
ſolche in einem uͤbergebenen Stammbaum dazu legitimirt haben, wie bishero alfo 
fordershin in erwähnter Unſerer K. Stadt Groß⸗Glogau wohnen, allda und ander: 
waͤrts im Lande hin und wieder nach denen bereits ergangenen, auch ſonſt etwa noch 
nöthigen Veranlaſſungen mit allerlei zuläffigen und unverdächtigen Raufmanns-Waaren, 
Ellens und Gewidtweis handeln, und mit ſolchem ihrem Gewerbe, gleich andern 
Kauf: und Handelsteuten, ihre Nahrung ungehindert fuchen Eönnen, und mögen. Sie 
ſollen audy auf den Zoll» Städten weber von Roß und Wagen noch ihren Perfonen zu: 
gethanen und allen ihren Waaren aller Orten zu Waſſer und Land Feine mehrere Zölle, 
ober andere dergieichen Gebühren als die Chriften abgeben und zu entrichten ſchuldig, 
wie ingleichen ſowohl fie als die Ihrigen, nebſt ihren habenden und von der alldafigen 
Stadt vermöge des den 27. Zanuar 1636 getroffenen Kontrakts und Darauf den anders 
ten Sept. 1637 geſchehenen Weberlafles derer erhandelten Häufer keiner andern als 
Unferer allbortigen Schloß und Landeshauptmannfdaftlichen Jurisdiktion, Botmäßig: 
keit und Protektion unterworfen fein, und verbleiben. Nur allein in Gelbs und ans 
dern Civil» und Criminal, wie auch in Wechſelſachen, follen diefelben bei unſerer 
Glogauſchen Oberamts-Regierung ihr Forum haben. 

Gerner verwilligen Wir gnädigft, und laffen ihnen zu, daß dieſe Judenſchaft jährs 
lich 300 Rindvieh, 300 Kälber und 300 Hammel zu ihren Teften, Hochzeiten und Bes 
fhneidungen, und zwar von erfterer Sorte jedes Quartal gleich viel, und von der let⸗ 
tern nach eigenem Gefallen zu ſchlachten, die gerathene Hinterviertel entweder auszus 
aͤdern, und nach ihren Gefegen eßbar zu machen, oder foldye nebft den ungerathenen 
nach eigenem Belieben an die Sarnifon und Arme zu verkaufen, das übrige aber, und 
was die Zuben außer bem akkordirten Quanto gebrauchen, müffen diefelbe aisdann nach 
Inhalt des Vergleiche v. 28. Mai 1740 von den Fleiſchern Laufen. 

Wir verftatten ihnen auch ihren Plag und Ort zu ihr und der Ihrigen Begraͤbniß 
gegen ber verakkordirten Berzinfung ber jährlichen 60 Reichsthaler zu 24 Ggr. gerechnet, 
welchem fie unſerm K. Amt Slogan jedesmal auf St, Michaelis Tag abzugeben haben, 
zu behalten und zu gebrauchen. 

Damit aber diefe Juden zum Schaden Unferer riftlichen Unterthanen ſich nicht weiter 
ausbreiten können, fo wollen und gebieten Wir, daß Unfere Glogaufche Kriegeös und 
DomainensKammer mehrere Familien, als bermalen in Glogau fein, nicht aufnehmen, 
denen Juden keine Häufer mehr in der Stadt ankaufen, wohl aber in ben nächfkgeleges 
nen Shriftenhäufern miethen laſſen ſollen; wenn aber ein Hauswirth erftirht, and die 
Judenſchaft darum gebührend anſuchet, Tann diefelbe einen Sohn aus dieſen obgebach⸗ 
ten Hauptftämmen an deſſen ftatt, nach Unterfuchung feines Lebens und Wandels, und 
wenn bejfelben Vater alles an Uns und die Gemeinde richtig allemal bezahlet hat, wie 
auch eine Tochter deffelben, wenn fie gleich einen auslaͤndiſchen Juden geheirathet, auf: 
nehmen, dod muß diefelbe Unferer Krieges: und Domainen-Kammer vorhero kiarlich 
ausmeifen, daß fie wenigftens 1000 Reichsthaler, wenn fie die erfte ihres Vaters ift, 
und 2000 Rthlr., wenn fie bie andere ift,fo aufgenommen wird, entweber felbft im Ber: 
mögen haben, ober durch ihren Mann ins Land bringen. 
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Na auch hie Groß⸗Glogauſche Judenſchaft von der Natural-Einquatierung jeder« 
geit befreiet geweſen, jo wollen Wir aus befenderer K. Gnabe es ebenfalls dabei laſſen, 
jedoch muß aber diefelbe dasjenige, was an Servis auf fie zu tragen kommt, richtig 
abführen, dagegen fie von Steuern befreiet fein follen, fo lange die Stadt ſelbſt davon 
IK he bern dürfen fie die 200 Mark Stogauifch, fo fle ber Stadt beigetragen, ferner 
ni en. 

Ueber dieſes haben Wir in ihre allerunterthänigſte Bitte allergnädigſt gewilliget, und 
fie von Abgebung alles besjenigen, was die Judenſchaft an bie — hier geweſene 
Landeshauptmannſchaft an baaren Gelde, Viktualien, und dergleichen, es habe Namen, 
wie es wolle, liefern müͤſſen, wie. nicht weniger von Toletanz= und Perfonal: Xccifes 
Seldetn "gänzlich befeeiet, auch ſoll diefelbe für Konfirmation biefer ihrer Privilegien 
nichts el&gen, da hingegen fie ſich aber freimillig offeriert, ik Unfere K. Kaffe jährlich 
als ein Schutzgeld 800; Reichethaler in vier Ratis, und zwar a Imo Juni an zu rechnen, 
zu bezahlen, wollen Wir nicht allein allergnäbdigft annehmen, und derfelben alle übrigen 
Praes nes und Abgaben erlaffen, fondern bemelbter Judenſchaft audy aus befondern 
allerhoͤchſten Gnaden nad) Inhalt des General⸗Privilegit d.d. 29 Sept. 1780, fo Wir 
den Judin in anderh Unfern Landen ertheilt, erlauben, von Eleinen Kapitalien unter 
500 Rthir. 12 Prozent und von denen von 500. Rthlr. und deüber, fo ſolche ein Jahr 
und länger zinsbar ftehen, 8 Prozent, und wenn fie Kleinigkeiten von Pfändern bekom⸗ 
men, und unter 10 Rthlr. darauf leihen, wöchentlich einen Pfennig Zins von einem 
Rthir. zit nehmen. ch ſoll alle diefe Unfere Begnabigung uuf Unfer gnäbigftes Bes 
lieben und Wohlgefallen geftellt. fein, wie Wir dann Uns nadı Beförderung der Ums 
fände ugd Zeiten näthige Verotdnungen diefer Judenſchaft wegen über dasjenige, fo 
bereits in Schlefien in vorigen Zeiten beilfam verordnet ift, und unterdeſſen in fo weit, 
als es diefem nicht zuwider ift, feine Gültigkeit Haben fol, zu machen, nach Unferer ſou⸗ 
veränen Macht und Gewalt vorbehalten. 

Und gebieten hierauf allen und jeden Unferer Lanhrseinwohner und Unterthanen zc. etc. 
Zu urkund 20. So geſchehen und gegeben Berlin ben 26. Mai 1748, 


Friedrich. 
Verzeichniß 
der im Jahre 1791 in Schleflen befindlich geweſenen Juden. 
Männt. ¶tuqhen Summa 
e . 
In der Stadt Bieblau . » » 1167 1317 2464 
Sog : . . 818 973 179. 


Zur Banbgemuinte gehörten: 
| —X | 
in der SurrBeukhen . .» . 58 51 119 
Au) . «53 8 6 
Eoſel . 41 34 98 
Brieg . : 8 100 1 
Confadt . , 40 26: 66 
Geuzburg.. 7 12 19 
Pitfchen .. 6 8 14 
Hulttchin .. 17 16 3... 
Katſcher .14 13 27 
Suiten .. 38. 43 79 
ublinig .. 1 11, 2 
amdlalt . . . 19 20 
Reife: Pe er Br 7 8 15 
Ziegenhals . . 3 3 6 
Banflart . . 4 5 100 
Hundefed . . A. 500 90 
Del. 2... 10 12 22 
Dpwpein: . . 12 12 24, 


940 Staatorechtl. Verhättn. der J. in den alten Provinzen. 
Moͤnnl. Weilblichen Gumma 
Geſchlechts. 


in der Stadt Krappiz.. 5 6 11 
Loslau... 38 35 73 
Nikolai... 22 22 44 
Pleße.... 21 26 47 
KRatibar . . - 11 10 21 
Rybnik . .». 29 27 56 
Sohau . . » 45 49 94 
Rofenbag . . 38 32 70 


Landttrg . . 10 11 21 
Leſchniz... 5 8 13 
Groß⸗Strehlitz. 7 6 13 


Gleiwitz. 37 40 77 
Peiskretſchaeam. 50 34 64 
Lt ... 


U 09 2 43 


Feftenberg 45 42 87 
Wartenberg. 17 28 45 

Auf den Dörfern in Ober-Schlefien 
wohnen » 2 2 0. ..9895 968 1913 


Summa der Land. Gemeinde . . 1856 1923 3779 
Hierzu die 3 obigen Gemeinden . 24602827 5287 


Summa 4316 4750 9066 


Darftellung der VBerhältniffe der Juden in ben alten Provin— 
zen, unmittelbar vordem Ed. v. 11. März 1812. 

Vorſtehend ift mit der Gefchichte der Juden in — * eine Darſtel⸗ 
lung ihrer Verhaͤltniſſe vor dem Ed. von 1812 verbunden worden. Eine 
Darſtellung dieſer Verhaͤltniſſe iſt nicht minder für die anderen alten Pros 
vinzen aus mehrfachen Gründen nothwendig. 

Einmal, weil dad ©. v. 11. März 1812, wie deſſen $. 28 noch beſonders 
beftimmt, auf vergangene Fälle nicht bezogen werden kann und diefe Daher 
auch jetzt noch nach den früheren Gefegen und Zufländen beurtheilt wer 
den müflen 2); dann aber, weil nad Anficht der Behörden auch für die 
gegenwärtige Zeit in einzelnen Zerritorien das frühere Hauptgefeb, das Gen. 
Juden⸗Reglement v. 17. April 1750, feine praftifche Gültigkeit noch nicht 
verloren hat 2) Es wird demgemäß jened Geſetz v. 17. April 1750, wels 
ches einen vollftändigen Ueberblick der früheren Zuftände giebt, mitgetheilt 
und find in Noten zu demfelben die fpäteren Weränderungen erwähnt, fo 
weit fich diefelben auf das innere Staatömwefen beziehen ?). 


Revidirtes General Privilegium und Reglement, vor die Jubenfchaft im 
Königreiche Preußen, der Chur» und Mark Brandenburg, den Herzogtbüs 
mern und Fürftenthümern, Magdeburg, Eleve, Hinter-Pommern, Croffen, 


2) Vergl. über die praktifche Wichtigkeit diefer älteren Zuftände, insbefonbere 

— an io. v. 17. April 1750 in privatrechtliher Hinfiht Th. IL 
0 + n. v 

2) Das an die Reg. zu Marienwerder gerichtete R. des Min. des J. u. d. Pol. v. 
12. Mai 1840 — vergl, daſſelbe oben Abth. I. Abſchn. X. Kap. I. aub L. B. 
DD, Seite 93 — bemerkt, baß die noch fortbauernde Gültigkeit des Juden⸗Regl. 
v. 17. April 1750 nicht bezweifelt werben könne. Siehe hierüber das Weitere 
bei den Abfchnitten Pofen und Kulm und Michelauer Kreis. (III. IV.) 

s) Wegen bes Privatrechts |. Th. 1. 


Crastsreätl. Brehältn. d. I. in den often Proninym. BL 


—5 Minden, Camin und Mörs; ingleichen den Graf» und Herr⸗ 
haften Mark, Ravensberg, Hohenftein, Tedienburg, Lingen, Lauenburg 
und Bütau v. 17. April 1750. . Zu BE 
Wir Friedrich von Gottes Gnaden, König in Preußen, Markgraf zu Brandenburg, 
bes heil. Römifchen Reid Erzkämmerer und Kurfürft, Gouverainer und Oberfter 
vers don Schlefien 2c. 26. 1c.- W J 
(Erklärung der Urſachen zu anderweitiger Regulirung bes Juden⸗ 
wefens) Thun kund und fügen hiermit zu willen: Nachdem Wie in Unferm 
Königreiche Preußen, Kur: und Mark: Brandenburg, Herzogs und Fürſtenthümern 
Magdeburg, Eleve, Hinters Pommern, Croſſen, Halberftadt, Minden, Gamin und 
Mörs, ingleihen denen Graf⸗ und Herrfhaften, Marl, Ravenäberg, Hohenftein, Ted: 
lenburg, Lingen, Lauenburg und Buͤtow, befonders auch in hiefigen Relidenzien, bei bes 
nen barinen vergleiteten und geduldeten Juden, verſchiedene Mängel und Mißbraͤuche 
angemerfet, infonderheit aber gar eigentlich beobadıtet haben, daß derfelben ũberhand 
nehmende Vermehrung nicht nur dem Publico, befonders aber denen dhriftlichen Kauf: 
leuten und Einwohnern ungemein Schaden und Bedruͤckung ‚zugefüget, fondern audy der 
Judenſchaft felbft dadurch und durch Einichleihung unvergleiteter, fremden und faft 
nirgends zu Haufe aehörenden Juden, viele Beſchwerden und Nachtheil erwachſen; Wir 
aber aus allergnädigiter Kandesväterlicher Vorforge, alle und jede in Unſerm Schutze 
ftehende getreue Unterthanen, fowohl Ghriften als Zuden, in beftändigen guten Weſen 
und Flor ihrer Nahrung und Gewerbe fo viel immer möglich gefeget und erhalten wiffen 
wollen: Dannenbero näthig gefunden, folhe Vorkehrung zu machen, baß biefe Unfere 
allergnädigfte Abficht erreicht, zwiſchen der Ehriften: und Juden-NRahrung und Gewerbe 
Proportion geftiftet, und insbefondere durch unzuläßig erweiterten jübiihen Handel urid 
Wandel keinem von beiden zu nahe gefhehe. Zu weldhem Ende Wir den Zuftand bes 
ganzen Judenweſens in Unferm Königreiche und vorbenannten übrigen Reichs⸗Landen, 
dazu gehörigen jüdifchen Familien, derfelben Nahrung, Handel und Wanbel von neuem 
genau haben unterſuchen und Uns gewifle Vorſchläge thun laffen, welche zu Erhaltung 
Unfers Endzweds und damit verfnüpften Wohlfarth der ſämmtlichen vom Hanbel und 
Wandel lebenden Landeseinwohner dienlich erachtet, zugleich aber auch die Gerechtigkeit, 
Billigkeit und gemeinfame Sicherheit zum Brunde haben, daraus fobann ein eigenes 
Reglement und Verfaffung des ganzen Judenweſens verfertigen und zum Stande britts 
gen laſſenz als fegen orbnen und wollen Bi hiermit und Kraft diefes: 


(Das biäherige General: Privilegium und Reglement wegen des 
Judenweſens wird beflariret, und nad dengegenwärtigen Umftänden 
eingerichtet.) Das von nun an kein ander Juden: Privilegium oder Schuz⸗Brief 
in Unferm Königreiche und obgedachten Unferen Landen ftatt haben und. gültig fein folle, 
als welches diefem Unfern Neuen, nach der Ordre v, 7. Febr. 1749 revidirten und dekla⸗ 
zirten General:Privilegio de Anno 1730 in allen folgenden Punkten gemäß if. Sol⸗ 
chemnach haben Wir 1 9J 


(Es ſollen keine andere Juden geduldet werben, als welche in de 
nen am Ende dieſes Reglements befindlichen Liftenftehen) in Gnaden und 
ein für allemal gut gefunden, und feftgefeget, daß von nun an, ſowohl in.Unfern Re: 
ſidenzien als allen andern Haupt » und Land⸗Städten nicht mehr, ale diejenigen ordent⸗ 
lihen und außerorbentliden Schug-Zuben: Familien, fo in denen am Ende dieſes Regle⸗ 
ments von jeder Provinz befindlihen Liſten sub Lit. A. et B. vergleitet, und fammt 
ihren bendtbigten feft efegten publiquen Bebienten, Kindern und Geſinde beiderlei 
Geſchlechts Tollen gefchüget und gebulbet, die unvergleiteten Juden: aber,. worunter 
jedoch diejenigen nicht zu verftehen, fo Handels und Wandels oder anderer Negozieh 
en ab= und zu reifen, nirgend gelitten, vielmeniger denfelben ein befländiger Aufent⸗ 

alt noch gewifler Sig in Unferen Landen verftattet werben, als worauf fomohl bie 
Obrigkeit als Aelteften jedes Orts genau Acht geben, und foldhe in Berlin ſowohl als in 
benen Provinzen benen Kriegs: und DomainensKammern und Steuer-Räthen bei Ver: 
meidung willführlicher Strafe jebesmals anzeigen müflens Wannenbero biejenigen Zus 
bh fo dergleichen unvergleitete bei fich hegen, nachdrückliche Beahndung zu gewarten 

aben. 

IH. 


(Verzeihniß derer erlaubten publiquen jübifhen Bebienten in Bers 
tt FR Wegen der pabliquen Bedienten wird in biefigen Refidenzien, Berlin, folgendes 
eſtgeſetzt: 
! 1) En Rabbi oder ein Vice⸗Rabbi. 

2) Vier Beiſitzer. j F 


W 
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8) Sin Ober: und Unter: Kantor mit feinen Baffiften und Didkantiften, welche Tedtere 
aber unverehlicht fein muͤſſen. u n 
4) Vier Klepper, davon ber Eine dem PolizeisDirektoriim zu Anmeldung der fremden 
Juden täglich aufwarten muß. - 
5) Zwei Schulbebienten bei der Synagoge. 
6) Sechs Todtengraͤber, welche zugleich bei der Gemeinde mit aufwarten. 
7) Einen Kirchhofwächter. 
8) Drei Kollers. 
9) Drei ZFleiſchhacke. . 
10) Ein Scharn:Schreiber fammt beffen Eontrolleur. 
411) Drei Bäder und ein Gars: Kodı. 
12) .Ein publiquer Gefehfchreiber. 
43) 3wei Thorſteher mit einem Gehuͤlfen. 
44) Zwei Lazareth⸗Aufwaͤrter. 
15) Ein Medilue. 
16: Ein Bade-Bebienter mit einer Babe-Frau. 
17) Ein Feder: Vieh: Mäfter, 
18) Acht Kranten-Wärter. 
19) Zwei Ebraͤiſche Buchdrucker. 
20) Zwei, MägdchenssSchulmeifter, fo beweibet. . 
‚ Diefe.und nicht mehrere follen, jebody mit Approbation ber Kriegd= und Domainen⸗ 
Kammer von den Yudenälteften ſelbſt beftellet, auch fo viel möglich einheimifche arme 
Zudengenoffen dazu angelehret und genommen werben. 

(Was vor welche in anderen Städten fein follen.) An anderen Orten follen 
dieje publique Bediente nad) Proportion der jüdifchen Gemeinde, jebody nicht über 
zwei Zodtengräber, in Meinen Städten aber, oder wo wenig Juden vorhanden, nicht 
mehr als Ein Zobtengräber, Ein Koller erlaubt fein; und biefe Proportion foll auch 
wegen ber Schulmeifter, fo aber unverbeirathet, nicht über drei Jahre an einem Drte 
bleiben, noch im geringften Handeln müffen, beobadytet werden 4). 

Zu Unterwelfung der Judentoͤchter, werden in Berlin, Königäberg, Halberftadt, Halle 
und Sranffurt an der Ober, aud) Stargard in Pommern, zwei publique und in andern 
Städten, wenn Über 10 Juden: Bamilien darin find, Ein beweibter Schulmeifter, in 
den übrigen Orten aber dergleichen gar nicht zugelaffen. Wegen diefer Schulmeifter 
und fich einfindenden fremden jüdifchen Studenten und ledigen Verwandten, auch allen 
anderen fonderlich. Weibeös Leuten, welche ſich an einem Orte mit einigem Rechte aufs 
halten zu können vermeinen, wird es bei denen Kammern wegen der Bettul und Regifter 
wie bei den Domestiquen gehalten, daß fie ſaͤmmtlich ohne von felbiger erlanigten Kon 
effion und Zettul, wofür jedoch nicht mehr ald 2 Ggr. dem Sekretario begahlet werben 
ET, an keinem Orte, oder wenn es ihnen erlaubet, nicht über die nachgelaffene Zeit 
bleiben müffen, jedoch verftehet fich von felbft, daß diejenigen Leute, die einer ale feine 
Domestiquen in fein Lohn und Brod nimmet, Darunter nicht mit verflanden werben ?). 

IV. 

(Die Zudenälteften follen den Kriegs- und Domainen- Kammern ma 
natlic eine Lifte der vorgefallenen Beränderung bei ber Gemeinde eins 
fenden.) Es müffen zu dem Ende die Jubenälteften ſowohl in Berlin als in ben Pro⸗ 
vinzen allemalin ben eriten drei Tagen des Monats denen Krieges: und Domainen⸗Kam⸗ 
mern bie, bei der Sudenfchaft im vorbergegangenen Monate vorgefallenen Veränderuns 
gen an Getraueten, Gebornen und Geftorbenen, unter des Rabbi und der Aelteften, ober 
we kein Rabbi nad Xeltefte vorhanden, des Vorſtehers Unterfchrift einfenben, und ſolche 
in eine Tabelle nach. beigefügtem Schemate verfaffen. Die Xelteiten. Ipiten qlches auch 
alle Jahre an das General⸗Direktorium mittelſt einer Tabelle ſowohl von Berlin als 
aus den Provinzien bewerkſtellen. 


+ 


.. - j . V. Pe 
(Grundfäge fo bei Anfesung der Juden beobachtet werben follen.) We 
den Anfegung der Juden follen binkünftig nachfolgende Grundfäge feftgefeget unb bes 
obachtet werden ®): 


1) Bergl. die Anm. zu Art. XII, 

2) Wegen der Mädchen: Schulmeifter erging fpäter das Cirk. v. 9. Dee. 1775. 
(B. C. C. V. Sh. II. ©. 269, 
3) Bergl. auch die Dekl. des Art. V. wegen Anfehung der zweiten Zubenfinper. 

11. Nov. 1763. C. C. C. III. ©, 1219, der Judenſchutz begreift ein Bürgerrecht 


noch nicht in ſich. 


Seaatetechtl. Berhältn. ber J. in den Alten -Wrauingeit. Bar 


Eintheilung ber iso vergleiteten und geduldeten, in onbentliche 
und außerordentliche Zuden.)- Wird ein Üünterſchied. cht, unter denen 
ordentlichen Schutzzuden und denenjenigen, fo außer der Dränung auf Lebenszeit 
gebuldet werben. Zu letztern gehören die, fo eines Schusjuden Wittwe geheirathet, 
oder fonft eine Konzeffion erhalten ‚haben, wie auch die Wittwen und Übrige. Kinder 
von ber Kamilie, worauf bereits ein Kind angefeget, dergeftalt, daß Eünftighin nur 
diejenigen für ordentlihe Schutzjuden gehalten werden, (was vordentliche 
Schutziuden fein.) welche das Recht haben, ein Kind anzufegen, . ſolchen behufs 
anigo in der beſtimmten Zahl der ordentlichen Schupjuben von Neuem aufgenom: 
men und ber Liſte A. mit einverleibet worden. 

2) (Was außerordentliche Schutzzjuden ſein.) Die vorhin benannte. außer: 
ordentliche Juden aber find nicht befugt, ein Kind anzufegen,. noch ihree Ortes auf 
ihr Recht zu verheirathen. 

Hiernaͤchſt muß das eine Kind, ſo auf derer Eltern Schut hrief angelehet wer⸗ 
den will, ein Vermögen von 1000REHIr. wozu jedoch das täglicdye Hayegerätbhe und 
Kleidung fammt ungewiſſen Schulden nicht zu rechnen, nachweiſen; imgleichen die 
jedes Orts gewöhnliche Jura zur Chargenkaſſe erlegen, und kan übrigens das ans 
gefegte eine Kind, fo lange ber Vater lebet, kein Kind wiederum anfegens follten 
aber deshalb befondere Umſtände vorkommen, fo haben fie fich deshalb bei. dem Ger 
neralsDireltorio zu melden; wegen des zweiten Kindes abex bleibet es bei Unſerer 
bereit8 unterm 27. Okt. 1747 ergangenen und ben 23. Mai 1740 wiebergolten 
Kabinetdordre, daß folches hinkünftig in allen Unfern Landen gar nicht mehr ge: 
ftattet werden fol. Dafern jedoch von den bereits vorhin. angefesten Extraͤordi⸗ 
nariis Zemand ein durch Abfterben, Wegziehen, ober auf-andere Art valant wer: 
dendes Schusprivilegium erlangen wollte, fol davon an Uns berichtet, vnd zugleich 
wieviel er im Vermögen habe, gehörig unterfuchet, und mit angezeiget werden, ba 
Wir Uns fodann darüber allergnädigft entfchließen und zugleich die Chargen⸗Jura 
beſtimmen wollen. 

3) Soll Inhalts Unſer unterm 23. Mai 1749 allergenädigſt ertheilten Kab. Ord. die 
einmal nunmehro feſtgeſetzte Anzahl der Judenfamilien ohne Unſere allerh. Ordre 
nicht überſchritten, und es forthin darunter dergeſtalt gehalten werden, daß derje⸗ 
nige Jude, welcher ein Privilegium hat, ſolches zuvorderſt nur für ſeine Perſon ge⸗ 
nieße, jedoch auch die Freiheit habe, ſeine Kinder bei ſich zu behalten, ſo daß dieſe, 
fo lange er lebet, feines Schutes mit genießen, jedennoch aber eine befondere 
Handlung vor ſich führen müffen I). 

4) Wenn derjenige Jude, fo ein Privilegium hat, mit Tode abgehet, ſo faͤllet nach 
eben dieſer Unſerer allergenädigſten Ordre ſodann das Privilegium auf fein älteſtes 
Kind, deſſen Brüder und Geſchwiſter aber, können keinen weiteren Schutz zur 
Handlung darauf genießen, wie den auch, wenn bei Lebzeiten bes Waters die andern 
Kinder außer bem älteften fich hinfüro verheiratben, ſolche fort müffen, und nicht 
bei dem Vater bleiben, wenigftens keine Handlung treiben können; was aber die 
zweiten und dritten Kinder reicher Juden anbetrifft, wenn fie HEREHT. zufammen 
bringen, fo Eönnen biefe zwar nach Abfterben ihres Waters von deflen gehabten 
Schutze nicht profitirenz; es follen aber diefelben alödann ſich gehörig melden, und 
um ein befonderes Privilegium anfuchen, dba Wir denn auf’ Unferes General: 
Direktorii davon gefchehenen allerunterthänigften Bericht, darauf jedesmal befons 
ders refoloiren wollen, und muß ein foldyer alsdann die für ein dergleichen Privi- 
legium geordneten Iura zur Chargenkaffe erlegen. uebrigens verfteht ſich von 
felbiten, daß die jeden Orts eingeborne, verarmten und abgelebten Eltern, gleich 
den Kindern bei jeder Kamilie geduldet werben. 

5) Es foll keinem orblihen Schus= Juden, wegen der darunter bis hero begangenen 
Unterſchleife, künftig erlaubet fein, feinem angeſetzten Kinde bei Lebzeiten feinen 
Platz abzutreten, weil daſſelbe ihm ohne das folget; ſollte aber ein alter-Water ſei⸗ 
nen Handel ganz niederlegen, und ſich des Gebrauchs ſeines Rechts begeben, oder 

. andere befonbere Umftände ſich dazu finden, fo foll darüber bei Unferm Generals: 
Direktorio angefraget werden, und im Falle es verftattet mird, der alte Vater bei 
jedes Orts Obrigkeit feine Renunciation ausbrüdtic ad acta geben. Noch wenis - 
ger kann ein außerordentliher Zube feinem Rinde den Platz abtreten, weil er kein 
Kind anfegen fan, wie denn auch feinem Juden freiftehet, mit feinem Privilegio 
bei Berluft deffelben zu handeln, und folches für Gelb: oder Schuiden ohne Unſern 
Konfens an einen andern zu cediren. 





2, 8.0.1. Mai 1753. Die Eltern find nicht. gegwungen, mit —* —J 
Kindern in einem Haufe zu wohnen. (COM. ANN . 
or 


5 Staatorechtl. Verhaͤltn. d. J. in den alten Prsvinzen. 
6) Denen ordentlichen Schutz⸗ Juden aber, wird erlaubet, daß fie bei ihren Lebzeiten 
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Sin Kind, Sohn ober Tochter, worin fie aber die einmal getroffene Wahl hernach 
zu ändern nicht befugt fein follen, auf ihren Schusbrief anfegen und biefelben, wenn 
I fih vorher gehörig legitimiret, heirathen laſſen mögen. Baus auch das anges 
este Kind, ohne wieder Kinder zu hinterlaffen, bei des Vaters Lebzeiten abginge, 
foU dem Vater an deſſen Statt ein ander Kind in feinem Handel bergeftallt mit 
aufzunehmen erlaubet fein, daß ſolches nach feinem Abdfterben in feine Stelle trete. 


"Wann aber während diefos anberweitig angefegten Kindes Leben, ber Water vers 


—— 


‚ fürbe, und jenes gleichfalls ohne Kinder abginge, fo können die übrigen Kinder 


weber auf des verflorbenen Vaters noch Bruders Privilegium weiter ohne eine ans 
berweitige von Uns ertheilte Eonceflion angeleget werben. Auf der verftorbenen 
Großs@ltern Privilegia aber, können eine Enkel fi anfegen, wenn ihr Water 
ober Mutter ſich wegbegeben. Stirbt ein Vater, und die Kinder wären noch nicht 
angefeget, oder unmündig, oder abweſend, fo follen im erſten Kalle fie felbft ober ihre 
Bormünder binnen 3 Monaten, im letztern Balle aber binnen Jahr und Tag wegen 
Sonfervation des väterlichen Privilegii fi) bei denen verorbneten Krieges⸗ und 
Domainen: Kammern melden, und foldhes ad acta verzeichnen Lafien, dergeftalt, 
daß wenn folches nicht gefchehen, fie kein ferneres Recht an ihres Vaters Priviles 
gium haben, weiter fordern, nodj genießen follen. Hätte der Vormund aber hier: 
ei etwas verfehen, foll dem Kinde nad) deſſen Beſcheinigung bis es 25 Jahre er: 
reiche, fein Schugrecht zu fuchen, doch vorbehalten bleiben. Die Kinber derer 
jenigen Schugiuben der’ iezo nicht mit unter der Zahl ber vergleiteten, ordentlichen 
Schutzjuden aufgeführet find, können auf ihrer ehemaligen Eltern Privilegium 
nicht noch angefeget werben . 
Wenn ein ordentlicher Schusjube ftirbet, und hat noch Fein Kind angefeget, vers 
bleibet der Wittwe, Namens des Schutzkindes der. Platz zur Anfegung fo lange 


offen, bis folche erfolget, und kann, wenn ein Sohn vorhanden, keine Tochter als⸗ 


denn angefeget werben, es wäre dann, daß ber Bruber zum Vortheile der Schwe: 
fter renuncliret und bereitö großjährig fei, oder der Vater vor feinem Abfterben en 
faveur der Tochter disponirt hätte. 

Uebrigens muß die Wittwe, wie bei Nr. 6 verorbnet, fich wegen Erhaltung bed 
Rechts ihres Schutzkindes, binnen der beftimmten Zeit bei den Kriegeös und 
Domalnens Kammern melden und foldyes ad acta verzeichnen laffen. Wegen ber 
übrigen Kinder aber, und wenn das Schutzkind ſchon angefeget, imgleihen wenn 
der Mann nicht unter den ordentlichen Schugjuden geftanden, gehöret bie Wittwe 
nur unter die Zahl der außerordentlichen Schusgenoflen *). 


8) Fremden Juden foll in Unferen Landen ſich anzufegen gar nicht erlaubet fein; jes 


doch dafern ein foldher wirklich zehen taufend Rthlr. Vermögen hätte, und 

felbige ins Land brächte, auch diefes zugleich zuverläßig darthäte, foll bei Uns dar⸗ 

über, und was aldbann an Chargen -Iuribus zu erlegen feit angefraget wers 
en, 





X) Die zweiten Kinder der Juden, welche bad geſetzliche Vermögen nachwei⸗ 


fen und Genie zu Fabriken und Manufalturen haben, auch dergleichen Fabriken 
etabliren oder entrepreniren, weldye im Lande noch gar nicht oder nicht genugfam 
vorhanden find, follten unter diefen Bedingungen ſich gleich den erften Kindern ebens 
falls im Lande anzufegen und um Ertheilung eines Schusprivilegiums ordentlis 
cher Schugjuden nachzufüchen befugt fein. Dieſes Schupprivilegium wurbe ihnen 
aber nicht eher ertheilt, bevor fie nicht ein Atteft der Aelteften ber Judenſchaft 
beigebradht: daß fie gehörig bemittelt und dem Publiko nüslich feien, und daß 
durch ihre Anſetzung der intendirte Zweck wegen der zu etablirenden Fabriken 
werbe beförbert werben. (Cirk. v. 11. Nov. 1763 N. C. Const. March. 
T. III. S. 1219. R. v. 9. San. 1764 an bie Elev- Märkifche Kammer. 


2) Der Wittwe eines orbentlihen Schugjuben, der ſchon ein Kind auf feinen 


Schugbrief angefegt hat, welches nach deflen Tode in feinem Plag tritt, war nicht 
verftattet, fi) wieder an einen andern Juden, der noch keinen Schuß hat, zu 
verheirathen. 

Iſt die nachgelaffene Wittwe fchon die zweite Frau des verftorbenen Schugs 
juden, fo warb ihr nicht verftattet, einen fonft nicht vergleiteten Juden zu heira⸗ 
then; und da das Ertraorbinarienrehht eines Schugjuden mit feinem Leben aufs 
hört, fo kann fo wenig beffen mit ihren Kindern nur geduldete Wittwe, ald ben 
zweiten Männern bie Verheirathung nady ihrer Krauen Tode, mit welcher ihr 

Hecht aufhört, wieber verftattet werben. (M. ©. 6. San, 1761.) 
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9) Denen Wittwen, fo keine Kinder aus erfterer Ehe haben, aber bodh ſich gern wies 
der verbeirathen wollen, Tan ſolches nicht anders nadhgegeben werden, ala baß fie 
mit ihrem künftigen Wanne einen Platz unter den außerordentlichen Juden erhals 
ten, und ber Fünftige zweite Dann ordentlicher Weiſe ein Schuggenoffe aus Koͤ⸗ 
niglichen Landen und kein frember feis eö wäre dann, daß fie dociren koͤnnten, weis 
hergeftalt fie durch eine Verheirathung an einen auswärtigen ein anfehmliches 
Bermögen ins Land zögen, alsdann deshalb bei Unferm BeneralsDirectorio anzu: 

“ fragen tft, jedoch muß bie Wittwe,wie fonft gefchiehet, in allen Faͤllen die 30 Rthlr. 
Ghargens Jura erlegen. ' 


Im Falle aber die Wittwe das Privilegium ſelbſt erhalten, und barauf ihren 
Dann gebeirathet, biefer aber ohne Kinder verftürbe, fo verftehet ſich von ſelbſten, 
daß fie ihr habendes Recht auch auf einen zweiten Mann bringen Eönne !). Wie 
denn auch denen Wittwen, die Kinder haben, das Heirathen gegen Erlegung 
30 Athir. zur Chargenkaſſe zwar erlaubet ift, jedoch muß es nicht zum Nachtheil⸗ 
ber Kinder aus erfter Ehe geihehen, und bekommt ſolche Wittwe, ſobalb das erfte 
Kind aus erfter Ehe angefeget, mit ihrem zweiten Manne nur einen Plap unter 
den Ertraorbinarien. ' 


10) Ein Verwandter kan niemals auf jemandes Privilegium angefeget, noch anges 
nemmen werben, weil bie Privilegia ſich nicht auf Verwandte erftreden. Wann 
aber Jemand keine Kinder und doch ein anfehnliches Vermögen hinterließe, fo auf 
einen Fremden außerhalb Landes fallen und weggezogen werden durfte, muß er, 
wenn er etwa einen andern an Kindes Statt annehmen will, ſich bieferhath 
gehörig melden, und darauf allergenädigfte Refolution gewärtigen. 


11) Diejenigen, welche ihren Sohn ober Tochter verheirathen und anfegen wollen, 
muͤſſen eine ſolche Schwiegertochter ober Schwiegerfohn erwaͤhlen, welche ein gu= 
tes Vermögen baben, und zu deren Anfegung und Mitgiften die Eltern ſich nicht 
erft um ihr eigenes Vermögen bringen bürfenz wie benn überhaupt kein Berlinis 
fher Schugjude und deffen Kinder männlichen ober weiblichen Gefchlechts, wenn fie 
ſich allhier anfegen wollen, fi) anders als an einen Berlinifchen Gchusiuben oder 
beffen Kind, ober doch wenigftens aus einer der Königl. Yrovinzien bürtigen, ver 
heirathen follen. Es fol auch kein jüdifcher Knecht eher eines andern Schugjuben 
Tochter heirathen, bis er nicht wirklich drei Jahre außerhalb der Stabt, wo er ges 
dienet hat, gewefen, und baß folches gefchehen fei, bei den Krieges und Domainens 
Kammern richtige Beugniffe beigebracht babe; damit den Beſchwerden; daß ber: 
gleichen Knechte ihrer gewefenen Herren Kunden an ſich zögen, dadurch vorgebeu⸗ 
get werde. Könnte inzwifchen ein oder anderer berer Kinder eines wirklichen 
Schugiudens ſich durch eine Heirath aus der Fremde glücklich machen, und ein ans 
fehnliches Vermögen ins Land bringen, foll nad) befien Erweife, auch dazu Er⸗ 
laubniß gefucht und dem Befinden nach extheilet werben 2). 


42) Publique Bediente, Pettfchierfteher, Brillenmader, optiſche Blasfchleifer, Mas 
lee und andere, welche fig mit einer denen Juden erlaubten Profeflion ernähren, 
oder von ber Judengemeinde Unterhalt bekommen, möüffen nicht nur feinen andern 
Handel als ihr erlerntes Gewerbe treiben, fondern fie koͤnnen auch nicht anders als 
außerordentliche Schugjuben angefehen und angefeget werben, mithin in ihr Privis 
legium kein Kind aufnehmen, ed wäre dann, daß felbige zugleich ober vorhin ein 
Privilegium als Orbinarii erhalten, und ſich wegen Alter oder anderer Urſachen 
halber mit zu den Publiquen - Bedienten gebrauchen laffen, ober barunter beges 


— 





1) In dem legtern Falle dauerte aber das Schugrecht bed zweiten Mannes einer fols 
hen Schugjudenwittwe immer nur fo lange, als berfelbe lebte und es war ihm 
nicht erlaubt, ſich auf das Schugredht feiner Ehefrau wiederum zu verheirathen, 
ed fei denn, daß vorher deshalb bei der oberften Kameralbehörbe angefragt und 
ein folder Scyugjube die ausbrüdliche Genehmigung des Lanbesheren erhalten 
hatte, R. an die Slevifche Kammer v. 23. Dec. 1755. 

Das Recht der auß erordentlich en Schusjuden hörte mitihrem Leben auf, 
bie Wittwen berfelben wurben indefien nach berfelben Tode mit ihren nachgelaffes 
nen Kindern geduldet. Solchen Wittwen wird aber fo wenig nach ihrem ode, 
als ihren Männern der zweiten Che veritattet, ſich auf ihren Schutzbrief wieder 
zu verheirathen. Gen. Direk. R. v. 6. San. 1761. 

3) Hierüber beftimmte fpäter noch das R. v. 18. Febr. 1791, 
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ben, und find dergleichen zu Vermeidung aller Unrichtigkeit unter den Ordinariis 

mit aufzuführen, unter den Bedienten aber nur remilfive anzufegen X). 

49): Damit hinführo alle Unterfchleife, Erichleihungen, heimliche und und unzuläßige 
 "Bermehrung der Familien deſtomehr vermieden werben; fo fol keinem Juden eine 
Heirath verftattet, noch einige Erlaubniß, fich auf eine oder andere Art anzufegen, 

‚gegeben, noch derfelbe eher getrauet werden, als bis von ben Krieges: und. Domai- 
nen⸗Kammern eine gründliche Unterfuchung mit Zuziehung des Officii ‚Fisci des⸗ 
falls gefchehen, und darüber ein, allen diefen Grundfägen und neuem General⸗Pri⸗ 
vilegio gemäßed Gutachten; mobei zugleich die wahren Umſtände bes anzufegenden 
Juden wegen feines erforberten Bermögeng, fammt defjen Eriweife in genaue Be 
trachtung zu ziehen, ertheilet, und darauf ein Privilegium oder Konzeſſion ausge 

- fertiget werben, und ſind zu biefer Unterfuchhung die jedesmaligen Tubenälteften 
. mit: zu abbibiren, bie das Vermögen und die Aufführung eines jeden Juden am 
beften kennen müffen, auch für beides refponfabel werden 2). 

-(She ſolche erfolget, follen weder die Chargenjura noch Zraugelber angenoms 
men, am wenigſten durch bloße Erlegung der fonft geordneten Chargengelder Je⸗ 
mand angefeßet, oder auf den erhaltenen Zraufchein, ohne daß er fein Privilegium 
oder Konzeffion vorgezeiget habe, von dem Rabbi, oder wem berfelbe ſolches auf: 
träget, bei der im Ed. v. 18. Aug. 1722 verorbneten 1000 Rthlr. Strafe: fo 

der jedes Orts konfirmirte Rabbi, ald welcher dafür ſtehen und ohne deſſen Wiſſen 


— — 
[2 


1) Die einmal geſetzmaͤßig beflimmte Zahl der öffentlichen jübiichen Bedienten und 
Offizianten durfte nicht überfchritten werben. 

R, v. 19. Mai 1767. (N. C.C.M.T. IV. &, 857.) 
Diele Zahl der öffentlihen Bebienten der Juden war folgendergeftalt 
beftimmt:. Es follten nur beftellt werden: 


1) in den Städten, wo zweihundert Jubenfamilien find, 
zwei Beifiger, 
ein Oberkantor, 
ein Unterlantor, 
zwei Subenklepper, 
ein Schwibebienter, 
zwei Zobtengräber, 
zwei Keller, 
ein Fleiſchhacker, 
ein Lazarethaufwaͤrter, 
vier Krankenwaͤrter, 
zwei Maͤdchenſchulmeiſter; 
2) in den Städten, wo einhundert Sudenfamilien find, 
ein-Beifiger, _ 
ein Unterkantor, 
ein Judenklepper, 
ein Zodtengräber, 
ein Keller, 
ein Steifhhader, 
ein Lazarethaufwaͤrter, 
zwei Krankenwärter, 
zwei Mäbchenfchulmeifter. 
Ferner 
3) in den Städten, wo funfzig Judenfamilien ſind, 
ein Todtengräber, 
ii ein Keller, 
ein Krantenwärter und 
ein Mäbchenfchulmeifter. 
Endlich 
44) in den Städten, wo nur zehn Judenfamilien vorhanden find, blos 
ein Zobtengräber und 


. an Keller. 

‚Seäterer durfte, als ein jübifcher Bedienter, ohne Konzeffion nirgends geduldet 

‘werben. Zu 

R. d. 19. Mai 1767. (N. C. C: T. IV. S. 857.) u. R. v. 25. Aug. 1779. 

3) Hierüber wurden, weitere Vorſchriften gegeben‘ durch die R. u, 13. Sept. 1788 
und 16. Sept, 1386 Eifenberg u. Stengẽl II. S. 256.) 


Sinaregrhtl. Berhälm, d. J. in den alten Provingen. 247 


und Willen Niemand, am wenigiten ein fremder Rabbi eine Zrauung allhier vers 
richten muß, getrauet, auch derjenige, fo fi allhier trauen laffen, feines Schutz⸗ 
rechts verluftig erfiähret werben; mafien durch Erlegung der Ehargengelber allein 
fih Niemand zur ‚Heirat legitimiren Tann, umd es iſt folcherhatb fchon an die 
Ghargenkaſſe gehörige Werfügung gefchehen 1)3 wie denn fm Abrigen, e8 wegen ber 
Trauung dabei verbleibet, daß Totähe nicht eher gefchehen müffe, als bis Der Ge⸗ 
wohnheit und denen jüdifhhen Gefegen nach die Tnoim oder Eheftiftung mit Con⸗ 
ſens der Xelteften und des Rabbi, wenn es hier gefchiehet, zwiſchen ben Verlobten 
zu Stande gebracht und wirklich abgefaflet wordens und biefes bei ebenmäßiger 
Vermeidung der bereits im Gen. Privilegio 0.20. Mai1714.8.13. gefesten Strafe 
der 1000 Rthlr. ?). 

Knechten, Mägden und andern Domeftiten aber, wird zu heirathen gar nicht 
geftattet, fondern fobald fie folches unternehmen, müflen fie nicht weiter geduldet 
werben. Wenn aber ein fremder Zube, fo außerhalb Unferen Landen wohnet, eine 
Judentochter heirathen, und ſich mit felbiger nach feiner Heimath ſodann begeben 
wollte, berfelbe Bann, weil er Teinen Schuß in Unferen Landen verlanget, nod) 
durch die Trauung erhält, auch ohne einen Zraufdein von dem Rabbi getrauet 
werben, es muß aber berfelbe ſodann nad) vollgogener Heirath nicht länger als 
6 Wochen an dem Orte, wo bie Schwiggereltern wohnen, wenn er aber feine 
Schwiegereltern allhier hat, nicht länger als vierzehn Tage verbleiben, fondern 
nad ſolcher Zeit fi) unverzüglich an den Ort, wo er wohnen will, außer Unferen 
Landen binbegeben. In Entftehung deſſen aber der fremde Zube nad) Verfließung 
diefer refpektive fechd Wochen und viergehn Tage täglich einen Speziesdukaten zum 
Behufe des Potsſsdamſchen Waifenhaufes erlegen, und ſolchen zu Berlin an das 
en iM in anderen Städten aber an bie Magifträte gur Berechnung 
bezahlen muß. ' W 

14) Der Erweis des Vermoͤgens ſoll dergeſtalt geführet werden, daß ein paar Juden⸗ 
Aelteſten fo mit den Intereſſenten nicht verwandt, und ſonſt bei der Sache intereſ⸗ 
ſiret ſind, zuſammt dem Rabbi das Vermoͤgen, und worin es beſtehet, unterſuchen 
und deutlich anzeigen, ſodann darüber auf Pflicht und Gewiſſen unter ihrer eigens 
händigen Unterfhrift ein Gezeugniß ertheilen, und darauf ber ſich verheirathende 
oder anzufegenbe den nach jübiishen. Gelesen und Gewohnheit angurichtenden For⸗ 
mulare und babei üblichen Ceremonien, vorgefchriebenen, Gib vor den Obrigkeit je- 
des Orts ablegen, und damit das angegebene; Vermögen fammt beilen wirklichen 
‚Eigenthume beſtärken. 

Uebrigend muß ein jeder Jude, ber ein Privifegium oder Konzeffion erhalten, 
ſolche allezeit bei jedes Orts Obrigkeit in originali produziren, und: eine Abfchrift 
davon ad acta berfelben liefern, damit er in das Regiſter getragen werben Eönne, 
widrigenfalls er nicht für tegitimivet angefehen werben fol: . " .. ; 

15) Wegen des Abſchoſſes Toll denen Juden, welche aus dem Lande wegziehen wollen, 
und die alddann ihren Schugbrief abgeben müſſen, falls fie nicht etwa ein großes 
hier im Lande erworbenes Bermögen von und mehr taufend Kthlr. kefigen, nichte 
abgefordert werben, welches ſich audy In’ Anfehuttg bes zweiten Kindes verſtehet, in 
fofern es von hier weg muß, das Vermögen mag auch noch größer Im. ; Galle fie 
aber von bier Erbſchaft holen, müflen fie davon dem Fisco den Abſchoß entrichs 
ten, auch dazu was fie vorhin an Mitgiftögelbern empfangen, Tonferiren ®). 


1) Dies wurde wieberholt durch das R. dv. 20. Sept. 1794 und aud) den Juden 
ferbft bei 1000 Rthir. Strafe verboten, fi) ohne Zraufchein trauen zu laſſen, 
auch fernere biesfällige Vorfchriften durch die R. v. 8. und 19. April 1766, 
24. Juli und 4. Suni 1766 und 5, Juni 1788 gegeben. 

2) Aehnlich beftimmt das R. v. 25. Sept, 1798. Bei einem jeden Gefuche eines 
Juden, fi in den Preußiſchen ‚Staat nieberlaffen. und trauen laffen zu dür⸗ 
fen, ift aber auch erforberlih, daß das gefegmäßige Alter deffelben nachgewieſen 
werde. Damit aber das Alter ber Juden männlichen und weiblichen Befchlechte 
in einem folchen Kalle mit Zuverläffigkeit nachgewieſen werben kann, fo muß in 
allen Städten, wo Judenſchaften find, unter Aufficht der Aelteften und juͤdiſchen 
Gerichtsaffefforen ein ordentliches Bud, geführt werden, worin nicht nur der 
Beſchneidungstag der Söhne, fondern auch ber Geburtstag der Toͤchter, wel: 
den die Eltern unmittelbar nach der Geburt anzuzeigen verbunden find, ver: 

jchnet wird. Die Extrakte aus folhen Buͤchern Abgleich den Zauffcheinen 
der Chriften gültige Beweiſe bed Alters ber Tuben. "Eirk, v. 160.Mai 1778. 

s) Wegen des Abichofles beftimmten fpäter noch bie R. d: 22. Aug. 1761, 31. Der. 

4768, 15. Sept. 1763, 9. Sept, 1766 und das Cirk. v. 18. Rovbr. 1767. 
(N, C. C. III. 1179.) j .. 
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16) Die Kinder. hier vergleitet gewefener, verftorbener ober fo heruntergefommener und 
ſonſt fo beſchaffener Juden, daß fie kein Recht zur Anſetzung haben, oder das erfor: 
berliche Vermögen nicht befisen, ſollen zwar.wie deren Wittwen geduldet werben; 
wenn fie aber zu mannbaren-Sahren fommen, müſſen Tebige fi) durchaus und bei 
Vermeidung ber Austreibung nicht umterftehen, für ſich feldft zu handeln, fondern 
entweder andern vergleiteten Juden dienen, oder von bier ſich megbegeben, und 
anderwärte unterzulommen fuchen, oder aud) ſich auf ſolche Sachen Irgen, daß fie 
ftatt abgebender öffentlicher jüdifhen Bebienten angenommen werben können, und 
defto weniger Fremde dazu aufzunehmen nöthig fein. 


VI. 


(Wegen Aufbringung des Schutzgeldes und anderer publiquen Ab⸗ 
gaben wird es bei dem bisherigen modo collectandi gelaſſen.) We: 
en Aufbringung des Schuegelbes und anderer Publiquen- Abgaben, wirb es bei dem 
Bisherigen modo collectandi gelaffen, und muß foldyer allezeit nach dem befundenen 
Vermögen eingerichtet werben, und davon außer den Schul: und Publiquen-Bebienten, 
Zobtengräbern und Wehemüttern und dergleichen, weil biefe fämmtlich Eeinen Handel 
treiben müffen, Sein einziger in Berlin wohnender Schugjude befreiet fein X), 





1) In Betreff der Abgaben waren die Juden auf das Aeußerſte gebrückt. 
Außer den Abgaben, welche fie mit andern Untertbanen gemein hatten, waren 
diefetben fowohl zur Zahlung gemiffer allgemeinen jährlichen. Geldabgaben als 
auch zu einigen unbeflimmten Gelbpräftationen verpflichtet. 


Zu den beflimmten allgemeinen Abgaben gehörten: 


4) die Schuggelder, diefe wurden nach bem befundenen Bermögenszuftande 
der einzelnen Juden von den Vorſtehern der Judenſchaft auf diefelben aus⸗ 
geſchlagen; 

2) die Silberlieferung. Hierzu mußte die ganze Judenſchaft in den Preußi⸗ 

ſchen Staaten beitragen und geſchah die Repartition auf die einzelnen Ju⸗ 
den nach dem Verhaͤltniſſe der Schutzgelder. 

3) die Abgaben zur Kaffe des Montis pietatis wozu bie Juden⸗ 
ſchaft nach dem Verhältniß bes Schußgeldes beitrug und bie in den Hochzeit: 
und Kindergeldern beftandens 


4) die Kalendergelder, welde für die ganze Judenſchaft im Lande 400 Rtlr. 
betrugen und an die Alabemie der Wiſſenſchaften dafür bezahlt wurden, daß 
von berfelben die hebräifchen Kalender jährlich) zum Gebraud geliefert wurs 
den, wozu jede einzelne Judenſchaft nach dem Verhältniß der zu bezablenden 
Schupgelder beitragen mußte; beögleichen 


5) die Retrutengelder, welche nach eben biefem Verhältniß bezahlet wur: 
ben. (Gen. Judenprivilegium a. a. D. $. VL R. v. 22, Nov. 1763, 
10. März 1764 und 18. eb. 1766. R. v. 27. San. 1791.) 

Bon diefen Schusgeldern und den übrigen öffentlihen Abgaben war fein 
Zube befreietz nur den Schul: und öffentlichen Bedienten, den Zobtengräbern, 
Wehmüttern und dergleichen, die gemeiniglich keinen Handel treiben durften, 
war eine Befreiung davon verftattet. 

(Gen. Zubenprivilegtum $, VI. a. a. ©.) 


Außer den beftimmten Abgaben mußten bie Schugjuben auch noch unbe: 
ffimmte Geldabgaben entriten: für Beftätigung der Wahl der 
Aelteften jeder Gemeinde, an Stempels und andern Gebühren bei 
Eheftiftungen, Anfegung des erften oder zweiten Kindes, bei Traufcheinen, Heis 
rathödispenfationen; an Servis-Geleits- und Keuerfocietätsgelbern. 
Auch müffen fie die Paragravbenftempelgebühren nach einer ftrengern 
Klaffifikation ald andere Unterthanen leiften.. 

(Sen, Zudenprivilegium $. V.n. 9.) 

Von den Zudenkonzeffionen wurden folgende Gebührenfäge bezahlet: 
4) die Juden, welche inter ordinarios in ben Liften aufgeführt undfbas;Redt 

Kinder anzufegen hatten, mußten . 

für das erite Kind fo angeſetzt wird 50 Rthlr. 
fürkdas 1; weite Ä 100 5 
bezahlen; 
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Er IR, - | | 
(Kein Schutzjude ſoll fih ohne Erlaubniß. über ein Jahr außerhalb 
feiner Heimath aufhalten oder fein Pla& vergeben werben.) Und 
da bishero angemerket worden, daß ein und anderer Schugiube, welcher unter denen 
allhier vergleiteten ordentlicher Sudenfamilien begriffen, fich auswärts aufhält, folchers 


2) wirb den Zubenwittwen, welche Kinder haben, die ſich auf das väterliche 
VPrivilegium anfegen, erlaubt, ſich anderweit zu verheirathen, dergeftalt, daß 
eine folhe Wittwe mit ihren Tünftigen Ehemanne einen Platz unter den Ers 
traordinariis bekömmt, fo erlegt diefelbe dafür — 30 Rthlr. 
3) eine Wittwe, welche bad Privilegium zu ihrem ohne Kinder verſtor⸗ 
benen Manne gebracht und zur andern Ehe zu fchreiten Eriaubni⸗ F 
haͤlt, — thlr. 

4) wenn den Juden, welche nicht auf das Recht des erſten ober zweiten Kindes 
angefegt werben, neue Schusprivilegien ertheilet worden, wird für ein Schugs 


privilegium in einer großen Stadt 500 Rthlr. 
in einer mittlern Stadt 300 = 
in einer ganz Beinen Stabt ' 200 = 


aut Chargenkaſſe in Dukaten bezahlet. 
ejenigen Schugjuben, welchen nachgegeben wird, ihre Privilegia von einem 
Orte zum andern zu transferiren, erlegen für dergleichen Zranslofation nad) 
einer großen Stabt 300 Rthlr. 
nad einer mittleren 1580 = 
nach einer Heinen 100 ⸗ 
6) für die befonderen Konzeffionen zu einem Handel, 3.8. mit. Tuch und dergl., 
werben die Gebühren jedesmal befonders beftimmt, ingleichen 
7) wenn ein Zube mit einem fogenannten Generalprivilegio fi und feine Des 
feendenten ober wohl gar Gollatoralen in den Königl. Lanben etabliven zu 
tönnen oder anderen Vorrechten begnadiget wird. 
8) Die Juden⸗Aelteſten, Kaſſirer und Worfteher zahlen, fo oft fie Tonfirmirt 


6) 


werden. 
ein alter pro confirmatione 1 Rthlr. 
ein neuer pro confirmatione . 
8) ein Rabbi in großen Städten 40 ⸗ 
in mittlern 6 s 
. Inlleinen 4: 
Ein Schulmeifter, Kläpper und anderer öffentlicher Bedienter zahlte von vors 
ftehenden Sägen die Hälfte 


10) für die Konzeſſion zu einer hebräifchen Buchdruckerei werben bezahlt 50 Kthlr. 
‘ 44) für die Konzeffton eine Synagoge anzulegen 10 Rihir. 
dbesgleichen Schule halten zu duͤrfen B s 
12) für hie Konzeffion vom ber feftgefegten Anzahl Judenhaͤuſer eins zu acquiris 
zen, wird zur Chargenkaſſe bezahlet 15 Rthlr. 
oder ein halb pt. von dem Kaufpretio oder Werth bes Hauſes und zwar in 
großen Städten das erfte, in mittleren und kleinen Städten ber letztere 


Sag. 
13) dieſe Säge follen auch Statt haben, wem ein Jude bie Erlaubniß erhält, fein 
Saus an einen Ghriften zu verkaufen und dagegen ein anderes zu acqui⸗ 


ren. 
14) Dafern aber einem Juden die Konzeſſion ertheilt werben ſollte, über bie feſt⸗ 
gefeste Anzahl der Häuſer ein Haus zu befigen, fo werben die Gebühren bas 
. für jedesmal beftimmt. 
- (Diefe Gebührenfäge, ausfchließlich das «ub Nr. 4, gründen fi auf das 
revidirte Chargenkaflenreglement v. 30. Mai 1765 in N. C. C. March. T. 
. 11. &. 867 und der Sat sub Nr. 4 auf die Direktorlalverordnung an bie 
Glevifchhe Kammer v. 28. Jun. 1764.) 
Die Stempelgebühren find in Anfehung der Juden von den übrigen 
———— unterſchieden. Folgende Saͤtze ſind in dem erneuerten Stem⸗ 
peleditt v. 17. Sept. 1801 beſtimmt: 
Fuͤr Judenkonzeſſionen 
eines Ausländers 20 Rthlr. 
eines einheimiſchen Orbinarii 15 = 
eines Ertraordinat x 
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geftalt aber, wenn er glei bas Schuggeib erleget, dech zu verichiebenen anderen ver: 
fallenten Abgaben nichts beiträget, gleichwehl eine unter den außerorbentlichen befind: 
liche Judenfamilie in bie Zahl der erdentlihen su rũcken behindert; fo fol hinfüro nicht 


Zum Hausankauf die Häffte besienigen Quanti, welches bie Chargenkaſſe 

nimmt. 

Für bie Konzeſſion eines Judenkläppers 
in großen Städten 2 Rthlr. 
in mittlern und Heinen Städten 1 =: 

Aubenfchuibediente und Krankenwaͤrter zahlen 
in greßen Stübten 12 Rthlr. 
in mittleren und Eleinen 6 : 

(Erneuerte Verordnung über den Gebrauch bes Gtempelpapierö, der Boll: 

machten und wegen ber fonit zu entrichtenden Stempelgebühren v. 17. Scpt. 

1802 in N. €. €. March. T. XI,) 

Bei Ehejtiftungen werben bie ber Juden von ben übrigen ebenfalls uns 
terfchteben. 

Wenn nämlidy ein Zube fich verheirathet, fo muß vor Rachſuchung des 
Zraufcheins der Stempel dazu bei dem Stempelrendanten des Orts gelöfet und 
der Bittſchrift beigelegt werden, 

er Gtempel ift in dem gedachten Stempelebikte nach Beſchaffenheit ihrer 

Privilegien in nachfolgende acht Kiaffen vertbeilt und barnady zahlen die Juden, 

fie mögen fi) zum erften oder zweiten Mal verheirathen, die Stempelgebühren 

folgentergeftait: 

4) Alle Generalprivilegirte ober die auf ein Generalprivilegium angefebet 
worden, 20 Rthir. 

2) beögleichen diejenigen, welche ein neues Schugprivilegium erhalten, dergeftalt, 
daß fie auf die Liſte der ordentlichen Juden fommen und das Recht haben, 
Kinder anzufegen 20 Rtbir. 

3) ein Extraordinarius aber, ber nur lebenslang den Schu rhält 5 Rtbir. 

4) bie auf das Recht bes erſten Kindes angefeht worben 

in großen Städten 10 Rthlr. 
in Beinen 5b = 

5) die auf das Necht des zweiten Kindes angefegt worben 

in großen Stäbten 20 Rthlr. 
in kleineren die Haͤlfte 10 =: 

6) wird einer Judenwittwe, die Kinder hat, welche ſich auf das väterliche Pri- 
pilegium anſetzt, erlaubt, fi) anderweit zu verheirathen, dergeflalt, daß fie 
mit ihrem künftigen Ehemanne einen Plag unter bie Extraordinairen⸗Juden 
befommt, zahlt diefelbe one Unterfchieb 5 Kthlr. 

7) dahingegen eine Wittme, welche das Privilegium zu ihren ohne Kinder ver: 
ftorbenen Dann gebracht und zur andern Ehe zu ſchreiten Erlaubniß erhält, 
bie Gebühren bezahlet, eben fo wie bie auf bad Recht bed zweiten Kindes ans 
gefest worden, als 

in großen Städten 20 Rthlr. 
und in kleineren die Hälfte 10 : 

8) die Öffentlichen Bebienten 

in großen Städten 4 = 
. und in Heinern 2 ⸗ 

Die Juden follen aud) bei Löfung des Trauſcheins eine Quittung des Stem⸗ 
pelrendanten über das bezahlte Stempelpapier Ne ringen: biefe wirb ihnen bei 
Aushändigung des Traufcheind zurückgegeben und um jelbigen umgefchlagen. 

Es machte bei Loͤſung biefes Zraufcheins auch kein Unterſchied, ob die Juden, 
welche fich trauen laſſen, im Lande bleiben oder nicht. (Erneuerte Stempelver⸗ 
ordnung v. 17. Sept. 1802. $. 28. R. v. 24. Dec, 1794, Generalverord⸗ 
nung v. 18. Aug. 1722.) 

In Anfehung der Handlungsbücher der Juden verordnet dad Stempel: 
edikt ebenfalls den fogenannten Parapbenftempel, mit welchen dieſel⸗ 

- ben, nachdem fie vorber richtig foliiret, auf jedem Blatt ded Hauptbuches und 
zwar jedes Jahr einmal bedrucdt werden, gegen Erlegung der zur Stempelkam⸗ 
me zu entrichtendenden Summe, weswegen folgende brei Kläffen beftimmt 

ind: ee 

In der erften Klaffe, wohin gehären: 1) die ein Generalprivilegium haben 
ober darauf angefegt find; 2) die auf das Recht des zweiten Kinds angeſett 
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nur feiner ber erften über ein Jahr lang, ed wäre denn, baß er feines Commercii halber 
ohne Veränderung des Domicilii abwejend wäre, ohne erhaltene befondere Erlaubniß 
ſich außerhalb feiner ordentlichen Heimath beftändig aufhalten, fondern wenn ja dazu 
einer Erlaubniß erhalten, dennoch felbige nicht beftändig noch über drei Jahre dauern, 
und derfelben zu allen und jeden fowohl öffentlichen ald andern bei der Judengemeinde 
feines Domicilit vorfommenden Abgaben fchledhterdings beitragen, oder des Privilegii 
verluftig erflähret werben; Niemand aber fürs künftige zugleich an zweien Orten unter 
dem Vorwande, zu den Anlagen zu Tontribuiren, Schusbriefe und den Effekt an zwei 
Orten Kinder anſetzen zu koͤnnen, genießen, fondern folches hiermit ein für allemal ver- 
boten fein, in fofern Wir nicht en laveur einer ober ber andern Familie bereits ein an⸗ 
beres befohlen, oder Fünftig noch befehlen ſollten H. 


er — — — 


find; 3) die Fabriken haben; 4) die einen wirklichen Wechſelhandel in Papieren 
oder Geldſorten treiben 10 Rthlr. 

In der zweiten Klaſſe, die nicht zur erſten Klaſſe gehoͤren, aber 1) doch Meſſen 

bereiſen; 2) welche Häuſer eigenthümlich und nicht antichretifch beſitzen 5 Rthlr. 

Sn der dritten Klaffe, die nicht zu den beiden erfteren Klaffen gehören, aber 

1) einen offenen Laden haben; 2) auf Pfand leihen; 3) die überhaupt Hanbel 

treiben 2 Rthlr. 

Juden, die ein Handlungs: und Pfandbuch zugleich halten, find nur zur Pa⸗ 
rapbirung des erflern verbunden. 

Bon Juden, die in Gemeinichaft handeln, wird von jedem allein ber Para: 
..pbenftempel gelöfetz besgleichen, wenn ein Zube mehr ald eine Handlung in 

Städten treibt, muß er davon gleich hriftlichen Kaufleuten, die beſonders feſtge⸗ 
- feßten Paraphengebühren entrichten. 
(Erneuerte Stempelverorbnung von 1802. $. 29.) 

Die Juden warenzwarvon ber vormaligen Verbindlichkeit für die ihnen zu er: 
theilende Privilegien und Konzeffionen, Porzellain aus der Berliner Porzellain- 
fabrife zu nehmen und im Lande zu bebitiren, oder außerhalb Landes zu erporti- 
ven, ohne Auflegung eines andern Surrogats gänzlich befreiet, und ihnen auf 
gleichem Fuß, wie den chriftlichen Kaufleuten, der Handel mit Berlinifchen Por⸗ 
zellain verftattet. . 

(Kabinetsdekl. v. 12. Zebr. 1788 und Cirk. v. 27. Febr. 1788.) 

Dagegen waren fie verbunden, eine Quantität einländilher Manufalturwaa: 
ren zu erportiren, und die Zemplinfchen Mügens, Strumpf>, Beutel, Zuch: und 
Blonden- Kabriten zu erhalten. 

(Direktorialreflript v. 26. Zuni 1766.) 

Die in den Städten beftellten Krantenwärter, fo-wie die Judenſchul⸗ 
meifter und Kläpper dürfen zwar wegen des ihnen unterfagten Handels 
feine Privilegiengebühren, dennoch aber müffen fie für ihre Konzeffion zur Re⸗ 
krutenkaſſe in großen Städten 5 Rthlr., in mittlern. 3 Rthlr. und in geringen 
Städten 2 Rthir. bezahlen. Die Trauſcheinsgelder müflen hiefelben gleich 
den andern Juden entrichten. ' 

Die Bezahlung diefer Gelder muß gefchehen, ehe fie den Dienft antreten ober 
beirathen, und müflen zu dem Ende die Quittung produziren. In jedem befons 
dern Kalle der Anſetzung diefer öffentlichen Bedienten gefchieht die Anzeige bei 
der Kameralbehörbe, und werden biefelben in der Tabelle der von neuem verglei: 
teten Zuben aufgeführt. (Kabinetsorbre an die Elevifche Kammer v. 3. uni 
1738. Reſk. v. 30. Juni 1738.) 

Früher hatten die Juden überdies den Leibzoll zu entrichten, ber dur 
K. D. v. 12. Dec. 1787 und das Cirk. v. 31. Dec. 1787 aufgehoben wurde. 
(N. C. C. VIII. 1650.) In Betreff der ausländifchen Juden wurde er nur rüds 
fichtlich der zur Srankfurter Meſſe Reifenden abgefchafft. (K. O. v. 4. Juli 1788. 
N.C. C. T. VII. S. 2142.) (Vergl. hierüber oben ©. 210.) 

Ein Schutzjude, welcher ohne Erlaubniß aus dem Lande gegangen, fol, wenn 

fein Aufenthalt unbefannt ift, vermittelft einer öffentlichen Ebdiktalcitation, um 

fih wegen diefer unerlaubten Handlung zu verantworten, vorgeladen werden. 
AR. v. 17. Nov. 1794. N. C. C. T. IX. ©, 2441.) 

Nur aledann darf ein ordentlicher Schusjude eine folche befondere Erlaubniß 
zu feiner Abweſendeit nicht nachſuchen, wenn er feines Handels wegen bloß ab- 
weſend ift, feinen Wohnort aber nicht verändert. 

‚ „Die Abwefenheit eines jeden bloß des Handels wegen abweſenden Schuß: 
juden muß bei der Kameral- Behörde ordentlich angezeigt, und. in den aga 


us 
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(Die Zuden follen ihre Praestationes quartaliter bezahlen und 
die ganze Zudenfhaft dafür in nolidum haften.) Die jährlichen Schut⸗ 
gelder ſowohl als die Ghargenfervis:Kalender: und Montis Pietatis Gelber, follen 
Quartaliter richtig und unfeblbar, und zwar fogleich mit Ende jedes Quartals, zu Uns 
feren Kaſſen bei Vermeidung wirklicher Erelution bezahlet werben, auch für ſolche We: 
zahlung die ganze Judenſchaft der refpektive Provinzien in solidum haften, und bie 
Krieges: und Domainen= Kammern darüber mit Nachdrucke halten. 


IX, 


(Wie es mit den verarmten und auf den Banquerout fteehenben Su: 
den zu halten.) Zur Erreichung dieſes Zwecks follen die Zudenälteften und Vorſte⸗ 
ber jeber Provinz und Orts auf den Zuftand derer fammtlichen Juden ein beftändig 
wachſames Auge haben, und falls fie merken follten, daß einer dergleichen dergeftalt in 
Verfall feiner Nahrung geriethe, daß deffelben Werarmung ober gar Banquerout zu 
beforgen, einfolglich derfelbe zum gemeinen Beitrage der öffentlichen Laften und Gebühs 
ren bald untüchtig werben müßte, anderweitige Veranftaltung bei denen Kollekten mas 
hen, baß die Ausfälle verhütet und Fein Abgang noch Reſte bei den jüdifchen Abgaben, 
fo weit es die Königl. Kaflen betrifft, entfteben mögen. 


X, 


(Wie es zu halten, wenn ein Jude vorfägliherweife banquerout 
geworden.) Im Kalle aber ein oder anderer biefer Schugjuben gar in einen vorfäg: 
lichen und boshaften Banquerout verfiele, ſoll mit bemfelben nad) Dispofition Unferer 
Edikten v. 14. Juli 1715, 4. Febr. 1723, 20. Mai 1736 und befonders v. 25. Der. 
1747 verfahren werben, bergeftalt, baß wenn einer Unferer Schußjuben einen im gerings 
ften verdächtigen Banquerout madyen, und außer Standes fich befinden wird feine Kre⸗ 
ditores zu bezahlen, fobann bderfelbe nebft allen denenjenigen, fo unter feinem Schuss 
briefe fteben, oder daher angefegt worben, des Schuges verluftig gehen, fein Schugbrief 
gänzlich Tafliret werden, und bergeftalt erlofchen fein folle, daß auch folcher nicht einmal 
mit einer anderen und neuen Zubdenfamilie befeget werben bürfe. 

Wobei Wir Uns jedoch unterm 23. San. 1749 dahin deklariret, daß wenn fich bei vorkom⸗ 
menden bergleichen Fällen befondere Umſtände finden, die eine Mitigation verdienen möch⸗ 
ten, Uns folche fodann berichtet und Unfere allergnädigite Kefolution darüber eingebo: 
Vet werben folle. Stürbe inzwiſchen ein dergleichen Kallit gewordener und verfchulbe: 
ter Zube, fol e8 mit deſſelben Begräbniffe nach Diepofition des unterm 24. Dec. 1730 
bieferhalb ergangenen Edicti declaratorii nody zur Zeit und biß auf andere Verordnung 
gehalten, und wofern die Eltern oder die Erben eines folchen vor deſſelben Begraͤbniſſe 
unmoͤglich Rath fchaffen, noch auch deshalb fo bald annehmliche Kaution ftellen Eönns 
ten, wozu fie doch zuvoͤrderſt mit allem Ernſte anzuhalten find, der verftorbene Jude 
zwar begraben, jedoch aber deffen Eltern oder Erben zu Bezahlung besienigen, was 
Uns oder anderen Ghriften der verftorbene Jude ſchuldig geblieben, durch prompte Exe⸗ 
kution angebalten werben ſollen; dahero dann die Jubenälteften hierauf genaue Atten⸗ 
tation zu nehmen, und wenn ſich einiger Verdacht zu dergleichen vorfäglidhen Banque- 
rout ereignet, es in Zeiten gehörigen Orts anzugeigen haben. 


Al, 


(Die Juden follen Feine bürgerlihen Handwerke treiben.) Auf daß 
nun aber biefe in Unferm Schuge ftehende Juden hiefiger Refidenzien ſowohl, als anders 
wärts auch in Stand gefeget und erhalten werben mögen, alle diefe und andere ihnen 
obliegende Abgaben zu beftreiten, fich ehrlich zu ernähren und dem gemeinen Weſen 
nicht zur Laft fallen, noch weniger denen chriftlichen Kaufz und Handelsleuten, Manu⸗ 
fatturiers, Fabrikanten und Handwerköleuten, gleich bishero zum Theile ganz unver- 
antwortlich ohne Konzeffion ſich anmaßen wollen, fo großen Eintrag und Abbruch in 
ihrer Nahrung und Gewerbe zu thun, felbige dadurch herunter zu bringen, und zu Abs 
tragung berer Öffentlichen Abgaben untuͤchtig zu machen; fo fegen orbnen und wollen 
Wir hiermit fernerweitig und ernftlich: daß kein Jude ein bürgerlich Handwerk trei- 
ben, noch außer dem Pettfchiesftechen, Mahlen, Optifchens Gläfer: Diamant» und 
Stein: Schleifen, Golds und Silber flidden, weiße Waare ausnähen, Krätz⸗- Wafchen 
und andern dergleichen Gewerbe, wovon fich Feine Profeflions » Verwandte und priviles 





wöhnlichen vierteljährlich von ben Steuerräthen einzureichenden Zabellen be: 
a) (Cirk. v. 4. Sept, 1776 in Nov, Corp, Const. March. T. 
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rte Bünfte finden, ſich anmaßen, befonders auch Fein Vier brauen und Brandtwein 

rennen follen, jedoch können fie das Branbtweinbrennen bei denen von Abel, Beam⸗ 
ten und anderen verrichten, nur daß dazu feine andere als vergleitete Juden und deren 
Kinder genommen werden '). 

Ermeldete Pettſchierſtecher aber müflen fich bei jedes Orts Obrigkeit eiblich verbinden, 
baß fie keine faliche Accifes, 3olls und gribere Königl Siegel nod weniger aber Muͤntz⸗ 
Stempel; fie fein von Unſeren oder anderer Potentaten Gepraͤge ober nicht, bei Strafe 
ber Karre und gänzlihem Verluſte des Schuges ftechen ober verkaufen wollen. 

Jedoch müflen diejenigen Juden, welche von Uns zur Errichtung gewifler Sorten von 

absiquen oder zum Berlage einiger Chriſten⸗Fabricanten befondere Concessiunes er⸗ 

Iten haben, oder noch erhalten möchten, babe nach wie vor gefchüget werben. 


(Denfelben wird das Gold: und Silber: Schmelzen verboten). We⸗ 
gen des Gold» und Silber⸗Schmelzens auch Scheidens, und baß kein Zube folches bei 
Leib» und Lebens⸗Strafe anders als auf Unferen Münzen vornehme, bleibet eö bei dem, 
was bieferhalb in dem Ed. v. 1. Okt. 1718 ausführlich und puenaliter verordnet ift, 
Diejenigen Juden aber, welche ſich gelüften laffen, gute golbene und filberne Münzen 
umzufchmelgen, zu beſchneiden oder gar außer Landes zu führen, ober ſchlechte verrufene 
und gering altige MüngsSorten in Unfere Lande zu bringen, follen ohne Anfehung der 
Umftände erftlid) des Schuges in allen Unferen Landen verluftig fein, und über biefes 
an Haab und Gute, auch nad) Befinden an Leib und Leben, gemäß denen alten Edikten 
und infonderheit dem neueften Ed. v. 17. Martii 1739 unabläffig geftrafet werden. Wie 
denn auch die Juden, fo gute goldene und filberne MünzsSorten gegen ſchlechte verrus 
fene einwechfein, umfegen, damit wuchern und fich foldyer im Handel und Wandel Aus 
Bern, nad) Einhalt des geihärften Muͤnz⸗Ed. v. 20. Januarii 1744 angefehen, und 
darnady fowohl, ald wenn fie Unferm Ed. v. 14. Febr, 1749 wegen der Dulaten 
zuwider handeln, von Unferen fiskaliſchen Behienten in Strafe genommen werben follen. 


(Das Shlahten zur eigenen Gonfumtion wirb denen Juben vers 
flattet, wenn fie bei Shriftenfhlädhtern das Vieh Eollern). Das Schlach⸗ 
ten wird denen Juden in foweit zu ihrer eigenen Gonfumtion verftattet, daß fie ein 
Stuͤck Vieh aufden Viehmärkten einkaufen, aber bei den Chriſten⸗Schlaͤchtern durch eis 
nen fogenannten Koller, doc fo viel das große Rindvieh betrifft, nicht anders als in 
den publiken Schlachthäuſern, wo dergleichen vorhanden, ſchlachten, und wenn der 
Schnitt gerathen, dasjenige, fo fie davon gebraudyen, davon nehmen, das übrige aber 
den Chriſten⸗Schlaͤchtern zum Verkaufe laflen, auch ſowohl in diefem Falle, als wenn 
der Schnitt nicht gerathen follte, vorher mit dem Schlädhter wegen des Preifes, wofhr 
er das Fleiſch behalten wolle, handeln können; felbit aber follen fie bei Verluſt des ges 
tollerten Viehes zum Vortheile der Armen Fein Fleiſch an jemanden davon ablaffen oder 
verkaufen, noch auch mit einlaͤndiſchem Viehe handeln, ihnen auch nicht Wieh auf dem 
Lande oder einländifchen Zahrmärkten einzukaufen, und in die Städte zu bringen erlaus 
bet fein, und zwar ebenmäßig bei Confiskation des Viehes, fo fie eingekauft und hereins 
bringen wollen; jedoch find audy die Schlächter ſchuldig, ihnen kontraktmäßig genugfas 
mes und gutes Fleiſch zu liefern. 

Sollten aber ſowohl einheimifche ald ausländifche Handelsjuden mit Partheien Horne 
ober andern Vieh, fo fie von auswärtigen Landen herein bringen, Unfere Städte und 
Meffen betreiben wollen; fo bleibet ihnen biejes zu Beförderung bes Viehhandels und 
der Zufuhr nach wie vor frei. 

Im Clev⸗Maͤrkiſchen, Mindifhen und Halberfläbtfchen bleibet es ingwifchen bei dems 
jenigen, fo in Abficht des Juden-Schlachtens von Zeit zu Zeit nadygegeben worden; wie 
denn auch in denen andern Provinzien, befonders in Preuſſen, allwo denen Juden das 
Schlachten unter gewiffen Bedingungen von Uns zugelaffen worden, «8 noch zur Zeit 
und bis auf fernere Verordnung fein Berbteiden bat. 


(Mit wollenen Fabriques und Manufalturen:Verlage, roher Wolle 
und bergleihen Garne follen fi die Juden in Berlin nicht bemens 
gen). Mit wollenen Zabriten und Manufakturen oder derfelden Verlag, roher Wolle 
und wollenen Garne aber follen fi die Berlinifhen SchugsYuden, ohne Unfere dazu 
erhaltene befondere Konzeffion, als deshalb fie fich in gewiffen Fällen bei Unferm Gene⸗ 
ral⸗Direktorio zu melden haben, gar nicht vermengen, jondern es bleibet Darunter durch⸗ 
gehende bei dem wirklichen Inhalte bes ergangenen Ed. v. 24. April 1787, vermoͤge 


— — 








*) Hierli ber ergingen weitere Beſtimmungen durch bie R. v. 4. Juli 1787, 17. Mai 
und 18. Zuli 17985. 
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welchen Kein Schugjube in hieſigen Refidenzien einige Wolle, es fei eins oder auslänbt 
Ihe, Schaar:, Rauf: oder Gerberwolle Faufen, Geld barauf leihen oder gegen Maar 
annehmen, noch auf eine ober andere Art, e8 habe Namen wie ed wolle, einige Moll 
an ſich bringen, Verkehrung damit treiben, foldhe fpinnen laſſen, Juden⸗ oder Chriften 
Fabrikanten halten, folche mit Wolle ober gefponnenem wollenen Garne verlegen, und 
wollene Waaren felbit verfertigen, — kaufen, von den Fabrikanten annehmen 
ober Geld darauf leihen, in dem widrigen Falle aber nicht nur die Wolle, das geſpon⸗ 
nene wollene Garn, oder die daraus verfertigten Waaren imgleihen die Weberftühle 
und übriges Handwerkszeug Tonfisziret, fondern auch ber Jude, bei welchem bergleichen 
ober auch nur einige Sachen davon gefunden werben, oder deffen, jedoch ohne Weitläuf 
tigkeit oder Form von Prozeß nur einigermaßen überzeuget wird, wegen ſolcher Weber 
tretung Unferer Edicte anderen zum Erempel dem Befinden gemäß nachdruͤcklich und 
unnachbleiblich beitvafet werden, als worauf Unfere Krieges: und Domainens Kammer, 
Magijtrat und Oflicium Fisci mit allem Ernfte und Nachdrucke halten und dafür al- 
lenfalls ftehen follez jeboch bleibet nacdıy wie vorhin frei, die Sterbes und Mertz⸗Felle 
aufzufaufen, die Wolle von gedachten Zellen abzubringenz fie müffen aber bei unnach⸗ 
bleiblicher eremplarifcher Beftrafung die bewolleten Kelle und Wolle nicht außer Landes 
bringen, fonbern an die Kabritanten einlandiſcher Staͤdte verkaufen. 

(Bier und Brandtewein unter ſich zu verſchenken iſt ihnen ferner 
erlaubet). Und da die Juden an ihren Sabbathen und Feſttagen kein Geld angrei⸗ 
fen, das Bier und Brandtewein aber bei den Schenken gleich bezahlen müſſen; ſo ſoll 
ihnen zwar erlaubet ſein, ferner Bier und Brandtewein unter ſich zu verſchenken, ſie 
muͤſſen aber in Berlin dazu vier in verſchiedenen Gegenden wohnende Juden ausmachen, 
und bei dem Polizei-Direktorio dahin vereiden laſſen, keinen als nur Juden davon ets 
was zu verkaufen, auch das Bier und den Brandtewein von Ehriften zu nehmen, kei⸗ 
nesweges aber felbft zu brauen oder zu brennen. 

(Mit andern als Kaufher- Weine zu handeln ift ihnen gar nicht er: 
laubet). Mit Weine aber müffen fie weber ins große nod) ins Eleine handeln, vielmes 
niger ſolchen verichenken. 

Zu ihrem eigenen Gebrauche aber ftehet ihnen nach wie vor frei, den fogenannten 
Kaufher:Wein und Meeth auswärts kommen und einer dem andern etwas abzulaffen, 
den Meeth auch felbft zu brauen. xvr 


(Noch auch mit rohen Rind: und Pferdehaͤuten, rohem oder gefärbs 
ten Leder und fremden wollenen Waaren weiter als ihnen unten bes 
fouders nachgelaſſen ift). Mit rohen Rind: und Pferbehäuten, noch auch mit vos 
ben ober gefärbten Leder, es habe Namen wie es wolle, auch nicht mit fremden wollenen 
Waaren ſollen fie weiter handeln, als ihnen folches in folgendem XVIII. Artitul befon- 
ders nachgelaffen iſt, aber auf folchen Kal dennoch durchaus fein Waarenlager damit 
halten, noch dergleichen etwa überfommendes Leder aufer den Sahrmärkten feil haben, 
und müffen die Accife- Kammern ihnen folche nicht eher folgen laſſen, bis die Einbringer 
defielben die in ermeldetem folgenden Artikul erforderte Befchaffenheit durch bündige 
Gezeugniffe ermweifen oder allenfalld eidlich befiärken werben; wiewohl in denenjenigen 
Provinzien, worunter diefermegen befonderer Umftände halber etwas mehreres durch Kö: 
nigl. Höchfteigenhändig unterfchriebene Ordres nachgegeben worden, ed auch dabei fos 
dann noch zur Zeit fein Verbleiben hat. xy 

II. 

(Spezerei- und Gewuͤrzwaaren können fie vor andere Juden auf ge⸗ 
wiſſe Art verkaufen). Was die Spezerei- und Gewuͤrzwaaren betrifft, weil ſolche 
nach ihrer Religion ganz rein und von keinen Würmern bekrochen ſein müſſen; ſo wird 
ihnen zwar erlaubet, dergleichen Spezerei und Gewürz auch andere zur Speiſung dien⸗ 
liche Waaren, welche durch Würmer verunreiniget werden können, als: Roſinen, Man⸗ 
deln, Reiß, Senf, Kuͤmmel, Annis und dergl. vor andere Juden einzukaufen, welches 
ſich auch in Anſehung anderer Victualien als: Graupen, Grütze, Mehl 2c. fo mietig 
werben kann und ſodann von ihnen nicht zu gebrauchen iſt, verſtehet, jedoch daß die Vice 
tualien allhier auf öffentlichem Markte von ihnen gelaufet werben, doch auch nicht wel 
ter ald zu eigenem Gebrauche. 

(Mit rohem Tobacke zu bandelen, foldhen felbft zu fabriziren und 

Höderwaaren zu führen, ift denen Juden verboten). Dabingegen mäffen 

auch die Juden nicht mit unfabrizirtem Tobade handeln, noch weniger lestern felbft fa⸗ 

briziren, auch ohne befondere Konzeffion Feine Höderwaaren, als Hering, Butter, Kaͤſe, 

eingewäflerten Stock⸗, Berger: oder Klippfiih, Schollen, Salz, Seife, Licht, Eier, 
Schmeer, ‚Birfe, Linfen, allerlei Grüge, Gerften-Graupen, Rüben, Erbſen, Getreide 
im einzelnen, Gartenwerk, Obſt und dergleichen führen. 
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XVIII. 

y te ae für Waaren die Schuz-Juden eigentlih Handeln Eönnen). 
Damit nun alle bie unter Unferm Schuge ftehende Juden eigentlich wiſſen und anges 
wiefen werben mögen, was ihnen vor Nahrung unb Gewerbe zu treiben erlaubet; fo fol 
benenfelben mit folgenden zu handeln und Verkehr zu treiben nachgegeben fein, nämlich: 
mit Drapd’or, Drapd urgent, reihen Etoffen und Bändern, ein- und ausländifchen 
geſtikten Waaren, Gold und filbernen einländifchen in der Berliniſchen Königl. Golds 
und Silber Manufaktur fabrizirten Zreffen, Zouren, point dE’«pagne, Gold: und 
Silber⸗Faden und Santillen, desgleichen mit Joumwelen, Bruch⸗Gold und Silber, Eins 

025, allerhand alten Seren -ühe und dergleichen, ferner mit Geld⸗Wechſel unb 
Sfändern, Gelb: Mäkeln, Aufkaufe und Verkaufe von Häufern und Gütern vor andere 
Leute; nicht minder mit allerhand Brabantiſchen, Holländifchen, Schlefifchen und Chur⸗ 
Ik fifhen weißen und feidenen Waaren, Kanten, Reffeltuche und ganz weißen einläne 

iſchen groben Kutterfattun, einländifcher Leinwand, weißen Zwirn, Zafels und Tiſch⸗ 
zeug, ganz und halb, ſonderlich auch einländifchen feidenen Waaren, auch mit aus: und 
eimländifhem ungefärbtem gar gemathten Leder, mit einländifchem Sammet, dann mit 
allerhand hier im Lande fabrizirten ganz und halbwollenen und baumwollenen Waaren, 
fie Haben Namen wie fie wollen, wie auch mit denen in Unferen Landen fabrizirten Kats 
tunen und Zitzen; ferner mit Pferden, rohen Kalb: und Schaffellen, Federn, Perüquen, 
Haaren, auch Kameel: und PferbesHaaren, Talg, Wache und Honig, Polnifchen Waa⸗ 
ren, Pelzwerke fo noch roh und unverarbeitet iftz ader keinen neu verfertigten Kuͤrſch⸗ 
ner:Waaren, in den Städten wo Kürfchner wohnen, e8 wäre dann, daß fie den Kürfch- 
ner, von weldyem fie die verfertigten Waaren zum Handel erkauft, fofort benennen koͤnn⸗ 
ten, die auch mit Thee, Kan Chokolade und Sabrigirten aus⸗ und einländifchen Schnupf: 
und Rauch⸗Tabacke; fo ftehet ihnen auch noch frei, mit allerhand alten Kleidern, alten 
ober pebrauchten Meubeln, Haus: and Küchengeräthe, in summa mit allem demjenigen, 
was Ihnen in vorftehenden Artikeln nicht generaliter und specialiter verboten ift, wenn 
es auch in diefem Spezial-Artitul nicht fpezifiziret noch eigentlich benannt fein follte, zu 
handeln, zu ftugen und fonft zu verkehren; doch alled dieſes nicht anders als in denen 
Häufern und ihnen ordentlich zugeflandenen Laden und Buben, 

In Unferm Königreiche Preußen aber bleibet e8 wegen ber fremden und einlaͤndiſchen 
Juden Handlung bei der dafelbft gemachten befonbern Verfaſſung; weil das Polnische 
und Ruſſiſche Commmercium dafelbft noch zur Zeit fomohl vom Chriften- als Juden⸗ 
Handel abbänger. 

Denenjenigen Schug- Tuben, welche von Uns befondere Konzeffion haben, in den 
Städten, worin fie vergleitet find, oder wohnen, offene Laden und Buden zu halten, 
mithin ihre Waaren an dem Orte, wo fie wohnen, oder auch auf öffentlichen Meſſen 
und Sahrmärkten Stüd: oder Ellenweife zu verkaufen, fol ſolches zwar nody ferner er- 
lauber fein; fie müffen aber binfüro fo wenig auf einländifhen Meſſen und auf Jahr⸗ 
maͤrkten, wie fte fich bisher zum Nachtheil der Chriften- Kaufleute verſchiedentlich anma⸗ 
gen wollen, vielmeniger aber an benen Orten, wo fie wohnen, mehr als jeder eineBube 
oder Kram⸗Laden öffnen und darin verkaufen oder durd) die ihrigen verlaufen laſſen; 
geftalt denn auch feinem Juden freiftehet, an einem andern Orte, ald wo er wohnet, in 
Unferen Landen außer Meß⸗ oder Jahrmarktözeiten, ba ihnen auf dem Markte eine abs 
Tonderlihe Bade zu haben erlaubet ift, eine ofene Bude und Kram⸗Laden zu halten. 


(Die Suden follen bei Konfiskation der Waaren mit demjenigen 
nicht handelen, was ihnen hierin verboten). Gleihwie nun auf bie vorher 
bef'hriebene Art und Weife vor die Nahrung, Handel und Wandel der Schug-Juden 
dergeftalt gelorget worden, daf, wenn die zu duldenden Juden⸗Familien nur wollen, 
fie genugfam im Stanbe fein, fich ehrlich und reblich zu ernähren, durchzubringen und 
ihre Abgaben richtig abzuführen; alfo befchlen Wir fernerweitig allergnäbigft und ernſt⸗ 
lich, daß bie Juden fi) damit durchgehende begnügen, ihr Gerverbe allezeit ehrlich und 
redlich treiben und felbiges auf Eeinerlei Weife, und zwar bei Konfisfation ber ihnen 
nicht zugetbeilten Waaren überfchreiten, 

(Sollen in Städten außerhalb den Jahrmärkten nit haufiren.) 
Zu dem Ende aud) fi nicht unterfiehen follen, unter was Vorwande ed auch immer 
feit möge, mit den ihnen ausgemachten Waaren in Stäbten außerhalb den Jahrmärk⸗ 
ten gu haufiren, in die Wirths⸗ oder andere Häufer mit oder ohne Waaren zu laufen, 
ihre Waare auszubieten ober anzupreifen, ſondern fie follen ſich durchgehends nach der 
Gewohnheit chriftlicher Kaufleute betragen, nicht anders ald gerufen, mit Waaren aus 

ren Häufern und Laden gehen, und außer denen burchaus nicht mit Waaren auf den 

tragen ſich finden Iäffen, maßen es Hierunter Tchlechterbinges bei dem unterm 17.Nov. 
—* ergangenen HaufirsEdikte urfd'benen darin wider bie Uebertreter verorhueten Stxa⸗ 
n verbleibet, 
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XX. 


(Keine fremden Juden und Judenjungen ſollen in Berlin Nahrung 
treiben!).) Und da angemerket worden, daß viele Juden und Judenjungen aus andes 
zen Unferer Botmäßigkeit unterworfenen Städten und Provinzien Jahr aus Jahr ein 
und fat tagtäglich ſich in Berlin aufgehalten, ſich untereinander mit ab und zugehen 
zig blam abgeloſet, und durch heimlich und öffentlichen Handel ſowohl dem ganzen Pus 

liko als insbefondere der ganzen Ghriftlihen und erlaubten Jüdiſchen Nahrung unge: 
meinen Schaden verurfachet, zugleich auch Unfere Kaffen durch allerhand Defraubirung 
und boshafte Praktiken betrogen und hintergangen haben; fo fegen, orbnen und wollen 
Wir hiermit und Kraft diefes, daß außerhalb denen hiefigen Jahrmärkten Tein, nicht 
nach Berlin gehöriger Jude, er fei auch ſonſt glei) in Unferen Landen vergleitet ober 
nicht, mit anderen Waaren als mit BrudeGold und Silber in biefe Stadt gelaffen, 
auch außerhalb ven Jahrmaͤrkten kein dergleichen auswärtiger Jude männlich ober weibs 
lichen Geſchlechts; jedocd die Rabbinen und Gelehrten fo kein Verkehr haben, ausges 
nommen, wenn er fich nicht etwa ftehenden Fußes durch ein Atteft der Suden-Xelteften 
legitimiren kann, daß er als ein Negotiant hoher Potentaten, oder daß er durch einen 
ihn den fremden Juden felbft und unmittelbar angehenden Prozeß vor Unfere jede Lan 
des: Gerichte unumgänglich hergezogen fei, oder er hier. Waaren einzukaufen hergekom⸗ 
men ober burchreifen, oder zu den Feſttagen, Hochzeiten, Befchneidungen und Beſuche 
ihrer Freunde ſich einfinden, und zwar die 4 legten längftens über 8 Zage in der Stadt 
Berlin nicht geduldet, ober aber vor jeden Zag, welchen er darüber in der Stabt blels 
ben follte oder wollte, einen Dukaten an Golde zum Potsdamſchen großen Waitenhaufe 
zu erlegen angehalten werden ?). (Sollen außer denen hierin auögenommes 
nen Fällen, wenn fie über 24 Stunden in Berlin bleiben, 1 Spezies: 
Dukaten zum Potsdamfhen Waifenhaufe bezahlen.) Und da hierauf das 
Polizei⸗Direktorium Acht zu geben hat; fo follen nicht allein die fremden Zuden an eben 
dem Tage, da fie antommen, von dem Juͤdiſchen Aufwärter bei felbigem gemeldet und 
von ihm dem fremden Zuban angedeutet werden, daß wann er ſich über diefe acht Tage, 
oder ihm fonft erpreffe nachgelafiene Zeit aufhalten würde, er für jeden Zag einen Spe⸗ 
zies⸗Dukaten vor das Potsdamſche große Waifenhaus erlegen müffe, es wäre dann, 
daß er ducch ein Atteft der Suden=Aelteften bei dem Polizei:Direktorio eine fernere Dila- 
tion gefucht und erhalten Hätte, welche fonderlich denenjenigen ohne Schwierigkeit zu ers 
theilen ift, die alhier Waaren einzukaufen Willens, und ſich binnen dieſer Zeit zu 
diren nicht im Stande gewefen, oder auch die blos zum Befuche ihrer Anverwandten ſich 
aufhalten. 

Diefer Aufwärter muß zu dem Ende alle Morgen fich bei dem PolizeisDireltorio ein- 
finden, und einen ordentlichen täglichen Rapportzettel, worin die angelommenen und 
weggegangenen Juden aufgeführet find, abgeben, und wenn der Juden-Aufwaͤrter keine 
sichtige Anzeigung thut, ſoll derfelbe dafür ernftlich geftrafet und abgefeget werben. 

Im Königreiche Preußen aber bleibet es auch biejerhalb bei der dortigen Verfaflung. 


XXI. 


(Alle fremde Juden, ſo nicht mit denen Poſten oder eigenen Fuhr⸗ 
werte kommen, follen in Berlin nur in zwei Thoren ein und auspafs 
firen. Wie e8 damit in anderen großen Städten gehalten werben 
folle.) Es follen aud) alle fremde Juden, die nicht etwa mit denen Poften Ertrapoften 
oder eigen Fuhrwerk, fondern zu Zuße und zu reiten kommen, zu Berlin in feinen ans 
dern Thoren als zum Prenzlauer und Hallifchen Thore einpaffiren, auch in andern groͤ⸗ 
fen Städten Unfers Königreichs und Lande fo viel möglich auch folche gewiffe Ein: und 
Ausgänge verfüget, übrigens ordentlicher Weife Fein ausländifcher Jude eingelaffen wer⸗ 
den, er unbe denn ein Atteft oder Paß probuziret, wo er herkomme, und was die Urſache 
feiner Reife uud Anherokunft ſei? welches letztere in Ermangelung des Paffes oder Ats 
teftö er dem Aufwärter mündlid) anzeigen, und dem NRapportzettel einverleibet wer 
den muß. 


—— DEE — — — 


X) Die fremden und durchreiſenden Juden mußten ſich bei Betretung ber Lanbesherr: 
lichen Gränze das Geleite ablöfen, nämlich bei ihrer Ankunft an dem erſten 
Drte in den Preußifhen Staaten bei der Obrigkeit, welche unter den Ramen 
der GenjursKommiffion angeordnet, anmelden, und von berfelben einen 
Grlaubnißfchein, worin bie Beit ihres Aufenthalts nicht über vier Wochen 
durfte beftimmt werben, einldfen. Reglement wegen Aufbebungder Verpflich⸗ 
tung der jüdifhen Gemeinden u. f. w. dv. 18. Juli 41801. (N.C.C.M.T.X.) 

2) Achnlich beftimmt das Cirk. v. 16. Aug. 1762. N. C. C. III. 156. m 
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XXII. 

(Wie es mit den Betteljuden zu halten fei!).) Und gleichwie bereits viel⸗ 
fältig verorbnet ift, daß die Betteljuben nirgends Über die Grenze gelaffen werben fols 
len; alfo wird nicht allein biefes wiederholet, fondern es follen auch dergleichen Bettels 
Juden, falls fie ſich dennoch durch und fonderlich bis an Unſere Reſidenzien fchleichen 
foliten, fogleid in das am Prenzlauer Thore befindliche ArmensJuben-Haus gebracht, 
ihnen daſelbſt Almofen gereichet, und fie ohne weiter in die Stabt zu laflen, Tages 
darauf wieder aus ben Thore gewiefen werden s und wenn fie zu Keftzeiten ſich in Menge, 
wie fie pflegen, bier einfinden, bleibet es bei der bisherigen Obfervanz, daß an das Ju⸗ 
den⸗Armen⸗Haus von dem Gouvernement ein Unteroffizier mit einigen Mann gefeget 
wird. Dafern aber einige gelebrte Juden darunter, fo in die Städte wollen, haben die 
Juden⸗Aelteſten oder Vorſteher diefelben dem PolizeirDirektorio und in den übrigen Staͤd⸗ 
ten dem Poligei:Bürgermeifter zuvorderſt anzuzeigen und Permiflion dazu zu erlangen. 
Hierauf haben die von den Krieges: und DomainensKammern zu benennende Juden⸗ 
Thorſteher, und allhier ferner bie 7 befonderen Zuden, welche biefelben zu Beobachtung 
des Hauſirens und Herumlaufens fowohl einheimifcher als fremder Juden, mit Zugies 
bung der Juden-Aelteften ausmachen werden, mit Acht zu geben, und nach ber ihnen gu 
reichenben befondern Inftruftion zu verfahren, wobei Unfere in anno 1733 allergnädigft 
ertheilte Thorfteher-Inftruftion, in ſoweit nachhero nichts geändert, zur Richtſchnur zu 
nehmen; was aber die Provinzien anlanget, haben die großen Städte, wo viel Juden 
find, obiges fo weit es ſich thun laffen oil gleichfas zu beobachten. 


(Wie die handelnden fremden Juden zu Ja hrmarktszeiten beider X 
cife traftiret werden follen). Und damit auch dıe zu Sahrmarktegeiten einkom⸗ 
menden ausländifhen Juden denen hiefigen durch Einbringung häufiger, oft burch allers 
hand Praktiten erwurbenen und ihnen mwohlfeil zu ftehen Eommenden Waaren, in der 
Nahrung defto weniger Eintrag und Abbruch thun moͤgen; fo fegen, ordnen und wollen 
Mir ferner allernnadigft, daß Fein dergleichen mit Waaren zu Jahrmarktszeiten einkom⸗ 
mender ausländifcher Zube von ber ordinairen Handlungs: und Loͤſungs⸗Acciſe frei fein, 
fondern vietmehr bei der Berliniſchen Accife allezeit fo angefehen werden folle, als habe 
er für 50 —3 in den andern Landſtadten aber, als wenn er 25 Thaler eingebrachte 
Waaren wirklich verlofet hätte. Wie denn, er habe viel ober gar nichts verlofet, er dens 
noch von refpective 50 Thlr, oder 25 Thlr. Waaren die Loͤſungs⸗Aceiſe erlegen, was er 
aber etwa darüber verlofet, jederzeit tarifmäßig verfteuern, folches alfo allemal getreus 
lic) anzeigen, ober in Konfistation feines ganzen Krams hiermit verfallen fein fol, als 
— die Berlinſchen und ſaͤmmtliche Acciſe⸗Aemter; exclusive Preußen, allwo es bei 
der disherigen ne bleibet, insbefondere Acht zu geben, und dieferhalb die nöthi⸗ 
gen Anftalten zu machen haben. xxıv 


(Die Juden koͤnnen Gelber auf richtige Pfänder ausleihen). Da auch 
das Geld: Verkehr insbefondere zur Züdifhen Nahrung mit gehöret, fo bleibet zwar des 
nen Zuden nad) wie vor erlaubet, Geld auf Pfänder auszuleihen, fie müflen aber von 
feinem Unteroffizier und Soldoten⸗Pfaͤnder annehmen, oder etwas kaufen, wo fie nicht 
genugfam verlichert, daß ſolche derfeiben rechtmäßiges Eigentum auch keine Montis 
rungd:Stüden fein, und ſich allenfalls darüber einen Schein von dem Kommandeur ber 
Kompagnie vorzeigen laflen, darnechſt müffen die Juden überhaupt bei allen Verſetzun⸗ 
gen und Verkaufe wohl verfichert fein, daß — nicht geſtohlen, oder von jungen 
Leuten ihren Eltern, oder von ungetreuem Geſinde ihrer Herrſchaft, als deshalb fie ſich 
bei denen Eltern oder der Herrſchaft jedesmal erkundigen müfjen, heimlich entwandt und 
verfegt morden; anderergeftalt diejenigen Juden, berfelben rauen ober Geſinde, derglei⸗ 
hen angenommene Pfänder nicht nur dem Cigenthümer unentgelblid herausgeben, 
fondern, wofern fie Wiſſenſchaft gehabt, und deſſen rechtlich überführet worben, daß das 
Pfand geftohlen, oder heimlich entwandt, follen dergleichen Pfänder:Inhaber gleich des 
nenjenigen, fo wiffentlich geſtohlne Sachen gekauft, nady dem Ed. v. 15. Ian. 1747 ans 

efehen und nicht nur vor ſich, fondern auch vor feine Kinder, wenn ſchon foldye anges 
ebet fein, alles Schuges verluftig gehen, die Schugbriefe kaffivet, er mit denen Seinigen 


— 


2) ueber dieſen Gegenſtand beſtimmten ferner das ausführliche Ed. v. 12. Dec. 1790 
wegen der überhandnehmenben Betteljuden (N. C. C. VI. 3083), das Regl. v. 
18. Zuli 1801 wegen Aufhebung der Verpflichtung der jübifchen Gemeinden 2c- 
und der dagegen zur Erhaltung ber öffentlichen Sicherheit zu treffenden Veran⸗ 
ftaltungen (N. C C.X G. 893), bas Cirk. v. 28. April 1791 (N. C. C. 1X. 
&.85) und die R. v. 4. April 1791 (N. C. C. IX, ©. 69) und 81. März 1785 
(N. C. C. VII, &. 3051). a 

X 
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aus dem Lande geſchaffet, auch in ſolcher Familien Stelle keine andere wiederum ange⸗ 
ſetzet, überdem auch der Uebertreter angehalten werden, den völligen Werth der geſtohle⸗ 
nen oder verhehleten Sachen dem rechten Beſitzer, wie dieſer es allenfalls beſchworen 
möchte, zu bezahlen; wann er aber ſolches nicht thun Tann, über den kaſſirten Schugbrief 
und fortgefchafften dazu gehörigen Familie, die ſaͤmmtliche Judenſchaft des Orts ex 
Ofſicio angehalten werden, den Werth der geftohlenen oder verhehleten Sachen in aub- 
sidium baar und ohne alle Widerrede dem beftohlenen Eigenthümer zu bezahlen. 
Wannenhero die Juden felbft fi untereinander genau zu beobachten, und wahrzuneh: 
men, auch wenn fie einen oder andern der ihrigen auf unrichtigen Wege betreffen folls 
ten, folchen fofort gehörigen Orts anzuzeigen haben; und ift demnach die Judenſchaft, 
ſonderlich bie Xelteiten ſchuldig, um allen Berdruß und Schaden vorzubeugen, diejeni⸗ 
gen Diebeshehler und anderes Tieberliches Geſindel unter ihnen, fo biefelben entdeden, 
meg und aus dem Lande zu ſchaffen, worunter ihnen auf ihre Angabe alle huͤlfliche Hand 
geleiftet werben foll. 

Uebrigens bleibet es wegen bem Krebitwefen in Abficht der Militairperfonen bei denen 
zu Berhütung der Schulden unterm 7. April 1744 und 4. Juli 1747 befonders ergans 
genen GEdikten. xxV 


(Wie es mit Einlöfung und Berkaufung richtiger Pfänder gu dals 
ten). Wann aber die Pfänder durchgehende ihre Nichtigkeit Haben, und die darauf 
geborgten Gelber zu ded Pfandeinſetzers Händen gekommen, oder mit deffen Zufrieden⸗ 
heit an einen andern Gläubiger veffetbigen bezahlt worden; fo fol, wenn zur Einloͤ⸗ 
fung beffelben Beine gewiſſe Zeit beftimmt worden, der Pfandeinhaber fo dad Geld dars 
auf geliehen, befugt fein, ſolches Pfand nad) Verlaufe eines Zahres und nachdem ſolches 
dem Einfeger, wenn er anders zur Stelle ift, bei Ablauf des Jahres zur Ginlöfung 
zuförderft wieber angeboten worden, zu verkaufen und loszufchlagen. In demjenigen 
Falle aber, wenn eine gewiffe Zeit zur Einlöfung des Pfandes verabredet worden, folg: 
lich die verfließende Einlöfungszeit dem Schuldner ftatt ded Gläubigers erinnert, und 
ber Pfandeinſeter nady Ablauf derjelben Feine Anftalt zur Einlöfung machet, aldbann 
ftehet dem Pfandeinhaber frei, mit Verlaufe des Pfandes zu verfahren; Doc) muß fol 
ches mit Vorwiſſen der Ober⸗ oder Untergerichte, worunter der Pfandgeber gehört, und 
nachdem ſolches die zur Taratiom eidlich beftellten Zaratoren gewuͤrdiget, entweder dem 
Gläubiger in des dazu berufenen Schulbeners Beifein, wenn er aber nicht erfcheinet, 
auch bei deffen Ausbleiben für die Zare zugefchlagen, oder falls er es nicht dafür annehs 
men wollte, wie fonft gewöhnlich, gerichtlich durch einen Anfchlagszettel feil geboten, an 
ben Meiftbietenden verkauft, der bisherige Pfandinhaber fammt den Gerichte: und 
Zarationds Gebühren, welche body ganz geringe anzufesen, daraus bezahlet, und was 
nad) Abzug bes darauf geliehenen Kapitals, Satereften und Unkoſten übrig bleibet, dem 
Pfandeinfeger oder deffelben Erben zurüdigegeben, wenn die aber beide nicht zu finden, der 
Ueberſchuß gerichtlich deponirt, und folches durch den Öffentlichen Wochenzettel bekannt 


emacht werden. 
gemach XXVI. 


(Sollen ein ordentliches Pfandbuch halten). Damit aber bei Ablöfung 
des Pfandes von dem Pfanbeinfeger ein mehreres an Pfand nicht abgefordert werben 
koͤnne, als er eingefeget hat; fo fol ein jeder Schusjude, welcher Geld auf Pfand auss 
leihet, fchuldig fein, ein orbentliches Pfandbuch zu halten, darin er durch den Pfand⸗ 
einfeger felbft, oder einen fo er dazu geftellt, und zwar in deutfcher Sprache und beuts 
ſcher Schrift, einfchreiben laffen muß, wer der Pfandeinfeger fei, wobei er, wenn er feis 
nen eigentlichen Namen nicht Eund werben laſſen will, ftatt deffen fich einiger willtühr- 
lihen Buchſtaben bedienen mag, fodann, was er eigentlich vor Stüde verpfänbet, es 
ſei denn, daß folche in des Juden Gegenwart verfiegelt übergeben worden, was er, wenn 
es in Silber, goldenen, oder filbernen Münzen und Medaillen oder Juwelen beftehet, 
vor Probe und Sorten zum. Pfanbe. eingefeget, wie hoch er ſolches Aftimiret, und wie 
viel Geld er barayf langen, und wie viel Intereflen er zu geben verfprochen, auch 
an welchem Tage und Jahre ſolches alles gefchehen fei. Auf daß aber foldyes Pfands 
buch jederzeit öffentlichen Glauben habe, fo Toll folhes von dem Stabtfchreiber einge: 
richtet, durch und durch paginiret, auf das erfte Blatt von dem Stadtſchreiber unters 
Trieben, auf. das lepte Blatt aber mit Faſſung eines Fadens, womit ſolches eingenähet 
oder eingebunden, mit dem ordinären Stadtfiegel gefiegelt an Gebühren aber dafür weis 
ter nichts als Sechs Ggr. von dem Stadtfchreiber gefordert noch genommen werben. 

Wegen bes niedergelegten Pfandes felbft aber follen die Verleiher gehalten fein, 
dem Pfandeinfeger: aus dem Pfandbuche eine Abfchrift unter ihrem Namen ausftellen, 
oder wenn fie ſelbſt nicht, ſchreiben können, die Abfchrift von einem andern oder bem 
Einfeber felbjt nehmen lafjen, und nur ihre Namen oder ein Zeichen, oder ihr Petichaft 
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eruntet ſeten; auf welche Weiſe es auch zu halten, wenn mit dergleichen verfehten 

&inbein etwas Veränderliches vorfällt, ald da nur ein Theil des barant erhaltenen — 
ee, odet bie Zinſen von einer geriffen Zeit bezahlt werden, fo allezeit allenfatts auch‘ 
ine Pfandbuch zu nofiren und Abſchrift davon zu ertheilen. . 

eicher Jude als Gläubiger diefes nicht beobachtet, fondern unterläffet, und ſolches 
angezeiget würde, fol feines Darlehns vertuftig, und das Pfand ımentgelblih heraus⸗ 
geben, das eigentliche Greditum aber dem Fiskus verfallen fein, und hat die Obrigkeit 
fonderlich bei entftehenden Klagen die Pfandbücher nachzuſehen, und bie Uebertreter Dies 

fer Berorbnung in gehörige Strafe zu nehmen. 
' XXVII. — 

(ISnterejfen und Zinſen, fo die Juden zu nehmen befugt fein follen.) 
Wenn ein Jude Gelder auf Wechfel ausleihet, foll er zwar bis auf andere Verordnung. 
und nad) dem Ed. v. 24. Dec. 1725, wenn der Mechfel unter oder auf 12 Monate ges 
ftellet, 12 Prozent Zinfen zu nehmen ferner befugt fein, wo es aber ein Kapital von 
100 Rthlr. und darüber betrifft und folches über ein Zahr lang zinsbar ftehen fol, muß’ 
derſelbe bei Verluſt des Kapitals und ber ſämmtlichen Zinfen nicht mehr ald 8 Proz. 
nehmen, als wohin vorgebadhtes Ed. hiermit defiariret wird. 

Wenn auch ein Zube auf Pfand oder Hypothek bis 100 Thlr. leihet, ſoll ihm gleich⸗ 
falls nicht mehr als 8 8 Zinſen zu nehmen bei gleichmaͤßiger Strafe erlaubet fein. 

Wenn aber ein Jude thalerweife auf Pfand Geld austeibet, fol er zwar wenn dad 
darauf gelichene unter 10 Thlr. iſt, woͤchentlich pro Thlr. 1 Pf. Zins, aber durchaus 
nicht annoch einiges Einſchreidegeld nehmen; es muß jedoch diefes nicht Länger als ein 
Jahr dauern, und ftehet nach Verfließung folcher Zeit dem Juden frei, falls es nicht will 
eingelöfet werden, das Pfand nad) Anmweifung des $. XXV. zu verlaufen, oder mit dem. 
Pfandeinfeger von neuem auf wöchentliche Pfennigzinfen zu fchließen. 

Bei allen diefen Fällen aber bleibet es bei Dispofition der gemeinen Rechte, daß 
fein Jude von aufgeſchwollenen Zinfen bei Verluft des alten Kapitals neue Zinſen neh⸗ 
men, ober ſolche zum Kapitale fchlagen müfle. Wie denn auch falls die Zinfen vom alten“ 
Kapital fo hoch aufichwellen folten, daß fie demfelben in der Summa gleich kämen, bie 
Binjen bis dahin gehemmet, und ferner nicht laufen müflen, und diefes bei Verluft der 
fammtlichen aufgefchwollenen Zinfen, wovon die Hälfte unferem Fiskus die andere 
Hälfte aber dem Potsdamſchen Waifenhaufe zufallen fol. Und da verfchiebentlid. 
darüber geklaget worden, daß die Juden dir verfegten Sachen entweder felbft gebrauchen, 
oder zum Gebraudye verleihen, imgleidyen von den verfegten Stüden ein oder anderes 
von Handen gekommen zu fein vorgeben; fo fol ſolches hinfüro ganz nicht mehr gefches 
hen, und wer dawider handelt des Pfandes verluftig fein. Wie Wir übrigens bereits 
durch das Ed. v. 8. April 1726 und deſſen darauf unterm 7. San. 1745 erfolgte Dekla⸗ 
ration verordnet, daß bie von ſonderlich bebürftigen Shriften und einfältigen auch ſonſt 
ihren Sachen nicht wohl vorftehenden Leuten ausgeftelleten Wechfel, barinnen von denen 
Zuben ftatt der Valuta oder Werthes allerhand Waaren in hohen Preis angefchlagen, 
oder auf gleiche Art die vorhergehenden Wechfel erhöhet, oder wohl gar darinnen mehr 
als empfangen, verfchrieben worden, keine Wechſelkraft haben, und wie die Zuden da: 
für angefehen, auch dem Befinden nad) ihres Privilegi priviret werben ſollen; alfo 
en e8 dabei, und was bafelbft noch abfonderlidy wegen der Minderjährigen verfüget iſt, 
ein unausbleibliches ferneres Bewenden, wie fie denn auch fonft niemand mit unzutäßi= 
gem Wucher ruiniren, und befonderd von ae Leuten welche noch unter der Eltern 
oder Bormünder Gewalt ftehen, ohne diefer ihre Wiffen keine Sachen erhandeln, noch 
ihnen auf bergleichen oder ohne felbige Geld leihen, oder ftatt deffen ihnen Waaren, bei 
deren Verluft pro Fisco angeben muͤſſen. 

XXVIL . 

(Die Suden folten künftig Eeine eigene Häufer kaufen). Die Schuß 
juden, fo keine eigene Häufer haben, follen auch ohne befondere vorher erlangte Conces- 
siones keine kaufen, ſondern wenn folches heimlich gefchiehet, der Kauf an ſich null und 
nichtig fein. (In Berlin follen die 40 von den Juden befeffenen Häus 
fer nit vermehret werden.) Auch da ſich bei der im Auguft 1747 gefchehenen 
Spezialunterfuchung befunden, daß 40 von den Juden als eigenthümlich beſeſſenen Häus 
fer in Berlin vorhanden; fo fol es bei diefer Zahl zwar verbleiben, und die Gerichte 
folche, wenn es von denen Pussessoribus verlanget wird, denen Gerichtsbuͤchern einver⸗ 
leiden, diefe Zahl aber niemals vermehret werden. Ehe und bevor von foldyen vierzig 
Häufern, worunter jedoch die publiken Häufer, als das Lazareth, die Synagoge und 
das dabei befindliche Haus, die Schule und die Kirchhofshaͤuſer nebft denen beiden auf- 
der Friedrichsſtadt am Wilhelmsmarkte und in der Friedrichsſtraße nicht mit begriffen, 
eines nicht wieder an einen Chriften verkaufet wird, fol keinem Juden ein neuer Haus⸗ 
tauf verftattet, Die Pomersures der’ Häufer auch ſolche Leude (ein, Vir bei zushen 
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Ginquartierung die Soldaten zu logiren oder auszumiethen im Stande fein, und foldyes 
jederzeit bei jedem neuen Kauf von ben Xelteften nachgewiefen und attefliret, auch 
wenn hiernächft fich ſoiches anders befinden follte, fie dafür nachdrücklich beftrafet, bas 
Haus auch auf Anzeige der Servistommiffion vom Magiftrate fofort ſubhaſtiret und an 
einen Chriſten verkauft werden. Wofern audy ein Zube ein Haus kaufen möchte, wel 
ches höher in der Servisanlage flünde, als der jüdiſche Verkäufer bed vorigen Haufes 
ehemals Servis entrichtet hat, fo foll auf das neue Haus ber biäherige Servis vor wie 
nach bleiben, und abgetragen werben, und der jübifchen Anlage folhes accresciren, (In 
andern Sädten wo 5 Zudenfamilien fein, follnureinerbaponein Haus 
taufen fönnen.) und in benen Provinzialftäbten e8 nad, Proportion der Judenfa⸗ 
milien in foweit fie noch nicht auf Unfere barüber erhaltene Konzeſſion im Befig derſel⸗ 
ben find, und bis auf5 Familien ein Haus u. |. w. nach Anzahl der Familien zu kaufen 
nachgegeben; wo aber in einer Provinzialftabt noch kein Jude angefeget, auch ſolches 
ferner nicht, noch weniger ein Haus eigenthümlich zu befigen ohne Unfere Höchfteigens 
bändige Verordnung erlaubet werben. 

Wuͤſte und neue Stellen zu bebauen, wird denen Juden wo fie geduldet werben, nad) 
vorgängiger Unterfuhung und barüber erhaltener Verordnung von der Kammer erlaus 
bet, nirgends aber follen biefelben Kreihäufer, ingleichen Leine öffentlihe Wirtshaͤu⸗ 
fer noch Brauhäufer eigenthümlich anfchaffen, noch bergleihen oder andere weder 
unter dem Vorwande einer darauf erworbenen Hypothels Konzeffton, oder anbern 
Kontrakts käuflich oder wiederkaͤuflich an fich bringen, noch miethsweife bewohnen. 
Würde fich auch ein Zube hinter Chriſten ſtecken, und demfelbigen in der Abficht Geld 
vorftredten, daß er, der Ehrift, ein etwa zum Kaufe ſtehendes, dem Juden anftänbiges 

aus kaͤuflich erftünde, und hernach dem Juden mittelft heimlichen Kontrakts einräumte, 

olches Haus alfo in der That aus chriftlichen Händen brädhte, fo fol der Zube bes auf 
ſolche Weife dem Chriften vorgeftredten Kapitals und Zinfen verluftig, und foldye halb 
dem Potsdamſchen großen Waifenhaufe, halb aber dem Denungianten zufallen und 
gegeben werben. 
anngüter hingegen, wird denen Juden zu erfaufen und zu befigen, überall nicht 
geftattet. 
XXIX. 


(Wegen der Wählung der Aelteſten und bes Rabbi, wird es bei der 
bisherigen Verfaffung und Einrihtung gelaffen.) Anlangend bie Wahl 
der Xelteften und bes Rabbi oder Vicerabbi; fo laffen wir es bei der bisherigen Verfa 
und Einrihtung, nad welcher zu Erwählung eines Rabbi aus den 3. Klaffen der hie⸗ 
fgen Schutzjudenſchaft, naͤmlich: aus den Vermögenften, Mittlern und armen Juden 
32 Männer, welche fich Über die Wahl des Rabbi dergleichen herausgenommen; zu Er: 
wählung ber Aelteften aber aus eben denen 3 Klaſſen 7 taugliche Männer, nämlich 3 
von ber erften, 2 von ber zweiten und eben fo viel von der dritten in Gegenwart der 
fogenannten 15 Männer, des Vicerabbi und der gelehrten Affefforen durchs Loos gezos 
gen, und daß fie keine wählen wollten, fo ber Gemeinde vorzuftehen nicht tüchtig, ver: 
eibet werben, welche die Aelteſten, gelehrten Affefforen, Armenvorfteher und Kaffirer 
erwählen, ferner bewenben; und bleibet zur Zeit noch bei der Zahl von ſechs Aelteften, 
welde alle 3 Jahre gewählet und nach Verfließung derfelben wieder andere erwählet, 
die gefchehene Wahl ſowohl des Rabbi ald der Aelieiten Unferm General:Ober-Finanz- 
Krieges» und Domainen⸗Direktorio jedesmal innerhalb acht Tagen bei Vernichtung 
der Wahl gemeldet, und darüber fodann Unfere Konflrmation eingeholet werben. 

Bei Ermählung der Xelteften auch) Affefforen, Armenvorfteher und Kaflirer aber fol 
allemal dahin gefehen werben, daß keine nahe Blutöfreunde: wie zum Erempel: Vater 
und Sohn oder Schwiegerfohn, noch auch zwei Brüder oder Schwäger im erften Grabe, 
zugleich dazu beftellet, fondern bie ſechs Aelteften nebft denen gelehrten Affefforen, Ars - 
menvorfteher und Kaſſirer fo wenig Connexion, als im gemeinen Leben möglich, mit 
einander haben mögen, und muß wenn jemand das Prädikat eines Oberälteften haben 
ſollte, derfelbe ſich deshalb nichts vorgügliches vor andern Aelteften anmaßen; wie denn 
ein folches aud bei Erwählung bes Rabbi oder Vicerabbi, und daß folder momöglid 
ein Fremder ober doch wenigſtens fonft Feine Connexion mit der Gemeinde habe, in 
Acht zu nehmen iſt. Gefiele auch der Gemeinde nach Verfließung der drei Sahre einen 
ober zwei der bisherigen Aelteften von Neuem zu erwählen, und Tonfirmiren zu laſſen; 
fo wollen Wir felbiger zwar darin fügen, es müflen aber deshalb erhebliche Urfachen ons 
derlich angefübret werden, ohne welche folches nicht nachgegeben werben fol. 

Was im Uebrizen eigentlich das Amt diefer Zudenälteften fei, darüber wird ihnen eine 
befondere Inftruftion gereichet werben. 


XxX, 
(Die Zuben werben bei ihrer Religion, Geremonien, Synagoge und 
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was dem anhängig gefhäget.) Gleichwie Wir nun alle biefe Judenfamillen bei 
ihrer R-ligion und bisher üblichen jübifchen Gebräuchen und Geremonien überall allex: 
gnaͤdigſt und nachdruͤcklich ſchuͤtzen, auch ihre zu Berlin, Königsberg, Halberftadt, Halle 
und Frankfurt erbaute Synagogen nebft denen Schulen in den übrigen Provinzien, 
Kirchhöfen, und denen zu den Synagogen uud Kirchhöfen gehörigen Meinen Haͤuſern 
nochmalen hiermit von neuem Eonfirmiren wollen: Alfo müffen fie fich auch bei Leib⸗ und 
Lebenzftrafe und aänzlicher Verbannung ter fämmtlichen Judenſchaft aus Berlin und 
übrigen Unfern Städten des Mißbraucha des jüdifchen Gebete fo fich anfänget Alehnu ıc. 
wie in dem Eb. v. 1703 und 1716 bereits ausführlich und nachdrücklich verordnet iſt, 
im gleichen anderer Gebete von dergleichen Art, wie auch aller ungebührlichen Auss 
ſchweifungen bei ihren Zeften, ſonderlich dem fogenannten Hamanns- ober Primöfefte, 
beftändig enthalten. Wenn auch verfchiebene Tuben allhier fich unterftänden, cigen⸗ 
mächtiger Weife in ihren Häufern Zuſammenkuͤnfte und Privat:Betftunden mit Ver: 
fammlung vieler andern Juden alt und jung zu halten; biefes aber ſowohl Unfern vor: 
maligen Verfügungen und aller auten Orbnung zuwiberläuft, als foldyes ber Gemeinde 
ſehr anftößig ift, auch ihrer gottesdienftlichen Verfammlung in ber Synagoge viel Ein: 
trag thut: h laſſen Wir es bei der dieferhalb bereits unterm 2. Febr. 1745 wegen Ber: 
lin eegangenen Verordnung nochmals bewenben, daß foldye Privatverfammlungen zum 
Beten eingeftellt und Niemanden, als dem Wir folches beſonders verftartet, auch fonft 
- nicht mehr als zwei dergleihen Betſtunden in der Spandauifchen Straße und eine in 
der Judenſtraße vor alte und Eränkliche Leute fammt Kindern, weil folche zur Winters: 
zeit nicht wohl nach ber Synagoge gehen koͤnnen, von Michaelis bis Oftern in gewiflen 
von denen Zudenälteften dazu ausgemachten Häufern zugelaflen, und es dabei berges 
ftalt gehalten werden folle, daß einestheild darin Teine andere ald abgelebte, alte und 
kraͤnkliche Juden und Kinder fo unter 12 Jahren find, fammt einem und andern Schuls 
meifter fi) verfammeln, andernibeils keine andere Ritus, Ceremonien und Sanblungen 
als nur diejenigen, welche bei dem Beten nötbig find, gebraudet, und zugleich was in 
der Synagoge für die armen Juden und fon gefammelt wird, beigetragen, auch bie 
BZufammentunft jedesmal in einem Hintergebäude ober an einem ſolchen Orte gehalten 
werbe, wo denen Nachbaren und fonft dem Publitum durch überlautes Gefchrei keine 
Ungemädhlichleit zumachfen Eönne, 

Sollte ſich demohngeachtet ferner Jemand finden, ber diefer Verordnung zumiber der: 
gleichen mit andern verfammelte Betftunden eigenmächtiger Weife vor fidy bielte, ſoll 
derfelbe in 10 Rthlr. Strafe verfallen fein, und von denen Aelteften darunter auf keine 
Beiſe nachgefehen, fondern ein folcher dem Magiſtrate fofort angezeiget werben ). 


XXXI. 

(Wiedie Schutzjuden in Religions: und Kirchenfachen ſich zu verhal⸗ 
ten). Wir wollen auch fernerhin, daß die fammtlichen in Berlin und anderen Unferen 
Städten wohnenden Schutzjuden in Religionsfachen ed mit ber ganzen jüdifchen Ges 
meinde halten, und feiner davon ausgeſchloſſen, noch audy die geringfte Trennung darin 
verftattet, fondern die ſämmtlichen Glieder der jübifchen Gemeinde in fothanen Religions: 
und Kirchenfachen denen Xelteften und dem Rabbi unterworfen bleiben, felbige auch, 
wenn fie vermerfen, daß unter ber Judenſchaft etwas vorgehet, dabei Unfer und Unfers 
ganzen Staates höchſtes Intereffe verfiret, ſolches ſowohl für fi, als auf Erforbern bei 
Verluft aller ihrer Rechte, jebesmal wie fie dazu in ihren Patenten und Inſtruktionen 
Schon angewiefen, offenbaren follen. Wie denn ferner Fein Schugjube feinen Stand in 
der Synagoge ohne Konfens der Aelteflen an Semand, und niemals an einen Fremden 
verkaufen oder vertaufchen muß; und ba folches mit berfelben Vorwiſſen gefchehen, muß 
dem Veräußerer diefes Standes dafür eher kein Gelb ausgezahlet werben, bis er zuför: 
derſt fein etwa reftirendes Schutz⸗ Chargen⸗ oder publique Kollektens@eld bezahlet, oder 
dieferhalb fonft Richtigkeit gemadt zu haben, nachweiſen können. 

Kielen auch wegen der jüdifchen Seremonien und Kirchengebräude Streitigkeiten in 
ber Synagoge felbft vor, follen folche durch den Rabbi oder Vicerabbi und bie Aelteften 
erörtert, und abgethan, die Webertreter bem Befinden nach mit leiblichen Geldbuffen 
von felbigen belegt, mit dem Banne aber und Geldftrafen fo Über 5 Rthlr. austragen, 
ohne Vorwiſſen des Magiſtrats, gegen Niemanden verfahren, noch weniger foldye vom 
Rabbi, er fei allein ober mit denen Xelteften, Jemand auferleget, und in bürgerlichen 
Rechtsſachen von ihm Feine eigentliche Erkenntniß und Rechtöverabfcheibung, weil dem 
Rabbi und Xelteften eine eigentliche Jurisdiktion zuftehet, angemaßet und unternoms 
men, fondern bie Rechtsſachen an ihr ordentliches Iuftigforum verwieſen werben; jedoch 
Yaffen Wir noch zur Zeit gefchehen, daß in Sachen, da Juden mit Juden zu thun ha⸗ 
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‚urkundlich haben Wir biefes revidirte Generals Jubens Privilegium und Reglement 
hoͤchſt eigenhändig unterſchrieben und mit unferm K. Infiegel bekräftigen laſſen. 
So geſchehen und gegeben zu Berlin, ben 17. April 1750. 
Sri edri ch. 


Zweites Kapitel. 


Das Ed. v. 11. März 1812, deffen Ausführung und Anwenbung 
auf vergangene Fälle 


L . . 
Edikt, betreffend die bürgerlihen Verhältniſſe der Tuben 
indem Preußifhen Staate. Vom 11. März 18121), 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. ꝛ⁊c. 
haben befchloffen, den jüdiſchen Glaubensaenoflen in Unferer Monarchie eine neue, der 
allgemeinen Wohlfahrt angemefiene Verfaflung zu ertheilen, erklären alle bisherige, 
durch das gegenwärtige Ed. nicht beftätigte Gefege und Vorſchriften für die Juden für 
aufgehoben und verorbnen wie folget: 

$. 1. Die in Unfern Staaten jest wohnhaften, mit General-Privilegien, Naturali⸗ 
fationssPatenten, Schugbriefen und Konzeffionen verfehenen Juden und deren Kamilien 
find für Einländer und Preußifhe Staatsbürger zu achten, 

$. 2. Die Fortdauer biefer ihnen beiaelegten Eigenſchaft als Einländer und Staats: 
bürger wird aber nur unter ber Verpflichtung geftattet: . 

dag fie feft beſtimmte Familien⸗Ramen führen, 


daß fie nicht nur bei Führung ihrer Handelsbücher, fondern aud bei Abfaffung 
ihrer Verträge und rechtlihen Willenserflärungen der deutfchen ober einer 
andern lebenden Sprace, und bei ihren NamendsUnterfhriften Feiner 
anbern, als deutſcher oder lateinifher Schriftzüge fich bedienen 
follen. 

8.8. Binnen ſechs Monaten, von dem Tage der Yublikation dieſes Ed. an gerech⸗ 
net, muß ein jeder geſchuͤtzte oder Eonzeflionirte Zube vor der Obrigkeit feines Bobnorts 
ſich erflären, welchen FamiliensRamen er beftändig führen will. Mit diefem Namen 
ift er, fowohl in öffentlichen Verhandlungen und Ausfertigungen, ald im gemeinen 
Leben, gleich einem jebem andern Staatsbürger, zu benennen. 

8.4. Nach erfolgter Erklärung und Beftimmung feines Kamiliennamens erhält ein 
jeder von der Reg. der Provinz, in welcher er feinen Wohnſit hat, ein Beugniß, daß er 
ein Einländer und Staatsbürger fei, welches Beugniß für ihn und feine Nachlommen 
Tünftig ftatt des Schunbriefes dient. 

$. 5. Nähere Anweifungen zu dem Verfahren der Polizeibehörben und Regierungen 
wegen der Beftimmung der Bamiliennamen, der öffentlichen Bekanntmachung derfelben 
durch die Amtsblätter und der Aufnahme und Fortführung der Hauptverzeichniffe aller 
in der Provinz vorhandenen jübifhen Familien bleiben einer befondern Inſtr. vorbes 

alten. 
v 8.6. Diejenigen Juden, welche den Vorſchriften 85. 2 und 3 zumiber handeln, follen 
als fremde Juden angefehen und behandelt werben. 

8.7. Die für Einländer zu achtende Juden hingegen follen, in fofern diefe Werorb: 
ee Aimeichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und Kreiheiten mit ben 
Chriſten genießen. 

$.8. Sie können daher atademifche Lehr: und Schul: auch Gemeindeämter, zu weis 
hen fie fich geſchickt gemacht haben, verwalten. 

8.9. In wiefern die Juden zu andern öffentlichen Bebienungen und Gtaatsämtern 
u elaffen werben Tönnen, behalten Wir Und vor, in ber Folge der Zeit gefeglich zu 

imm 


en. 
4. If Es ſtehet ihnen frei, in Städten fowohl, als auf dem platten Lande ſich nies 
derzulaflen. - . 

$. 11. Sie können Grundftüde jeder Art, glei ben chriftlichen Einwohnern, er⸗ 


und 


1) Daffelbe wird hier zunaͤchſt in feinem Zufammenhange gegeben, wenn gleich in 
diefem Abſchnitte nur die ftagtsrechtliche Seite dieſes Gefehes bed Weiteren erdr⸗ 
tert wird, bie privatrechtliche dagegen im zweiten Theile, Abth. L 
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werben, auch alle erlaubte Gewerbe mit Beobachtung ber alfgemeinen gefehlichen Vor⸗ 
fchriften treiben. \ 

4. — der aus dem Staatsbfirgerrechte fließenden Gewerbefreiheit, gehoͤret auch 
der Handel. 

3. Den auf dem vlatten Lande wohnenden Juben und ihren Angehörigen ſteht 
Pi Ye denjenigen Handel zu treiben, der den übrigen Bewohnern bdeffelben ges 

attet if. . 
8.44. Mit befonbern Abgaben dürfen die einländifchen Juden, als folche, nicht bes 
ſchweret werben. . 

$. 15 Sie find aber'aehalten, alle den Chriften gegen den Staat und die Gemeinde 
ihres Wobnorts obliegende büraerliche Pflichten, zu erfüllen, und mit Ausnahme ber 
Stol⸗Gebühren aleiche Laften, wie andere Staatstrürger zu traaen. 

8.16. Der MilitairsKonfeription oder Kantonnflidhtigteit, und den 
damit in Verbindung ftehenden befondern geſetzlichen Borfchriften find bie einländifchen 
Juden aleihfalld unterworfen. Die Art und Weije der Anwendung diefer Vervflich- 
tuna auf fie, wird durch die Verorbnung wegen der Militair: Konfeription näher be 
flimmt werben. Ä 

8.17. Ehebuͤndniſſe können einlänbifche Juden unter fich fchließen, ohne hierzu einer 
befondern Genehmiqung oder der Löfung eines Zraufcheind zu bedürfen, in fofern nicht 
nad allgemeinen Vorfchriften die von Andern abhängige Einwilligung oder Erlaubniß 
zur Ehe überhaunt erforderlich ift. 

j N 18. Eben diefes findet ftatt, wenn ein einländifcher Zube eine ausländifche Juͤdin 
eirathet. 

$. 19. Durch die Heirath mit einer einländifhen Juͤdin erlangt aber kein fremder 
Jude das Recht, in bieflae Staaten ſich niederzulaffen. 

$. 20. Die privatrechtlihen Verhältniffe ber Juden find nach eben denfelben Befegen 
zu beurtheilen, welche andern Preußifchen Staatsbürgern zur Richtfchnur dienen. 

8. 21. Ansnahmen finden bei folhen Handlungen und Geſchaͤften ftatt, welche wegen 
der Berfchiebenheit der Reliaionsbegriffe und des Kultus an befondere gefegliche Be⸗ 
ſtimmungen und Formen nothwendig gebunden find. 

8.22. Bei den Eidesleiftungen der Juden find daher die Vorfchriften der Allgemei⸗ 
nen Gerichts⸗Ordnung Th. 1. Zit. 10. 86. 317— 351 noch ferner zu beobachten. 

8.23. Auch muß es bei der Keftiesung der X. G. D. Th. 1. Zit. 10, $. 352 und ber 
Crim. Orb. $. 336. Ar. 7 und $. 357. Nr. 8., daß kein Zube in den benannten Crimi⸗ 
nalfällen zur Ablegung eines eiblichen Zeuaniffes gezwungen werden darf, fo wie bei 
ben bafelbft beftimmten Wirkungen eines freiwillig geleifteten Zeugeneides, Tünftig vers 

eiben. Ä 

$.24. Sn Anfehuna der Präfentation der Wechfel am.Gabbath, oder an jübifchen 
Beittagen behalten die $$. 089. 990 des A. 2, R. Th. 2. Tit. 8 ihre fortbauernde Güls 
tigkeit. 

8.25. An die Stelle der, nad) dem X. &. R. Th. 2. Tit. 1. $. 136 zu einer volls 
gültigen Ehe erforderlichen Zrauuna, tritt bei den Ehen der Juden bie Zuſammenkunft 
unter dem Zraubimmel und das feierliche Anſtecken des Ringes, und bem im $. 138 
verorbneten Aufgebote ift die Belanntmadhung in der Synagoge gleich zu achten. 

$. 26. Auf die Trennung einer vollzoaenen alıltiaen Ehe Tann jeder Theil aus den 
in dem A. & R. Ih. 2. Tit. 1. 88. 669— 718 feſtgeſetzten Urfachen antragen. 

8.27. Zur Bearündung der bürgerlichen Wirkungen efner gänzlichen Eheſcheidung 
unter den Juden ift das Erkenntniß des gehörigen Richters hinreichend und die Ausfers 
tigung eines Scheidebriefes nicht nothwendig. 

$. 28. Da, nad den allgemeinen Rechtögrundfägen, neue Geſetze auf vergangene 
Fälle nicht bezogen werben können, fo find die Streitigkeiten über Handlungen, Bege⸗ 
benheiten und Geaenftände, welche das bürgerliche Privatrecht der Juden betreffen, und 
fi vor der Publikation der gegenwärtigen Verordnung ereianet haben, nad) den Ge⸗ 
fegen zu beurtheilen, die bis zur Publikation diefes Ed. verbindend waren, wenn nicht 
etwa die bei jenen Handlungen, Begebenheiten und Gegenftänden Intereffirte, in fofern 
fie dazu rechtlich befugt find, fich durch eine rechtsgültige Willenserklärung den Beftims . 
mungen der gegenwärtigen Verordnung, nad) beren Publikation, unterworfen haben 
O ten. e ’ 

8.29. In Abfickt des Gerichtöftandes und der damit verbundenen vormundfchafts 
lichen Verwaltung findet ebenfalls zwifchen Chriften und Juden Fein Unterfchieb ftatt. 
an Berlin bleibt e8 vorerft bei dem, den Juden angewiefenen befonderen Gerichts⸗ 

ande. 
8. 30. In keinem Fall duͤrfen ſich Rabbiner und Judenaͤlteſten weder eine Gerichts⸗ 
barkeit noch eine vormundſchaftliche Einleitung und Direktion anmayen. 
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$. 31. Fremden Juden ift & nicht erlaubt, in ben hieſigen Staaten ſich niederzu⸗ 
Yaflen, fo Lange fie nicht bas Preußifche Staatsbürgerrecht erworben haben. 

5. 82. Zur Srwerbung dieſes Buͤrgerrechts können fie nur auf den Anttag der Reg. 
der Provinz, in welcher die Niederlaffung erfolgen fol, mit Genehmigung Unſers 8b 
nifterii des Innern, gelangen, 

$. 33. Sie genießen aldbann mit den Einlänbern gleiche Rechte und Freiheiten. 

$. 34, —* Juden, als ſolche, bürfen weder als Rabbiner und Kirchenbediente, 
noch als Lehrburfchen, noch zu Gewerks⸗ oder Hausdienften angenommen werben. Ei 
erſtrecket fich jedoch diefes nicht auf diejenigen vergleiteten Zuben, welche ſich zur Zeit der 
Publikation des gegenwärtigen Edikts bereits in unfern Staaten befinden. 

$. 35. Diejenigen einländifhen Buben, welche gegen dieſe Vorſchrift (6. 34) handeln, 
verfallen in 300 Rthlr. Strafe, ober im Kalle des Unvermögens, dieſe gu erlegen, in 
eine, den wegen der Verwandlung ber Strafen vorhandenen allgemeinen Borfchriften 
angemeſſene Sefängnißftrafe, und ber frembe Jube muß über die Gränze geſchafft 
werben, 

$. 36. Ausländifhen Juden ift ber Eintritt in das Land zur Durchreife ober Bam 
Betrieb erlaubter Handels⸗Geſchaͤfte geflattet. Weber das von benfelben und gegen bie: 
felhen zu beobachtende Verfahren, follen die Polizeibehörben mit einer befombern Inſtr. 
verfehen werben. u 

$. 37. Wegen des Verbotd wiber das Hauſiren überhaupt, hat es bei den Pol 
Geſetzen au in Abficht der Juden fein Bewenden. ’ Folhel 

$. 38, In Königsberg in Preußen, in Breslau und Frankfurt an ber Oder dürſen 
— Juden, fo lange die Meßzeit dauert, mit Genehmigung der Obrigkeit, ſich aufs 

alten. 

$. 39. Die ndtbigen Beftimmungen wegen des kirchlichen Zuſtandes und ber Vers 
beflerung des Unterrichts der Juden, werden vorbehalten, und es follen bei der Erwä: 
gung derfelben, Männer bes jübifchen Glaubensbekenntniſſes die wegen ihrer Kenntniffe 
und Rechtſchaffenheit das öffentliche Vertrauen genießen, zugezogen und mir ihrem Gut⸗ 
achten vernommen werben. 

Hiernach haben fich Unſere ſaͤmmtliche Staatsbehörden und Unterthanen gu achten. 

Gegeben Berlin, den 11. März 1812. 

Friedrich Wilhelm. 


(G. ©. 1812. ©, 17-22.) | Hardenberg. Kircheiſen. 


ll. 
Ausführung bes Ed. v. 11. März 1812. 


1) Aufhebung der früheren befonderen Verfaffungen der Juden. 


a) R. des Min, des 3. v. 9. Juni 1812, 


Da in bem Eingange der 8. v. 11. März 1812 alle biäherige durch das Ed. nicht 
beftätigte Gefege und Vorfchriften für die Juden für aufgehoben erfärt find, und ber 
Wille des Gefepgebers in dem ganzen Ed. deutlich ausgeſprochen ift, 

ben jüpiihen Slaubensgenofien in ben Preußifchen Staaten unter ben $, 2. ıc. 

feftgeftellten Bebingungen die ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte allgemein zu verleihen: 
fo leidet es an fich Teinen Zweifel, daß hierdurd, auch bie hin und wieder in Anfeb 
der jüdifchen Glaubensgenoffen flattgefundenen befondern Verfaffungen für gänzii 
aufgehoben zu achten find, und daß auch der Iämgfte Vefit von fpeziellen Privilegien, 
bie mit jener Verorbnung im Widerſpruche ftehen, benfelben nicht entgegengeftellt wer: 

en kann, 
(Seheb, 8 2. ©. 180. Gräff Bd. 1. ©. 28. Oſtpreuß. Amtsbl. 1812, 
+ 295. 


b) Daffelbe bemerkte dad R. der K. Reg. au Stargard v. 26. Juli 1812. 
Auf verſchiedene Anfragen der Unterbehörben wirb hierdurch bekannt gemacht, baf 
ohne allen Zweifel die in Anfehung der Juden in Vorpommern ftattgefunbene Nerfafs 
fung, fo wie alled und jedes Privilegium de non talerandis judaein, aufgehört hat. 
Sahrb. Bb. 2. S. 181. Pommerſches Amtsbl. 1812. Nr. 258, 
2) Zur Ausführung des Ed, v. 11. März 1812 ergingen demnaͤchſt füls 


gende Beſtimmungen; 
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3) R. der Min. des J. (v. Schudmann) v. 12, Mai 18121), 

‚Der. Herr Staatskanzler, welcher mit der hin und wieder flattgefundenen firengen 
Au ng des $, 34. des Ed. v. 11. März d. I. wegen ber baͤrgerlichen Berhältniffe 
der Jůden in den Preußifchen Staaten, nicht einverftanden ift, bat Sich darüber in fol: 
gender Art näher erklärt. 

Der 8.34 des oben gebachten Sb. beftimmt zwar, daß fremde Juden, als folche, weder 
als Rabbiner und Kircyenbediente noch als Lehrburſchen, noch zu Gewerkör und Hauds 
dienften angenommen werden dürfen. Dieſes betreffe jedoch nur die Zukunft; denn 
wenn ferner ausdruͤcklich in demfelben Paragraph zugleich verorbnet fei: 

es erſtreckt fich jeboch dieſes nicht auf diejenigen vergleiteten Juden, weiche ſich zur 

Zeit der Publikation des gegenwärtigen Ed, bereits in unfern Staaten befinden 5‘ 
fo Habe dadurch außer Zweifel gefegt werben follen, daß eine mit unerhörter Härte vers 
bundene allgemeine Austreibung ber juͤdiſchen Glaubensgenoſſen, die nicht zu den im 
$. 1 des Ebd. bezeichneten Perfonen gehören, ſchlechterdings nicht beachfichtigt werbe. 

Die Verbindung des $. 34 ber Berorbnung mit dem $. 1 und der allgemeinen Abſicht 
berfelben zeige auch, daß alle diejenigen jüdiihen Glaubensgenoffen männlichen oder 
weiblichen Geſchlechts, welche von der Obrigkeit zwar nicht die befondere Erlaubniß zu 
ihrem Aufenthalt im Lande erhalten haben, aber durch Attefte der zeitigen Aelteften der 
Judenſchaft eines jeden Orts nachweilen, daß fie vor der Publikation des Eh. ſich bereits 
im Lande befunden und an bem Orte ihres Aufenthalts als Dieponenten, Buchhalter, 
Lehrer, Rabbiner, Gelehrte, Künftler, Studenten, Handlungs⸗ und Gewerbögehülfen 
ober Dienftboten, ober durch andere erlaubte Nahrungezweige fid) redlich erhalten haben, 
ala intander und Staatsbürger betrachtet werben müffen, wenn fie der Borfchrift des 
8. 3 des Ed. genügen. 

Nach dem dergeftalt erklärten Sinne des $. 34 der Verorbnung finb daher von ben 
zur Zeit der Publikation des Geſetzes im Lande befindlich geweſenen fogenannten unvers 
gleiteten Juden, nur die Wagobonden und diejenigen, welde fich in das Land eingefchlia 
chen und nur durch öffentliche oder Privatunterflügungen erhalten haben, fortzufchaffen, 
wobei es ſich jedoch von felbit verfteht, daß ſelbſt dieſe, in fofern fie krank find, bis zu 
ihrer Genefung an bem Orte ihres Aufenthalts gelaſſen werben müflen. 

Die K. Oftpreuß. Reg: hat fich daher hiernach in Zukunft zu achten. 

(Oſtpreuß. Amtsbl. 1812. Nr. 295.) , 

b) Inſtr. des Staatskanzlers von Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 


fammtl. K. Reg. 

Mit Bezug auf den $. 5 des Ed. v. 14. März d. J., die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der 
Juden in den Preußifchen Staaten betreffend, und den darin enthaltenen Vorbehalt einer 
befondern Inftr. wegen der Beflimmung der Familiennamen, der oͤffentlichen Bekannt: 
machung berfelben, und der Fortführung ber Hauptverzeichnifie aller in der Provinz 
vorhandenen jüdifhen Glauhensgenoffen, wird ver. K. Reg. hierdurch Folgendes eröffnet: 

1) Es muß fofort zu der Aufnahme einer vollftändigen Lifte der jest vorhandenen ein: 

laͤndiſchen Zuben, womit in den Städten die dffentlichen Polizeiobrigkeiten und auf 
dem platten Lande bie Kreislanbräthe zu beauftragen find, gefchritten werben. 
Diefe Eifte muß, um doppelte Eintragungen oder Audlaffungen zu vermeiden, 
diejenigen Juden, welche in ber betr, Stadt oder Kreife am 24. März d. 3., ale 
an dem Tage, an weichem bas Ed. v. 11. März c. engemeine Geſetzeskraft erlangt 
bat, nach $. 1 und 34 des obgebadhten Ed., ober nach beffen unter dem 12. Mai c. 
von Seiten des allgemeinen Polizei: Departements ergangenen Deklaration und 
dem Eingange der am heutigen Zage erlaffenen Inftruttion Über das gegen aus: 
laͤndiſche Tuben zu beobachtende Verfahren, befugtermweife wohnhaft waren, und 
deren Ehegatten und Kinder enthalten. Die aufnekmenden Behörden haben dabei 
bas in Abſchrift hier beigefügte Echema zum Grunde zu legen, und bie in dem An⸗ 
bange deſſelben enthaltenen Vorfcriften genau zu beobachten. Das flatiftifche 
Bureau ift beauftragt, von diefem Schema bie nöthigen Exemplare bruden zu laſ⸗ 
fen und an die Regierungen zu überfenden; bie K. Reg. bat demnach nur fofort 
nach Empfang diefes dem gebachten Bureau bie Anzahl ihre Bedarfs an Exem⸗ 
plaren anzuzeigen. 

2) Diefe Aufnahme wirb nun ergeben, wer als einländifcher Iube anzufehen fei; nam: 

lic) e8 wird dazu erfordert: 


— — — — — — — 


1) Die bier folgenden Inſtruktionen find zum Theil gegmmärtig von unters 
georbnetem Juterege wurden jedoch theils der Vollſtaͤndigkeit wegen, theils wegen 
des theilweiſen noch praktiſchen Werthes hier in ihrem Zuſammen nge gegeben 
und iſt von dem betr. Orten hierher gurkduerwieien. 
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a) daß gegen den rechtlichen Titel, unter dem er am 24. März 1812 in ben Preu⸗ 
Bifchen Staaten wohnte (Kolonne 11 des Schemas) kein Bedenken fei, ober 
daflelbe durch die Deklaration des Ed. v. 11. Marz c., welche in der Girk. 8. 
des allgemeinen Poligeidepartements an die Regierungen v. 12. Mai c., und 
ber Injtr. vom heutigen Zage über das gegen ausländifche Juden zu beobad; 
tende Verfahren entkalten ift, erledigt worden; 

b) daß er fich in die Lifte der einländifchen Juden bis zu dem Präjubigialternrine 
(nad) Nr. 4 des Anhanges des Schematis) habe eintragen laſſen; 

c) daß cr bis zum 24. Sevt., alö der aefeglichen fechsmonatlichen Friſt, bie Wahl 
feines beftändigen Namens (in der Nr 9 des Anhanges zum Schema angege: 
benen Art) anaezeigt habe; 

d) daß von ihm nicht konſtire, er gebrauche bei rechtlich verbindlichen Handlun⸗ 
gen und Unterfchriften eine andere als eine lebendige Sorache, oder andere 
als deutfche oder lateinifche Schriftzüge. : 

3) Beoeid, daß ein Zude als Einländer oder Preußifcher Staatsbürger anerkannt 

‚ giebt 

a) in Rücklicht der am 24. März 1812 im Lande wohnhaft geweſenen Juden, bie 
ber Aufnahme in das Verzeichniß nach dem hierbei liegenden Schema von ber 
Provinzialregierung in Kolonne Nr. 26 beigefügte Erklärung, daß diefe An: 
ertennung gefcheben fei. | 

Jedem in das Verzeichniß aufgenommenen felbftitändigen jüdiſchen Glau⸗ 
bensgenoflen wird hierüber ein Atteft in der nachſtehenden Form ausgefertigt 
und eingehaͤndiget: 

Nachdem der Inhaber diefes, der N. N. zu N. vor der Poligeiobrigkeit ſei⸗ 
nes Wohnorts erkläret hat, daß er 

4) den Namen N. N. als Familiennamen ferner beibehalten will 

2) den Namen N. N. ald Bamiliennamen angenommen hat und ferner fübs 

- ven will; fo wird in Gemäßheit des $. 4 der B. v. 11. März 1812 

hierdurch bezeuget, daß der N, N. und feine Nachkommen als K. Preus 
Bifche Einländer und Staatsbürger angenommen und Überallzu achten find. 
N. R. den ꝛc. Koͤnigl. Preuß. Regierung. 

b) In Rückſicht der v. 24. März bis 24. Seot. 1812 in nach a) anerkannten 
Familien gebornen Kinder, ober in Rüdficht der Krauen, bie in biefem Zeit: 
punkte in foldye Familien geheirathet haben, eben dies Verzeichniß. 

c) In Rüdficht derer, die nad) dem 24. Sept. 1812 geboren worden, ober in Rüd: 
fit der Frauen, die ſich nach dieſer Epoche einheirathen, die Kiften, deren 
Beichaffenheit unter Nr, 4 näher erläutert werben wird. ' 

d) In Rüdficht der Ausländer, welche nach dem 24. März 1812 naturalifirt 
werden möchten, die von dem allgemeinen Polizeidepartement vollzogene Ras 
turalifationsalte, 

Jedes felbitftändige Individuum jüdifcher Nation hat bie Verpflichtung, 
feine Eigenſchaft als Einländer und Preußifcher Staatsbürger auf Erfordern, 
durch ein glaubhaftes Zertifikat auf den Grund eines diefer vier Kennzeichen, 
nachzuweiſen. 

4) Um kuͤnftig den Nachweis der Abſtammung ſicher zu ſtellen, ſoll v. 24. Sept. d. I. 
an nad) folgenden Vorfchriften verfahren werden. 

a) Jeder felbftftändige Zube, der Einländer und Preußiſcher Staatäbürger iſt, 
hat bie Verpflichtung, von den Geburten, Trauungen, Scheidungen und To⸗ 
desfällen, die in feiner Familie vorfallen, der Poligeiobrigkeit Anzeige zu mas 
chen, und zwar in Städten der drtlichen Polizeiobrigkeit binnen 24 Stunden, 
auf dem Lanbe dem Landrathe bes Kreifes binnen 3 Zagen. 

b) Die gedachten Behörden find verpflichtet, ein Verzeichniß zu halten, worin 
jeder folcher Vorfall aufgezeichnet wird, und zwar 

bei Geburten: 

Tag der Geburt, Namen, Gewerbe und Wohnort ber Aeltern, eheliche ober 
unebeliche Qualität, Gefchlecht des Kindes und Namen, weldyer bem Kinde 
beigelegt werben fol; 

bei Heirathen: 

Tag der Trauung, Namen, Gewerbe und Wohnort des neuen Ehepaares und 
feiner beiverfeitigen Eltern, wie auch Namen des Religionsbieners, der das 
Paar zufammen gegeben hat; 

bei Scheidungen: 

Namen, Gewerbe und ya der gefchiebenen Eheleute, Benennung bed 
Gerichts, vor welchem fie geichieben find, und Datum des rechtskraͤftig gewor⸗ 
benen Grlenntniffes; oo 


+‘ 
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bei Zodesfällen: 
Tag des Todes, Namen, Gewerbe, Wohnort und Alter ded Verftorbenen, An: 
eige des Krankheit oder ſonſtigen Zufalld, woran er eflorben ift, und ob er 
berbaupt, oder nur in den le&ten 48 Stunden, ber Ife eines approbirten 
Arztes oder Wundarztes genoflen hat, aud) des Ortes, wo er beerbigt worden 
ift, oder werben foll. 

ce) Jede Behörde, welche ein foldyes Verzeichniß führt, ift verantwortlich dafür: 

a) daß die Perfonen, deren Geburt, Verheirathung, Scheidung ober Tod 
eingetragen wird, foldye Juden find, welche die Rechte eines Einländers 
und Preußifchen Staatsbürgers haben, oder refp. durch die Geburt ober 
Verheirathung erlangen, und 

4) daß das Eingetragene in facto wahr fei. 

Es bleibt ihnen überlaffen, auf welche ſchickliche und zweckmaͤßige Art 
fie fi in beiderlei Ruͤckſicht Ueberzeugung Ichaffen wollen. 

Für jede Eintragung werden, außer bem all des beglaubigten Unver⸗ 
mögens, 4 Gyr. Schreibegebühren bezahlt. 

d) Das Verzeichniß wirb doppelt geführt, und das Duplikat am Schluſſe jedes 
Kalenderjahres der Reg. eingefandt. 

e) Kür die Aufbewahrung ber Verzeichniffe bei den Regierungen und bei den drts 
lichen Behörden muß in cben ber Art Sorge getragen werben, als dies mie ben 
Kirchenbüchern gefchieht. 

f) Attefte auf den Grund biefer VBerzeichniffe von ben Behörden, welche fie füh⸗ 
zen, oder von ben Regierungen vertreten dagegen auch für Tuben, bie Einlän⸗ 
der und Preußifche Staatsbürger find, die Stelle von Geburts⸗, Zrauungs: 
und Zodtenfcheinen, und für beren Ausfertigungen werben auch biefelben 
Stempel und Sporteln erhoben. 

5) So lange ein Zube durch feinen Aufenthalt im Auslande die Rechte eines Einläns 
ders felbft nicht verliert, ftght. auch einem ehelichen Kinde, welches ihm außer Lan: 
des geboren wird, die auslänbifche Geburt nicht entgegen. 

6) In Abficht der Kamiliennamen, welche alle einländifche Juden künftig führen fol: 
len, fteht zwar im Allgemeinen den Bamilienhäuptern die freie Auswahl zu, jedoch 
tönnen bie Regierungen aus Gründen, die ihrem Ermeffen anheimgeftellt bleiben, 
bie Genehmigung zu Führung des gewählten Namens verweigern, und die Erwähs 
lung eines andern Kamiliennamens verlangen. Die Bekanntmachung ber Ver: 
weigerung ber Annahme des Namens muß aber a der eriten acht Zage 
nad) der Abgabe der Erklärung des gewählten Namens erfolgen. Auch verfteht ſich 
von felbft, daß jüdifche Glaubensgenoffen, die bereits einen bleibenden Bamiliens 
namen führen, diefen in der Regel behalten müflen, und daß ihnen bie Aenderung 
beffelben nur unter eben den Modalitäten geftattet werden kann, unter welchen 
folche auch bei Ehriften ftatt hat. 

7) Sobald die Hauptverzeichniffe der einländifchen Subenfamilien befchloffen find, muß 
ein vollftändiges Verzeichniß aller in der Provinz vorhandenen jübiihen Familien 
nach den von ihnen angenommenen Geſchlechtenamen von jeder Regierung durch 
das Amtsblatt, mittelf einer befondern Beilage beffelben,; die auch beſonders 
verkäuflich ift, befannt gemacht werben. 

Hiernach hat die K. Reg. fich gebührend zu achten, und in Gemäßheit deſſen das 

Weitere zu verfügen, (Sämmtl, Amtöbl. 1812.) . 
c) Die Inftr. ded Staattlanzlerd v. Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 
fämmtl. Reg. vergl. Abth. IV. Abfchn. II. Kap. I. sub I. 2. 


d) Inſtr. der K. Ren. zu Königsberg v. 8. Aug. 1812. 

Von des Herrn Staatskanzlers Ereellenz ift die in dem Ed. v. 11. März 1812 über 
die bürgerlichen Verhältniffe der Juden 88. 5 und 6 vorbehaltene Inftr. wegen ber Ber 
ftimmung der Familiennamen, deren öffentlichen Belanntmadhung, und Führung der 
Hauptverzeichniffe der jüdifchen Glaubensgenoſſen am 25. Juni d. 3. erlaflen. Den 
jüdifhen Glaubensgenoffen, welche nad dem Ed. und deflen Deklaration v. 24. Mai 
b. 3. auf die Rechte eines Einländers Anfprüce haben, liegt nunmehr ob, fich zu den 
Beftimmungen des Ed. $. 2. durch die Annahme und Führung eines befländigen Fami⸗ 
liennamens und dadurch, daß fie bei Führung ihrer Handlungsbücher, Abfaffung ber 
Verträge und rechtlichen Willenserklärungen ſich der deutihen Sprache oder einer andern 
lebenden Sprache und bei ihren Namensunterfchriften keiner andern als deuticher oder 
lateiniſcher Schriftzuͤge bedienen, innerhalb der im Geſetz beſtimmten ſechsmonatlichen 
Friſt zu erklären. Hierbei gelten folgende Vorſchriften, die zur beſondern Achtung dem 
jüdiſchen Publikum und zur Richtſchnur für die ſaͤmmtlichen Behoͤrden ber Provinz hier⸗ 
mit bekannt gemacht werden. 


99. Sätaaterechil. Werhäten. der J. in dem altem Ptörtizeu. 


1) Zur Erlangung des einlaͤndiſchen Staatsbuͤrgerthums mit den im Ed. v. 11. Maͤrz 
d. 3. enthaltenen Rechten find nady Erfüllung der darin in 88. 3 und 4 vorgefchries 
benen Bedingungen geeignet, nicht dtos die im 5. 1 deſſelben aufgeführten bis jest 
cusdrũttlich aufgenommen gewefenen Suden, fondern auch, tm Gemaͤßheit ber 
unterm heutigen Tage befonders bekannt gemachten Verfügung des allgemeinen 
Polizei: Departements v. 12. Mai 1812, und der Inftr. über das gegen auslaͤn⸗ 
diſche Inden zu beobachtende Verfahren v. 25. Juni d. J., ſaͤmmtliche jüdifche 
Glaubensgenoſſen beiderlei Geſchlechts, die ohne den N: einer Befondern obrig: 
Feitlichen Erlaubniß zu ber Zeit der Publikation des erwähnten Ed. v. 11. März 
d. 3. naͤmlich den 24. März fich im Lande befunden, und an dem Orte ihres Auf: 
enthalte al& Lehrer, Gelehrte, Künftler, Studenten, Handlungss und Gewerbege⸗ 
—*— durch Hand⸗ und Hausdienſtleiſtungen oder durch andere Erwerbszweige 

ch ehrlich ernährt haben. 

2) Die Erklärung, das Staatsbürgerthum erlangen zu wollen, wird auf dem Lande 
den Kreislandräthen, in den Städten ber Polizeibehörde des Orts abgegeben, welche 
zu deren Aufnahme und Zertigung der Verzeichnifle der wohnhaften Judenfamilien 
angewiefen werden. 

Jeder Zube muß ſich hierüber bei der Polizeibehörde desjenigen Orts erklären, 
wo er am 24. März 1812 befugterweife wohnhaft war. Haben Samilien 
nach dem 24. März db. 3. ihren Wohnort verändert, fo find ſie verpflichtet, ſich 
da eintragen zu laffen, wo fie am 24. März wohnten. Diejenigen, welche ſich jegt 
außerhalb diefes Wohnorts aufhalten, haben die Befugniß, ihre Erklärung bei der 
Stadtpolizeibehörbe ihres gegenwärtigen Aufenthaltd ober dem Kreis⸗Landrath 
zum Protokoll zu geben und anzutragen, daß dieſes Protokoll der Polizeibehörde 
ihres vorgedachten Wohnorts zugefendet werde; doch muß dies fo zeitig geſchehen, 
daß das Protokoll nach dem ordentlichen Poftenlauf noch bis zum 24. Sept. d. I. 
der legterrvähnten Behörde zukommen Tann. . 

8) Worauf die Aufnahme gerichtet wirb, und welche Nachrichten dazu erforderlich find, 
ergiebt das beigedruckte Schema. Mit der Aufnahme wird fogleid; angefangen und 
der Schluß derfelben auf ben vier und zwanzigſten September diefed Jah⸗ 
res beftimmt, weil das Ed. v. 11. März am 24. März Gefegestraft erhalten bat, 
mithin mit dem 24. Sept. der ſechsmonatliche Erfiärungstermin abläuft. Es ift 
die Pflicht jedes Familienhaupts, fih unaufgefordert in diefem Zeitraum zur 
Aufnahme zu melden. Wer dies verfaumt, von dem wird angenommen, daß er 
dem Rechte des Einlänbers Er babe. Die Anzeigen zu den Kolonnen 1—15 
des Schema müffen bis zum 24. Sept. gefhehen. Die Angaben der Veraͤnderun⸗ 
gen in den Ramilien, nach Kolonne 16—24, werben bei der erften Anmeldung ge 
macht, ſoweit füch diefe Veränderungen dann fchon zugetragen haben; Tpätere müfs 
fen im Wohnort in 24 Stunden, außerdem fobald ed nad) dem ordentlichen Poſten⸗ 
lauf moͤglich ift, den Behörden gemacht werben, 


4) Zur Abgabe der gedachten Erklärung ift jedes Bamilienhaupt berechtigt und 
verpflichtet. Als folches ift anzufehen jeder Jude, der nicht mehr unter väterlicher 
Gewalt fteht, er mag ein eigenes Gewerbe treiben, ober bei einem andern dienen. 
Auch Züdinnen gehören in fofern unter die Bamilienhäupter, als fie weder verheira: 
thet noch unter väterlicher Gewalt find, fie mögen übrigens felbftftändig leben ober 
bei Andern in Dienften keben. Bormünder und Kuratoren find verantwortlich 
für die Eintragung ihrer Muͤndel und Kuranden binnen der Sräjubizialfrift bis 
zum 24. Sept. 1812. Minderjährige Waiſen, die weder Vater nod Mutter mehr 
haben, werden unter der Familie desjenigen eingetragen, der fie erzieht oder erzies 
yen läht, Died Verhältniß muß aber in dem Verzeichniſſe ausdrücklich bemerkt 
werden. 

Bu den Angehörigen der Familie werden gerechnet alle unter der väterlichen Ges 
walt des Familienhaupts noch. ftehende Kinder beiderlei Geichledhts, fie mögen an’ 
dem Orte wohnen,: wo das Familienhaupt wohnt ober nicht, in gleicher Art auch 
bie Sinnen ber Kamitienhdupter und ihrer noch unter väterlicher Gewalt ftehens 

en ne. 

5) Wasdie Familiennamen betrifft, welche alle einländiſche Juden künftig führen 

en, fo fteht zwar im Allgemeinen den Familienhäuptern die freie Auswahl ders 
elben zuz jedoch Fann die Reg. aus Gründen, die ihrem Ermeſſen anheimgefteilt 
bleiben, die Genehhmigung zu Führung des gewählten Namens verweigern, und die 
Ermählung eittes'andern Famillennamens verlangen. 

Die Bekanntmachung der’ verweigerten: Annuhme des Namens wird innerhalb 

der erſten 8 Tage nach dem Eingange der Erklärung bed’ gewkihtten Naimens von 
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der Reg. erfolgen. Auch verfteht fi) von felbft, daß judiſche Blaubsenägenoffen, 
Die Bereits einen bleibenden Ramiliennamen führen, biifen in der Begit behalte 
mäflen, und baß ihnen die Aenderung befieiben nur unter eben ben Modalitäten 
eftattet werden Tann, unter welchen felbige auch bei Chriſten ftatt hat. Nur 
Gemiienbäupte, wie fotche im vorigen Punkte bemerkt find, finb zur ÄAbgabe der 
laͤrung, wie fie künftig genannt: fein wollen, bereihtiget. Die Familienglieder 
find verpflichtet, fi) Ben Namen gefallen zu kxfien, den jene währen. 

"Kür Minderjährige unter vierzehn Jahren, Wahns und Blövfinnige wählen die 
Bormünder ben Namen. Minderjährige kber 14 Jahre, und Verſchwender, bie 
unter Vormundſchaft ftehen, Eönnen denfelben dagegen: ſekbſt währen, und bie Vor⸗ 
münder haben nur dafür zu forgen, daß die Anmeldung: ver Wahl zu gehoͤriger Zeit 
gelähehe, auch können fir ihre Einwendungen gegen. den gewählten Namen zu Pro: 
totoU geben. 

6) Diefe Aufnahme wird nun ergeben, wer als einläubifcher Jude anzufehen fei; näm⸗ 
lich es wird dazu erfordert: 

a) daß gegen den vechtlihen Zitel, unter dem er am 24. März d. J. in den 
Hreupiihen Staaten wohnte (Kolonne 11. des Echema) kein Bedenken fei, 
oder daß lesteres durch die Deklaration des Ed. v. 11. März d. 3., welche in 
ber Cirk. V. des allgemeinen Polizeidepartements an bie Regierungen v. 12. 
Mai d. J., und der Inſtr. v. 25. Juni d. 3. Uber das gegen. auslänbifche 
Juden zu beobadhtende Verfahren enthalten ift, erledigt worden 

5) daß er ſich in die Lifte der einländifchen Juden bis zu dem Präjmdigialtermin 
habe eintragen laſſen; , 

e).daß er bis zum 24. Sept. d. 3. als der gefeglich fechömenatlichen Friſt, bie 
Wahl feines beftändigen Namens in ber angegebenen Art angegeigt habe; und. 

d) daß von ihm nicht bekannt fei, er gebraudhe bei: vochtlidh verbindlichen Hands 
lungen und Unterfchriften eine andere als eine lebende Sprache ober als deutſche 
ober lateinifhe Schriftzüge. 

N) Auf den Grund der Aufnahme werben von der Reg. jedem felbfifländigen juͤdiſchen 
Blaubensgenoffen Kttefle ausgefertigt werben. | 

Sobald die Hauptverzeichniffe der einländifchen Judenfamilien gefchloffen find, 
wird ein vollſtaͤndiges Verzeichniß aller im der Provinz vorhandenen jüdifchen Fa⸗ 
milien nad) den von ihnen angenommenen Geſchlechtsnamen von der Reg. durch dad 
Amtsblatt mittelft einer Beilage deffelben, die auch beſonders verkaͤuflich ift, bes 
fannt gemad)t werben, 

8) Den Beweiß, daß ein Zube als Einländer und Preußiſcher Staatsbärger anerkannt 
ei, giebt 

a) in Nidfiiht der am 24. März d. J. im Lande wohnhaft gewefenen Zuben, 
die der Aufnahme in das Verzeichniß nach dem anliegenden Schema von ber 
au in Kolonne Nr. 28 beigefügte Erklärung, daß dieſe Anerkennung ges 

eben ſei; \ 

b) in Rüdfidht der v. 24. März bis zum. 24. Gept. d. J. in nady a).des vorigen 
Punkts 6 anerkannten Familien gebornen Kinder, oder in Rüdficht der Grauen, 
die Pin gm Zoitpunkte in fotche Kamitien geheirathet haben, eben dies Ver⸗ 

niß; 

e) im Ruͤckſicht derer, die nad, dem 24. Sept: d. J. geboren werden, ober in 
NRücficht der Frauenzimmer, bie fid) in diefer Epoche einheirathen, bie Lifte, 
deren Beſchaffenheit im folgenden Punkte 9 näher erläutert werden wird. 

q) In Rüdfiht der Ausländer; welche nad) dem 24, März 1812 naturafifirt 
werben möchten, bie von dem K. Departement ber allgemeinen Polizei volls 
zogene Raturalifationsakte, . 

Jedes felbftfiändige Individuum: jüdifcher Nation Hat die Verpflichtung, 
feine Eigenfchaft als Einländer und Preugifcher Stnatöblirger auf-Erfordern 
hun ein glaubhaftes Zestifitat auf den Grund: eimed.biefer. vien Kennzeichen 
nachzuweiſen. 

9) um kuͤnftig den Nachweis der Abſtammung ſicher zu ſtellen, foll.v: 240. Sept. d. J. 
an, nad) folgenden Vorfchriften verfahren werden:-t). 

(Oftpreuß. Amtsbl. 1812. Nr. 296.) 


e) Inſtr. der K. Reg. zu Potsdam vi 4. Dec, 1813. 
Die Ausführung des Er. v. 11. März 1812 veranlaßt folgende Beſtimmungen: 
1, Dardie Verzeichniſſe ber am 24. Näry 1812 im Kutmaͤrkſchen Reg.:Departentent 


1) Hier folgen wörtlich die Beſtimmungen ber Inſtr. v. XAB. Suomi ABI? Kath.) 
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wohnhaften Judenfamilien größtentheils geſchloſſen find, mithin faſt aͤberall feſtſteht, 
welche Se mlienbäupter und welche Mitglieder der Kamilie als Einländer und Preu⸗ 
ßiſche Staatsbürger anerkannt worden; jo muͤſſen ſich jetzt alle jüdijche Glaubensge⸗ 
noffen auf nachſtehende Weiſe legitimiren. 

1) alle ſelbſtſtändige Individuen (Familienhäupter) und zwar ' 

a) diejenigen, welche bereits am 24, März 1812 im Lande wohnhaft waren, 
durch Produktion des von der Reg. ausgefertigten Staatsbuͤrgerbriefes; 

b) diejenigen Ausländer, welche nad dem 24. Mir; 1812 naturaltjiet worben 
find, durch Produktion der vom K. allgemeinen PolizeisDepartement vollzoges 
nen Naturaliſationsakte. 

2) Ale Mitglieder der Familie, und zwar ' 

a) zu 8. a. durch den Nachweis, daß deren Anerkenntniß Kolonne 26 bed Vers 
zeichniffes durch den daſelbſt befindlichen Vermerk der Reg. erfolgt fei., Be: 
hufs diefes Nachweiſes können die mit Aufnahme des Berzeichniffes beauftragt 
geweſenen Behörden einem ſolchen anerkannten Familiengliede auf Verlangen 
darüber eine Befcheinigung ertheilen, in welcher jedoch die Nummer der 2. Kos 
lonne des Sudenverzeichniffes, und das Datum, unter welchem die Reg. das 
Anerkenntniß ertbeilt hat, bemerkt fein muß; 

b) zu 1. b. durch befondere von der Reg. ausgefertigte Attefte, worüber in jedem 
einzelnen Falle zu berichten ift, 

IT. Alle jüdifche Glaubensgenoſſen, welche ſich ald Einländer auf bevorftehende Weiſe 
nicht zu legitimiven ober nicht nachzuweiſen vermögen, daß über deren Anerkenntniß nod 
verhandelt wird, find, eben fo wie diejenigen, welchen das Anerkenntniß verweigert 
worden ift, ale fremde Juden zu betrachten, wegen deren Legitimation die Inftr. v. 
25. Juni 1812 (pug. 350 des Amtsblatts) und das Cirk. an fämmtliche Lands 
räthe u. f. w. v. 29. Dec. 1812 zu beachten ift, 


Es haben fich daher alle Orts⸗Polizei⸗Behörden fofort der Prüfung der Legitimation 
derjenigen jüdifchen Glaubensgenoſſen zu unterziehen, bei welchen fie fich nicht durch bie 
aufgencmmenen Verzeichniffe überzeugt haben, daß ſolche als Staatsbürger anerkannt 
worden find, insbefondere aber zu erforfchen: ob unter den fich ale Einländer nicht legi⸗ 
ae Juden nicht einer oder der andere ſich im Dienjte eines einländifchen Juden bes 

ndet. 
Ed. v. 11. März 1812 8. 34 und 35. 
III, Bei den ald Einländer anerkannten’ Juden ift dahin zu fehen: 
4) daß ſich die Bamilienhäupter 
a) nur des im Staatsbürgerbriefe oder in der Naturalifationsalte enthattenen 
Bors und Zunamens bedienen, woraus von felbft folgt, daß alle hiermit nicht 
üibereinftimmenbe Namen an Kaufs und Kramladen u. f. w., ferner nicht ges 
duldet werben bürfen. 
Ed. v. 11. März 1812 $. 6, 

A. 8. R. Th. II., Tit. 20. $, 1440. b, 


b) Daß fie fich bei ihren Namensunterfchriften Keiner ändern als deutſcher ober 
lateinischer Schriftzüge und bei Abfaffung ihrer Verträge und rechtlichen Wil⸗ 
Lendertlüungen nur ber deutfchen oder einer andern lebenden Sprache bes 

enen. 
Ed. v. 11. März 1812 $. 2 und 6, 


2) Daß fich die Familienmitglieder nur der im Verzeichniffeber aufnehmenden Behoͤrde, 
ober ber im Atteſte der Reg. ad I. 2. h. enthaltenen Namen, und gleichwie bie 
Familienhäupter keiner andern als der deutfchen oder einer andern lebenden Spradje 
bei ihren Willenserflärungen und bei den Unterfchriften fich Eeiner andern als deut 
{cher ober lateiniſcher Schriftglige bedienen. 


re jener Schriftzüge zu bedienen außer Stande ift, wird als fehreibensunfählg 
erachtet. 


Ueber jeden Kontraventionsfall ad II. und III. ift die Verhandlung der Reg. zur 
weitern Veranlaffung einzureichen. 
IV. Bei Ausfertigung der Päffe find 
a) gen Suben, welche fi als Einlänber legittmirt haben, den Chriften gleich 
zu achten un 
b) wegen aller übrigen find die Vorfchriften ber obenerwähnten Inſtr. v. 25. Juni 


1812 mit Berüdfichtigung des Cirk. v. 29. Dec, 1812 zu befolgen. 
(Kurmärt. Amtsbl. 1813, Nr. 857.) 
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Anwendung bes Ed. v. 11. März; 41812 anf vergangene. 
- Fälle. W 
An ſtaatsrechtlicher Beziehung kam das Edikt v. 11. März 1812 ſofort 

in Anwendung, auch in Rüdficht auf vergangene Fälle; in privatrechtlicher 

Beziehung Dagegen disponirt dieferhalb der 8. 28 des Ediktes. Vergl. 

bierüber Thl. IL des Werkes. . on 


Drittes Kapitel, 


Das Staatsbürger-Recht der Juden nad dem Edikt 
0.11. Mia 112 
Erwerbung des Staatsbürger» Rechts. 


A. Seitens der am 11. März 1812 im Lande wohnhaften Juden. . .. 


1) Der $.1.de8 Ed. v. 11. März 1812 erklärte alle im Lande wohnhaf⸗ 
ten, mit Generalprivilegien, Naturalifations Patenten, Schusbriefen und 
Konzeffionen verfehenen Juden und deren Familien für Einländer und 
Peußiſche Staatebürger. . er on 

‚Dad Geſetz felbf war ber Erwerbtitel des Staatsbürgerrechtz und nur 
die Fortdauer biefes durch, dad Geſetz zugefprochenen Rechts wurde an 
Bebingungen gefnüpft. | | 

Die Ausführung diefer geſetzlichen Beflimmung erfolgte nach den In⸗ 
ſtruktionen, welche im zweiten Kapitel sub II. gegeben find. Ä 
2) Ueber das erworbene Recht wurbe nach $. 4 ded Ep. der Staatsbür⸗ 
gerbrief ertheilt. Weber den Werluft eines Solchen disponirt das M. bed K. 
Min. des J. (Köhler) v. 27. Aug. 1824 an die K.Reg. zu Köslin, dad Ver, 
fahren wegen verloren gegangener Bürgerbriefe oder Gertififate von 
Juden betr. : 

Der K. Reg. wird auf ihre Anfrage v. 10. d. M. erwiedert, daß zu Bermeibung von 
Mißbraͤuchen, welche mit verloren gegangenen Stantebürgerbriefen ober Sertifitaten 
von Zuben getrieben werden Eönnten, nichts anderes übrig bleibt, .ald,. wie Sie vorge: 
Tchlagen hat, dergleichen verloren gegangene Papiere burch Ihr Amtsblatt für ungültig 
zu ertlären. (Ann. VIII, S. 869.) Zu 

2 In Anfehung dee Kinder bemerkt dad R. des K. Min. des J. 
(v. Schudmann) v. 23. San. 1816 an den Staatdrath Le Coq, wegen 
ber Verhaͤltniſſe jübifcher Kinder, welche fich bei der abgefchiedenen, mit Dem 
Staatöbürgerrecht verfehenen Ehefrau aufhalten: | 

Euer Hochw. eröffne ich auf den Ber. v. 6. d. M., daß die Kinder jüdifcher Glau⸗ 
bensgenoffen, welche bei ver gefchiedenen, mit Staatsbürgerrecht verfehenen Muts 
ter fi) aufhalten, an dem Staatsbürgerrechte der Mutter participiren, und bei erlangs 
ter Majorennität folches für fi befonders nachſuchen können, alfo nicht wegen 
der individuellen Verhältniffe des Waters, aus den Preuß. Provinzen zu entlaffen find. 

(Hoffmann &. 52,) 0 

4) In Anfehung des Erwerbs des Staatöbürgerrechtd durch Die Ehe ers 
geben die 86.17.18. bed Edikts, daß durch Heirath eines inländifchen Juden 
zwar bie ausländifche Jüdin dad Gtaatöbürgerrecht erwirbt, nicht aber 
auch der ausländifche Jude, der eine inländifche Jüdin heirathet. 


B. Seitens der in ben neuen Provinzen bed Staates le: 
benden Juden. < 1 
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In Betreff dieſer iſt eine Naturaliſation für die alten Provinzen noth⸗ 
— Vergl. hierüber und über die Bedingungen unten Abth. II. 
n. I. 
C. Seitens ausländifcher Juden. Vergl. hierüber Abth. IV. 


II. 
Verluſt des Staatshürger⸗Rechts. 


Das Indigenat geht durch freiwilliges Aufgeben verloren, wenn der In⸗ 
länder aus dem Lande gänzlich wegzieht, in der Abficht, nicht dahin zurück⸗ 
zufehren, d. b. durch Auswanderung. 

In Betreff der Juden treten jedoch noch befondere Arten des Werluftes 
bed Indigenats ein, nämlich 

A. nad) $. 6 des Ed., wenn die Verpflichtungen, welche mit ber Forts 
dauer des Indigenats im $. 2 verbunden find, nicht erfüllt werden. Der 
$. 2. beſtimmt: 

Die Fortdauer diefer ihnen beigelegten Eigenſchaft als Einländer und Staatsbürger 
wird aber nur unter der Verpflichtung geftattet: u 

daß fie feſt beſtimmte Familiennamen führen, 


un 
daß fie nicht nur bei Fuhrung ihrer Handelsbücher, ſondern auch bei Abfaſſung ihrer 
Verträge und rechtlichen Willens⸗Erklaͤrungen, der deutſchen ober einer andern 
lebenden Sprache und bei ihren Namens = Unterfchriften Feiner andern, als deut⸗ 
Tcher und lateiniſchet Schriftzüge fich bedienen follen. 
a) Die feften Familiennamen anlangend, iſt die Erfüllung die 
fer Verpflichtung fofort gefichert werden. Ueber die Art, wie diefeibe in 
Erfüllung gefeßt wurde, vergl. die, Kap. II. gegebenen, Inſtruktionen 
Sollte der Fall vorkommen, daß einländifche Schußjuden im Jahre 1812 
nach Promulgirung des Ed. dad Land vor Annahme des Familiennamen 
verlaffen, fo würden diefe, fo lange fie ihre Staatöbürgerfchaft wicht inzwi⸗ 
fhen auf andere Weife verloren, bei ihrer Rückkehr immer noch einen Fa⸗ 
miliennamen annehmen können, indem dad ©. im $. 1 Ihnen dad Gtaatk 
bürgerrecht unbedingt zugefprochen '). 


1) Koh a. a. O. ©. 172, flg., ift anderer Anficht. Er meint, jene Bebingung bes 
Annahme des Kamiliennamens fei eine conditio suspensiva in Betreff deö 
Staatebürgerredhtd. Durch das Ed. fei Letzteres „eigentlich““ nar angeboten, das 
Ed. ſei der Titel zum Erwerb und durch Erfüllung der Auflage werde es wir 
lid) erworben, Diefes folge daraus, daß derjenige, welcher biefe Bedingungen 
nicht erfülle und daher feinen Staatsbürgerbrief erhalten hat, gay nicht Staates 
bürger geworden. Als Grund wird angegeben, daß zum Beweife des ans 

enommenen Staatsbürgerrechts jedem Juden, weldher daffelbe zuerſt erworben 
bat, für fi und feine Nachkommen, ein Zeugniß der Provinzialregierung noth⸗ 
wendig ſei: daß er ein Einländer und Staatsbürger, welches Zeugnig für ihn 
und feine Nachkommen künftig flatt des Schutzbriefes dient, und biefes 
nicht eher ertheilt, als bis der Zube vor der Obrigkeit feines Wohnorts erftärt 
hat, welchen Familiennamen er beftändig führen. will. Daher feien biejenigen, 
welche innerhalb Landes geboren find, aber das Land vor ber Erfüllung ber Be⸗ 
dingung wieder verlaffen haben, feine Staatsbürger, und würden, wenn fie wies 
der Eommen, über die Graͤnze gebracht. Das Staatsbürgesrecht werbe alfo nicht 
Ipso jure durch das Gefes, fondern nur vermöge beffelben mittel der Erwer⸗ 
bungsart erworben. — Diefe Behauptungen, von denen vice versa eine ſich im: 
mer auf bie andere als Stuͤtpunkt bezieht, entbehren des geſetzlichen Stütz⸗ 
punktes, verwechfeln insbefondere ben Beweis einer Thatſache mit der That⸗ 
fache felbft. Das Geſetz — bie & 1.2. bed Ed. — fpriht mit durchaus 
Haren Worten ben Juden das tnatabürgerreiht felbft unbedingt zu und 
Inüpft nur deffen Fortdauer an Verpflichtungen. Koch felbft kart dies 
einige Seiten weiter, in Beziehung auf bie zweite Verpflichtung, dad Deutſch⸗ 
fohreiben, gut aub. S. sub bh, s. 
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b) Den Gebrauch einer lebenden Sprache und beutfcher oder lateini⸗ 
ſcher Lettern betzeffend, ſprach ſich 
aa) ein an den Staatsrath le Coq gerichtetes R. des Min. des J. zu⸗ 
nächſt über die Frage aus, wenn ein Jude gar nicht, oder nur hebräiſch 
ſchreiben kann. u 
‚ Ew. Hochw. haben mir in. Bezug auf bas Eb. v. 14. März e, refp. unterm 9. u. 14. 
die beiden Kragen vorgelegt: 

4) wie es, nachdem feftgefegt worden, daß die Einlänbers nnd Staatsbürger: Qualis 
tät der Juden unter andern auch davon abhängig fein folle, daß diefelben ſich über: 
all einer lebenden Sprache und bei ihren Namensunterfchriften keiner andern als 
beutfcher oder Lateinifcher Schriſtzuͤge bebienen, 
für den Fall zu halten fei, wenn ein Jude gar nicht, oder nur hebräifch könne? 

Zu $. 1 bemerke ich, daß der Drangel an Fähigkeit ober an der erforderlichen Kennt⸗ 
niß zum Schreiben überall, wie bei Chriften, fo auch Juden, der Erlangung und dem 
Dafein dee Staatsbürger » Qualität nicht hinderlich ift. Hebrätfche Namensunterfctifs 
ten find aber allerbings unbebingt verboten, unb wer nicht anders, als bie hebräiſchen 
Züge feines Namens, oder überhaupt nur hebraͤiſch fchreiben kann, ift einem folchen, der 
gar nicht ſchreiben kann, gleich zu achten und zu behandeln. Dies fagt auch nur das 
Gefeg und mehr nicht. . Hofmann a. a. D. S. 60.) 

b) Folgen der Nichterfüllung dieſer Bedingung. 
. a) R. des K. Min. des I. (Köhler) v. 16. Mat 1817 an die K. Reg. 
m Köslin und 1. Nov. 1814. 

Der K. Reg. zu Köslin wird auf Ihre Anfrage im Ber, v. 6. v. M., 
wegen ber Unterfchriften der zum Staatsbuͤrgerrecht verflatteten Tuben bei oͤffentli⸗ 
hen Verhandlung, 

und fonft 
die in gleicher Angelegenheit anteem 1.Nov. 1814 an bie Reg. zu Stettin erlaffene 
Verfügungen, 

zur Achtung an Beſcheides⸗Statt bierneben in Abſchrift zugefertigt. 
Berlin, den 16 Mai 1817. Hin. bes 3. Grte Abth. Köhler. 

P) Es Tann wohl nicht ein einzelner Bau, als der von ber Polizei- Deputation ber 
K. Pommerſchen Reg. unterm 21. v. M. in Anfehung bed Stargardter Juden ift, ber 
wahrfcheinlich ein Verfehen zum Grunde hat, eine fo harte Strafe, wie die des Verluftes 
des Staatsbürgerrechts ift, rechtfertigen. 

Die Polizeis Deputation hat daher dep gedachten Kontravenienten auf feine Koften 
vernehmen gu laffen, warum er den $. 2 des Ebd. v. 11. März 1812 übertreten hat? 

Entſchuldigt er dies mit einem Verfehen, fo hat bie Polizei Deputation ihn zu ver; 
warnen, und zur Strafe bie Koften von ihm einzuziehen. 

Sollte er aber erklären, fich der Dispofition des Gefeges nicht fügen zu wollen, fo tft 
ihm ohne Weiteres ber Aufenthalt in ben Preußifhen Staaten zu verweigern, und er, 
wenn er, diefelben verlaffen zu haben, nicht glaubhaft nachweifet, über bie Graͤnze zu 

ngen 

Ein Rechtsweg Tann darüber nicht ftattfinden, da bie Richter Feine Kognition dars 
über haben, ob ein Fremder bier geduldet werben foll, 

Nur dann würde ein Rechtsweg ftattfinden müflen, wenn Jemand zwar behauptet, 
bem Gefege genügen zu wollen, aber beharrlich dagegen handelt; ein Kalk, der jedoch 
Thwerlidy vorkommen dürfte. 

Uebrigens hat die Polizeis Deputation das DO. L. G. zu requiriren, dem Quftigs oms 
miffarius, welcher bie Vorſtellung des in Rebe flehenden Juden Eonzipirt hat, bie ges 
dachten Borfchriften des G. v. 11. März 1812 in Erinnerung zu bringen. 

Berlin, den 1. Nov. 1814. (Ann. I. ©. 167.) 
Min. dee. v. Shudmann. 


y) R. des K. Min. des I. (Köhler) v. 18. Juni 1822 an die K. Reg. 
zu Stettin. Beftrafung der Juden wegen Führung ihrer Handlungsbuͤ⸗ 
cher und Verträge in jüdifcher, ſtatt in deutfcher Sprache. 

Der K. Reg. bleibt, wie Ihr auf ben Ber. v. 31.0. M., 

betreffend das Verfahren gegen jübdifhe Staatsbürger, welche bie Vorſchrift in$.2. 
bes Ed. v. 11. März 1812 überichreiten, 
unter Bezugnahme auf das Min, R. v. 1. Nov. 1814 an die vormalige Polizei: Depu: 
tation der Reg. von Pommern, eröffnet wird, überlaffen, bie zur Anzeige gebrachten 
Kontravenienten zu NR. N., für dieſen erften Fall der Kontravention, der doch wohl 
mehr auf Unachtſamkeit, als gefliffentliche Gefegverlegung ſchließen Läßt, in cine wär 
Ur 
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Polizeiſtrafe von höchſtens fünf Thalern fuͤr jeden Einzelnen zu nehmen, und eine nach⸗ 
bruͤckliche Verwarnung und Androhung ſtrengerer Ahndung wegen nochmaliger Ueber⸗ 
ſchreitung der Geſetzesvorſchrift eintreten zu laſſen. 

Die Beilagen obigen Berichtö gehen hierneben zurück. (Ann. IV. S. 390.) 

d) Segen die Anficht des unter 8. gegebenen R. v. 1. Nov. 1814 fpres 
chen fih die Geſetzreviſoren mit volltommenem Rechte bahin aus, Daß, 
wenn Juden gegen eine ber beiden ‚Bedingungen tontraveniren, an welche 
die Fortdauer des Staatsbürgerrechtd gelnüpft, der Verluſt des letzteren 
lediglich durch Urtel und Recht erkannt werden darf, da es ſich um 
ein jus status und um eine außerhalb des Gebietes der Polizei liegende 
Strafe handele. 

(Pens, XII. ©. 809. fig.) 

e. Auh Koch nimmt an, daß dieſe zweite Verpflichtung, an welche 

die Fortdauer des Staatöbürgerrechtd geknüpft, nicht ale Refolutiv. Bebins 
gung anzufehen, in welchem Falle durch den Gebrauch jüdiſcher Buchftaben 
dad Staatsbürgerrecht ipso jure verloren ginge, wovon bie Folge wäre, 
daß der Srundbefiß cines foichen Juden fiskaliſch vertauft und er auf bie 
ihm vor Erwerbung des Staatöbürgerrechtd geflattet gewelenen Gewerbe 
befchränkt würde; vielmehr fei jene Beflimmung fo zu verfiehen, daß ben 
Juden nur eine Verpflichtung auferlegt worden; nur von biefer, nicht von 
einer Bedingung fpreche das Geſes; die Nichterfüllung einer Verpflich⸗ 
tung babe aber nach L. R. I. 5. 88. 393. 394. zur Folge, nicht den Verluſt 
bed gegen Uebernahme der Verpflichtung erworbenen Recht ipso jure, ſon⸗ 
dern nur, daß der Verpflichtete zur Erfüllung angehalten werden kann. Es 
Tönne daher auch der Staat die jüdifchen Staatöbürger nur zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtung dur) Zwangsmaßregeln, welche in angemeflenen Stra 
fen beftchen, anhalten. 
EB. Außer diefen vorfichend sub A. gedachten befonderen Arten, wie das 
Indigenat der Juden verloren geht, kennen die beiden nachfolgenden Res 
ffripte noch eine dritte Art, nämlich den Rüdtritt getaufter Juden 
zur jübifchen Religion. Es bemerken 

a) das R. des Min. ded Inn. (v. Schudmann) v. 30, Mai 1815 an 
den Staatörath le Coq. 

Die N. N. bierjelbft, welche als einländifche Juͤdin geboren, dann zur chriftlichen Res 
ligion übergegangen und nad) der Publikation des Ed. v. 11. März 1812 wieder Juͤ⸗ 
bin geworden ift, hat das Em. Hochwohlgeboren befannte, auf ihren Ber. v. 12. Sept. 
v. 3, mittelft der Ihnen unterm 23. deffelben Monats zugegangene Verfügung abges 
lehnte Gefudy, um ihre Duldung und Naturalifation bei Sr. Durdlaudt dem Herrn 
StaatssKanzler erneuert, und ed ift legterer mit bem Seitens bes unterzeichneten Min. 
damals aufgeftellten Grundſatze, 

dag eın getaufter Zube, der von Neuem zum jüdiſchen Glauben übertritt, 

als ein fremder Jude behandelt werden müfle, 
und dem gegen bie N. N. beobachteten Verfahren, einverftanden. 

Indem Ew. Hochmohlgeboren dies zur Nachricht und Achtung befannt gemacht wird, 
en Sie zugleih veranlaßt, auch in andern Fällen foldher Art demgemäß zu 
verfahren. 

b) R. deffelben Min. (v. Schudmann) an die K. Reg. zu Breslau. 

Nach an bad Min. der G. und Meb. Ang. unterm 10. März b. 3. erftatteten Bericht 
des K. Konfiftorit zu Breslau beabfihtigt der dortige, vor 10 Jahren getaufte Kaufe 
mann N. N. wiederum zum jübifchen Religions⸗Cultus zurädzutreten. 

In Beziehung auf die dem K. Konfiftorio vom genannten Minifter hierauf gewors 
dene, abfhrifttih beiliegende Refolution v. 20. Zuni c. wird bie K. Reg. hierdurch vers 
anlaßt, dem N, R., wenn er zur jüdiſchen Religion zurüdgetreten, den Emigrationds 
Konſens zu ertheilen, und ihm anzuweiſen, fi einen Wohnfig außer Landes zu fuchen, 
indem das Ebilt wegen bed Staatöbürgerrechtd der Juden foldyes nur den derzeit im 
Lande befindlichen Juden zugefichert, alle fpätere Crtheilungen beffelben vom Min. 

des Innern abhängig macht, ich Aber Teinesweges biejenigen befien wärbig halte, bie 
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mit ber Religion ein frevelhaftes Spiel der Konvenienz oder des Wankelmuthes treiben, 
und Se. Maj. der König diefen Grundſatz bereits Höchftfelbft In ähnlichen, zur unmittels 
baren Kenntniß gelommenen Fällen gebilligt hat. (Hoffmann a. a. O. ©. 52.) 

Vorfiehende Beflimmungen entbehren durchaus ded geſetzlichen Fun⸗ 
damentes. Mit dem Webertritt zum Judenthum ift der Verluſt des Preu⸗ 
ßiſchen Indigenats durch Bein Gefeg verfnüpft; ein Minifter bat im Preus 
ßiſchen Staate aber nicht dad Recht ein Geſetz zu machen, durch welches 
dad Indigenat genommen wird und beflände wirklich ein ſolches Geſetz, fo 
würde deffen Anwendung auf den einzelnen Fall dem Richter zuloms 
men!) Somit liegen in jenen Reſkripten mebrfache Ueberfchreitungen der 
dem gedachten Minifterio zuftehenden Befugniffe und der Richter wird des⸗ 
halb vorkommenden Falles auf diefelben keine Rüdficht nehmen. 

C. In wie weit der Verluſt des Indigenats in den alten Provinzen durch 
Weberfiedelung in die neuen verloren gehe, darüber f. Abtheilung III. 


Biertes Kapitel. 


Das Gemeinde⸗Bürgerrecht der Juden in den alten 
| - Provinzen. 


I 
Das fädtifche Bürgerrecht und deſſen Kolgen. 

A. Erwerb deffelben durch die alte St. D. von 1808. 

1) R. des Min. des San. v. 27. Febr. 1809. | 

Schutz juden find eben fo gut, als andere Bewohner der Städte, zur Erlangung 
des Bürgerrechts berechtigt, und unter den im 23. $. ber St. D. aufgeftellten Bedin⸗ 

ngen fogar dazu verpflichtet, indem das Geſet hier nicht auf bie flaatsbürgerlichen, 
ondern Lediglich auf. die Kommunalverhältnifie der ſtaͤdtiſchen Bewohner Rüdficht 
nimmt. — Sie nehmen indes, nad) Erlangung des Bürgerrechte, an ben Rechten und 
Befugniffen der Bürger nur foweit Antheil, als folches die Beſchränkniſſe ihres flaats- 
bürgerlichen Verhältniffes geftatten; d. h. dieſe werden in Teinem Falle durch das Bür- 
gerrecht einer. Stadt aufgehoben ober mobificirt. — Den Bärgereid muͤſſen fie in ih⸗ 
ren —— unter der Beobachtung der gewöhnlichen Foͤrmlichkeiten ihrer Religion 
ableiſten. umpf's St. O. S. 16). 

2) Koch nimmt gegen dieſes Reſtkript an, daß deſſen Anſicht nur dann 
richtig fein würde, wenn es ausgemacht wäre, daß Jemand Mitglied einer 
Kommune fein fann, ohne Mitglied der Staatögefellfchaft, weldhe in Kom⸗ 
munen zerfällt, zu fein. Der 8. 23 der St. O., welcher vorfchreibt, daß 
wer biö zur Publikation derfelben flädtifche Gewerbe betreiben ober Grund» 
flüde in einer Stadt erworben haben follte, ohne dad Bürgerrecht befeflen 
zu haben, letzteres fogleich gewinnen, ober dad Gewerbe niederlegen und 
dad Srundflüd veräußern müffe, beziehe fich nicht auf Juden, fondern auf 
Staatsbürger, welche flädtifche Gewerbe betrieben, und ftäbtifche Grund⸗ 
Rüde erworben hatten, ohne bid dahin dad Bürgerrecht nachgefucht zubaben. 

AR 0 D. OD. . 

Dieſe Anſicht erfcheint allerdings begründet, ift auch demnächft in dem 
N. des Min. des Inn. und der Pol. v. 22. Okt. 1835 ausgeſprochen wors 
Den. Vergl. Letzteres Abthl. II. Abfchn. VII., das Herzogthum Weſtpha⸗ 
en betr. — | 

B. Erwerb des flädtifchen ———— durch das Ed. von 1812: 

Nach 8. 7 deſſelben genießen bie Juden gleiche bürgerliche Rechte und 
Sreihelten mit den Chriften, fie können ſich nach $. 10 in den Städten 
gleich diefen niederlafien, Srundflüde erwerben, Gewerbe betreiben. Sie 
haben mithin auch die Berechtigung und im Kalle des $. 23 der alten St, 
O. die Berpflichtung, flädtifhe Bürger zu werben, 


x) Vergl. aben sub 4. bu bbr}.. 
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C. Das Recht auf Bemeinde-Aemter. Berg. hierüber unten 
Kap. VI. sub I. 1. 

D. Steichheit der Abgaben mit anderen Bürgern. 

Die Nichtbeachtung des $. 14 des Edikts (daß die Juden mit befonberen 
Abgaben nıcht belegt werben dürfen), Seitens des Magiſtrats zu Inowra⸗ 
claw rüdfichtiich der Ortdabgaben, rief dad R. des Min. des Inn. (Köhler) 
an denfelben und in Abfchrift an die K. Reg. zu Bromberg hervor. 

Auf die in der Vorftellung v. 21. v. M. enthaltene Beſchwerde bes Magiſtrats au 
Inowraclaw über die Aufhebung bes von den dortigen Juden bisher entrichteten Ge⸗ 
werbefanong tft ſchon um deshalb nichts zu verfügen, weil Derfelbe die Verfuͤgungen ber 
Reg. und des Ober⸗Präſidii, gegen melde die Befchwerbe gerichtet if, nicht 6 art 
hat. Sollte der Magiftrat aber auf bie Sache zurüdkommen, fo wirb Geinerfeits 
ber nachzuweiſen fein, worauf Seine angebliche Befugniß, die Juden zur Enteichtung 
befonderer Abgaben anzuhalten, fich gründet, da die von Ihm angezogene Ufance 
bierzu nicht hinreicht. Jedenfalls wird der Stadt, wenn bie Juden von beſonderen Ab⸗ 

aben befreit werben, unbenommen bleiben, fie zu allen denjenigen Leiftungen anzugies 
Ben, zu welchen die Chriften verbunden Rn (Ann. XI. ©. 974.) 


Das ländlihe Gemeinde⸗Recht. 

Der $. 10 des Ed. ſtellt den Juden frei, ſich auf dem platten Sande nie 
derzulaffen und ber $. 11, daſelbſt Srundflüde zu erwerben. Sie werben 
dadurch Mitglieder ber ländlichen Gemeinde und baden nach $. 8 auch ein 
Recht auf Erlangung der ländlichen Semeindeänter. 


Fünftes Kapitel. 
Der Erwerb von Brundeigentbum unb ber mit bemfelben 
verbundenen Ehren; und politifhen Rechte. 


Erwerb von Brundeigenthum. 

Das Ed. v. 11. März 1812 ſtellt die Juden in Betreff des Erwerbes 
von Grundeigenthum den Chriften völlig gleich. Es beftimmt im $. 11: 

„Sie (die Juden) konnen Grundflüde jeber Art, gleich den chrifkfichen 
Einwohnern erwerben.” 

Gegen dieſes klare Geſetz find die Juden bis in die neueſte Zeit durch Di, 
nifterial, Verordnungen am Erwerb von Bergwerks⸗Eigenthum verhindert 
worden. Es hatte nämlich vor Erlaffung des Ed. von 1812 wegen Zu« 
laffung von Juden zu dem Befitz von Berg: Eigenthum ein Cirk. des 
Bergwerkes und HüttensDepartements des damaligen GeneralsDireftorit 
v. 15. Dec. 1803 verordnet: | 

Da, wo fpezielle Geſetze es nicht verbieten, ſoll e8 den Juden geftattet fein, Bergan⸗ 
theile zu beſiden; jedoch werben darunter nur wirklihe Schutze Juden, beſonders bie, 
welche mit Häufern angefeflen oder zu deren Akquiſition befugt find, wirkliche Handlung 
haben, oder ald Doctores im Staat leben, verflanven, 


Wo es aber nicht durch fpezielle Gefege erlaubt ift, koͤnnen fie weder als Gigenlöhner 
ſelbſt Bergeigentbum muthen, noch Lehnträger unb Berleger fein. 


Obgleich nun biefe Beftimmung, in ſoweit fie alle andern als wirkfiche 
Schutz-Juden von dem Antheil an Bergwerks Eigenthum ausfchließt, 
jede Bedeutung verloren, feitbem bie inländifchen Zuben in den alten Yros 
vinzen Staatöbürgerrecht erlangt haben, und der Unterſchied zwifchen Schutz⸗ 
und gebuldeten Juden weggefallen, fo follte dennoch die für letter⸗ 
darin auögefprochene Belchränktung auch für jene Staatsbürger nad 
Br Kan. R. v. 30. Dec. 1822 an das ſchleſiſche Dbers- Berg: Amt fosts 

efteben: 

Das K. Min. ded Innern will zwar bie Juben an der Theilnahme am Bergbau, auf 
ben Grund ber Borfchrift des X. &, R. IL XVI. $. 136 nicht ausdrücklich hindern — 
wiewobl es bei ben zur Zeit der Gmanation des Landrechts vorhandenen Jubens@äefepen 
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noch bahin ſtehet, ob bie dott enthaltene Beſtimmung „ohne unterſchieb ber Men 

LigIon* Überhaupt auf Juden Anwendung findet, und nicht vielmehr von ben verſchie⸗ 
denen Konkffionen bes hriftlichen Glaubens zu verftehen iſt? kann jebod nicht zugeben, 
daß bie Bekenner der mofaifchen Religion als Lehnöträger angenommen werben, . J 

iefer $, 136 lautet: ' | rn 
„Fremde Tönnen fo gut als Landeseinwohner, ohne Unterſchled ber Religion, an dem 
Bergbau Theil nehmen, und genießen dabei mit dieſen völlig aleiche Rechte.’ e 
Da vie Gefetz von Fremden fpricht, intänbiihe Juden in. ben alten 

Provinzen aber Gtaatöbürger find, fo hat jenes Min. R. nur dann einen. 
Sinn, Wenn es auf ausländifhe Juden bezogen wird. Daß Dieb aber nicht. 
der Zweck war, erhellt aus den folgenden Verfügungen. 

.. Das Min.R. an dat Sechleſiſche Ober Berg Amt v. 30. ärg IE uns 
terfagte nämlich ausdrücklich, den Juden Schürficheine zu extheilen (da das 
Schuͤrfen der Weg iR Muthungsrechte zu erwerben). | 

Ebenſo lautet ein ſolches R.v. 6. Dft. 1836. _ ' 
Da ben Zuben die Befugniß zu ſchürfen und zu muthen unbebingt abgeſprochen wors 
den ift, mithin die etwa von ihnen eingelsgten Muthungen als nicht angebracht betrach⸗ 
tet werben —— fo folgt von ſelbſt bie gänzliche Wirkungslofigkeit fol Muthungen. 

Ein Min. R. v. 13. Dee. 1825 endlich erklaͤrt die Subftitutton eines 

Inden als Lehnträger, fo wie die Bevollmaͤchtigung eines: ſolchen als 

Kaflenführer für unzuldbig. a | nn 0 

iefe den Geſetzen direkt zuwider laufenden Din. Ber. wurden erſt ame 

ter einem fpäteren Min. aufgehoben durch das an das Schleſiſche Ober Berg⸗ 
Amt gerichtete R. des Fin. Bin. v. 30. Neo; 1839, welches wer 

ae oben ber Provinz Schlefien fi t bie nach einer®. bes 

m te in der ern t, wie einer ©, 
a Dieftoeiume 2 Nov. 1803 en ih ver —— Ermerdun . 
des Bergwerks⸗Eigenthums ausgefähloffen, vielmehr, wie Sebermann, befugt erachte 
werben follen, nad) den zum Wergwertölegal gehörigen Mineralien mit Erlaulmiß ber 
Bergwerks⸗Behoͤrbe zu ſchuͤrfen, bie demmäckft aufgefündene Lagerftätte zu muthen amd. 
im Wege ber Verleihung de geſetzlichen Vgr ſchriften gemäß zu erwerben.’ 


Erwerb der mit dem Srundeigenthume verbundenen Ehren» 
Ä und pelitifhen Rechte. 

In Anfehung der mit dem Grundeigenthum verbundenen, über dad büss 
gerliche Recht hinausreichenden, Rechte find die Juden atıch in dem alten 
Provingen noch dem wefentlichfien Beſchraͤnkungen unterworfen, in Bezie⸗ 
hung nämii auf das Patronat, die Yuriebiftion und die Standfihaft. 


Das Datronat. | 
Das mit dem Grunbeigenthbume verbundene Patronat über chriftliche 
Kirchen ſteht den Juden fchon nach dem &. R. II. 11.98. 582. 583 nicht 
73 Spezielle Borfchriften für diefen Fall enthält das ©. v. 30. Aug. 1816 
ergt, hierüber Abth. 1. Abſchn. IV. Kap. II. sub IH. Geite 48. 


Die Batrimonialgerihtäbarfeit. | : 

In den alten Provinzen befteht überall noch die Patrimonial»Gerichtsbars 
feit, d. h. das mit dem Beſitze einer gewiffen Art von Gütern verbundene 
Recht der Gerichtsbarkeit 1), Diefe Datrimontal: Gerichtsbarkeit geht nach 
e.9.H. 17.5. 24, „mit dem Eigenthume bed Grmbftäds, welchem fie 
beigetegt iſt, auf jeden folgenden Befiger über.” Daß von diefem Geſetze 
eine Ausnahme für ben Zall eintreten folle, wenn ein Jude ein mit ber Pa⸗ 
nimonial· Gerichtobarkeit verſehenes But etwirbt, hat das Ed. v. 11. März 


1) 2. R. I. 17. 4. 23. 
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1812 nicht vorgefchrieben; $. 7. des Ed. verordnet aber, daß bie Juben, 
fofern dieſe V. nichts Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und 
Freiheiten mit den Chriſten genießen; fomit geht alſo auch jenes Necht ber 
Gerichtsbarkeit mir dem Grundſtuͤcke ſelbſt auf fie über"). Diefed Recht ift 
den Suden als ein im Jahre 1815 bereitd beftandened, durch Art. 16 der 
Bundesafte garantirt?). 


Die Ausübung dieſes Rechtes in eigener Perfon erfcheint nad) den SS. 8, 
9. des Ed., ihre nur befchränkte Berechtigung zum unmittelbaren und mittels 
baren Staat8dienfte betr.3) unzuläffig; dagegen haben fie gleich den Chriſten 
die Berechtigung, die Jurisdiktion auf ben betreffenden Guͤtern durch einen 
von ihnen zu ernennenden Juſtitiar in ihrem Namen ausüben zu laffen. 
Es ergtebt- fich die daraus, Daß Ihnen dies Mecht nicht ausdrücklich genom⸗ 
men tft. Außerdem aber weift auch dad A. L. R. bei der Patrimonial⸗Ge⸗ 
richtsbarkeit (II. 17. $. 29), indbefondere wegen Uebertragung ber mit dem 
Gutsbefißer verbundenen Ehrentechte auf dad hin, was von dem binglichen 
NPatronatrechte gilt und fowohl dieſerhalb als wegender volfommenen Ana⸗ 
logie ded Falles würde im Zweifel die Beilimmung des L. R. I. 11. 8.583 
zur Anwendung kommen, wonach ein Jude dad Patronatrecht über eine 
Kirche zwar nicht ausüben darf, es ihm dagegen fteifteht, biefe Ausübung 
während feiner Befißzeit einem Andern zu übertragen. Hiermit ſtimmt denn 
auch das folgende R. überein, welched von der mit der Patrimonial ˖ Ge⸗ 
richts barkeit verbundenen Polizei-Gerichtöbarkeit fpricht. 


N. des K. Min. ded Inn. und der Pol. (v. Brenn), v. 25. April 1831. 
an die K. Reg. zu Oppeln. Juden, ald Gutöbefigern oder Pächtern, kann 
die perfönliche Ausübung der Polizei Gerichtöbarkeit nicht geftattet werben. 

Der K. Reg. erwiebere ich auf den Ber. v. 28. v. M., nach welchen bei Ihrem Kolles 
gium eine Meinungsverſchiedenheit darüber obwaltet: 

ob einem Juden die Ausuͤbung dee Polizei⸗Gerichtsbarkeit geftattet werben koͤnne, 

Fa ja Beſiter oder auch bloß Pächter eines mit dieſer Gerichtsbarkeit beliehenen 

utes ſei? 
daß ich demjenigen Theile des Kollegiums beiſtimme, welcher dafür annimmt, daß Ju⸗ 
den, in welchem Verhaͤltniſſe dies auch ſei, zur perſönlichen Ausuͤbung der Polizei⸗ 
gewalt nicht qualifizirt ſeen. (Ann. XV. 357.) 

Dagegen nahın, auf die erwähnten 88. 8. 9. des Ed. geflübt, dab R. 
des Juſt. Min. v. 23. März 1835 an, daß jüdifche Gutöbefiger ein Amt 
bei dem Depofitorio ihres Patrimonialgericytd nicht übernehmen dürfen. 

(Min. %. I. 1061. Gen. D. 15, Vol. 7, fol. 91. Erg. zur Dep, D. III. 8. 27T.) 


C. 
| Ständifhe Rechte | 
Daß die Hänbifchen Rechte, welche mit dem Grundbefiße Dusch bie provin⸗ 


ztalftändifche Gefehgebung verbunden worden, den Juden nicht mit verlies 
ben, darüber vergl. Abth. I. Abfchn. IV. Kap, IL. sub Il. ©. 48. 


) Rod) bemerkt ©. 178 Note 9: „In Betreff der Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit 
‚ findet ſich eine befondere Verordnung nichts daß die Zuden aber keinen Zuftitias 
— „aufteilen Tönnen, folgt aus ihrer Unfähigkeit zur Aushbung politifcher 


7 Herr Koch vergißt anzuführen, wo diefe Unfähigkeit zur Ausuͤbung politifcher 
: Rechte auögefprochen. Dies würde allerdings ſchwer fallen, ; da es hiegend ges 


chehen. 
s) Vergl. die allg. hiftorifche Einleitung Abſchn. IV. ©, 
S. Kap. VI. s ſh 
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Sechſtes Kapitel, 


‚Berehtigung und Verpflihtung ber Juden zum: Staats« 
R dienſte inden alten Provinzen. 
| ” J. 
| Der Militairdienfl. 
Hierüber vergl. die Darftelung Abthl. I. Abfchn. V. Kap. IL. ©, 51 ff. 
| II. 

. Der Civil:Staatödienft. 

‚NRadıpem der $. 7. des Ebd. v. 11. März 1812 den Juden gleiche bürger⸗ 
liche Rechte und Freiheiten mit den Chriſten zugeſprochen, fofern dieſe Ver⸗ 
vdrdnung nichts Abweichendes enthält, fährt daſſelbe in den 88. 8. 9. fort: 

$. 8. Sie können baher auch afademifche Lehr: und Schuk, auch Gemeinde⸗Aemter, 
zu welchen fie fich gefchickt gemacht haben, verwalten. ' 

$. 9. In wiefern die Juden in andern öffentlichen Bebienungen und Staatdämtern 
zugelaffen werden Eönnen, behalten Wir uns vor, in der Kolge ber Zeit gefeglich zu 
beſtimmen. 

Dergleichen geſetzliche Beſtimmungen, welche die betreffenden Rechte der 
Juden erweitern, ſind jedoch bis jetzt nicht erlaſſen worden und es bildet ſo⸗ 
mit der $. 8 die alleinige Grundlage der beſtehenden Verfaſſung. Das m 
demfelben enthaltene Zugefländniß fleht in Betreff der zum deutfchen Bunde 
‚gehörigen Provinzen, alfo für die Mark, Pommern und Echlefien, unter 
der Garantie des deutfchen Bundes laut $. 16 der Bundedakte!), iſt jes 
doch, wie fogleich zu zeigen, mehrfach verlegt worden. Bevor zu den ein« 
zelnen Xemtern übergegangen wird, welche den Juden verſtattet oder nicht 
verflattet find, ift . | 

1) der allgemeinen Verfügung zu gedenken, daß Suben, welche den Freis 
heitskrieg ald Freiwillige mit gefochten, an den Verſprechungen nicht Shell 
haben, die den freiwillig Theilnehmenden in Betreff einer Verforgung im 
Staatödienfte gemacht wurden. Es beflimmt hierüber dad N. des Min. 
d. Inn. (Köhler) v. 28. Nov. 1826 an die K. Reg. zu Danzig. 

Der K. Reg. wird zur Befcheidung auf ihre Anfrage in dem Ber. v. 30. v. M. eröff- 
net, daß wenn der moſaiſche Glaubensgenofle N. N. durch bie freiwillige Theilnahme 
an den Feldzügen 1814 gleiche Anfprüdhe auf die Verforgung im Staatsbdienite erwor⸗ 
ben bat, er foldye doch des jüdifchen Glaubens wegen nicht geltend machen Tann, indem 
die allgemeine Vorfchrift des Ebd. v. 11. März 1812 im $. B ohne irgend eine Xusnahme 
in Anwendung gebracht werden muß. (Ann. X. ©, 941.) 

2) Sn Berreff der atademifhen und Schulämter beftimmte die 
Bekanntmachung ded Geheimen Staatdminifterii v. 4. Dec. 1822, in Bes 
zug auf dad Ed. v. 11. März 1812 wegen nicht ferner ftatıfindender Zulaſ⸗ 
fung der Juden zu den afademifchen Lehr: und Schulämtern. 

Seine Maj. der König haben durch Hoͤchſte Kab. Ordre v. 18. Aug. d. 8. die Bes 
flimmung des Ed. v. 11. März 1812, 88. 7 und 8., 

wonach die für Einländer zu achtenden Juden zu akademifchen Lehr: und Schuls 
Aemtern, zu welchen fie ſich geſchickt gemacht haben, zugelaflen werden follen, 
wegen ber bei der Ausführung ſich zeigenden Mißverhältnifie aufgehoben, welches hier: 
durch bekannt gemacht wird. Berlin, den 4. Dec. 1822. 
Koͤnigl. Geh. Staats-Minifterium. 
v. Voß. v. Altenfein. v. Kirdeifen.v. Bülow, v. Shudmann. 
v. Lottum. v. Klewiz. v. Hate 
(&, &. 1821. ©. 24.) 


1) Vergl. allgemeine Einleitung Abſch. IV, ©. 19. 
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Diefem Gefebe fteht die Bundesgeſetzgebung entgegen. Der 6. 16 der 
Bundesafte v. 8. Zuni 1815, von Preußen felbft und Oeſterreich hervor: 
gerufen, garantirt den Juden in Deutfchland die ihnen von den einzelnen 
Bundeöftaaten bereitd eingeräumten Rechte. Im Jahre 1822 war aber 
dad Recht der Juden auf die gedachten Aemter aud dem Geſetze von 1812 
in voller Rechtsgültigkeit und bereits zur faktifchen Ausführung gelommen!). 


3) In Anfehung der Gemeindeämter und zwar 
a) in den Städten, fpricht 


aa) der $. 8 ded Ed. ihnen zwar dad Recht auf diefelben zu und es 
ift auch dies Geſetz ind Leben übergegangen; ed ift den Juden jeboch neuer 
dings an Theil dieſes Rechtes wiederum genommen worden. Es beſtimmt 
nämli 

bb) der $. 89 der revidirten Städte Ordnung v. 17. März 1831: 


„au den Stellen der Bürgermeifter oder Oberbürgermeifter find nur diejenigen fähig, 
welche ſich zur chriftlichen Religion bekennen.” 


Auch diefes Geſetz verftößt gegen bie Bunvdeögefeßgebung und ed gilt 
von demfelben ganz dad ad 2 Erwähnte: 


co) R. dei. K. Min, d. Inn. u. d. P. v. 2. San. 1841. Zutritt von 
Juden in Magiftratd- Kollegien. | 


Anliegend erhält die K. Reg. eine Beſchwerde des Kaufmanns N. zu N. darüber, 
daß fie ihm, als Juden die Kahigkeit abipricht, in. ein Magiftrate-Kollegium einzutre: 
ten, weil dies Kollegium die Polizei zu verwalten hat. 

Nach diefer Deutung des G. v. 11. März 1812 würde aber die $. 8. den Juden zuge: 
fiandene Befugniß, Gemeindeämter anzunehmen, binfichtlih der Anftellung bei ben 
Magifträten ganz aufgehoben fein, da auch kaum eine ftädtifche Subalternenftelle, ge: 
funden werden möchte, bei welcher nicht irgend eine Mitwirkung bei ber Polizeiverwals 
tung möglidy wäre. Daß es aber nie die Abficht gewefen ift, die Zuben deshalb von 
den Magifträten ganz auszufchließen, wird ſchon durch die rev. St. DO. bewieſen, nad) 
deren $. 89. nur zu ben Stellen der Oberbürgermeifter ober WBürgermeifter Eeine Juden 
geräbit werben dürfen. Bei denjenigen Stellen, deren Inhaber fonft mit der Aus- 

bung der Polizei perſoͤnlich und direkt beauftragt find, wird, da die Polizei immer nur 
im Auftrage des Staats ausgeführt wird, diefe Stellen daher als Eommiflarifch zu ver 
waltende Staatsämter zu betrachten find, derfelbe Grundfag gelten müffen, welcher auch 
auf die Dorffchulgen in Anwendung gebracht werden muß. Andere Kommunalämter, 
welche den Beamten nur in den Fall bringen können, gelegentlich ein Gutachten oder 
Botum über eine polizeiliche Angelegenheit abgeben, oder im Bureaux Arbeiten, die auf 
eine folche fich beziehen, in einer fubalternen Stellung, und ohne perfönliches Hervor: 
treten bei der Erekution von Polizei:Maßregeln, fertigen zu müflen, können unbes 
denklich von Juden verwaltet werden. (V. Min. BL. 1841. ©. 8.) 


b) Semeindeämter auf dem Lande. 


Cirk. NR. des K. Min. d. Inn. u. d. P. (Köhler) an die K. Reg. zu 
Cöslin und abfchriftlich an fämmtl. Reg. der alten Provinzen, v. 4. Mai 
1833. Juden können nicht zu Schulgenämter gelaflen werden. 


— — — — rn te 


1) Weiß, Syſtem des deutſchen Staatsrechts, Regensburg 1843 bemerkt ©. 286. 
„Eine bürgerliche Verſchlechterung ihrer (der Juden) Lage gegen den Beſitzſtand, 
wie ſolcher am Tage des Abſchluſſes der Bundesakte geweſen, iſt innerhalb des 
Bundesgebietes unſtatthaft. Daher kann ein deutſcher Bundesſtaat in ſeinen 
zum Bunde gehoͤrenden Beſitzungen keine neue Judenordnung einführen, 
welche ſolche Rechte aufhebt, die am 8. Juni 1815 den Juden zugeſtanden haben. 

Die Bundesverrammlung Tann gegründete Beſchwerden wegen Berlegung 
eines durch den fechszehnten Artikel begründeten Rechts, wenn auf beshalb zuvor 
an die unmittelbare Regierung gerichtete Vorftellung eine Abhülfe erfolgt if, 
annehmen und die zu deren Erledigung geeigneten Beſchlüſſe faffen und in Voll⸗ 


Zug feßen. 
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- Da elle Polizeiverwaltung 'nur im Auftrage der Staat 8gewalt ftattfindet, fo muß 
aud) — wie ber K. Reg. auf die Anfrage v. 13. v. M. wegen ber Qualifitation eines 
jüdifhen Staatöbürgers zur Uebernahme des Schulzenbienftes, eröffnet wird — jebes Amt, 
mit welchem eine folye Verwaltung verbunden ift, in diefee Beziehung als ein Staats⸗ 
amt betrachtet werden. Auch ift dies in den Sädten ber Fall, daher auch In benfelben 
Juden, obgleich zu bloßen Kommunalämteen wählbar, dennoch zu Tolchen nicht würben 
zugelaflen werden Eönnen, mit welchen eine polizeiliche Funktion verbunden if. Da 
nun bei den Schulzenaͤmtern dasjenige, was fie ald Kommunalämter bezeichnet, nicht 
von benijenigen getrennt werben kann, wonad fie als Staatsämter zu betrachten find, 
fo ift ein Jude nach den feither Thon vom Minifterium betrachteten Grunbfägen zur 
Ausübung des Schulzenamts, bei welcher er übrigens ohnehin nad) ber noch Immer 
herrſchenden öffentlihen Meinung große Schwierigkeiten finden würde, nicht für fähig 
zu erachten, hiernach aber im vorliegenden und in Fünftigen Faͤllen zu verfahuen. 
(Ann. 8b. 17. S. 442.) , 

Die Beſtimmung des vorfiehenden R., fo wie des v. 2. San. 1841 ers 
fcheint der nefeglihen Beſtimmung bes $. 8. des Ep. gleichfalls zuwider. 
Died ©. geflattet den Juden ohne Ausnahme alle Semeindeämter und 
macht feinen Unterfchieb, ob eine polizeiliche Gewalt mit denfelben verbuns 
den, oder nidht. Pin da8 ©. diefen Unterfchied machen wollen, fo würde 
es ihn ausdrüdtich audgefprochen haben, da im Jahre 1812 wie jebt mit 
Semeindeämtern polizeiliche Gewalt verbunden war. Go wenig nun der 
Richter das Recht het, Diflinkttionen zu maihen, Vie dad Geſetz nicht kennt, 
fo wenig bat dies Recht eine Adminiflrativ: Behörde und es erfcheinen dem⸗ 
gemäß die beiden R. v. Mai 1833 und 2. Ian. 1841 dem Geſetze entge 
gen, alfo nicht bindend. 

4) Schiedsmänner. | , 

K. O. v. 29. April 1835 an den Aufl. Min. Mühler und Min. des 
Sm. u. d. P. v. Rochow, mitgetbeilt durch R. bes Lebteren v. 7. Mei 
1835 an die Oberpräfidenten von Preußen, Pommern, Brandenburg, 
Schleſien und Sachen. Juden find von dem Amte eined Schiedsmannes 
aus geſchloſſen 2). J 

Wenn gleich bie jüdiſchen Staatsbürger nad) ber Beſtimmung des G. v. 11. Märj 
1812 zu Kommunalämtern befähigt find, fo kann dies doch nicht auf den Beruf eines 
Schiedömannes ausgedehnt werden. Die Schiedsmänner werben zur Schlichtung ſtref⸗ 
tiger Rechtsangelegenheiten gewählt, fie ſtehen unter der Aufficht ber Provinzialgerichtds 
hoͤfe, die von ihnen abgefchloffenen Vergleiche find für die Intereffenten verpflichtend 
und werben von den Gerichten zur Ausführung gebracht. Ihr Amt ift daher als ein 
richterliches zu behanbeln unb von der Verwaltung richterlicher Aemter find die jüdifchen 
Staatsbürger gefeplich ausgeſchloſſen. Ic, überlaffe Ihnen auf Ihren Bericht v. 13. d. 
M. nach diefer Beflimmung weiter zu verfügen. Sollte hinſichtlich der befonbern Bers 
bältniffe im Großherzogthum Pofen hierunter eine Ausnahme nöthig werben, fo wit 
ich Ihren befonderen Bericht erwarten. (Ann. Bb. XIX. ©. 389.) 

5) In Anfehung der Zeldm effer bemerkt das M. des Min. ded Hans 
dels u. d. Inn. v. 31. San. 1820, daß Juben, da erſtere öffentliche Beam 
ten, als Feldmeſſer nicht angefleflt werden könnten. on, 

(Ann. IV. ©. 700.) 
termit im Widerfpruch flieht 

6) Das R. v. 2. Juli 1821 nach welchen fübifche Bau: Infpeltss 
ren im Staatöbienfte warn, Vergl. daffelbe bei Abthl. 3. Abſchn. X. 


Kap. I. sub. I. C. BB. 3 





1) Es bezieht fich dies auf das Inflitut der Schiebsmänner zur güllichen Schlich⸗ 
tung vorlommender Rechtöftreitigkeiten, welches durch K. O. v. 13. Dee. 
1826 zuerft für die Provinz Preußen angeorbnet wurde (Königsberger Amtsbl. 
827. ©. 279.), durch 8. D. v. 14. Aug. 1832 für bie Mast und Schleſien 
(Potsdamer Amtsbl. 1833. &. 60. Wreslauer Amtöbl. 1833. ©. 27.; durch 
K. D. v. 15. Febr. 1884 für Sachſen und dur K. D. v. 4, Zuni 1834 für 
Pommern, ( Stettiner Amtebl. 1834. 8. 187.) 
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7) In Anſehung der Auktionskommiſſarien, das R. des Min. 
des Inn. ( Erſte Abth. Köhler) v. 17. Aug. 1827 an bie K. Reg. zu 
Mogbeburg 9). 

In Beſcheidung auf ben Ber. v. 30. v. M. wird ber K. Reg. eröffnet, daB bie Stel⸗ 
len der Auktionskommiſſarien zu den Staatsämtern gehören und alfo ben Bekennern 
bes jübifchen Blaubens nicht übertragen werben können. 

(Ann. XI, ©. 750.) 

8) Rüdfichtlich dee Scharfrichter das R. des Din. des Inn, (von 
Schudmann) v. 24. Nov. 1820 an die K. Reg. zu Stettin. - - 

Aufden Bericht der K. Reg. v. 21.9. M. wird derfelben eröffnet, daß dem iſraeli⸗ 
tifchen Staatsbürger N. N. bie Erwerbung eines mit dem Privilegio ber Abbederei 
verfebenen Grundtüds nicht verwehrt werben kann; jebody muß demfelben zur Bedin⸗ 
gung gemacht werben, in vorkommenden Griminalfällen für einen in aller Hinficht zu 
—2 — ver ee qualifizirten Stellvertreter Sorge zu tragen, 

nn. .' 0 « 


@lebentes Kapitel, 


Die jüdiſche Religionsgefellfchaft, die Unterrichts-Verhält— 
niffe und die Temenpfiege ber Juden In den alten 
Provinzen. 


Sierüber vergl die Darſtellung Abth. I. Abſch. IX. X. XI, und XL 
) — el 


Zweiter Abfchnitt. 


Staatsrehtliche Verhältniſſe ber Juden in ber Stadt Danzig 
Ä und deren Gebiet. | 


Bon bem Gebiete, welches mit Danzig bei ber zweiten Theilung Polend 
im Sabre 1793 an Preußen kam, blieb ein Theil im Frieden von Tilſit bei 
Preußen; dem Uebrigen wurde ein neues Gebiet hinzugefügt und aus diefer 
Geſammtheit der Freiſtaat Danzig gefchaffen. 

In dem Theile des Danziger Weichbildes, welches im Jahre 1807 Preu⸗ 
Bifch verblieb, kam das Ed. v. 11. März 1812 fofort bei deflen Publikation 
‚zur Anwendung, was in Betreff des anderen größeren Theils natürlich 
nicht der Fall war. Es ift daher nöthig, diefe Gebiete näher zu beflimmen. 

: Zu den im Jahre 1807 unter Preußifcher Herrfchaft gebliebenen Antheile 
bes alten Danziger Gebiets gehören folgende Ortſchaften: 
1. DE Role 2, Yuflfovie Mankoczin, 8. Dorf Leypin, 4. Leppinſche Unterfdrftere 
% 1%) in, . u te an in, v n + e in 4 n 
5, Leppiniche Papiermuͤhle, 6. Kichdarf Rambeltſch. Pr Pr “ 

II, Ortſchaften ber Höhe: ' 

1. Dorf Braunsborf, 2. Giſchkau, Yuftkovie, 3. Domke (Dominika), 4. Lehmberg, 
5. Seeberg, 6. Hauung, 7. Rothe Fluß, 8. Praufterkrug, 9. Malenczin, 10. Sohanness 
thal, emphnteutifhes Gut, 11. Kroenke, Puftkovie, 12. Kaninchenberg, 13. Voßberg, 
14. Vorwerk Wartih, 15. Barentrug ober Neumartich, Puſtkovie, 16. Stychẽ, 
17. Hennings, 18. Yulvermühle, verfallen, 19. Barenberg. 

M. Ortſchaften der Scharpau: u 
1. Altebabke, Dorf, 2. Gut Polnifhe Hube, 3. Dorf Beyershorft, 4. Gut Barenkampe, 
5. Dorf Groß Brunau, 6. Dorf Sankendorf, Dorf Klein Brunau, 8. Gut Küchwerber, 
9. Dorf Kalteherberge, 10. Dorf Laakenwald, 11. Dorf Scharpau, 12, Rehwalde, 


ı) In fofern fich das R. auch auf bie Landestheile beziehen follte, welche zum Königs 
reihe Weftphalen gehören, würbe daffelbe der früheren Weftphälifchen Werfals 
fung, welche aufrecht erhalten worben, birekt zuwider laufen, ba nach biefer bie 

Juden zu Staatsämtern faͤhig waren. Weral, Ahſchu. XII, - 
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18. Suſewalde, 14. Krupferwald, 15. Swentekampe, 16. Kirchdorf Tiegenort, 
47, Krugpfüs, 18. Dorf Hinterthor, 19. Rohrplan ober Holm, 20. Horn⸗ ober Gurken⸗ 
Tampe, 21. Ziegenorterwiefen, 22. Abgunftlampe, 23. Robrland, 24. Guldenkampe. 


Zu den im Jahre 1807 von Preußen an den Freiſtaat Danzig abgetrete⸗ 
nen und im Sabre 1814 mit dem Preußifchen Staate wieder vereinigten 


Antheile des alten Danziger Gebiets gehören folgende Ortfchaften: 
1. die Stadt Danzig; 
u. bie zwiſchen den Kußenwerken gelegenen Borftäbte, mit Ausnahme bes Biſchofs⸗ 


ges; 
ul, die außerhalb der Feſtungswerke gelegenen Vorftäbte: 
1. Kniepab, 2. zweite Neugarten, 3. Molbe, 4. Loofeberg, 5. ber Weinberg, 
6. Schlapke, 7. Stabtgebiete, 8. Staͤdtſche Schellmühle und 9, ein heil von 
Neu⸗Schottland; 
IV. das Bauamt: 
1. Groß Waldorf, 2. Klein Waldorf, 8. Groß Plendorf, 4. Klein Plendorf, 
5. Neuborf, 6. Ganskrug, 7. Weishoff, 8. Polniſche Haken, 9. Strohdeich, 
10. Steindamm, 11. Sandweg, 12. Kreiſel; 
V. der Stüblauſche Werder: 
1.. Dorf Guͤttland, 2. Dorf Stüblau, 8. Dorf Kriefkohl, 4. Dorf Zugdamm, 
5. Dorf Oſterwick, 6. Dorf Trutenau, 7. Dorf Woſsfitz, 8. Dorf Letzkau, 
9. Groß Zuͤnder, 10. Kaͤſemark, 14. Klein Zuͤnder, 12. Herzberg, 13. Langen⸗ 
felde, 14. Gottswalde, 15. Wotzlaff, 16. Grebinerfelb, 17. Schönau, 18. Sper⸗ 
lingsdorf, 19. Groß Scharfenberg, 20. Klein Scharfenberg, 21. Landau, 
22. Reichenbach 23. Weslinken, 24. Breitenfelde, 26. Schoͤnrohr, 20. Schmer⸗ 
block, 27. Vorwerk Grebin oder Herrengrebin; 
VI. von der ſogenannten Höhe: 
1. Dorf Ohra, 2. dasabelihe But Nobel, 3. Dorf Gute. Herberge, 4. Scharfenorth, 
5. Hundertmark, 6. Kemnabe, 7. Wuggenahl, 8. Yrauft, 9. Roftau, 10. Ziplau, 
11. Giſchkau, 12. Neumühle, 13. Dorf Miggau, 14. Löblau, 15. Kahlbube, Eifens 
u er 16. Schleufenhaus, 17. Dorf Kowal, 18. Dorf Wonneberg, 19. Wirths⸗ 
aus Hölle, 20. Zeichhaus, 21. Gafthaus Zempelburg, 22. Gut Aſchbude, 
23. Dorf Zigankenberg, 24. Vorwerk Divellau, 25. Ziegelei Dreilinben, 26. Gars 
ten Königsthal, 27. Allerengel neben ber Langfuhrfchen Allee, 28. Altftädtfche 
Ziegelei, 20. Barten Kabruns, Afchbude, 30. Garten Reyhershof, 31. Kalk⸗ 
ae emphyteutifches Gut, 32, Rottmanke oder Rottmannsborf, unbebauet, 
a 3— 


VI. die Nehrung: 

A. Außennehrung: 
1. Feſtung Weichſelmuͤnde. 2. Dorf Weichſelmuͤnde, 3. der Treidel, 4. Forſt⸗ 
Etabliſſement daſelbſt, Dorf Heubude, 6. Krakau, 7. Neufaͤhr, 8. Bohnſack, 
DB. Bohnſackerweide, 10. Wordel, 11. Gut Kronenhoff, 12. Dorf Schnackenburg, 
13. Schiefenhorft, 14. Einlage; 

B. Binnennehrung: 
15. Ridelöwalde, 16. Schönbaum, 17. Schönbaumerweide, 18, Letzkauerwelde, 
19. Prenzlaff, 20. Kreiensduben, 21. Krug Neuwelt, 22. Paſewark, 23. Gut 
Danziger Haupt; 

C. Hinternehrung: 
24. Dorf Junkeracker, 25. Gut Faulelaacke, 26. En sehn Huben, unbes 
baut, 27. Dorf Steegen und Kobbelgrube, 28. Stutthof, 29. Vorwerk Stutthof, 
30. Ziefewald, 31. Dorf Bodenwinkel, 32. Vogelfang, 83. Prehhernau, 
84. Kahlberg, 35. Voglers, 36. Neufrug, 37. Rarmeln ober Polski, 38. Liep bei 
Kahlberg, Gut; 

D, Mittelmerder: 
39. Fiſcherbabke, Dorf, 40, Glabitz, 41. Steegnertwerder, 42. Junkertreil, 

48. Poppau, 44. Bolhagenfche Haff; 
VI, von ber Scharpau: 

‚4. Gröfchlentampe, 2. Grubens unb SKebingslampe, 8. Wedhornokampe, 
4. Schweinkampe, 5. Wangentampe ober Rabenwerder, 8. Laſchkenkampe, 
B. Neukruͤgerskampe, 10. Stärbubfchelampe, 11. Lichtlampe, 12. Kobbellampe, 
18. Materntampe, 14, Norberhaten, 15. Mittels und Suͤderhaken, 16, Kleine 
Weidenhaken; 

IX. gebinfel Hela: 

. Städtchen Hela, 2. Dorf Danziger Heiſterneſt; 


Re; 
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X, Hofpitalsgüter: 
4, Dorf Pigkendorf, 2. Schidellau, 3. Zankenczyn, 4. Krampig, 5. Ochſenweide, 
6. Scheibe, 7. Weishoff, 8. Lepiger Land, unbebauet. , , 

Zu dem neuen Danziger Gebiete, weldes dem Freiſtaate im J. 
1807 zugetheilt wurde, gehören die Ortſchaften: 

1. St. Albrecht, Vorftabt von Danzig, 2. Banlau, 3. Barenwintel, emphyteuti⸗ 
{ches Gut, nebft Ziegelei, 4. Groß Behlkau, 5. Behlkauer Mühle, 6. Biſchofsberg, 
mit Ausfhluß der Schanze, 7. Borchfeld, 8. Brentau, Dorf und Vorwerk, nebſt 
einem neuen @ifenhbammer, 9. Fiſcherdorf Bröfen, 10. Biffau, 11. Kartsberg. bei 
Dliva, 12. Klenowa auf Hela, 13. Konradshammer, 14. Czapeln, 16. Groß und 
Klein Czattkau, 16. Dreyed, Puſtkovie, 17. Ellernis, 18. Ciſenhammer Freuden⸗ 
thal, 18. Friſchwaſſer, au Glettkau, 20. Gemlitz, 21. Glettkaun, 22. Gluckau, 
23. Glackauſche Schaͤferei, 24. Golkrug, Puſtkovie, zu WMatern, 20. Glomkau, Vor⸗ 
werk und Schäferei, zu Bankau, 26. Grenzdorf am Haff, zum groͤßten Theil, 
27. Großendorfſche Hütung auf Hela, 28. Heiligenbrunn, 29. Putziger Heifterneft, 
20. Hochzeit, 81. Große Holländer Krug, 82. Kleine Holländer Krug, 33. Holm⸗ 
Inſel bei Danzig, 34. Vorwerk Jakobowo, 35. Jenkau, 36. Jenkauſches Schulin⸗ 
ſtitut, 37. Erſtes Jaͤſchkenthal, Wirthshaus, Ziegelei und Aſchbude, 38. Zweites 
Jaͤſchkenthal, Wirthshaus, 39. Jaͤſchker Mühle, 40. Karczemken, zu Kokoſchko, 
41, Hoch⸗Kelpin, 42. Hoch⸗Kelpinſche Ziegelei, 43. Klein⸗Kelpin, 44. Klein Ham: 
mer, 45. Königäthal, 46. Kohlberg zu Hoch: Kelpin, 47, Dorf Kokoſchko, 48. Vor⸗ 
wert Kokoſchko, 49. Kokoſchko, erſte Puftkovie, 50. Kokoſchko, zweite Puftkovie, 
81. Krug Krampis, 52. Kußfeld auf Bela, 53. Langfuhr, 54. Langnauer Wieſen, 
55. Lauenthal, 56. Legan, Krug an der Weichſel, 57, Groß⸗Leſen, 58. Klein Lefen, 
89. Ludolphine, Ziegelei auf Olivabaumſchem Grund, 60. Vorwerk und Unterförs 
fterei Matteblemo, 61. Vorwerk Matern, 62. Vorwerk Matichlau, 63. Matfchs 
kauſche Grund⸗Ribbenkrug und Zichorienfabrit, 64, Vorwerk anahlendot, 65. Moõn⸗ 
&engrebin, Dorf und Vorwerk, 68. Naffenhuben, 57. Rawitz Mühle, 68. Borwerf 
Rerlau, 69. Nenkauiche Berge, Ziegelei, 70. Neftempol, 71.Reunhuben, 72. Oliva 
mit Klofter, Vorwerk, Hammer, Schneide⸗, Mahl⸗, Loh⸗ und Delmühlen, Ribben⸗ 
und Hungershammer, 73. Krug Dlivabaum, 74. Ottomin, 75. Pelonten Gärten 
hei Dliva, 76. Pransfhin mit Mühlen, 77. Pulvermühle bei Oliva⸗Lökels, 
78. Quabenborf, 79. Vorwerk und Ziegelei Ramkau, 80. Rambau, 81. Rirthöftfche 
Bläfe, 82. Saspe, 83. Sasper Fiichermeifterei, 84. Silberhammer, Stahlfabrik, 
85. Schäferei, Vorwerk, 86. Schellmühle theilweife, 87. Schönfeld, 88. Schiblig, 
Vorſtadt von Danzig, 89. Alt⸗Schottland, Vorftabt von Danzig, 90. Neu⸗Schoti⸗ 
land, Vorſtadt von Danzig, 91. Schwabenthal, Hammer, 92. Schmargorzin, 
93. Stolgenberg, Vorftadt von Danzig, 94. Strafhin mit Papiers und Mahl: 
mühle, 95. Strauhmühle, Pulvermühle bei Oliva, 96. Hochs und Leg⸗Stries, 
97. Ziefenfee, zu Borchfeld, 98. Viereck, Puftkopie, 99. Waldowo, Puſtkowie, 
400. Wolfamüble zu Lefen, 101. Zullmin, 102. Zullminſches neues Vorwerk, 
An Waldungen des Sobbowigfchen Korftberitts: 
1. Das Dlivafche Revier, mit Ausnahme eines Stüds von zwei Hufen, 2. das Re: 
vier Matteblewo, 3. das Revier NeusSchottland, 4. das Revier Spitalwald. 

Was nun dad Gebiet des Freiſtaates Danzig anlangt, fo wurde Dafelbft 
der Code Napoleon eingeführt !), welcher, nachdem der Freiſtaat wiederum 
Preußen einverleibt worden, dem Preußifchen Rechte wih. Durch $. 11 
der von der Drganifationd: Kommilfion erlafjenen Verf. v. 24. März 1814 
wurden bie in ben Preußifchen Staaten geltenden allgemeinen Geſetze v. 
29. März, 1814 ab wieder eingeführt ?). 

Daß hierdurch auch das Ed. v. 11. März 1812 mit eingeführt worden, 
nahm man zuerft an und ed wurde daffelbe unter Zuftimmung ded Kürften 
Hardenberg zur Anwendung gebracht. Es bemerften: | 

a, dad R. des K. Min. d. Inn. (v. Shudmann) an die K. Reg. 
zu Marienwerder v. 17. Sept. 1814. 

Der Vorichlag, welchen das der Königl. Weftpreußifchen Reg. unterm 1. d. M. mit⸗ 

etheilte gemeinichaftliche Schreiben der Minifterien des Innern und ber Juſtiz an &e. 
Durdylaucht bes Herrn Staats⸗Kanzler, v. 28. Juli d. 3. über bie künftigen Verhält⸗ 


1) Publik. des Raths gu Danzig v. 17. Suni 1808. 
3) Weftpreußifches A. Bl. 1814 &. 177. Danziger Intelligenz: Bl. 1814, Nr. 25. 
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niſſe ber Juden in Danzig enthält, ift bei weiterer Erwägung nicht genehmigt, fondern 
vielmehr beichloffen worben, das Ebd. v. 11. März 1812 wegen bes bürgeslichen Verhaͤlt⸗ 
niffe auch auf Danzig und deflen Gebiet völlig angumenben, 

Die K. Reg. hat daher barnady dad Weitere zu verfügen, auch infonberheit die Ju⸗ 
denfchaften ber Danziger Worftädte, bei welchen noch ber befonbere Grund eintritt, baf 
been Wohnungen zum heil in der Afche liegen, die Aufnahme in die Stabt auf alle 
Halle nicht würde verfast werden können, da fie nah ber biäherigen Werfafiung ber 
Stadt Danzig ſich dafelbft anfäßig zu machen befugt gewefen fein würden, bem gemäß 
auf bie urfchriftlich, angebogene, von S. Durchlaucht dem Herrn Staats⸗Kanzler hier⸗ 
ber remittirte Vorftellung dv. 22. v. M, mit Refolution zu verfehen. 

(Heinemann Anh. ©. 16.) 
b. Das R. des Min. d. Inn. u. d. 9. an bie Reg. zu Marlenwerder 


N. 7 0) Mai 1816: 

ns num die Zuben (in Danzig) beteifit, jo können fie auf den Grund bes erworbe⸗ 
nen Staatsbuͤrgerrechts und der Zulaffung zu ben. Gewerben in Danzig nur verlangen, 
ebenfo wie die Chriften behandelt gu werben, Benen fie gleichgeftellt worben find, 
haben aber feinen Anſpruch auf Beglinftigung vor biefen. (Koch a. a. D. S. 271,) 

c. Ebenſo dad Schr. der K. Reg. zu Marienwerber.v. 29. Rev, 1814 
an den Polizei-Präfidenten v. Begefad zu Danzig. 

Ew. Hohmohlgeboren erwiebern wir auf dad Schreiben v. 20. d. M. wen ber zu 
ertheilenden Staatd:Bürger-Gertificate, daß nad) dem Ed. v. 11. März 1812 die Zuden 
in allen nicht beſonders ausgenonmmenen Allen, auch Rückſichts der privatrechtlichen 
Verhaͤltniſſe, den chriftlichen Bewohnern des Staats gleich geftellt find. Unter diefen 
Ausnahmen befindet fig die Vorſchrift des 6. 3 des Anhanges zum A. & R. nicht, mils 
bin erlangen bie Juden von nun an erft mit dem 24ften Jahre die Großjährigkeit. Ju⸗ 
den, welche jeboch vor der Einführung des Juden⸗Edikts in Danzig bas 20fte Jahr zu⸗ 
ruͤckgelegt haben, ſind als großjährig ae Im nebrigen laͤßt ſich wohl nicht erwar⸗ 
ten, daß junge Judenkinder aus Vernachlaͤſſtgung ihrer Vormimber nicht ſollten zur Auf 
nahme ald Staatsbürger angemeldet werben. — Diejenigen Minorermen aber, bie auf 
ihren eigenen Namen zur Aufnahme ald Staatsbürger gelaffen werden, erlangen bas 
durch keinesweges bie Nechte dee Sropjährigen. (Koch a. a. D. S. 271:) 

d. Bald darauf aber ſprach das R. des Min. d. Inn. (Shudmann) 
an die Meg. zu Danzig v. 10. Mär; 1828 dad Gegentheil aus, auf Grund 


einer K. O. v. 8. Febr. 1818. 

Wenn die K. Reg. laut der Aeußerung in Ihrem Ber. v. 27. v. M. bafür annehmen 
zu muͤſſen glaubt, daß den mit dem Preußiſchen Staatsbuͤrgerrecht verſehenen Juden bie 
Niederlaflung in Danzig nicht verwehrt werben könne, fo irrt Diefelbe. Se. Maj. ber 
König haben bei gelegentlicher Weranlaffung mittel allerh. 8. D. v. 8. Febr. 1818 zu 
beftimmen gerubt, daß das Ed. v. 14. März 1812 in ben neuen und wieder erworbenen 
Provinzen noch nicht zur Anwendung gebracht, vielmehr in diefen Provinzen ber status 
quo zur 3eit der Befißnahme bis dahin, wo bie bürgerlihen Verhaͤltniſſe ber dortigen 
Juden werben gefeglich feftgeftellt werben, aufrecht erhalten werben fol. 

Zufolge diefer alterhöchften Beſtimmung bat bie Wirkſamkeit dev ben Juden bes 
alten Provinzen durch dad genannte Edikt verliehenen flantsbürgerlichen Rechte feither 
Lei lich auf die damaligen Gränzen der Preußiichen Monarchie eingeichränkt werben 
möüflen. 

e. Demgemäß erflärte fich auch die Reg. zu Danzig in einem Schreiben 
v. 22. Juli 1831, als fie über die betr. Berhätniffe um Auskunft aufge 


fordert wurde. - 

Dem 8. Wohlloͤbl. Land: und Gtabtgeriht erwiebern wir auf das Schreiben 
v. 1. d. M. in dev Prozeßſache ber Betty H. contra bie Kinder erſter Ehe bed Iſaac H. 
und mit Bezug auf das Refolut des Königl. Oberlande& Berichts v. 17, Juli 1831 und 
bie darin aufgeftellte Krage, daß das Ebd. v. 11. März 1812 nach unferer Anficht file 
Danzig noch nicht Gefetzkraft erlangt habe. Denn es fehlt nicht nur hierzu au birekter 
Beſtimmung des Geſetzgebers, ſondern es fteht einer folhen Annahme auch Nachſtehen⸗ 
bes entgegen. Der Herr Staatskanzlor Fürft u. Hardenberg fagte in einem, an die dar 
malige Immediat⸗Organiſations⸗Kommiſſion hierſelbſt gerichteten R. 0.20: Juli 1814: 

Es bedurfe jebenfalls noch einer gefeglichen Beſtimmung barüber: ob den Suben in 
der Stadt Danzig mehr Rechte als. fie bis dahin befefien, und insbefonbere bis 
ftaatsbürgerlichen Befugnifle eingeräumt werden Eönnen, welche ihnen das ©. v. 
44. März 1812 in dem bamaligen Umfange des Preuß. Staats beilege. . 

3war heißt es in einem R. bes Koͤnigl. Minifterii bes Inn. v. 17. Sept. 1814: 
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Es ſei beſchloſſen worden, das Ebd. v. 14. März 1812 wegen ber bürgerlichen Ver⸗ 

haͤltniſſe der Juden in Danzig und deſſen Gebiet völlig anzuwenden, 
und es iſt in ſpaͤteren Beſtimmungen derſelben Behoͤrde, befonders in dem R. v. 6. Nov. 
1814 auf jene Allegate verwieſen, allein in dem R. dieſes Koͤnigl. Miniſterii v. 19. Febr. 
1819 iſt geſagt: daß die allgemeinen Beſtimmungen uͤber die ſtaatsbuͤrgerlichen Verhält⸗ 
niſſe der Juden in den neu akquirirten Provinzen, noch nicht ergangen ſeien, und dieſe 
—A daher vorläufig lediglich nach den zur Zeit der Beſihnahme beſtandenen 
Verhältniſſen beurtheilt werden könnten. Endlich heißt es in dem R. des K. Min. bes 
Sinn. v. 10. März 1820: 


Se. Mai. der König haben gelegentlich mittelft allerh. K. O. v. 8. Febr. 1818 bes 
flimmt, daß bas Ed. v. 11. März 1812 in den neu und wieder erworbenen Provin⸗ 
zen noch nicht zur Anwendung gebracyt, vielmehr in diefen Provinzen der status 
quo zur Zeit der Befignahme bis dahin, wo die bürgerlichen Verhältniffe der dor⸗ 
tigen Juben werben geſetzlich reftgefteit werben, aufrecht erhalten werben follte.. 
Danzig, den 22. Zuli 1831. 
Königl. Preuß, Regierung. Abtbeilung des Innern. 
(efr. Acten des Lands und Stadtgerichts zu Danzig betr. den Ifrael Hirſchſohn⸗ 
fen Konkurs Vol. Sp, in ca Hirſchſohn eir. Hirſchſohn. Koch a. a. DO. S. 278.) 


Unter biefen limfländen wurbe eine gefeßliche Entfeheibung ber "Frage 
dringend nothwenbig, welche 


f. durch die K. DO. v. 25. April 1832 erfolgte, mitgetheilt durch R. bes 
Min. des 3. u. ber Pol. (v. Brenn) an die K. Reg. zu Danzig, v. 
1. Mai 1832. 

Auf den Ber. dr 8. DB. v. 11. Febr. v. 3. unb meine deshalb S. Mai. dem Kö; 
nige eröffneten Anträge haben Allerhöchftdiefelben unterm 25. v. M. diejenige A. K. D. 
an mich zu erlaffen gerubt, welche ich Derfelben anliegend (sub lit. a) abfchriftlich zu: 
fertige, um fie durch ihr Amtsblatt zu publiziren, und darnach zu verfahren. 

Da Ih aus Ihrem Ber. v. 6. d. M. erfehe, daß das Edikt Über die bürgerlichen 
Verhättniffe der Juden v. 11. März 1812 bei der Wiederbefignahme der Stadt Danzig 
bafelbft, unter Zuftimmung bed Staatskanzlers, Fürſten v. Hardenberg, in Anwen: 
dung gebracht worden ift, jo will Ich in Beziehung auf die Stadt Danzig und das Ge: 
biet derfelben Meine Ordre v. 8. Auguft 1830 dahin mobifiziven: daß diejenigen Juden, 
welche gegenwärtig ihren Wohnort im rechtlichen Sinne bareıbft haben, für ſich und ihre 

amilien ala mit dem Staatöbürgerrechte verfehen nach dem Gefeg v. 11. März 1812 au 
ernerhin behandelt, und die Beftimmungen v. 8. Auguft 1830 auf fie nicht angewenbet, 
pri e auch für berechtigt angenommen werden follen, fi in die andern Provinzen und 
rtſchaften, in welchen das G. v. 11. März 1812 verbindliche Kraft hat, überzufiebeln. 
Dagegen follen, bis die bürgerlichen Werhältniffe der. Juden in den neu⸗ oder wieber 
erworbenen Provinzen vollftändig regulirt fein werben, die ftädtifchen Behörden zu Dans 
sig befugt fein, andern Juden, fie mögen das Staatsbürgerrecht befigen oder nicht, bie 
Aufnanme zu verweigern. Juden, die das Staatöblirgerrecdht nicht befigen, bürfen fie 
nur mit Einwilligung ber Staatsbehörbe aufnehmen. Ich beauftrage Sie, wegen Aus: 
brung diefer Beflimmungen weiter zu verfügen, und bie Aufnahme derfelben in das 
mteblatt der Regierung zu Danzig zu veranlaflen. 
Berlin, den 25. April 1832. Friedrich Wilhelm. 
An den Staatöminifter Freiherrn v. Brenn. 
(Ann. 17. ©. 446, Jahrb. Bd. 44. ©. 65. Gräff. Bd. 8. ©. 2.) 

Diefe durch das betr. Amtöblatt publicirte K. O. wurde auch ben Be 
hörden der alten Provinzen bekannt gemadt durch dad R. des K. Min. dei 
Inn. u.d.9. (v. Brenn) v. 1. Mai 1833 an die K. Oberpräfidien zu 
Königsberg, Stettin, Berlin, Bredlau und Magdeburg. 

An der Stadt Danzig iſt auf Veranlaffung des verewigten Herrn Staatökanzlers, 
Kürften v. Hardenberg, das Cd. v. 11. März 1812 über die bürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe der Juden ohne befondere gefegliche Publikation wirklich eingeführt, neuerlich aber, 
nad Publikation ber Ah. K. D. v. 8. Aug. 1830, gegen bie Gültigkeit dieſer Einfühs 
zung Zweifel erregt worden. Auf meinen beöhalb an des Könige Majeftät erftatteten 
Bericht haben Allerhöchftdiefelben die Sache dahin zu entfcheiben gerubt: daß 2c.*). 





1) Wie vorftehenb. 
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Hiernach iſt die K. Reg. zu Danzig beſchieden worden. 

Em. Ext. erſuche ih aber, auch die (Übrigen) Regierungen ber Ihnen anvertrauten 
Provinz hiernach mit Anweiſung zu verſehen, damit vorkommenden Falles den juͤdiſchen 
Staatöbürgern aus Danzig, wenn fie ſich in einem Orte, in welchem das G. , 
411. a 1812 J fit Jiederlaſſen wollen, kein Hinderniß in den Beg gelegt werben: 

n. X 


Dienad iſt der zeitige Zuftand der Juden in Danzig und deſſen Se 
olgender: 

Das Edikt. betreffend die bürgerlichen Werhältniffe der Juden v. il. 
März 1812 finder auf die jüdiſchen Einwohner des alten, Preußifch geblies 
benen Danziger Weichbildes feit 3. April 1812 nach feinem ganzen Inhalte 
Anwendung. 

Auch diejenigen Juden, welche am 25. April 1832 in der Stadt Danzig 
und dem alten Geviete ded vormaligen Freiſtaates ihren Wohnfig im rechts 
lichen Sinne batten, follen für fi) und ihre Familien nach. dem Geſetze v. 
11. Mai 1812 auch fernerhin behandelt werden. 

Sie ſind daher auch berechtigt, ſich in die anderen Provinzen, in weigen 
das gedachte Geſetz verbindliche Kraft hat, Überzufiedeln, 

Dagegen follen, bis die bürgerlichen Verhältniffe der Juden in. den meu 
oder wiedererworbenen Provinzen vollftändig regulirt fein werden, die ſtadti⸗ 
[hen Behörden zu Danzig befugt fein, andern Juden, fie mögen. daB 
Staatsbürgerecht brfißen oder nicht, die Aufnahme zu verweigern, - ..': 

Juden, welche dad Staatöbürgerrecht nicht befi itzen, bürfen fie nur mit 
Einwilligung der Staatsbehoͤrde aufnehmen. 

Nach diefer Sıchlage könnte ed möglich feinen, daß Pr auch in Damig 
und deſſen Gebiet noch Juden geben könne, die nicht nah dem Ed. v. 
1. Mıi 1812 zu beurtheilen, nämlich diejenigen, nach dem 25. April 18321 
aufgenommenen, Juden, welche aud einem Preußifchen Landestheile oms: 
men, wo den Juden das Staats bürgerrecht nicht zuſteht, oder auch die aus 
dem Auslande ſich in dieſem Territorio neu anfiedelnden Juden 1). Allein 
man muß annehmen, daß die ſpezielle Eclaubniß, die Ah der Staat 
für ſolche ie in der K. O. v. 25. April 1832 vorbehalten hat, eben zu 
dem Zwede eingeholt werden folle, damit ſich die Behörde darüber enticheide, 
ob durch die Erlaubniß der Niederlafjung das Staatsbürgerrecht dem- 
betreffenden Juden ertheilt werden folle, oder nicht. Daß dies die Anficht 
jener K. D. fel, ergiebt ſich theils aus dem allgemeinen Grundfage, daß 
durch die Anfiedlung am irgend einem Orte dem nunmehrigen Bewohner 
diefelbe flaatörechtlihe Stellung wird, wie dem übrigen Ortsbewohnern 
feiner Kategorie; nicht minder aber durch einen Blick auf bie praktiſche 
Nothwendigkeit dieſer Annahme. 

Der Staat kann zur Noth und mit großen Umſtaͤnden einer Klaffe 
von Bewohnernin einem einzelnen Zerritorio eine befondere ſtaatsrecht⸗ 
liche Stellung anweifen, aber er kann dies nicht in Betreff einzelner‘ 
Perfonen, weil dies praktiſch unmöglich iſt. Weder in Danzig und ins 
befondere noch viel weniger außerhalb Danzigd, Pönnen die Behörden‘ 
bei den einzelnen Adminiftcatig: Akten, auf weiche die betreffende ftaatd: 
rechtliche Stellung von Einfluß, z. B. bei Paßertheilung u. dergl., wiſſen, 
ob ein Individuum nach oder vor dem 25. April 1812 ſich in Dan⸗ 
zig angefledelt habe, und ed müßte, um jene ganz unnütze Mußtegel durch» 
suführen, jeder einzelne Jude diefer Kategorie ein für allemal unter poli« 
zeiliche Aufficht genommen werben, während ed doch für den Staat viel 





| 1) Koch a. a, D. S. 271 nimmt dies in der That on." S ur 
\ 
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einfacher wäre, wenn er dem betr, Individuum die Anflebelung in Danyig 
nicht geftattete, fofern er diefelbe dem Ganzen für nachtheilig erachtet. 

Es ergiebt fich fonach ald Refultat, daß auch diejenigen —**— Indi⸗ 
viduen, welche bisher nicht das Staatsbürgerrecht gehabt, ſobald ſie mit 
befonderer Erlaubniß des Staates ſich im Danziger Territorio anfiebeln, 
nad dem Ep. v. 11. Mai 1812 zu beurtheilen find, letzteres mithin unbe⸗ 
dingt für alle Juden diefed Territorii gelte. 


Dritter Abfchuitt. 


Siaats rechtliche Werhältniffe der Juden im Großherzog: 
tbum Pofen. 


Erftes Kapitel. 
Darftellung der früheren VBerhältniffe *), 


David Sriedländer, Über die Verbeflerung der Israeliten im König: 
reich Polen. Berlin 1819. Nikolai. 

Krünitz Encyclopädie Thl. 31. ©. 336. 355 fly. 

Ueber die polnifchen Juden und ihre frühere Gefchichte, im Täbinger 
Morgenblatte 1831. Nr. 111. 112. 116. 117. 

nebet die Juden in Polen. Heidelberger Jahrbücher. Jahrgang IX. 

to 

Bericht ded Oberappellationd» Gerichtd zu Poſen v. 30. Juni 1819. 
Jahrb. Bd. 14. S. 9. 

Hugo Dezius, über die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden im Groß⸗ 
herzogthum Poſen und im Kulmer Lande, nebſt Vorſchlägen zu ihrer Ver⸗ 
beſſerung. Marienwerder 1830. Baumann. 


Das erſte allgemeine Geſetz über die Juden in Polen iſt die Subenord: 
nung des Herzogs Boleslav von Polen, aud Kalifh vom Montag nad) 
Mariä Himmelfahrt 1264 2). Wenn die Genauigkeit der Geſetzgebung 
ald Beweis von Kultur anzufehen, fo war Polen damals den deutfchen 
Ländern voraus 3), Daß in Polen fchon zu jener Zeit die Verfolgungen 
des Juden begonnen hatten, ergeben mehrere Beſtinimungen jener Ber 
ordnung: Wenn ein Jude in der Nacht um Hülfe ruft, und ihm feine 
chriſtlichen Nachbaren nicht beiftehen, fol ein jeder von ihnen 30 Solidos 
Strafe erlegen. Es fei, fagt ferner der Herzog, den Juden in ihrem Ge⸗ 
ſetz geboten, ſich des Blutes zu enthalten und ſchon darum nicht zu glau- 
ben, daß fie Chriftenblut gebrauchten. Er verbietet daher fie deffen zu bes 
fhuldigen. Wenn aber dennoch ein Chriſt einen Juden des Mordes eineb 
hriftlichen Kindes anklagen follte, fo fol er den Suden mit ſechs Zeugen, 
drei Chriſten und drei Juden überführen, und wenn er diefen Beweis nicht 
vollführet, der Jude aber überdem fich eidlich reinigt: fol er (die allgemeine 
Strafe der falfchen Anklage) diefelbe Strafe erleiden, welche den Juden 








1) Es erſtrekt ſich dieſe Darftellung gleichzeitig auf die ſaͤmmtlichen von Polen 
an Preußen gelommenen Länder, insbeſondere alfo auch auf die im britten Ras 
pitel gegebenen Verhältniffe der Juden in ben zu Weftpreußen gebörigen Diſtrik⸗ 
ten, dem Kulm: und Michelauer Kreife und ber Stadt Thorn mit Gebiet, da 
biefe bis zu der V. v. 1. Juni 1833 gleiche Schickſale mit dem Großherzogthum 
Poſen hatten. 

2) Abgedrudt bei Kortum: Weber Judenthum und Juden. Nürnberg 1795. 

2) Bergl. bie allgem. hiftor. Einleitung ©. 1 flg. und die hiſtor. Ginleitung, Schles 

fien betreffend, ©. 215 fie. 
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würde ‚getroffen haben, wenn er der That überwielen worden wäre, Es 
wird den Juden der Handel mit Eibendmitteln gefattet, und ihnen alles 
ion Hand anzunehmen geflattet, Kirchengerithe wir Blut befledite 
leider audgenommen; fie follen nirgend höheren Zoll geben, lb andere 
Bürger ber Stadt, worin Be wohnen. 

Kafimir der Große, in den Feſſein der ſchönen Eſther, beſtätigte bidfe 
günftigen Gefebe im Sabre 1343 und eben fo im Sabre 1505, wenn gleich 
mit einigen Einfchränkungen, König Aleranber. 

In Solge diefer Geſetzgebung bildete fih nirgend fo vollſtändig wie in 
Polen ein organifirter jüdiſcher Staat im chriſtlichen. Es war derfelbe in 
Prooinzen getheilt, walche ihre Landtage hatten und einen Depufirten 
waͤhlten. Diefe kumen in Warſchau zu einer „Generatität”" yifasimen. Au 
der Spige der Juden fland ein von dem Staate befiätigter Marſchall, der 
alle ſechs Jahre von Neuem gewählt wurde :und :die Artgelegenheiten :der 
Juden ſowohl nach innen orbnete, als gegen den Staat vertrat. Die 
Rabbiner hatten die Jurisdiktion ſowohl in Sachen der Juden uriter ſub, 
ald auch in einzelnen Sachen der Juden mit Chriſten. Frſt unter dem 
legten polnifchen Könige, Staniſslaus, wurden jene jũdiſchen Barldtage 
und Marfchälle, fo wie viele andere jüdiſche Privilegien atfgehoben. 

Ald Preußen bei den Theifungen Polens in wen Fahren 1772, 1793 und 
1795 einen großen Ziheil defleiben fich aneignete, forgre es für die Juden 
durch allgemeine Gefebgebungen. | J 

In dem 1772 von Polen abgeriſſenen Gebiete, welches jetzt die Provinz 
Weſtpreußen bildet, wurde durch dad Notifikations⸗Patent v. 28. Febr. 
1772 das ©. v. 17. April 1750 2) eingeführt; für Die Laͤndertheile, welche 
fi Preußen in den J. 1793 und 1795 aneignete und ihnen Die Bezeich⸗ 
nung Südpreußen und Neu: Oft: Preußen beilegte, erſchien unter dem 17. 
April 1797 ein befondered General: FJudensReglement für Sid» und Neu⸗ 
Oft Preußen 2). 

1) ©. oben 8. 240 fig. 

.) Letzteres ei nad napme von Min. Verfügungen noch gültig fein. Es nimmt 

nämlich auf bafjelbe Bezug 

a) das R. des Min. bes J. u. d. P. v. 28. Dit. 1825. Vergl. daſſelbe 
Abthl. IV. Abfchn. I. Kap. III. (Ann. IX, ©. 1083.) 

b) Eben fo fagt das oben (G. 128) gegebene R. deſſelben Win. v. 21. Mai 
1827. Wenn aber das hier (im Großherzogthum ofen) annoch zur Ans 
wendung Eommende Generaljuden-Regl. für Süd» und Neu⸗Oſtpreußen v. 
17. April 1797 sequ. (Ann. IX, ©. 411.) 

Derfelben Anficht ift 

e) das R. deffeiben Min. v. 80. Dec. 1830, welches gleichfalls Abth. IV. 

Abſchn. I. Kap. III. zu vergleichen ffl. 
dlich bemerkt 


d) das R. des Min. des 3. u. d. P. (v. Brenn) v. 21. Mai 1882 an bie K. 
Neg. zu Poſen. 

Aus dem Berichte v. 80. v. M. habe ich erfehen, welcher Imeifel der 
Koͤnigl. Reg. darüber beigegangen ift: ob den Juben die Crwerbung meh⸗ 
rerer, Ghriften gehöriger Häufer zu geftatten fein dürfte? 

In dem Gen. Jadenreglement für Süd- und KeusDftpreußen v. 17. April 
4797 finde ich keinen Grund dafür, daß ben Juden die Akquiſition nur eines 
Haufes in den Städten geftattet fein folke, indem vielmehr im Rap. EI. $.1. 
den Juden überhaupt nur bie Erwerbung von Brunbdftäden ohne Geneh⸗ 
migung der Kammer verboten At, mithin wenn bie Königl. Meg. es dem 
dfentlichen Welten angemeſſen findet, diefe Genehmigung auch zur Crwer⸗ 
bung mehrerer — 2 a reiten, nach dem Geſetze ſich nichts Dagegen erins 
nern läßt. (XVI. ©. 435.) . 
Was nun das Großherzogthum Polen anlamat, o ven Ss — 
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Dieſes nady ben damaligen Verhältniſſen höchſt freifinnige Geſetz lautet: 


Kap. I. Bon dem, was in Anfehung der beizubehaltenden Juden 
und ihrer Befhaffenheit zu beobachten ift. $. 1. Alle Juden, die zu dem 
Zeiten, als Suͤd⸗ und NeurOftpreußen den König. Preuß. Staaten einverleibt wörben, 
ſich in diefen Provinzen wohnhaft, oder in Dienften bei andern dafelbft etablieten Juden 
befunden haben, und ſich nach Borfchrift dieſes Reglements A ernähren können und 
und wollen, follen fernerhin nicht nur für ihre Perfonen, fondern auch für ihre aus⸗ 
wärts noch nicht efablirte, fondern unter väterliher Gewalt ftehende, oder ſchon für ſich 
im Lande etablirte, und für ihre künftig zu erzeugende Kinder, und derfelben Abkoͤmm⸗ 
linge, wenn biefe gleich den Bätern reglementsmäßig Nahrung und Unterhalt erwerben 
koͤnnen und wollen, im Lande gebuldet und geſchuͤtzt werben. ' 


$.2. Diejenigen Juden hingegen, welche vor ber, Befignahme diefer Provinzen ihre 
Wohnung außerhalb gehabt, und damals nur ald Fremder, um ihrer Gefchäfte willen, 

ch in denfelben eine Zeit fang aufgehalten, oder ald herumftreifende, mit Eeinem Wohn: 
ſitz verſehene und Bettelnde fich darin befunden haben, fo wie diejenigen, bie fich erſt 
nach der gebachten Beſitznahme darin eingefunden haben, müffen, in fofern nicht einem 
und dem andern, nach befonderer erheblichen Bewandniß der Umſtände, ver Schug bes 
williget werden folte, vor bem 4. Oft. d. 3. das Land verlaffen, und wenn fie nad) dies 
fem Tage ſich betreten Laffen aufgegriffen und fortgefchafft, wenn fie aber hierauf ſich 
wieber einfchleichen, mit hafbf hrigem efängnis bei öffentlicher Arbeit beſtraft, und 
bierauf mit der Berwarnung, im nochmaligen Kontraventionsfalle auf Lebenszeit gefan⸗ 
gen gefest, und zu öffentlichen Arbeiten angehalten gu werben, Über bie Gränze gebracht, 
auch in ſolchem Kalle diefe Strafe an ihnen ohne Nachficht vollzogen werben. 


. 6.3. Um bie gefhüsten Juden übegfehen, und von ben fich einfchleichenden, unb uns 
erlaubt im Lande ſich aufhaltenden, unterfcheiden.zu koͤnnen, auch Die gefchügten gegen 
deshalbige Anfechtungen zu fihern, fo 


a) ein genaues und vollftänbiges tahellarifches Werzeichniß aller fchugfähigen Juden, 

. nad) ihrem Namen, Wohnörtern, Gewerben, Kindern und Gefinde. beiderlei Ges 

ſchlechts in jedem Kreife, und jeder feuerräthlichen Infpektion aufgenommen, und 
an bie Kammer eingefandt, von derfelben aber, aus diefen Spezialtabellen eine 
Generaljubentabelle angefertigt werden. 

b) muß außerdem jeder jübifche Hausvater alle Vierteljahr, wenn ſich in demfelben 
mit ihm und feiner Familie foldye Veränderungen zugetragen haben, die in Verle⸗ 
gung ihrer Wohnung nad) einem andern Ort, Abfterben des Eheweibes, Geburt 
oder Zod von Kindern, Abichaffung oder Annehmung des Gefindes beftehen, diefe 
Veränderungen feiner Gutsherrichaft, oder Obrigkeit anmelden, bielelbe ſolche Ans 
zelge, wenn der Jude auf dem Lande wohnt, dem Landrathe des Kreifes, und wenn 
er in einer Stadt wohnt dem Steuerrathe der Infpektion zufenden, welche Anzeigen 
in eine Zabelle, nach dem ihnen von der Kammer zuzufertigenden Schema zu brins 
gen, und derfelben vierteljährig einzufchichen find, damit die vorgefallene Weräns 
derungen bei der jährlichen Generaljudentabelle bemerkt, und die jaͤhrlich einzufens 

denden Judentabellen darnach Eontrollirt, auch bebürfenden Falls reftifizirt wer: 
den, und folchergeftalt der Perfonalftand der Schugjuden, nad) ihrer Qualität und 
Anzahl ſich beftändig in gehöriger Richtigkeit und Ordnung erhalte. 

‚ec) Soll jeder zu fehügender Jude mit einem Schußbriefe verfehen werben, außerdem 
aber muß auch, um biejelben gegen die Beeinträchtigungen der fich einfchleichenden 
unzuläffigen Juden zu bewahren, ſowohl der Hausvater als jedes feiner männlis 
hen Kinder, welches das zehnte Jehr zurüdgelegt hat, und jedes männliche Ges 
finde mit einem gedruckten bloß auszufüllenden, gegen 3 Gr..preuß. Schreibgebühs 
ven und 4 Gr, zur jüdifchen Schulkaffe, fonft aber unentgelblidy, von dem Land: 





nem Zweifel, daß jenes G. jedenfalls durch die W. v. 1. Zuni 1833 aufgehoben 
fein würde, wenn es auch bis bahin gegolten haͤttez dagegen wäre jene Anficht 
auch jetzt noch von der größten praßtifchen Wichtigkeit ruͤckſichtlich der übrigen 
Gebietötheile, für die jenes G. v. 1797 gegeben, infofern auf diefelben das G. v. 
4812 nicht zur Anwendung kommt, alfo rüdjichtlich der im Zilfiter Frieden abs 
getretenen Länder, von denen im folgenden Abichnitte die Rebe ift. Daß jes 
doch jene Anficht des Minifterii über die. Sefammtgefeggebung, welche rückſicht⸗ 
lich der Juden in jenen Provinzen zur Anwendung zu bringen, eine irrige if, 
ergiebt bie folgende Darſtellung. Es ftimmt hiermit überein Koch a. a. D. 
©. 264. Rote 15. 
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. oder Steuerrath des Wohnorts zu ertheilenben Legitimationäzettel, ſich verfehen, 
und denfelben wohl aufbewahren, infonberheit aber auf Reifen bet fi führen, oder: 
ewaͤrtigen, daß in Ermangelung biefes Zetteld er, biß er foldhen beibringt, oder fich 
—* als ein geſchuͤzter Jude ausweiſet, angehalten werben, und über bie ſich das 
buch verurfachte Koften und nachtheilige Verſäumniß in feinen Gefchäften, bem, 
ber ihn angehalten, dafür Einen Rthlr., für welchen, wenn dieſe Geldbuße einen 
er ober Dienftboten trifft, der Water oder Dienfiherr haften muß, verlegen 
oll. 
5.4. Mit denjenigen Juden, die keine Legitimationszettel haben, und nicht als ges 
fügte Juden ſich ausweifen können, muß ohne Nachſicht nach der Vorſchrift des 5. 2 
verfahren, uͤberdies auch aus derſelben Vermögen bemjenigen, ber ihren unerlaubten 
Aufenthalt im Lande entbedit und angegeiget, nad) ber Beſchaffenheit ſolchen Vermö⸗ 
gene, eine Belohnung von Einem Rthlr., wenn aber baffelbe dazu hinreicht, von 3 bie 
5 Rthlr. gegeben werden. 

$. 5. Fremden Juden fol zwar zu erlanbten Handlungs» und andern Gelegenheiten, 
der Eintritt ind Land, und der bazu nothwendige Aufenthalt verftattet fein. Wenn fle 
aber nicht als ſtraͤflich eingefchlichen angefehen und behandelt werben wollen, milffen ſie 
a) blos durch eines der Sränzzollämter einpaffiven, und allen Eingang ins Land burch 
andere Derter und auf andern Wegen vermeiden, . ' * 
b) Im Zollamte müffen fie ein Atteſt der Obrigkeit ihres Wohnorts, daß fie daſelbſt 
wirklich etablirt find, vorzeigen, auch, wenn fie nicht mit eigenem Fuhrwerk reifen, 
wenigftens 50 Fl. preuß. baares Gelb, oder für einen gleichen Betrag erlaubte 
Waaren bei ſich führen, und biegenigen, bie dies nicht bewerfftelligen, von ber 
Gränze zurüdgewiefen werben. nn 
ec) Müffen fie den Ort, wohin fie fich ihrer @efchäfte wegen begehen wollen, und bie 
mushmaßliche Dauer ihres Aufenthalts zur Ausrichtung folcher Geſchäfte angeigen; 

un oe 


d) wenn fie fich ſolchergeſtalt ausgewielen haben, mit einem Geleitöfchein des Zoll⸗ 
Er worin bie Umftände ab b) et c) zu verzeichnen find, fich verfehen. Wollen 
ie aber 
e) blos nach einem fremden Orte hin⸗ und durchreiſen, fo bebarf es zwar nicht ihrer 
ad b) et e) vorgefchriebenen Legitimation, fie müffen aber alsdann ben fremben 
Drt, wohin fie fich begeben, und die Reiferoute, welche fie nehmen wollen, im Zoll: 
amte anzeigen, welches darnach ben Beleitsfchein, gegen bie bereitö geordnete, gut 
Bollkaffe berechnende Bebihren, auszufertigen hat. oh. 
5. 6) Jeder fremde Jude, welcher fich ohne einen folchen Geleitsſchein im Lande betre: 
ten läßt, Toll, ohne Rüdficht darauf, ob er auf Betteln, Haufiren und anderer unerlaubs 
ter That betroffen wird oder nicht, aufgehoben, und mit ihm nach ber Vorfchrift bes 
$. 2 und 4 verfahren werben. Cs fol aber auch 
$. 7. ein mit einem Geleitsfchein verfebener fremder Jude, wenn er bet feiner bloßen 
Durchreife in ein fremdes Sant außerhalb ber angegebenen Reiferoute, int Lande her⸗ 
umftreift, bettelt und handelt, ober fchachert, imgleichen, wenn er bei feinem Aufenthalt 
im Sande zum Behuf feiner Gefchäfte, über die angegebene Zeit darin verweilt, ober an 
einen andern Drt im Lande ſich hinbeatebt, und nicht von dem Land⸗ ober Steuerrath 
der Stadt, in welcher er ſich aufhält, die ſchriftliche, mit bem öffentlichen Amtsſiegel 
veriehene Bewilligung zum längern Aufenthalt, oder zur Reife und Verweilung in einer 
andern Stadt erhält, welche I nicht ohne erhebliche, in der fchriftlichen Erlaubniß 
anzuführende Urfache, audy nur auf eine kurze zu benennende Zeit von 14 Tagen, höch⸗ 
ſtens 4 Wochen ertheilet werben, muß eben fo, wie ein, ohne Geleitsſchein eingefchliche: 
ner fremder Zube angefehen und behandelt werben. 
$. 3. Keinem fremden Zuben fol zum Aufenthalt im Lande ein Geleitsicheln, 
a) hberhaupt auf längere Zeit als vier bis hoͤchſtens ſechs Wochen, vom Dato feines 
Geleitsſcheins anzurechnen, 
b) zu feinen andern Gefhäften und Zwecken, 
„als nur feine Verwandte zu befuchen, ſich von Krankheiten heilen zu laſſen, Erb⸗ 
„ſchafts⸗ und Schulbangelegenheiten abzumachen, in flreitigen Rechtsfadyen, bei 
„welchen feine Gegenwart nothwendig ober zuträglich ift, fremde einzuführen ers 
„laubte Waaren zu verkaufen, und Waaren im Lande zum auswärtigen Debit ein = 
„zukaufen, und auszuführen,” 
von ben Zollämtern ertheilet werben, indem 
8. 9. niemals und auf keinen Ball ein folder Jude, neben den Geſchäften, wozu & 
feinen Geleitsſchein erhalten bat, im Lande Waaren einzukauſen, und wichen haxtı as 
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verfuafen, oder andere Gewerbe zu treiben ſich beigehen laffen muß, und wenn ee dawi⸗ 
dre handelt, gegen ihn als einen Eingefchlichenen, nadh den vorftehenden Verfügungen 
gu verfahren 2 

‚410, Auf die Kontraventionen. ber fich. einfchleichenden, und der ihre Geleitsſcheine 
mißbrauchenden Juden, find alle Obrigkeiten, infonderheit aber die Polizei- und Kon 
ſumtionsſteuer⸗ auch Zoll⸗ und Gränzoffizianten, verbunden, genau zu vigifiren, und 
wer fich hierbei einer Nachſicht fhuldig macht, foll dafuͤr empfindlich geftraft wers 
den. 

z. 11. Damit biejenigen Juben, welche fi zum Schus im Lande qualifiziven, nicht 
übergangen werben, diejenigen aber, bie ſich im gegenfeitigen Bau befinden, nicht unbe- 
merkt im Lande verbleiben, fo fol jeder ſchuldig fein, ſich von ſelbſt und unaufgeferdert 
wos dem 1, Oktober d. I. bei der Obrigkeit ſeinas Wohnorts zu melben, und zur Vers 
zeichnung aller Juden im Lande auffchreiben zu laſſen. 

Wer dieſes unterläßt, ſoll nad. dem 1. Okt. d. I, für einen folchen, der nicht zum 
Schutz geeigenſchaftet iſt, geachtet, und mit den Geinigen aus dem Lande geſchaft 


werden. 

um jeden Schuäfähigen gegen ſolche ihm nachtheilige Folgen ficher zu ftellen, ſoll 
biefe Verfügung vier Wochen nacheinander, an jedem Sabbath, in allen Synagogen 
non den Rabbinen Öffentlich befannt gemacht, und von benenfelben eine Anzeige, daß es 
geihehen, an die Obrigkeit der Synagoge eingereicht werden, wie denn auch jebe Doris 

it dem fidy bei ihm in ber beftimmten Friſt zur Aufzeichnung meldenden, auf fein 
Vertangew baräher, daß es geichehen, ein kurzes Atteft zu ertheilen, diejenigen aber, bie 
fich in der gedachten Friſt nicht gemeldet haben, werben, nach Ablauf derfelben bei eige⸗ 
ner Verantwortung dem Landrathe, wenn ed Juden auf dem Sande, und dem. Gteuer: 
satte, wenn es Juben in. ber Städten betrifft, anzugeigen gehalten fein foll. 

8. +2. Da die bisherige Art, nach weicher ein Tube den bei: der Beſchneidung ihm ges 

ebenen, und den Vornamen feines Vaters führt, auch fich allenfalls nad) einem wills 

Kamen von feinem Wohnort oder Gewerbe beilegt, viele Werwirrungen. macht, 

and zu Unterſchleifen Anlaß: giebt, To foll jeder Schutzjude, außer feinem Barnamen, 

gleich den Ehriften einen Geſchlechtsnamen annehmen, ſich mit demfelben in. allen: feinen 

— nennen und ſchreiben, und dieſer Geſchlechtsname von ſeinen Deſcendenten 
männlichen Geſchlechts unveroͤnderlich beibehalten und fortgeführt. werben. 

& 13. Ein jeder zu Schutz geeigenfchafteter Jude, der nicht in bes Vaters Haufe und 
befien. Gewalt lebet, ober bei einem etablinten. Juden bienet, ſondern auf feine eigene 
Hand leben will, muß ſich zu einem ben Juden nachgelaſſenen, unten, zu beflimmenden 
Gewerbe widmen, und ſolches treiben. Mer diefes nicht thun, ſondern von zufälligem 
Gewinn, aus Aufträgen. von. andern, Schacherei,. Fazienden und. Berfuren, und Umfchlaͤ⸗ 
gen für feine Rechnung leben mill, foll im Lande, wenn er gleich fonft nach den Erfors 
derniffen des $. 2 ſich zum Schuß qualifiziren möchte, nicht geduldet werben. 

$& 14. Kein Zube fol ohne erhaltenen Konſens und Zraufchein ſich verheirathen dür- 
fen, und wer bamiber hanbelt, feiner Schutzfähigkeit ohngeachtet, aus dem Lande ges 
fchafft, derjenige aber, welcher ohne Konſens und Zraufchein die Trauung verriditet, 
in 50 Rthlr. Strafe genommen, das zweitemal biefe Strafe verboppelt, und dag drittes 
mal derfelde mit Verluſt des Schutzrechts, aus dem Lande aefchafft werben. 

$. 15. Gs foll aber Teinem Juden, Konfens und. Zraufchein zur Heirath anders gege⸗ 
ber werden, ald wenn er 

a. ein Abjähriges Alter muzücigelent hat, und. 

b. außerdem zugleic; ein Etabliſſement oder Gewerbe, zum wahrfcheinlich ficheren 

Unterhalt für ſich und feine Familie, nachweiſen kann, und es foll 

von der zweiten Erforderniß niemals, von. ber erfien, oder bem 2djährigen Alter, 
aber nur aus erheblichen Urfachen, und wenn. dem jüngern, durch Ausfegung feiner Hei⸗ 
rath bis zum erlangten gefeßmäßigen Alter, die Gelegenheit zu einem vortheithaften 
Etadliffement, oder zur beträchtlichen Berbefferung feiner Städsumftände, genommen 
werden würde, eine Dispenfation, gegen die unten beftimmten Gebühren flattfinden. 

$. 16. Keinem Juden foll eine Auslänberin zum heirathen erlaubt fein, wenn fie ihm 
nicht erweistich wenigſtens 500 Kthlr. zubringt. 

$. 17. Die jest verbeiratheten jübifchen Dienftbaten follen zwar gebuldet werben 
wenn aber ein folder Dienſtbote megzieht, oder mit Tede abgehet, fe darf an deſſen 
Stelle nicht wieber ein beweibter Dienftbete angenommen werben, indem dergleichen, 
nad) dem Abgange der jest vorhandenen, nicht weiter erlaubt fein follen. 

Kap. II. Bon den Wohnorten und unbemeslihen Brundftüden der 
Juden. 8.1. Kein Schugiube darf nad) feinem Gutbefinden den Drt feiner Wohnung 

und GBeaverdes wählen und veraͤndern, ſondern bieles muß mit Ginwilligung ber Kam: 


Staatsrechti. Berhältn. d. 3. im Großherzogthume Poſen. EU 


mer geichehen, und gleichergeftalt darf Fein Jude ein Srundftäd, ohne ſolche Einwilli⸗ 
gung kaufen und erwerben. 

&. 2. Die Juden welche jeht auf dem Lande leben und Handlung treiben, follen zwar 
dabei, bis fie in Städten ihr Unterkommen und Kortfegung ihres Handels finden fönnen 
und dahin werden gewiefen werden, oder bereits gewiefen find, bei ihrem gegenwaͤrti⸗ 
gen Gewerbe belaflen werben, mülfen fidy aber in Anſehung beffelben, fo wie überhaupt 
in Anfehung deſſen, was den Aufenthalt der Juden auf dem Lande betrifft, nad) bem, 
was dieferhatb im folgenden Kap. feftgefest ift, achten. 

- 8. 3. Künftig hingegen follen diejenigen, welche Yaufmännifches Verkehr und ftädtis 
fhe Gewerbe treiben, nur allein in ben Städten wohnen. und eigene Häuſer befigen 
koͤnnen, folglich keine derfelben auf dem Lande geduldet werben. 

. 4. Wer in der Stadt, wo er wohnt, ſchon ein Haus und anderes Grunbftüd eigens 
thuͤmlich beſitzt, foll daſſelbe fernerhin behalten, jedoch wenn die Gebäude verfallen find, 
ſolche gehörig wieder herftellen, und beftändig in feuerfichern tüchtigem Stande erhal⸗ 
ten, wenn es aber ein durch Brand, oder fonft wüfl gewordenes Grundftüd unb Platz 
ift, foldyen mit einem Wohnhauſe nach polizeilicher Erforderniß und Vorſchrift bebauen. 

$.5. Wenn auch ein Schutzjude in ber Stadt einen, keinem Partikulier zugehörigen, 

‚oder von bemfelben ihm abgetretenen ober verlaffenen Plag, mit einem Wohnhauſe bes 
bauen will, und fi) kein chriſtlicher Bürger findet, der biefes unternehmen will, To jet 
es ihm nicht nur nadygegeben werben, fondern ibm auch alle Wohlthat an Bauhuͤlfs⸗ 
geldern und fonftigen Vortheilen, welche den Ghriften, bie dergleichen unternehmen, 
werben ausgemacht werben, gleich benfelben ſowohl in biefem Kall, als in dem Ball, der 
ihm vi dem vorhergehenden $. freiftehenden Bebauung eines eigenthämlichen Platzes, 
angedeihen. 

In allen Bohnhäufern aber, welche zu bauen einem Juden nachgelaſſen werben wich, 
muß berfelbe eine ſchickliche Gelegenheit zur Solbateneinquartierung, nach Anweifung 
der Obrigkeit, banen und anlegen, welches auch in ben fchon von Juben befeffenen Haͤu⸗ 
fern, wo es Raum und andere Umftände zulafien, gefcheben mu 

$. 6. Die folchergeftalt von einem Juden zu erbauenden Häufer unb andere von ihm 
auf vorhergängige Bewilligung der Kammer etablirte Grundftüde, ſoll berfelbe im etbs 
lichen Befig und Eigenthum haben, folglich verkaufen, oder auf feine Erben und Abs 
kdinmlinge transferiren können. Es verfleht ſich von felbft, daß er, und —* aͤbiſche 
Beſitzer, von ſolchen Grundftüden alle landecherrliche, bürgerliche und gutsherrliche 
gaben und Laſten wie die Chriften, bie fi im gleichen Falle befinden, tragen muß. 

8. 7. Wo etwa eine und andere Stadt ein nad) gefchehener genauen Unterfuchung wohls 
gegründet befundenes Recht bat, daß bie Zuben nur in einem gewiffen Revier wohnen 
dürfen, da foll dieſelbe in ſolchem Rechte nicht beeinträchtigt werben, und demnach, mas 
8. 5 verordnet ift, nur von ſolchem Revier ftattfinden. 

Dafern aber außerhalb demfelben wüfte Baupläge fein, und zu beren gehöriger Bes 
bauung feine Chriften, fondern nur Juden fich verſtehen möchten, da foll, jenes Privi- 
legii ungeachtet, jedoch nicht anders, als mit Einwilligung der Bürgerfdhaft, den Ju⸗ 
ben Bebauung und Bemwohnung folder Stellen verftattet werden, wie benn auch, wenn 
die hriftliche Bürgerfchaft, deren Sntereffe hierbei eigentich perfivet, zuträglich finden 
möchte, überhaupt von folhem Recht abzuaehen, und die Juben in der ganzen Stadt 
wohnen zu laffen, daffelbe nach wohlgeprüften Umftänden und Gründen fol aufgehoben 
werden koͤnnen. 

Kap. III Bon den Gewerben ver Juden. $.1. Jeder ſchutzfähige Tube, 
welcher fidy auf ein Gewerbe anfesen will, Tann es nicht anders, als mit vorbergehens 
der Genehmigung der Kammer thun, und muß daher ſolches Gewerbe und ben Ort, wo 
er ſich darauf etabliren will, feiner Obrigkeit, diefe aber dem Land⸗ und Steuerrath ans 
jeigen, welcher darüber mit Anführung der Qualifikation bes Juden und der Übrigen 

Erwägung zu nehmenden Umftände an bie Kammer zu berichten hat. 

$. 2. Was die jest auf dem Lande wohnenden, und Handel treibenden anbetriffts fo 
möüflen diefelben, wenn fie bei dem Handel bleiben wollen, Tobald fie Gelegenheit finden, 
oder ihnen verſchafft werben Tann, und ihnen der Termin, von welchem an, Tein Yube 
weiter zum Handel auf dem Lande gebulbet werden fol, befannt gemacht werben wird, 
ober bereits bekannt gemacht ift, ſich vom Lande weg, und in eine Stadt begeben, Bis 
Pe hauten fie zwar als Handelsjuden auf dem Lande noch geduldet werben, fie bis 
en aber 

a. nichts als Produkte des platten Landes, die ihnen von den Landbewohnern zuge: 

bracht werden, alfo nicht mittelft Hauffrens auf dem Lande zuſammen gefudht vers 
den müffen, einfaufen, und ſolche nicht unmittelbar in den Geeplägen, ſondern 
nur in den dortigen Landſtaͤdten weiter verhandeln. 

b. Keine andere, als folhe Wanren, die zum landwirthſchaftlichen Weblrfniß des 
' gemeinen Mannes gehören, ala Eifen und eiſernes Batcthichaftsgeritke, Na 
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>, ‚wWaaren 26, nicht aber Materialmaaren, feibene, wollene und anbere Zeug: und 
Ellenwaaren, Weine und Sachen, die zum Luxus gehören, führen und verkaufen, 
auch die ihnen erlaubten Waaren nur aus den dortigen Landftäbten nehmen, aud) 
bie ihnen erlaubten Waaren nur in ihren Wohnungen verkaufen, unb nicht dazu 
auss und berumtragen. 
. e. Den.Unterthanen nicht Bier und Branntwein borgen, ober gegen ihre Produkte 
* vertauſchtn, und 
d. keine wucherlichen Umſchlaͤge ſich zu Schulden kommen laſſen; 
. ©, Alles Hauſirens und Herumſtreifens auf dem Lande und in ben Staͤdten zum Eins 
und Verkauf von Produkten und Waaren fich ſchlechterdings enthalten. 


Wenn ein Jude bawiber handelt, fo foll der Betrag, weldhen ber andere Kontrahent 
aus einem folhen Handel ihm wirklich ſchuldig geworben iſt, zwar ausgemittelt, vom 
Schuldner aber nicht an ihn, fondern an den Fiskus bezahlt, und er nod außer dieſem 
Berluft feiner Rorderung, mit 5 bis 10 Rthlr. Strafe belegt, diefe Strafe im zweiten 
Kontraventionsfall verboppelt, im dritten aber derfelbe feines Schutzrechtes verluftig ers 
klaͤrt, und über die Gränze gebracht werden. 

Sollte aber fein Schuldner die Zahlung der ausgemittelten wirklichen Schuld zu lei⸗ 
ſten unvenmögend fein, fo foll der Zube den Betrag der wirklichen Schuld aus feinem 
“eigenen Vermögen, noch außer ber Gelbftrafe, dem Fiskus zu entrichten gehalten fein. 

Hat hingegen ein Jude wider das vorgedachte Verbot ud c. einem chriftlichen Unters 
tbanen Bier und Branntwein geborgt, oder gegen deſſen Produkte vertaufcht, foll des 
Juden Anſpruch wegen folder Schuld, weil der Unterthan dadurch gar nicht gebeflert 

‘worden, ‘durchaus ungültig fein, und daraus weder zum Vortheil des Juden, noch 
für den Fiskus einiges Recht gegen den Schuldner ftattfinden, der Jude aber überdies, 
wie vorhin erwähnt worben, in 5 bis 10 Rthlr. Strafe genommen, diefe das zweitemal 
verdoppelt und im britten Kontraventionsfall berfelbe feines Schutzrechts verluftig ers 
klaͤrt, und über die Gränge gebracht werben. 

Die Hälfte ſowohl der dem Fiskus zufallenden Korberung als der Gelbftrafe, in welche 
der Zube genommen wirb, fol dem Denunzianten zufließen. 

Iſt der Zube, für dem Unterthan gegebenes Bier und Branntwein, burd) von dem⸗ 
felben fchon erhaltene Produkte befriedigt, fo muß der Jude, außer der gedachten Strafe 
den auszumittelnden Werth der für Bier und Branntwein erhaltenen Probufte, dem 
Fiskus bezahlen, und dazu angehalten werben, 


f. Verſteht es ſich von felbft, daß, fo lange den handelnden Juden noch auf bem 

‚Lande zu bleiben verftattet fein wirb, diefelben außer den obigen Einſchraͤnkungen, 

fi) allem, was wegen des Handels überhaupt, und aufdem Lande allgemein fefts 
gefegt werden wird, unterwerfen müffen. 


ß. 3. Die den Schugjuden erlaubte Gewerbe und Nahrungsarten follen 


in taufmännifchem Handel, 
in Künften und Handwerken, 
in Aderbau, Viehzucht und Fuhrwerk, 
und in Handarbeit, um Lohn, 
befteben. 
$. 4. Aller Handel und kaufmänniſches Verkehr Toll Fünftig von den Juden, fo wie 
von den Ehriften, nur in Städten getrieben, und keinem auf dem platten Lande vers 
ſtattet werden. 
$. 5. Die Zuden, weldhe zum Handel Konzeffion erhalten werben, follen benfelben 
zwar, wie chriſtliche Kaufleute, mit allen erlaubten Waaren treiben können, jedoch glei- 
hen Ordnungen, Pflichten und Einfchränkungen mit den riftlichen Kaufleuten, unters 
worfen fein, und da biöber faft jeder Zube, theild gänzlich, theild neben feinem fonftis 
gen Gewerbe mit Handeln und Schadhern fich abgegeben, fo fol künftig in jeder Stadt 
‚nur eine folche Anzahl, als ſich mir den hriftlichen Kaufleuten und Krämern vom Han: 
bel unterhalten können, dazu zugelaffen werben; wer aber nicht als Kaufmann qualifls 
zirt, und ausdruͤcklich Eonzelfionirt ift, alles Handels und Faufmännifchen Verkehres bei 
Strafe der Konfistation der bei ihm gefundenen Waaren, und im dritten Kontraven> 
— bei Strafe des Verluftes feines Schuges, und Räumung bes Landes ſich durch⸗ 
aus enthalten. 
$. 6, Diejenigen bie ſich künftig bem Handel widmen, und bazu bie Konzeflion erbals 
ten, bürfen nicht außerdem noch ein Handwerk, ober ein anderes Gewerbe, von welcher 
Art e8 fei, treiben, auch müffen fie ihre Handlungsbücher, Rechnungen und andere Nach⸗ 
richten, in beutfcher oder polnifcher, nicht aber in jübifcher Sprache ſchreiben und führen. 
$. 7. Des Haufirens zum Ein: und Verkauf der Waaren, ſowohl auf dem Lande als 
in bes Stadt, wo fie wohnen, und in anbern Städten, müflen fie gleich den auf dem 
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Lande noch gebulbeten Juden bei ähnlicher 8. 2 georbneter Strafe ſich enthalten, unb es 
ſoll ihnen folches nur auf den Zahrmärkten in ihrer und in andern Stäbten erlaubt fein. 
$.8. Unter dem Haufiren find jedoch die Kalle nicht zu verfteben, wenn eine Guts 

fchaft einem Juden auf dem tande den Auftrag giebt, ihr gewifle Waaren aus her Stadt 

u Faufen, und zu bringen, ober einen Handelsjuden aus der Stadt mit Waaren zu fi 

inbeftellt. Damit aber diefe zur Bequemlichkeit der Gutsherrichaften gegebene Erlaubs 
niß nicht zum verbotenen Haufiren gemißbraucht werbe, fo muß ein foldher in bie Stabt 
geſchickte Jude mit einem Auftragszettel von der Herrſchaft, worin die einzufaufende, 
und der Herrfchaft zu bringende Waaren nach ihrer Qualität und Quantität zu benens 
nen find, verfeben werden, und die mitzunehmenden Waaren, und den Auftragszettel 
dem Konſumtions⸗Steuer⸗, ober Zollamte vorzeigen, um folche unentgelblich verfiegeln 
und fi einen Paffirzettel ertbeilen zu laſſen. 

Wenn ein Jude in ber Stadt mit gewiffen Waaren zu derfelben hin zu kommen beftels 
Yet ift, fo muß berfelbe ſich gleichfalls mit den ber Herrichaft auf ihre Beſtellung zu brin⸗ 
genden Waaren bei dem Konfumtions:Gteuer: ober Zollamte bes Orts, melden, wels 
Fan unentgeldlich ſolche Waaren mit dem Amtefiegel zu verfiegeln, und ihm einen Paſ⸗ 

rzettel zu ertheilen hat. Was die beftellende Herrichaft von ſolchen Vaaren nicht kauft 
ober behält, muß er von derfelben verfiegeln laffen, und bei feiner Rüdkunft in bie 
Stadt dem Konfumtions:@&teuers, ober Bollamte zur Definung des Biegeld, und zur 
Revifion ber zurüdgebradhten Waaaren vorzeigen. 

Wer ohne einen foldhen Auftrags: oder Pafftrzettel, ober auch mit unverfiegelten 
Waaren, ober auf Abwegen betroffen wird, oder wer Waaren von anderer Art, als bie 
Guts herrſchaft beftellt hat, 3. B. wenn feidene Zeuge verlangt worben, wollene, Zeuge, 
Material: und Galanteriewaaren, bei ſich führt, fol des Auftragss und Paffirzettels 
ungeachtet, als ein Haufirer beftraft werben. 

$‘ 9. Auf Meflen und Sahrmärkten in den andern Koͤnigl. Provinzen, follen die 
Süb: und Neu⸗Oſtpreußiſchen Juden nicht anders, ald mit den Ausnahmen, Einſchrän⸗ 
tungen und Beflimmungen, welche fchon feftgefest find, oder noch Tünftig werden fefts 
gefegt werden, und bie allgemein befannt gemacht werben follen, handeln bürfen. 

$ 10. Außer dem Handel, nad den vorher verorbneten Beflimmungen, foll den Jus 
ben nachaelaffen fein, alle Künfte und Handwerke, jebod nirgends anders, als in den 
Städten und auf dem Lande nur diejenigen Profeffionen, die daſelbſt erlaubt find, zutreiben. 

$. 11. Wer nicht jest Schon als Meifter ein Handwerk treibt, fonbern ſich erft darauf 
anfegen will, muß baffelbe gehärig verftehen, und ſich als ein tüchtiger Arbeiter in fei- 
nem Metier durch ein von chriftlihen Sachverftändigen unparteiifch, jeboch ftrenge zu 
beurtheilendes Meifterftlict ausweifen. Und wenn dergleichen Gachverftändige in der 
Stadt nicht vorhanden find, To muß das Meifterftück in einer andern von dem Gteuer- 
Path anzumeifenden Stadt, wo es an ſolchen Sachverftändigen nicht fehlt, unter ihrer 
Aufficht verfertiget und von ihnen geprüft werben. 

$. 12. Ein jüdifcher Meiſter fol die Befugniß haben, gleich einem chriftlichen, Lehr: 
burſchen und Gefellen zu halten, dieſe aber müffen keine andere, als einländifhe Juden 
fein, und es fol ihm nicht anders, als auf gegebene Erlaubniß von der Kammer, frei 
ftehen, Ehriften in die Lehre und als Gefellen in Arbeit zu nehmen. Auch follen die 10- 
difchen eben benfelben Orbnungen, Einſchränkungen und Pflichten, wie die chriftlichen 
Meifter, unterworfen fein, und überdies neben ihrem Handwerk kein anderes Metier 
und Gewerbe treiben. 

8. 13. Außer Künften und Handwerken, fol den Juden auch freiftehen, nügliche Ras 
briken anzulegen, und ihnen fogar alle Erleichterung ju deren Unternehmung angebeihen, 
wenn fie, wieesihnen obliegt, jüdifche Arbeiter dazu anlernen laffen und gebrauchen werben. 

8.14. Durch Handel, Handwerfe und Fabriken wird indeflen neben den dhriftlichen 
Kaufleuten, Handwerkern und Fabrikanten nur ein Theil ber großen Menge Juden, 
ihren Unterhalt erwerben koͤnnen. 

um nun ben übrigen gleichfalls fichere Gelegenheit dazu zu verfchaffen, foll ihnen 
nicht nur fernerhin verflattet fein, Braus und Branntweinbrennereien imgleihen Kuh⸗ 
meltereien, und Kleine, mit eigenem Gefinde zu bearbeitende Aderwirtbfchaften von 
Gutsherrn zu pachten, ſondern auch Aderbau, Viehzucht und Fuhrwerk auf eigenen 
bäuerlichen Ländereien und Gütern zu treiben. 

$. 15. Solche Ländereien und Güter aber müffen fie nicht von chriſtlichen Beſitzern 
auskaufen, fondern es follen ihnen abzubauende, und neu zu etablirende Stellen, mit 
fo viel Land und Zubehör, als zum Beſtande einer ländlichen Bauernfamilie erforderlich 
ift, eingegeben, oder zu akquiriren nachgelaflen, und bie Unternehmer, welche ſolche Guͤ⸗ 
ter und Höfe auf ihre Koften etabliren, mit gleichen Wohlthaten und Freijahren, wie 
Kriftliche Koloniften und Neubauer, begnabiagt werden. 

$. 16. Denen, die folchergeftalt auf den Landbau fich anfegen, foll es erlaubt fein, 
drei Jahre mit chrijtlichem Geſinde zu wirthichaften, damit ihre Kinhen und antun 
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Tuben binnen biefer Zeit bie Ackerarbeit erlernen können. Nach Ablauf ſolcher Prift 
aber follen fie bei Werluft ihrer Stelle, nicht anders als nur mit jübifchem Gefinde ars 
beiten und wirthſchaften bürfen. 

8. 17. Nach abgelaufenen Kreijahren follen fie, wie ſichs von felbft verftchet, zu allen 
Landesabgaben, Dienften und Pflichten, wie folche chriftliche Unterthanen ihrer Art zu lei: 
ften haben, ober bei ihrer Anfesung mit ihnen ausgemacht werden wirb, verbunben fein. 

Die Präftationen an die Grund⸗ und Gutsherrn, unter welchen fie fich anbauen, 
und hi Freijahre in diefer Binficht bleiben ihrem Webereintommen mit benenfelben 

erlaffen. 

$. 18. Da fich jest die mehreften Krugpadhtungen in den Stäbten und auf bem Lande 
in ben Händen der Juden befinden, fo Toll es zwar dabei annoch verbleiben. Es fol 
len aber 

a. folhe Krugpächter durchaus keinerlei Handelsverkehr treiben, fonbern neben bem 

Herbergiren, und dem Bier» und Branntweinsſchank blos folhe Waaren, bie zur 
Konfzmtion der Reifenden erforderlich find, halten, foldhe Waaren nicht anders, 
als blos aus den Landſtädten nehmen, und ſich deshalb bei den von Zeit zu Zeit 
anzuftellenden Zifitationen mit Paffirfcheinen, oder zu haltenden Verfteuerungss 
buͤchern legitimiren, ferner von biefen zum Genuß dienenden Waaren nichts an 
bie Lanbleute, was dieſe nach Haufe nehmen, und nicht im Kruge ſelbſt vergehs 
ren, verkaufen, aud) 

b. Fein Bier und Branntwein an die Unterthanen verborgen, ober gegen berfelben 

Probukte vertaufchen, und wer dawider hanbelt, Toll auf gleiche Art, wie wegen 

ber auf dem Lande zur Handlung annoch gebuldeten Juden in biefem Kapitel 2. 

Hit. c. wegen unerlaubten Bier: und Branntweinborgens an Unterthanen, unb 

Vertaufhens gegen Produkte Kap. III. sub e, verorbnet ift, beftraft werben, 

auch Toll er den Untertbanen wegen feiner Korderung nicht verklagen dürfen. 
Uebrigens müffen fie ihre Krugwirthſchaft nur mit jüdifchen, und nicht mit 
chriſtlichem Geſinde führen. 

F. 19. Wer endlich nicht zu einem ſtaͤdtiſchen Gewerbe nad) den obigen Beſtunmun⸗ 
gen zugelaffen werben kann, auch nicht Züchtigkeit, Mittel und Gelegenheit bat, auf 
dem Lande eine eigene ober gepachtete Wirthfchaft zu unternehmen und zu treiben, muß 
feinen Unterhalt durch Dienen um Lohn und Beköftigung ale Gefinde bei einem Chri⸗ 
ften oder angefegten Schugjuden, ober wie Ehriften, die * in ſolchem Fall befinden, 
durch Arbeit und Tagelohn zu gewinnen ſuchen, indem, da ihnen faſt alle Nahrungs⸗ 
quellen chriftlicher Bürger und Unterthanen eroͤffnet find, und es ihnen alfo an Gele⸗ 
genbeiten zur ordentlichen und ehrlichen Subſiſtenz nicht fehlt, ſchlechterdings nicht weis 
tex geftattet fein, und darauf genau vigilirt werben foll, daß ein Jude, ohne einer der 
vorftehend ihnen nachgelaffenen Gewerbe: und Nahrungsarten fich zu widmen, und ders 
felben allein obzuliegen, ſich auf feine eigene Hand fege, und durch heimliche Schacheret, 
Umfehläge, und fogenannte Facienden, Aufträge von andern, Wucher, und dergleichen 
zufällige Mittel, die größtentheild mit Betrug und nachtheiliger Beeinträchtigung ans 
derer verknuͤpft find, fich nähre und erhalte, Diejenigen vielmehr, die ſich darauf ber 
treten laffen, follen ihres Schutzrechts verluftig erklärt, und ald gemeinfchädliche Mens 
[hen aus dem Lande geichafft werben. 

8. 20. Alle Juden ohne Ausnahme, die ſich auf eine Kunft oder ein Handwerk ans 
fegen, die Acer: und Landbau treiben, die bei andern als Gefinde dienen, und bie son 
der Handarbeit ald Zagelöhner leben, müffen alles Einkaufen zum Wieberverfauf, und 
überhaupt alles Handelns und Schachernd durchaus fich enthalten, und darauf fol mit 
befto größerer Strenge geſehen und gehalten werden, ald dadurch ſolche Juden nidt 
nur zu ihrem eigenen Nachtheil von ihrer ganzen Applikation und Aufmerkſamkeit auf 
das Gewerbe, worauf fie angefest find, und welches fie fonft nur ale eine Nebenfache 
zu betreiben und zu vernachläffigen fich gewöhnen würden, abgezogen werden, fonbern 
auch die hriftlichen und jüdifchen Kaufleute dabei verderben würden. 

$. 21. Wer alfo unter der erwähnten Art Juden nicht blos feine felbft gewonnene 
Produkte und verfertiate Arbeit verkauft, und nicht blo8 Sachen zu feinem eigenen Bes 
dürfnig einfauft, welches, wie ſichs von felbft verfteht, jeden unbenommen ift, ſondern 
Produkte oder Waaren von andern kauft, und wieder verkauft, wenn es gleich yur bie 
geringfte Kleinigkeit wäre, foll fo, wie in diefem Kapitel $. 2. lit, ec. wegen ber hauſi⸗ 
renden Juden verordnet ift, beftraft, und ſolchemnach die bei ihm vorhandene, zum wel⸗ 
teren Verhandeln eingefaufte Waare, Eonfiszirt, wenn aber biefelbe nicht mehr vorhan⸗ 
den, der Werth davon dem Fiskus bezahlt, wenn hingegen ber Käufer das Kaufgeld noch 
ſchuldig ift, folches für den Fiskus eingezogen, und bafern der Käufer dazu unvermägend 
fein follte, ber Betrag des Kaufgeldes von dem Eontravenienden Juden beigetrieben, und 
überbied derfelbe in 5 vis 10 Thlr. Gelbftrafe genommen, im zweiten Kontraventiongs 
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fat folk dieſe befonbere Strafe verboppelt, zum brittenmal aber berfelbe feines Schutz⸗ 
rechte verluflig erklaͤrt und aus dem Lande gefchafft werben. 

$. 22. Damit auch der wucherlichen Uebervortheilung chriftlicher Unterthanen wirk 
fam Ziel und Maß geſetzt werde, fo follen von ben Juden auf dem Lande an einen Chri⸗ 
ſten Gelb ober Früchte nicht außergerichtlich, fonbern nur vor den ordentlichen Berichten 
des borgenben Schulbnerd geliehen werben, und biefe Obrigkeit iſt verpflichtet, darauf 
zu eben, ob der Borgenbe das Objekt, zu deſſen Schuldner er fich befenret, ehrlich und 
vollftändig erhalten habe, ober erhalten werde. Iſt dieſes geſchehen, fo fol dem jäbifchen 
Gläubiger gegen feinen Schuldner gleiches Necht wie einem Ghriften angebeihen. 

Aus einem außergerichtlichen Darleihungsgefch.ifte und Schuldkontrakt aber foll einem 
ſolchen jüdiſchen Gtäubiger gegen feinen hriftlicden Schuldner Keine Klage und Fein 
Recht verftattet werden, fondern die von biefem zugeftandene Schuld dem Fiskus anheim 
fallen, außerdem aber der Glaͤubiger noch um den Betrag berfelben beftreft, und wenn 
er hierbei eines böfen Wuchers überführt werben kann, zugleich zum Berluſt feines Schutzes 
und zur Landesräumung verurtheilt werden. 

Uedrigens fol in den in biefem und dem vorhergehenden $. bemerkten Kontraven⸗ 
tionsfällen gleichfalls die Hälfte der konfiszirten Gegenftände und ber Geldſtrafen dem 
Demunzianten zugebilligt werben, 


Kap. IV. Von der Religions und Ritualverfaffung ber Juden, 
$. 1. Die Juden follen nach wie vor bei der freien Nebung ihrer Religion geihägt, und 
Aa in ihren Öffentlichen noch in ihren häuslichen gottesdienſtlichen Gahraͤuchen ges 

st werden. 

Da aber dieſelben bisher in einem großen Zwange und Drud ihrer Rabbiner geftans 
den, welche ihre Stellen einander überbietend für übermäßige Summen zu kaufen, ober 
zu pachten gewohnt, unb daher neben ihrem und her Ihrigen bequemen Unterhalt wegen 
ſolcher Koften ſich an ihren Glaubensgenoffen reichlich zu erholen bedacht gewefen, fo fols 
len zwar bie Gutsherrn, welde Synagogen in ihren Stäbten zu haben, und die Rabbi: 
ner. bei denfelben au beftellen berechtiget find, bei ſolchem Rechte und ber ihnen. von dem 
anzufegenden Rabbiner gebührenden Relognition, welche jedoch nicht, wie hiäber viels 
fältig gefchchen, willkührlich hoch, und nach dem Anerbieten bed Meiftbietenden genoms 
men werben muß, belaffen werben. 

In den Koͤniglichen und geiftlichen Städten aber follen bie vielen Synagogen nach und 
nad) verminbert, und nur fo viele, ale nach der Lokalität nnd ber Menge der Juden noͤ⸗ 
tbin fein werden, beibehalten, auch die bei diefen anzufegenben Rabbiner und nothwen« 
dige andere Snap enbebienten, welche in der Regel nur aus einem Vorfänger unb 
Synagogendiener efehen können und müffen, nicht nur ohne Kaufgeld oder. Pacht von 
der Kammer beftellt, fondern auch aus einer Öffentlichen Kaffe als landesherrliche Offi⸗ 
zianten befoldet werben. 

$. 2. Es verſteht fich von ſelbſt, daß zu folchen, und infonberheit zu den Rabbinerftcls 
len verfländige, rechtſchaffene und der jüdifchen Religion und Gefege kundige Männer, 
bei welchen jedoch außer diefen Eigenfhaften aud) die Kenntniß der Deutfchen und Pol: 
nifhen Sprache im Reden und Schreiben, fchlechterbings erforderlich ift, gewählt und 
beftellet werben müffen, und daß, wenn die Gemeinde wider dieQualifilation eines aus⸗ 
erſehenen Subjekts erhebliche und gegründete Einwendungen vorbringt, darauf Rädficht 
zu nehmen ift. 

$. 8. Die Rabbinen überall follen vom 1. Suni b. 3, an ſich Teiner, von fehr vielen 
bisher gegen ihre Glaubensgenoſſen fo ſehr gemißbraucdhten Gerichtsbarkeit weder in Ci⸗ 
vil⸗ noch ReligionsRitual: und Kirchendisziplinfachen anmaßen, fondern alle barin ent: 
ftehende Streitigkeiten und Vergehungen bei den gehörigen chriftlichen Gerichten ange⸗ 
bracht, erörtert und entfchieben, in fofern folches aber nach ihren eigenen, mit ihrer Res 
liaion in Verbindung ftehenden Gefegen gejchehen, und nach denfelben, was erkannt ift, 
erequiret werden muß, die Rabbiner des Bezirks zu folchen Sachen als ein feine Kennts 
niß in Ritual⸗, Kirchen und Disziplinarfachen, nad) jüdiſchen Gefegen dem Gericht ſup⸗ 
pebitiren, der Beifiger von dem chriftlichen Gerichten, die ſich in folhen Sachen darnach 
7 achten haben, zugezogen werben, und bie annoch zu beſtimmende Gebühren dafür 

alten. 


$. 4. In Ritual: und Kirchendisgiptinfachen ſoll kein Zube, der für ſich und in feiner 
Wohnung gegen Glaubens: und Zeremonialfasungen etwas thut oder unterläßt, daruͤ⸗ 
ber 8 — und mit Kirchenzenſur oder Strafen belegt werden, ſondern ſein Thun 
und Laſſen hierin muß eines jeben eigenen Einfichten und Gewiſſen anheim geitellet blei- 
ben, und nur, wenn jemand beim Öffentlichen Gottesdienft die Gemeinde, oder außer: 
alt demfelben andere Glaubenägenoffen durch außerliche ben Glaubens: und Ritualvor: 
(priften zuwider Inufende Handlungen in Ausuͤbung ihrer Religion und gottedienks 
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lichen Sebräuche beeinträchtigt und ftört, baflır zur Verantwortung gersgen und geftraft 
werben können, welches jedoch nach dem vorftehenden $. bei dem bebörigen Hriklicen 
Gericht geſchehen muß. 

$. 5. Solchemnach werden auch den Rabbinen und den Verſammlungen mehrere 
Rabbinergliedern ber Gemeinde und Gefehgelehrten die Beſchließung und Ausübung be 
großen und Heinen Bannes, das Berfagen bes Ofternmehls und geſchaͤchteten Kleifches, 
der Theilnahme am Gottesdienft in der Synagoge, unb überhaupt alle öffentliche und 
heimliche Auflegung und Srekution kirchlicher Zwangs⸗ und Strafmittel, bei 50 Thlr. 
Strafe für den erften Ball, und im Wiederholungsfall bei Verluft des Amts und Fort⸗ 
ſchaffung aus dem Lande unterfagt. 

$. 6. Damit die Rabbinen bei folcher Einrichtung nicht an austömmlicher Subfiften, 
Yeiden, follen fie ihre billige Gebühren und Emolumente in jübifhen Civil und Ritual 
fachen nach einer davon anzufertigenben Tare, jedoch was biejenigen unter ihnen betrifft, 
die bei Synagogen in königlichen und geiftlichen Städten angeftellet find, nur fo lange, 
bis fie in zureichende Befoldungen gefett fein werden, behalten, 

8.7. Da viele Synagogen mit Schulden, welche fie theils für fich ſelbſt, theils für 
ihre Gutshersfchaft unter folibarifher Haftung der Gemeinde aufgenommen haben, be 
laftet find, und dieſe folidarifche Verbindlichkeit, vornehmlich den Vermoͤgenden unter 
ihnen, beichwerlich, auch felbft gefährlich ift, fo Tollen die Synagogengemeinben, fobalb 
es thunlich fein wird, aus dieſer Verbindlichkeit gefegt und zu dem Ende 

a) vor allen Dingen fotche Schulden nach ihrer Befchaffenheit und Größe genau aus: 
gemittelt werden. 

b) Sn Anfehnng derjenigen, welche fie felbft unmittelbar angehen, ift hieraus eine 
Nepartition des jährlichen Beitrages eines Juden und ein Amortifationsplan’zur 
Tilgung diefer Art Schulden anzufertigen. 

ec) Die dazu zu ſammlenden Beiträge müffen ficher aufbewahret, und zu nichts ans 
ders, als zur fucceffiven Abführung ſolcher Schulden verwendet werden. 

d) Bon denjenigen Schulden aber, welche eine Sunagogengemeinde für ihre Guts⸗ 
berrichaft kontrahirt, oder wofür diefelbe die Bürgfchaft übernommen bat, muß 
die Gutöherrfchaft angehalten werben, dieſelben durch bie Zahlung oder durch 
folche Vergleiche mit den Gläubigern, vermittelft deren fie von ihrer deshalbigen 
Berbindichteit völlig entlaffen wird, zu befreien, und obgleich den Gutsherrn dazu 
nach Umftänden billige $riften zu verftatten find, fo find folche doch nicht zu Tange 
auszufegen, und es ift vielmehr darauf zu halten, daß die Syunagogengemeinden, 
fobald und foviel es nur immer thunlich ift, ihrer Verhaftungen für die Gutsherrn 
gaͤnzlich entlebigt werben, 

Wie biefed zu bewerkitelligen, und wie die Judengemeinden von den Gutöherrn für bie 
übernommene Schulden derfeiben zu entſchaͤdigen fein, ift mach der Berfchiebenheit der 
mit einander deshalb gemadjsen Verträge und anderer dabei vorfommenden Umftände 
zwifchen ihnen, wenn darüber kein von der behörigen Landesobrigkeit zu vermittelnder 
ober zu beftätigenber Vergleich ftattfindet, im ordentlichen Wege Rechten auszumachen. 


8. 8. Außer den Synagogenoffizianten follen Eeine andere öffentliche Bedienten, ald 
Schlaͤchter, Trieberer, Krankenwärter und Badefrauen kuͤnftig ftattfinden. 


$. 9. In den Stäbten, wo fich ein oder mehrere Juden befinden, die das Schlachten 
als ein Handwerk und Gewerbe treiben, follen eine Schlächter als Öffentliche Bediente 
beftellt werden, indem die jüdischen Schlächter das Ausſchlachten und den Verkauf mit 
Beobachtung der beshalbigen Vorfchriften für ihre Glaubensgenoſſen neben ihrer Schlaͤch⸗ 
terprofeffion verrichten können. 

Wo aber dergleichen jüdiſche Schlächter als Handwerker nicht vorhanden find, ſoll der 
Zudenfchaft, wenn fie aus einer bis dreißig Kamilien befteht, nur Ein Schlächter, wel: 
her zugleich das Triebern oder Ausadern zu verrichten hat, und wo mehr als fünf und 
breißtg Familien wohnen, nicht Über zwei Schlächter und einen Zrieberer zu Öffentlichen 
Bedienten nachgegeben werben. 

Auf gleiche Weife ift auch mit den Übrigen im vorhergehenden $. benannten dffentli- 
hen Bedienten zu verfahren. 

$. 10. Kein öffentlicher Bebienter ift ohne vordergängige Anzeige an bie Kammer, 
und ohne berfelben ausdruͤckliche Bewilligung anzunehmen, und es follen nur einbeinit: 
fche, nicht aber aus andern Provinzen, oder gar fremde dazu vorgefchlagen und bewils 
ligt werden, damit bie fchusfähigen Juden im Lande, außer ben ihnen verftatteten Ges 
werben und Nahrungsarten mehr Gelegenheiten zu ihrem Unterfommen finden. 

$. 11. Den öffentlichen Bebienten foll es nicht erlaubt fein, außer und neben ihrer 
Funkt n noch mit toufmännifchem Verkehr und andern Bewerben fich abzugeben. 

‚WIN indeflen die Subenfchaft in einer Stadt aus dem Mittel der bafelbft fchon auf 
sin gewiſſes Gewerbe angelegten Glaubensgenoſſen zur Exrfparung ber Unterhaltungsko⸗ 
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ften einen öffertttichen Bedienten annehmen, weil berfelbe die ihm zu fbertragenbe Funk ⸗ 
tion als eine Rebenbeſchaͤftigung heftreiten Kann, fo fol dieſes berfelben vergönnt fein. 

$. 12, WermÜhre Xelteften abgehen, follen Beine neue von ihnen —5 und zur Be⸗ 
Hätigung präfentiet, fondern ftatt derſelben aus dem Mittel der jübifdhen Bürger nad 
Berhättnip ihrer Anzahl eirter oder mehrere Gtabtverorbnete, Würgernorfteher, ober 
welchen Namen fonft die Repräfentanten der Baͤrgerſchaft der Stade ii 1, vom Mas 
giftrat * Hörgängiger Genehmigung der Kammer in der Art und mit ieichen Pfliche 
ten dericheifttichen Stadtverorbneten beftellet und verändert werben, unb außer ber Bunde 
tion von Stabtorrorbneten infonberheit alles, wozu ber Magiftrat in Anfehung ber j⸗ 
difchen Einwohner fie anweiſen wirb, zu thun und zu verrichten, auch Die gemein jaft 
Ken ngeiegenheten derfelben vor ben Magiftrat zu bringen, unb zu bi verbuns 

en fein. 
8.13. Den Mängeln der Erziehung abzuhelfen, follen in ben am beften ſich dazu 
[hitenden Städten und vorzüglich in benen, wo fid) Synagogen befinden, —X jüs 

[he Schuten angelrat, und 

a) die Schullehrer in benfelben vom Staat angeftellet und befolbet werben. J 

b) Sind dazu ſolche Subjekte zu nehmen, bie nicht nur bie jene Beiiglen wohl 
verftehen, und hierin das Vertrauen ber Judenſchaft des Orts haben, ſondern auch 
Deutich und Polnifch leſen und ſchreiben können, und die gemeine Rechenkunft vers 
ftehen, indem ber Unterricht barauf mit gehen muß. 

©) Wenn dergleichen Subjekte bei ber erften Errichtung der Schulen im Lande nicht 

u finden, aud aus andern koͤniglichen Provinzen nicht zu erhalten fein möchten, 
5 ſollen inmittelft, bis bie Schulen mit hinlanglich tüchtigen Lehrern, zu bem ad 
b. bemerkten Unterricht werben befegt werben können, foldye di it eingerichtet 
werben, baß ein hriftlicher Schullehrer in ber Gtabt, ber es t, einige Stun⸗ 
den wöchentlich den juͤdiſchen Schülern in ihrer Schule im Deutich und Poiniſch 
Leſen und Schreiben und im Rechnen Unterricht gebe, ober biefelben die dazu in 
der chriftlichen Schule beftimmten Stunden mit meeten, und darin gleich den 
giftihen Schuͤlern dieſe Kenntniffe und Faͤhigkeiten ſich erwerben. 

d) Da bie Juden noch kein bei dem Unterricht ber Jugend in ihrer Religion und den 
damit verbundenen Lehren zum Grunde zu legendes orbentliches Lehrbuch haben, 
fo fol für die Abfaffung deſſelben, und zwar in ber Art, daß darin nicht nur die eis 

entlichen Religionsfäge, fondern auch die damit in unzertvennlicher Berbinbung 
Mehenden, und aus jeder Religion fließenden Pflichten und Lebenöregeln, formen 
gegen die Glaubensgenoffen, als gegen die Landesherrichaft, ſich felbft und alle 
Menfcen enthalten fein möffen, ‚geforgt werben. Diefes Lehrbuch, zeige ir 

. mehreren Beförderung ber deutfchen Sprache in derſelben zu verfaffen iſt, fol, 
nachdem es in Mnfehung ber Religionsfäge verftändigen Männern ihrer Religion 
vorgelegt, und von ihnen gebilliget fein wirb, in allen öffentlichen jübifhen Schu⸗ 
len eingeführt, und darnach die Jugend unterrichtet werben. 

e) Die Juden in den Städten, / wo Öffentliche juͤdiſche Schulen fein werden, follen ver⸗ 
bunben fein, ihre Kinder in biefelben zum Unterricht zu ſchicken, und nur den Ju⸗ 
den auf dem Lande und in Gtäbten, wo Feine öffentliche Schulen find, verftattet 
bleiben, für ihre Kinder Privathausiehrer, als ihre Domeftiten zu halten. 

8.14. Die öffentlichen jüdifhen Schulen follen außer den Rabbinern einer Synago⸗ 
genftadt und den jübifchen Stabtverordneten bafelbft, in einer Gtabt aber, wo feine 
Synagoge ift, außer den bioßen jübifhen Stadtverorbneten, und einem oder nd andern 
tachtigen Dlännern ihres Glaubens, unter eben berfelben obrigkeitlichen Aufficht und 
Direktion, wie bie chriſtlichen Schulen ſtehen. 

$. 15. Weil die Töchter nicht fo vielen wiſſenſchaftlichen Unterrichts als die Söhne 
bedürfen, fo follen fie dagegen in ihren Schulen außerdem zum Nähen, Spinnen, 
Stricken, Knöppeln und andern nüglichen weiblichen Arbeiten, von barin geſchicten 
Srauensperfonen angeführet werden. 

Kap. V. Von den Abgaben ber Juden. $. 1. Die Juden find nad) ihrem 
Stande, Gewerbe und Befigungen zu allen Abgaben und Pflichten ber arithgen Uns 
terthanen von dleihem Stande, Gewerde und Befigungen verbunden, follen aber auch 
ein mehrere, wie diefe, nicht anders zu Leiften angehalten, al8 in fofeen fie bie im Vei⸗ 
lltairdienſt beſtehende wichtige perſonliche Pflicht der chriftlichen Unterthanen nicht ers 
füllen Tonnen, unb außerben bie Regierung und Verwaltung bes Jubenwefens bem 
Staat befondere Arbeit und Koften verurfacht. . 

$. 2. Anſtatt folder dem Staat von ihnen entgebenben Pflichten, und migen der ges 
daqhten befondern Koften foll jeder im Schut lebende männliche Zübe ohne Ausnahme 
vom zurüdgelegten vierzehnten bis zum zurüdgelegten ſechzigſten Zahre (eiurs Ark, 
jaͤhrlich 5 BL. preuß, ober 1 Thlr. 16 Gr. Retrutens und Scungeio wrgen. 
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. 8. Das Präſtationsjahr fol vom 4. Juni d. 3. an gerechnet, und wenn Zeriank 
im Lauf ſolchen Jahres Sein vierzehntes oder fechzigſtes Jahr zurädgelegt hat, ober 
ftirbt, das Rekruten: und Schutzgeld für das volle Jahr bezahlet werben, j 

3.4. Die Söhne weiche fich im Unterhalt und in der Gewalt bes Waters befinben, 
muß der Bater, jo wie die Diener und Knechte, die im Lohn und Brod ftehen, ihr Haus 
wirth hierin vertreten, und für biefelben das Rekruten- und Schuägelb bezahlen, woge⸗ 
gen dem Hauswirth unbenommen if, den Miethskontrakt mit feinem Diener ober Knecht 
darnady einzurichten, und wenn derfelbe vor erlegtem Rekruten⸗ und Schuggelbe vonihn 
sieht, ſich wegen ſolcher Abgabe an feinem Lohn, oder feiner Hakfeligkeit gegen ihn vor 
zufehen, indem auf alle Fälle diefe Abgabe vom Hauswirth beigetrieben werben fol, und 
eö feine Schuld ift, wenn ex ſich dieferhalb gegen den Diener und Knecht nicht Tücher ges 
ftellt hat, alfo feinen Regreß an ihn nicht nehmen Bann, 

- 8.5. Wer zur Zeit.der Erlegung des Rekruten⸗ und Schutzgeldes verreifet, ohne ben 
Seinigen das Geld zur Zahlung zurüdgelafien zu haben, imglelchen ber Tebige gr 
welcher zu folcher Zeit fich verſteckt Hält, um feiner Schulbigkeit auszuweichen, Toll zur 
Strafe das Rekruten⸗ und Schußgeld, das erftemal doppelt und zweitemal vierſach erles 
gen, tag drirtemal aber feines Schugredhtö verluftig erflärtwerden, und das Land raͤumen. 

5.6. Wenn ein Jude fich in den Militairbienft begiebt, und eingeftellet wird, fo foll 
derfelbe, fo lange folcher dauert, vom Rekruten= und Schuggelde befreiet fein, aud 
wenn er im Dienfte invalide geworden, und daher feinen Abfchieb erhält, davon für 
feine Perfon beftändig befreit bleiben. 

$. 7. Außer der allgemeinen Abgabe des Rekruten⸗ und Schutzgeldes ſoll jeber auf ein 
gewiffes Gewerbe angelegter Jude oder Hausvater einen mäßigen, annoch zu beftim- 
menden Beitrag zur Befoldung der Synagogenbebienten und der oͤffentlichen Schulleh⸗ 
rer thun, welches beito billiger ift, da dieſes zu ihrem eigenen Nusen und Beten ge: 
reicht, und an fehr vielen Orten die chriftlichen Einwohner ebenfalls bie Koften zu ihren 
Bedürfniffen von gleicher Art aufbringen, 

Daher jollen auch diefe Veiträge zu keinen andern, ale zu ben Zwedcken, wozu fie be 
flimmt find, verwendet, und es muß über die Sinnahme und Ausgabe bereiten, um 
Solche beftändig nachweifen zu können, bejondere Rechnung geführt werben. 

$. 8. Für die vorftehenden Abgaben und Beiträge follen die Juden in Suͤd⸗ und Reus 
Dftpreußen nicht wie in andern Königl. Provinzen in sulidum haften, und bie Bermös 
genden nicht bie Unvermögenben übertragen, fondern jeder nur für fich felbft, und bie 
ihm obliegende Präftation in der oben vorgefchriebenen Art verpflichtet fein. 

$.9. Der heirathende Jude muß für den Zraufchein, ohne weldhen er nicht getrauf 
werden darf, an das Potsdamſche Militair-Waifenhaus, 


wenn er zu 100 Kthlr. bis zu 300 Rthlr. Verindgen geihäst wird 1 Rthle. 

wenn fein Vermögen über 300 Rthlr. bis 800 Rthlr. geſchätzt wirb 3 Rthlr. 

und bei feiner Dermögensfhähung über 800 Rthlr. 5 Rthlr. 
außerdem aber nach Verhältniß e 


en fo viel, und zwar die Hälfte davon an die vorges 
fegte Krieges- und Domainenkammer, die andere Hälfte aber zur jüdiſchen Shultalt, 
und in allen voritehenden Fällen 5 Rthlr. Stempeljura erlegen. 


6.10, Wer vor zurüdgelegtem 24. Jahr feines Alters die Erlaubniß zu beirathen 
erhält, muß für ſolche Dispenfation befonders 30 Rthlr. erlegen. 

In allen andern Vorfällen, wo Außfertigungen für Juden gefchehen, fol von Ihnen 
dafür nichts mehr, als was die Kanzleigebührentare mit ſich bringt, gefordert wers 
den. (Stengel Bd. A, ©. 180 fl. Auch befonders erfchienen, deutfch und polnisch. 
Breslau bei Korn.) 

Dieſes Gefek galt in Süd» und Neu: Oft: Preußen bis zum Tilſiter 
Frieden v. 12. Zuli 1807. 

Durch diefen verlor Preußen die in Folge jener drei Theilungen Polend 
ihm in den Sahren 1772, 1793 und 1795 zmgefoltenen Eänvestheite mit 
Ausnahme von Ermeland und einem ſchmalen Striche von Weffpreißen, 
der zur Verbintung der Neumarkt und Pommerns mit Dftpreußen bei 
wurde. .. 

Es wurden biefe Länder vermentet, um Rußland 1) und Das von Maps 
leon neu kreitte Herzogthum Warſchau zu doriren. 


2) Rußland, Preußens Verbündeter, verſchmoͤhte es nicht von dem ui lũckliſchen 
Bundesgenofſen den Bialyſtotker Kreis mit 400,000 Menſchen abgetreten ga 
erhalten. 
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Durch die Konftitution des letzteren v. 22. Juli 1807 wurbe, ohne daß 
in Anſehung der Iuden eine Ausnahme gemacht, im $. 4 beſtimmt, daß 
nor dem Geſetze volllommene Gleichheit flattfinde und im $. 69 wurde 
das franzöfifche Recht, mit Aufhebung aller früheren Gefege, für das bürs 

che Recht erklärt. Sonach war hierdurch) auch das G. v. 17. April 

797 und die Gefebgebung, welche im Netzdiſtrikt, wo erftered Geſetz nie 

publizirt worden ?), gegolten hatte, aufgehoben, und e8 waren ferner hier 
durch den Juden’ alle politifche und bürgerliche Rechte eingeräumt. 

Schon durch die WB. v. 17. Okt. 1808 wurden jedoch die politifchen 
Kechte der Zuden auf zehn Jahre fuäpendirt und auch in Betreff der bür⸗ 
gerlichen Rechte mehrere Ausnahmegefege gegeben, desen Darſtellung in 
dem folgenden Abfchnitte IV. zu vergleichen ift 2). 

Als im Jahre 1815 dad Herzogthum Warſchau aufgelöft wurde, fiel 
durch den Parifer Frieden ein Theil der ehemals preußifchen Provinzen, 
wieder an Preußen zurüd, nämlich die zu Weftpreußen gehörig geweſenen 
Difirikte: der Kulm: und Michelauer Kreid und die Stadt Thorn mit Ge» 
biet, weiche, eritere in den Gränzen von 1772, — wiederum zur Provinz 
Weſtpreußen geichlagen wurden; dann ein Theil der zu Gübpreußen ges 
hörig geweſenen Diftrikte, aud welchen nummehr wiederum eine befondere 
Provinz unter dem Namen eined Großherzogthums Pofen gebildet 
wurde. Der größere Theil von Südpreußen und mit fehr getinger Aus⸗ 
nahme das ganze Neu» Oftpreußen famen an Rußland. | 

Durch Patent v. 9. Nov. 1816 2) wurde das L. R. und die A. G. O. 
ſtatt des franzöfifchen Rechts in die mit der Provinz Weftpreußen vereinig⸗ 
ten Diftrifte wieder eingeführt und durch Patent v. 9. Nov. 1816 *) wies 
derum die Preußifchen Geſetze in das Großherzogthum Pofen, ohne daß 
die befonderen Rechte und Gewohnheiten, welche durch dad Herzogthum 
Warſchau aufgeyoben, wieder zur Anwendung kommen follen 8). 

An Anfehung der Verfaſſung (ded inneren Staatsrechts) verblieb es bei 
der bisher beftehenden, wie dies fchlieplich durch die K. D. v. 8. Aug. 1830 
ausgeſprochen wurde ®). 

Demgemäß bileb in den zum Herzogthum Warfchau gehörig geweſenen 
Ländern die yon biefem Staate gegebene Verfaſſung der Nuden in voller 
Süttigkeit, did fie Durch die blos für dad Großherzogthum Pofen gegebene 
8. v. 1. Juni 1833 in dem leßteren aufgehoben wurde 7). 

Bevor nun zur Darflellung diefer neuen Berhältniffe Übergangen, wird 
ed nöthig, die Gränzen zwifchen dem Großherzogthum Pofen, für welches 
das Geſetz allein gegeben, und den Theilen von Weftpreußen, in welchen 
noch die frühere Verfaſſung gilt, genau feftzuftellen. en 





1) Vergl. hierüber das R, des Min. bes 3. und ber P. v.30.Dee.1830. Abth. IV, 
Abfchn. I. Kap. III. ' 
2) Im Kulm: und Michelauer Kreife nämlich und dev Stadt Thorn mit Gebiet 
fteht diefe Herzogl. Warſchauiſche Werfaffung noch heute in Gültigkeit, währenb 
ihr im Großherzogthum Pofen durch die V. v. 1. Juni 1838 derogirt ift. 
2) G. &. 1816. ©. 217, 
°) G. &, 1816. ©, 225. 
2) 8. 2. der lesteren V. 
®) ©. hierüber den vorigen Abfchnitt. Es ergiebt fidh aus dieſen beiben, auf bes 
immte Verordnungen bafirte Säge, daß weber in privatrechtlider, noch in 
törcchtlicher Beziehung in den Ländertheilen, bie zum Herzogtum Warſchau 
gehört, von einer Gültigkeit des Gen. Judenreglements v. 17. April 1730 und 
7. April 1797 die Mede fein kann. 
) Vergl. bie $5. 20. 27. des gebachten Geleet. 
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Es wurden dieſe 

1) durch dad Patent v. 15. Mai 1815, wegen der Beſitznahme des an 
Preußen zurüdfallenden Theileß des Herzogthums Warfchau beflimmt. 
* Wir Friedrih Wilhelm ꝛc 

Bermöge ber mit den am Kongrefie zu Wien Theil nehmenden Mächten gefchloffenen 
Webereinkunft, find mehrere Unferer frühern polnifhen Befigungen zu Uinferen Staaten 
zurüdgefehrt. Diefe Befigungen beftehen in dem zum Herzogthume Warfchau gekom⸗ 
menen Theile ber Preußifhen Ermwerbungen vom Zahre 1172, ber Stadt Thoren mit 
einem für diefelbe neu beftimmten Gebiete, in dem jegigen Departement Pofen, mit 
Ausnahme eines Theild des Powitzſchen und des Peyſerſchen Kreiſes; und in bem bis 
an den Fluß Prodzna belegenen heile des Kalifcher Departements, mit Ausſchluß der 
Stadt und bes Kreifes diefes Namen, 

Bon diefen Landfchaften Fehrt der Kulm: und Michelaufche Kreis in ben Grängen von 
1772, ferner die Stadt Thorn nebft ihrem neu beftimmten Gebiete, zu Unterer Provinz 
Weftpreußen zurüd, zu welcher auch, wegen dee Strombaues, das linke Weichfelufer, je 
dad) blos mit den unmittelbar an den Strom grängenden, oder in deſſen Niederungen 
befindlichen Ortfchaften, gelegt wirb. 

Dagegen vereinigen Wir die übrigen Landfchaften, welchen Wir von Weftpreußen 
‚den jegtgen Kronfchen und den Kaminſchen Kreis, als ehemalige Theile bes Retzdiſtrikts 
hinzufügen, zu einer befondern Provinz, und werben biefelbe unter dem Ramen des 
Großherzogthums Pofen befisens nehmen auch ben Titel eines Großherzogs von 
Pofen in Unjern Königl. Zitel, und dad Wappen der Provinz in das Wappen Unfers 
Königreihe auf ꝛt. (G. &. 1815. ©. 45.) 

2) Im Jahre 1818 wurden jedoch 
a) aA von Weftpreußen mit dem GroßherzogthumePofen vereiniget, 
nämlich: 
aa) vom Kreife Czarnickau: 
a) in dem Antheile der Herrfchaft Filehne: Schloß Filebne, Mifchke, 
Vorwerk Korda, Mariendorf, Ehrbasdorf, Filehner Papiermühle, 
Lukatz, Kiehnwerder, Retſchin, Koppenhoff, Andreas Steinborn, 
Drager Theerofen, Rodmandguth, Stephanomwo, Glashütte, Fiſ⸗ 
fahn, Proſekel, Profekeler Mühle, Neus Hochzeit, Königs Theer⸗ 
ofen, Drager Schneidemühle, Selchow, Seichower Hammer, 
Hansfelde, Eichberg, Groß: Drenfen, Klein: Drenfen, Klein: Kots 
ten, Ruhls Theerofen, Gioß⸗Kotten, Kotten: Hammer, Spring» 
mühle, Schulzenbruch, Groß⸗Lubs, Klein: Lubs, Gornitzer Mühle, 
4) in dem Anıheile des Amts Schönlanke und der Schönlanker Forſt: 
Dorf Straduhn, Theerofen, $reigut Günterowo, Richlichfche 
Mühle, Dorf und Mühle Nikosk, Oberförfter: Etabliffement zu 
Richlich, Unterförfter-Erabliffement zu Niewerder, Niekosken; 
y) In dem Antheile der Herrſchaft Behle: Dorf Lemnitz, Lemniger 
Mühle, Roſenmühle, Kolonie Gronitz, Mittelmühle; 
bb) vom Kreife Chodziefen: in dem Antheile des Amts Zelgniewo und der 
Zelgniewoer Forſt mit dem Dorfe Schönfeld, dem Mühlengute bei 
Schönfeld, dem Freigute Gönne und der Unterförfterei Gönne; 
ec) vom Kreife Wirfig:: 
a) in dem Antheile der Herrichaft Lobſens⸗Ratai mit dem Dorfe, der 
Mühle und der Walkmuͤhle Pieznow; 
4) indem Dorfe Zabartomo; 

b) Xheile vom ehemaligen Negpiftrikte, die zur Provinz, Pos 
fen gehörten, mit Weflpreußen vereinigt, namlich fol» 
gende Ortichaften des Flatower Kreifeb: 

aa) der Antheil der Herrſchaft Vandsburg-Zempelburg: Stadt Vandsburg, 
Suchoronzeck, Pemperzyn, Mühle Pemperzyn, Freigut Demkowo 
(Dembowice), Schmielowo, Juſtrzembice, Rogalin, Groß⸗Wellwitz, 

Klogbunden, Wyzcka, Niechorz, Kein: Weboe Lindenbude, 3boze, 


Oroctöeoäitl. Werpälen, Die J. in den’akten-Mreninge. ZOG. 


- Yaeigut Miynki (Mühlentanal),. Mazury, Vorwerk Oſtraweck, Mühle 
. Wandöbing, Schnirtkom; u: 


bb) wi eil der Komieromofchen Güter: Komlerowo, Zempelkowo, Bo⸗ 
fe : . . 

co) der Antheit der Waldauſchen Güter: Waldau, Mühle Tobolla, Dbbos 
dowo, Vorwerk Polko, Saßno, Vorwerk Mislowo; :' Bar 

dd) das Rittergut und Dorf Waldowke und Mühle Olßewske; 

ee).vom Amte Koronowo: dad Dorf Willowo und- die Müble Giofel. - ... 

I) Bon dem alten Gebiete der Stadt Thorn wurde. gleichzeitig mit bet 
Provinj Poſen vereiniget ber Wygodda Krug im Kieiſe Inowraclav. 


ST Bweitennupkter, " 
Darftellung ber gegenwärtigen Beshältnif! 
2. L 05 Eu 








Das. ©, v. 1. Juni 1833 und die Inftruftion v. 14. Jan 

1834 zur Einführung jenes Gefeges. I 
1.:Borläufige Verordnung wegen bed Judenweſend im: Großherzogipum. 
Holen v. 1. Juni 1833; are ’ un. “ 

Wir Friedrich Wilhelm 2c. 

Nachdem Und’von ber Rothwendigkeit übergerigt haben, den biftgeklichen guſtand 
ber Juden in Unferer ‚peouing Yofen baldigft, und nod vor Grlafjung eines, die ge⸗ 
ſammten Provingen Unferer Monarchie amfaffenden Gefetzes uber die ftaatabtirgerlichen 
Berhältniffe ber Juden zu verbeffeen, und bie aus bet Enge der Gefepgebung fiber biefen” 
Segenftand hervorgehenden Zweifel zu befeitigens fo ertheilen wir zu diefem Bidechk fi 

ide vorläufige Borichriften, mit dem Vorbehait, ſolche nach Diüapgabe des Kliriftigen 
allgemeinen Gefeges gu ergänzen unb abzuänbern. u F J 
4. Gerbefſerung der Gemeinde⸗Verwaltung ber aubin) Die Ju ⸗ 
denſchaft jedes Ortes bildet, wie bisher, eine vom Staate gebulbete jiondgefells 
ſchaft, weldher aber in Beziehung auf ihre BermbgendsAngelegenbäiten bie diechte einer 
Korporation beigelegt werben. Wenn bisher bie Zubenfchaften mehrerer Orte zu einer 
Synagoge vereinigt waren, fo foll diefe Bereinigung auch Binfichts ber Korporationds 
Angelegenheiten fortbauern. . 
$. 2. Der KorporationssBerband bezieht ſich nur auf bie innerm Berhältniffe der 
Synagogen: Gemeinden ı$. 20. Tit. 11. und $. 13. fs Tit. 6. Thl.I1. des AUg: & 8.) 
und auf diejenigen Gegenftände, welche biefe Werorbnung als KorperationdsAngelegens 
eiten ausbrüdlid) bejeichnet. In allen andern bärgertichen Angelegenheiten findet zwi 
[hen den Witgliedern ber Judenfchaften Eein folcher Werband fatt, fie werben vielmehr 
in diefer Beziehung als Theilnehmer ihrer Ortögemeinben nad) den für biefe beſte henden 
ober w exlaffenden Ordnungen beurtheilt, 

$. 3. Jeder Jude, weicher in einem GynagogensWegirke nder Orte feinen Wohnfig 
bat, gehört zur Korporation. R 

. 4. Stimmfähig in diefer Korporation, Hinfichts ihrer $. 2. begeichneten Angelegens 
Yeiten, find alle diejenigen männlichen volljährigen und unbefdoltenen Juden, weiche 
entweber ein Srunditüd bejigen, ober ein Gewe feibitfändig betreiben, ober ſich aü⸗ 
Ferdem felbftikändig und ohne frembe Unterftügung ernähren. EDGE 

$. 5. Die jtimmfahigen Mitglieder der Korporation follen in Gegemvart und unter 
Aufficht eines Regierungstommilfarius eine Anzahl von Repräfentanten, und biefe wies 
derum in gleicher Art die Berwaltungsbeamten wählen, welche von der "Regierung bes 
ftätigt werden, und ihr Amt unentgeittich zu verwalten haben. ’ 

$. 6. Die Beftimmungen über bie Zahl der Mepräfentanten, der Verwaltungs ⸗Beam ⸗ 
ten und über bie Dauer ihrer Berwaltung, foll das Statut jeder Korporation enthalten, 
welches die Regierung, nad) Bernehmung der Repräfentanten, zu entwerſen und bex 
Oberpräfibent zu beftätigen hat. Für die erfte Wahl bleibt bie Beftimmung wegen des 
An; ff der Repräfentanten und Berwaltungs:Beamien der Regierung vorbehalten. 

f* 7. Die Recpte und Pflichten der Repräfentanten und der Verwaltungs · Behörden 
gegen einander, gegen bie Korporation und gegen brirte Perfonen find nach ben Borfchrife 
ten zu beurtheilen, weldhe bie veuidirte St. D. v. 17. März 1831 Über bie Redte und 
Pflichten deB Magiſtrais und der Stadt Werordneten enthält. " 

$. 8. Die Berwaltuig ber Vermögens Angelegenheiten ber Rorporatian Takt untet 

W 
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der unmittelbaren Aufficht der Regierung ober Ihres Kommiſſarius, ohne Ihre Grneh⸗ 
migung dürfen keine Schulden aufgenommen, keine Grundſtücke erworben. ober veräus 
ßert und Feine neue Abgaben eingeführt werben. Sie hat bag Recht und bie Verpflichtung 
die Verwaltung durch Kommiſſarien anter Zugiehung ber Repräfentanten rebidten'ztt’ 
laffen, den Beſchwerden ber legtern über die Verwaltung abzuhelfen, und darauf zuhal⸗ 
ten, daß die Redynungtegung an bie Repraͤſeugtanten regelmäßig erfolge: : — . -- 
$. 9. (Sorge der Korporationen, für den Schuler und De bu en 
rihtderjübifhen Kinder.) Die jübiihen Korporationen, und insbefi —— ihre 
Berwaltungsbehörben, find verpflichtet, dafuͤr zu forgen, daß eg keinen hut higen 
Kinde — vom 7ten bis zum zurückgelegten 14ten Lebensjahre — an: Ve gehörigen 
Schulunterrichte fehle. Sie ſind dafuͤr verantwortlich, daß alle Kinder, mithir ſowohl Knat 
ben ala Mädchen, in dieſem Alter die efenttichen Schulen vorſchrift m beſuchem und 
zugleich verbunden, ganz dürftigen Kindern die noͤthigen Kleidungsſtuͤcke, das Schul⸗ 
geld und die fonfligen Schulbebürfnifie aus den etwa dafür beftehenden befondern 
Fonds, in deren Ermangelung aber aüß dem Korporatlonsvermögen zu gewähren, 


$. 10. Unter! Iffiehtlichen ‚Schulen werden ſowohl die chriſtlichen, als Vie-mit Geneh⸗ 
migung des Staats nad) einem beftimmten an eingerichteten und mit vollftäns 
dig qualifizierten und durch die Regierung beflätigten jüdifhen Lehrern befesten jüdifchen 
Schulen verſtanden. Irdoch fann der Privatunterricht dee Kindes, mit ausbrädiicher 
Genehmigung ber Regierung den Eltern ansnahmeweife geftattet werden. u 

$. 11. Kür den befonderen Religionsunterricht ber jüdifchen Kinder zu forgen, bleibt jeber 
Gerieinde vorbehalten. Jedoch ſollen auch als Religiondlehrernur ſolche Perſonen gugelafs 
fen werden, welche zur Ausuübung eines Lehramts vom Staate bie Erlaubniß erhalt 


aben. 
N fr Die Lehrfprache beim öffentlichen Unterricht: in dem juͤdiſchen Schulen iſt bie 
utfche 


$. 13. Nach vollendete Schulbildung ber jübifchen Knaben haben die Perwaltungs⸗ 
bebörden der Korporationen dafuͤr zu forgen und find bafüz verantwortlich, daß jeber 
Knabe irgend ein nuͤtzliches Gewerbe erlerne, ober ſich anf wiflentichaftlichen Lehranſt 
ten einem höhern Berufe wibme, und baß Feiner berfelben zu einem Handel ober Ges 
werböbetrieb im Umberziehen gebraucht werde. Diefer- Verbindlichkeit follen fie durch 
bie mit ben Vätern oder Bormündeen zu treffenden Werabredungen gu. genügen ſuchen, 
wenn aber durch diefe ber Zweck nicht zu erreichen ift; fo haben fie ſich an ben Kreise 
Landrath zu wenden, welcher die Väter ober Bormünder (ledtere unter Vernehm 
mit der obervormundfhaftlichen Behörde) anhalten fol, die Knaben einer ZBiffeufgan 
oder Kunft, oder. dem Landbau, ober einer nüglichen Handarbeit, oder der Fabrikation 
oder einem beftimmten Handwerke, ober dem Handel von feiten Verkaufsplaͤgen aus, zu 
beftimmen, ($. 18.) . 

$. 14. (Militair- Dienfi-Verpflitung der Juden.) Mit dem Vorbehalt, 
die allgemeine Militairpflichtigfeit ber Pofenfchen Juden in Zukunft eben fo, wie in den 
andern Provinzen der Monarchie anzuordnen, fol auf die Dauer des, durch die gegen⸗ 
wärtige Verorbnung begründeten proviforifchen Zuftandes, den dazu moralifch und koör⸗ 
perlich geeigneten Juden geftattet fein, innerhalb ihres militairpflichtigen. Alters freis 
willig in den Militairdienft zu treten. 

Durch den wirklichen Eintritt wird ſowohl der Sintretende felbft, als befien Bater 
von Erlegung des Nekrutengeldes befreit. Die Väter nicht eintretender Söhne find dafs 
felbe auch ferner zu erlegen verbunden. Wegen der in Beziehung auf die Erhebung und 
Berechnung des NRekrutengeldes zu treffenden Einrichtung bat Unfer Finanzminiſterium 
die. erforderlihen Verfügungen zu erlaffen. 

$. 15. (Verheirathung ber Juden.) Die Ehe eines Juden mit einer Ausläm 
berin ift nur in dem Balle zuläffig, wenn die legtere ein eigenthümliche® Vermoͤgen von 
wenigftend 500 Rthir. in die Ehe bringt. 

Dispenfationen in einzelnen dringenden Fällen find bei dem Oberpräfibenten der Pros 
vinz nachzuſuchen. : 

An die Stelle der nah tem X. L. R. Thl. Il. Tit. I. 8. 136. zu einer nollgültigen 
She erforderlichen Trauung, tritt bei den Ehen der Juden die Zufammentunft unter 
bem Traubimmel.und das feierliche Anſtecken bes Ringes; und an die Stelle bes im 
F. 138 dafelbit verordneten Aufgebotd, die Befanntmachung in der Synagoge. 

$. 16. (Naturalifation ber dazu geeigneten Juden.) Die Regierungen has 
ben dafür zu forgen, daß die Korporationdsingelegenheiten in der oben vorgefchriehenen 
Art fpäteftens binnen ſechs Monaten nad Publikation diefer Berorbnung geordnet wers 
ben. Sobald dies gefchehen ift, und die Berwaltungsbehörden mit Zuftimmung der Res 
präfentanten, Namens ber Korporation-die Erklaͤrung abgegeben haben, daß he für vie 

Erfüllung bes hier vorgefchriebenen Bebingungen-haften wollen, follen diejenigen, jüßl- 
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ſchen Hemönäter und einzelne Desfonen, wei ch, den na en Vorfichriften 
mäß, d 2 denn, unter den —— — un —E— 4 
naturatiſirt weden. Zu " 
& 12: Alltgemeine Brforbeamiffe der Naturaliſation find: 
1). wellige Unteicholtenbwit bes Schensmanbels, 
2) bie Fähigkeit und Werpflichtung, ſich in allen Öffentlichen: Angelegenheiten, Mils 
lenserklaͤrungen, Rechnungen u. dgl. ausſchließlich ber deutſchen Sprache zu be 
men. Von biefam. Etforderaiß darf jedoch der Oberpräftdend auf. Anteag der 
egierung biöpenfiren,. 
3). Bio Annahme eines ——— FJamihen⸗NRament. 
$. 18. Unter dieſen Worausfegungen follen in die Klaſſe der naturallſirten Juden aufs 
genommen werber, — welche den. Rachweis führen: 
2). Baß. fie ſeit dem Iften Juni 1815 ihren beftämbigen Wohnſih in ber: Provinz Pos 
fen gehabt, oben zu ihrem ſpaͤtern Niederlaffung bie ausdrückliche ———* 
2 N Jraats erhalten habenʒ 
e . [el 
entweber eines Wiſſenſchaft ober Kunſt ewibmck haben, und ſolche derge⸗ 
ſtatt betreiben, daß fis von. ihrem —2 alter können; 
obet ein laͤndliches Grundſtuck von dem Umfange beſitzen, und felbft ſchaft 
ten, daß daſſelbe ihnen und ihrer Jamilie ben hinreichenden Unterhalt ſichert; 
she in Es Stadt ein namhaftes flehendes Gewerbe mit: einiger Auszeichnung 
etreiben; 
ober in einer Scabt ein. Grundftird von wenigſtent 2000 Rthir. an Derth ſchul⸗ 
dernfrei und eigenchumlich deßten; 
oder daß ihnen ein Kapttalvormoͤgen von wenigſtens 5000 this. eigenthumlich 
ut 


ne |; 17 Ga Ä 
oder daß. fe duxch. fhe Hardlungen ein befondereh Perdicuſt um ben 
Staat ſich erwerben haben. 

8.14% Diejenigen, weiche. biefen Rochweis führen, follen von bes Regierung des Be» 
ziris, in weldyem fie wohnen, mis. vorläufiger RaturalifationdPatenten verfehen wer: 
den, in welchen auf bie. gegemmärtige Veroroᷣnung und die ihnen barin verlichenen Rechte, 
fo wie auf die ihnen auferlegten Verpflichtungen, Bezug zu nehmen iſt. 

$. 20. Dis folchergefinkt naturatifisten Zuben. Hönnen, unter Beobachtung ber allge: 
meinen Borſchriften, in Staͤdtenund auf dem platten Lande innerhalbd er Provinz ſich nies 
derlaffen, Srundftüdte jeder Art: erwerben, und alle erlaubte Gewerbe treiben; fie find, 
mit Borbehalt bed nach 9. 14 zu entrichtenden Relrutengelves, befondere Abgaben we: 
ber an bie Staatökafle, noch zu den Kämmereien zu bezahlen verbunden, dagegen aber 
verpflichtet, alle ben Ghriften gegen den Staat und die. Gemeinde ihres Wohnorts ob- 
liegende Berbinblichkeiten, vor der Hand mit der in Hinfichs der Militairpflichtigkeit 
&. 14 feftgefegren Ausnahme, zu erfüllen, und, mit Ausſchluß der &tolgebühren, gleiche 
Laſten, wie andere Einwohner zu tragen. Mit Xusnahme der befonderen Vorſchriften, 
welche bie Geſehe wegen. ſolcher Handlungen und Gefchäfte, morauf bie Verſchiedenheit 
ihrer Religionsbegriffe.von Einfluß ift, namentlich Thl. 3. Tit. 10. $$. 317. bie 351. 
der Gerichtsordnung, wegen der Eidesleiſtungen, Thl. I. Tit. 10. 5. 352 der Gerichts: 
Ordnung und $. 335 Nr. 7. und $. 357. Nr. 8. der Kriminalorbnuung vorgen ber abzu⸗ 
begenben Zeugnifle und Zeugeneide, fo wie Thl. II. Zit. 8. 55. 889. und. 980. des 
A. L. R., wegen Präfentation der Wechſel an Sabbathen und Fefttagen, find fie in Hin⸗ 
ſicht bürgerlichen und privatrechtlichen Verhältniſſen nach ben allgemeinen Ges 
ſetzen, gleich den chriſtlichen Eimwohnern zu behandeln, und nur folgenden Beſchränkun⸗ 
gen unterworfen: 

a) zu Staatsämtern und zu den Stellen der Magiſtratsdirigenten ſind dieſelben 

nicht wahlfaͤhig; eben fo wenig , 
.b) u ber Funktion der Deputirten auf ben Streistagen, Kommunal- unb Provinzial 
en 


.c) dbenn fe Nittergüter erwerben, werden einftweilen bie mit bem Beſitze verbuns 
denen Ehrenrechte von der Staatsbehoͤrde ausgeübt, doch bleiben fie die bamit 
: verbundenen Laſten zu tragen verbunden. 

d) In sine andere Provinz Unferes Neichs ihren Wohnſitz zu verlegen, find fie nur 
mit Genehmigung Unſeres Miniſters des Innern berechtigt und verpflichtet, ſich 
vorber mit ber —— welcher ſie gehören, wegen Ablöſung ihres An⸗ 

t an den Köspordtionsiderpflichtungen durch Einigung mit dem Korpora- 
tionssWorftande, oder, wenn.eine folche nicht zu bewirken ift, nach der Geftfegung 


ge. . re 
8,21. Rechts-⸗Verhaͤltniſſe der noch nicht zur NRaturatifatiou qgerianu . 
W 
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ten Juden. Diejenigen jühifhen Einwohner Unſerer Proving 
Erlangung der, der gedachten naturaliſirten Klaſſe nd Ah —2 neh 4 * 
ſollen von der Verwaltungsbehoͤrde jeder Korporation ſorgfältig und a far 

weife, nach einem von bem SOberpräfidenten zu beſtimmenden Sch een 

den. Die Verzeichniffe werben dem Landrathe des Kreifes ve Pehfung Pa "don 
bemfelben bemnächft beicheinigt und bei der Orts: Poligeibeh aufbewahrt. Alle Jahr 
erfolgt eine Reviſion und Beſcheinigun ng biefer Berzeihnifle 

$. 22. Auf ben Grund berfelben wird von ber DrtssPolizeibehörde jeem gamilien⸗ 
vater ein mit der Nummer bed Verzeichniſſes verſehenes Zertifikat ertheilt. Dieſes ſoll 
die Namen der ſaͤmmtlichen Mitglieder der Familie enthalten, und nach der jahrlichen 
Kevifion mit einem Viſa verſehen ober berichtigt werden. 

8.23. Solche Zertifikate ſollen nur denjenigen Familienvätern und en: volljäßs 
sigen und felbitftändigen. Zuben ertheilt werden, welche den Nachweis führen koͤnnen, 
daß fie fich ſeit dem 1. Juni 1815 beſtaͤndig in ber Provinz befunden haben, ober baf 
ihnen ber Aufenthalt in derfelben —* rhin — geſtattet worben:. : 

8. 24. Die — ſolche Bertififate nicht legitimirten Juden werben als Iremde de⸗ 
trachtet, und nach ihrer Heimath zuruͤckgewieſen; bie. Rückkehr aber ſoll ihnen bei einer 
Strafe von 50 Rthir. oder verhältnigmäßiger Gefän ifeafe —— werden. Den⸗ 
jenigen Juden, welche ſich ſeit dem 1. Zuni 1815 o che Erlaubniß in der 
Provinz angefiebeit und einen Wohnfig im zechtlichen: em * gewannen haben, 
umb in ihre Heimath nicht zurückgewieſen werben können, foll der Oberpräſident die Auf⸗ 
nahme und das Zertifikat zu bewilligen befugt ſein. 

. 26. Alle noch nicht naturaliſirten, jedoch ferner zu duldenden und mit Zertifikaten 
zu verſehenden Juden find außer den $. 20 ausgedrückten Befäräntungen, welchen audy 
die naturalifirten unterliegen, noch folgenden unterworfen: 

a) Bor zurüdgelegtem vierundgwanzigften Jahre ift den nicht naturaliſirten Juden 
die Schließung einer Ehe, wenn nicht der Oberpräͤſdent in dringenden Sällen 
bazu befondere Grlaubniß ertheilt hat, nicht zu geftatten. -: 

H) Sie jolen ihren Wohnfig in der Regel und mit Ausnahme ber weiter unken un⸗ 
ter d. angegebenen Fälle, nur in Städten nehmen, ohne jedoch auf Die zeitheri⸗ 
en QAudenreviere beichräntt zu fein. Zu Gewinnung bes ſtadtiſchen Varzerrechts 

ind ſie aber nicht fähig. 

e. Sie find von dem Handel mit kaufmaoͤnniſchen Rechten. ausgefähloffens- das 

Schankgewerbe darf ihnen nur auf ben Grund eines befondern Gutachtens ber 
DrtösPolizeibehörbe Hinfichts ihrer perfönlichen QDualifitation von ber Kegie⸗ 
zung geflattet werben. Der Einkauf und Verlauf im Umherziehen tft ihnın uns 
bedingt unterfagt. Der Betrieb aller anderen an fidy erlaubten ftehenden Ges 
werbe dagegen darf ihnen unter den allgemeinen gewerbpoligeilichen Beſtimmun⸗ 

gen nicht verſagt werden. 

3 dem Lande dürfen ſolche Zuben nur dann ihren Wohnſitz nehmen, wenn fie 

entweder einen Bauerhof erwerben ober pachten und benfelben felbft bewirth⸗ 
ſchaften, oder wenn fie fi bei ländlichen Grundbefigern als Dienftboten, ober - 
zum Betriebe einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen Sewerbes, z. B. als 
Brenner oder Brauer, vermiethen. Das Schank⸗Gewerbe auf dem Lande iſt 
ihnen ganz unterfagt. 

.e) Die : Annahme heiflicher Lehrlinge, Gefellen und Dienftboten iſt ihnen nicht ge⸗ 


ſtatt 

ſ) Sartebnegefihäfte dürfen dieſe Juden nur gegen gerichtlich aufgenommene Schule 
urtunden, bei Strafe ber Ungültigkeit, abichließen. 

g) Schuldanfprüche derfelben für verkaufte beraufchende Getränke haben feine recht⸗ 
liche Gültigkeit. 

8. 26. Zu ihrer Verheirathung bebürfen dieſe Juden eines Trauſchtine, der ihnen 
von Seiten des Landraths ſtempel⸗ und koſtenfrei ertheilt werden ji: Sobalb fie ſich 
wegen Erreichung bed Alters von 24 Jahren oder wegen ber vom Oberpräflbenten ers 
haltenen Diöpenfation legitimirens wenn die Braut eine Ausländerin tft, das derfeiben 
eigenthümliche Vermögen von 500 Rthlr. befcheinigen und die Fähigkeit und. Mittel 
nachweifen, durch den Betrieb eines gefeslich erlaubten Gewerbes oder durch binreichens 
bes eigenthümliches Vermögen den Unterhalt einer Familie zu fihern. Die Borftsher 
ber Korporationen find verpflichtet, darauf zu halten, daß biefen Vorſchriften genügt 
w 

$. 27. In Beziehung auf alle im Obigen nicht herährte Geſchäfte und ie 
werben auch die nicht naturalifirten Juden nach benfelben Brundfägen, wie bie chri 
lichen Einwohner — und alle wegen dieſes Gegenſtandes exgangent frichere Ber: 

orbnungen hiermit aufgehoben. 
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„428 Die gedulbeten Suben-Einnen Raturalifationd«Patente erhalten, febalb ſie die 
8. 1Tund ie [hriebene Aualifitation nachweiſen. 
$.29. Inftzuftion, Nähere Anweifungen zu dem Werfahren ber Regierungen und 
Polizeibehörden bei Ausführung ber vorftehenben Anorbnungen bleiben einer befondern 
Sefenkien vorbehalten. 
5.80. ‚Beembe: Juden. Auständifäen Juden iſt ber ‚Eintritt in das Lanb = 
—ã* um Betriebe erlaubter Handelsgeſchaͤſte geſtattet. Das Verfahren 
‚bie ertheilten ober noch zu ertheilenden polizeilichen Berfhriften 
ie en Borfchriften — Unfere Wehhrten und fämmtlihe Unterthanen fo 
mo —* ein allgemeines Geſet ober ſonſt ein Anderes beſtimmt worden, fd) ges 
en ju 
’ Gegeben Berlin, den 1. uni gesa. 
Briebrid Wilhelm. 
Beh. v. Altenftein. u © —R Gr. v. Lottum. Gr. v. Bernstorft, 
Mmaaffen, —SE renn dv. Kamp — Arcillon, 
dar den Eicen uga im. 2 Jöchften Auftrage. 
sieben. 
(6. ©. 1888. ©. “) 0: 
' 9) Saft. detß Dberpräftbenten bee Provinz Pofen (Flottwell) v. 14. Jan. 
1834 zus Bolziebung der, vorfichenben I. v. 1. re 
Gemäßpeit —F Auerhoe im $. 29. des G. v. 1. Juni 1833 tenen Bote 
— te Fa 3 Ve —E bei ang gn biefer Aerh. 8., 
mit folgender, Safe. — 


— her, —R Nhhoratlenen.) 


d jeinden (R: tie be 
äh on Daten Belgien — * Sa ten im 


— ee zu sgten hat, weiße Bisher au Synagoge Dezeinigt waren 


- Artitel 2 


Bu slim Ende find bie —— ai 
niffe:der, zu ben refpektiven. Synagogen —X ine und —— 
— unter Angabe ihres Wohnerte, und ber zu jeder Yamilie gel been Glieder, 


GeHält 1b Dienftboten, 1. — Bu bi x ein Schema 
else m BEE uch ah a TE dena hi 





her find nicht — — Bolltandigkeit und Richtigkeit dieſer 
PH ven ——ã— u machen, fonbern tönnen aud) buch ingör 
Strafen gestoungen werden, biefelben innerhalb einer, Seitens ber K. Reg. zu beſtim⸗ 
ensueiäen. j Artitel ⸗ 
ß ztiteld 


(Stimmberehtigte Gemeindeglieder.) 
achten bie inbiofbuelle und geographifhe Abgränzung ber jübifchen Gemeinde 
Bezirke in dieſer Seiſe feftgeftellt fen wird, find die namentlichen Liſten ber ffimmbes 
nig ten Mitglieder ($. 4 d. Gef.) zu entwerfen und bie Wahlen ber Mepräfens 
tanten unb he Em eunate Beamten nebft beren Stellvertre⸗ 
tern mögliätt gleichtitig in allen Korporationen abzuhalten, 
u Urtitel 6. 
(EEE Wahl det Reyraſentanten und’ BermaltungssfBramten. — Dauer berfelben. 
— bie Zeit der er hen Mahı 5 been Dauer auf drei Jahr fefigefelt wich, find m 
‚Sleichförmigteit wegen zu ermählen 
a) Repräfentanten: in Rorporationen bis 300 Seelen hoͤchſtens Sech s; bis 
„1000 Seelen, höchftens Reun: bis 3000 Seelen, hoͤchſtens Achtzehn und in noch 
— icheren, Gemeinden Hödftens Drefßi 
emeinbes-Berwaltungs:Beamten: * Korporationen bis 1000 Seelen, 
N Vorkteher und zwei. Beiftändes in Korporationen über 1000 Geelen, 
Pe und Bier Beinä inde bi der 4 
itig mit ber oben angegebenen Repräfentanten find Zwei 
oracle —5 en — —*— \ 
en. Worfteher tig Ein Gtellvertreter, ber ihn in Abweſen⸗ 
jetefällen erjegt und dee Beiftänbe bie Hälfte derfelben ae 
dertreter zu a 
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ten Juden. Diejenigen jüdiſchen Einwohner Unſerer Provinz Poſen, welche ſich zu 
Erlangung der, der gedachten naturaliſirten Klaſſe verliehenen Rechte noch nicht eignen; 
follen von der Werwaltungsbehörbe jeber Korporation forgfältig und zwar familien 
weife, nach einem von dem DOberpräfidenten zu beftimmenden Schema. vergeichriet mer 
den. Die Verzeichniffe werden dem Landrathe bes Kreiſes jur Pruͤfung vorgelegt, don 
demfelben demnächft beicheinigt und bei der Orts: Poligeibehörde aufbewahrt. Alle Jahr 
erfolgt eine Revifion und Beicheinigung biefer Verzeichniſſe. = 

$. 22. Auf den Grund derfelben wird von ber Orts⸗Polizeibehörde jedem Familien⸗ 
vater ein mit dee Nummer des Verzeichniſſes verfehenes Zertifikat ertheilt. Diefes Toll 
die Namen der fämmtlichen Ditglieder der Familie enthalten, und nach der jährlichen 
Revifion mit einem Viſa verfehen oder berichtigt werben. 

5.23. Solche Zertifitate follen nur denjenigen Familienvätern und einzelnen volljaͤh⸗ 
rigen und feltftfländigen Juden ertheilt werben, welche den Nachweis Abren Eönnen, 
daß fie fich feit bem 1. Juni 1815 befländig in ber Provinz befunden haben, ober daß 
ihnen der Aufenthalt in derfelben fpäterhin ausdrücklich geflattet worden. . 

$. 24. Die durch folche Zertifilate nicht legitimirten Juden werben ald Fremde bes 
trachtet, und nad, ihrer Heimath zurüdgewielen ; die Rückkehr aber foH ihnen bei einer 
Strafe von 50 Kthlr. ober verhältnigmäßiger @efängnißftrafe unterjagt werben. Den- 
jenigen Juden, welche fich feit dem 1. Juni 1815 ohne ausbrädiidhe Erlaubnig in der 
Provinz angefiebeit und einen Wohnſitz im rechtlichen Sinne darin gewonnen haben, 
und in ihre Heimath nicht zurüdkgewiefen werben können, foll der Oberpräfident bie Auf⸗ 
nahme und das Bertifitat zu bewilligen befugt fein. 

8.25. Alle noch nicht naturalifirten, jedoch ferner zu dulbenben und mit Zertififaten 
zu verfehenden Juden find außer den $. 20 ausgebrüdten Beſchränkungen, welchen aud) 
die naturalifirten unterliegen, noch folgenden unterworfen: oo. 


a) Bor zurüdgelegtem vierundgwanzigften Jahre ift den nicht naturalifirten Juden 
die Schließung einer Ehe, wenn nicht ber Oberpräfident in dringenden Fällen 
dazu befondere Erlaubniß ertheilt hat, nicht zu geflattn. - — 

b) Sie follen ihren Wohnſitz in der Regel und mit Ausnahme ber weittr unten uns 
ter d. angegebenen Bee nur in &tädten nehmen, ohne jebod) auf. bie geitheris 

en Sudenreviere beichräntt zn fein. Zu Gewinnung des ſtädtiſchen Buͤrgerrechts 
ind fie aber nicht fähig. 0 

e. &ie find von dem Kandel mit kaufmaͤnniſchen Rechten. ausgefchlofiens das 
Schankgewerbe darf ihnen nur auf den Grund eines beſondern Gutachtens ber 
DOrtssPolizeibebörbe Hinfichts ihrer perfönlihen Dualifitation von der Regie⸗ 
zung geftattet werben. Der Einkauf und Verlauf im Umherziehen ift ihnın uns 
bedingt unterfagt. Der Betrieb aller anderen an fidy erlaubten ſtehenden Ge 
werbe dagegen darf ihnen unter den allgemeinen gemwerbpolizeilichen Beſtimmun⸗ 
gen nicht verfagt werben. 

d) Auf dem Lande dürfen folche Zuben nur dann ihren Wohnſitz nehmen, menn fie 

entweder einen Bauerhof erwerben oder pachten und denfelben felbft bewirth⸗ 
fhaften, oder wenn fie ſich bei Ländlichen Grundbefisern als Dienflboten, ober 
zum Betriebe einzelner Zweige des landwirthſchaftlichen Sewerbes, z. B. als 
Brenner oder Brauer, vermietben. Das Schank⸗Gewerbe auf dem Lande ift 
ihnen ganz unterfagt. 

e) FR Annahme chriſtiicher Lehrlinge, Gefellen und Dienftboten ift ihnen nicht ges 

attet. 

f) Darlehnsgeſchaͤfte Dürfen dieſe Juden nur gegen gerihtlich aufgenommene Schulb⸗ 
urtunden, bei Strafe ber Ungültigkelt, abichließen. 

g) Schuldanſprüche derfelben für verkaufte beraufchende Getränke haben Feine recht⸗ 
lihe Gültigkeit. oo. 

$. 26. Zu ihrer Verheirathung bebürfen diefe Zuben eines Zraufcheins, dee ihnen 
von Seiten des Landraths ftempels und Foftenfrei ertheilt werden ſoll, fobalb fie ſich 
wegen Erreichung des Alterd von 24 Jahren oder wegen der vom Oberpräflbenten ers 
haltenen Diöpenfation legitimiren; wenn die Braut eine Ausländerin ift, das derfelben 
eigenthümliche Vermögen von 500 Rthlr. befcheinigen und die Fähigkeit und Mittel 
nachweifen, durch den Betrieb eines gefeglich erlaubten Gewerbes oder durch hinreichen⸗ 
bes eigenthlimliches Vermögen den Unterhalt einer Bamilie zu fihern. Die Vorſteher 
ber Rorporationen find verpflichtet, darauf zu halten, daß biefen Vorſchriften genügt 
werbe. 

8. 27. In Beziehung auf alle im Obigen nicht berübrte Geſchäfte und —— 
werden auch die nicht naturaliſirten Juden nach denſelben Grundſaͤtzen, wie die chri 
lichen Einwohner behandelt, und alle wegen dieſes Gegenſtandes ergangene frühere Ber⸗ 

orbnungen hiermit aufgehoben. ' en 
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8:28. Die gebulbeten Juden konnen Naturaliſations⸗Patente erhalten, fobalb fie die 
68. 17'unb 18 vorgefchriebene Qualifitation nachweifen. 

8.29. Inſtruktion. Nähere Anweilungen zu bem Verfahren ber Regierungen .und 
Polizeibehörden bei Ausführung ber vorftehenden Anorbnungen bleiben einer befonbern 
Inſtruktion vorbehalten. BL ’ 

8. 80. Fremde Juden. Ausländifhen Juden ift ber ‚Eintritt in das Land zur 
Durchreife ober zum Betriebe erlaubter Hanbelsgefchäfte geftattet. Das Verfahren ge 
gen diefelben beflkumen bie ertheilten ober noch u ertheilenben polizeilichen Borfchriften. 
Nach obigen Borfihtiften haben Unfere Behörden und fammtliche Unterthanen fo 
lange, bis dutch ein allgemeines Geſet ober fonft ein Anderes beftimmt worben, ſich ges 
horſamſt zu achten. 

Gegeben Berlin, den 1. Juni 1833, 
et . S. Friedrich Wilhelm. 
Irh. v. Alten ſtein. v. Schuckmann. Gr. v. Lottum. Gr. v. Bernstorff. 
Maaſſen. Ich v. Brenn. v. Kampt. Muͤhler. Aneillon, 
: 2. Für den Kriegeminiſter im Allerhöchſten Auftrage. 


(G. S. 1888. BG. 66.) a “ 


.2) Softe. deb. Oberpräffbenten ber Provinz Pofen zlottwel v. 14. Jan. 
1834 zus. Vollzichung der vorſtehenden V. v. 1. Juni 1833. 


In Gemaßheit der Allerhoͤchſten, im $. 29. des G. v. 1. Juni 1833 enthaltenen Bor⸗ 
ſchrift; werden die K. Reg. wegen des Verfahrens, bei Ausführung dieſer Allerh. V., 
mit folgender Inſtr. verſehen. | 
N ., Uetilel di. 


44 i 
J FR, Giſldung der juͤdiſchen Korporationen.). 
- „Zunächkt find big jũubiſchen Religionsgemeinden (K ti u organificen, been 
uoten Me —R —2 nd. —— Befltungen nat, jüdifchen 
Einwohnern berfelben zu richten hat, welche bisher zu einer Synagoge vereinigt waren 
Dee FTTT 7 EV | 


Zu biefem Ende find bie Synagogenvorfteher aufzuforbern, bie namentlichen Werzeiche 
niffe der, zu ben reſpektiven Synagogen gehörigen felbftitänbigen und großjährigen 
Söraeliten, unter Angabe ihres Wohnorts, und ber zu jeder Familie gehörigen Glieder, 
Gehulfen und Dienftboten, anzufertigen. — Zu dieſen Verzeichniffen ift ein Schema zu 
entwerfen und in ber exforderlihen Anzahl abzubruden, 

— A.rtikel 3. 

Die Synagogenvorſteher find nicht allein für die Vollſtaͤndigkeit und Richtigkeit dieſer 
Verzeichniffe perfönlich verantwortlich au machen, fondern können aud) durch Ordnungs⸗ 
Strafen gezwungen werben,. biefelben innerhalb einer, Geitens ber K. Reg. zu befkims 
menben Friſt, einzureichen. . el 

.” ve + 


Art 
(Stimmberechtigte Semeinbeglieber.) 
Nachdem die indivibuelle und ‚geostaphiiche Abgränzung ber jübifchen Gemeindes 
Bezirke in dieſer Weiſe feftgeftellt fein wird, find die namentiichen Liſten ber fiimmbes 
erätigten Mitglieder ($. 4 d. Gef.) zu entwerfen und bie Wahlen der Repräſen⸗ 
tanten und Gemeinde: Berwaltungs-Beamten nebft beren Stellvertres 
tern moͤglichſt gleichzeitig in allen Korporationen abzuhalten. 
\ ne Artikel 8. 

Erſte Wahl der Repräſentanten und Verwaltungs⸗Beamten. — Dauer derſelben.) 
. Bür die Zeit der erſten Wahl, deren Dauer auf brei Jahr fefigeftellt wird, find der 
Gleichfoͤrmigkeit wegen zu ermählen: 
a) Repräfentanten: in Korporationen bis 300 Geelen höchſtens Sechs; bis 
1000 Seelen, höchſtens Neun: bis 3000 Seelen, hoͤchſtens Achtzehn und in noch 
.. .. jühleeiheren Gemeinden hoͤchſtens Dreißig. 
 5,8emeindesVerwaltungs: Beamten: in Korporationen bis 1000 Geelen, 
- Ein. Vorfteher und zwei. Beiftändesz in Korporationen über 1000 Seelen, 
Ein Vorfteher und Bier Beiftände 
Gleichzeitig mit ber oben angegebenen Zahl dee Repräfentanten find Zwei 
Drittheile berfelben ass Stellvertreter zu len. 
Fur jeden Borſteh er iſt er: Ein Stellvertreter, der ihn in Abweſen⸗ 
heitafällen erfegt und mit ber Baht der Beiftände bie Hälfte derfelben als Stelle 
vertreter zu erwaͤhlen. 


[4 
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Die definitiveh Beſtimmungen über die Zahl ber Nepräfentanten ber Verwaltungs⸗ 
Beamten und über die Dauer ihrer Verwaltung von ber Zeit der weiten isn 
ab wird Tas Statut jeher Koxporation enthalden :48, 6 bed Geſ.). 

Artilelie. _ | Ä 
Auffihts » Behörden. on 

Nach der Borfchrift im. 8 des ©. ſteht die Verwaltung bes Atentelitifdyen Senrirtbe: 
Angelegenheiten ‚unter der unmittelbaren Aufficht der K. Mepterimgen:oder iur Koms 
miffarien, biefelben find Laber befugt, Towohl zur Abhaltung'der - Wahlen (5. 15 des G) 
als auch zur Ausuͤbung des, ihnen durchbas —— Aufſichrsrochte Fich Der 
Drgane der KreidsLaribräthe, Ober: Bürgermeifter und Buͤrgermeiſtet und der Begivlss 
Woyts zu bedienen. Krtiel? 

r € ”.. 


(Wahl:Zorm der Repräfentanten.) 

Bur Wahl der Repräfentanten werben die Stimmberechtigten durch bie Wahll⸗ 
Kommiſſarien vermittelft einer Kurrende auf einen gewillen Tag vorgelaben. 

Sobald zwei Dritihelle der Stemmberethtigten im Mahlterstine verfammelt find, 
kann eine gültige Wahl abgehalten werben. 

In größeren Gemeinden, in denen ſich über 300 Stimmberechtigte worfinden, bleibt es 
der Behörde überlaflen, die Gemeinde in mehrere Wa — zu theilen, und fuͤr jeden 
derſelben, moͤglichſt an demſelben Tage, die Wahl h und das Wahl «Protokoll 
eo men zu laffen. Demnaͤchſt find.bie Etimmen dir gurgen'Bentinde zuſammen zu 

ablen. En 
 fotute timmenmehrheit der Wahl Verſammlung entſcheidet Aber-die Vahl. 

Nur die Stimmberechtigten find wählfäbig. En Eu 

Die Wahl: Kommiffarien ernennen ‚zwei bis ſechs angeſehene und als reblich bekannte 
Söraeliten zu Wahlzeugen, welche das Protdfoll mit unterzeichnen. 

Der Wahltermin ift 14 Wade zuvor in den Synagogen bekannt zu machen. Auch 
find bie Liften ber Gemeindeglitder und der Stimmberechtigten ‚während eben derſteben 
Zeitfrift im gewöhnlichen Ieraelitifchen Gemeindeloktile ober in ber Symagoge zu! Jeder⸗ 
manns Einſicht offen-zu legen. a Be | 

Reklamationen gegen einzelne Anfäge in denfelben find die Wahl⸗Kommiſſarien er⸗ 
mächtigt auf der Stelle zu entjcheiden, olme:daß dergleichen Reklamationen jeboch bie 
Vollziehung der Wahl verzögern können, a 7 

Die Wahl⸗Protokolle, ‚denen die vollzogenen Kurrinden veizufuͤgen ſind, "untetitegen 
der Beſtätigung der K. Reg. on | 

Artitel s. 


(WahlsKorm'der Verwaltungs: Beamten.) 

Die GemeindesVerwaltungss-Beamten und deren Stellvertreter werben von 
* Repräfensanten in berfelben Weiſe erwaͤhlt (Art. 7.), iſobald die Lotztern verpflichtet 
ein werden. 

Die K. Regierungen ertheilen Vorſchriften für die Abhaltung "dee Wahlen wer Ne 
präfentanten und Verwaltungs-Beamten, wobei dasjenige analogiſch zum Grundera 
legen iſt, was die revidirte Staͤdte-Ordnung wegen der Wahlen der Stadtverordneten 
und der ſtaͤdtiſchen DermaltungesiBetmten: verfi 

etitel 9. _ 

(Amtliche Einfehung ber Repräfentanten und Verwaltungs Meamin,) -. 

Die amtliche Cinfegung der Repräfentanten, Verwaltungs⸗ Beamten und teile 
treter geſchieht durch biefelben Kommiffarien. u 

Die Verpflichtung erfolgt nicht im Wege ber foͤrmlichen Vereirung (63.160des Ge) 
fondern in der Art, daß die Erwöhlten durch Handſchlag an Eides ftätt geloben, daß, 
nachdem fie durd) die iöraelitifche Genteinde N. N. zum Öemeinde:Repräfentanten-y.f. w. 
erwähle worden ſeien, fie alle ihre, in dieſer Eigenſchaft vermöge der Allerh. B.v. 
1. Juni 1838 und der zur Bollziehung derſelben erlaffenen ober noch zu erlaſſenben In⸗ 
ſtruktionen, obliegenden Pflichten gewiſſenhaft und getteuerfuͤllen und. fi davon dirch 
nichts abhalten laſſen wollen, , et 

‚Die gefchehene Ableiſtung biefes Beldbniſſes tft in dem Inſtallations⸗Protokolle wort⸗ 

ich, wie hier angegeben zu vermerken. Die Wahl⸗und Infſtruttions? Protototte ſind 
dreifach anzufertigen, wovon ein Exemplar in ber Gemeinde: Regifträftr, dae zweite 
bei der Otts⸗Polizei⸗Behoͤrde und das dritte bei der K. Reg. aufzubhhähren:ift. 


J Artitel 40. 
(Amtliche Sinführung dee Verwaltungs Beamten.) Er 
ie ef —— *— * ver den eine ——— Beamten hat bder 
ahl⸗Kommiſſarius perſoͤnlich zu leiten, um die mit dem zu brobachtenden 
ſcaftoeVerfabren bekannt zu machen. van ag 


Btortörahth Vabaue. 5. 3. inibenisiun Panningen. 
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ders zu bezeichnen und bie legten haben ſich mit ben 
bindung zu erhalten, bamit bie —— Unterftüsung an Schulgeld, Belleibung 
und an anderem Schulbedarf merge.. BR. Hüllen, w Gatefem Bes 
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Behoͤrde davon Anzeige zu machen, welche alebann beredtigt tft, mit allen polizeilichen 
Smangsmaßregeln gegen bie Vorſteher, refp. gegen bie Eltern einzufchreiten. * 
Die K. Regierungen werden eine Reviſion des israelitiſchen Schulweſens in allen 
Theilen vornehmen, und die Vollziehung der obigen Vorſchriften von Zeit zu Zeit durch 
die Kreis⸗Landräthe, Schul⸗Inſpektoren und die auf amtlichen Bereiſungen befindlichen 
Departements⸗Raͤthe kontrolliren laſſen. 


Artikel 18. 

(Entlaſſung aus dem oͤffentlichen Unterrichte unter der Bedingung der Wahl eines 

eriaubten Erwerbzweiges.) u 

Bei den Schulen ift ein gleichmäßiger periodifcher, am beften halbjähriger, Prüfungs: 
Termin, zur eventuellen Entlaffung der während bes jebesmaligen Zeitabſchnittes, in 
dad normalmäßige Alter — das zuruͤckgelegte 14. Jahr ($. 9 des ©.) — gefvetenen 
Schulkinder, feftzufegen, und mit vorbehaltener Befugniß der Oris-Schulbehörbe, nach 
ihrem billigen Ermeffen bei motivirenden befonbern Umftänben ‚und vorauszufchender 
wirklicher Reife des betr. Schulfindes, die Zulaffung zur Prüfung auch für ſolche Kin: 
der, welche das viergehnjährige Alter in bem naͤchſtfolgenden Beitabfehnitte erreichen, auf 
Anſuchen ihrer Eltern nacyzugeben. “ 
« "Die Prüfung wird vor dem Schul⸗Inſpektor des Kreifes, oder, nach Erforderniß ber 
gofalität, von einem, von ber: Reg. anderweitig aus den Geiftlichen bes Orts ober bir 
Rachbarſchaft zu beſtimmenden Gommiffarius abgehalten, befien pflichtmäßiges Befin⸗ 
den hiernaͤchſt darüber entfcheidet, welchen Kindern, als genügenb unterrichtet, die Ent⸗ 
Laffung zu bewilligen, ober bei welchen eine noch fernere Kortfeßung des Schulmterrichts, 
— Erfüllung der obigen Geſetzesvorſchriften, für nothwendig zu er⸗ 
achten iſt. 

Die letztern, bei eigentlich reifem Alter noch ungenuͤgend unterrichtet befundenen Kin⸗ 
der, ſind bis zum Nachweiſe ihrer beſſeren Befaͤhigung in einem anderweiten Prüfungs⸗ 
termine water jederzeit geſchaͤrfte Aufmerkſamkeit bed Lehrers für ihren Unterricht, und 
*. Ortes Schul⸗Behoͤrde über ihre regelmaͤßige Anhaltung zum BSchuibefuche, : zu 
Kelen: -:: ' 0... . . 0 
Die im jedesmaligen Prüfungstermine als geeignet zur Entlaffung befunbenen Kinber 
werden. bem Ortsvorſtande, Behufs der Keftitellung ibrer bürgerlichen. weitern Beſtim⸗ 
mung und zwar eventuellen Ertbeilung eines Zeugniſſes über ihre orbnuugsmäßige 
Entlaffung aus dem Schulunterrichte, überwiefen. “ 57 

Sie werden jedoch nicht eher aus den Liſten der ſchulpflichtigen Kinder geſtrichen und 
find mithin nicht eher von den Beſtimmungen des Art. 14 befreit, als bis die Schul⸗ 
Abgangs-Beugniffe ertheift worden find. Die Bere haben zu biefem Ende die betr. 
Individuen und deren Eitern und Vormünder vor ſich kommen iu lafien und gemein: 
ſchaftlich mit ihnen feftzuftellen, welchen erlaubten Broberwerb die erſtern nunmehr zu 
ergreifen haben. . * Here 0. 

0 rtite . 


P (Strafen des unerlaubten Erwerbes). 2 

Werben in Zukunft junge Israeliten betroffen, welche ein unerlaubtes Gewerbe trei⸗ 
ben, betteln ober fich über gar fein Gewerbe ausweifen Tonnen, fo hat bie Poligeibehörbe 
die betr. israelitifchen Gemeindevorfteher dieferhalb zur Berantwortung zu ziehen und 
biefelben eintretenden Falles wegen Nichtbefolgung ber ihnen gefeßlich obliegenden Pflichs 
ten in Orbnungsitrafen zu nebmen, und wenn es die Umjtände geftatten, zur nadhträgs 
lichen Erfüllung ihrer Pflichten anzubalten. 

Außerdem tft gegen das betr. Individuum, mo es nöthig tft, nach ben, wegen bes 
Bagabundirens, Bettelns u. f. w. beitehenden gefeglichen Vorſchriften zu verfahren. 

Sollten bie iöraelitifhen Gemeindevorfteher der Hülfe ber Kreisbehödrden bedürfen, 
um die Gemeindeglieder anzuhalten, ihre Kinder einem erlaubten unb nüglichen Brod⸗ 
erwerbe zu wibmen — wozu insbefondere auch ber Eintritt in den Dienft bei chriſtlichen 
und ſolchen jüdifchen Kamilien gehört, welche nicht vom berumzichenden Handel leben, 
fo find bie Kreisbehärden verpflichtet, die betr. Eltern deshalb zur Verantwortung zu 
zieben, fie auch nöthigenfalls durch eine angemeſſene Poligeiftrafe, welche jedoch eine 
vierzebntägige Einſperrung ober verhältnigmäßige Geldftrafe nicht Überfchreiten darf, 
zur Erfüllung des Geſetzes anzubalten, und wenn eine ſolche Strafe nicht fruchten follte, 
die Kinder auf eine, der Abfiht des Geſetzes entfprechende Weile, unterzubringen. Die 
zu verhängenden Polizeiftrafen find jedesmal durch ein fchriftliches Refolut unter Vor⸗ 

ehalt des Rekurſes an die Reg. feftzufegen. 


' (Militairpflichtigkeit. — Rekrutenftuer.) - —. 
Den bazu moraliſch und koͤrperlich gesigneten Sunen üt geſtattet, innerhalb ihres 
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mititatepflichtigen Alters freiwillig in den Militairdienſt zu treten, wogegen Ihre Eltern 
von der Grlegung des Rekrutengeldes befreit bleiben ($. 14 des @ 
So länge nur: einzelne dazu geignete Individuen ſich der Beitheoerpfllätung unters 
werfen, "Tann der Erlaß ber Rekrutenfteuer ſich dem G. gemäß nur auf deren Familien 
erſtrecken, unb es ift in ſolchem alle den Vorſtehern der betr. GSemeinde zu eröffnen, 
daß diefe Bamilien, von dem erften Tage desjenigen Monats an gerechnet, in welchem 
bie wirkliche Ablöfung ber Militairperpflichtung Seltene bes betr. Samilienmitgliebes 

eintritt, die Rekrutenfteuer für daffelbe nicht mehr entrichten bürfen. 
Bei Bertheilung, Erhebung, Erlaß und Verrechnung ber Rekrutenfteuer find Übrigens 
bie diedfätligen ſpeziellen Inftrultionen bes K. Binanz-Minifterii v. 0. Juni 1828 und 
r Sur 1 ‘zur Richtſchnur gu nehmen. 


- Xrtikel 18 
" Raburalifatlond« Patente. — ZuldungsZertifitate. — Awuanmeiſende 


Ieraeliten· 

Kodtem die jübifchen Korporationen, deren. Hrpehfentanten unb Berwaltungäbeamte 
nad eh non Vorſchriften konſtituirt fein werben, haben bie 8. Regierungen bie 

erzeichniffe 

a) ber zu naturalifirenden, u 

b) ber zu duldenden, und. 

e) der in ihre Geimaih zurückzuweiſenden Jaraeliten, 
entwerfen und bie diesfaͤlligen weitern Beſtimmungen ber $$. 16. 19. un, ‚i:2 
bes G. vollziehen zu laffen. 

(Ad a.) Die zu naturalifirenden Zöraeliten find den Vedingungen ber iRK. 17 
und 18 unterworſen. 

unter namhaften ſtehenden Gewerben werden Fabrikation, Kunſt, 
Handwerk und Handel von feſten Verkaufsplätzen aus (jedoch mit Ausfhluß 
bes Troͤdelhandels) verflanden. Es wird dafür angenommen, baß ein foldhes Gewerbe 
mit einiger Auszeichnung betrieben werde, wenn es ben Hausſtand des Methelligten 
feloftftänkig erhält und ihn. in den Stand feßt, bie Staats» und Kommunallaften ohne 
Nachlaß und Rüditand abzutragen. 

Die NaturalifationssPatente find nad) dem Inhalte bes $. 19 bes Geſetes zu ent⸗ 
werfen. 

(Ad b.) Das Schema zu den Verzeichni en — jübifchen —— , — 

egenwärtig noch nicht natuͤraliſirt werben. ? #1) iſt ber gegenwaͤrtigen 
N A.). beigerat, Die K. Regierungen haben —88 zu wachen, daß die d fälligen 
Beitimmungen bes &. (66. 21—23) wegen ber Anfertigung, Aufbewahrun —* jahr» 
lichen Reviſion diefer Verzeichniffe, fo wie wegen ber Ausfertigung der — 
betreffenden Familien, vollzogen werden. 

(Ad c.). Den, nad) ihrer Heimath zurädzuwelfenden Juden iſt, wenn fie ſich ein 
volles Jahr und Länger in der Provinz aufgehalten und ehrlich ernährt haben, eine 
Friſt von drei Monaten zu geftatten, entweber um freiwillig auszuwändern, 
oder um das Zertifitat der Dutuns nachträglich beizubringen, zu beflen Ausfertigung 
der Oberpräfident durch base G N 24.) ermädhtiget worden iſt. Rad Ablauf —* 
Friſt werben fie eventuell vermittelft Transports uͤber bie Graͤnze gebracht. 

Erforderlichen Falls müffen ſie von ben bürgerlihen Gemeinden ihres bieherigen 
Aufenthaltsorts mit nothduͤrftigem Reiſegeld verſehen werben. 


Artikel 10. 
(Perſonenſtandes⸗Regiſter.) 

Berſchiedene Beſtimmungen des G. machen es nothig, daß von jegt an mit vorzug⸗ 
licher Sorgfalt auf die Führung der Regiſter, der Geburten, Trauungen, Scheſdungen 
ht tale der Seraeliten,. nad den dieſerhalb beſtehenden (pexiellen Borfiriften, 

ebaften werde 
⸗ Die Führung derſelben bleibt wie bisher den reſp. Ober⸗Burgermeiſtern, Buͤrgermei⸗ 
ſtern und Bezirks⸗Woyts in ihren Verwaltungsſorengeln anvertraut. 

Die Regifter find nach den beifolgenden vier Formularen (B., C., D., E.), jedes, in 
zweifacher Ausfertigung, zu führen. 

Die oben genannten Behörden haben bie Megifter für jebes Jahr neu anzulegen: unb 
vor dem Zahresfchluffe zu bewirken, daß die Regifter für das kommende Jahr ber Kreide 
Behörde vorgelegt werben, um biefelben zu paginiren und zu paragraphiren. 
ae —æ der Resiſter werden im Jan, zur Revifion an den vorgeſetten Kreis⸗ 

rat 

Fuͤr die — dieſer Re eier und für die aus denſelben etwa zu ert eilenden Kuss 
jüge find A, DbersBürgermeifter, Bürgermeifter und Woyts hefank rue Kugakingen 
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unvermoͤgens ausgenommen, eine Schreibegebuͤhr von 8 Silbergroſchen für jede Ein, 
tragung zu erheben. 

Beſchneidungen und Beerdigungen duͤrfen die Vorſteher und Rabbiner, bei Strafe von 
5 Rthir. für jeden Kontraventionsfall, nicht eher vornehmen ober geſtatten, als bis bie 
unentgeltlich zu ertheilende Befcheinigung der geſchehenen Eintragung in bie Perfonen: 
ftandesregifter ihnen vorgelegt fein wirb. 
- Keine Kintragung .in das Regifter der Trauungen darf eher geſchehen, als bis ber 
Zraufchein des Kreis:-Bandraths :yorgelegt fein wird ($. 26. des G.). 

Da die Perſonenſtandes⸗Regiſter die Stelle der Kirchenbücher ber andern Konfeſſio⸗ 
nen vertreten und die nämliche geſetzliche Kraft Haben, als dieſe, fo wird night allein die 
Kontrolle über die Kühruna derfelben zu fchärfen, ſondern auch dieſer Zeitpunkt zu bes 
nugen fein, um die dieferhalb beftehenden fpezielern Vorfchriften zu fammeln, zu revis 
diren und in.ein Reglement zu vereininen, worin aud) dasjenige feflgefegt werbe, was 
jene Beamte bei Ausfuͤllung ‚der verſchiedenen Regifter über die Geburten, Heirathen, 
Scheidungen und Sterbefale ji beobachten und auf welche Weife fie fi) von der Wahr: 
heit der ihnen von den Hauswätern deshalb gemachten Angaben zu überzeugen haben. 
Artikel 20. 

(Publikationen diefer Inftruftion.) BE 

Die allerh. V. v. 1. Zuni 1833 und die dazu gehörige gegenwärtige Inſtruktion has 
ben die K. Reg. in beiden Sprachen in ihren Amtshlättern und außerdem in fo vielen 
Gremplaren abdrucken zu laſſen, daß alle betneffenden Behörden, Vorfteher und ifraglis 
tiſche Gemeinden damit vollitändig verfehen werden Tönnen. u \ 
Poſen, den 14. Jan. 1834. Der Oberpräſident der Provinz Poſen. 

(Poſener u. Bromberger Amtsbl. 1834.) Flottwell. 


Syſtematiſche Zuſammenſtellung der V. ». 1. Juns 4843 
und der Inſtr. v. 14. San. 1834 mit deren Ergänzungen mad 
Erläuterungen. 


A. Beginn der Gültigkeit des ©. v. 1. Juni 1833. 


K. D. 0.25. April 1839, über den Eintritt der Unterfcheibung zwiſchen 
naturaliſirten und nicht naturalifirten Juden im Großherzogthum Pofen 
und der davon abhängigen befonderen Nechte und Beſchränkungen. 

Aus einem Berichte der Min. der Juſt. und d. Inn. habe Ich bie unbegrünbete Ans 
ficht erfehen, nad) welcher von einigen Gerichten bei Anwendung det vorläufigen 8. 
ber bad Judenweſen im Großherzogthume Poſen v. 1. Suni 1833 Hinfichtlic; des Zeit⸗ 
‚punktes verfahren wird, mit welchem bie Guͤltigkeit der in den SS. 16 u. folg. enthalte 
nen einzelnen Vorſchriften eingetreten iſt. Zur Befeitigung der für die Betheiligten 
‚hieraus entfiehenden Rachtheile beſtimme Ich daher nach dem Antrage, daß: 
1) diejenigen Vorſchriften der V. v. 1. Juni 1833, melche auf ben darin angeoxbye 
‚ten Wnterfehieb piſchen naturaliſirten und nichtnaturaliſirten Juden keinen 
Beaug haben, mit dem Tage der Yublifation bed G. in Kraft getreten ſind; 
agegen 
2) ſolche Beftimmungen, welche bie befonderen Rechte und Beſchraͤnkungen jener beis 
den Klaffen von Juden feftfagen, für die verfchiedenen Ortſchaften der Provinz 
; Ihre Gültigkeit erft von dem Zeitpunkte ab erlangt haben, welcher, als ber Ter⸗ 
min der in den einzelnen Drten vollenbeten Bekaftung der Korporation ber Yus 
denſchaft, von den Regierungen im Amtöblatte bekannt gemacht worden ift, ſo 
daß bis dahin diejenigen Verhältniffe, auf welche dieſe unterfcheidenden Beſtim⸗ 
mungen fich beziehen, nach den von der 8. v. 1. Zuni 1833 beftanbenen G. zu 
beurtbeilen find. 
:: Das Staatsminifterium hat diefe Deklaration durch die G. ©. zur.dffentlihen Kennt» 
niß zu bringen. (8.2. 1839. ©. 162.) 
B. Die Gemeinde Verwaltung der Juben. 


1) Berhältnig der jüdifhen Gemeinde zum Staate. 

‘a) Berhältniffe vor dem G. v. 1. Juni 1833. - 

aa) R. des Min. ded Inn, (Köhler) v. 7. Mär, 1823,23. Juli 1924 
and 14, Beph. 1827. Be | | Br 
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3 — Min. des Inn, ©. 14. Sept. 1827 an die K. Weg. zu Poſe 
Bretfatyen in Angelegendeiten des nifen Komnnmalweſens. 
Der X. Weg. wird auf den Ber. v_30. v. 
a8 judiſche Kommunalıvefen in Ihrem gernaltungs-Beie 
38 nnen gegeben, daB von den in den diesfeltigen Verf. v. 9 1828 und 
3. Sur 1824. (Anl. a. u. Ih.) entwidelten Grunbfägen, melde — wo das 
DER. in Gefetet kraft befteht, zur Anwendung kommen, nicht abgewichen werden 
‘Tann. Inzwifchen mag bie X. Meg. jede mit Aelteften ober Worftehern nicht verfehene 
Jubenſchaft andalten, dergleichen Serkufgafte-Mevräfentanten zu benennen, mit Wels 
Den die Polizeisübrigkeit in allen vorfommenben Angelsgenpeiten der Öffentlichen Ver⸗ 
waltung Yerhambeln Yann, indem derfelben allerdings ‚nicht zuzumuthen iſt, ſich wegen 
* rn zei bie Subenfehaft in ber Sefanrmtheit betreffen, an jebeß 
N leſondere wenden 
Bwangsmaßtepein eier 68 Juden, weis fh 55 woͤchten, die Bun 


VeX.feg. aber nit amädıt 
Teisft Bleiben muB, ſich mit Gefeüfchafts:Repräfentanten zu J 
en 14.:Gept. 1827. i 
ım bes Innern, "Cette —* tthiet 


"Das unterzeichnete Wein. kann die in ver. R.Rg. Ber. 0:17. ER. ent eiteei — 
Toläge, .welthe dahin abpwedtin, die Bene ee —A c SA 1 
Juden von Amtötegen zu. (eh, nicht. genehmig: 

TAuter den Zuben befteht feine pol he Tandem ei At huche Wersinbung. "8 
— — er. u Hi % 4 —5 — 

—— — LEI. vi. K ei Mn Pi af: DE 

Re. datt Sic) demnach in bie Gemeindeangetegenheiten Der Subetfchaft überntl ruf 
fofern. einguinifpen, und, Ihren, Unterbehörben bie Cinnti en ‚im felbige zu — 
als ige tı in Anfehuing der Iegenheiten exiautöter, Drivatgefellfähaften nad en 
ftimmungen des X. %. R. zuläßig, ober aber unter befondetn Amftänden qus Be 
hen Rüdfichten nothwenbig erfheint. 

"Dies Werfähten. wird: auf: ten am meiften entfpzechen, welches zur Zeit bes 
Hergoathums Warfchau ftattgefunden hat, indem damals bie Wahl der Kelfeften ober 
Vorſteher ber. Zubenfehaften, und bie Beforgung ber Gemeinde:Verwaltung: hiefen: “ 
wählten ‚Boefinben —8 ‚geblieben ift. in den 7. März 1823. 

Miniſterium des Innern. (Gehe Kthekäng. Köhler. . 
An bie Koͤnigl. Regierung zu — 











aus einem ähnlichen Yanbament —X find, vor-blopen — —— Fe 
zuͤge verlangen koͤnnen. Berlin, ben 23. Jui 1824. 

Be Er unem., R Erſte Wihelung· Kö Her. 
An. ©, e 0, let zu pı fen. e 
bb) ®: —E dv. . Aug. 18239, an die: ER nen, 

inbbefondere in Betreff der, —— Beerdi, — 
Bon dem juͤdiſchen Glaubrutee WR, — lange 
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nen Eingabe v. 2. d. M. über @elberpreffungen geklagt, welche fich bie bafige juͤbiſche 
Sterbezunft bei Beerdigung nicht zu ihr gehörig geweſener Mitglieder ber Audenge 
meinbe erlaube, Nun ſtimmt zwar das Minifterium mit dem ber Beſcheidung ber X. 
Reg. v. 11.9. DM. zum Grunde liegenden Prinzip überein, daß die Judenſchaft eines 
Drts eine Privatgefellihaft ift, Über deren Verhältniffe, wenn Streit zwifchen ben 
Mitgliedern und der Gefellfchaft entfteht, der Richter zu entfcheiden hat. Allein biefes 
Prinzip kann nicht fo weit ausgebehnt werben, daß man diefen Geſellſchaften aud 
Mißbräuche geftatten kann, welche bedeutende polizeiliche Nebelftänbe zur Folge haben, 
und das Deivateigenthum ber Einzelnen der Willkühr preis geben können. Zu biefen 
Mißbraͤuchen gehört nun unftreitig die Erhebung übermäßiger Gebühren bei Beerdi⸗ 
gungen, zu beren Erlegung der orthodoxe Jude gezwungen wird, wenn er ſich auf ber 
einen Seite aus Gewiftenhaftigkeit nicht zu entichließen vermag, die Vorſchriften des 
Ritualgeſetzes unbeobachtet zu laſſen, auf der andern Seite aber gleichwohl die Leiche 
fortfchaffen muß, und bis zur Beerdigung richterlihe Entfcheidung nicht einholen Tann. 
In dem Ber. v. 12. Nov. 1817 ift die K. Reg. Selbft von dieſem Grundfage ausge 
gangen, bat die Keftfegung von Weerdigungstarifen für bie Juden für nothmwenbig an; 
gefehen, und ift unterm 2. Dec. ejusd. a. deshalb das Nöthige zu verfügen autorifirt 
worden. 

Hiernady mag denn bie K. Reg. auch im vorliegenden Falle und in allen Tünftigen das 
Noͤthige beftimmen und billige Tarife reguliren, nach welchen vorläufig alle nach dem 
juͤdiſchen Ritualgefege zur. Beerdigung erforderliche Handlungen vorgenommen, und bie 
Leihen innerhalb ber dazu geftatteten Zeit zu Grabe gebracht werben müffen. Dabei 
Tann den Beerbigungszünften, wenn fie etwa wegen des prätendirten Eigenthums an 
bem Begräbnißplage höhere Korberungen für die Grabftelle machen zu Binnen glauben, 
nachgelaffen werben, diefe Forderung nad dem Begräbnif vor dem Richter gel 
tend zu machen, wenn nicht eine gütlie Einigung flatt findet. Allein es kann ihnen 
nicht geftattet werden, vor dem Begräbniß irgend eine nad) dem Ritualgefede noth⸗ 
wendige Hanblung einer ſolchen Forderung wegen zu unterlaffen, oder bafür eine höhere 
als die tarifmäßige Gebühr zu erheben. ' 

Bon dem, was bie K. Reg. hiernach verfügt hat, möge Diefelbe Anzeige erftatten, 
und die Beſchwerde wieder einreichen, ben Beſchwerdeführer aber befcheiben. 

(Ann. XIII, &. 558.) ' 

cc) R. deffelden Min. v. 26. Zebr. 1830 an die K. Reg. zu Pofen. 
innere und dußere Verhältniffe der jüdifchen Kommunen. 

"Da, wie ber K. Reg. auf Ihre Anfrage v. 30. v. M., hinſichts der Beiträge ber 
Zuden zu den SynagogalsKaffen und deren Repartition, erwiebert wird, das A. L. R. 
Thl. 2. Zit. 6. 8. 14. beftimmt, daß die erlaubten Privatgefellfhaften unter fich bie 
innern Rechte der Korporationen haben; fo verfleht es fich von felbft, bag nur das: 
jenige, was im $. 25 u. ff. über die inneren Rechte der Korporationen enthalten if, 
auf jene Gefellfchaften bezogen werben kann, nicht aber basjenige, was barin über äußere 
Berhältniffe der Korporationen, wozu aud) bas Verhältniß zum Staate gehört, vorge 
— iſt. So wenig nun die’K. Reg. Sid, um die Geſellſ.Beitraͤge einer anderen 

tvatgefellichaft, 3. B. einer gefellfchaftlichen Reffource, um deren Nothwendigkeit, 
Berwendung, Berechnung ıc. zu fümmern bat, fo wenig hat Sie von denen Juden⸗ 
fhaften Notiz zu nehmen, vielmehr Lediglich dem, was früher hierüber beftimmt wors 
den nachzugehen. (Ann. XIV, ©. 107.) 


b) Segenwärtige Berhältniffe. 

aa) Vergl. 68. 1. 2. des G. v. 1. Juni 1833, wonach die Juden nur 
in kirchlicher und Schul:Beziehung eine Gemeinde bilden, In jeder anderen 
Beziehung in die Ortögemeinde fallen. 

bb) &, die &. 80 fig. mitgetheilten R. Ä 

cc) Daß demgemäß von einem befondern jüdifchen Armenwefen nicht die 
Rede fein könne, darüber vergl. oben ©. 194, insbefondere das R. v. 
11. Suli 1838. (Ann. XXI. &. 793.) 

2) Berhältniß des Einzelnen zur jüdiſchen Gemeinde 
Vergl. hierüber die 68. 3. 4. des G. umd die Art. 1.2. 4. der Inſtruk. 

3) Wahl der Repräfentanten und der Verwaltungs⸗Be—⸗— 
amten der jüdifhen Gemeinde. 

e) Basgl. $. 5.;deb G. und Art. 9. 8. der Inſir. 
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b) Bei der Anwendung dieſer Beſtimmungen zeigten ſich Schwierigkeiten 
in Anſehung der nicht naturaliſirten Juden. Es bemerkt hierüber: 


aa) das R. des K. Min. des Inn. u. d. Pol. (v. Rochow) v. 2. April 
1836,.. an den K. Oberpräſidenten der Provinz Poſen. Zulaſſung der 
Schutzjuden zu Repraͤſentanten und Beamten der dortigen jüdiſchen Kor⸗ 
Mit der in Ew. 2c, Berichte v. 16. v. M. vorgetragenen Anſicht, daß es wuͤnſchens⸗ 
werth ſei, nur naturalifirte Juden als Repraͤſentanten und Beamten der dortigen Juͤdi⸗ 
ſchen Korporationen zuzulaſſen, daß ſich aber bie Auschließung der Schutzjuden aus der 
V. v. 1. Juni 1833 nicht ern laſſe; bin ich zwar einverftanden. Es wuͤrde —* 
zu dieſer Feſtſtellung All a geſetzliche Deflarationen erforderlich fein, welchen in Ans 
trag zu bringen, nur durch die In ber Praris hervorgetretenen Uebelftände Beranlaflung 
aefunben werben Tann. Vorauszuſetzen ift aber, daß bie Juden von felbft geneigt fein 
werben, zu ihren Repräfentanten bie angefehenften Mitglieder ihrer Korporationen zu 
wählen, und daß biefe wieder eine gleiche Rüdficht bei ber Wahl ihrer Werwaltungsbes 
amten nehmen werben. Nur dann, wenn bie Grfahrung zeigen follte, daß die Vor⸗ 
ausfegung nicht zutreffe, und dies burch beftimmt angegebene Fälle erwielen würbe, 
dhrfte ein Antrag an bes Könige Majeſtaͤt zu rechtfertigen fein. Die Wahl eines ein» 
zelnen Schugjuben zum Repräfentanten wuͤrde übrigens einen folhen Antrag noch nicht 
motiviren, da es, fo lange nicht etwa die Mehrzahl aus Schugjuben beiteht, Teinem 
Bedenken unterliegen kann, daß auch diefe Klaſſe ihre Vertreter habe. oo 
Ew. 10. erſuche ich daher, wenn Sie auf ben Antrag znrüd zu kommen fi bewogen 
finden, ſolchen in der obgebachten Art zu motiviren, bis zu Allerhöchfter Entſchließung 
aber die Aufnahme ber gedachten Klaufel in bie Statuten nicht zu geftatten. /: ' 
Damit, daß den Juden die Feſtſetzung irgend eines Ginzugsgeldes bei ber Kufnahme 
eines neum Korporationss- Mitgliedes nicht zu geftatten ſei, bin ich vollklommen einver« 
fanden. (Ann. XX. S. 153.) oo 


bb) Demnächft beſtimmte bie K. D. v. 16. Febr. 1841, befr. die Erfor⸗ 
berniffe zur Wahlfäbigkeit für die Verſammlungen der Repräfentanten ber 
jütifchen Korporationen im Großherzogthum Pofen. - — 

Da nad) den Wahrnehmungen der Behoͤrde des Großherzogthums Poſen bie im $. 4. 
der V. wegen bes dortigen Judenweſens v. 1. Juni 1833 enthaltenen Vorfchriften über 
bie Stimmfähigkeit der Korporationsmitglieber zu ausgedehnt erfcheinen und dadurch 
auf die Zufammtenfegung der Repräfentantenverfammlungen nachtheilig einwirken, fo 
beftimme Ic nad) dem Antrage bes Staatäminifteriums im Bericht v. 27. Aug. v. J., 
daß in den jüdifchen Korporationen der gebachten Provinz fernerhin nur biejenigen volls 
jährigen und unbefcholtenen Perfonen ſtimm⸗ und wahlfahig fein follen, welche entwe⸗ 
der naturaliſirt find und die Beiträge zu den Korporationsbebürfnifien ohne Rüdftand 
abtragen, ober infofern fie zu den nicht naturalifirten jedoch mit Gertifitaten verſehenen 
Juden gehören — 21. d. V.) in den legten, feiner Wahl ber Repräſentanten und Verwal⸗ 
tungsbeamten ($. 5.) een diet drei Jahren zu Korporationsbebürfniffen wirk⸗ 
lich angezogen worden und während dieſes Zeitraums ihre Beiträge ohne Ruͤckſtand abs 
gelvagen haben. ‚Das Staatsminifterium hat diefe Beftimmung durch die G. S. zur 

ffentlichen Kenntniß zu bringen. (&.& 1841. ©. 52.) 


4) Das Statut der Korporationen. 
Vergl. $. 6. des G. und die Art. 9. 10. 12. 13. der Inſtr. Ä 


5) Rechte und Pflichten der Repräfentanten und Verwals 
tungsbeamten der Korporation. 


a) Vergl. $. 7. de8 &. Art. 11. der Inftr. . 


b) 8. der 8. Reg. zu Pofen v. 1. Juli 1834, enthaltend das Geſchaͤfts⸗ 
Regulativ für die RepräfentantensBerfammlungen der iſtaelitiſchen Kor⸗ 
Yorationen im Regierungs⸗Bezirke Pofen. | 

6.1. Die Repräfentanten erhalten durch die Wahl der Korporation und. durdy das 
Geſetz die Vollmacht und Berpflihtung: in allen Angelegenheiten ber Korporation, ohne 
Rückſprache mit der ganzen Korporation cder mit einer Abtheilung berfelben, nach Ue⸗ 
berzeugung unb @ewifien bielelben zu vertreten und in Betreff des gemeinfchaftlichen 
Vermögens, der Rechte und Berbinblichleiten ber Korporation, Ramens derfelben vers . 
bindende Erklärungen abzugeben. Doch haben bie Repräfentanten nicht einzelu, (audern 
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nur in der Geſammtheit die Befugniß, durch gemeinſchaftlicht Beichlüfte von Thranges 
feglichen Vollmacht Gebrauch zu maden. 

$. 2. Der Vorfteher der Repräfentanten-Verfammlung hat das Recht und bie Vers 
pflichtum, Alles au thun, was zur guten Ordnung in den Gefchäften und Verhanblun⸗ 
in 2 zum gewoͤhnlichen nuͤlichen Betriebe ber gemeinfamen Angelegenheiten erfbubers 


$. 3. Zu feinem Amte gehört es, die Repräfentanten zur VBerfammlung zu berufen, 
bie Direktion in derſelben zu führen, die Gefchäfte zu vertheilen, ober auch die Gegen⸗ 
ſtaͤnde der Berathung ſelbſt vorzutragen, die Stimmen zu ſammeln und bafür zu fow 
gen, daß ale Verhandlungen und Beſchluſſe in deutſcher Sprache abgefaßt unk von ben 
anweſenden Diitgliebern vollzogen werben. 

$. 4. Infonderheit ift es feine Pflicht darauf zu ſehen, daß in ben Berſammlungen 
der Repräfentanten nichts wider die Gefehe und Rechte des Stants vorgennmmen und 
beſchloſſen und daß jeder Beſchluß dem Worfteher ber Verwaltungs Beamten zur Moll 
ziehung oder Weiterbeförberung eingereicht werbe. Nur in fehr dringenden Källen, im 
denen bie Uebergehung des Korporations⸗Borſtehers durch erwieſene Rothwendigkeit ger 
ei wird, ifk es der Repraͤſentanten⸗ Verſammlung verftattet, ihre Veſchluͤſſe dar 
höheren Behörde direkt vorzulegen. 

$. 5. Die Berfanmlungen der Repräfentanten finden in ber Regel alle 14 Tage am 
Dienflage ſtatt; jedoch können auch noch außerordentliche Situngen abgehalten werben. 

. &. Außer den Repräfentanten barf Bein anderes Korporationsglieb den Styungen 
beimohnen. Doch fleht es jedem Mitgliebe ber Korporationen frei, über alle, das Ge⸗ 
meinwefew betreffende Begenftänbe feine Meinungen und Vorſchläge bei der Repräſen⸗ 
tanten-Berfammlung durch das Organ ihres Vorſtehers ſchriftlich vorzutragen, die ſtatt⸗ 
findenden Mängel anzuzeigen und Berbeflexungen in Antrag zu bringen. 
8. 7. Die Berfammlung ift nur dann befugt gültige Befchlüffe zu faflen, wenn weni 
flens zwei Drittheite der Repräfentanten anweſend find; deshalb muß in jedem Beſchluſſe 
ber Verfammlung ausbrüdlic, bemerkt werden, welche Repräfentanten anwefenb und 
weldye von ihnen abweſend waren. 

8.8. Einzelne Mitglieder dürfen von ber Verfammlung nur dann megbleiben, wenn 
fie gegründete Gntfchulbigungen für fich haben. Diefe müffen dem Worftsher zur rechten 
Beit angezeigt werben, bamis berfelbe, um die Verſammlung vollzählig zu erhalten, bie 
erforderlichen Stellvertreter einlaben laffe. Der Vorftcher hat zugfeich zu ermeſſen, ob 
die angeführte Entſchuldigung bed Ausbleibens gegründet iſt; falls der Betheiligte fi 
bei dem diesfälligen Ausſpruche bes Vorſtehers nicht beruhigt, fo entfcheidet bie Wer: 
fammlung der Repräfentanten nah Stimmenmehrheit. 

$. 9. &hr ben Fall unentfchuldigten Ausbleibens, für den Gebrauch ungegründeter 
ober unwahr gefundener Entfchuldigungen, für zu ſpaͤtes Erſcheinen in den Sigungen 
und für andere Källe diefer Art, * welche die Ordnung geſtoͤrt wird, verfällt das bes 
treffende Individuum in eine Strafe von 15 Sgr. bis 1 Thlr. Dieſe Strafe wird von 
dem Vorfteher zum Armen⸗Fonds der Korporation eingezogen. 

8. 10. Wer dreimal hinter einander ohne gehörige Entfhulbigung von der Sitzung 
außgeblieben ift, ober wiederholentlich Ordnung und Ruhe in derfelben geftört hat, Tann 
auf beftimmte Zeit oder für immer durch Stimmenmehrheit aus der VBerfammlung auss 
gefchloffen werben. Ein folder Beſchluß unterliegt jedoch der Beftätigung der Königl. 
Reg., bevor er vollzogen wirb. 

$. 11. In der Regel fol bei jeder Sisung Über den zum Vortrage gebrachten Gegens 
ftand au Beſchluß gefaßt werdens wenn inbeflen einzelne oder mehrere Mitglieder die 
Fortfegung der Berathung in einer außeroxdentlichen oder in ber naͤchſten gewöhnlichen 
— den fo wird darüber abgeftimmt und nach der Entfcheidung der Mehr: 

t verfahren. ' 

$. 12. Die Repräfentanten Eönnen Feine gültige Sitzung halten, ohne orbnungsmäs 
Fig von ihrem Vorfteher oder von defien rechtmaͤßigem Stellvertreter dazu berufen 
au fein. 

$. 13. In den Kurrenben zu außerorbentlicen Sigungen muß ber Zweck ber Ser: 
[ommtung, in fofern derfelbe nicht aus befondern Gründen geheim zu halten ifl, ange 
zeigt werden. 

Behufs der gewöhnlichen Sigungen ift ed hinreichend, wenn die Gegenftände, worüber 
Beſchluß gefaßt werden fol, jedesmal vorher vom Vorſteher in ein Verzeichniß gebracht 
ht, viefet Form einen Tag vor der Sisung in der Verfammlungsftube bekannt ges 

$. 14. Alle eingehende Sachen werben vom Vorſteher erbffnet, in das Geſchäfts⸗ 
Sournal eingetragen und alsdann in der nächften. Sigung zum Vortrage gebracht. 

ssebe Repräfentantensßerfammlung hat ein Protokollbuch zu führen, in welches alle 
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Abos Mehhtäffe aach deu Zeitfolge ditgetwagen werben: Adfiärfitem Bee Miihnife aus 
ei ———— (Kusfentigimgen)befozgt ber Waufbahes: und aeg man 
—* Korporattoue⸗Worſtehrr zue A refp. zus Weßerfabung 

116. /unbebictld gu Wort kommen de Gegenftände iſt jeder nd t 

a Weinung und —* — Ertauterung der Sache ui Dun thig zu 

* Ein dinteidentd geffsicktes Mitgtied Ber Keytäfehtanternerfammkung, Hökle 

es zugleich * nicht zu fehr von den eigenen Geſchaͤften in Anfprü ‚genomihei ‚wird, 

fe en ale zu erwähfen.' Diefem Tahn durch die‘ DR Wifiehers 
en —— Repräfentanten-Berfanmmiung überkrdgen werben: 

I Ber —6 oder etwaig en Gi een, Hu eder 

— —— ð en ven Berechfigt if, Detf er don item Mitglie 

nung in ſeinem Worttageı tested 3 werden‘ — 
« * ſefem PN Ende Al, Harf ein zweiter Kine Aber den SR * 
mittheilen. Weber‘ Klee, was Bei'den Sigurigen —— ae öder ——— dor 
aug'von allın bie Brengfte Besidiwiegenheit ** 

. $19. Ber Tann vom. ben: Wüitgliebern —— 0u$ 
der Reihe nad ne und fobald bie geaedtnn © en a ven I, wird DR 
Borſteher bekannt gemacht N Angetsagen, ohne‘ s 
alsdann Iymandem geſtattet iſt. feine — weiter muͤnd lich *8 


laflem. 

5.20. Der Worfteher basf nidıt qulaffen, weder dap bie auf andere 6er 
genftände, als auf die der jedesmal orbaumgsmäßigen Sal un seriätet werden, 
noch — Mitglieder befondere Diökuffionen unter ſich erõ 

1.21. Die Berianmlung fa ihre Beidlüße nad ber elaten Otiamin 
und bei gleichen Gtimmen giebt die Gtimme bes Dorftehers den Ausfchlag. 

$. 22. Iftder Gegenftand der Berathung von Wichtigkeit, obes.erforbert ex Vräfüng 
an Ort und Gtelle, fo Tann er von eineg. durch die Verſammiang zu erwählenden Depu- 
tation 2 tel und der Yerfammlund: zum Belhluß 1b borgelragen waden. 

5.24 hen Si — üben ein edit ober über-eine Veupfliptung ber. Korpara⸗ 
tion Pe at das Sntereffe eines Ober mehrerer Repräfentanten im Wiberfs 
fteht, fo stüflerr bie Betheitigten die Werfammtung verlaffen And werben ftatt iheer @te! 
vertreter berufen. Tritt biefer Fall bei einer — Zahl von Repraſentanten ein, daß 
rine befdjtupfähige Werfamminng von umbethelligten Sepraſentanten und Stellvertre— 
teen nicht zuammenderufen werben Tan, fa muß der Vorſteher ber Verwaltungebeam · 
ten a — Borſalle in Kenntniß gefegt werben, bamit er barliben.an. bie vretzeſetzte 
Behörde er 
—* Pe * ber naterſchrift und im Siegel führt die Repsäfentanten:| Befummtung 

ie ung 

 Regsäfentanten ber ifcaelitifchen Korporation zu R. MR.” 

Alle Anfertigungen werben vom Vorſteher ober wenigſtens von noch Abel 1 nttgtiedem 
unterzeichnet unb mit bem Giegel ber Kepröfentanten, Verſanimlung bebrudtt, 

sh. Die Repräfentanten-Berfammäung ift befugt, alle Zweige des Korporationss 
Beoattung durch Deputationen aus ihrer »hitte von 2 bis 5 Mitgliedern unterfuchers 
und ſich über ven Befund Bericht erftatten zu laffen. Doch barf dies nicht ohne vorhe⸗ 
rige Benachrichtigung. unb in dev. Kegel au nicht ohne den Zutritt bes Vorſtehers des 
Verwaltungsbeamten ober eines Detegirten beffelben geſchehen. 
ve Mn Er du osncjot ber Stepräfentantens Berjammtlung gehören Inabefomi 

ende Get inbe: 

* — er Sculbeuwefens ber Gemeinde und Xuffteltung eines fpepielen @chats 
den⸗ Tilgungs⸗Pians; nebft ber Kontrolle über das, von den BerwaltungeBeams 
ten zu Aheme SchulbensGonto:. 

b) Kontrolle aller Korporetionb Einnehmen, insbeſondert be Kaufen dieiſchub⸗ 
u (Krupte) und des ‚Kommunal Sermögeng, mit feratättiger 2 Bermtpeilung; 

ſolchet in Zukunft möglichft vortheühaft zu benmgen 
— des Xusgabes und Einnahme-Gtats für bie Gorporatienz 

3 Prüfung der ver Gemeinboikehnumg und eventuelle Oecharge bes Renbantenz 

e) Kontrolle ber KorporationsWermaltung überhaupt md dieviſion ber Kommunale 
Kaffen- Verwaltung insbeſondere ʒ 

f) Kortrolle bes Armen· Weſens und der wohlthätigen Vrboatissuftitnte, jebod} ofme 
Stdrung ber Yilvat-Etiftungen und der Wereine am Zwec ver De hithacigrut 

;y Repurtition ber gorporations· eaſten und Beikumagen ji 

13 Berotiligumg außerorbentlicher: Geldmitiel über em Beivag var in dem gahren· 

Etat Pre beiwilligten Summen, werd nt 
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i) jedesmalige Beſchlußnahme, ob Namens ber Korporation Prozeſſe angeſtellt 


Kaͤufe, Verkaͤufe, Vergleiche und andere Kontrakte abgeſchloſſen werben. fo in 
denen es ſich um die Subſtanz des Korporations⸗Vermögens handelt. 


$. 27. Beſchwerden Über den Korporations⸗Vorſteher und über die übrigen Verwal⸗ 
tungabeamten find an die vorgefente Landräthliche Behoͤrde zu richten. Die Repräfen 
tanten:Verfammlung bat in diefer Hinficht Feine Befugniß, felbft zu unterfuchen und 
ſelbſt zu entfcheiden. 

$. 28. Alle Befchlüffe der RepräfentantensVerfammlung, welche eine Weränberung 
infder Subftanz des Korporations- Vermögens, die Erhebung von Semeinbefleuern und 
Laſten, eine Progeßführung, die Feftftellung des Korporations-Gtats, Bewilligung von 
Behältern, die perfönlichen Rechte einzelner Mitglieder u. f. w. betreffen, find nur erſt 
bann gültig und vollgugsfähig, wenn fie bie höhere Veftätigung der Regierung ober ihr 
zes Kommiflarii erhalten haben. Alle fonftigen Beſchlüſſe hat der Korporatione-Vorftes 
ber, wenn er mit ihnen einverftanden ift, ohne Weiteres zu vollziehen. 

Die Repräfentantens®erfammlung ift bagegen berechtigt und verpflichtet, fich durch 
ihren Vorfteber von der Ausführung ihrer Befchlüffe ueberzeugung zu verfchaffen und bie 
Alten einzufeben. 

8.20. Die Mitglieder der Repräfentantens®erfammlung find der Korporation für 
allen Nachtheil und Schaden verantwortlich, welcher bem Gemeindeweſen durch Ihr Ber» 
ſchulden zugefügt wirb. 

8. 30. Sollte eine Repräfentanten-:Verfammlung fortwährend ihre Pflichten vernach⸗ 
säffigen und in Unordnung und Partheiung verfallen, fo wirb fie von ber Regierung 
nach vorgängiger Unterfuhung aufgelöft und eine neue Repräfentation gebilbet, bie 
Schuldigen aber auf eine gewiſſe Zeit oder für immer zur Wahl für unwürdig erflärt 
— Außerdem bleibt in dazu geeigneten Faͤllen die gerichtliche Beſtrafung vor⸗ 

ehalten. 
Poſen, den 1. Juli 1834. 
Koͤnigl. Regierung, Abtheilung des Innern. 
(Amtsbl. 1834.) 

e. Verf. der K. Reg. zu Poſen v. 1. Juli 1834 enthaltend das’ Geſchaͤfts⸗ 
Regulativ für die Verwaltungs-Beamten der ifraelitifchen Korporationen 
im Reg. Bes. Polen. 

8.1. Die Korporatiens:VBerwaltungss@efchäfte werden von dem KorporationdsBors 
ſteher und deſſen Beiftänden kollegialiſch beſorgt. Die Entſcheidung erfolgt nad, ber 
Stimmenmehrheit, der ſich auch der Vorfteher unterwerfen muß, feine abweichende 
Meinung aber im Begleitungs:Berichte der höheren Behörde vorgutragen befugt, kei⸗ 
neswegs aber berechtigt ifi, die Sache aus biefem Grunde zu verzögern ober zurüdzus 
hatten. In dringenden Fällen hat der Korporationg:Vorfteher die Befugniß, wiber bie 
Meinung feiner Beiftände, auf eigene Verantwortung die ihm erforderlich Tcheinende 
Maßnahme zu treffenz doch ift er alddann verpflichtet, der vorgefegten Behörde fogleich 
vollitändige Anzeige zu machen. 

Die Zuſammenkunft der Verwaltungs:Beamten findet in der Regel einmal in jeder 
Woche ftattz in befondern Fallen fo oft, als der Vorjteher die Sitzung für nörhig erach⸗ 
tet. Die Stellvertreter werden nur dann berufen, wenn der Vorſteher oder befien Bei⸗ 
fände auflängere Zeit an den Amtöverrichtungen verhindert find. 

$.2. Dem Vorſteher, als Dirigenten fammtlicher Korporations⸗Verwaltungs⸗Ge⸗ 
ſchaͤfte, ftehet ed zu: alle Korporationdsängelegenheiten zu leiten, Verſammlungen und 
Berathungen anzuordnen und denfelben vorzujigen, die Korrespondenz zu eröffnen und 
die nenn Geſchaͤftszweige der Verwaltung unter fi und feine Beiſtaͤnde zu 
vertheilen. 

8. 3. Der Vorfteher darf kein eingehendes Schriftftüd für fich zurücdbehalten, fons 
bern muß „afjelbe fogleich zur Eintragung in das Gefchafte- Journal und zur Vearbei⸗ 
tung abgeben. 

Die Gefhäfts:Verbindung mit der RepräfentantensBerfammlung und bie Weiterber 
förderung der Befchlüffe derfelben und der höheren Verfügungen an diefelbe, muß bei 
ſtrenger Verantwortung auf das Pünktlichſte beſorgt werden. 

Pi A an aribermaltungträngetegenbeiten ohne Ausnahme werben in beuticher 
prache geführt. 

$. 4. Sollte wiederholte Vernachläſſigung ber ben Beiftänden übertragenen Geſchaͤfte 
oder eine andere Dienftwibdrigkeit berfelben eintreten, fo ift der Vorſteher verpflichtet, 
im Fall daß Ermahnungen und ernftliche Verweiſe feinen Eingang finden, auf Beſtra⸗ 
fung berfelben mit Geldbußen von 5 Sgr. bis zu 1 Thlr. bei dem vorgefegten Königl. 
£andrathe anzutragen. 
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5, Inſonderdeit iſt es Pflicht des Vorſtehere darauf zu ſehen, daß bei ber Ver⸗ 
waltung ber Korporation nichts wider bie Geſeze und Rechte des Staats unternoms 
men werben. 

$. 6. Weber jebe Werfammlung wirb ein Protokoll geführt, weldyes bie Namen ber 
lee gewefenen Verwaltungs: Beamten und bie Gegenflänbe ihres Beichluffes kurz 

ent — 

8. 7. Den Aufforderungen der Repräſentanten⸗Verſammlung in Bezug auf die Kon⸗ 
trolle irgend eines Berwaltungss@egenftanbes ift unvergüglich Kolge zu leiften, 

8.8. Der Gemeinde⸗Vorſteher, nöthigenfalls auch deſſen Beiſtaͤnde, haben die Vers 
pflichtung, auf Verlangen bes Vorſtehers ber Repräfentanten - Werfammlung, an ben 
Sitzungen ber legtern Theil zu nehmen, wenn. Korporationd-VBerwaltungss@egenftänbe 

bei derjelben zur Berathung vorliegen; jedoch haben fie Fein Stimmredt. 

. 8.9. Das Geſchäfts⸗Reſſort ber Berwaltungs: Beamten begreift folgende hauptſäch⸗ 
lichſte Gegenſtaͤnde in fich: 767. — 4 

a) Führung eines Gefhäftds Journals: über alle eins und ausgehende Korreſpon⸗ 
denz⸗BSachen; F 

vb) Fuͤhrung einer'regelmäßigen Regiſtratur Aber alle erledigten Schriftſtuͤcke; 

c) Fuͤhrung eines Hauptbuches Über alle Vermoͤgens⸗Stücke, Aktiv- nnd Paſſtv⸗ 
Schulden und Über alle Einnahmen und Ausgaben der Korporations⸗Kaſſe; 
. d) Rächfte tägliche Auffichtführung Aber die Korporationss Kaffe; 2 

e) Anweifung aller Einnahmen und Ausgaben ber Korporations-Kaffe innerhalb bes, 
von den Repräfentanten feftgefegten Etats. Zu allen Ausgaben hingegen, welche 
den Etats⸗Kredit Überfteigen, bedarf: es ber vorherigen Genehmigung ber Repräs 
fentantensBerfamminng. F 

Gewöhnliche Kaſſen⸗Reviſionen geſchehen durch einen Verwaltungs⸗Beamten 
unter Zuziehung zweier Repraͤſentanten. 

N) Spezielle Berwaltung des Schul⸗ und Synagogenweſens; die Anfertigung und 
- Kortführung der Liften von dem ſchulpflichtigen Kindern: bie Wollgiehung ber mos 

natlihen Schulverfäumnigs Strafliften und die Anfertigung und Führung der Lis 
ften von denjenigen Kindern, welche nach zuruͤckgelegtem Schulalter, auf Grund 
einer Prüfung, mit dem Zeugniſſe ‚ber. Reife aus der Schule entlaffen und einem 
erlaubten BrodsGrwerbe übergeben werben, wobei die $$. 14, 15 und 16 der Öbers 
Präfidial:Inftr. v. 14. San. c, genau zu befolgen find; 

g) Specielle Verwaltung des Armen⸗Weſens mit Schonung aller YrivatsGtiftungen 
und Vereine zum Zwede der Wohlthätigkeiz 

h) Periodiſche Anfertigung der jüdischen Bevoͤlkerungs⸗Liſten; 

. 3) ‚Hütfsteiftung auf Verlangen der Polizei: Behörde, bei Aufnahme der Verzeichniffe 
ber zu naturalifizenden, gu duldenden und auszumeifenden Individuen und bei als 
len fonftigen polizeilichen Vorkommenheiten; 

k) Vollziehung der Befchlüffe der Repräfentanten:Verfammlung, reſp. deren Befoͤr⸗ 
derung an bie vorgefegte Behörde und wieberum bie Sufertigung der Srläffe der 
Vestern an bie Repräfentanten » Berfemmlungs Correſpondenz⸗ Fuͤhrung in allen 
Gemeine-Berfammlungssingelegenheiten; Führung der Liſten ber naturalifirten 
und gebuldeten Ieraeliten, Beforgung aller Übrigen, die Korporation betreffenden 
Geſchäfte; Abſchließung von Pacht⸗, Kaufs und VerkaufdsKontrakten, Verg lei⸗ 
hen, Kührung der Prozeſſe u. ſ. w. Namens der Korporation, in Gemaͤßheit der 
Beſchluͤſſe der Repraͤſentanten⸗Verſammlung und ber ſonſtigen Vorſchriften u. ſ. w. 

A 10. Die VBerwaltungssXBeamten führen bei ber Unterfchrift im Siegel die Bes 
eichnung: 1 
' „Berwaltungs:Beamten ber israelitifchen Korporation zu N. N.“ 

Alle Ausfertigungen unterzeichnet der Vorfteher allein, oder in defien Abweſenheit 
fein Stellvertreter, unter Beibrüdung des Siegels. 

‚56 14. Rüdfihtlich der Dienflvergehungen der. israelitifhen VerwaltungssBeamten 
kommen die allgemein gültigen gefeglichen Beftimmungen wegen ber Verbrechen ber . 
Diener ded Staats in Anwendung. 

Poſen, den 1. Juli 1834, Kdnigl. Reg., Abtheilung des Innern. 
(Amtsbl. 1834.) Ba 5 

- €) Die Berwaltungd: Beamten find keine mittelbare Staatsdiener. Vergl. 

das R. v. 27. Mai 1842 oben S. 144. Daſſelbe beſtimmen die R. v. 

18. Jan. u, 13. Febr. 1843. (8. M. Bl. 1843. ©. 28. Bu 

9) Die Rabbiner haben demgemäß in Betreff der Steuern nicht bie 

Rechte chriftiicher Seifttichen. ' | \ 

x 


GBR. Suaudrechtl. Baapätta. d. J. Im Broßheioschume Deſca. 


R. ded Min, ded Inn. und ber Pol (Röhler) 0.3.08. 1835 am bie Miet 
waltungs · Beamten ber ifraetitifchen Korporation zu Czarnikau. ö 
Das Min. bed Inn. und ber Pol. kann, nach Einſicht des von der. X. Reg. zu Aeom 
berg über bie Beſchwerde ber Wermaltungsbeamten ber ifraelitifhen Korporatii 
Gyarnitau vom 10. Aug. d. 3., toegen Heranzligung bes Rabbiners R, zu den re 
ſchen Kommunal-Abgaben erftatteten Berichts, es nur bei dem Regierungsbefcheibe ©. 
47. Zuni ec. (Ant. a.) beenden laflen, da .die Mabbiner, weiche keinesweges vom 
Staate Seätigte Beamte find, die den heiftliden @eifttichen zugeftandenen Befreluns 
jen auf keine Weife in Anſpruch nehmen fünnen, und in den alten Provinzen, de& Ges 
en ” 11. Märy 1812 ungeachtet, immer zu den Kommunallaften herangezogen wor ⸗ 
en find. 
% B 


Wenn gleich der von ber ifruelitifcen Verwaltungsbehdrde in der Borftellung v. 
27.0. M. allegirte $. 7. ber ®. v. 1. Juni 1833, betreffend das Tubenwefen im 
herzogthum Pofen, allerdings feligefegt, da} bie gechtt und. Pflichten ber Repräfentans 
ten ber jübifchen Korporationen und derBerwaltungsbehörben gegen einander, gegen bie 
Korporationen und gegen britte Perfonen nad, ben Borihriften deurtheiit werben foen, 
weldpe bie reuidirte ©t. D, v. 17. März 4831, über hie Rechte und Pflichten der Gtabt: 
verorbneten vorfchreibt, fo läßt FH daraus Hoc, Feingameges herleiten, wie die, ifeaes 
Htifche Qerwaltungäbebörhe folgern zu wollen jchsint, dap nunmehr aud) die yübiichen 
Rabbiner auf die Rechte und unitäten ber Geiftlichen und Lehrer des dpriftli 
Konfeffionen Anſprũche zu machen berechtigt find, 

neberdies geftcht das Klaffenfeuergefeg vom 30. Mai 1820 im 5. 1. nur denjenigen 
Yerfonen Befreiung von der Klaffenftener zu, welche entweder in jenem @efege ala ſoiche 
ansbrüdtic; begeichnet, ober welche durch frühere Spepialbeftimmungen feit dem Jahre 
4815 von den gewöhnlichen Perfonalfteuern bereits entbunden find. Da nun big jübis 
fhen Rabbiner zu Reiner biefer beiden Klaffen, wohl aber bie —riftliyen @eiftlichen und 
kehrer zu den ledtern gehören, fo müflen wir audy bie iſraelitiſche Werwaltungabehörbe 
sit ihrem Antrage auf Aiaffenkeuesbefreiung ihres dortigen Mabbinere, wie hierdurch 
gefchieht, zuruchveifen. 

Bromberg, den 17. Iunt 1886, Köontgl. Preuß. Regierung,  Wißmann. 
nn. XIX. &. 1036.) 

6. Verwaltung der Vermögens: Angelegenheiten der Korporation. 

a) Regulirung des Schuldenweſens. 

NR. des K. Min. des Inn. und der P. (Köhler) v. 13. Nov. 1837 an 
die K. Reg. zu Bromberg. Regulitung des Schulvenweſens einzelner Ju⸗ 
dengemeinden. 

"Aus dem Ber. der K. Reg. v. 27. v. M. iſt der Schuldenzuſtand der Subengemeinde 
gu N., und was Sie wegen Regulivung deſſelben angeosbnet hat, näher erfehen worben. 
Da aber die Verwaltungsbeamten der Korporation nicht zugeftehen, daß gewiffe Schuls 
ben folche feien, für welde nicht nur das gemeinfhaftliche Bermögen ber Korporation, 
fondern aud das Vermögen der Mitglieder auflommen muß, fo möge, wenn bie Kors 
porations-Mepräfentanten ebenfalls damit übereinftimmen, die K. Reg dieſe Schulden 
einftwoeilen von ber abiminiftrativen Regulisung ausſchließen, die Entſcheidung barüber 
dem Richter überlaffen, unb eventuell Ihre Sinizkung auf Ausführung der im h. 183. 
des Anh. zur A. G. D. enthaltenen Vorſchriften befpränten. 5 

(Ann. XXI. Heft 4.) 

b) Befteuerung zur Aufbringung der Korporationd-Betürfniffe. 

aa) Refolurion des K. Min. des Inn. (v. Meding) v. 31. Juli 1839 
an den jüdifhen Kaufmann N. zu Pofen. * 

Das unterzeichnete Min, eröfinet Ihnen auf bie Beſchwerde v. 6. v. M., daß es bi 
ber Befteuerung zu den Bebürfniffen der jüdiihen Korporation nicht bloß auf das Eins 
Tommen, ſondern auch auf das Wermögen ankommt, da derjenige, welcher einen Br 
bes legtern aus befondern Gründen eine Zeit lang müßig Liegen läßt, deshalb 
"Steuer nicht befreit werden kann, Indem bei Verihellung der Steuer hauptfächlid bie 
Steuerkraft der Kontribuenten berfickffehtigt "werben muß, welche auch dann vorhanden 
AR, wenn Jemand aus befonbern Bründen fein Kapital auf einige Zeit baar in felaem 

Haufe aufbewwahet, ohne bamit Handel qu treiben, ober e8.ginkbax anzulegen. , _ Rz 


Wansttsrchik. Vehdun. terı J. im Mesßherzugtgunme dicfen. BERG 


Dan nam von Shren nalen: ‚and ber. Lompebenten Vehbtde der Zhnen anges 
Tonneus Steusrfat als Ihrem Bermi and Einkommen augemeflen gefunden worden 
SR, fa mp #8 babei bewenden, und Hann ie. Lich bavüber um fo weniger befcnweren, 
ib Bhnen .nachasiafien worden ift, die Unrichtigkeit der Abfhägung durch volftändige 
areſtation Ehre Bermögens und Ginkommend gu erweifen. 

‚Sid Bi Ihren Wermögensbeftand auf andere Art-glauhhaft b arzulegen im Stande, 
fo vird Fin.Cib von Ihnen nicht verlangt werden; bleibt jehod).babei ein Bweifel Äbrig, 
fo Rebt.den Behörden die Befugniß zu, bie Herabfegung bes Weitrngrs von. einem Ihrer 
Gera m —8 ZReuifefatieneni auch binfichtlich Ihres Wermögens abhängig zu 

bb) Erlaß des Min. des Im. und ber P. (v. Rochow) v. m. Der, 
* an den 8. WB der Provim Pofen. 

‚Mod der im Original beigehenden Befe des N. wegen Pt a 
bei Anfbringung dere ren onen? suben, nic — der, End, — 
früher. emücsten Set igen Scheint bei der‘ —ã iefer Abgaben 3 

verfahren zu werden, welche die Begtantung jeden Mer 
Famatten ur —EX machen, und daher auch nirgends einen Anhalt zu ficherer 
Icheidung geben würde. ‚Dgn ſcheint nämlid) jebes ——— —— 
U tariren und zu deftimmen, wieviel e8 beizutragen im Stande fti, opn ER 
Abfcyägung des Ginkommens aus den einzelnen Vermö eng Sbjeftch) "auf’eime attfami- 
menftellung des hiernad) ausgemittelten Einkommens — tete 
—S und Repartition bed Gefammt-Bebürfniffes nad) der hierdugch guss 
pemite -aft ber Mitglieder einzulaffen. Bien wäre * ion 
AR Mitküfse ber theilnehmenden Beamten Preis arg Au En 

E muß vielmehr, wenn bie Korporationd« Bebürfniffe un 

tik werden folgen, jo verfahren werben, wie in den bügke! hen pi eis 
chem Falfe verfahren zu werben pflegt. Es ift nämlich, Hinmätte, je ne 

en das Einkommen aus den vericiebenen Objekten, von welchen ‚ce Bezogen Ned, I 
em Gerwerbe, den Grundftüden, ben Rapitalien 2e. feftzufenen und ntek verihitdenen 
gubeiten in.bie Steuerxolle einzutragen. Der Gefammtbetrag wird Tummlirt, sbenfo. d 
Fr verfdhiebenen Bebürfuiffe, woraus fih dann von jelbft eraieht, we nik 
unlge ober Groſchen auf jeben Ihaler des Sintommens zu, tepartiten find. Sp 
ER muß dann bet jebem der ihn betreffende Grtsakt det Nolle Furz Kr 
men weder, etwa in folgender Maße; 
EN. N. bezahlt im Jahre zu bem Sefosmmepehfefnife her getgoreti as 
> Rthir. — Sar. — Pf. von feinem Einkommen von . 
ünir. — Bar, — Pf. vom Handel " ! 
s s ‚vom Örundeigenthum "©. 









— — —— San Kapitallen i 





ſumme 
auf das Jahr feige vom —— gi si 
Is. — Bar. — Pf. 
Hierdurch wird Jeder in Stand geſetzt, zu beurtheilen, 9! ;ue Heſchwerdt übe 
geevation Brranlafjung habe oder nicht, und Aurc Danifefahen Seings wirklichen Bin: 
ommens, durch Offenlegung ber Rechnungen, Handelsbücher ic. ober burd den Mani 
feftationgs@ib bie Prägravation zu beweifen, wodurch dann auch im Fall —— Re: 
klamation hie vorgefegte Behörde eine Entfäjeidung mit Sicherheit tie‘ Y 
Eine größere Mühe, welche jedoch zu Erhaltung der Drbnung und. zux —S 
der Willfähe unerläßtich nothiwendig if, macht dios bie erfte Kufftellung der Heue, ir 
dem ſolche r den folgenden Jahren bloß revidirt und nad) den eingetretenen Veran— 
derungen mobifiziet-zu anexben braucht. Die Ausfütlung ber Steuerzettel iR, wbenn die 
Schemata gedruckt find, wenig befchwerüch. 
Eine Offenlegung der Rolle zur Einficht jedes Kontrjbuenten Ma a ke 
Verwaltungsbeamten und Repräfentanten abzuhalten, fich felbft und 
und Srrunde ver und Hi Gegner Über Gebühr zu —S 
(8. Din 
x) W..ded Win. des Fan. (v. Meding).v. 14. Ian. 1842 an die K. 
Reg. zu N. Aufbringung der Koflen zu Synagegen Bauten in der Pro’ 
ode. - > 
Das Min. des Inn. Tann ed, wie ber A. Res. auf ben-ven Sr in. der Seſchwerden 
Sacht der jadifchen Korporation-gu N. unterm Zt. v. M. erftatteten Berich hierdutch 
zu — geben wieb, nicht bitigen, daß Diefelbe dit gedachte üdifche Korporatis: 
wegen Ihres ——— ap den an BR wohnenden heit Ahrew-Beitafieder, hicchte Nice 
ar 
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Beiträge zu dem Synagogenbau in R., auf ben Rechtsweg gewieſen bat. Denn ba t6 
fi im vorliegenden Kalle nicht um einen privatredhtlichen Anfpruch, fondern um einen 
ſolchen handelt, welcher in Folge eines Korporations⸗Beduͤrfniſſes und aus dem Korpos 
rationssVerhältnifle an gewiſſe Mitglieder gemacht wird: fo tritt hier bie abs 
miniftrative Entſcheidung ein. Diefe ift auch nicht ſchwer zu ertheilen, da $. 7. der ®. 
v. 1. Zuni 1833 feinen Zweifel darüber übrig läßt, daß der $. 40. ber revibirten St. D. 
bier in Anwendung kommt. Danach werden alfo die jüdifchen Ginwohner v. N., wenn 
fie wirklich von ber Synagoge zu N. keinen Nugen haben, von den Beiträgen dazu eben 
fo freizufprechen fein, ald die Bewohner von N. von den Beiträgen zur Unterhaltung 
des Berhaufes in N., wenn nicht erwa für bie Zukunft es für angemeſſen gefunden 
werben möchte, beiberlei Unkoften, ohne Unterfchieb, auf die gemeinfhaftliche Korpora⸗ 
tiondsKaffe zu Übernehmen, (V. Min, Bl. 1842. ©. 187.) on .. 


C. Berpflichtungen der jüdifchen Korporation in Anfehung 
ded Schul» und Religions: Unterrichtö der jüdifchen Kinder. 


1) In Anſehung des Schulzwanges vergl. die 68. 9. 10. 12 des Ge 


ſetzes. 

2) In Anſehung der Unterhaltung der jüdiſchen Schulen bemerkt das 
R. des Min. des Inn. (v. Meding) v. 11. Febr. 1841 an den K. Lands 
Rath N. zu N. 


Da zeither die Kommunal-Bebürfniffe der dortigen Stadt nach dem Buße der Klaffens 
fteuer aufgebradyt worden find, von welcher keine Eremtion flattfindet, fo unterliegt es 
keinem Bedenken, daß fämmtliche Beamte dazu beitragen müffen. Das G. v. 11. Zuli 
1822, welches nur von den Beiträgen ber Beamten zu den ftäbtiichen Einfommenfteuern 
handelt, würde im vorliegenden Kalle nur dann angezogen werben können, wenn bie 
darin 8. 3. enthaltene Vorfchrift, daß die Beamten zu direkten Beiträgen aller Art, 
folglich auch zu Klaffenfteuer:Zufchlägen heranzuziehen find, jedoch nur die dort beſtimm⸗ 
ten Progente von ihrem gefammten Dienfteinlommen zu bezahlen haben, Üüberfchritten 
worben wäre, was aber nicht der Fall ift, da die den Beamten angefonnenen Beiträge 
nad) ber Verficherung der Königl. Regierung diefes Maximum noch bei weitem nicht exs 
reichen. Daß die Kontribuenten der legen Klaſſen gefchont werben, ift ganz in der Ord⸗ 
nung, da nad) den Gefegen Jeder nad) feinen Kräften herangezogen werben fol, bei ben 
unterften Klaffenfteuerpflichtigen aber eine fo geringe Steuerkraft vorauszufegen ift, daß 
ſelbſt von den Minifterien deren möglichfte Berfhonung mit Zufchlägen meiftens bei Bes 
willigung derfelben ausdrücdlic ats Bedingung aufgeftellt wird. Die Verfchonung ber 
dortigen Juden mit der Defizitfteuer ift ebenfalls in der Ordnung, da das Defizit durch 
das Bebürfnig der Hriftlichen Schulen entftanden ift, die Juden dagegen ihre Schule 
auf eigene Koften unterhalten müffen, und daher billig verlangen fönnen, entweder, daß 
man fie mit Beiträgen verfchone, oder daß man ER Schulbeduͤrfniß mit auf den Käms 
mereisEtat nehme, wodurd dann das Defizit verhältnigmäßig würde vermehrt, folglich 
eine mindere Befteuerung ber chriftlichen Einwohner nicht würde erzielt werben. 

(3. Min. Bl. 1841. ©. 57.) " 
3) In Anfehung des Religiond»Unterrichtd vergl. $. 11. des Gefeges. 
‚4) In Anfehung ihrer Verpflichtung, die Knaben nad) vollendeter Schul: 
bildung anzuhalten vergl. den $. 13 des ©. und den Art. 16 der Inftr. 
& D. Militair-Dienflverpflihtung und Rekrutenfleuer der 
uden. ' 


1. Vergl. im Allgemeinen Abth. 1 Abſchn. V. &. 51 fig. 

2. Insbeſondere ferner $. 14. des G. und Art. 17 der Saft. _ 

E. Raturalifation der Juden. 

1. Exforderniffe. | 

a. Vergl. die 88. 17. 18 des G. und Art. 18 der Inſtr. 

b) Verf, des Oberpräfidenten der Provinz Pofen (Flottwell) an bie K. 
Reg. in derfelben v. 20. Sept. 1837. . —— 

Bei Gelegenheit eines beſondern Falles, in welchem über bie Qualifikation einiger. 
Juden bes biefigen Departements zur Naturalifation an Seine Majeftät den König 
Bericht erftattet iſt, Haben Auerhöchftdiefelden Ihre Willensmeinung dahin zu erfennen 
gegeben geruhet, baß bei Naturalifation der Suden ſtets ftrenge nach ben gefeglichen Vor⸗ 
ſriften verfahren werbe, und bag nur burchaus vollſtändig qualfigiste Gubjekte zur 
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zur Naturaliſation gelangen ſollen. Eine K. Reg. erſuche ich daher ergebenſt, vor Er⸗ 
theilung der Patente flets die genauſte Prüfung über das Vorhandenſein ber allgemei⸗ 
nen ſowohl, als vorzüglich auch der beſonderen Erforderniſſe der Raturaliſation zu ver⸗ 
anlaffen und jeden Antrag, der nicht ſtrenge begründet wird, zurück zu weiſen ?), 
(Ann. XXI, Re 119.). . a 
JR. des Min. des J. (Gr. Arnim) an die K. Reg. zu.Pofen v. 30. 
Dee, 1842. . Wirkungen. der Wieberverleihung. der Nalſonalkokarde in 
Beziehung auf Wieberherflelung der Unbefcholtenheit, Extheilung des 
Bürgerrechtd und des jüdiſchen Naturaliſationspatentt. 
Der K. Reg. erwidere ich auf den Ber. v. 27. v. M., daß der Wiederverleihung ber 
Nationalkokarde niemals bie Wirkung beigemeffen worden tft, die Unbefdholtenheit def- 
fen, ber fie durch ein Verbrechen verloren hatte, böllig wieder herzuftellen. Deshalb 
bleiben auch die Stadtverorbneten berechtigt, denjenigen, weldye ber $. 20 der renibirten 
‚&t:D. bezeichnet; das Bürgerrecht auch dann zu verfagen, wenn fie bie Nationalko⸗ 
xLarbe wieder erhalten haben. Rach diefen von Gr. Mai. dem Könige gehilligten Grund⸗ 
Sagen kann auch ein in biefem Falle fich befindender Jude, ohne Allerh. Dispenfation vom 
:@efege, tm Großherzogthume Pofen nicht naturalifirt werben, da in ber V. v. 1. Juni 
1833. 8.17. Nr. 1. völlige Unbefcholtenheit bes Lebenswandels als unerläßliche 
Bebinaung ber Naturalifation aufgeftellt iſt. Hiernach möge die K. Reg. für die Zus 
Zunft ſich achten, und in Faͤllen biefer Art, wenn triftiger Grund vorhanden ift, einen 
beftraften Verbrecher für gründlich gebeflert anzufehen, vor Verleihung des Naturalifas 
tionds Patents, behufs Erwirkung allerhöchfter Dispenfation, berichten ze... - 
(BER. 81.1843. 68.5.) ot. 
2) Naturaltfationd» Patente und Erſtreckung derſelben auf Ehefrau und 
Kinder. . . | _ 
a) Vergl. 8. 19 des G. Eu 
b) 8. ded Min. bed I. (v. Meding) an bie K. Reg. zu Pofen 
v. 2. Aug. 1841. Rechte der Ehefrauen und Witwen naturalifirter 


Juden. J 
Das Min. des I. tritt dem von ber K. Reg. in dem Ber. v. 29. v. M. ausgeſoro⸗ 
chenen Grundſatze völlig bei, daß. die aus bem Geſetz v. 1. Juni 1833 den naturotifieten 
Außen ber dortigen Provinz zuftehenden Rechte auch ihren Ehrfrauen zulommen, weil 
die Ehefrau an dem bürgerlichen status und ber Dignität. des Mannes Antheil nimmt. 
Die Ehefrauen naturalifirter Juden, welche den Taufmännifchen Handel für ihre Rech⸗ 
nung betreiben wollen, bebürfen hiernach für ihre Perfon keines befonderen Raturalifas 
tionds Patent. Dagegen Tann das Min. mit der Anficht der K. Reg.: wonach e# ſich 
von felbft verftehen fol, daß die Ehefrau nach dem Tode ihres Mannes felbft naturalis 
firt werben müfft, wenn fle das faufmännifche Gewerbe betreiben wolle, fich nicht eins 
verftandem erklären. Durch ben Tod des Mannes erleidet die Ghefrau Feine Vermin⸗ 
derung ihrer bürgerlichen Rechtez fo lange fie im Wittwenftande verbleibt, behält fie 
unverändert das Recht und bie Dignität ihres verftorbenen Ehemannes bei. In diefer 
Hinfiht bedarf alſo die Anficht der K. Reg. eine weſentliche Berichtigung: 
W. M. Bl. 1841. ©. 277.) | . 
: ©) Beſcheid des Min. ded 3. u. ber P. (v. Dieding) v. 8. Ian. 1840 
an ben: Einwohner R. zu Inowraclaw. Ausdehnung der Naturalifation 


auf die Kinder. | un 

Aus der Eingabe bes N. N. v. 27. Dec. v. 3. ift erfehen worden, was berfelbe we⸗ 
gen Ausdehnung. bet den jübifchen Eingefeffenen im Großherzogthum Pofen ertheilten 
Sraturalifation auf deren Kinder vorgeftellt hat. Da die Raturalifation gewifie per 
ſoͤnliche Eigenſchaften vorausfest, fo folgt daraus von felbft, daß fie nur demjenigen für 
feine Perfon zu Theil werben kann, ber diefe Eigenfchaften befist. Es wird aber-jedem 
naturalifirten Juden fehr leicht werden, auch feinen Kindern die mit der Naturalifgtion 
verbundenen Vorzüge zu fichern, wenn er biefelben fo ergieht, daß ſie ſich Die erforbers 
lichen Eigenfhaften zu eigen machen. Jeder wird fich hierdurch aufgeforbert finden, 
feinen. Kindern eine forgfältige Erziehung zu geben, biefe auf eine fefte moralifche Grunde 
Tage zu begründen, und zugleich die Kinder zu einer foliden Thaͤtigkeit anzuhalten, wos 


” ⸗ ' 





1) Die & 8. der K. Reg. zu Voſen v. 30, Okt. 1837 an fämmtliche Landraͤthe 
macht obige Beftimmung wiederholt bekannt. Kan. DEU &. ımMRN 
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ech für das Judenthum weit mehr gewonnen werben wird, als durch bie Erblichkeit 
gewiſſer Vorzüge, ohne Riüdficht auf die ihnen entfprechende Qualifikation. 6 
. (Br M. Bl. 1840, ©. 12.) 


3) Rechte der naturalifirten Faden. 


a)y Die Rechte ſind bie der chriſtlichen Einwohner, in ſoweit uſcht bes 

fondere Ausnahmen gemacht find!). Insbeſondere find den Jitben fol 

gende Rechte gewährt: | 
aa) Unbeſchtaͤnkte Niederlafſung innerhalb der Provinz. 

a) Vergl. 8.20 ded Sefehes. ua: 

P) R. des Win. ded 3 (erſte Abthl. v. Wedel) v. 7. Nov. 184% an bie 
K. Reg. zu Bromberg. 
Da der In dem Ber. der K. Reg. v. 18. v. M. erwaͤhnte juͤdiſche Schneider N. zu G., 
obwohl demſelben, als Juden aus dem Großherzogthum Pofen, keine Militaͤrverpflich 
tung oblag, bennoch freiwillig Dienſte genommen und bei dem ſtehenben Heere/ wie Bei 
der Landwehr, ſolche abgeleiſtet, auch ſich dabei die Zufriedenheit feiner Vorgeſetzten ers 
worbeh Hat, ſo iſt es nicht nur ber Billigkeit angemeffen, fondern 'entfpricht felbft ven 
Allevhoͤchſten Abſichten, ihm fein Fottkommen möglichit zu erleichtern. In Betracht 
deflen, und da außerdem gegen bie Moralität bed 2c. N. font nichts angeführt worden, 
die Frage aber/ ob er in Bromberg fein Fortkommen finden werde — eine Frage, bie 
bei einem ſich ih vortiger Stadt neu etablirenden hriftlichen Schneiber gar nicht ‚aufge 
worfen werden würde — ihm felbft zur Beantwortung zu überlaffen if, wirb Dem ıc. 
N, in Geriägbeit ver Alert. 8. D. v. 8. Imi 1834, hiermit zur Niederlaffung in 
Bromberg die erforderliche Minifteriallongeffion ertheitt. . 

Hiernach hat die K. Reg. ſowohl den ꝛc. N., als die Stattbehörbe zu Bromberg zn 
beſcheiden. (8. M. BI. 1842. ©. 396.) .. nn 

bb) Unbefchränfter Erwerb von Grundbeſitz. \ 

a) Frühere Zuftände. | ä 

Durch dad Gen. Judenreglement v. 17. April 1797. Kap. II. F. 1 war 
den Juden die Erwerbung von Srundflüden nur unter Genehmigung der 
Kammer (jebigen Reg.) erlaubt. Bald nach Errichtung des Herzogthums 
Warſchau verbot das doegeet Warſchauiſche (Sächſiſche) Dekret v. 
19. Nov. 1808 den Juden die Erwerbung von Gütern; allein dieſes Dekret 
wurde nicht publizirt und hat Daher nie Geſetzeskraft erlangt ?). Mach der 
MWiedervereinigung mit Preußen diövonirten hierüber ®): 

aa) R. des K. Min. des 3. (Köhler) v. 19. Mai 1828, an den jüdi⸗ 
fchen Kaufmatin R. zu N, im Großterzogthum Pofen. Ermerbung von 
Landgütern. Ä J u 

Auf Ihre anderweite Eingabe vom vorigen Monat gereicht Ihnen ‚zur Refolution, daß 
das Min. des 3. den damit nachträglich in Abfchrift beigebrachten Welcheid der Königl. 
Reg. zu Pofen v.14. Dec. 1825, betr. die von Ihnen beabfichtigte Erwerbung des Guts 
N., nur beitäfigen, und fh nicht für ermaͤchtigt halten kann, Ihnen die eigenthüͤmliche 
Eriverdung eines Landgutes uͤberhaupt zu geſtutten. Das Königl. Sächſiſche Dekret 
v. 19. Nov. 1808, welches die Juden von bem Ankauf von Gütern mit Eigenthums⸗ 
recht ausfchließt, iſt zwar durch die Geſetzſammlung des-vormaligen Herzogtums Wars 
fhau nicht publigiet,. aber nichts befto weniger dadurch in Wirkſamkeit gefeht, daß der 
Juſtizminiſter des Herzogthums felbiges zu feiner Zeit den Gerichtshoͤfen zur ne 
zugefertigt hat :)._ Es wird nach biefem Dekret, welches ale ein weſentlicher Beſtanb⸗ 





1) S. diefe Ausnahmen sub, b. -. on 

N Bergl, die Note zu dem folgenden R. v. 19. Mai 1828. . J 

>) Dieſe R. find insbeſondere für. ven folgenden Abſchnitt von Wichtigkeit, das 
heißt, für die Theile des Herzogthums han, die zu Meftpreußen gehdren. 
Es wird von dort hierher zuruͤckverwieſen. 

*) Diefe Aufftellung ift ganz unhaltbar, da nad) allen Rechten ein Gefeg feine 
Guͤltigkeit erſt durdy die Publikation erhält, wofür die Mittheilung eines 
Geſetzes an bie Gerichtshöfe, fofern letzteres nicht eben bloß regLementarif.che 
Borſchriftin für ben Richter enthält, fonbern Über Rechte und Pfichten ded ges 
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eben — t noch * ‚Rate Beheben — des nestwaliaen MR Ar 
Betreff " J up, al [al 
iſt alfo auf Sie —E Kan. kr. . yAy, sehen de 

AB) R. deb K. Min. des J. ( Koöhlec) v. 25, Juli 1817 an bie K. Reg. 
in Bromberg. ö . 


St. 
Maj. des Königs unterworfen bleibt; ſo genehmiae doch das unterzeichnete Wein, auf 
ben Antrag ber K, Reg. d. 24. Im c; dern, daß ber Lafer 
Bf des acquirirten Water: in Deuifch gotdan borlaufig verbleibe, da derfelbe 
die8 Grumbftüd auf eine fo zioktkinäßige nmb Lobläche Art ſabſt ale Bauer beivterhfejafs 
tet, and ſich nad der Analogie des ch getiannten Ed erivarten fäßt, daß bes Röht 

Gpbein 

den 








Veaj. auch in den neu acquicketön eh den jüdifchen Stantsbürgern den B 
und die Bewirthſchaftung von Brunbitüdtemwerftaktin werden; auch wird der An Meg. 
überlaffen, dieſe ausnahmsweife Vewilligung mit bem Motiy dus bas Amtsblatt zur 
Ehre bed Lafer Tugenbreich öffenttich befannt zu Madhett. (Ann. I: ©. 84.) 

rd Rades K. Miet, des 8 (Höhle) d. 3. Nob. 1826 an die K. 
am Bromberg. Wüterttmekbunig von Seiten jadiſcher Glaubens, 
genoffen. * . 

Das tntetzeiämett' Dein. ht Fichzu der von Deu Z. Dreg. mittel Berichts vi.7. v. 
en erteion Gerärung bes Tonbesreithen Biken 10.Bin. 
1808, weiches Bu Erwerbung von Gütern sus „ten seht für nicht befugt, ins 
dem unter die ail zemeine Kategorie von „Glttein“” auch euch gehören, und es 
Auch überbem gur Zeit an beibegenben Gründen ſehlt, diefe vol dem Verboie auchu⸗ 
fliegen. (Ann. X. ©. 1083.) . : 

90) R. des K. Min. des Jun, (Röhler) v. 20. Mal 1817 an die K. 
Reg, in Bromberg, „, Fähigkeit Der Suben, Grunbitüde zu ermerben, 

Der K. Reg. zu Bromiberg wird auf Shren,megen ber Erwerbung von Grunbftädch 
Seitens der Juben im.bortigen Departement, namentli Schneidemühl, unterm 
18. dv. M. erftatteten Bericht, zu.nermehmen gearben, wie Sie, bis die allgemeinen Bis 
fimmungen wegen ber Staateblirgerlichen Werhältniffe für bie-Zuben in ben neu acqule 
tirten Provinzen ergangen. find, in einzelnen Fällen, wo die Anträge der Juden mit 
den Anfprüchen der Kommumen und ber biöherigen Berfaltun im Widerſpruch ftehen, 
fpegie ampufengen Yar, da fid für einen folchen interimi [ifden Buftand nicht fagtich 
allgemeine erfhöpfende Grundſahe angeben lafien. (Ann. I. ©. 187.) 

es) R. des K. Min. des Inn. (v. Schumann) v. 21. Aug. 18%, 
an die K. Reg. zu Bromberg. Berechtigung jüdiſcher Staatebürger zur 
Etrerbung von Grundſfücken. 

Auf bei K. Reg. Bericht Aber das Geſuch eines juͤdiſchen Staatsbuͤrgers aus Weſt⸗ 

reußen, um Ertbeilung der Grlaubniß zur Acquifition eines Srundftüces in einer im 
Bere jent der K. Reg. beiegenen Stadt m. v. M, wirb Derfelben Folgendes er⸗ 
el 


Di von ben ſtaatsbuͤrgerlichen Rechten aus dem €. v. 44. März 1812 in benfentgen 
Sandestheilen, wo Letteres nicht in Kraft befteht, zuf Zeit noch fein Gchrauc gemacht 
werten fann, fo {fi dort, mit jünifchen Gtantshärgern ber aftn Provinzen in. Betreff 
der Kömfensertheifung Wehufß, eigenthämlicher Erwerbung ftäbtifder Grundflüde eben 
fd zu verfahren, wie mit folhen Iuben, welche das Staatö- Bürgerrecht nicht befigen. 

Üebrigens iſt eine bloße Grunbftüdäerwerbung zwar als eine Verlegung des Alters 
kat angeordneten Wertyäftriffes ber Gefäptoffehdeit ber —5 Provinz gegen die 

teten Provinzen nicht anzufehens allein es ’finb auch rfickfichtlich des bloßen Bruns 
befige& die noch beftehenhen gefenlichen Worfchriften auf judiſche Staatsbürger der alteft 
Groningen anıdendbar, (Ann: X, @,75f.) 











faminten Yubliumd bläbontet, nlemals gelten ann. Mas miuß dahet agneh⸗ 
men, daß auch ſchon vor 1833 ber Befig von Gütern den Nuben im Grohherzogs 
tbum Pofen verftattet gewefen. Vergl hierüber quch das folgende Kapitel, 

3) Wergl, die Rote zum Rn 30. IRB... Be 
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I) R. des K. Min. des Inn. u. d. P. (u: Brenn) v. 7. April 1831 
an die K. Meg. zu Bromberg. Erwerbung von Häufern Seitens der Ju 
den, ohne Belaftung mit einem befondern ftäbtifchen Kämmerel: Kanon. 

Durch dasjenige, was bie K. Reg. im Ber v. 6. v. M. angeführt hat, Tann ein 
Recht der Kämmereien der dortigen Städte, von den Juden, wenn fie ein Haus erwer⸗ 
ben,. einen befonderen Kanon zu fordern, nicht entnommen werben. . ine falche Bor 
berung wiberfpricht auch ben allgemeinen Grundfägen. ber Billigleit um fo mehr, als 
bie Juden von ihren Grundftüden, fo wie für ihre Perſonen, alle Kommunallaften, 
gleich andern Einwohnern, tragen muͤſſen, und felbft zu den Beiträgen für chriſtliche 
Kirchen herangezogen. werden. Be 

Die K. Reg. möge daher für die Zukunft nicht geftatten, baß den Juden, wenn ihnen 
bie Acquifition eines Haufes erlaubt worden, bie Nebernahme eines befonberen Kanone 
angefonnen werbe. Was aber die Vergangenheit anlangt, fo mag es, wenn Zweifel 
entjtehen, dem Ausfpruche bes Richters überlafien bleiben, ob das desfalls getroffene 
Abkommen gültig fei oder niht. (Ann. XV. ©. 349.).. 

77) Das R. v. 21. Mai 1832, vergl; oben hiſtor. Einleitung. 

4) Segenwärtige Verhältniffe. . | 

ac) Durch 88. 20. und 25. d. find alle vorfiehend gedachten. Beſtim⸗ 
mungen, felbft wenn fie noch beflanden haben ſollten 1) aufgehoben. Hier 
aus ergiebt fich denn auch 

EB) die Aufbebung ber Judenreviere in ben Stäbten. Schon früher 
bemerkten hierüber Et ' 

a) das R. des K. Min. des Inn, (Köhler) v. 10. Rov. 1826 an den 
Magiftrat zu N. N., im Großberzogthum Pofen. Häufererwerbung von 
jüdifchen Glaubensgenoſſen. ' | 

Da ber Magiftrat dem Staate das Recht nicht, wird beftreiten wollen, juͤdiſchen Bes 
wohnern der Stäbte.bie eigenthümliche Erwerbung und bie Benugung vormals chriſt⸗ 
licher Häufer außerhalb der hin und wieder noch beftehenden Judenreviere nach eigener 
freier Beurtheilung zu verftattenz fo findet das unterzeichnete Min. ſich auch nicht bes 
wogen, bie in Anfehung des Juden N. N; dortſelbſt erlaffene Verfügung, wobei es fein 
Bewenden behält, gegen den Magiftrat zu rechtfertigen. 2c. 

(Ann. X. S. 1083.) j 

b) Die Refol, des K. Min. des Inn. u. d. P. (0. Brenn) v. 26. Ian. 
1833, an den Magiftrat zu N. und abichriftifh an die K. Ren. zu Pofen. 

Das Privilegium der Stadt N., durch welches die Juden dort nur auf ein gewiſſes 
Judenrevier —288— worden ſind, iſt ſchon, wie dem Regiſtrat auf die Cingabe v. 
12. v. M. eröffnet wird, durch die Einführung des Rapoleontfchen Gefegbuchs, welches 
allen Einwohnern gleihe Rechte verleihet, fo wie durch bie Konftitution des Herzogs 
thums Warfhau aufgehoben worden. Sind auch fpäter bie politifchen Rechte der Juden 
gefeglich auf gewifle Zeit fuspenbirt worden, fo bezieht fich doc diefe Suspenfion nicht 
auf ihre bürgerlichen und privatrechtlichen Befugniffe, zu welchen auch die gehört, ſich 
ihre Wohnung zu wählen. Wenn, biefer geſetzlichen Lage ber Sache ungeachtet, bie 
Audenreviere da, wo fie einmal beftehen, in der Regel erhalten worben find, fo ift bies 
aus allgemeinen polizeilichen Gründen geſchehen, nicht aber deshalb, weil einzelne 
Städte auf Beibehaltung berfelben zu dringen, ein Recht haben. Eben fo muß aber 
auch vorbehalten bleiben, aus gewerblichen und polizeilichen Gründen den Juden bas 
Miethen einer Wohnung oder aud) die Erwerbung eines Eigenthums außerhalb ber Ju⸗ 
denreviere zu geftatten. Dergleichen Konzeflionen find von jeher ertheilt worden, und 
werden auch ferner ertbeilt werrden. u 

Uebrigens iſt die Berufung auf ben Richter bloß In privatrechtlichen Angelegenheiten 
zuas die Zehrintung der Juden auf ein gewiſſes Revier aber keine Angelegenheit 
des Privatrechts. nn 

Die Berufung des Stadtraths auf die Verf. v. 15. Dec, 1830 ift daher auch ganz 
unpaflend, da in berfelben der Stabt blos nachgelaffen iſt, den Rechtsweg zu befchreis 
ten, wenn fie aus einem privatrechtlihen Grunde ben Herrn Fuͤrſten Radziwill in 
der Benusung feines Eigenthums zu befchränten eine Befugniß haben follte. 

* (Ann. XVII. @, 126.) | — 557 
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ec) Freier Gewerbebetrieb. M 


a) Schon früher hatte daB R. des Min. für Handel und Gewerbe und 
des Inn. (v. Schudmann) v. 8. Sept. 1820 beflimmt: 


Die von ben jübifchen Schneiders und Kuͤrſchnerzunften in Liſſa mittelft originaliter 
sub lege reımissionis hier beigefügten Vorſtellung v. 30. v. M. hier angebrachte Bes 
fchwerbe über die auferlegte Löfung eines befondern Konfenfes zur Betreibung ihres Ges 
werbes, fheint gang gegründet zu fein. Denn der Gewerbefchein vertritt die Stelle 
der Konzeffion, und überdies verdient jeder Zube, ber ftatt des Schachers (ber bei biefer 
Nation fo häufig ift) ein nägliches Handwerk wählt, eher Begünftigung in feinem 
Vorhaben, als eine beichräntende Maßregel. 

Insbeſondere ift ed dem $. 30. bes Ed. v. 2. Rov. 1810 ganz entgegen, außer der 
Gewerbefteuer noch durch Konzeflionsläfung das Gewerbe zu befteuern und zu erſchwe⸗ 
ren. Die K. Reg. bat daher dem Geſuche der Vittfleller zu beferiren, fie demgemaͤß zu 
befcheiden, und Abfchrift der Refolution binnen acht Tagen einzureichen. ' 

(Ann. IV, Heft 3. Nr. 95.) 


4) Demnäcft bat $. 20. ded ©. v. 1. Juni 1833 alle betreffende Be 
ſchränkungen aufgehoben. 


y) Auch in Rüdficht des Hauſirhandels gelten nur bie allgemeinen 
Beichränkungen. Es beflimmt: 


ac) Das R. ber Din. des nn. für Gew. Ang. (. Brenn), des Inn. 
u. d. P. (0. Robow) u. d. Kin. (in Vertr. Kuhlmeyer) v. 12. Sept. 
1836 an die K. Reg. zu Gumbinnen. 


Der K. Reg. wirb auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 29. v. M. hierdurch eröffnet, 
daß den naturalifirten Juden bes Großherzogthums Pofen das Hauficen auch außerhalb 
ihrer Provinz, wenn fie mit Gewerbefcheinen ber Reg. ihres Wohnorts zum umberzies 
henden Betriebe des Handels verfehen find, nicht verfagt werben Tann. 

(Ann. XX. Heft 3. N. 140.) 


EB) Das R. des Min. ded 3. u. d. Pol. (v. Rochow) u. d. Fin. (Gr. 
Aloensleben) v. 17. Mär 1842 an die K. Reg. zu N. 


Die K. Reg. erhält in der Anlage (a.) Abfchrift des heute den jübifchen Handelsleuten 
N. N. ertbeilten Beſcheides zur Nachricht, mit dem Eröffnen, daß bie Schlußbemerkung 
Ihrer Amtöblattverfügung v. 22. Sept. 1841, wonach ſolche Marktbefucher, welche In 
threm Wohnorte mit denjenigen Waaren, mit denen fie Sahrmärkte befuchen, keinen 
ftehenden Handel betreiben, als Haufirer anzuſehen find, in fofern mit den beſtehenden 
Vorſchriften nicht im Einklange ftebt, als nach dem Girk. v. 31. Zuli 1885. (Annal. 
©. 830.) Inlaͤnber, weiche von Markt zu Markt handeln, ohne irgendwo ihr Gewerbe 
behufs der Steuerentrichtung angemelbet zu haben, nicht mit ber Strafe ber unbefugs 
ten Haufirer belegt werben follen, ſondern in biefem Kalle die Steuer und Strafe nad 
dem Satze für das ſtehen de Gewerbe abzumeffen ift. 

Berlin, den 17. 1842. 
Der Miniſter bes Innern und der Polizei, Der Sinanzminifter. 
tn v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 


a. 
‚Bir eröffnen ben Handelsleuten N. N. auf die Vorftellung v. 13. San. d. J. hier⸗ 
durch zum Wefcheibe, daß bie Beſtimmung der Reg., wonach nur folchen deisjuben 
Paͤſſe zum Bereifen der Jahrmärkte ertheilt werben, welche in ihrem Wohnorte einen 
ehenden Handel mit ben von ihnen zu den Märkten zu bringenden Waaren betreiben, 
den bieferhath beftehenben Borfchriften völlig entfprechend ift. 
" Den Bittftellern, bei welchen biefe Bedingung nicht zutrifft, koͤnnen daher bie bean: 
fragten Paſſe zum Beſuche dev Jahrmärkte nicht ertheilt werben, vielmehr muß es bei 
Aaigen Beſcheide ber Reg. v. 18. Dec, v. I. lediglich bewenben. 


en 17. Dir; 1812, 
Der Minifter des Innern und der Polizei. Der Finangminifter. 
v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 


oa GE jubiſchen Handetsiente K. N. zu N. 
8. M. BL. 1842. ©. 89.) 
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5 5 keine aröhere Anode * die Chriſten. Ib BE 

n Anſehung der an die chriflliche Kirche zu zahlenden Abgaben vergl. 

$. 20 des ©. und das R. v. 25. Febr. 1842 oben 5 105. ß 
ce) Sie haben diefelben privatsechtlichen Verhaͤltniſſe. Vergl. bierüber 


b) Ausnahmsweiſe find die naturalifirten Juden in folgenden Be⸗ 
ziehungen beſchraͤnkt: 

aa) In Anſehung der Staats⸗ und Gemeinde⸗Aemier. 

a) Vergl. $. 20. a. des ©. | 


4) AÆ. d Mind. J. u. d. P. v. 17. Febr. 1840 an das Ob.⸗Praͤſid. ber 
Provinz Pofen. Verhaͤltnißmaäßige Beſchraͤnkung der Zahl ber jübifchen 
Stadtverorbneten. 41 

In der Anlage (a.) theile ih Ew. ꝛc., mit Bezug auf Ihren Bericht v. 26. Dee. v. J., 
bie unterm 5. d. M. auf die Immebiat:Befchwerde der Verwaltungsbeamten der jüdi⸗ 
ſchen KRorpsration gu M. Über die Beichränkung ber Zahl der jübiihen Stadtverordne⸗ 
ten an mich eraangenen Allerh. K. O. in Abfchrift mit, um danach das Weitere gefäl- 
ligſt zu veranlaffen. Die Beichwerdeführer find im Sinne der K. Ordre von hier aus 
beſchleden worben. Ant | I 

nl. a. X 


‚ Auf ihren Bericht v. 20. v. W., die Reklamation der Berwaltungsbeamten ber judi⸗ 
ſchen Korporatioͤn zu N. bett, finde ich nach Ihrer Anſicht eine pröportiontrte Beſchrän⸗ 
Bung’ dev Zahl der, In bie StabfverordnetenBerfammlung: zu wählenden Juden auf an 
Marimum von einem Drittel oder Viertel für die Städte des Großhtrzogthums: Poſen 
auf bie Anträge der ftädtifchen Behörden allerdings höchft nothwenig, und ermächtige 
Sie, Bei det Abfaffung der Statuten hierauf die erforderliche Rückſicht zu nehmen, und 
nads den Beftimmungen der St. O. v. 1831. $%. 3. 4 Meine Betätigung nadzufachen. 
Die Verwaltungsbeamten der jübifchen Korporation zu N. haben Sie hiernach ableh⸗ 
nend zu befcheiden. zc. (Min. BI. der innern V. 1840. 8,79.) 

bb) In Anfehung der ſtändiſchen Rechte vergl. $. 20 b. dad ©. und 
oben Abtb. I. Abfch. IV. &. 48, Ä . 

cc) In Anfehbung der mit dem Beſitze von Rittergütern verbundenen 
Ebrenrechten vergl. $. 20 c. des G. und im Allgem. Abth. I. Abſchn. IV. 
Seite 45 fg. — 

- dd) In Anſehung Der Verlegung des Wohnſitzes in eine andere Provinz 
vergl. $. 20 d. des G. und unten Abtb. 3. 

- Mad th diefer Beziehung namentlich die Aerzte aus der Provinz Poſen 
betrifft, To beflimmt die Cirk. Verf. des M. d. G, U. u. M. Ang. Eich⸗ 
born). an fämmtl. Reg. v. 3. Febr. 1841. 

Den, aus dem Grofberzoathbume Pofen gebuͤrtigen jüdiſchen Medisinalperfonen ift 
feither, in Gemäßheit des $. 20 der V. wegen des Judenweſens im: Großherzogthum 
Sofen v. 1: Iuni 1833 nur eine, auf den genannten Landestheil beſchränkte Approba⸗ 
tion: außgefertigt worden. Da bie Kontrolle ber beftehenden Beſchraͤnkung ber bezeich⸗ 
neten Mebdizinalverfonen auf das Großherzogtbum Pofen nicht zur Kompetenz bed mir 
anvertrauten-Minifteriums gehört, fo werde ich von jest ab, die Approbationen für die 
felben ganz in berfelben Art, wie bie, der andern Medizinalperfonen ausfertigen laflen. 
Da aber hierdurch die Beflimmung nicht aufgehoben wird,. nad welcher die, aus ber 
Provinz Pofen gehürtigen jüidifchen Medizinalperfonen in einer andern Provinz ohne 
höhere Erlaubniß fich nicht niederlaffen dürfen, fo beauftrage ich die K. Reg. bierburd, 
"denjenigen aus dem Großherzogthum Pofen gebürtigen jübifchen Kandidaten, welde 
dort die Zulaffung zu den Gtaatsprüfungen für Wunbärzte zweiter Klaffe, oder für 
‚Bahnärzte nachſuchen, fofort bei ihrer Admiffion zur Prüfung zu eröffnen, daß ihnen, 
"nad boſtandenem Eramen, zwar eine unbefchräntte Approbation werbe ertheilt werden, 
daß fie jedoch, um ſich in einer andern Provinz nieberzulaffen, die Erlaubniß days bei 
dem K. Min. des 3. u. db. Pol. fich zu erwirken hätten. Berlin, den 3, Febr. 1841. 

(Min. BI. 1841. G. 73.) Bu 


ee) In Anfehung ter Päffe vergl, Abth. I. Abfchn. VII. Kap, I, 
©, 45 fig. a 
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Sy. Ablöfung des Antheild anıden Korporations⸗Verpflich⸗ 
turigen Sritens ber aud der Korporation ausfheldenden Mit 
glieden | 
Hierüber beftimmen folgende R.: | u 

a) Re des Min. des J. u. d. Pol. (Köhler, in Vertretung) an den Ober⸗ 
präfidenten der Provinz Pofen v. 20. Oft. 1835. - 2 


Bekanntmachung des K. Oberpräffbiums der Provinz Pofen ( Flottwell), 
v. 7. Juli 1837. 


Zur Begegnung etwaiger Mißverftändniffe bringe ich hierburd) mit Bezug auf das R. 
ded Königt. Min: des Inn. und der Polizei v. 20. Oft: 1885. (Annai. aut öffent: 
lihen Kenntniß, daß das Regulativ vom 8. Mai d. 3. wegen Abfindung der jüdi⸗ 
[hen Korporationen hicfiger Provinz beim Abzuge ihrer Mitgkieder,- fomohl: nad) deſſen 
Faſſung als nady einer ausbrüdlicden Beflimmung der K. Min, des 3. und. der Juſt., 
nicht blos für den Kall der Neberfiedelung in .eine andere Provinz des Staats, ſondern 
auch für alle übrige Bälle maßgebend it, wo Mitglieder einer jüdifhen Korporation 
Pr der Provinz freiwillig: aus ihrem bisherigen Korporationdverbande aus: 
eiden. UU — 


J A. F 

Das Min. bes J. und der Pol. hat ſich Über bie in Ew. Hochw. Bericht v. 12. Aug. 
d. 3. in Bezug auf bie Regulirung bes Schuldenweſens der Synagogengemeinben.-im 
Großherzogthum Pofen aufgeftellten Zweifel nody mit dem Herrn Juſtizminiſter Muͤh⸗ 
ler vernommen, und erwiedert hunmehr, nachdem fich derfelbe mit ben besfallfigen dies⸗ 
feitigen Anſichten einverftanden erklaͤrt hat, auf.jene Zweifel Kolgendes ergebenft.: : - 

Hinfichtlich der erften Krage tritt das unterzeichnete Min. Ew. How. dahin bei, daß 
die in dem $. 20. lit. d. des ©. v. 1. Juni 1833 vorgefchriebene Abfindung mit. der Kor⸗ 
poration nicht blos bei der Ueberfiebelung in eine alte Provinz des Staats, ſondern Übers 
haupt, wenn das Individuum den Synagogenbezirk ober Ort und fomit die Kosporation 
verläßt, ftattfinden muß, ba es hierbei nicht ſowohl auf die in dem $. 20 lit. d. bes an⸗ 
geführten G. enthaltene Beftimmung, als vielmehr auf bie Anwenbung ber allgemeinen 
Grunbfäge ankommt, welche bag A. X. R. Th. 2. Zit. 6. 8$. 184 ff. hierüber feſtſtellt 
und binfichtlich deren die Kürforge des Staats nach $. 11. a; a..D. ganz:befonbers kon⸗ 

urrirt, " “ 
iernach ift denn aber auch die in der vorgebachten Geſetzſtelle enthaltene Beftimmung, 
nad) welcher in Ermangelung einer gütlihen Einigung wegen Ablöfung des Antheils des 
Ausfcheidenden an den Korporationsverpflichtungen bie Keftiegung der Reg: eintreten 
foll, nicht blos auf den Kall ber Neberfiebelung in eine andere Provinz zu befchränten, 
fondern auch auf die Übrigen Källe des Ausfcheidens in Anwendung zu bringen.. - 

Die zweite Frage anlangend: ob und in wieweit gegen bie Fıfllegung der Regierungen 
der Rechtsweg offen ftehe? fo findet, foweit es auf das Berhältniß zwifchen ber Korpos 
ration und ihren Mitgliedern ankommt, der Rechtsweg nicht ftatt. Die Kefkfegung 
der Reg. kann aber ftets nur, unbefchadet den Rechten eines jeden Dritten, erfolgen, und 
darf mithin dritten Perfonen nicht verfagt werben, abgejehen von jener Feſtſetzung, ihre 
vermeintlichen Rechte, ſowohl gegen bie Korporationen, als gegen beren bermalige und 
vormalige Mitglieder, im Rechtswege zu verfolgen. - ——— 

Was den dritten Punkt wegen Feſtſetzung ber Abfindungsſumme betrifft, fo hängt 
Alles zunädft davon ab: — 

in welcher Art von den einzelnen Mitgliedern der Gemeinden bie Verpflichtung 
urfprünglich übernommen ift. en 

In ſoweit hierüber keine fpeizelle Uebereinkunft eriftirt, mithin bie Vorschrift des A. 
8.8. 8.94. a. a. D. keine Anwendung leibet, treten die Maßgaben $$. 96 und.107 ein. 
Auf die Beftimmungen der $$. 184 ff. kann nur in fofern gurüdgegangen werden, als 
es auf laufende Beiträge ankommt, von deren richtigem Eingange bie Erfüllung ber 
etatsmäßigen Zahresausgabe aßhängt. 

Das Verhältniß der ausgefchiedenen Mitglieder zu der Komporasion,. in. welche fie 
anderweit eintreten, reguliut fi ‚aedengatte nad) ben Vorfchrikten, welche has X. 2. R. 
$. 99 ebendaf. enthält. (Ann. XXI. ©. 183.) er m 

B)-R. deflelben Min. (v. Rochow) an denfelben v. 8. Mai 1837 nebit 
Reyulativ de eodem. 7 9— 

Den von Euer Hochw. unterm 17. v. M. mit ——— eines Regulatius 
wegen Aue Pate ihret Wiehtehes ASS SI 
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Ganzen fehr zweckmaͤßig und nur bei 8. 8. nody eine Modiſtkation, fo wie hinſichtlich 
bes $, 4 noch eine Ergaͤnzung nothwendig gefunden, hiernady aber nunmehr bad Regr⸗ 
lativ in meinem Namen abfaflen laffen. Indem ic) Ihnen ſolches beiliegend (Anl. a.) 
überfende, erfuche ich ie, daffelbe durch die dortigen Amtöblätter bekannt zu machen 
und auf deſſen Beobachtung zu halten. 

Die noch unentfchiedenen Bäle werben, da es zeither an beſtimmten Grundſaͤtzen zu 
Beurtheilung der Reflamationen gefehlt hat, hiernach ebenfalls zu erledigen fein. 


Berlin, den 8. Mai 1837. - 
’ i Der Minifter des Innern und ber Polizei 
vRodhow - . 
a, 
' : Begulativ, n J 
bie Abfindung der jũdiſchen Korporationen im Großherzogthume Poſen von Seiten ihrer 
abziehenben Mitglieder betr. . 

Um bie Zweifel zu befeifigen, welche bei Ausführung bes G. v. 1. Juni 1833 we 
bes Judenweſens im Großherzogthum Pofen, $. 20. d., hinfichtli der Abfindung 
Pr eeen von Seiten ihrer abziehenden Mitglieder entflanben find, bes 

mme olgenbes: 

1) Das freiwillige Ablommen beider Theile Über die zu zahlende Summe fchließt eine 
weitere Erörterung gaͤnzlich aus. Auch ift eine Berufung anderer Korporatione: 
Mitglieder in künftigen Fällen der Meberfiedelung auf die früheren mit anbern 
Mitgliedern abgefchloffenen Abfindungs-Berträge unzuläßig. en 

: 2) Wenn Bein Ablommen zu treffen ift, " tritt bie Entiheldung der Reg. ein, welche 
feftzufegen bat, was ber Abziehende zu Ablöfung feines Antheild an den Korpora⸗ 
tions-Berpflihtungen entrichten mu, or U 

3) Als auf einer Verpflichtung der Korporation beruhend, werben in der Regel alle 
diejenigen Ausgaben angefehen, welche in den von der Reg. genehmigten Etat der 
Korporation aufgenommen morben find. ' 

: 4) Wenn jeboch ber Abziehende bemeifen kann, daß biefe Ausgaben entweber ohne bes 
ſtimmte Verpflichtung der Korporation von ſolcher übernommen, ober auch bloß 
= vorfbergehend find und in kurzer Zeit in Wegfall kommen, fo hat bie Reg. die Ab: 
findunas⸗Gumme hiernach verhäftnißmäßig zu ermäßigen. u 
5) Die Abfindungs:Summe‘ wirb nad; den baaren Beiträgen berechnet, welche ber 

Abziehende feit Aufftellung der Korporations:Etats und deren Genehmigung burd) 

die Reg. jährlich geleiftet hat, indem durd, Fraktion ber Jahres: Betrag auszu: 
wmitteln iſt. Nach Verfluß von ſechs Jahren, feit Aufftellung und Genehmigung 
des erften Etats, ift ein fechsjähriger Durchfchnitt anzunehmen. - BE 
6) Der hietnach auszumittelnde Durdfehnittsbeitrag bildet die Grundlage der Abfin- 

"dung, ohne daß eine Ermittelung des Vermögens des Ausſcheidenden zuläffig if. 

Nur wenn berfelbe nachweift, daß er an feiner Nahrung und feinem Vermögen fett 
!den früheren Veranlagungen einen ſolchen Verluſt erlitten, daß er in Zukunft, 

‘ wenn er in ber Korporation geblieben wäre, auf eine Ermäßigung ber zeirherigen 

Beitraͤge Anſpruch gehabt haben würde, ift die Reg. hierauf Ruͤchſicht zu neh⸗ 
men und den zu berechnenden Jahresbeitrag hiernad, zu ermäßigen verpflichtet. 

7) Der auf ſolche Weiſe feftzufegenbe Sahreebeitzag wird als eine Rente betrachtet, 
welche bie Rorporation, wenn ber Ausfcheibenbe ihr Mitglied geblieben wäre, auf 
Lebenszeit von demfelben zu beziehen gehabt hätte. Der zwölf und ein halbfache 
Betrag biefer Rente bildet, nach Analogie der Vorſchrift des Stempelgeſetzes v. 
7. März 1822. 8. 4. c. die Summe, welche der Betheiligte als Nofinbunde: 
Summe zur Koreorationd- Kaffe zu erlegen hat; das Alter deſſelben hat auf bie 
Berechnung aber feinen Einfluß. | 

8) Segen bie von ber Reg. nad) biefen Grunbfägen feftzufegende Abfindung tft die Bes 
rufung an das K. Öberpräfibium zuläßig, a 

Berlin, ben 8. Mat 1837. 


Der Minifter des Innern und der Polizei. 
v. Rochow. 


— 


(Ann. XXI. ©, 464.) . 
k R. desMin. des I. (v. Meding) an bie K. Reg. zu Pofen v. 18. Juni 
1840: . u 
In Bekreff der Beſchwerde bes Juden, Kaufmanns N. zu R., über bie Höhe des ihm 
von ber dortigen jüdifhen Korporation abgeforderten Abzugsgeldes, woruͤber bie R. Reg. 
ben Ber. v. 25. v. M. erftattet hat, reicht die bloße Verſicherung, baß ein abzietenber 
Zube zeither eine gewiffe Summe zu ben etatsmäßkgen Korporationsausgaben beigetra> 
gen Yabe, Zeinesweged aus, um die. Reklamation vefieinen gegen tie (hm angefonneng, 
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nad) Hefe jährlichen Weit normirte Xbfindungsfumme zurädzumeifen. Denn nach 
dem G. v. 1. Zunt 1833. $. 20 d. follen die Abgiehenden blos zus Ablöfung der Kor⸗ 
porationd «- Verpflihtungen angehalten werben. Run innen aber auf einen 
Bat theils Yus; zu welchen keine Verpflichtung vorhanden ift, aufgenommen wers 

N, 3 B. für wohlthätige Zwede, zu benen die Zubenfchaften, — die rgig 
Kommune zur Armenpflege verbunden ift, freiwillig Abgaben aufbringen, theils können 
auch die Abgaben für Zwede aufgebracht worben fein, welche mit, Ablauf des Jahres bes 
zeit erneicht find, und. für die daher im der naͤchſten Zukunft überhaupt nichts mehr, 
‚ober body weit weniger aufzubringen if, 4. B. zur Ausführung bereits tiger Bauten, 
zum Anfaufe von Schul und anderen Gebäuden, zur Bezahlung von Schulden 16. 
Wegen folder. Yusgaben wärbe immer, ber —SeS und Billigkeit gemäß, das Ab⸗ 
fiabungequantum nicht nach dem vollen zeitherigen Abgabenfag berechnet werden konnen. 

Diernach Hat, bie K- Reg, zuwdrderſt ein gütliches Abkommen zwiſchen dem 2c,.R. und 
dem Korporationsvorftande zu,verfuchen, zudiefemawee dem Exftern den Korporationds 
Gtat vorlegen. zu Laffen, und. ihn mit jeinen Erinnesungen dagegen fpegiell zu Hören, dem⸗ 
nachſt aber,. wenn ein Vergleich ‚nicht: zu Stande kommt, die K, Reg. nicht auch ſeibſt 
vielleicht. fich bewogen findet, „das verlangte. Abfinbungsquantum zu ermäßigen, unter 
Ginzeihung bes. Gtats und der Verhandlungen, zu berichten. _. J 

——— hienbei, ſt um fo.nothiwendiger, als bie Summe von 500 Rthie, 
einDbjekt ift, welches auf den künftigen Rahrungeftand des Wetheiligten von erhebli 
u —— Er as Min. Seh er a een eh bie Judenſchaften 
gegen ihre einzelnen Mitglieder Mit Gerechtigkeit zu verfahren, eswegt Immer 
Aelat finde, (8: Mins Bl. 1840. ©..224.) 1 on u 

9) R. deſſelb. Min. an dieſelbe Behörde v. 8. Septbr. 1840: 

Aüf den Ber. der K. Reg. v. 29. Maid. J., vermittelſt deſſen dieſelbe den Etat der 
Einnahmen nnd Ausgaben ber judiſchen Korporation zu Poſen eingereicht va muß das 
Min. des J. e6 lediglich bei dem bewenden  laffen, was ſchon früher und zulegt und in 
bet Berf. v. 18. Juni d. J. ausgeiprodhen worden ift, daß nämlich, biejenigen Zuben, 
welche ihren Wohnflg in eine unbere Provinz verlegen, dem ©. v. 1. Juni 1833. 5.20 
d; gemäß, nur wegen der. Korporation sverpflidtun ‚en ſich mit den Korporatios 
nen abzufinden verbunden find. Hiermit ſtimmt auch das Rrgut. dv. 8. Mat 1837, wels 
hes Übrigeng,” wenn "68 eine abweichende Beftimmung wirklich enthielte, nicht dem G. 
berogiren tonnte, und daher abgeändert werden müßte, vollkommen Überein. Es jft zwar 
darin 913 ausgefprochen, daß in her Regel diejenigen Ausgaben, welche in dem Sir 
der En unter Senehmigun der X. Meg. aufgenommen worben, ald Auf einer 
Verpflfchtung berürhend Angufehen jind, "wWbei vorausgefegt iſt, daß folhe Ausgaben, 
weiche nicht auf einer Werpflicytung beruhen, ſondern — geleiſtet werben, au 
durch freimofffige Beiträge" gebeett werden müffen, und man aud) ben Mitgliebern der. 
Korpöration — fortlaufende Steuern dazu nicht anſinnen Zain. Fur den 

fall aber, daß dennod) bergleidyen Ausgaben auf ben Etat. genommien worden ſeig follten, 
ft ſchon int Regul. fetoft 8. 4 die Ausnahme.von ber 8. 3 feftgefekten Regel beftimmt, 
wonad) wegen folcher Ausgaben, weiche ohne Verpflichtung auf den Etgt genomnten 
— en je vorübergehend find, eine Ermäßigung des Abfindungsguantums 

tefinden muß... WB 
Be ergiebt ſich aus. dem eingereichten. Etat, daß zu verſchiedenen @egenftänden ber 
Armenpflege nicht weniger.als.4200-Rthir, jährlich in Ausgabe — ſind. Von den 
verſchiedenen nad) Summen nicht befonders ausgenosfenen Pofitionen kann nur die sab 
5 zu,Belleibung armer {chulfähiger Kinder als auf einer Verpflichtung der 
Korporationsmitgli beruhend, ;angefehen werben,.da folche durch das &, v. 1. 
1833 ausbrüdtich aufgelegt worben ift.. . Alle übrigen Pofttionen für Unterftügung, Für 
Bertheilung von Ofterkucen, für Freitiſche zc. beruhen nicht auf einer Berpflichtun, 
fonbern nurauf freiem Willen, ba die Juden Mitglieder ber bürgertichen gemeinde fin , 
zu allen Bebürfiiffen berfelben, namentli auch zur Armenpfiege, Beiträge zu leiften 
verpflichtet, baher aber auch Besehigt find, an allen Vortheiten des Gemeinbeverbandes, 
namentiich aud) an der bürgerlichen Amenkaſſe, theilzunehmen, und ihre Hülfebebürftigen 
diefer zur Unterftügung zu Überweifen. : Was von den zeitherigen Beiträgen auf biefen 
— kommt, muß daher bei Berechnung bes Abfindungsquanti nothwendig in Abe 
ug gebracht werben. und 
* bie Ausgaben für ben Kultus anlangt, fo mögen ſie im Xlgemeihen ald auf einer 
Verpflichtung berubend angefehen werden. Die K. Reg. wird aber bei Xufitellung bes 
Stats, und hemnächft bei deſtſetung des Xbfindungsquanti nicht vermeiben Lönnen, zu 
unterfuchen, „ ob biefe Ausgaben nicht weit aber bie wirklich gu erfüllende Berpflichtung 
Vinausgeän, 0 fid) aicht mehr zut Dedung bucch feciwillige Beiträge eignen. 

Die Schulden gehören güpx vorzüglich zu denjenigen @egenftänben, wegen beten dd. 
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Abldfung erfolgen muß. In Pofen tritt aber bekanntlich ber befondere Umſtand ein, 
daß die jädifche Korporation durchaus läugnet, zu Verzinfung und Tilgung deffen, was 
zeither als Schuld derſelben angefehen worden ift, verpflichtet zu fein, und daß darüber 
erft noch im Wege des Prozeſſes entfchieden werden muß. Die Zudenfchaft geräth baber 
mit fich felbft in Widerfpruch, wenn fie zwar ihrerfeits irgend eine Verpflichtung für das 
Ganze der Schuld völlig in Abrede ftellt, dagegen aber ihre ausfcheldenden Mitglieder 
zwingen will, die Verbindlichkeit zu Ablöfung eines Antheils daran anzuerkennen, und 
diefen Antheil baar auszuzablen. Man wird daher die proviforifche —— die zu 
Deckung der Glaͤubiger — *2** des Ganzen angeordnet iſt, auch analog hinſichtlich 
dieſer Antheile in Anwendung zu bringen, und ſelbige nicht der Korporation auszuant⸗ 
worten, ſondern ad depositum zu nehmen haben, mit dem Vorbehalte, fie den Einzah⸗ 
leen ganz oder zum Theile wieder auszuzahlen, wenn durch bie eingeleiteten Prozefle 
die Zudenfchaft gang oder zum Theile von den Schulden befreit werben follte. 

Hiernach möge die K. Reg. wegen anderweiter Feſtſetzung des Ablöfungsauanti des 
N. und des N., deſſen neuerlic, hier eingegangene Veſchwerde beifolgt, das Weitere vers 
anlaflen, und fi überhaupt in künftigen Faͤllen hiernach achten, auch ihre Entſcheidun⸗ 
gen nur nach vorgängiger fehr ſtrenger Präfung der Verpflichtung ertheilen, da die jü: 
difchen Korporationen fehr geneigt zu fein ſcheinen, die abziehenden Mitglieder weit über 
ihre Verpflichtung hinaus zu belaften. (B. M. BI. 1840. &. 849.) 


&) R. deffelb, Din. an den jüdifben Kaufmann N. und in Abſchrift an 
die K. Reg. zu Bromberg und Pofen v. 15. Nov. 1841. 

Das Min. eröffnet Ihnen auf die Vorftellung v. 6. d. M., wegen Ihrer Heranziehung 
zu den dortigen Korporationgleiftungen, baß es bei bem biesfälligen Beſcheide der X. 
Reg. zu Pofen v. 20. Aug. d. I. lediglich fein Bewenden behält. Die Ablöfung des Ans 
theils an den Korporationsverpflichtungen erfolgt immerunter ber Voraus ſetzung, daß der 
Abziehende an den Korporationsvortheilen nicht ferner theilnimmt. Wollte man bemje- 
nigen, derin der Korporation verbleiben will, geftatten, ſich Durch die Ablöfung von ferneren 
Beiträgen zu befreien, fo würbe dies balb ein Gegenftand unzuläffiger Spekulation wer: 
ben, da derjenige, der die Ausſicht hat, nod) 20 oder 30 Zahre zu leben, fehr gern fi 
durd) ein Averfionalquantum, das nur die früheren Beiträge zwölf und ein halb 
Mal in ſich faßt, von jeder ferneren Beitragspflicht loskaufen, und dadurch auch den hoͤ⸗ 
beren Beiträgen entgehen würde, welche er bei vermehrtem Vermögen und Einkommen 
tragen müßte. Derjenige, welcder zeither nur einen geringen Beitrag geleiftet, jedoch 
durch Erbſchaft oder fonftige Konjunkturen fein Einkommen verdoppelt und verbreifacht 
bat, würde ein fehr vortheilhaftee Geſchaͤft machen, wenn er, unter dem Vorwande, fi 
in eine andere Provinz Überficdeln zu wollen, feinen Antbeil an ben Verpflichtungen na 
den früheren Beiträgen abıdfete, dann aber fortwährend im Orte bliebe, und Feiner weis 
teren Befleuerung unterworfen würbe. Die Beflimmung ber K. Reg., nach weldyer Ies 
der, der nach der Ablöfung im Orte bleibt, und daher gefehlich bis zum wirklichen Abzuge 
der Korporation ängehört, der Abldͤſung ungeachtet, die Laufenden Beiträge zu allen Kors 
porationsbebürfniffen leiften muß, ift daher vollfommen gerechtfertigt, 

(8. Min. Bl. 1841. ©. 322.) 


5) R. deffelb. Min. an diefelbe Behörde v. 24. März 1842. 

Der K. Reg. wirb auf ben Ber. v. 2. v. M eröffnet, daß der Antrag, einem Juden 
das Raturalifationspatent für die alten Provinzen erft dann auszubändigen, wenn er bie 
Verpflichtung ausbrüdlicd, übernommen bat, fo lange er in feinem bisherigen Aufents 
haltsorte wohnen bleibt, bie von ihm geforderten Korporationsbeiträge nad) wie vor zu 
zahlen, bereits durch die Verf. v. 15. Nov. v. I. (Min. BL. ©. 328) erledigt tft. 

Es unterliegt aber keinem Bedenken, die Aushändigung des Patents an dem zeitheri⸗ 
gen Wohnorte eines Juden davon abhängig zu machen, daß derfelbe die Abloͤſung wirk 
lich geleiftet ober Sicherheit deshalb beftellt hat. Der K. Reg. bleibt anheim geftellt, bie 
desfallſigen Srundfäge durch ihr Amtsblatt bebannt zu machen. 

(B. Min, Bl. 1842. G. 109.) 


F. Rechtsverhältniſſe der nicht naturaliſirten Syden im 
Großherzogkhum Pofen. | | 

1) BVerzeichnung der Nichtnaturalifirten. 

9) Vergl. $. 21 bed G. u. Juſtr. v. 14. San. 1834 oben S. 305 fig. 
b) Ueber den auch von den Nichtnaturalifirten anzunehmenden beſtimm⸗ 
ten Bea ſ. die K. O. 0 22. Dec. 1833 Äbthl. J. Abſchn, VI. 


0. 12a. 


..4 
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Queber die Ertbeilvng von Duldungs:Gertififaten.f. die 68. 22. 23. 
bed ©. und den Art. 18 der Inftr., fo wie über bie Folgen der mangelnden 
Duldungs-Gertifitate den $. 24 ded ©. 

3) Rebte.ber nit naturalifirten Juden. - 

Es find dies in ben nicht ausbrüdlich ausgenommenen Fällen diejen! 
der qhriſtlichen Staatögenoffen. Solcher Außnahme ſind aber folgen: 

a) Es fehlen den Nichtnaturalifirten alle diejenigen Rein, Welche auch 
die Naturglifiten nicht haben. $. 25 des G und $. 20.3-rd, u 

Sie find ferner beſchraͤnkt: 

b) In Anfehung der Heirathen. Vergl. $. 25: a. 26. Des G. 

e) In Anfehung des Wohnfited. 

aa) Vergl. $. 25. b. d. des ©. 

bb) R. des Min. d. I. (y. WMeding) an die K. Reg. zu Bromberg v. 
15. Febr. 1842. Aufenthalt nicht natural. Juden auf dem Lante. 

"Auf den Bericht vom 21. b. M: dird der X. Reg, eröffnet, daß (don in fiaheren an 
die Königl. Regierumg zu Pofen erläffenen. Verfügungen der Grundfag feftgeftellt ift, 
daß nad) bem Gefeh vom 1. Juni 1833. $ 25. d. ben nicht naturalifirten Juden nur 
verboten fei, ihren Aufenthalt auf dem Lande zu nehmen, und daß mithin bic Juden 
diefer Kategorie, die jchon bei Emanation des Geſetzes auf dem Lande mohnten, zu 
einer Ueberfiedelung, in'die Städte nicht gemungen werden Lönhten. 

Bent aud dem gedenwärtigen Berichte der & Weg. hervorgeht, daß Sie ben euttges 
gengefepten Brundfag zeithe angenommen und ihrt hat, jo wird es für die us 
hehfgten Bälle freilich dabenbewenden müflen.  - 

Die X. Reg. mag hiernad) weilern Bericht erflatten, wenn Sie etwa über bie Kuss 
fihktarken des Ahr jet — abgeänderten Grundfages noch Zweifel — 

te. (S. D.’B1. 1842. ©. 60. 

" d). In Jjufebung des —*— vergl. $. 25. b. des ©. 

“ e)' In Anfehung der Gewerbe beftimmen 

2 vice Kill) des Handels mit Faufmännifchen Rechten der $. 25. ©, 

des 

bby RAT tes Scantgewerbes und deſſen Ausübung auf dem 
Eande der hp de8 ©. sub c. u. d. 

ce). Rüudfichtlich des Haufirhandeld der 6:25. ©. des G. 

PR) Ruckſchtlich aller anderm ſtehenden Gewerbe der $. 25. 6. des 
ber 

fh) In Afebung b sr Aanähme qhriſticher Lehtlinge, Geſellen und Dienfls 
boten vergl. ben 6. 25.e des © 

8) In Anfebung F —— von Darlehnen vergl. 

8a) den 6.25 bes ©. sub 

bb) Präjut. bed Be De Enbunals, v. 30. Juli 1836. Die Bi 
ſtienmung de& $. 25. Lit. g. det Verordnung iſt auf den Verkauf an die 
Sonfumenten im Kleinen zu befchränken. &pisitus ‚gehört nicht u ' 
im $&.25. Litt. g. erwähnten beraufgjenden Getraãnken. 

(Sur. W. Jahrg. 1897. S. 

4) Exwerb der —E —* der nichtnaturaliſirten Zuden 

a) Vergl. $. 28. des Geſetzes. 

b) ER. des K Min. des I. u. d. P. (v. Room) v. 30. April 1838 
an fämmtliche K. Reg. Zuruckreichung ber für Juden aus der Provinz 
Boten audgeenigten, von denfelben ‚aber nicht eingelöften Raturalifationd. 


Patente. 
iehrete BAHL ‚ben, in welchen bie für Juden and dem Groehyerzog · 
Pi Krach gen Sottrattotione-Patente mehrere Jahre ——e— —— den 
ben Pr in berem Bezirk ſie ein Etabliffement haben b opanden | wohn, ülgen 
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geblieben find, und ſich die Interefienten zu deren Empfangnahme nicht gemelbet, und 
— fo wenig bie angefegten Stempel- und Gebrimen Kanzlei⸗Gebühren berichtig 
aben. 

Die Kortführung dieſer Rüdftände auf mehrere Jahre kann aber für die Kolge nicht 
oeftattet werben, und ich fordere die K. Rea. bierdurd; auf, am Schluß jeden Jahres bie 
im vorhergehenden ausgefertigten, unb Ihr zur Auehändiaung zugegangenen Ratura: 
lifationssPatente, wenn ſolche von ben Empfängern bis dahin nicht eingelöft werden, 
gur Kaflation einzureichen. 

(Ann. XXII. ©. 388.) 
G. Rechtöverhältniffe der fremden Juden im Großherzog 
tbume Pofen. | 
Vergl. hierüber unten Abthl. 4. 


Vierter Abſchnitt. 


Saatsrechtliche Verbältniffe der Zuden in dem Kulm und 
Michelauer Kreife und der Stadt Thorn mit ihrem Gebiete. 


Einleitung. 


Die Zuftände, welche im vorigen Abfehnitt in Beziehung auf das Groß. 
herzogthum Pofen dargeftellt, wurden von den in der Ueberfchrift genann- 
ten, zur jebigen Provinz Weſtpreußen gehörigen, Zerritorien getheilt. Sie 
famen gleichzeitig an dad Herzogthum Warſchou, gleichzeitig an Preußen 
zurück. Da jedoch die Geſetzgebung v. 1. Juni 183.3 fi) lediglich auf das 
Großherzogthum Pofen bezieht, fo gilt in dem Culm und Michelauer 
Kreife, fo wie in der Stadt Thorn mit ihrem Gebiete noch die früheren Ges 
feße. Died find die herzoglich Warſchauiſchen Gelege, da diefe Die vorherges 
gangen Preußifche Geſetzgebung aufgehoben hatten). | 

Es führte nämlich die herzoglich Warſchauſche V. v. 10. Oft. 1800. 
Tit. I, Art. 4.5 und it. IL .Art. 102) im Herzogthume Warfchau die 
franzöfifche Geſetzgebung ein und hob alle frühere Provinzialgefege, wit 
Ausnahme derjenigen Fälle, in welchen das franzöfifche bürgerliche Geſetz⸗ 
buch auf Lokal: Gewohnheiten und Verordnungen fich beruft, fo wie ber 
vom franzöfilhen Geſetzbuche nicht berührten Materien auf?). Ebenſo 
ſprach die Konftitution v. 22. Juli 1807 im $. 4 volle Gleichheit vor dem 
Geſetze aus, ohne in Betreff der Juden eine Ausnahme zu machen. Diefe 
Geſetzgebung und zefp. Verfaſſung in Rüdficht auf die Juden iſt durch 
die Preußifche Gefeßgebung aufrecht erhalten worden *). Zu Unrecht nimmt 
daber dad R. v. 12. Mai 1840 (vergl. daffelbe oben &. 292.) an, daß 
dad Gen. Juden-Regl. von 1750, welches in Weftpreußen durch das Notifikat. 
Patent v. 2. Febr. 1772 eingeführt wurde, im Marienwerder Regier. Bezirke 
noch gelte; denn in dem Theile dieſes Bezirkes, der zum Herzogihum Wars 
fhau fam, ward dad gedachte Geſetz, wie gezeigt, durch die Verfaſſung 
des Herzogthums Warfchau aufgehoben; in Dem Theile aber, der bei Preus 
Gen im Frieden von Tilfit verblieb, iſt dieſem Geſetze ganz unzweifelhaft 





) Beral. den hiftorifchen Theil des vorigen Kapitels. 
- ®) Laube, Sammlung ber Gefege des Herzogthums Warfchau Bd. 2. ©. 53, 
2) Franzöſ. Gefek v. 21. März 1804. $. 7. Vergl. aud) Über dieſe Aufhebung bes 
heren Geſetzgebung durch bie Verfaſſung bes Herzogthums Warfchau den 
‚biftor. Theil des vorigen Kapitels, 
“) Se L. bie bißar. Einleitung bes vorigen Kapitels und das unten gegebene K. v. 
Nov. . 


Gtaatdtechtl. Verhaͤltn. d. J. tm Kulm und Michelauet Kreiſe ec. 357 


durch das Ed. v. 11. Maͤrz 1812 derogirt worden. Es bleibt alſo kein Ge⸗ 
biet für die Gültigkeit jenes Geſetzes übrig. 

Anlangend nun die Werfaffung, welche den Juden im Großberzogthume 
Warſchau gegeben wurde, fo warb, um dad Wefentliche zufammenfaffend 
voranzuftellen, die urfprüngliche völlige Gleichftelung mit den Chriften, 
welche die Verfaſſung v. 22. Suli 1807 verlieh, Später dahin befchränft, 
daß die Juden die ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte, mit Ausnahme ber politifchen, 
behielten und in ihren bürgerlichen Angelegenheiten, mit einigen Ausnahmen, 
nad) bem gemeinen bürgerlichen Rechte zu beurtheilen waren. 

Es beſtimmen nämlich: | 

1. In Anfehung der politifhen Rechte die V. v. 17. Oft. 1808 
deren Suspenſion auf zehn Jahre. Die K. O. v. 8. Aug. 18301) fehte 
feft, daß die Juden in der Verfaffung vorläufig verbleiben follten, welche 
bei der Befißergreifung galt. Hiernach läßt fich nun keinesweges behaupten, 
daß den Juden dafelbft alle potitifchen Rechte fehlen. Die Verfaſſung der 
Juden beftand in diefen Landestheilen im Zahre 1815 rücfichrlich ihrer 
politifchen Rechte darin, daß fie auf letztere ein volftändiges Recht hat: 
ten, ein folche& jedoch, deflen Ausübung bis zum Jahre 1818 hinausge⸗ 
[hoben war. Mit dem Jahre 1818 trat bie Gültigkeit diefer Rechte wies 
derum ein, fofern Beine ausdrüdlihe entgegengefegte Beſtimmung Seitens 
des Staated gegeben wurde, da ein Recht, weldyed an eine Zeitbeflimmung 
gefnüpft ift, deshalb nicht aufhört, ein Recht zu fein. 

Man muß dedhalb annehmen, daß die Juden in diefen Territorien auch 
diejenigen politifchen, inöbefondere aber alle anderen bürgerlichen Rechte 
haben, die ihnen nicht ausdrüdlich Seitens der Warſchauiſchen, oder 
demnähft Seitens ber Preußifchen Regierung genommen worden find. 
Letzteres ift gefchehen 

II. in Betreff der Händifchen Vertretung durch dad ©, v. 27. März 
1824.88. 7.119) 

11. In Beziebung auf die Bekleidung Öffentlicher Aemter dages 
gen fteht ihnen Bein Gefeb im Wege, daihre Staatöbürger- Qualität 
nach der Warfchauifchen Konflitution nicht zweifelhaft und niemald aufge: 
hoben worden und die Suspenſion der politifchen Rechte, wie erwähnt, mit 
Ablauf der beftimmten Beit aufgehört hat. 

IV. Den Militairdienft anlangend, wurden fie durch ©. v. 10. Nov. 
1808 und 29. Jan. 18122) in dem gefammten damaligen Herzogthum 
Warſchau gegen eine Abgabe von 116,666 Thaler 20 Sar.*) vom Dienfte 
im ſtehenden Heere befreit. Nach dem Gen. Juden Regl. v. 17. April 
1797, Kap. V. 8. 65) fland ihnen der Militairdienft frei, und nur diejeni⸗ 

en, welche nicht dienten, zahlten ein Rekrutengeld. Diefer Zuſtand, welcher 
im Großherzogihum Pofen wieder eingeführt), ift auch bier wieder herges 
ſtellt. Vergi. das R. v. 12. Oft. 1840. Abthl. II. und Schreiten der Reg.’ 
zu Pofen an die Reg. zu Marienwerder v. 27. Juli 1823 ad 2. 37), 


1) Vergl. diefelbe und bie dazu gehörigen Min. Beftimmungen oben ©. 40. 

2) Vergl. hierüber oben S. 48 fig. 

2) Laubel. c. Thl. 1. ©. 114, Thl. IV. G. 120. 

“) 700,000 polniiche Gulden. 

6, Vergl. oben ©. 292. Das Rekruten⸗ und Schutz⸗Geld, welches danach jeder 
männliche Jude vom 15. bis 61. Jahre jährlich zu zahlen Hatte, betrug 1 Rthlr. 
20 Sgr., wofür keine ſolldariſche Haftung ftatt hatte, Kap. V.5.1—8.1.c. 

e) S. oben Seite 324. 

") Gen. Alt. des O. 2. ©, zu Marienwerder Lit. A, Ar. 37, Vol. KEIL LA, 
Kod a. a. D. S. 263. Note 4. a 


335  Etaattsräri Berpäin. d. J. im Kulm vad Mihelener Kırife x. 


V. In Anfehung des Grundeigenthums 
1. das K. — v. 19. Nov. 1808, und AN v. 23. Febr. 1810 
dem Tuben da Recht, Landgũter zu erwerben. Diefes Dekret if jedoch nie 
durch die Gefeh-Sammlung des Herzegihums Warſchau publicitt worden 
und has mishin feine Gültigkeit. Pebehate Reftsipte, — welche jedoch alle 
vom Großherzogihum Pofen ſprechen !, — nehmen daher ohne gefeglichen 
Grund an, hy daſelbſi Juden Lantgüter (bis zum Jahre 1833) nicht hät 
ten erwerben Fönneg. 
2. In Anfehung Rädtifher Srunbflüde band das & bet Min. des 
Inn. d.d —— d. 13 pi 18152) den a on der Juden 
folgende Bedingungen. Eie ten vor, dem Stab: e 
af eine Vermögens von 40,000 poln. Gulden (6666 Rift 
20 Sgr.) nachweiſen, fo wie 
b. daß fie der deutfchen oder polniſchen ober franzöfiichen Sprache im 
Schreiben und Sprechen maͤchtig; fie mußten ſich 
c. verpflichten, ihre Kinder vom 7 ten Jahre ab in eine öffentliche Schule 


den, 
d, Ken] in Bart und Kleidung enthalten und. follten 
e. u dann erſt bad Haus erhalten, wenn ſich kein chriſtlicher Käufer 
e 


Es iſt jedoch klar, daß dieſes Miniſterial-Reſkript, welches auf kein, Be 
ſetz geftügt iſt, des beinefenben, Kbeninifizatio-Beamten Befugniffe weit 
a und, wie Dezluse) fehr richtig ausführt, ohne alle Gültige 


VL. Das Semreinde- Bürgerrecht fleht den. Juden zu, da es ihnen 
fo. menig wie das Staatsbürgerrecht ausdrücklich genommen worden und, 
es ſteht auch ihrer Berechtigung auf Kommunalämter nichtd entgegen). 

U. Abgaben befgnderer At haften mit Ausnahme de& gedachten Re: 
krutengeldes nicht auf den Juden o). Eine ſolche zu Herzagl. Warſchauſchen 
Zeit důrch ein G. v, 24 May 160) auferlegte Abgabe vom Kofcherfleifh, 
welche in Bolge der V. v. 25. März 18097) bergeftaltverpachtet werden fpllte, 
Bafınyan fich kein annehmlicher Pächter fände, die jüdifchen Familien: jede. 
Beziris den Pachtzind unter ſich aufbringen follten, wurde unter Preußi⸗ 
Kae Malen aufgehoben. Publ, des Ob. Präfidenten von Pofen v. 

» Julj 1815. 

je ſehr große Anzahl der, in bem Großherzogthum Pofen befinblihen, altteftamens 
une —E— nd ie Denen Da ——— Kir 
tigten Mitglieber diefer Religion, machen es bedenklich, fofort, und ohne weitere Bor 

rungen, bie Gefege eintreten zu laffen, weldye jeit Kurzem zum Bortheile biefer Glau⸗ 
bensgenoflen in den alten Preußiſchen Provinzen iegangen find. BER 

Die Regierung wird, fich, indeffen ernftlich mit den Mitteln beſchaͤttigen, bie Hinbers 
niffe, aus dem Wege rlumen, welche ihren wohlthätigen Abſichten in Kücſicht ber 
Suben, in biefer Provinz entgegen ftehen; und ich werde ed bankhar erfennen, wenn aufe 








4) Bez. biefelben oben &. 326 flg. 
” BR — D..& 260. 
. 0. D. 8. 84; 
*) Koch a. a. D. ©. 264 fuht hier, Dez ius ir tli D i 
a ne a0 af — 
botes or nhlichen Grunhbefiges fehlt, und in Betrepbes-itähtifchen überhaupt 
kein ce vorhanden ift, fondern die 3 19 Einer Behörde, 
yo Aneet und, one. ſtellt Weibes, 9 ‚in,, df,.0. a. O. S. 258, 
* gen Bereit — 8 5 2 die richtige Anpchl pefträgt. 
).Eaubs.a. 0 D.I. . 11, 8.25. j 
DEINES Dez die Ar 


Grästteächtt- Wechätch. u; 3. 1a don chem. Rt: ſacht SABaHEARE. SSH 


akt ES RtgtlebEr dieſet Dregioh fh hie Werkeädumgewoht Mägerh! mit mi über 
— — Be jeriöffen derathen Laden dadurch) in 
Stand fegen wollen, HäftenDetemit@r inbenumterftligt shiesfäuige Atiträgezu machen, 
‚ Votläufig bin id) autorifirt, bie bisher beftanbene, auf, ben Berufs 8 
eelegent Abgabe, als eine, mit den —7 der Preußdiſchen — m 
Eirtpetftänbene. Mfeueräng der Religion, adfzuhedeh. \ 

Diefe Abgabe Hött mit Dem Heutigen Tage auf. Feböch müeh die bie zum heuutigck 
age erwaqh ſenen Rüctitäude abgeführt, auchda, wo bie Koſcher⸗ Fleiſch Abgabe verpach 
FR seen 117 Ben Pächter die durch feinen Vorſchuß der Pacht etwa erwachſene Kos 

en, euftättet werben. i 

Doch follen die Koften, nad) vorgängiger Liguibafion, von der Königt. Reg. Kt 
aundxberft feitgejegt, umb dann erjt tepartitt, audh aus«biefei Köffen ditrdhdus eine‘ 
anlaffung genommen werben, die Abgabe, welche — mit dem heutigen Tage 


Hört, noch, einige. deit ſoridauern zu-laffen. (Zahrh. Bd, Vra, ©. 44.) 


VI Im Anfehung der Gewerbe kit dd Beſchraͤnkung in 
des Kup und ——— — — fo wie ded — sel 


nens ein. . 

Es unterfagt nämlidr >. 2 

1. Die 8. vv 80, DM. 18121) den Inden fuͤr eigenn Rethnung! obit 
Am Dienſte eines Adern, Getsänke:-itgenb eher Art: (Blẽt, Branntwein 
oder Meih) zu verfertigen in den Stäbten oder auf dem Lande [1 
handeln, und die Krug» oder Schänknahrung zu treiben, bei Strafe dA 
Konfiskatiori der vorräthigen Getränke und des dopbelten Werth berfälßen. 

2. Publit. der K. Reg. zu Narlenwerder v. W. Nov. 1823. . 

Auf die bei der Befignahme des Gulmer Landes vorgefundenen Juden, findet. sas Eh. 
v. 11. März 1812 zur Beit noch feine —8 fie werben — una ber 
ren pi je, nach den, während ber dherrſchaft beitandenen gejeglichen 

Durch die landedherrliche 8. v. 30. Btt. 4B1Z’wich aber den Yüben der Seit 
Getränten, fo wie bie Berfertigung und der Aueſchank derſelben gänzlich unt 1A 
dieſe Verordnung ift keineswegs aufgehoben, wenn gleich bei der Wieberbefignahme eins 
zeine jüdifche Eingefeffene ausnahmsweife in dem Befige ber Schanks und Getränkes 
Babritatione:Rahrung befunden worden. 

um den angetzoffengn Befipftand'nicht zu ſtoren, iſt zwar mitte der Minffterials 
Verfügung v. 2, San, 1817 ben, bei biefer-Erwerbeweife vorgefundenen Juden bie 
Zortfegung berfelben eidftrgeiten nachgegebeh, jedoch dieſe Eintoilligung durch die Verfüs 
gung des X. Min, des Inn, v. 5, Mai 1820 ausdrüdlic dahin deflarirt, daß die Ab ⸗ 
weichung von der noch gi jen Verordnung nicht über die Gränzen des Befitftandes 
ausgedehnt, und daher ben Juden auch die Ausübung ‘des ihnen nur! perfönlic nachge 
laſſenen Gewerbes blos an demjenigen Orte, wo fie‘ es getrieben, keinesweges aber eine 
en 1 N gl 

tes wir 2 nen he 
(Ann, we {339 ® ‚ b 
Fünfter Abſchnitt. 
Staatsrehtlihe Verhältniffe der IJuhen in den ehemals 
Könige fachſifchen Landedtheilen: 

Ohtiit:Gottt: Bieter, Bxeke. do: juts rotio reife Judübod/"Judas- 
oramane im San car — — 7 een 2 — — 

Garttus, Sciſce⸗ i — * 

— Sal een mat ci —— 

Finder, proviniei Rehhts Gerzopffuins Gadjfen.” 

ande 
fein 


4) Laube a. a. D, IV. S. 1185" [in 











Bid) den dilebenederlie⸗ 


340 Stoatorechtl. Berhäln. d. J in ben chen. K ſachſ. Landestheilen. 


18151) gingen vom Koͤnigreich Sachſen an Preußen über: bie Rieberlaus 
fiß, ein heil der Oberlaufiß, der Kurkreis mit Barby und Gom⸗ 
mern, ein Theil bed Meißener und Leipziger Kreifed, der größte 
Theil dee Stifter Merfeburg und Raumburg, Zeit, bad Sächſi⸗ 
fhe Mannsfeld, der Thüringifche Kreis, dad Fürſtenthum 
Querfurt, der Reuftädtifche Kreid, die Boigtländifhen En» 
klaven im Preußifchen, nämlich Gefäll, Blintendorf, Sparenberg 
und Blankenburg und der fähfifche Antheil an Denneberg *). 

In allen biefen Zerritorien gilt auch jegt noch in Betreff der Tuben 
bie fächfifche Verfaſſung *), wahrend in peivatrechtlicher Beziehung dab 
Landrecht und die Ger. D. eingeführt wurden *). 

Da die beiden Raufigen eine von den übrigen ſächſiſchen Territorien, 
welche gegenwärtig dad Herzogthum Sachſen bilden, verfchiedene Verfaſ⸗ 
fung auch in Betreff der Juden von je gehabt haben, fo war letztere abs 
gefondert Darzuftellen. Beide hatten nur Dad gemein, daß die Tuben auf 
das Aeußerfte gebrüdt wurden, wie die nachfolgenden, leider noch gültigen, 
Geſetze ergeben unt dag deflenungeachtet die Landflände ununterbrochen auf 
noch größere Einfchränktungen ber Gedrüdten, ja auf deren gänzliche Ber 
He antsugen; auf Erſteres ging dann die Regierung in bes Regel 
ein 


Während nun diefe Zuflände in dem benachbarten Königreiche Sachfen, 
weil fie den gegenwärtigen 3eitverhältniffen widerfprachen, zum großen Theile 
aufgehoben worden, bilden fie in Gemeinfchaft mit denjenigen der anderen 
Zertitorien, in welchen gleichfalls die deutfche Verfaſſung nicht durch die 
franzöfifchen Gefeße in die ſer Beziehung gereiniget worden 6), die dun⸗ 
kelſten Partieen der ein und zwanzig Preußifchen, die Suben betreffenden, 
Verfaffungen und Gefeßgebungen. 


Erftes Kapitel, 


Die flaatdrehtlihen Berhältniffe ber Suden in dem 
gegenwärtigen Herzogthume Sachſen. 


J. Die Juden find nicht Staatöbürger; fie find vielmehr 
Schugunterthanen, die im Herzogthum Sachfen gar nicht wohnen dürfen, 
wenn fie nicht Durch eine, auf fie perfönlich gerichtete Iandesherrliche Kon⸗ 
zeffion ald Schußunterthanen aufgenommen find. 

Es beftimmt hierüber dad Mandat Herrn Friderici Augusti, die Eins 
ſchraͤnkung der Anzahl deren Juden, und ihres Handels betreffend d. d. 16 
Auguft 1746 7). 


1) G. ©, 1815. ©, 53. fig. 

») Befigergreifungspatent v. 22. Mai 1815. (G. &. 1815. &. 77.) 

2) Vergl. ©. 40, 

*) Patente v. 19, Nov. 1818 und 22. April 1816. G. S. 1816. S. 233, 127. 

Vergl. hierüber Thl. U. 

) Landtagsabjchieb v. 24. April 1711. Codex Augusteus I. 869, Lanbtagsabs 
ſchied v. 19. 3uni 1713. ebend.&, 371. Landtagsabfchieb v. 5. Mai 1718. 5.3. 
©. 899 1. c. R. dv. 29. Dec. 1713. S. 888 1. c.5 R. v. 17. März 1722. 
Cod. Aug. ortf. I. Abth. 1.p.21 R. v. 19. Aug. 1734, $. IV. ebend. ©. 
68, v. 9. Juli 1742, 5. 2.9.66. R. v. 25. Zuli 1746. ebend. ©. 71, id 
Sept. 1749. ©, 75, 8. Sept. 1763. $. 6. ebend. ©. 78, 3. Zuli 1766, $, 14. 
©. 130, 2. Sept. 1769. 6. 17. ebend. ©. 160. 

») a VII. VIII. 

) Die Gelege find ba, wo fie zunächft zu erwähnen, in ihrem Zufammenhange geges 
ben und betr. Ortes ift auf fie zuridtgewieien. ’ : 


Staatsrechtl. Verhaͤltn. d. 3. in dem ehem. K. fächf. Lanbesthellen. ZAA . 


Wir, Friedrich Auguſt, von Gottes Gnaden König in Polen, Großherzog in Litthauen, 
Neußen, Preußen, Mazovien, Samogitien, Kyovien, Vollhinien, Pobolien, Podlachien, 
Liefland, Smolenfeien, Severien und Zichernicovien ꝛc. Herzog zu Sachſen, Juͤlich, Gleve 
Berg, Engern und Weftphalen, des Heiligen Römiſchen Reihe Erz: Marfhall und 
Churfürft, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, auch Ober: und Niederlaufik, 
Burgaraf zu Maabeburg, Gefürfteter Graf zu Henneberg, Graf zu der Marl, Ravends 
berg, Barby und Hanau, Herr zu Ravenftein ?c. 

Entbieten allen und jeden Unferen Prälaten, Grafen, Herren, denen von ber Ritters 
(haft, Obers, Kreis⸗ auch Amts⸗, Haupt: und Amtleuten, Schöffern, Berwaltern, Bürs 
aermeiftern und Räthen in Stäbten, Richtern, Schultheißen und insgemein allen Uns 
fern Untertbanen, fo mit Gerichten beliehen, biefelben inne haben und verwalten, ins 
fonberheit aber Unfern bohen und niebern Givils und Militärbebienten, auch allen ans 
dern, denen biefes Manbat fürkommt, Unfern Gruß, Gnade und alles Gutes, thun auch 
männiglich hierdurch kund und zu wiffen, weldhergeftalt, nachdem bei Uns, fowohl von 
denen Magiftraten, Kauf: und Handeldleuten, auch Kramern Unferer reſp. Reſidenz und 
verfchiedener anderer Städte Unferer Lande, wegen berer Tuben, bier und bar, zum 
merklichen Nachtheil Unferer getreuen Unterthanen, überhanbnehmenden Gewerbes, 
nichtweniger bes darunter zugleich vorgebenden Wuchers und andern Unbeils, zu meh⸗ 
rermalen Befchwerden angebracht, und um Remedur untertbänigft angefuchet worben, 
Wir in -Gnabden entfchloffen, ſolchem Uebel abhelflich Maaße zu geben, und ſowohl den 
Judenhandel Überhaupt, als auch infonderheit deren Aufenthalt in Unferer Refidenzftabt 
Dresden, dergeftalt einzufchränten, daß dadurch die bisherige Inkonvenienzien abgeftel: 
Yet, die deshalben bereits vorhandenen Lanbesgefehe und andere aute Orbnungen aber 
von denen Gerichtsobrigkeiten beffer, als zeithero geſchehen, zur Obſervanz gebrachtwer: 
ben mögen. Wir fegen, orbnen und tollen demnach, 1 ' 


. 4 

(Welche Juden hinfuͤhro im Lande zu bulden.) forthin in Unſerm Chur⸗ 
fuͤrſtenthum und inkorporirten Landen keine Juden, als die von ſelbſt eigenhaͤndig unter⸗ 
ſchriebene Concessioner, ober aus Unſerm Kammerkollegio ertheilte Paͤſſe zu ihrer Les 
gitimation vorlegen körnen, nach welchen ſie ſich an denen ihnen angewieſenen Orten, 
auf die in der Konzeſſion ober denen Paͤſſen beſtimmte Zeit und Art, aufhalten dürfen, 
aebulbet, noch einiger Hanbel ihnen erlaubet, bie Unterobrigkeiten aber, es fei in benen 
Städten ober auf dem Lande, welde, dieſem Mandate entgegen, eines ober das andere 
ober beides zu geftatten, fid) anmaßen, bei jebesmaliger Kontravention, mit 100 Rthlr. 
Unferm Fisko verfallener Strafe, auch nach Befinden, anderer Ahnbung, beleget,-erftere 
von ihnen durch hinlängliche Zwangsmittel unverlängt eingebradyt und erequiret, bie 
Juden hingegen, nebft ihren Kamilien, fofort aus denen Orten ihres Aufenthalts forts 
geſchaffet und mit Konfistation aller bei ihnen fidy findenden Waaren wiber fie verfabs 
ren, bie lestern in aertchtliche Verwahrung gebracht, auf das genauefte burchgegangen 
und fpezifiziret, die Specificationen mit Bericht gehörigen Orts eingelenbet, von bar 
fobann, wegen Verfilberung derer Waaren und fonft, das Nöthige verfüget, die baraus 
gelöfeten Gelder auch Unferm Fisko treulich verrechnet werben follen. 


(Obliegenheitdurdhreifender Juden.) Die durch Unfer Churfürftenthum und 
inforporirte Lande reifende Zuben haben zuvörderſt beim Anheroreifen bie orbentliche 
Landitraßen zu halten, und bei Vermeidung ber in bem Befehl de Anno 16883 bereits 
darauf geſetzten Konfiskation des bei fich babenden Guts, auch anderer Strafe, alle Weis 
und Schleifwege zu meiden; biernächft bei jebes Orts Obrigkeit mit richtigen Päffen ſich zu 
legitimiren, und find ohne dergleichen durchaus nicht zu pafliren, fondern anzubalten, ges 
nau zu eraminiren, aud) befunbenen Umftänbden nach, wiederum zurfickzumeifen, ober auf 
andere erforderliche Art anzufehen, und wie zeithero gefchehen, fo auch fernerbin das ges 
wöhnlidhe an Mauth, Leib: aud) andern Zoll- und Geleite, und was bie Präftanda fonft 
vor Namen haben mögen, bi8 auf andere Verordnung, gehöriger Orten, unweigerlich 
zu entrichten, ſchuldig, haben auch ihre Reife gebührend zu befchleunigen, und an keinem 
Drte, ohne dringende Roth, fi aufzuhalten, währender folcher Zeit aber, an denen Or⸗ 
ten, durch welche fie reifen, alles Handels mit Waaren, im Ganzen und Einzeln, ober 
Ausfchnittss und Stuͤckweiſe, befonderd aber des Haufireng, ſich zu enthalten, oder im 
widrigen Fall der Konfiskation ihrer Effekten, auch nach Befinden, anderer harter Ahn⸗ 
dung zu gewarten. 

Immaßen denn aud) m 

(Strafe dbererjenigen, weldhe zu dem verbotenen Judenhandel Bor» 
ſchub thun.) diejenigen Unferer Untertbanen, welche, außer denen nacdhgelaffenen Fäls 
Ien, entweder mit, ober ohne der Obrigkeit Vorbewußt, einen ober mehrere Juden bei 
ſich aufnehmen, beherbergen, derfelben Effekten verhehlen, ner ia gramm velaatnura gun 


AR Staatsrechtl Verhältn. d. I. In den ehem. K. Kärhf. Ranhehfbeilen. 


be pi liche Hanb Iı —F 6 Vorſchub thun, nach eingezogener 
Nr — — — — drigen Dets Een — Be Fa glei, ie 

Ei a Y K ee Fe: lem Bst Dede u znpufenben, N 
ingni -afe, zu belegen, bie erſtere inzuſenden, 

in abe Kr en an hin Werbeehern zu ⸗ 


uch wollen 


ac derer pribil jeten "Fuben) denen in Unſerer Refibenzftabt 
Berhben, ober fonft bei unſerm Sie zu duidenden Suben, befondere unter, Uns 
fecer eigenen Hand und Königlichen Infiegel ausgefertigte Concessiones, ober, tie «ts 
eh, dus Unferm Kammerkollegto Paſſe ertheilen Laffen, dahers denn 
he diejenigen, To dergleichen zu fuichen, Ge an Uns supplicando antertoenigft 
Ki Kan fernerer gnäbigfter Refolufion geivarfen, ach vor deren Sn 
ir denen Site, anhero hach — kei MH thle, 
tchaiis nicht wenden follen; wenn aber 
2 Er über‘ — Si ara Tr Su pitfantene Suchen in Gnaben — 
und'tine Konzeffion oder j ! Geftätfung fein: tion in Unferet Mefibenge 
ſtadt/ — pi  usfellen Lafer: fo hat berfelbe 
3) Nebft di rn 18 diel deren’ fur erwähnte Ronzeffion oder Paß aus- 
Seat und Hamrenttich enthalten, Gtati, Bm Sm ig, m, — 
und" Stabttath) al Der Geerat:Kceis-Einnahme, zu melden, 
—— id In heiſu zu gend ärkigeh, u =: 
Sem ur ii Bau Ri Kein nah suche obrigt 
wi Hr —20 1" bötzugeigen, Die 
Sole wre bl pm Eh de, m 


0 Site. — Setanne ae)? 1 
abe, die in ber F ei er Pe Pap ent altene Anzahl, mehrere Perfonen, unter 
einerlei — einzuläffen, {andern | die in fort —* Konzeſſion Si 
a ee GE at 3 ite, oder doc) niit denen darifinen efithaffenen, imNai 

E genal Mehmanee erſonen ſofort iri czuweiſen/ und von der ‚Stadt 

H ne aus Haben alla) 

5 die lanen Hit ran — wenn, anſtatt derer ihnen zugchoͤrigen in 
9 dem — — ober Ei mit a@gedtucten 5 fie nede annı er 

es "Bei unſerm berſement undergtin Ni ai Genen, allda die Mi 

nike in derer yortgenn a tretende" Pet hc fee dorzuftelten, "ud if 
fetnern Werdjerde‘ wi ewa * User bleſes auch a 
9 au en, Kap Reese Bomern tie ingleichen beim Amte und Stadt ⸗ 
the, duch der Generäls Leeis- Eittnährhe allhier, eine Opegifitation von eines. 
u nee vr on mie Anmerkung Se Abgangs und baber vorgefallenen Witz 
—— —— en, —— das’ Haug, dariniteh fie mit denen Shrigen 
wol nen, Ö au benennen, im übrigen aber der Kusftellung einiger Xtteftäten' 
pafergett ün andere Juben, bei 'Werlüft des ihnen ertheilten Konzeffisne 

Scheine oder Paffes, ſich gänzlich zu'entKatten. Wenn num ferner )7 
9) ein alfo priyifegirter Jude entweder ſein Domizilium verändert, unb auch nur vor 
feine perfon, Ant eirien ändern Drt ziehet, vder gar werftürbet,, erisfchet dadurch bie 
yon ung) ebenen Kongeffiön au) — deſſen Yinterbtiebenen Bamitie Es ha⸗ 
en he 

8) die fol r gefatt pripilegirten Juden ‚ordentlich alles unerlaubten ‚Handels mit 
Kies uno: ‚Häuficens mir felbigen maßen a denn auch, dffentliche Gewölber 
au haben, Tühlechterbinge ünterfäget bleibet, zu’ enthalten, ind Tediglich mit Demijes 
nigen, was an in der von ung ausgefteiften' Kongeffion, oder von unferm Kam⸗ 


ober het 


ui 
a Ana eh finden Höherer — 






































mietsRollegio ertheilten Pab, nachgelaſſen zu egnügen, und dieſes alles’ bet Wet 
Tuft der Konzefffon, anderer hotllküßrlicher Geid⸗ Gefängnißs ober fonft, nad 
Beſchaffen heit der ande, gu exequitenden Strafe 43, 





Rachdem Bir abern 
. VIIL 


(Commercium mit auswärtigen Judenſchaften.) mit denen auswärtis 
sunenfdaftenban Conimerelum güryih aufzuheben nicht gemeinet; fo bleibef denen 
kentn und befondere Concessiones, tie oberrähnet, nicht habenden Juden zwar, 
wie zeithero, fo auch fernerhin, bie einziger Neujahr:, Dfter: und Micaeliss, ingleis 
en bie Raum burger Petri⸗ Pauli-Meſſen zu befuchen und zu bauen, unbenommen, fle 
find aber auch fhulbig, die Erlegung des Leib⸗golls, Land⸗ und GeneralsAceife, nebft 





+) Die ff, VVIL beisefen bie Juden in Dresden. 


Orssrearter. Werhäitn.d. 3. a dan chem. 8. Mh. Kadbäntetih, FIT 


andern angeorbneten, ober fonft gewöhnlichen Praestandis, zu praſtiren, inſondetheit 
aber vor, in und nad) denen Meffen, refpective der Leipziger Jul did. 
2. Ott. 1682 und benen ergangenen Verfügungen, aud; was eiwan fonft zu ef 
guter Orbnung unb Unferm eigenen Intereffe unnachtheiliges an — Orten besh 
efohlen ober ſonſt hergebracht, ſich atkenthalben, bei Vermeldung der darinnen geſebte 
Strafe, gemaͤß zu bezeigen. 
Endiich wollen Wir zwar x 
(Jahrmarkts-Freiheit derer Juden.) in Gnaden geſchehen laſſen, daß die 
Jahrmaͤrkte bei Unferer Reſidenzſtadt Dresden, ingleichen in denen großen und mittlern 
Städten unſerer Lande, von denen auswärtigen Juden fernerhin beſuchet werden mds 
ven, jeboch daß es bei ber Stabt Dresden, unter obiger Präfautton, bei denen übrig, 
Stäbten aber mit Vorbewußt eines jeden Orts Obrigkeit gefchehe, ber zäufenthalt au 
denen in obbenannten Städten die Jahrmärkte befuchenden den Suben, über zwi 
bis drei Tage, und der Handel anders, ald im Ganzen, nach Mafgebung bes unterm 
6. Okt. 1687 ins Land ergangenen Manbats, nicht verftattet, mithin folhe Erlaubniß 
auf den Waaren-Schritt, aud einzelnen trieb und dad Hauficen nicht erftrediet 
— au welches alles, unter denen bereits darauf geiegten Strafen fernerhin verbos 
ten bleibet. 
Nachdem Wir auch X n ’ 
(LeibsBoll.) mißfälig vernommen, daß zu Vermeidung des Angtbens bei, denen 
Magiftraten, Erlegung des geib Zollg, und anderer Urfachen halber, fonderlich in benen 
Leipziger und Naumburger Reſſen einige Juden zu verichiebenen Malen fich unteritane 
den, auf erhaltene Freipäffe fic) zur Ungebühr zu beziehen, und babutch Unfere Kaflen 
gu befraubizen; als wollen Wit, zu Wermeibe und ge g alles baber, fich,etwan errig? 
Henben Bioeifelt, Yin Hiekbuce) bahtn gnädigft eriktet Haben, Haß prat Kleiniätts fo 
entweber mit einein von Und eigenhanbig unterfchriebenen, oder bodh von, Unjerm Kam, 
merzKollegio auögeftellten richtigen Balk verjehen, bei Bejuchung bergr Ripit: 
Naumburger Befln mit dem Leibzoll und andern fonft zu präffirenden, 
weldhen fie, nad) Snbalt derer Päffe und Konpeffionen befteiet, verfchonet 
fie Haben aber nichts befto weniger ünfer denen Thoren ſich anzugebe: 
denen Juden in gegenwwärfigem Mandat vorgefchriebene genau, zu Ste ten; wwiehei 
auch mehrere Herfonen, als in folhen Wäflen namentlich ausgebruct, Br ie Entridptung, 
bes Leibzols nicht zu pafiten, am allerroenigften aber denen mit obgedachfen Yäffen Ders 
fehenen ein mehreres, als fonjt in denen Gefegen und fothanen Konzeffionen auf Paffen 
nachgelafen, ‚connivendo zu inbulgieen ift. * 
er nun 


. XI, ER 
(Strafe der Senteonentsnten) diefet, Unſerer dem Publſko und — 










treuen Unierthanen zum Beſten abgefaßlen Verordnung zuwider zu leben ſich unte 
ben ſollte, denſeiben wollen Wit, er fei ein Chriſt oder Jude, Obtigkeif aber Unter‘ 
ner einheimifcher ober freniber — ober Haudgenöffe nach; Befinden von 16 
50 Thlr. auch mit Höbern Ged= und anberh Strafen, nicht, weniger refi oe it 
Konfislation derer Waaren, ober auf andere empfindliche Art, gang ohnfehtbar' anfes 
ven laffen. . . aan 
» Pr demnach allen und jeben Untere Anteg anen, ifffordethett dan dor Abehhe 
ſowohl Unferen Beamten, auch dene Räthen in Gkäbten und anderh Untet-idstern 
alles Exnftes, daß fie hierüber allenthalben ſtracklich halten, die Dikaftsria auch, wenn 
in dergleichen Sachen, darinnen zwar ordentlidhek Prozeß micht zu deffatten, fonbeen 
auf vorgdnalbe fummtarifthe Unterfuhung, und nad) fattfam eingegogener Gehe 
von der Sachen Beichaffenheit, auch gehörigen Orts erftatteten Bericht, aled, fonifl, 
möglich, in der Kürze abzuthun und alfobald befinitio zu —B iftyretwas an fie 
gelangen und vechtliches Exkenntniß erfordert werden möchte, darauf, glei andeien 
Unferen Gefegen und Verordnungen fprexhett follen i). 53 , 
Wornad) fi) alfe zu adıten, und gefthiehet Meran Unfer'ernfter Wille ui Winuig. 
urkundlich haben Wir biefes offene Mandat eigenhändig unterfchrieben, und Unfer K. 
Ehur⸗Sekret darauf zu drucken anbefohlen., So geſchehen und en zu Dredben, 
am 16. Aug. 1746. Erasmus Leopold v. Gerßdorff. 
Augustus Rex, (b.S.) JZoh. Gottlob Dtto, 8. fr 
(Codex Augusteus I, $ortf. II. Xhtf. ©. 1165 fr) . 


ie 


alten Glund Bte he⸗ 
tättet, während bies 
Etkeuntniſſe⸗ fpricht, 








*) Kod a. aD. ©, 284 flüpt auf biefe Fefkiniinurig 0 
hauptung, daß in Jubenfachen ber Weg Rechtens ni 
felbe doch ganz ausdräctichvon „Richtern und „recht 
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II. Beſchränkungen in Betreff ihrer Aufenthaltsorte, 

1) Sie dürfen den ihnen beflimmten Aufenthaltsort bei Verluſt des 
Schutzes und Strafe der Audfchaffung aus dem Lande, nicht verändern. 
Vergl. $. 1 des Mandat v. 16. Aug. 17461). 

2) In Betreff iprer Reifen beftimmt große Beſchränkungen: 

a) Der $. 2 des Mandats v. 16. Aug. 1746 in Betreff auswärtiger 


Suden. 2) 
b) Die General:B. v. 16. April 1773, über Eremtion der in hiefigen 
Landen konzeffionirten Juden von der für fremde reifende Juden geordneten 


täglichen Perfonenfteuer 3). 
Briedrih Auguft, Herzog zu Sachſen 2c. Ehurfürft ıc. 

Befter und liebe getreue. Wir find zwar in Genehmigung desjenigen ohnmaßgeblis 
hen Gutachtens, fo Uns der Stabtrath zu Dresden, auf die durch das Geſuch des 
Juden, Baruch Aaron Levi zu Leipzig, gegebene Veranlaffung, in feinem unterthä= 
nigften Berichte vom 29. Auguft 1772 eröffnet hat, in Gnaden zufrieden, daß Juden, 
welche fich in hiefiger Reſidenzſtadt, oder anderer Orten Unferer Lande, auf Unfere dies⸗ 
falls erlangte Konzefiion aufhalten, und dafelbft die jährliche Perfonenfteuer, dem Aus⸗ 
f&hreiben gemäß, abführen, in den Fällen, da fie, oder die Shrigen, eigner Angelegenheis 
ten halber an andere Orte Unterer Lande reifen, mit Entridhtung der für fremde reifende 
Juden georbneten täglichen Perfonenfteuer in fofern fie die Berichtigung des letztern 
Derfonenfteuer-Zermind durch behoͤrige Quittung doziren koͤnnen, verfchont werben 
mögen. 

Jedoch haben nicht allein dergleichen Juden, wenn fie von ihrem eigentlichen Aufents 
halte an andere Orte reifen, fich in legtern länger, als die Verſaſſung erlaubet, nicht 
aufzuhalten, noch dafelbft einige Handlung zu treiben, fondern Wir erachten auch für 
dienfam, damit nicht etwa Juden, ald angebliche Bebiente hiefiger Eonzeffionirter Hauss 
väter, auf Attefte von letzteren, ſich anderwärts einfchleichen, und der Perfonenfteuers 
Verrehtung entziehen koͤnnen, hierunter biefe Einrichtung treffen zu laflen, daß ein 
Jude, der fi außerhalb hiefiger Refidenzftadt, für einen Bebienten eines allbiefigen 
Hausvaters angiebt, zwar von diefem mit einem Attefte, daß er wirklich in feinem Lohn 
und Brote ftehe, aud) einer Kopei von des Hausvaterd eigener Konzeffion zu verfehen, 
hiervon aber von der Obrigkeit des Orts, wo er ſich aufhält, Abfchrift zu nehmen, und 
an unfere Ober-Steuereinnahme einzufenben, damit von derſelben, ob der jüdiſche Haus⸗ 
vater nicht —3 in ſeinem Lohne und Brote nicht ſtehende angebliche Bediente hege, 
und im Lande herumſende, gnuͤglich verifizirt werden koͤnne. 

Wir begehren dannenhero hierdurch gnaͤdigſt, ihr wollet demgemaͤß, ohne jedoch die⸗ 
ſerhalb beſonderes Botenlohn oder anbern Aufwand zu verurſachen, das Erforderliche 
weiter veranſtalten, ſowohl euch ſelbſt hiernach gehorſamſt achten. 

Daran gefchiehet Unfere Meinung. Datum Dresden, am 16. April 1773. 

Shriftian Wilhelm v. Nitzſchwiz. 
An fämmtliche Kreis-Steuer-Einnahmen, Stift Wurzen, auch Grafihaft 
Stollberg:Roßla, und Stollberg-Stollberg. 
Unterm 27. März 1773 ift gleiche Verordnung aus dem geheimen Concilio an die ſtif⸗ 
tiſchen Kammer-Collegia zu Merfeburg und Zeig ergangen. 
Shriftian Auguft Kunze 

(Cod, Aug. IV, Fortſ. 2. Thl. 2. Abthl. 2. S. 859.) 

II, Unbewegliche Güter dürfen Juden im Herzogthum Sachen gar 
nicht erwerben. Hierüber beflimmen: 

1) Das Mandat v. 1. Aug. 1602. 

2) Die Pol. Ordn. v. 22. Juni 1661. Tit. J. Eingang. 

3) Der Ausfchußtagd:Abfchied von 1680. 

4) Der Landtagd-Abfchied v. 18. April 1716 bemerft: 





1) Der Aufenthalt in den Beraftäbten war ihnen ganz unterfagt.B. v.3. Okt. 1554. 
Cod. A. II, 140, 212. (Sehr oft bis in die neueften Zeiten eingefchärft). 

2) Roc) bezieht biete Beftlimmung ©. 282 zu Unrecht auf inländifche Juden. 

s) Koch behauptet a. a. D, ©. 282. mit Bezugnahme auf dieſes G., baß bie Ju⸗ 
den von ihrem Aufenthaltsorte ohne befondere Erlaubniß an Eeinen andern Ort 
reifen können, wonach fie fomit foͤrmliche glebae adscripti fein würden; bie 
8. fagt aber von Grfterem nicht ein Wort, 
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„daß aber diefelben (bie Juden) fich mit Mobilien anfäßig machen wollten, ift nicht 
bekannt, und kann demfelben am beften begegnet werden, wenn die Unter-Obrigkeiten, 
unter welchen Gerichten dergleichen gelegen, Feine Lohnsreiſung widerfahren laſſen.“ 

(Cod. Aug. I. ©. 380.) 

5) Der Landtagd:Abfchied v. 5. Mai 1718 fagt: 

„Drittens wegen derer Juden bleiben Ihre Königl. Majeftät nochmals darbei, daß 
denenfelben weder ein öffentlicher Kultus, noch der Anlauf von Immobilien geftattet 
werben folle, geftalt dann das vormalige Pofthaus dem Reſidenten Lohmannen bloß 
pfandweife auf etlihe Jahre und mit ausdrüdiicher Bedingung, in dem Garten feine 
Leiche zu begraben, eingeräumt wird, es gefchiehet auch wider Ihre Majeftät sc. Intens 
tion und Willen, wenn derer Zuden Anzahl ſich vermehret, und fie außer denen Leip⸗ 
Hsifchen Meßzeiten Handel und Wandel treiben, dahero nus die Obrigkeiten über bie 

iöherigen erorbnungen halten bürfen, sc.” 1). 
(Cod. Aug. J. 400.) 

6) Selbſt der antichretiſche Pfandbeſitz iſt den Juden verboten. 
Es beſtimmt dies das R. v. 18. Juli 1780, mitgetheilt durch das Patent 
v. W. Aug. 1780. 

„Nachdem bei vorgekommener Errichtung eines Pacti antichretici zwiſchen Chri⸗ 
ſten und Juden per Rescriptum Clementissimum d. d. den 18. Juli a. c. gemeſ⸗ 
fenft anbefohlen worden, daß dergleichen Pactum zwiſchen Ghriften und Juden nicht 
geftattet werden foll: So wird folches den Juſtizbeamten ꝛc. zur unterthänigfien Rad: 
achtung hierdurch bekannt gemacht ꝛc. ꝛc. Signatum Schleuſingen den 28. Aug. 1780. 
Churfuͤrſtl. Sächſ., in die gefürſtete Scaffhaft Henneberg Schlaufinger Antheils, ver⸗ 
ordnete ObersXuffeher und Räthe. _ 

-  (Cod. Aug. IV. Rortf. IL Thl. IE Abthl. I. ©. 375.) 


IV. Sie find von Bekleidung Öffentliher Aemter ausge⸗ 
ſchloſſen. 

Es ergab ſich dies nach früherer Verfaſſung wie nach jetziger daraus, daß 
fie keine Staatöbürger find 2). Das den Juden in früherer Zeit mitunter 
gegebene Präpdikat eined Hoffaktord oder Hofkommiſſairs follte fie „in re- 
gula” nicht von der Jurisdiktion des Ortes erimiren. Befehl vom 
26. Nov. 1766. (Cod. Aug. I. Xortf. I, Ahthl. ©. 1179.) 

V. Sind die Juden vom flädtifchen Bürgerrechte ausges 
ſchloſſen? 

1) Man wird dies deshalb annehmen müſſen, weil ein Stadt buüͤrger⸗ 
secht ohne ein Staatöbürgerrecht nicht wohl gedacht werden kann 2), kei⸗ 
neöweged aber aus dem Grunde, der hierfür angeführt worden *), weil in 
den fächfifchen Landen blos Augsburgifhe Konfeſſionsverwandte das Bür⸗ 


1) Koch ch ſich darüber, daß die Juden Feine Immobilien erwerben duͤrfen, auch 
auf das Lehnsmandat v. 30. April 1764, welches Zit. 7. 9. 3. beftimmt: 

„Eben fo wenig findet, da nad) der Verfaffung biefiger Lande, einer, ber nicht. 

der Augsburgifchen Konfeflion zugethan ift, keine Lehn⸗ oder Allobialgüter in 

ſelbigen auf einigerlei Art und Weife acquiriren Tann, die Präfentation eines fols 

chen Mitbelchnten ftatt.” (Cod. Aug. Kortf. I. Abthl. I. ©. 1034.) ' 

allein dies G. ift durch Art. 16 der Bundesakte aufgehoben. &. hierüber 


©, 5 ‘ 

2) Koch bezieht fih a. a. D. S. 281 und Note 4. ©. 285 zum Beweife deflen, daß 
Juden feine Öffentlichen Aemter befleiden können, darauf, daß nach früherer 
Berfaffung die Beamten den Religionseid zu leiften hatten. Daß dies kein 
Grund, barüber vgl. sub V. S. 356, Diefer Religiondeid war imuebrigen frür 
her auch von den Promovirenden zu leiften — Viſit. Dekr. der Univerfttät 
Leipzig von 1616 Nr. 5—7. Gurtius a. a. 9.1, $. 809. — was gleich⸗ 
falls zur Zeit aufgehoben. 

8) Vergl. über dieſe ftreitige Krage bas R. v. 27, Febr. 1809, welches entgegenges 
fegter Anſicht ift, oben ©. 247. 

) Koch ©. 283 und S. 286. Note 6. 
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gerrecht gewinnen können. Es beftimmt nämlich hierüber der Ausfchuß. 
Tags Abichied v. 21. Dec. 1680: 

„Seftalt Wir nicht verftatten wollen bag einige anbere als ber Augsburgifchen Kon⸗ 
feffion Verwandte fi) in Unferen Landen fäßhaft machen ober das Bürgerrecht gewin⸗ 
nen mögen, fo ꝛc. ⁊c. 7) , eu. , 

Waͤre diefed Geſetz, welches jeden Reformirten und jeden Katholiken vom 
Bürgerrechte in den Städten bed Herzogthums Sachſen audfchließt, noch 

Itig, fo würden fonder Zweifel es aud noch das Mandat Churf. Chri⸗ 

fan II. zu Sachfen fein, die Subfeription des Conkordienbuchs betreffend, 
v. 1. Aug. 1602, weiches beftimmt: | 

„Dieweil denn Gott felbft diefen laulichten Leuten, die in Religionsſachen weber 
kalt noch warm find, Feind ift, und fle bedrauet, aus feinem Munde auszuwerfen, fe 
haben auch Wir ꝛc. es dahin gerichtet, daß alle Unfere Räthe, Diener, Hauptz 
und Ambtleuthe dad juramentum Religionis geleiftet und dahin [1$ 
verpflichtet haben, daß neben Uns fie bei ber erften ungeänberten 
Augsburgifchen Konfeifion, wie diefelbe Anno 1580 im hriftlichen 
Goncorbien: Buche wiederholet erfläret ꝛc. worden ift, durch Bottes 
Gnade feft und ſtandhaftig bis anihr Ende Halten wollen” und weiter uns 
tens „Infonderheit aber befehlen Wir hiermit Unfern 2c. Niemanden 
ber ſolches nit apprabiret, unterfhrieben und feine Pflicht baranf 
geleistet, zu Dienft beförbern 20. 10. (Cod. Aug. I. 777.) ' 

Eben fo beftimmt die Polizei · Ordnung Churfürft Joh. Georgens des I. 
zu Sachfen v. 22, Juni 1661. Zit. 1. pr. in Betreff der. Aſſeküration bei 
reinen Tutherifhen Lehre: — — 0 

„Als wollen Wir — — keine andere Lehre in Unferen Landen verftatten, .Tonbern 
vielmehr alle Kirchen-, Schuls, Hof: und andere Beamte, wie bishero 
gebräudlichen gewesen, das Iuramentum Religionis barauf abzules 
gen anhalten laffen.” (Cod. Aug. I. ©. 1564.) 

Nach vielen verfoffungdmäßigen Beftimmungen würben daher audy ges 
genwärti Reformirte und Katholiken im Herzogthume Sachſen weder alß 

ürger in. die Städte, wie ald Beamte, in die Kollegien aufgenommen 
werben Fünnen. Allein diefe Geſetze find laͤngſt volftändig aufgehoben wor⸗ 
den durch Art. 16. der Bundesakte v. 8. Juni 1815 verbis: 

„Die VBerfchiedenheit der chriftlichen Religiondparteien kann in ben Län 
bern ımb Gebieten bed deutfchen Bundes feinen Unterfchleb in dem es 
nuffe der bürgerlichen und politifchen Rechte begründen.” 

€ iſt nun klar, daß wenn diefe Geſetze, welche Überdies Lediglich die 
damaligen Religiondflreitigkeiten unter den chriftlichen Religionsparteien 
vor Augen gehabt, überhaupt aufgehoben find, fie nicht noch in Beziehung: 
auf die Juden beftehen geblieben, vielmehr auf deren Rechte und Pflichten, 
an die fie überhaupt niemals gedacht, ohne allen Einfluß find. 

2) Daß. folgende R. fpricht fich. über die Frage nicht aus, ob bie Ju⸗ 
den dad Bürgerrecht haben oder nicht, fonderw bemerkt nur, daß: bes Sta- 
tus quo aufrecht zu erhalten. - | 

R. des K. Min. ded Inn. u: d. Pol. (v. Brenn). v. 12. Dec. 183% 
an die K. Reg. zu Merfeburg. 

Der 8. Reg. erwiebere ich auf die Anfrage v. 30, v. M., daß die Stäbteorbnung in 
ben Verhältniffen der Zuden nichts geändert hat, und es daher in Anſehung derfelben 
bis zum Erfcheinen der neuen ZJudenorbnung, in den Städten bes Herzogthums Sach⸗ 
fen bei dem Geſetze vom 16. Aug. 1746, fo wie in dem Weſtphäliſchen Landestheilen bei 
der Geſetzgebung des ehemaligen Königreichs Weftphalen bewenbet. Hiernach find denn 
die Juden, jenachdem fie der Gefeggebung nach gum Bürgerrechte fähig find, oder nicht, 
zu bemfelben zuzulaffen, ober bavon auszufchliefen. (Ann. XVI. ©. ©, 960.) 

VI Ausnahmsweiſe iſt ihnen der Handel geftattet, aber mit folgenden 
Beſchraͤnkungen: 


%) Cod. Aug. I. ©, 860. 


—— An J. ia han ohem. AB. Eich: Snndedkbeiten. DET. 


ie a Era woher. offene Handlungsgewölbe haben, uupch; nach An⸗ 
ferien, * EA ENSBRROMREN gleirh den fremden Ju⸗ 
eh 


%4. en 5 hs * des Mandats a. 16. Aug. 1746, 
md, MIR IN die Juden, Italiener, Tabulet, Träger und audane 
ſiter v. 
it dFriet uguſt 2, Nachdem uns zum Öftern untı u vernehmen 
— ROHR Br m an en armer 
Holade en Königfeet, und anderet gebrannten Wafferkrämer und Träger, auch insger 
mein alle Haufirer,nyelde koſtbare und geringe, ſchneidende u. Kram: auch Hands) 
weste- und in ne oa bar Yaufenbe Materialien und Waaren, ſowohl auf dem 
a, une ‚hufer herum führen und trigen, als audy,.daß hal, Sachen in. bie, 
tabte felbit, Are denen gewöhnlichen Sahrmärkteh, von deneh, 4 und —— 
Händfeen eingefchleppet, dadurch aber Der’ Hanbelömann, Krämer, Handiverker und 
andere Profeionsveripandte, ſo ihres Bei 8 und Wewerbs'halber, vi orslen Abgaben 
— wären; if ihree Nahrung ſeht denachtheiiget und Auchdr 5* —* —* 
wage Ans) —— Mengen — Atiſe und andere dievenen 
un en, Bi — die —V Ki Ken one 
FEAR, Leitte 1 en Unfig und jeher ande gegeben he x dießs, 
—— gethane al daher orftellung um fo'diel weniger für ae ee 
aba ber Do — — ze ingonnein allen Havſiren auf dem Londe⸗vochia ſchon unter⸗ 


RE 
;0 haben aut tragender Lanbesohterlicher Vorſorge, zy4 Erhaltun, 
nung, auch Abwendung alles Unterfchleifs, und Sure 53555 


1) R 1 en Ri 
a ee 


Uirpen Rothbusften, fo bie —* denen Dörfern aus —— aecisbaren Si 
13 Pe FH Fe, Enbulets. und Murtegriieh, 


van wit 
wir. ES, Dale: 
von aus en Kern bie Er % Al een - en gehußget re 
dern un a jeden, ſonderlich denen Suben, dad Haufiren und aeg ale 
ie Artiger unh intändäkkher —5 — —5 — fein, bir in on kin Un⸗ 

—S darauf gefegten ©; en u ıtephanbizung & * Mugen, Rapen pertum. - 
aber die Leipziger und —E mans — BER, — 
Hanbet und Wandel in fein Ba un —EDE — hing BE 


te { 
feptähäbern) Imbf ui Bergen RR PERS nor m BR: 
folche von Unfertwegen zu ererziren haben, aß fie nicht allein dient 
jedermanns Warnung allen. Orten pyblikiren una affigiren,: fondern er fig. (en 
nad) jederzeit, gebührend und gehorfamik: achten, benennt, und sale anberz bes; 
‚Haufizer bei, fich und denen Shrigen nicht Bien rs ihnen ſolches verſtaiten — 
aud wider diefelben; Iängitens-vien Wachen nach) geſhehener Eröffnung, häsfet: — 
Mandate, aufsobige Mafle-yach ber Orhärfe nerfahren,  olıch: kei:unterböeibanben beffen: 
allen / gehoͤriger und gen auer Beobachtung ſich nicht: Telbitem bie: —Se —8 
fung duziehen follen. .- Daran gefchicht ‚Unfer zuperlößigen Wille und Meinung: J 
haben, Wir, des zu mehrer Urkund, hierauf ünfer RanzelrisSekret vorgudvucen Betten. 
& gefächen un gegeben zu Dresden, am 10. Julk Anno 1749, * 
George, Graf von Werthern, 
(Eod: ge 5.08; 1899: oh. Ehriftoph Günther, 8. 

"Aus vorſtehendem Geſetze ergieht fich auf das Unzweifelbafteft,.Naß, 
die —— des ut gedachten Mandats v. 16. Aug. 14, wie —* 
Juden nicht, hauſiren ſöllen, lediglich eine Folge des allgemei 
den Berbors des Haufirenb "ioart), feinewegs aber: eig an die — 
ligion zebauvftes bot. 

Da nun jenes. allgemeine: Gefe gegen das Hauſiten durch daB PER: 
tio über den Gewerbebetrieb im Umberziehen und Intbefonbere, das Hau · 











) Auch insgemein alle Hauſirer⸗· fagt obige werithnung — 
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firen, v. W. April 1824 1) aufgehoben ift, fo beheben fich bierburch auch 
die Behimmungen ded Mandatd von 1746 gegen dad Haufiren der Juden. 

Dies faktiſche Verhaͤltniß ift in den folgenden Neferipten gänzlich überſe⸗ 
ben worden; fie betrachten die betreffenden Beflimmungen des Manbatd 
von 1746 nicht in ihrem Zufammenhange mit der fächfiihen allgemeinen 
Landesgefehgebung, fondern ifolirt als fpezielle gegen die Juden gerichtete 
Beflimmungen und halten fie demgemaͤß zu Unrecht noch für gültig. Es 
beflimmen die mit Ausnahme eined einzigen R. v. 25. Juni 1833, 
(Ann. XIII. &. 508.) >), die Reſol. d. K. Min. des J. u. d. P. (Köhler)v. 
35. Aug. 1829 an den jüdiſchen Handeldimann N. N. zu Halle a. d. ©, 
(Ann. XI. Nr, 113), die C. R. der K. Min. ded Inn. für Handel und 
Gew. Ang. (v. Shudmann) und für d. 3. u. d. P. (v. Brenn) v. 
29. April 1831 an die K. Reg. zu Erfurt, Potsdam, Krankfurt, Liegnitz. 
(Ann. XV, S. 326.), dad R. des Min. des Inn. v. 13. Zuli 1835, mit⸗ 
getheilt durch Bekanntmachung der K. Reg. zu Oppeln v. 29. Sept. 1836. 
(Ann. XX. Nr. 148.), da8 C. R. der K. Min. des Inn. für Gew. Ang. (v. 
Brenn), d. J. u. d. P. (v. Rochow), u. d. Kin. (v. Alvendleben) v. 
19. April 1837 an die K Reg zu Bromberq. (Ann. XXL. Nr. 231.), dab 


©. R. derfelben Min. v. 12. Mai 1837 an die K. Reg. zu Merfeburg. 
(Ann. XXI, ©. 534.) 


B. Auf den Jahrmärk ten in den vormals Sächfifchen Städten und 
Flecken ift blos den in den Preufifchen und Anhaltifchen Staaten wohns 
haften Juden ber Verkauf ihrer Waaren im Einzelnen verftattet. Außer 
den Meſſen und Sahrmärkten ift den nicht mit Konzeffion im Herzogthum 
Sachſen wohnhaften Juden aller Handel im Ganzen und Einzelnen bei 
Strafe der Konfiskation der Waaren unterfagt 3). 

1) Vergl. hierüber Abthl. III. namentlich tie K. O. v. 19. Sept. 1828 
und die R. v. 10. Dec, 1828 und 10. April 1829. 

2) Die 88. 2. 3. des Mandat v. 16. Aug. 1746. 

3) R. der K. Min. des Hanbeld (v. Bülow), und d. Inn. (v. Schuck⸗ 
mann)’v. 7. Mai 1821 an die K. Reg. zu Liegnitz und Frankfurt a. d. O. 
Detailhandel der Juden auf Jahrmaͤrkten. 

Da das K. Saͤchſ. Mandat v. 16. Aug. 1748 8. IX. ausbrüdlih nur den aus» 
wärtigen Juden den Detailbandel auf Sabrmärkten verbietet, von den N. N, in 
Galau aber, in beren Angelegenheit die K. Reg. unter dem 16. Febr. d. 3. berichtet bat, 
darüber wiederholentlich Beichwerbe geführt worben tft, daß diefes Verbot audy auf fie 
ausgedehnt werbe, fo finden die unterzeichneten Min. fich veranlaßt, die K. Reg. bier 
mit ein: für allemal anzumelfen, allen Zuden, welche in irgend einem Theile des Her⸗ 
zogthums Sachſen wohnen, galeichviel ob fie den Wohnfis durch ausdruͤckliche Konzef 
fionen oder durch ftillfchweigende Dulbung erlangt haben, den Detailhanbel auf Jahr⸗ 
märften zu geftatten. (Ann. V. S. 338.) 


C. Der Handel mit verarbeitetem oder unverarbeitetem 
Silber, ift ihnen bei Strafe der Konfiskation unterfagt. Münzmandat 
v. 1732 $. 2. (Cod: Aug. I. Fortſ. 8. 1702.) und R. v. 14. Mai 1774. 
(Cod Aug. II. Kortf. Thl. IT. Abthl. II. ©. 175.) Ebenfo der Handel mit Garn 
— V. v. 16. Juni 1696. (Cod. Aug. I. S. 1702.) — und mit Berg» 
wertproduften. V. v. 3. Oft. 1554. (Cod. Aug. IL, 140.) und R. v. 
4. Oft. 1781. Cod. (Aug. Zortf. II. Thi. IE, Abthl. IL. ©. 1466.) 


1) G. &. 1824 ©. 125. 
2) Vergl. die folgend aufgeführten R. Abthl. III. 
) Bergl. Biener lc. 8,61, 
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VIE Abgaben der Juden. | 
A. Schupgelb. 


Für den fogenannten Schuß, das heißt für die Eelaubniß, in dem Her⸗ 
ogthum Sachſen zu wohnen, zahlten die Juden eine beſondere ſehr hohe 
— Waͤhrend dieſe ſchon nach dem Regl. v. 13. Ian. 1747 
fehe bedeutend war’), wurde fie Durch das Audfchreiben Über bie ferner vers 
wiligte allgemeine Perfonenfleuer, wie folhe von dem. 1767. Jahre an 
entrichtet werden follte, d. d. 31.März 1767 nocherbeblich erhöht. Nachdem 
in diefem Geſetze für alle Klaffen die Steuer feftgeftellt und zwar bergeftalt, 
daß z. B. die wirklichen Räthe, Majors ıc. nur dreißig Thaler zahlen, bes 
flimmt daffelbe in Anfehung der Juden: | 
3 me er id weientlich in Drestien ober Leipzig mit Churfl. Paͤſſen aufhält, an 
n Jude, 
Perfonenfteuer vor fich jährlich zu bezahlen es | 70 Ahle, ’ 


Deſſen Frau 0 „ 

Jedes Kind ohne Abficht auf bas Alter B „: 
Jeder Knecht 4 12gr. 
und 

Jede Magd | 


8  „ 
Und fol Zünftighin Teinem Suben mehr als 1 ober 2 Perfonen als Knechte oder 

Maͤgde anzugeben, zu Vermeidung des bisherigen Unterſchleifs verſtattet werden; auch 

ſoll keinem juͤdiſchen Hausvater, der an ſeinem PerſonenſteuerQuanto Moderation er⸗ 
alten, weder fremde Juden noch ſeinen Sohn und deren Weiber als Knechte oder 

ägde bei der Perſonenſteuer aufzufuͤhren und zu verrechten erlaubet ſein. 
Diejenigen Juden aber, fo ſich in anderen Städten und Orten hieſiger Churſaͤchſt⸗ 
[hen Lande aufhalten, entrichten nur die Hälfte von vorftehenden Anfigen. 

Wie denn auch die reifenden fremden Juden vor jeden Tag, den fie fih an einem 
Drte im Lande, es fei in der Stadt oder Dörfern, aufhalten, ausgenommen bie Leipzis 
ger und Naumburger Mefien, ingleichen die ordentlichen Jahrmaͤrkte von Anfange des 
1767. Zabres, vor jede Perfon 

in groben und Mittelftäbten 18 gr. 

in kleinen Städten und Dörfern aber gr 
gu bezahlen, und keiner Eremtion durch Worzeigung derer Kreipäffe fich zu erfreuen has 

en; welches Geld jedes Ortes Obrigkeit einzunehmen und bei ber nächſten Lieferung 
mit einzurechnen verbunden iſt; jedoch werben die Tuben, welche bie Leipziger und Raums 
burger Meflen befuchen, ſowohl acht Zage vor Einlautung der Meſſe, ald auch acht 
Tage nad) ber Zahlwoche, mit Abgabe diefer Steuer verjchonet?). 

Nicht minder bleiben die reifenden Juden auf die Zage, wenn fie, wegen einfallenden 
Sabbaths, ober anderer jüdifchen Feiertage, den Weg zu profequiren, oder ihren Hans 
del zu treiben, nicht vermögen, von oberwähnter Perfonenfteuer befreiet. 

(Cod. Aug. I. Fortſ. il. Abth. S. 762.) 

Dieſe Perſonenſteuer kann jedoch gegenwärtig nicht mehr zu Recht erho⸗ 
ben werden, da die Juden ſtatt derſelben den allgemeinen geſetzlichen 
Abgaben unterworfen find. 

. Leibzoll2). ” 

Früherhin war der Leibzoll angeorbnet: 

1) Wegen der Einheimifchen durch $. 8. 10. des Mandats v. 1746, 
©. oben. 

2) Durch den General:Befehl Heren Friderici Augufti, Königl. Prin⸗ 
zens In Polen und Litthauen ic. und Chur⸗Fürſtens zu Sachſen x. Daß 





1) Cod, Aug. I. Fortſ. II. Abth. ©. 477. 

8) Diefes Wort deutet darauf bin, daß der Nude erſtens ald Gewerbtreibender, d. h. 
ald Kaufmann, die diefe treffende Steuer zu zahlen hatte und dann noch als 
Jude diefe exorbitante Summe für den ihn treffenden gefeglihen Drud. 

®) Ginheimifche, welche die Perfonenfteuer gahlen, hatten diefe Abgaben nicht p 
entrichten. Generale v. 16. April 1773. (Cod. Aug, I. Fortſ. II. Abth. 


S. 860.) 
4) Vergl. Ahth. J. Allq. hiſtor. Einleitung. 


BED Genese, Brhkiin.. nd. in-Den dbertl. N ſi BURHEAHEET. 


-von benen durch die Char. Sähfff&en: Lande paffreiiden Zuden, beren Wels 
bern und Ban ahne unteiſchied der Leib · Zoll vor voll erleget werden 
den 1 \ 
I) edrich Auguft, Königt. Prinz ic. EHutflicfh 2c. J u 
; Sieber Gftzeuen. Bir hahen-aus bewegenben Uxfachen gnäbiäfk'tefotoiret) vap-ahralk 
tunft und bis gu weiterer Berrsebnung, von benen fümmtlichen durch Anfere Sande paſſ 
eenden Juden, Rabötnen, Juden: Weibern und Dienern, ohne-Unterfceid ‚ber öl 
he Reiß+BoH jebedmat vor vofl geforhert umd erteget woerden fotL. Und befehfen Kg 
Sieruiit, du weileft: Mih deines Drt® born — — Achten, i akt bie ſan 


Seite: Ihmen dee dir anvertvanttn Bepivks;, das Nöthige dieſerwegen unvet 
— * Id - Daran 16. Dat. Diysden, am 4" Uprili1738: 
die Gteite:Commitffatieh, 


(Cod. Aug. I. $ortf. II. Abth. ©. 16, 


3) General⸗Befehl deffelben ın 2 Sept. 1833: wegen der Subseffiiber 
bis in baß zönte Jatr. kurt 
ie wu 
Üben Banner Ent: baben vur SiLs Des heit) BU ReRE 
AutWafcaft unterthänigfte® Anfuchen und Worftellen, daß bie Unfere Lande 
senden Bettel:Juden, Rabbinen, Weiber und unerzogene Kinder, auch feprnanu Dies 
ner, mit. Exlögung bes vollen Leitolls verſchonet werden möchten, gwädigft reföfötret, 
af bie ummekyonenen Juden Sriber bie’ in bag gehende'Sabt "non dert Leib-Solfe gänkli 
freigetaffets werben foller;: Bihtyögen’ wiege derer üdrigen’ Perfoieh EN 
dem am:4; Apeil in diefem: Jahte'erhänieten'Genieraliunderähbert beenden, und befil 
In hiermit, bu wolleft, damit bie Gteits: unb’3oll-Eirinehitiere nad; diefer njertr Me 
folution fi gehorfamft zu achten wiſſen das Nöthige wegen Serer en in bie 
fämmtlicen Gieiis· Cinnahmen bes dir andertrauten Bezirkd, kraft biefeg' verfügen. 
Und hieran ıc. Datum’ Dresden; am'24. Sept, Antio 1733. 
An-die:@leitösKomntiffarien 
Cilligen und Friedrichen. F 
(Cot;- Aug. 1000 cit.) u 
4) Böhmifche Juden wurden vom Leibzoll nach dem K. v. 14. Kpril 
1746 befreit (a. a. D. ©. 16), aber nach dem R: v. 20: Juit 1750, gleich 
den Maͤhriſchen mb Ungrifchen Juden wiederum zu deffen Zahlung fiir ders 
pflichtet erachtet1). (1. c: S. 1146.) — J 
5) Die Höhe des Leibzolls wurde feſtgellellt in ber Geleits ⸗ Rolle vi 
15. Nov. 1718 (Cod. Aug. I, 1157) und durch das Gener. v. 6 Rot 
1727 für bie Perfön zu Fuß 2 &t., zu Pferde 4 Gr, Rabbiner, Welber 
und Kinder die Hälfte, 
6) Durch Freipäffe wurde die Befrelung von den jüpifchen Abgaben 
erreicht ?), 
Es beftimmte rückſichtlich derſelben: — 
a) das Regulativ wegen Erleichterung des Meßbandels dee gslkhdls 
für Zuben 2 12 a, an ne Kae. —— 
ett. v. 23. April 1800. . Aug: II. Fortf- th S. 1450. 1478.) 
Wert. dtefetben vet Abth. DIT. . 
b). Dieſe. Freipaſſe durften nach. ben Befehl v. 23, Ian. 1700 von / den 
mit der Poſt zeifenden Juden nur · auf den Voſtaͤmtern vorgezeige werden 
(a. aD: &. 1472.) 
Es warb jeboch dieſe entehrende Abgabe hier Dusch das Ruffifche Gou⸗ 
vernementö-Patent.v. 28. Dej, 181Gduvernements ⸗ Blatt 1814.8,21), 








DI“ Asa: DI@| ZEN MEHBLE BE art; behunplenhe de 
RER SE Re grade 


das Gegentheil, . J 
2) 8. 0. 18. Gept. 1779 (Cod. Auf! RAIL AT Se 


Wonottecil. Vochalin. DI. ia den ehem R. fäcf: Sanbertheilee SU 
m Zeit ——— ber Saͤchſiſchen Länder durch die Merbänbefta 


. Uccife 

Rab dem rogulieten Genweral· Konſumtlond⸗ Aceis Zauß nach weichen in 
damen accis haren Staͤnten bei Churfür ſtenthumb⸗ Dachſen unb · inkorporirten 
Ländern die General:Xccifen zu erheben find, u 20 Dez: 17753: (Eod! Aug 
L. Gef. U..Abth. ©. 987) gaben. die Inden von alkmı When; womit fie 
banbein, dit Arcife, weihe ſonſt eta inlänbifdher- Händter zu enrricht en hat⸗ 
geboppelt, und für die Waaren, womit fie auf den Meflen hauftren-ges 
ben, dreifach. Aud) diefe Abgabe Mann, in Folge der Regulirung der'bes 
treffenden Berhättnifle durch Die allgemeinen Preußffähen Geſetze / nicht mehr 
zu Recht erhoben. werden⸗ 

D Mm Im Wegaben an chriſtliche Kirchen vergl. dag M 
2.2. In 1842. oben ©, 10 
VI. Befdräntungen bei Ausübung ihres Oottetdlentes 

1); Landtagsabſchied v. 4. April 1711. 

-— sr auch denen Juden een irn etwa angemafeten Cultum, wehher auc —9— 

Bee als man barvon einige ariät —* aufgehoben worden, in.keing 
Ey öffentlich geftatten.” (od. Au; 
) Daffelbe wiederholt die "Hefslution be derer Stände Gravaminum d. d. 

Waiſthan den 19.Iuni: 1713:(a. & D. S. 371), die Reſolution v. 18. Apr 
1716.(@. a. D. &.380) und-J. Mai 1718 (a: a, D. S. 399. 


Aweites Kapitel, 
Die ſtaats rechtlichen Verhältniffe der Juden in. des. Ober- 
und; Rieders&aufig. 
Einteitung: 

In den Saufigen konnten Gefrge nur init Bewilligung ber: Lanbfländs 
gegeben werben und, ed gelten. Daher. Geſetze des Churftaats und ſpaͤteren Kö · 
nigieichs Sach ſen al s Teldye nicht. auch in ben:&aufigen. Insbefondere 
ift das Mandat: vı 16. Aug. 1746, die Verhaͤltniſſe ber Juden in den ſäch · 
ſiſchen Ländern betzcffend, für die Laufigen niemals ausdrücklich recipirt 
worden, hat mithin‘dafelbft feine Gültigkeit. Zwar ſagt das unten folgende 
R. des Din. des-Inp.: „Rad dem Sächſiſchen G. v. 16 Aug. 17472), wil- 
ed noch in der Lauſitz gilt” 2c.; allein dies iſt ein-Ieetfum, denn wenn 
dies Gefeg in der Zaufig noch“ gelten follte, fü:wäre erſt das Faktum zu 
begifinden, baß,ed- jem.alß: bafelbft.gegolten, was nicht geſchehen ift und 
nicht gefevepen.Tonnte>).. 

Bielrehr: —e Earſitzen gaͤmlich an altgenreinen, die Ju⸗ 
don · betreffenden Geſetzen, und-bie Juden find daher, abgeſehen von den 
folgenden; . Eingelngs' otiorbnenden: Beftimmungen nadt'bem Inhalte der 
SKrgelfionen zu, beusthrilen, ‚auf Grund. deren nem her Wohnfi in diefen 
Teguorlen — — nei 

Dergkeichen einzelne Beſtimmungen a , fo: 

IE der · Satz Ki Juden kein Srundelgen thum erwerben: konnen, 








"N Koch a. a. O. © 284. 280. ſpricht von dem Leibzolle unrecht old von einer 
noch beſtehenden Einrichtung. — oben “ 
3) Dies ift ein Drudfchler und muß 1748 heißen. 
®) Auch der revidirte Entwurf des Provinzialvechts der Nieberlaufig, der mit den 
Ständen in allen feinen Theilen berathen worden, und auch die Werhäkniffe ber 
Quben beipricht, weiß nichta pon.bieferfieception. Verol Senlediinber aurben 
betzefienben Orten. 
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war wie das vorige Kapitel ergiebt, in Sachſen ausdrücklich ausgefpes 
en; die betreffenden Gefege find aber in den Eaufigen nicht recipirtz eb 
fteht mithin der Ausübung diefed Rechtes Fein Gefeg entgegen. 

l. Dad Bürgerrecht betreffend, fo flände der Erlangung beffelben 
gleichfalls Fein Geſetz entgegen, in fofern man annähme, daß ein Nichts 
Staatsbürger deſſelben fähig fei"). 

U. Das BranntweinsBrennen und Schänken ifl den. Juden 
duch R. v. 22. Zuli 1752 (Reſkripten⸗Buch Nr. 228) in der Nieder: Laufik 
re | 

IV. Den Handel betreffend, beftimmt 

1) das R. v. 22. Mat 1751: 

„Sleihwie Wir nun gefchehen Laffen Tönnen, daß denen in Friedland wohnenden mit 
Kammer⸗Päſſen verfehenen Juden in denen Nieder⸗Lauſitziſchen Kreis:Städten zur Beit 
derer Jahrmaͤrkte und derer diefen gleich zu achtenden guten Mann⸗, Dienfls und Dons 
nerftage der Handel im Ganzen und Einzeln, auch durch Hauſtren geftattet werde, ins 
maßen beshalben das Nöthige in ihren Päſſen bereits einverleibet worben 26. 

(Cod, Aug. Fortſ. I. Abth. III. ©. 362.) >. 

2) Die Befchränkungen dieſer vorftehenben Beftimmung erfcheinen jedoch 
durch dad Preußifche Haufiz-Reglement aufgehoben. Die Minifterien ſprechen 
fi über die Befugniffe der Juden in Anfehung des Handeld und fonfliger 
Gewerbe wie folgt aus: 

3) R. des Min. des Inn. (v. Schudmann) v..22. Juni 1829 an die K. 
Reg. zu Frankfurt. Gewerbe und Handeld.Berhältniffe der Juden in ber 
Nieder⸗Lauſitz. 

Sch kann, wie ich der K. Reg. auf Ihren Bericht v. 26. v. M. erwiedere, in ber A. 
K. D. v. 19. Sept. v. 3.*), welche den Suden des Großherzogthums Poſen ben Des 
tail⸗Verkauf ihrer Waaren auf den Sädhfiihen Märkten geftattet, keine wefentliche Bes 
ſchränkung der Erwerbömittel der Niederstaufiger Juden erkennen, da diefen letztern 
auch gegenfeitig das Beziehen der Märkte im Großherzogthume Pofen und den ander 
Beoningen bes Staats nicht zu verwehren iſt, und fie daher in der Grweiterung ihres 

eichäftsbetriebes für jene Konkurrenz Erfag finden. 

Indeſſen will ich in Beziehung auf Ihre verfchiedenen Anträge: 

ad 1) Diefelbe autorifiven, den Nieder⸗Lauſitzer Juden in denjenigen Städten ber 

Nieder⸗Lauſitz, in welchen nicht SpezialsPrivilegien und fonftige Rechte dritter 
—I8 entgeaenliehen, jeden erlaubten Handel, incl des Materials Handels, 
u geflatten, au 
ad 2) Senn ein jüdifcher Hausvater mit Hinterlaffung mehrerer Söhne ſtirbt, jebem 
der letztern das felbftitändige Etabliffement zu einem der Nieder:laufiger Ju⸗ 
den erlaubten Gewerbe nachzugeben; 

ad 3) bewendet eö bei den Beſtimmungen des ©. v. 28. April 1824, nach beffen $. 8 

die Regierungen bei Ausftelung ber Gewerbefcheine zum Hauſiren auch bie 
Dertlichkeit, auf weldhe das Gewerbe fic, erftreden foll, beſtimmen müffen. 
Sollten andere Juden, welchen früher das Haufiren in der Nieder⸗Lauſitz nicht 
gefkattet war, Gewerbeſcheine auf folche erhalten haben, fo bleibt der K. Reg. 

berlaffen, aud den Haufir-Sprengel der Nieder⸗Lauſitzer Juden angemeflen 
zu erweitern, um fie für die biesfallfige Konkurrenz zu entfchädigen. 

ad 4) Muß es zur Zeit, und bi wegen der Gewerbe:Polizei und resp. wegen ber bürs 

gerlichen Verhaͤltniſſe der Kuden gefegliche Beſtimmung erfolgt ift, bei ben 
jegt beftehenden Innungs=Xrtileln und arberen Berorbnungen fein Bewenden 
behalten, und es kann keinem dortigen Juden ein Gewerbe geftattet werben, 
welches nach folchen ben Juden überhaupt verboten iſt. (Ann. XIII. &. 375.) 

4) Refol. der K. Min. d. 3. für Gew. Ang. (v. Brenn) und des J. 
u. d. 9. (in Vertretung Köhler) v. 19. März 1836. An die Kaufleute 
MN. zu RN. In der Nieder-Laufig, deffelben Inhalts. 





1) &, hierüber oben &. 247, 
2) Kevidister Entwurf bes Prov. Rechts in ber Nieder⸗Lauſitz (Berlin 1841) &. 61. 
2) Bergꝗl. Abth. III. 


Staaterechtl. Verhaͤlin. d. J. in ber Laufid .....: > BB 


An Folge Allerh. Befehls eröffnen wir Ihnen auf Ihr Immediatgeſuch v. 30. Sept. 
v. J. um Verbeſſerung des gewerblichen Zuftandes der mofaifchen Glaubensgenoffen in 
der Niederlaufig, hiermit zum Beſcheide, daB zwar die völlige Regulirung ber Werhälts 
niffe der saufißer Siraeliten erſt von Erlaſſung des in Berathun befnbtchen allges 
meinen Gewerbe⸗Polizeigeſetzes, fowie bes Geſeges über bie bürgerlichen Verhältniſſe ber 
Zuben in ben neuen Provinzen, zu erwarten iſt. Indeſſen bieten ſich fchon durch bie 
jegige Geſetzgebung den Niederlaufiger Ifraeliten Mittel zur Verbefferung ihres Zus 
Hanbes bar, deren Benugung jedoch Hauptjächlich von ihnen felbft abhängt. 

Nach dem Sächfifchen Getede v. 16. Aug. 1746 nämlich, welches ho in ber Laufig 

it, follen fih nur biejenigen Juden in Sachſen aufhalten, welche entweder landes⸗ 

errliche Konzeffionen oder PYäffe des Kammer⸗Kollegii Befigen, nach welchen fie ſich in 
den angewiefenen Orten auf die in ber Konzeffion ober. ben pallen vorgejchriebene Zeit 
und Art aufhalten bürfen, wobei fie fich aber mit dem Geſchaͤfte begnügen müffen, dad 
ihnen darin geftattet worden. .. 
. Hiernad) kann, in fofern nicht Rechte dritter Perſonen entgegenftehen, den Lauſitzer 
Zuden der Aufenthalt aller Orten, fowohl in den Laufigen, als in den Übrigen ehemals 
ſächſiſchen Landestheilen, zum Betriebe aller erlaubten Gewerbe, mit Ausnahme des 
Haufirhandels, auf vorherigen Antrag geftattet werben. 

Ferner find die Laufiger Suben vom Handwerksbetriebe durch dad Gefe& nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. Zwar verbieten oft die Innungs⸗Artikel die Annahme der Juden als 
zünftige Lehrlinge, Gefellen und Meiſter. In diefen Artikeln ift aber meiftens den 
Zandeöherren das Recht ber Mehrung und Minderung vorbehalten. 

Wenn alfo ein Sfraelit feinen — einem Handwerke widmen will, und einen Lehr⸗ 
herrn, der ihn aufzunehmen bereit iſt, findet, ſo kann das in Folge der Innungs⸗Artikel 
entgegentzetenbe Hinderniß durch Einholung der Allerhöchften Dispenfation befeitigt 
werben. j >. Br . FERR, 

Demnädft wird vom Min, d. 3. u. d. P. den inlänbifchen Zuden zur. Ueberfiedelung 
in andere Provinzen Erlaubniß, und, wenn fie aus einer neuen Provinz in eine alte 
ziehen wollen, das Naturalifations-Pätent nach dem Gefege v. 11. März 1812 ertheilt. 
Glaubt daher ein Nieberlaufigifcher Ifraelit in einer andern Provinz ein befferes Fort⸗ 
fommen zu finden, und Tegitimirt er fich über fein Wohlverhalten und feine Erwerbs⸗ 
fähigkeit, fo wirb feiner Ueberfiebelung keine Schwierigkeit entgegenftehen. . 

Endlich ift durch bie Allerh. K. O. v. 19. Sept. 1828 allen inländifchen Suben ber 
Einzeln⸗Verkauf auf den Jahrmärkten in den ehemals Sächſiſchen Orten geitattet. Ein 
gleiches Recht tritt den Juden in ben ehemals Saͤchſiſchen Landen in allen heilen der 
Monarchie um fo mehr zur Seite, als ſolches nach dem Geſete v. 11. März 1812 felbft 
ausländifchen Sfraeliten zufteht. J— on 
- Wollen nun die mofaifhen Slaubensgenoffen ber Nieberlaufig fich von ihren zeits 
berigen Gewohnheiten nach Bebürfniß der Umftände entfernen, und die in Obigem ans 
gedeuteten Hülfsmittel benugen, fo wird es ihnen möglich werben, ſchon vor allgemeiner 
Negulirung diefer Angelegenheit ihre Verhältniffe zu verbeflern, und gern. find wir ges 
neigt, durch jene Mittel, auf geſchehende Anträge, für ihr beſſeres Fortkommen zu 
forgen. (Ann, XX. S. 156.) Zus 
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Die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Juden in der gefür: 
fteten Grafſchaft Henneberg. 


Der Königlich fächfifche Antheil an Henneberg kam im Jahre 1815 gleich» 
falls an Preußen und bildet zur Zeit den Schleufinger Kreis. Ueber 
die Verhältniffe der Juden dafelbft fpricht fich dad R. des Min, des Inn. 
(Erſte Abtheilung, Köhler) v. 12. Dec. 1823 an die 8. Reg. zu Erfurt 
aus, | | ' u 

Die im Schleufinger Kreife beftehende Verfaffung in Anfehung der Juben iſt in einem 
großen Theile von Deutfchland und felbft in verfchiedenen neuerdings mit dem Preu⸗ 
dr Staate vereinigten Ländern, wo nicht in ganz gleicher, doch in ähnlicher Art ans 
utreffen. —a 
Es ſcheint aber unzulaͤſſig, nach der Koͤnigl. Regierung Vorſchlag in. dem Berichte v. 
22. v. M. dieſe Verfaſſung für den genannten Kreis weſentlich zu modificiren, weil 
hoͤchſter Beſtimmung zu Folge bis zu eintretender allgemeiner Reform des Juden⸗ 
Weſens in denjenigen Preuß. Provinzen, wo das Edikt v. 14. März 1812 his feat nicht 

DEN 


BER Gtontterät, Bethaltn. d. 3. in Nedvorpemikern u. Nügen. 

Br Anbavung YWinrüt, die vorgefandene heſebliche Merfäffing. cutrehi keheltin de 
rigen — 7 — eingereichte vobltt m 

= E en 


a 
3 ‚geftattet, fo Tann der Köntgt, een Halt or ber 
vand nur Bean f — fällen darauf ik Fiat 
dl Kenn — 








—— eingemer Sndiotbueh Gebrauch 








Die ſtaatsrechtlichen ern: mer her Juden in Renvors 
pommern und Rügen. 


en Kopie, 
———— 








„Big We Si bein Bande, nach in den, Städten toleritt 
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16912) verordnet: 

daß keinem Juden, welcher nicht ſpeziellen Konfens und Erlaubniß von 
ber Eönigl. Regierung erhakteny weder die Yäfle ind Land verftattet, die: 

& [ben vielmeni, Hiper darin geb, ul, — N a une ENTE aber denfelben 
ı bar Hi äh, ya ann —A ſich eigenen 
fallens — bedieneh,; 3 — 


BE % sr = —x Patent, welches das 
Ki: En ii im mühe Nelhen ſpelieller Koitfeiid und Co 
0 





il RED 
* 3 3 —5 ktelſt Palents ob w get. i710*) te 
en: 





J ** nr — auf ve Binnen —B baſtein Der 
dv Ir 
„Bann, Eeinallrg im vlg —E — 


* 
a.a DB. 3.8.56. 
DE 3 u 






Etecikerhti. Bochätın.:d, J in Neudetpomumern u. Bügt, {SE 


baB ei und jirde im Lande ſich noch auſhaltenden Buben bis zum 
U, März 1710 das Land räumen, oder gewaͤrtig fein ſollten, durch den 
Scthathrichter auf den Grünen richen und gebrandmaukt gu 


4 un. "on ‚ .: ! | Ka LE He PET 
Die Stadt Siralſund hatte auf: vorgetragene Beichweiiben: und dem- 
Pr tõnigl. Refolutton v. 10. Dec, 1720) wirkt, worin es 6:40. 

eißt: . BE GE : it" ab hmm 
daß Se. Majeſtät dahin mit Nachdruck fehen werben, daß daß fchäpliche 

Daufiren der nah denn Bandes Fundamental» Sapungen 

nicht zu duldenden Jud en gänzlich abgekhafft werbe. 

Gleichwohl kanceffioniste Die Regierung wiederum einen und den andern 
Juden, wert auth nicht zum Handel, doch zum Petſchierſtechen, wurde je 
hoch von dem fönigl. Tribunal — der Yöchlten- Suſtizbehörde son Schwe⸗ 
diſchPommetn) — gngewieſen, ſich jeder Conceſſton eines: Juden, als 
‚ber Landesverfaſſung zuwlder, zu enthalten. Sie ſelbſt Fußerte auch noch 
in einem Patent v. 27. Dec. 17582) daß den Juden won jeher, durch 
Sfientüche Bertote, Mer Handel und Verkehr in hiefiger Provinz‘ gänzlich 
unterſagt fl... ı . co ee oe RE 
.. Deflenungeacbtet. erließ.die Regierung, nach verſchiedenen Zwiſchenhanb⸗ 
tungen, im Widerſpruch mit der Verfaflung, und ‚ohne mit. den Ständen 
Tonferirt zu haben, am 23. Juli 1776 eine Verordnung, nach welcher die 
Juden in allen pommerſchen Städten, nach, vorhergegangener Kouceſſthn 
der Regierung, aufgenommen, und die Erlaubniß haben follten, mit allen 
an und ansliuifgen Waaren umd Produkten, Kom ausgenommen, Dans 
del utre en. . oo. u u a a 2 j Zu 

Diefe Verordnung theilte ſie den Stänten mit, und zugleich. niehrer 
Juden für diefe und ne Stadt Konceffionen.. Stände und EN en 
‚ergriffen wider diefe Verordnung bie Appellation an das Tribunal, und 
Letzteres befahl per rescriptum v. 21. Mär; 1777 der Tönigl. 35 
bie Verordnung v. 23. Juli 1776 nebft allen den Juden extheilten. Ko 
ceſſionen bis dahin ab effeotu zu ſuspendiren, Daß. der modus’ receptsonis 
ben Berfaffungen und dem wahren Wohle des Landed gemäß regulirt fein 


würde. | : 
Dieſe Regulirung erfolgte, und es erging darauf das Patent v. 27. HM. 
1777, welches, wenngleih darin der Stände nicht erwähnt wird, den⸗ 
noch ald mit deren Konſens erlaſſen anzuſehen ifl, aind demnach in judi- 
33 * verriet. Geſetz Betrachter worden und die Grundver⸗ 
aſſung bildetJ)jd. 4 G., 
Deivilegia, eingelrter Städte: wurden Durch. bie Geſet nht getroffen. 
So hat Beiſpielsweiſe O raifs wald durch Privilegia aus ben; Zaham 
„1264, 1289, 1322 das jus recipiendi vel non recipiendi Judaeos-unb';46 
wurde durth R.des Din. d. Im: d. 13. Febr. Hi an'dieR.' —A— 
ſund anerkannt, daß Grelfewald demgemaß nicht gezwungen werden kKüht, 
konceſſionirte Juden aufzunehmen, dagegen auch nisht berechtiget ſein, (uns 
donceſſionirte aufzunehmen. Letzteres wurde namentlich durch: die Königl. 
Schwediſthe Verordnung v. 14. Juni 1798 (welche nicht gebruckt ft) be⸗ 
ſtimmt. Hiernach ſollten in Greifswald zwar bie vorhatibienen Juden ferner 
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eduldet, aber künftig der fchädlihen Folgen für die ſtudirende Jugend hal 
‚ber fein Jude dafelbft mehr Eonceffionirt werden. . Wenngleih nämlich 
Greifswald das privilegium recipiendi Judaeos habe, fo fei daſſelbe doch 
vor Errichtung der Univerfität gegeben, und müffe unter den eingetretenen 
veränderten Umftänben, feiner Gemeinfchädlichkeit wegen ceffiren. Alle 
neueren Konceffionen haben daher die Klaufel erhalten, daß der Konceſ⸗ 


fionirte fich nicht in Greifswald niederlaffen dürfe. 


Zweites Kapitel, 
Gegenwärtige Verfaffung. 


Die beiden König. Schwebifchen Geſetze, welche bie Grundlage der heu⸗ 
tigen Verfaffung büden, find die folgenden: 

1) Verordn. wegen der Aufnahme und Toleranz einiger jüdiihen Fami⸗ 
lien und der ihnen frei gegebenen Handelsarten, Fabriken und Verkehrs, 


V. 27. Okt. 1777. 

Es wird Namens Sr. Koͤnigl. Majeſtaͤt hiermit verordnet und feſtgeſtellt: 

a) Sollen keine Juden⸗Familien, ſammt ihren benoͤthigten publiquen Bedienten, 
Kinder und Geſinde geſchuͤtzt und geduldet werden, als welche mit ſpeziellen, von dem 
Generalgouverneur und der konigl. Regierung a dato an unterfchriebener Konceſſion, 
fi) im Sande nieberzulaffen, verfehen worden T). Und da ein foldyer Jude diefe Kons 
ceſſſon bei dem Magiftrat des Orts, wo er ſich nieberläßt, fofort vorzuzeigen ſchuldig 
iſt: ſo muß der Magiftrat darauf genau acht haben, daß keine andere Juden daſelbſt ges 
heget werben; wie denn die Nichtloncefflonirten von den Grängpoftirungen bei ihrer 
Ankunft fogleich weggerwiefen werden follen. 

b) Es wirh den Juden Eein anderer Verkehr ober Handel, ale folgender, verftattet: 
41) der Wechlelhanbel; 2) Manufakturen und Fabriken auf erhaltenes Tpezielles Pripis 
legium anzulegen und zu verlegen; 3) Geld auf Wechfel und Pfänder zu 6 Prozent aus⸗ 
zuleihens 4) mit drap d’or, drap d’argent, reichen geftictten Waaren, Juwelen, Bruch⸗ 
Gold und Silber, Uhren, Pferden und Rindvieh, fo fie auf den Märkten gekauft, auss 
wärtigen unverarbeiteten Pelzwerk, wohlriechenden Waſſern und Seife, alten Kleidern 
und Hausgeräthe; jedoch jollen fie ſchuldig fein, ihre Handlungsbücher in deutfcher, und 
nicht in juͤdiſcher Sprache, zu halten. 

. c) &8 follen auch 2 Petfchierftecher und 3 Brodeurs mit Schusbriefen verfehen, 
außer diefen und den publiquen Bebienten, als ber Rabbi, ber Schulmeifter, der Schaͤch⸗ 
‚ter, kein Jude gebuldet werden, ber nicht für jede Orts⸗Obrigkeit beweifet, baß er 
1000 Rthlr. im Vermögen habe, wozu jedoch das tägliche Hausgeräthe und Kleidung, 
jamm ungewiffen Schulden, nicht zu rechnen find; wie denn alle diejenigen Juden, bie 
ne anzutreffen find, und dieſes nicht präftiven Binnen, a dato das Land räumen 

ollen. 

qh) Die Treibung der Handwerke, alles Wuchern und Haufiren in den Stäbten und 
auf bem Lande, alle Krämereien und ‚Hölereien, und überhaupt ber Minuthandel, wird 
allen Juden verboten, und wenn fie hiemit betroffen werben, follen die Waaren insge⸗ 
ſammt Eonfiscirt, 4 davon an bie Zurisbiktion deffelben Orts, I an die Fönigl, Kammer, 
und T An diejenige Nahrung und Gewerbe, dem hierunter Eingriff gefchehen, verfallen 
a 4 ſich deun auch Fein Jude auf dem Lande haͤuslich und wohnhaft nieber- 
laſſen fo a rn j 
) Den Schusiuden wird erlaubt, wenn fie Reine ermachfene Kinder haben, 2 bis 3 
Bediente jübifcher Nation zu halten, bei den Potfchierftechern, Brodeurs, Rabbi, Schuls 
meiſter und Schächter foll es fich nur auf einen Dienftboten für einen jeden erftredten. 

f) Der Schugjube genießt fein Privilegium nur zuvoͤrderſt auf feine Frau und Kin⸗ 
der; nad) feinem Tode fällt ſolches auf den älteften Sohn oder. Tochter, und nach deren 
Abfterben fucceffive auf einen von den übrigen Kindern, und wenn keine Kinder vorhan⸗ 
ben find, auf deifen Wittwe. 

g) Könnte einer ober anderer derer Kinder eines Schusjuben durch Heirath aus ber 
Fremde ein anfehnliches Vermögen beweislich mit ind Land bringen, fo ſoll dazu auch 





— 


2) Bür dieſe Gonceffion, welche die wreiteten Rechte des Geſchuͤtzten ausſpricht, iſt 
ein — zu zahlen. Eine Gemeinde bilden die Juden nur in Religionsſachen, 
dem fie ſaͤmmtlich unter dem Rabbi und den Xelteften in Stralſund ftehen: 
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bie Erlaubniß, nach Befinden, ertheilt werden; und wenn ein ausländifcher Jude eine 
hiefige Juden⸗Tochter heirathet, und nach feiner Heimath führen will, ſoll er nicht länger 
als 14 Tage im Lande verbleiben, hei Längerem Aufenthalte aber täglich einen Speties⸗ 
Dukaten an bie Fönial. Kammer zahlen. Bi 
n) Die Juden ftehen unter ber Jurisdiktion des Stabt:Magiftrats 1), und müflen 
alle bürgerliche Laſten, gleich denen Chriften, tragen, und für deſſen richtigen Abttag in 
solidum haften ?). Streitigkeiten, fo die Gebräuche und Seremonien betreffen; Tonnen 
fie zwar unter fich felbft ſchlichten, jedoch ſoll Tolches ohne Vorwiſſen bes Magiftrats 
niemals unternommen werben ’). Bon denen Strafgelbern fällt + an bie königl. Kam⸗ 
mer, Jan die hiefige (Stralfundifche) Garniſons-Arme, 1 an die Juden⸗Arme. nn 

i) Denen Zuben wirb zwar ein freies, aber nicht ein öffentliches, exercitium religi- 
onis verftättet, und es follen Ihnen auch die Pläge zu ihren Kirchhöfen, weswegen fie 
fih mit den Eigenthuͤmern abfinden müflen, von dem Magiftrat angewielen werben.. 
Der Magiftrat jedes Orts hat auch fein Auflehen darauf zu richten, daß bei bem jübifchen 
Gottesbienft Feine Unzuläßlichkeiten vorfallen, fondern alles in guter Orbnung vor fi 
gehe; zu welchem Ende die Juden ihren Gottesdienft in Zimmern, die nicht nach der 
Gaſſe geben, zu halten, auch ihre Lauber⸗Huͤtten und ‚Hüttenfeft ebenfalls an abgeles 
genen und nicht nach denen Gaſſen den Zugang habenden Orten zu feiern haben, . 

k) Die Suben follen auch, ohne fpezielle Konceffion, keine Häufer Taufen, und eigens 
thuͤmlich befigen, und wenn fie in Haͤuſern wohnen, die mit der Brau⸗ und Brennerei⸗ 
Gerechtigkeit bewidmet find, ſollen ſie diefes Recht nicht weiter als zu ihres Hauſes Bes 
huf von nöthen ft, gebrauchen *). 

: D) Das Schlachten wird denen Suben bei ben Chriſten⸗Schlaͤchtern durch ihre Schächter 

zu ihrer eigenen Konfumtion verftattet, und wenn der Schnitt an bem ihnen Telbft zuges 
bhörigen Vieh etwa nicht gerathen, fo müffen fie das Fleiſch, fo fie nicht gebrauchen koͤn⸗ 
nen, den Shriften-Schlädtern kaͤuflich Aberlaffen. BE 

m) Da in denen Reiches und Handeldgefegen die über 5 und 6 Prozent fleigen 
Verzinfung der auf Wechfel, Hfand ober Hypothek ausgelichenen Gelber, bei bes. 
Kapitals und ber Binfen, verboten, es auch bei harter Strafe und Beahndung unters 
fagt ift, von ı erbächtigen Perfonen zu Taufen, gu verhelen oder zum Pfande zu nehmen, 
in gleichen gute Münze umzufchmelgen und zu befchneiben, ober fchlechte, verrufene und 
geringhaltige Münzforıen ind Land zu bringen, unb dagegen gute auszuführen, fo 
müffen fich bie Juden hienach um fo mehr achten, ba fie, nad) benannten Umftänben, 
zugleich ihres Schutzbriefes verluftig gehen würben. 

n) Dafern aber ein ober anderer Zube in einen vorfäslichen Banquerott verfallen 
würde, fo ſoll derfelbe, wenn ex feine Crebitores zu befriebigen nicht Im Stande fl, 
außer der geſetzmaͤßigen Strafe, nebft allen denjenigen, bie in feiner Konceflion begriffen’ 
find, des Schuges verluftig fein. (Tähnert a, a. O. Suppl. 3b. II. ©. 509.) 


2) Das Reg. Patent v. 23. Nov. 18105) erweiterte die Rechte der Ju⸗ 
den in der Art, daß denfelben noch folgende Rechte zuftehen follten: 
. a) Dad Recht, Fabriken und Manufafturen aller Art anzulegen, obne 
daß dazu für fie eine fpeziellere Etlaubniß, als diejenige erforderlich fein 
ſoll, welche nach Umftänden von jedem anderen Einwohner des Landes in 
befondereni Fällen nachgefucht werben muß, jedoch mit: Ausnahme folcher- 
Fabriken und Manufakturen, worauf ſchon ausfchließende Konceffionen ers. 
theilt worden; TE | 


) Sie find den Statuarrechten bes Orts unterworfen und ben allgemeinen Landes⸗ 

geſetzen. Bornemann a. a. O. ©. 304. — 

2) Dieſe Beſtimmung wird nicht beobachtet. Jede Familie entrichtet ihr beſonderes 
Schutzgeld. Bornemann bei Koch S. 804. 

2) In einer Dekl. der K. Schwediſchen Regierung v. 30. Mai 1794 und durch 
Erfenntniffe des Tribunals ift feftgeftellt, daß vermöge diefes $. 8. den Juden 
die ungeftörte Beobachtung und Beibehaltung aller erweislichen Ritualgefege gu: 
ftehe und alfo danach eingerichtete bürgerliche Gefchäfte für gültig zu achten, 
Bornemanna.a.D. ©: 305. 

*) Vergl. das Patent v. 23. Nov. 1810. EEE 

5) Bei Koch ©. 298. tft daſſelbe unrichtig von 1820 batirt, offenbar nur durch einen 
Druckfehler. Auch gegen’ biefes Patent haben bie Neuvorpommerſchen Stände 
keine Befchwerbe erhoben und es wird nach demſelben in ben dortigen Gerichtsͤ⸗ 
hoͤfen erkannt. 0 
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d) dao Recht, uneingefchränkt mit roher Wolle ® handeln; 
c) TBE:dereitd Konceffionitte Juden dab ‘Recht, In-den Gtäbten und auf 
dem Lande durch Kauf und Pachtung Grumbflüde zu erwerben oder zu be⸗ 
Bi ohne dazu in jebem befonbern Falle einer’ fpeziellen Koncefflon zu 

ofen); . B 

4) vie Erlaubniß an Schifförhebereten Theil zu nehmen; 

Hi Das Recht, mit ſchwediſchen Eiſen Manufaktur-Waaaren en gros 
zu handeln. 

Auch fol den Juden erlaubt fein, ſolche Handwerke zu treiben, melde 
an ben-Drten, wo fie ſelbige zu betreiben wünſchen, keiner Zunftverfaffung 
uriterworfen find; den Aemtern der Handwerker aber wird angerathen, um 
dem liberalen Geifte der Zeit zu entfprechen, die Juden, wenn fie fich darumt 
bewerben follten, in ihre Zünfte mit aufzunehmen, 

Es wird in bemfelben Patent ferner verordnet: 

a) daß alle Juden, weiche künftig im Neuvorpommern und Rügen fich 
nlederzulaſſen wünfthen möchten, ten Beweis führen föllen, daß fie 
müR da ſchuldenfreies Kapital von 2000 The. Pomm. K. befigen, 
0 wie N 

b) daß die Juden in Zukunft, ben übrigen Einwohnern des Lanı 

gleich, an den Laſten aller Art Theil nehmen folten. ö 

In neuerer Zeit verordneten noch die vorſtehenden Patente deklarirend, 

3) Das Ri dar K. Min, des Handels, des Ian. u der F. (v. Büldw, 
v. Schuc mann, v: Klewitz) v.'24. Mat 1822 am die K. Reg zu Steak 
tab. Handeidbetrieb der Juben mit Molle und andern rohen Produkten. 

»Da bie von der X. Reg. unterm 20. v.'M. eingereichte 18. v.'23. Nov. 1810 u 2. 
ade in bortiger Provinz das Recht ausbrädki einräumt, uneingefcheäntt met 
rohen, Wolle zu handeln, fo ift.benfelben Hittırcc unbebenkrih auch ber Auftauf ver 
rohen Wolle auf dem platten Lande zu erlauben.und hie ältere 8. v. 27..Ot. 1777 ie 
biefem. Punkte mobifiziet worben, wogegen aud) gegenmättig um fo weniger etmas 
erinnern ifh, als ed zum Be bed bebrängtem-Bußandes ber Landdewohner 
‚nonsbigfen are ern; at wird, “ ’ 

Die enngeiterte Befuanip zum heramztehenben Auflauf aller anderen rohen Probußte 
Tann Hedod für jest Bei dem Mangel eines befonberen dafar fprechenbeh Gefedes noch 
midgt ertheitt Toerben; fonbern muß einer. agemeirfen Anorbnung norbehatten bleiben. 

(Ann. Vi.ı@, 422. Umtöbt, bed Reg. Bez. Straltund. —* 2303. 3. Sn 





all 
+4) Das R. der Reg. zu Stralfund, m-18, DE. 1822 meißt in Gei 
heit dis Patents v. 27. Ott. 4777 Mr. A, änimtlihe Magifträte und 
Poligeibehörben an, Tünftig keinem jübiien Dienftboten hen Aufenthalt zu 
geflatten, ber fih-nicht darüber auf;umeilen —3 ex von der R 
zum Aufenthalte in-beren Verwaltungẽ Bezirke die erforberliche Srfauturk 
erhalten habe. (X. 1BL. 1822. Nr. 471. .524) * 








Siebenter Ab ſchnitt. 
Staatsrechtliche Verhältniffe der Juven in den Landes thei⸗ 
len, welche vom. Großherzo gthume Heſſen⸗Darmſtadt abge⸗ 

serten ſind. 
Erſtes Kapitel, 
Das Herzogthum Weſtphalen. 

an — den Zuſtand ber Iſraeliten, ingbefondere im Reg. Bezitk Arnsberg. 

m . » . 





1) Daß ge wie bei andern non civibus die Erlaubniß der betr. Magiſtrate nach⸗ 
zuſuchen wurbe gegen bie Regierung erkannt per sent. bed Tribunais v. 4. Juli 
1791, doch erſcheint diefe Sentenz durch obige Beſtimmung antiquirt. 


Mienpkerhtt Waapdkn. d 3. im Serpogignene Mıfadakne,; BER 


Das Herzogtham Meftphalen muysbe im, 1 
ſtifte Be —R gegeben — blieb BR — Jung 
des Kurfürſtenthunch Göln durch den — — ebr. 
1803, dur) welhen «8 an ae et 5 rg "Folge ve 
Befimmues ded 5. 47. der Miener Kongrefr Akten 1 
fen: Darmſiadt und Preußen —S Batmge v. Bars 481 
Art. 1 und 30, Juni 1816. Art, 1?) gelangte bafjlbe an den preuf AR 
Sa und bilbet jegt im Regierungs- Bezirke Arnsberg(mit ven 
haften Wittgenteih) bie greife Knsbirg, Bittgehkein, Br 
— hu Sheit &f ferlohn, Oipe vnd S 
Für die von Alters ber hier geduldeten um gaben bie Kurfürften von 
Köln am 1. Febr. 1594, ‚Im Jahre 1614 und am 28: Juni #700 R 








De ein W le J F den: Orb; 28.3 1 10 
tigtei iefer Jen uben-Drbnung v. * 
einelnen Verwaltungs: jeben noch angenommen, en 


daB Gegentheil erfennen. Das Land» und Stadt. Gene — Yoriht 
judicando auß, daß diefe Juden Ordnung durch Einführung Der Pesspittien 
Steuer⸗ und Strafgefege aufgehöden TA und das O. Si Sizu Mindherg 
beftätigte dies Erfeintniß in bem Judikate v. 2. April 4810. Petgerro er 
klaͤrt in den Gründen die Auficht des Finanz, Minifteri:füd ebue *3 daß 
die Juden⸗Ordn. ins ogthum Weſtphalen noch — 
und namentlich als Strafgeſet gelte; indbeſondert nk — 
und Gewerbe: Geſetze gemeine den früheren deregirend und 
duldete Juden ee dab die aͤlteren Strafgeſade — al * 38 
Spoͤter beſtimmten noch der Juden bie Rurkölni * 2 Re 
1771) und unter ‚Heffen-Darsnftäbnhicher Regierung Wer 2:0: 1 
und 30. Juli 1806; 11: Sept; 1806, 15; Maitund:E0.. Sa ae 

Nach diefon Gefegen ſind dieſelben nicht Staatsbutzer, otbefn" Schub 
verwandte welche eine —SE it MN gr Vorfteher und 
einem Rabbiner bilden. Legtbte ſihen uli 1818 unter Aufficht 
des Swan der dir u de "Tech H ni Shulenmetens duch 
die ituten · und Kommunaltaſſe au ifich: grzogen, und bie’ Siätuägerder 
Juden / welche in Fotm einer Werwögchäfltuertund Aush ein Autccatged 
der. neu aufgenommenen won mindeſtens hh Bulben erhpben- —— 
Wie Kreigeinnehmer beitzeiben, fo. wie die ‚Mechtbangebeg 
dahin von ben jäbilchen Vor —— pe 

ten Beneralanmalt:betseien - . 

. den Schug mußten die den bis zum Zahre 1832 ein 

um ed Rn zehlen wi in Biden, Bopeedurde K. >92] 


joa 2 


—8 
—— eigentlich politiſchen Rechte, welche die 





—— 











9 9 ©. 1818. Anh. S. 46 unb 99. — an 7— Ben ma 


die Weommen v. 12: Eat 

3) & er — Fu Ki nd, —— ktdrhmungen 
2 

Boͤle. 










360 Staatorechtl. Verhaltn. der 3. in den Graffchaften Wittgenftein. 


auöfesen, fehlen den Juden. Anlangend das Gemeinde⸗Bürgerrecht, 
fo vergleiche: 

1. die K. O. v. 4. Juli 1832. Abth. 1. Abſchn. U. S. 45. 

2. Das R. des Min. des Inn. und der P. (in Vertretung Köhler) v. 
22, Okt. 1835. an den Ob. Präfidenten der Provinz Weftphalen. 

Auf Ew. Ere. Ber. v. 7. d. M., die Ausfchließung der Juden im Herzogthum Weſt⸗ 
phalen, in den beiden Wittgenfteinichen Graffchaften und im Kreife Siegen von bem 
durch die revid. St.O. verliehenen Bürgerrechte betreffend, erwiebere ich, unter Wieder: 
beifügung des eingereichten Berichts der K. Reg. zu Arnöberg dv. 21. v. M., daß bie 
St. O. die Verhältniffe der Juden gar nicht berührt, es vielmehr in Beziehung auf fel- 
bigelebiglich bei der Allerh. K. O. v. 8. Aug. 1830 (G. ©. S. 116.) bewendet. Wo die Juden 
daher in der Provinz Weftphalen das Staatöbürgerrecht befigen, werden fie auch zum 
Stadtbürgerrechte und zu KommunalsXemtern mit ber im $. 89. der revid. St. DO. be 
flimmten Ausnahme zugelaffen werben müffen. In den Lanbestheilen dagegen, wo fie 
bloß geduldet find, find fie auch zum GStabtbürgerrecht, welches das Staatsbuͤrgerrecht 
vorausfegt, fo wenig fähig, wie nad) der V. v. 1. Zuni 1833, $. 25. b. die nicht natu: 
ralifirten Zuden des Großherzogthums Pofen. (Ann. XIX. S. 1031.) 

3. ©, hiergegen jedoch dad R. v. 27. Febr. 1809. Abfchn. 1, Kay. IV. 
sub 1, S. 247. . 

4. Was indbefondere das ländliche Gemeinde» Bürgerrecht betrifft, fo 
macht die für die ganze Provinz Weftphalen gegebene Landgemeinde:Drbn, 
v. 31. Ott. 1841, welche ausdrücklich im Eingange alle frühere betreffende 
Geſetze aufhebt, keinen Unterfchieb zwilchen den Juden und Chriften, 
erklärt vielmehr im 6. 3, Daß zur Gemeinde alle Einwohner des Ge 
meindebezirkes gehören !). 

Abgefehen von den erwähnten fireng politifchen Rechten ſtehen bie Juden 
in Folge der gedachten heſſiſchen Geſetze den Ehriften in Anfehung bed Han» 
dels, Landbaus und Gewerbebetriebed gleich 2). 

Grundeigenthum bürfen fie jedoch nur mit Genehmigung der Regierung 
nach den 8. v. 14. Dec. 1771 und 15. Mai 18123) erwerben. 


Zweites Kapitel. 
Die Grafſchaften Wittgenftein. 


Diefe Grafſchaften — früher reichöunmittelbar — wurben in Folge der 
theinifchen Bundesakte v. 12. Juli 1806 vom Großherzoge von Heffen in 
Beſitz genommen und von diefem durch den Vertrag v. 30. Juni 1816 
Art. 2: an Preußen oögetreten. Ueber den früheren Zuſtand ber Juden in 
diefen Graffchaften giebt die Wittgenfteinfche Polizei-Ordnung v. 1. Mat 
1573 Auskunft, nach deffen Kap. XIll. die Juden für vogelftei erklärt 
werden. - 

Die folgende B. des Min. des Inn. c. (Erfte Abth. v. Bernuth) v. 
23. Mai 1842 an die K. Reg. zu Arnsberg nimmt an, daß diefe Be⸗ 
ſtimmung nicht mehr anwendbar fei®). 


1) G. ©. 1841. ©. 320. Nach einer richtigen Interpretation burfte jedoch auch 
bier das Staatsbürgerrecht diefer Einwohner vorausgeſetzt fein. 

3) Zweifelhaft war Lesteres allein in Anfehung des Kleinhandels mit Brannts 
wein, weil bem bad Kap. III der Juden-Ordn. v. 28. Zuni 1700 nad An: 
nahme einiger Adminiſtrativ⸗Behoͤrden entgegenftehen fol. Die oben erwähnten 
Judikate der Landesgerichte haben jedoch erkannt und Sommer führt bies 
gleichfalls a. a. O. aus, daß theils die betreffende Beſtimmung dieſes Geſetzes 
aufgehoben fei, theild von den gedachten Abminiftrativ-Behörben falſch verftans 
den werde, - 

s) Scottia.a. 8.1.1. 910. und IL. II. G. 739. 

*) Weshalb gerade dieſes Kap. XIII. aufgehoben fein foll, tft nicht angegeben unb aud) 
nicht erfihtih; der Umftand, daß ein Geſetz Lediglich auf King abgeftorbene 
Berhältniffe begründet, verbindet allerhings den Staat, baffelde aufzuheben; 





Seaatorechtl. Verhaltn. d. 3. in den ehem. Naſſauſchen Länbertheilnn ZH: 


Das Min. kann das von der K. Reg. unterm 25. v. M. eingereichte XIII te Kapitel 
der Wittgenfteinichen Polizei:örbn. v. 1. Mat 1573., in foweit bdarin Helden, Bis 
geuner und Juden für vogelfrei erflärt werben, als noch anwendbar nicht ans 

ben, und bie Befugniß der K. Reg., dem zur chriftlichen Religion —— —— 
der gleichfalls zur chriſtlichen Religion ſich bekennenden N. bie Verehelichung zu verbieten, 
durchaus nicht herleiten. Derim Inlandeangefeffene Bittfteller, welcher, feiner nicht wiber: 
legten Angabenadh, feiner Deilitairpflicht im Preußifchen Heere genhgt hat, ift Preußifcher 
Unterthan, und genießt als folcher alle mit diefer Eigenfchaft verbundenen bürgerlichen 
Rechte, wozu die Befugnig gehört, fich nach freier Wahl gu verehelichen, ohne durch ein 
aus feiner nationalen Abftammung bergeleitetes obrigkeitliches Verbot darin beſchraͤnkt 
zu fein. &o wenig nun im Allgemeinen die Vermehrung der Zigeuner im Inlande zu 
wünfchen ift, und jo fehr das Min. die Vorſchläge der K. Reg. zur Givilifirung ber im 
Kreife Wittgenftein lebenden Zigeuner gewürdigt hat, fo Tann baffelbe doch einer Auf⸗ 
faffung ihrer bärgerlichen Stellung nit beitreten, welche zu ber in ben Geſetzen nicht 
begründeten Annahme einer völligen NRechtlofigkeit der Zigeuner führen würbe. Im vors 
liegenden Kalle reden Überdies die Werhältniffe der Betheiligten der beabfichtigten Vers 
ehelihung das Wort, ba bie Fortſetzung bes Konkubinats berfelben weder zu verhindern, 
noch zu wünfchen fein würde. Die K. Reg. hat hiernach den N. auf die mit ihren Ans 
lagen beiliegende Beſchwerde v. 30, Dt. v. 3. zu befcheiben, und bafür zu forgen, daß 
feiner Verehelichung von der Poligeibehörbe nichts in den Weg gelegt werbe. 

(Vergl, Min. WI. 1842. ©. 208.) 

Auch die Juden in diefen Grafſchaften hatten ald Schugunterthanen ein 
Schußgeld zu zahlen, welches bei feiner Aufhebung im Jahre 1832) 
241 Rthlr. betrug. 

An Anfehung ihres ftädtifchen Bürgerrecht vergl. das R. v. 22. Oft. 
1835 im erflen Kap. S. 360. 

Sie befiten Srundeigenthum. ’ 

KRüdfichtlich ihrer Niederlaffung auf dem platten Lande ber Graf 
fhaften verfügt das R. des Min. des Inn. und dee P. (v. Rochow) v. 
18. Mai 1840 an die K. Reg. zu Arnsberg. 

Auf den Bericht v. 15. v0. M., das Geſuch zweier Juden, vefp. zu Berleburg und 
Laasphe, um Ertheilung ber Erlaubniß zur Niederlaffung auf bem platten Lande bee 
Grafſchaften Wittgenftein betreffend, muß ich, ba ſich bis jegt in den Dörfern biefer 
Sraflhaften niemals Juden niedergelaffen haben, Bedenken finden, bie K. Reg. zur Ge⸗ 
ftattung ber Ueberſiedelung zu autoriftren, wenn nicht die Gemeinden ſelbſt mit ber Nies 
derlaffung einverftanden find, baber bie K. Reg. in vorkommenden Fällen, bevor Sie 
Entſchließung faßt, die Gemeinden befragen zu laſſen, und auch in den vorliegenden Anges 
legenheiten hiernach zu verfahren hat. 

(Vergl. Min. Bl. 1840. ©. 222.) 


Achter Abichnitt. 


Staatsrehtliche Verhältniſſe ber Juden in den ehemals Nafı 
faufchen Ländertheilen. 


Durch den Staatsvertrag v. 3. Mai 1815?) gingen an ben Preußifchen 
Staat von dem Herzogthum Naffau durch Zaufch über: die Xemter Atzbach, 
Hohen: Solms, Greifenftein, Braundfeld, Freusberg, Friedewald, Schön. 
ftein, Schönberg, Altenkirchen, Altenwied, Dierdorf, Steuerburg, Linz, 


— 


fo lange aber dieſe Aufhebung nicht erfolgt, haben Behoͤrden und Volk die Vers 
pflihtung, ſich auch nach einem ſolchen Gefege zu richten. Die Regierung zu 
Arnsberg handelte mithin pflidhtgemäß, wenn fie fich auf die, wenn auch 
der lebenden Generation noch fo abnorm Hingende, fo body nicht aufgehobene, 
Gefeg ftügte, indem weder fie, noch das Minifterlum daffelbe für unverbindlich 
zu erklären berechtiget find. 

I) Staatszeitung 1832. Nr. 180, 

2) G. ©. 1818. Anhang ©. 94. 


AR Enter Beck 3.3.1 d.3- Ring. Donnanın aba. Top: 


erſtein nebfl Enı und Hebberäbprf, die Stabt und Gemazkung 
gun das —— Sum, um Amte Hachenberg gehörig, en 
fpkel Hohnhaufen, zum Amte Harebab Pr und bie auf dem ehe 
rheinufer gelegenen Theile ber Aemter Ballendar und Shrenbre tefin, in 
ben jegigen Kreiſen Altenkirchen, Koblenz, Neuwieb und Weglar 
im Reg. Bezirke Koblenz und zur Yuriebik ton des Jufiß Senats zu 
Coblenz gehörig, fo wie das Fürſtenihum Siegen und die Aemfer Burbach 
un Reuenti en, jegt den Kreid- Siegen im Reg. Bezirke Arnsberg 

nb. 

Das Fürftenthum Siegen gehörte nur bis 1806 zu Naſſau, wurde 
durch die Rheinbundakte dem Großherzothume Berg einverleibt ımb 
durch Patent v. 20. Dec. 1813 von bem Prinzen von Oranten wieder in 
Befi genommen. Da diefer bie Befghende Befafung An Betreff der Sur 

en — no 
und iR hierüber ber Abſchn. XH., das G. H. Berg betreffend zu vergleichen. 

Dagegen find die —— Buibah ‚ui en Ieht aus 


1.Mai Mr ferner im Ante Bundes die bis, a — 4 ; 
Li en, 





" Tess 
GEeftsgee find Die Suben nur — ⸗ 8 in. de 
Städten Diez, Hadamar und Herbom der Schut —* a 
Die Erwerbung von Immobilen ift ihnen‘ gm — Oma tan 
ber Handel mit denfelben aber verboten2); 5) 


Neunter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhaͤltnifſe der Juden in den vom König 
reihe Hannover abgetretenen Berritorien. 

Bund) den Vertrag zwiſchen Hannover und Preußen u. 29. Mai 18152). 
Art. A gingen durch Tauſch von Hannover an Preußen über: dad. Abt 
KidgR, bad. Amt Medeberg und die Dörfer Mäbigersbagen und 
@änfeteich und es wurde burch bie Phtente v. 21. Zuni 1815 ton ben 
felben Def ergriffen“). Sie bilben zur Zeit den Kreis Wiebenbräd 





%) ‚Dat Corp . Gonst. Nassovlegrum Tom. L—TV, De em fommte Draniens 
Alte Seregcsung bi 518 1774; bie fpätere iſt in 8 Di bitgere Jateli⸗ 


richten 
* 87 — a 414. Juli 1786. 
») ©, ©. 1818. Anhang 8,514. 
9 @. 8,4815. 193,185. 
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im Resizxunoob eziat Minden und m Königreich: Baft- 
uhalen. re -1eboch ‚Haunpver.»bei :der: hung kie: gefamumie 
Werfaffung bed Landes fofort wieder in den alten guten Anftend, mie ze-spF 
bu Babse 1807 baflanben, zuräduezfente, fo fand Prengen bei ber Brkike 
wahme auch in Betreff der Yuben in-diefen Aunberpanellen nicht-bie.Mie 
phaͤliſche, fondern die hanndverfche Verfaffung vor nad biefe- gät zeit 
wechsieht, wähnend in Anfebung der privatzechtlichen Merhältmiffe das Lands 
wech durch di B.o. 25. Mei 1818. 5.2. in denfelben eingeführt merben-). 
& —E in erſtcxer Wegiehung der Beſcheid des Min. ber Ann. Erſi⸗ 
7* v. ‚Mebin 1 FR; 2 8 ae an den Kaufmann N, Are Blast r 
wie. dv. 18.-0. M,, um. Gef Kar 


gi igben! nn a 5* um, wenn Sie en 
—E den & Ra 53 euflichen Ötnate das — — I 2 

h ihrer Wahl in jedem Orte micbergutaffen. Nach der Allerh. K. D. 
It dee €. v. 14. — Win au An behjenigen, Probingen, * wach Mn 5 J "feiner 


ei in allen, neuen Propinzen, JankOIR AN ehachten 
9» io) der Sudı f 
BETT EN SHEI  E ae 


nd einem Laribeötheile PR andern, In welchem‘ ine der ſchiedene Go Me bes 
Kehrz niedrulaflen Tann, opme day befondere Erlaubniß- euhalten: zu haben⸗ —9 
bar Beflgnahme der Siadi Wiebmmbrüd Yinfichtlic der Juden eh ii — 5 3 
Get Bund porgefunden ae durch weldie.die fefihere Mei tig, ae 
. aufgehaben orben if, und nad} h meiden ein Qube zu feiner ya Ein Ki 
'süreffiott bubatfte," &s bat dat unfergeichniete Din: 

hoͤrden kein entfchiebenes Bil efprußereit gegen bie Sriederlaflung ı — 
wenn ein ſolches Recht nicht ganz beſtimmt erwieſen iſt. Allein es art aud bie 
zeſſion in der Regel nur dann zu en it die. Kommune bes Ni ieberlaffungs:Ors 
Fr die — Ime winigt, und — egel ee in ale [4 5 

wenn befonbere@rlinde bes öffentlichen Wobis folche als rathfam en laffen. 
Goldje Bründe'xgtben une * Ser Ein Se riet, 66 FRICHN 


Statt; a Were BaNi me obgedachte ſige — 

Yannt 6 ®), Ar Er u € te, wel Hi Sie si —5 — 

in Wiebenbrüd etwa reiben, ſelbſt zuzu J wibensindem Sie dieſen Kauf ER — 
jaben, ohne Sich De binnchtuc der gu der Riederlaſſung die * Gewißs ' 
eit zu verfchaffen. M. BL 180, 


Se Een 
— je Inden 
Ried in Feingm Beate, fisben zoürde mit: der Bu — 
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€ Anker af nitt. 
Staatsrechtliche "Berpältniffe der Juden in ben ehemals 
Schwarzburg-Rudolſtädtſchen und Shwarzburg- Sonder 
baufener, Sachſen⸗Weimarſchen, fönigti uteberländifgen 
und kaiſerlich öfterreihifhen Kanbeätheilgn. 


een 
21 uni #) trat der al 

si —— ee Dee 1 gun San, de Prtfdaften 
Utterob de 





1) 8. ©. 1818. ©. 45. 
* 33. gt man, Feineäweges von ſelbſt, wie dies bes Weiteren a In, 


— Blatter Mc ARE ie More 5.6 90 
y6 — Maid. Beh, 


FOR Staatorechtl. Verhaltn. d. J. in d. z. franzöf. Kaiſerr. gehörig gero. Landedch. 


lH. Durch den mit dem Fürſten von Schwarzburg⸗Rudolſtadt abge 
ſch loſſenen Bertrag v. 19. Juni 1816") trat derfelbe die Ortſchaft Wohl 
kramshauſen an Preußen ab. 

N, Durch die mit dem Großherzog von Sachfen: Weimar abaelchloſ⸗ 
fenen Verträge v. 1. Juni 1815 und 22. Sept. 1815*) trat daffelbe an 
Preußen dad Dorf Ringleben ab. 

VI. Durch den mit dem Könige der Niederlande gefchloffenen Vertrage 
v. 7. Okt. 18162) kamen einige dem Königreiche der Niederlande gehörig 
geweſenen auf bem rechten Rheinufer belenenen Ortichaften an Preußen. 

V. Endlich aingen auch bie zum Königreich Böhmen aehörignewefenen, 
in den Preußiſchen Antheil der Dberlaufig eingefchloffenen Drtfchaften 
—— und Nieder⸗Gerlachsheim mit deren Zubehör an Preußen 

er®). 

In Betreff diefer Landparzellen, meift einzelner Dorfichaften, gelten in 
Betreff der Juden resp. die Schwarzburg » Sonberöhaufener, die Schwarz⸗ 
burg-Rubolftäbter, die Sachſen-Weimarſche, die Königlich Nieberländifche 
und Böhmifche Verfaffung. Es kann aber, wie fchon im vorigen Abfchnitte 
erwähnt, nicht darauf ankommen, diefe Berfaffungen, welche bier und ba 
auf einen ober den andern Juden zur Anwendung kommen, bdarzuftellen: 
vielmehr genügt die Angabe des Faktums, daß biefe einzelne Dorfſchaf⸗ 
babene) befondere ſtaatsrechtliche Verfaſſungen in vorliegender Beziehung 

6). 


Eilfter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in den zum franzoͤ⸗ 
ſiſchen Kaiſerreiche gehörig geweſenen Landestheilene). 


Erſtes Kapitel. 
Hiſtoriſche Einleitung. 


Vom franzöflichen Kaiſerreiche kamen in Folge des Pariſer Friedens v. 
30. Mat 1814. Art. II. folgende Laͤndertheile an Preußen: In der Rhein 
provinz die Regierungsd- Bezirke Trier und Aachen; im Ren. Be 
iirfe Koblenz die linke Rheinfeite, alfo Die Kreife Koblenz, St. Goar, 
Kreuznach, Siimmern, Zell, Mayen !Kochem, Ahrweiler und 
Adenau: im Rea. Bezirke Köln ebenfalld das linke Rheinufer, alfo bie 
Kreife Köln, Bergheim, Euskirchen, Bonn, Rheinbach; im 





— 





‚6.6. 1818, Anh. &. 75. 
2) G S. 1818. Anh. &. 5083. 
3) G. ©. 1818. Anh. ©, 113. 
1). S. 1818. ©. 45. , 
4) In welch verberblicher Weile dies ſelbſt auf privatrechtliche Verbättniffe einwirkt, 
‚im davon enthält das im vorigen Abfchnitte gegebene R. v. 5. San. 1840 einen 
2. deutlichen Beweis. Die Behauptring biefes R., daß die Lage der Sache befannt 
fR  fei und fich daher Jeder vor Schaden Leicht wahren Eönne, beruht auf unrichtiger 
Vorausfesung. Nur Wenige dürften es im Preußifchen Staate willen, wie anges 
': ”  gebenermaßen bie Verfaffung der Tuben in allen einzelnen Ortſchaften befchaffen, 
- ba dies ein genaues Eingehen in das Staatsrecht vorausfest, insbefonbere bie 
RKenntnisß der ehemaligen Zerritorialverhältniffe. , 
8) Menn Koch a. a. O. S. 233 flg. lediglich von den Zuden in den Rheinprovin⸗ 
zen foricht und bierunter die zum franzöſiſchen Kaiferreiche gehoͤrig geweſenen 
verfteht, fo uͤberſieht derfelbe, daß auch ein Theil der jetzigen Provinz Weſtpha⸗ 
len demſelben einverleibt geweſen iſt. Wera tie Tolaenhe Gilellung, 
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Reg. 7* Düſſeldorf auf dem linken Rheinufer die Kreiſe Krefeld; 
Neuß, Srevenbroich, Gladbach, Kempen, Geldern, Kleve und 
auf dem rechten Rheinufer der Kreis Rens. In der Provinz, Weſtpha— 
len, die im Neg. Bezirt Münfter belegenen Kreife Steinfurtb, 
Ahaus, Borken, Teklenburg, zum Theil Münfter, Kösfeld, 
Warendorf, Lüdinghaufen. Ä 


Diele Territorien hatten im franzöfifchen Kaiferreiche die Departements 
Rhein und Mofel, fo wie einen Theil der Departements Saar, der Wälder 
(des forets,) Ourthe, Nieder⸗Maas und Roer gebildet 1). 


Die Tuben hatten in diefen Ländertheilen die Schickſale ihrer Glaubens 
genoffen in den anderen Theiten des franzöfiichen Kaiferreiches getheilt. 

Die früheren Verhältniffe der Juden in einzelnen Provinzen Frankreichs 
find vorliegend nicht von Einfluß und können daher übergangen werden. 
Es befanden fich befonderd im füdlichen Frankreich aud Spanien und Ports 
tugal vertriebene Juden, dann in den Biöthümern Mes, Toul und Vers 
dun und befonderd zahlreich im Elſaß und in Lothringen. Die Zahl diefer 
deutichen Juden wurden durch die Eroberung bed linken Rheinuferd bes 
trächrlich vermehrt. 

Die Regung, welche füch in den achtziger Jahren ded vorigen Jahrhun⸗ 
derts in Deutjchland zu Gunften der Juden offenbarte, wirkte auch in 
Frankreich fort?), Die Regierung erließ in der Ordonnanz v. 10. Juli 
17842), nachdem unmittelbar vorher der Leibzoll aufgehoben worden, eine 
allgemeine Verordnung Über ihre bürgerliche Verhältniſſe, die ihnen die Ans 
legung von Fabriken und den Aderbau unter Befchräntung geflattete. 


Als demnächlt die franzöfifhe Mevolution ausbrach, wurbe in den. bes 
kannten Befchlüffen, deren Reihe in der Nacht v. 4. Aug. 1789 ihren An 
fang nahm, im Allgemeinen jeder Bürger zu allen Aemtern im Staate füc 
fähig erklärt. Als die Nationalverfammlung diefe Beflimmung in Hinficht 
auf die Nichtlatpolifchen ausdrüdlich wiederholen wollte, kam die Sache 
der Zuden zur Sprache Die Nationalverfammlung behielt fi, indem fie 
den Peroteflanten das volle Bürgerrecht und die Fähigkeit zu allen Staats» 
ämtern zufprach, die Entfcheidung über die Anfprüche der Juden vor. Für 
einen Theil, nämlich die portugififhen, fpanifchen und Avignoner Juden 
erfolgte biefe Entfheidung durch das Dekr. v. 28. San. 1790, welche 
ihnen die durch königliche Verordnung bereitd erlangten vollen Bürgers 
rechte beflätigt. Den übrigen wurden am 20. Juli 1790 die bisher bes 
zahlten Schußgelder, auch die Rückſtaͤnde, erlaffen, ohne Unterfchieb, ob fie 
an den Staat, an Gemeindelaffen oder an einzelne Gutöbejiger bezahlt 


n®,.®. 1815. ©, 23. 24, | = 
2) Die Gefellihaft der Wiffenfchaften zu Dies Tehte 1787 einen Preis auf die befte 
Beantwortung ber Frages wodurch kann der fittliche und bürgerliche Zuftand ber 
Juden verbefjert werden? Der Preis wurbe dem Abb6 Gregoire zuertheilt für 
bie Schrift: KEssai sur la regeneration physique, morale: et politique des 
Juifs. Metz 1789, Zwei anbere Schriftenvon Thieryund Hour witz.erhielten 
leichfalls den Preis. Gregoire, der ſich demnaͤchſt aud ber Neger mit bes 
annten Eifer annahm, fchrieb fpäter noch Observations nouvelles sur les 
juifs et sp&cialement sur ceux d’Allemagne und beſonders über die Amfters 
dammer und Frankfurter Juden (Überfegt in Sulamith Jahrg. 2, Heft 1. 2.) 
Er ſowohl als Mirabeau unterflügten bemnächft bie Sache der Juden in der 
National Berfammlung. Lehterer hatte vorher bereits — im 3. 1787 — heraus 
gegeben: Sur Moses Mendelsohn sur la reforme politique des Juifs etc, 
%) Merlin Repertoire universel de Jurisprudenee T. NI, art. Tuita. 
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wueben, and bei dem Schluſſe ihter Arbeiten, am 27. Sept. 1791 Die 
die Retiotal-Berfammklung, daß bie Juden, welche Den Bürgereib Li j 
und bamit auf alle befondere Rechte und Ausnahmen von den allgemeinen 
Geſetzen und Pflichten verzichteten, auch atle Rechte eines framyöfifdyen 
Staatöhürgers gähießen folten!). Die K. Sanktion —2 
erfolgte am — Pr ü Zus PR he 5 
Da gegen el ſaſſiſche uben bie Klagen über er F" 
kaurben Durch. ein Kaiſeruches Dekr, u. 30. Mai: 1606 auf in Jaha abe 
— gegen; die Landleute im ehenaligen Eiſaß, Lothriagen auih 
dem ünten Rhanufer, welche, qus Schuldforderungen der Judan Hi 
ten, Bi 2), gleißpeitig ‚aber eine Zuſammenkunft bes angefeh 
Zuven aub ba Rein des Mech? zu Paris angemnd. , ... 
‚sm. ulius t — Zahres ‚Eamen,benn auch 113. Juben auß Frann 
relch und Jalien in Paris zuſammen und diciten ihre Bigungen: unter dem 
Bosfip,eines —23 uden; aus Boweaur, Wbrahaın Burtadm 
ieru Med 12 Fragen vorlegen, und. fie einladen, : —— 
Bi du antworten. „EB waren nebſt dem wefenttichen Zus 
halte — folgende; B 
1) 3% es den Juden erlaubt, mehr. nfd:eine Frau ze meh? Shin. 
Bıvar verbietet Mofed 28 nicht ausdrädtid, amd im Drient iſt es daher 
tigt ganz ungewöhnlig. Aber in ben Avendiäfdern. hat tie. euzopäifde 
Sitte auch bei den Juden ſolche Gültigkeit erhalten, daß ee Verſammlung 
von Mabbinern, weiche im 1l. Jahıhundert zu Worms gehalten werben, 








3) Dieſe Dekrete find abgebrudt in der Baudoninäen) Coltectioh göubratrdes 
döcrets rendus par l’Auseimbbde nationale T. I. p. 141. 186. toma IIL.:p7% 
Juillet 1790, pı 122. Bept, 1791. IL. p. 66%. Berner in Der offiziellen Mad 
3 ‚e: Lois.et actes du Gouveraement T, A. p. 101. 186. am. T. V.p.196 
©. aud bei Merlin a, a. D. 654. 655. Sect. V. $. 1.2. 
fierüber: Gefammte Atenftüde and öffentliche Verharfotan; en über bh 
Be jerung der Juden in Frankreich, et v. Aleranber Branionh 
8 Hefte. Bampurstte, über ben bürgerlichen Zuftand ber. Juden, A. d. Frach. 
4808. Jofeph Bamberger, Ein Wort zu feiner Zeit, ober Wetvachtungen 
bei Gelegenpei des großen Sanfedrin in Paris 1808, Arch iv, enthaltend 
teriallen zu einer pl — en! —— der air ige ln, (eb (ein periot 
Blatt, welches im 
EEE 
ten Bericht, iR dv jenen: nl 
Km 834 ‚den, raelche kein anderes Gewerbe Koss 


‚ranferes 
KA infen, viele 
ee tie ie Dh — — X Kr —* t, — 


unſerer Unterthanen zu Hülfe kommen zu muͤſſen, welche durch eine un, 
Sabſucht in biefe unglüdlichen Umftände verjegt worden find, zugleich * 
mie aus dieſen Umfländen erfehen, wie dringehd nochwendig 8 if, uinter 
hen Beh: der jubifKen Religion ta: den anſeret aan uaten erfenen 
nkänbeup, die vefahle der btegestichen: Moral wieder za veleben welche ungläds 
—E bei einer großen Zahi derſelben hard) ben: EEE &ı 
„in weicdhem.fie Lange Zeit gefeufpt-haben, und weichen sneber zu metängeen no 
„„Auieeneween in unſertr Agicht liegt, erſeide worden Km Ende Haben * 
eſqhloſſen, sine Zuſammenlunft ter anteimlichien 3 jutgen zu werunfbaiten, 
x ihnen unfere Abfichten. busch Kommiſſarien ketanat: machen zu — ‚und we 
Mieich hr Gutachten über bie rwirkfumfben-Mittel zu vernehmen, wodürch unter 
Ar abe Glaubenegenoffen die Ausibung ven.Künfte „und Handwerte wieder eins 
—— tonatt, ma hurd einen löhlichen Berustbäfleip etesmarlähmlichen 
ungesmeige zu —— ——— Dielen von ithnen ſeit mehren huns 
pa fen som. — I foigesbt haben. — Hash — — 
AB. . . 





Ouchenihe. Vechaita. d. &.10d. 3-Tranpöfs auiſert. dehoeig gone daueq. UT 
ade Fiben, bie uhr als Kine Grau nehehei würden, mit ben Bumnmfluche 


... —5 
VIt nach jũdiſ her Keligion die Eheſcheidun und AR fü zu⸗ 
tig opre Aus ſpruch der Gerichtöhöfe und gegen —E cſetze I He 
Scpeivung ift. nad) dem Gefeh Mofis erlaubt, aber nicht gültig ohne Aus · 
foruch ber Gerichte: Vor der Bevolution, als die Suden'nad.iheen eigen 
Geſetzen lebten; Durften fie zwar ſich eigenmaͤchtig von ihren Weibern tueri« 
num, haben. Fr felten davon Gebrauch — I aber die 
echte der Bürger erlangt, ünd dagegen ihren m Reiten entfagt 
haben; mäffen fie die —ESE er indlich erkennen. u 

3) Kann ſich eine Chriſtin mit einem Juden, und eine JIddin mit einem 
Chriften vetheirathen ober erlaubt das Gejeg den Juden nur Die Ehe mit 
ihren Olaubenögenoffen? — DaB Gefet verbietet nur namenttidh die Ehe 
mit den fieben Cananttifhen Wölkerichaften, mit ben Ammoniters und Moã⸗ 
bitern und mit den Aeghptern. Das Verbot bezieht ſich lediglich auf Gögen« 
diener, und ber Talmud erklärt ausdrücklich, daß die Chriflen und Mohams 
mebaner dafür nicht gehalten werden Fönnen, weil fie, gleich ben Suden, 
den einzigen wahren Gott anbeten. Doch ift die Lehte der Rabbiner bages 
gen, weil zur kirchlichen Schließung der Ehe gewiffe religiöfe Feierlichkeiten 

jehöreu, weiche nur die Glaubensgenoſſen verbinden können. Eine ſoiche 
& wöürbe daher von den Rabbimern nicht eingefegnet werben, und nur ais 
bürgertiche Ehe beftehen. Die Kirche, weiche in Dlefem Kalle ein icchlicheß 
Band gar nicht anerkennt, würde auch bei einer willtährlichen Auflöfug 
der Verbindung wicht zu erinnern haben. Doc würde der jüpifche Theil 
dadurch nicht von der kirchlichen Gemeinfchaft ausgeſchloſſen werden, 

4) Sind in den Augen der Juden die Franzoſen Brüder oder Fremde? 
— Die Frangofen find für Brüder umd nicht für Ftemde zu halten. Die 
moſaiſchen Gefege und der Talmud gebiet. Bruderliebe gegen jeden Aude 
länder, weicher nur die mofaifchen Ente anerkennt. 

5) In welchen Berhäitniffen ſteyen dann in beiden Fällen die Inden 
nach ihrem Gefetz gegen die Franzofen, welche nicht ihres Glaubens find? — 
In venfelden Berhältniffen wie die Juden unter einander. Da die En 
heut. zu Zage feine befondere Ration mehr ausmachen, fonbern der frahz 2 
ficen Natton’ehtöerfejbt find, velches fie 6 du körperliche Erldſung 
träcpren, fo it 88 Autmöglich, daß ein Jude Einen Franzoſen anders behandie 
als feinen Glaubensgenoffen. 

6Betrachten die in Frankrei h gebornen, und Als franzöftfehe Bleher 
Hehandeiten Juden baffefbe ats Ihr Waterland? Sind fie huldig Haffelde 
gu Dectperdigen, und feine Geſetze zu beobächten? — Sa. — — 29, 
defahlthrien ſogar BAbyich wid ihr MWaterland atrzüfehen. Die D 3 
Bertheldiguag haben wieheete Juden treulich erfüllt, und davon ’ehrenbolle 
Anerfenntnifje aufzuzeigen. . . “ 

7) Ber ernennt bie Rabbiner? — Alles, was die Ernennung ber Rd: 
biner angeht, ift gegenwärtig unbeſtimmt. In den meiften Orten Werken 

€ 





fie von den Hausvätern nach Mehrheit der Stimmen gewählt. 

8) Welche obrigkeitliche Befugniffe in Polizeis und Re ben 
bie Rabbiner unter den Juden? — Die Rabbiner haben gar feine hä⸗ 
gewalt. In den moſaiſchen Geſetzen kommt ihr Name gar nicht vor. Zur 

eit des zroekten Tempels wurden die Juden durch Sandedrine oder ð⸗ 
richtshofe regiert. Zu Jeruſalem hatte das große Sanhedrin, aus 71 Rice 
tern beſtehend, feinen Sig. In den Ortfhaften waren Gerichte von brei 
Mitgliedern, in dem Hauptort sone Behörde -von?2 Witztern, Wh Busen 
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Sanpedrin genannt. In ber Mifchna und dem Talmud kommt ber Name 
Rabbine zum erfienmale vor und bedeutet einen Lehrer des Rechte. Nach 
ber Zerflveuung bildeten die Juden Beine Gemeinden, und bier und ba er⸗ 
theilten ein Rabbine mit zwei andern Rechtögelehrten Rechtsſprüche unter 
bem Namen des Bethdin, Haus der Gerechtigkeit. Alles dies hing von bem 
Willen der Landesregierung ab; in Frankreich und Italien haben diefe Rab 
binengerichte feit ber Revolution ganz aufgehört, und die Juden haben fid 

any den bürgerlichen Gefegen unterworfen. Die Amtöverrihtungen ber 

tabbiner find blos darauf beichräntt, in den Zempeln die Moral & lehren, 
die Ehen einzufegnen und die Scheidungen auszuſprechen. Die Ehen kann 
auch jeder andere unterrichtete Siraelit einfegnen. , 

9) It die Art der Ernennung der Rabbiner und ihre obrigkeitliche Ges 
walt im Geſetz angeordnet, oder blos durch den Gebrauch? — Alle gericht» 
liche oder polizeiliche Befugniffe der Rabbinen, fo wie bie Art ihrer Er⸗ 
Pr ift lediglich Sewohnbeitöfache, und im Geſetz darüber nichts bes 

m 

10) If den Juden irgend eine Hanbthierung von ihrem Geſetz unter: 
fagt? — Keine; im Segentheil, der Talmud fagt wörtlich, der Water, wel: 
ber fein Kind nicht ein Gewerbe lernen läßt, erzieht ed zum Räuberhand- 


wert. 

11) Berbietet ven Zuden ihr Gefeg, von ihren Brüdern Wucher zu neh⸗ 
men? — Das Geſetz Moſis verbietet alle Zinfen, und wird mißverflanden, 
wenn man dad Verbot blos von wucherlichen oder gefeßwidrigen Zinfen deuten 
will. Mofes hatte den Zweck, eine gewiſſe Gleichheit ded Vermögeus in feis 
nem Volke zu erhalten, und zu verhindern, daß allzugroßer Reichthum in 
den Händen einzelner Bürger angehäuft wurde. Dahin zweckte auch dad 
Sabbathsjahr ab, welches alle Schulpforderungen tilgte, und das Jubel⸗ 
jahr, in welchem alle verfaufte Srundftüde wieder an ihren alten Eigens 
thümer zurüdfielen. Der Zalmud erflärt dad mofaifche Zinfenverbot nur 
von Darleihen an unbegüterte Leute, nicht von Handelöfapitalien. Es 
konnte nur bei einem armen Volle von Landbauern und Hirten anwendbar 
fein, und feit der Zerſtreuung haben ſich die Juden nicht mehr dadurch ver 
bunden geachtet. 

12) Verbietet ober erlaubt dad Gefeh den Wucher gegen Fremde? — 
Das Zinfenverbot, welches nicht auf einem Grundfage des Handels, fon 
dern der Menfchenliebe und Wohlthätigkeit beruht, bezieht fich auf die Mir 
bürger eined andern Glaubens eben fo gut, ald auf die Juden unter einan⸗ 
ber. Die Erlaubniß, von einem Ausländer Zinfen zu nehmen, ift von Bür 
gern eined fremden Staates zu verfiehen, mit welchen man Handel treibt, 
und enthält feine Erlaubniß zu ungerechter Bevortheilung ober Wucher. 
Die entgegenflehende Lehre des Maimonides iſt von den angefehenften Rab⸗ 
binen verworfen worden. Die mit der bürgerlichen Moral nicht übereinflims 
mende Meinung eined Gelehrten kann eben fo wenig auf Rechnung ber all» 
gemeinen jüdifchen Religion gefegt werden, ald die Vergehungen einzelner 
Menfchen ihren Slaubendgenofien zum Vorwurf gemacht werden dürfen *). 

Die Regiernng machte der Verſammlung bierauf bekannt, daß bie aufs 
geftellten Srundfäge durch eine wahrhaft kirchliche Autorität anerkannt wer, 
den müßten, damit fie gleiche Gültigkeit mit dem Zalmud erhalten und in 
ben Augen der Juden aller Länder und aller Zeiten bad größte mögliche 





1) Merlin Repert. de jurisp. P. IV. p. 602. 
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Anſehn haben möchten. Daher muͤſſe man an das große Sanhedrin zuruͤck⸗ 
eben und die Regierung habe deſſen Zufammenberufung befcloflen. Es 

een in den alten Zeiten aus 70 Mitgliedern ohne feinen Präfidenten 
eftehen. 

Demzufolge ergingen Einladungen an alle europätfche Synagogen, Des 
putirte zum großen Sanhedrin nah Paris zu ſchicken. Diefed erklärte fich 
am 4. Februar 1807 für gefegmäßig Eonftituirt, und faßte über die Punkte, 
welche den Segenftand der oben angeführten 12 Fragen autgemacht hatten, 
vom 9. Febr. bis 4. März 9 Befchlüffe, wodurch die fchon gegebenen Ants 
worten beflätigt wurden. In dem Singange wird gefagt: „Das göttliche 
„Geſetz enthalte zeligiöfe und bürgerliche Verfügungen. Jene feien unbes 
„dingt, und für alle Umflände und Zeiten gültig, viefe aber nur für den jü⸗ 
„diſchen Staat in Paiäſtina gegeben, und nicht mehr anwendbar, ba bad 
„iraelitifche Volk kein nationale® Ganze mehr ausmache. Die Zolgen bies 
„fer unftreitigen Thatſache könnten nur durch eine ald großes Sanhedrin 
„vereinigte Verſammlung von Gefeßgelehrten beflimmt werdın, unb daß 
„dies bis jetzt nicht geſchehen, rühre daher, weil feit ber Zerſtreuung Fein fols 
„ches verfammelt worden fei. Kraft des Nechtd, welche Herlommen und 
„Sefeß dem Sanhedrin beilegen, daß nämlich dem Verein der Gelehrten 
„ieber Zeit wefentlich Die Befugniß beimohne, dasjenige feflzufeßen, was 
„zur Beobachtung ſowohl der gefchriebenen ald mündlich überlieferten Ges 
„ſetze gehöre, würpe der Sehorfam gegen die bürgerlichen Geſetze des Staats 
„auch als eine religiöfe Pflicht anerkannt, allen Bekennern des ifraelitifchen 
„Glaubens beiderlei Geſchlechts die gewiſſenhafte Befolgung der Erklaͤrun⸗ 
„gen, Statuten und Verordnungen des großen Sanhedrins anbefohlen, die 
——— und italieniſchen Juden aber, welche dieſelben übertreten 
„renden, für offenbare Sünder gegen den Willen des Gottes Iſraels 
„estlärt” 2). 

Nach fo gründlichen Vorbereitungen erfolgten unter dem 17. Mai 1808 
drei Batferliche Verordnungen, von denen zwei die Firchliche Verfaſſung 
dauernd feftftellten, die legte gegen den Wucher gerichtete nur proviforifch 
auf zehn Jahre gegeben wurde. * 


I. Definitive Anordnungen. 

Durch das erſte definitive Dekret find für jeded Departement, worin 
2000 Juden leben, Konfiftorials Synagogen mit einem Konfiflorium und 
in Paris ein Central» Konfiftorium angeordnet. Die Departementd-Kons 
fiftorien, welche aus dem Ober: Rahbiner, einem andern Rabbiner und drei 
der angefehenften Juden zufammengefest, haben 1) dahin zu fehen, Daß 
der Rabbiner nichts gegen die Beſchlüſſe des großen Sanhedrins lehre; 
2) die Ordnung in den Synagogen aufrecht zu halten, gotteddienftliche 
Berfammlungen außerhalb derfelben zu hindern; 3) die Gemeinde, Ein- 
Bünfte zu verwalten; 4) zur Ergreifung nüslicher Gewerbe zu ermuntern 
und die keinen ehrlichen Erwerb nachweifenden Juden der Regierung ans 
zuzeigen, 5) die Konfkriptiondliften zu fertigen. 

Als Pflichten der Rabbiner find angegeben: 1) der Öffentliche Unterricht 
in der Religion, und 2) in den Lehren, welche in den Befchlüffen ded gro⸗ 
fen Sanhedrins enthalten find, 3) befonders in Beziehung auf den Sol 
datenfland; 4) zu erklären, baß die Juden während ihres Dienfled im 
Heere von allen damit nicht vereinbarlihen Gebräuchen dispenſirt find; 
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5) in den Synagogen zu predigen und die Gebete für ben Regenten 
——— hen einzuſegnen' und Die Scheidungen zu —— 
"wenn die Partheien in beidin Fallen die buͤrgeiliche ·Sohließunh ober Tren⸗ 
ninig der Ehe erlangt Haben). 7 N den iten * 


I. Proviforifche Anordnungen auf zehn Jahre. 
1) Sranzöfiicher Tert: oo IE 


DedrefImperial concernant les Juifs. Au palaisdes Tuilleries, 

le 17. Mars 1808. on on oo. u BE Be 

Napoleon etc. etc, 

Notre Conaeil d’etat entendu, Nous 37 deerete et deerstons ce gai suit: 

⸗ .s a. T TR 'T . 6* .r. .4; “. 
Art. I. A compter de la publication du —— le surgis prononcé par notre 
" decret dit 80. Mai 1806, pour le palement Hkd ertkhetn des juifs, est leve. 

2) Les dites cr&ances seront rieaninoind 'soumtiseh aux diapusltions ci - apres. 

8) Toutengägement pour prôt fait par’des juifs à des mineurs sans l’autori- 
sation de leur tuteur, à des femmes, sans l’autorisation de leur mari, a des 
militaires, sans l’autorisation de leur capifaine si c’est un soldat ou sous- 
officier, da’ chef du curps vi c’est un oflicier, sera nul de plein droit, sans 
que les portdurs oa tessionnairke yuisdekit aen prevaloir et nos tribamauı 
autoriser aucune action ou Böursuites - 

4)'Aucaune lettre de change, aucua billet à ordre, aucane ohligation ou pro- 
messe, soascrit par un de nos sujets non commergant au profit d’un juif, ne 
puonrra ẽtre exige sdns que le porteur prouve que la valeur en a été foursie 
entiere et sans-fraude.‘ Er ' 

5) Toute cr&ance dont le capital sera ve d’une manitre patente ou cachte, 
par- la cumulation d’interets à plus de cing pour cent, sera reduite par nos 
tribanaux. Sil’interet reuni au capital excède dix poar cent, la 
sera declaree usuraire, et comme telle, annullde. 

6) Pour'les cr&eances légitimes et non usurgires, nos tribunaux sont autorises 

: d’aocorder aux debiteurs des delais eunfortäös A l!’equite. " 


TITREM 
7) Desörmais, et a dater du ler juillet prochain, nul juif ne pourra se livrer à 

‘ Wucti commerce, negoce ou trafic quelconque, sans avoir regu, à cet eflet, 
‚un patente du prefet da departement, laquelle ne sera accordee que sur des 
‘inforMiations precises, et"que sur un certificat, 1)’ du conseil munici 
cönstätart que ledit juif ne s’est livre ri & Pasure ni A un trafic illicite; 
2) du consistoire de la synagogue dans lu circofiscription de la quelle il ka 
bite, attestant sa bonne conduite et sa probite, 

8) Cette patente cera renouvelee tous les ank; ' 

8) Nos procureurs generkuüx pres nus coufs’ sont specialement charges de faire 
revoquer les-dites patentes, par une decision apeciale de la cour, teutes les 
‚fois qu’il sera & leur connaissance qu’un juif patente fait l’usure ou ae livre 
à ım trafic frauduleux. ° ' ⸗ 

10) ‚Font acte de commerce fait par un juif non patente sera nul et de zalk 

valeur. a 

11) Il en sera de meme de toute hypotheque, prise sur des biens par uu juif non 
patente, lorsqu’il sera prouve que ladite hypotheque a éêté prise pour une 
trednce r&sultant d’une lettre de change, ou pour un fait quelconque'de 
commerce, negoce ou trafic.: 27 

13) Touscontrats ou obligations souscrits au profit d’un juif non patente, pour 

- des caüsesetrangeres au cominerce, - negoce ou trafic pourront ôtre revises 
par suite d’une enquete de mos tribunaux. Le dehiteur sera admis & prou- 
veur qu’il y a usure ou’resultat d’un träfic frauduleux; et, si la preuve EH 


1) Bull. des Lois, 4. Ser. T. 8. p. 217. Der Almanac Imperial von 1818 zähtt 
» Könfiftorial-Synagogen auf, weiche durch die Kriebensichlüffe von 1814 und 
815 wieber auf folgende vermindert worden ind: Paris, Straßburg, Winzer 

X e. Die Kultusbeamten wurden 


Die vom Staate hierfür beſtimmte Summe detrogt 130,000 Rtanten. 


Mitaqtorechtl. Verhaitu. d. Bad. . faam. Katfere. neh. ge. Bunde. 504 


e, los -ordguoen saront susceptibles "seit d’ane reduictian atbitree par 
cemt. 


aus les opp&ces ont té comptöes en #8 presence et oelle des tömotns, & peine 


ques. 


TITRXMI. 
10) Aucon Jeifnön actuellemedt dömicilie dans. nos depärteimens dü Hhüt et du 
"Bas Bhin, ne sera Adsormais admis A y preidre dckiicile. — 
Atıcun juit, non actuelleruent demicilie 'ne sera ädınis hy preiidre domi- 
'cife dans les 'autres departeniens de notre Einpire, que dans Je cas ou il y 
'anra frit l’acquisition d’une propriete rtrale et’ se livrera "a Tagriculture, 
sans se ıneler d’aucun commerce, negoce ou trafic. oda 
Il pourra Etre fait des exceptions aux dispositions du 'pr&dent article en 
verta.d’une atıtorlsation sp&ciale &mande de nous. J 
VN) La populhtion jutve, dans nos départemens ne sera point admissg & Fournir 
des reinplacans pour la’conscripfion: en consdqüence, tout juif conscrit sera 
assujetti au service personnel. 
Dispositions generales, ur 
18) Les dispesitions contennes ay pr&gent decret auront leur execution pendgnt 
dix ans, esperant qu’& P’expiration de ce delai, et par l’eflet, des diverses me- 
sures prises à l’egard des juifs, il n’y aura plus aucune difference entre eux 
et les autres citoyens de notre Empire; sauf neanmoins, si notre esperamce 
etait trompée, à en preroger l’ex&cution, pour tel temps qu’il sera juge con- 


venable, 

10) Les juifs &tablis a Bordeaux et dans les departemens de la Girande et des 
des, n’ayant donne lieu à aucune plainte, et ne se livrant pas & un trafic 
lllicite, ne sont pas compris dans les Hispositions da present decret, . 

20) Nos ministres sont charges, chacun en ce qui le concerne, de P’ezecution du 


present decret. 
2) Ueberfetzung. | | an 
K. franzöf. Dekr. v.17. März 1808, eine neue Juden⸗Ordu. enthaltend 1), 
Wir Napoleon, Kaifer der Krangofen n. |. w. haben nady Anhörung unſeres 
Stantörathes verorbnet und verorbnen, was folgt: 
I, Zitel. 
rt. 1. Bon Bekanntmachung des gegenwärtigen Dekrets am, iſt der Auffihub, welcher 
dutch unfer Dekret v. 80. Mai 1806 für bie Bezahlımg ber Schulbforberungen ber 
Juden auögefprochen wurbe, aufgehoben. 
2) Diele Sauibferberungen follen jedoch nachftehenben Verfuͤgungen wiiterworfen fein. 
9) Jede Verſchreibung Über ein Darichn, welches von Juden an Minberjährige ohne 
Genehmigung ihres Vormundes, an Ehefrauen ohne Genehmigung bes Mannes, 
an Soldaten, und zwar an Unteroffiziere und Soldaten, ohne enehmigung inet 
Kapitaͤns, an Offiziere, ohne Genehmigung des Chefs ihres Korps, geleift 
den, tft von Rechtswegen nichtig, fo daß weder die Inhaber ober € rien eine 
folge geltend machen, nody bie Gerichte Darauf eine Klage ober Werfahren geftatten 


Sinnen. 
4) Kein Wedhfelbnief, kein trockner Wechſel, keine Verſchreibung ober Verſprechen, 


— 





griffe unzaͤhlige Rechtehaͤndel exzengte, Hat Besquiron, bamald 

geäter: General Anwielt zu Mainz, getiefert: Comimeniafre dil cret 
imp. du 17. Mars 1808, concernant les droits et led devoird den fiifs ete. 
Mayence 1809. &. Laſſaulx Annalen der Gefeggebung Napoleons Bd. 3. 
©. 32. Shauffonz’a..Betrahtungen über die Anwendung dieſes Dekrets 


Jar 


9 Einen Komimentar zu diefem Dekrete, weiches wegen einiger — — 
* le’ 


(iheriagt vom Zr. Vuch halz 1609.) 


B372Siaaturechtt. Verhaͤltn. der J. in d. 3 Tranpöf. Kaſſæer. geb. Hit: Lanbesth. 


welche von einem.unferer nicht Handel treibenden unterthanen zu Gunſten eines 
Juden ansgeftellt worden iſt, kann eingefordert werben, wenn nicht ber Inhaber 
beweist, daß ber Werth derſelben voliftänbig umdb ohne Bevortheilung "gegeben 


J worden iſt. | . . 

+ 5) Jede Schuld, deren Kapital offener: oder verftechtee Weiſe durch Zurechnung von 
. .Binfen zu mehr als fünf von hundert vergrößert'worden iſt, ſoll durch unfere Ge 
-. richte gemindert werben. Wenn die zum Kapital geſchlagenen Zinfen mehr als 10 

von Hundert betragen, fo foll die Forderung für wucherlich erklaͤrt, und als ſolche 
 « vernichtet werben. . ' 
6) Bei gefegmäßigen nicht wucherlichen Schulbforberungen finb unfere Gerichte er: 
maͤchtiget, ben Schuldnern billige Zahlungsfriften zu verwilligen. 
et " U" MM titel u 
7) Künftig und v. 1. Julius an darf fi kein Zube mit irgend einem Handelsverkehr 
abgeben, wenn er nicht zu diefem Behuf von dem Sräfekten des Departements. ein 
7 Patent erhalten hat, weiches nur nad) genauen Erfunbigungen und beigebrachten 
Zeugnifien 1) vom Muntzipalrath, daß befagter Jude ſich weder des Wuchers noch 
eines unerlaubten Verkehrs ſchuldig ‚gemacht habe, 2) von dem Konfiftorium ber 
ESynagoge feines Wohnbezirks, über feine gute Aufführung und Rechtichaffenheit, 
"  ertheilt werben fol. \ 0 BE 
8) Diefed Patent muß alljährlich von neuem erlangt werden. _ 

“ 9) Unfere Generalanwälbe bei Unſern Gerichten find befonders beauftragt, biefe Pa- 
.  tente durch befondere Entfcheidungen ber Gerichte aufheben zu laffen, To oft: fie 
"Runde erhalten, daß ein patentieter Jude Wucher. treibt, oder fi mit einem be⸗ 
*truͤglichen Gewerbe abgegeben bat. u 

10) aan einem nicht patentirten Juden geſchloſſene Handel ift nichtig und ohne 
Wirkſamkeit. ——— une 
44) Daffelbe gilt von allen Hypotheken, welche ein nicht patentirter Zube auf Grund» 
ſftuͤcke Hintragen läßt, ſobald erwiefen wird, daß bie eingetragene Zorberung aus 
‚einem Wechſel ober irgend einem Handelsgeſchaͤft herruͤhrt. ' 

' 42). Alle Verträge und Schuldverfchreibungen, welche zum Vortheil eines nicht paten⸗ 

3 tieten Juden auf den Grund anderer, mit dem Handel nichts gemein habender 

Gecſchaͤfte ausgeftellt worden find, können einer gerichtlichen Unterfuthung durch 

.  Beugenverhöre unterworfen werden. Der Schuldner muß mit dem Beweiſe gehdrt 

5. :merden, daB Wucher ober irgend ein anderes betrügliches Geſchäft dabei unterges 

laufen ſei, und wenn er den Beweis vollführt, fo find bie Schuldverſchreibungen 

entweder nach dem Ermeſſen des Gerichts zu mindern, ober wenn ber Wucher zehn 
von hundert überfteigt, für nichtig zu erklären. 

13) Die Beftimmungen des Art. 4 Zit. I. gegenwärtigen Dekrets, die Wechfelbriefe, 

, „ trodnen. Wechſel u. ſ. w. betr., gelten ſowohl für die Zukunft, ald für bie. Bergans 


genheit. 

»44) Kuf Fauſtpfaͤnder darf ein Jude Dienflboten und Lohnarbeitern gar nicht leihen 
und auch andern Perjonen nur in der Art, daß darüber eine Urkunde von einem 
Notar aufgenommen wird, worin berfelbe bekundet, daß das Geld baar in feiner 

1,5 ‚und: der Zeugen Gegenwart erlegt worden fel; bei Strafe, alles Recht auf bie 

2:3: Pfönder zu verlieren,, ald deren ‚unentgeltliche Herausgabe unfere Gerichte erfter 
und zweiter Inftanz in folchen Fällen verordnen können. ? 

46) Bel-derfelben Strafe iſt den Juden verboten, Arbeitäwerkzeug, Hausgeraͤthe, Hand⸗ 

. werkszeug und Kleider ber. Handwerker, Tageloͤhner und Dienſtboten zum Pfand 

:. „. gngunehmen. U Zitel | 
j . [} 13 e: 


Ey —— 

46) Keinem Juden, welcher nicht bereits in Unfern Departements bes Ober: und Nies 

.: :bereheins: wirklich wohnhaft ift, foll von nun an. geftattet fein, feine Wohnung 

„ ı: darin zu nehmen. Sn den übrigen Departements Unferes Reiches ſoll einem barin 

nicht bereits wohnhaften Juden nur in dem Kalle die Niederlaffung geftattet fein, 

2.2 wenn er ein zum, Zelbbau: beftimmtes Grundflücd erwirbt, und fich lediglich dem 
Feldbau widmet, ohne fich mit irgend einer Art des Handels ode: Verkehrs abzus 
geben. " Ausnahmen von den Verordnungen des gegenwärtigen Artikeld können 

m ng vermöge einer befonbern von Uns zu ertheilenden Bewilligung ftatt finden. 

1 > - 


udenihaft in unfern Departements fol nicht geftattet fein, Stellvertreter bei 
:,.. ber Konfkription zu ſtellen; demzufolge foll jeder ausgehobene Jude zum perföns 
.- lichen Dienft verpflichtet fein. 
ie | Allgemeine Beflimmungen. 
48) Die in gegenmwärtigem Dekret enthaltenen Beftimmungen follen zehn Jahre bins 
dur in Vollzug gejegt werden, in der Koffuung, bag nach Ablauf biefes Zeit⸗ 
ij 


Staatorechtl. Verhaͤlt. d. J. Ind. z. frangöf. Kaiſerr. gehörig gew. Lanbeoth. 373. 


raums und durch die Wirkung der verſchiedenen in Beziehung auf die Juden ge⸗ 
nommenen Maßregeln zwiſchen ihnen und den übrigen Bürgern unſeres Reiches 
keine Berfchledenheit mehr flattfinden wirds jedoch mit dem Vorbehalte, wenn 
unfere Hoffnung getäufcht werben follte, die Ausübung diefes Dekrets für ben Zeits 
raum, welchen wir angemeffen finden werben, zu verlängern. DEE 
19) Die zu Bordeaux und in den Departements ber Bironde und der Landes anfäffigen 
Zuben find, da fie Feinen Anlaß zu einer Beſchwerde gegeben haben, fich aud) mit;.. 
keinem unerlaubten Gewerbe abgeben, den Beflimmungen bes gegenwärtigen Des, 
krets nicht unterworfen ?). ee 
20) Unfere Dinifter find, jeder in fo weit ed ihn angeht, mit Vollſtreckung des gegen: 
wärtigen Dekrets beauftragt, n Napoleon: 


Zweites Kapitel. | 
Gegenwärtige Berhältniffe. 


L 
. Sm Allgemeinen. 


In vorflehender Art war bie Verfaſſung der Juden des franzoͤſiſchen 
Kaiferreiches geftaltet, vie demnächft in den oben angegebenen Zerritorien :: 
zu Preußen kamen und gegenwärtig theild zur Rheinprovinz, theils zu 
Weſtphalen gehören. | u nn 

Die K. DO. v. 3, März 1818, erwähnt in dem R. bed Din. des J. .- 
7. Zuli 1818 2), fprach die Fortdauer der Anwendung des Dekrets v. 17. : 
Mai 1808 aud. Hierdurch ift Die zehnjährige Dispenſion der befreffettben 
Rechte auf unbeflimmte Zeit. hinausgefchoben ?). Diefe Rechte beziehen‘. 
ſich jedoch Tediglich auf die Niederlaffung in andern Departements und. .. 
auf Begenflände des Hanbeld. In jeder andern Beziehung hatten 
die Juden im franzöfifhen Kaiferreiche geſetzlich alle Rechte" 
der hriftlihen Einwohner 9. Es iſt bereitö oben) Dargeftellt wor: 
den, wie diefe Verfaffung der Juden im Allgemeinen in vielfachen Verord⸗ 
nungen und fchließlich. in der 8. D. v. 8. Aug. 1830 anerkannt worden . 
und wie diefelbe unter der Garantie des deutfchen Bundes in der Art ſteht, 
daß die Juden nicht in einen fchlechteren Zuftand zurücverfeßt werden dür⸗ 
fen. Eine Verlegung dieſes Zuſtandes lag darin nicht, dag durch die ©. ;. 
v. 1. Suli 1823 wegen Anordnung der Provinzialflände in der Rheinpro⸗ 
vinz und in Weftphalen 0) die ftändifchen Rechte an die chriftliche Religion : 
gelnüpft wurden, da die Juden derartige Rechte früher nicht gehabt. Das ' 
gegen waren die Juden nach der früheren Verfaſſung zu Staatsaͤmtern 
jeder Art befähiget und dieſe Befähigung beſteht mithin no 7). 


1) Gleiche Ausnahmen erhielten die Zuben mehrerer andern Provinzen. Go wu ” 

den durch ein Dekret v. 11. April 1810 die ttaliänifchen und ſelbſt die Lothrin⸗ 
er und Meger Juden mit mehrern andern von jenen harten Einfchräntungen 

befreit. Bull, d, lois T. XII. p. 272. . oo in 

2) Ann, II. ©. 726. Vergl. Lebteres Abth. I. Einleitung ©. sh, 0 

s) Eine biedfällige ausdruͤckliche gefehliche Anorbnung war nothwenbig, da in 
deren Ermangelung nad) $. 18 des Dekr. v, 17. Mai 1808 die Suspenfion aufs -” 
gehört haben würde, Vergl. hierüber oben Abfchn. IV. sub I. Seite 337. 

*) Vergl. auch den Bericht der Reg. zu Koblenz v. 1. Febr, 1840 oben Abth. E 
Abſchn. XI. Kap. V. sub III, G. 187. 

s) Abth. I. Einleitung. S. 40. | — " 

°) Vergl. Abth. I. Abſchn. IV. Kap. IE. sub III. &, 49, j 

") Wenn die Rheinifche Zeitung vor Kurzem betichtete (12. Dec, [BAR:- Sei 
eines unterm 9. 1,.08. dem Hiefigen Ranbgericgte witgeiteiken I eb Tin, 


FIR Stansberdtti. Borhätin: d. 3; in b: 4. franz. Kaiſerr. geh. gew. Lanbedch 


I, ' 
In Anſehung der den Br betreffenden VBerhälts 
niffe 


1) Vergl. die V. v. 17. Mai 1808 sub I. 

27 Die Juden des linken Rheinufer fliehen zur Zeit unter. einem zu 
Bonn tefidirenden jüdifhen. Konftfiorio. Vergl. hierüber den. Besicht der 
Reg. zu Koblenz v. 1.Febr. 1840 Abth. J. Abſchn. XI. Kap. V. sub 11: 187, 

ZH. R. des K Min. d. ©, ıc. Ang. (v. Wtenftein) v⸗ 18. Sept: 1888 am 
den 8. Oberpräfidenten der Rheinprovinz. Beauffichtigung des jüdifthen 
Kultuswefend. 

Die von ber jüdifchen Gemeinde zu.R. erwählten Borfteher haben ſich an das unter: 
zeichnete Min. mit dem abjchriftlich Bier beifolgenden Geſuche um Beftätigung bes für 
ihre Gemeinde entworfenen Statut& gewendet. Daß M. ift mit dem bereits von Ew. 
Hochw. den Supplitanten ertheilten Befcheide darin einverftanden, daß bis dahin, wo 
die künftig bevorftehende allgemeine gefegliche Verordnung Über das Firchliche VBerhältnig 
der Juden erfolgen wird, auf bie Betätigung von dergleichen neuen Statutentwürfen 
nach dem Antrage einzelner jüdiſcher Gemeinden ‚auch, im dortiger Provinz nicht einge: 
gangen werben kann. In Gemößheit der Allerh. biesfätligen Beſtimmungen ift viel- 
mehr bis zu dem vorbemerfkten Zeitpunkte das jühifche Kultusweſen an und füz fich ledig⸗ 
lich in feiner beftehenden Verfaſſung zu erhalten, und nur gegen etwanige Ordnun 
ftörungen, zufolge ber nach $. 18.der Reg.⸗Inſtr. v. 23. Okt. 1817 den Reg. zuftchen- 
den Auffücht über den, Kultus aller Religionsparteien, bie erforberliche Remebur zu treffen. 
Ein unentbebrliches Mittel zur Abwenbung folder Orbnungsftörungen ift aber, ‚befon« 
ders bei jeder einigermaßen zahlreichen Gemeinde, die Beitellung.eined mit den‘ 
meflenen Direktions⸗ und Bermaltungsbefugniffen verfehenen Gemeinbevorftanbes, mit . 
weichtm die jädifchen Gemeinden auch in den älteren Provinzen ber Regel nach verfehen 
find, und' in deffen zeitherigem Deangel ein hauptfächlicher Grund ber biöher bei ber jür 
difchen Gemeinde zu N. obgemwalteten Unorbnungen und Zwiſtigkeiten gelegen zu haben’ 
ſcheint. Eben fo wenig daher, ald dem Min, ein.richfiger Zuſammenhang deſſen ev⸗ 
ſichtlich ift, was der den Supplilanten ertheilte Befcheid der K. Reg, zu N. von einem 
erſt jetzt gehen Zufammentritt der, anfcheinend vielmehr fchon Seit fehrr Langer Zeit 
exiſtirenden, jüdifchen Gemeinde in N. erwähnt, kann das Dein. auch - die: in, jenem! 
Beſcheide refoloirte Zurxuͤckweiſung der von ber Gemeinde gefchehenen Beſtellung +ines - 
Vorftandes für richtig erachten, zumal die Reg. felbft Bein Bedenken gefunden hat, gerade . 
in dem erhebfichften —— der Verhandlung mit den Behoͤrden und der Vertretung 
der Gemeinde in ihren äußeren Rechtsangelegenheiten, die im Weſen der Sache auf bad - 
naͤmliche hinlausgehende Zulaffung eben jener Vorſteher als Bevollmädhtigte dat Ges 
meinde nachzugeben. Cä- unterliegt vielmehr keinem erfichtlichen Anftande,: die Wahl 
jener Vorfteher dergeffalt zu genehmigen, daß denfelben auch die Verwaltung ber innern 
Angelegenheiten der Gemeinde, insbefondere bie Sorge für eine gehörige Drbnung bei _ 
den Hottesdienftlichen Zufammenkünften, unter ihrer nächften diesfälligen Verantwort⸗ 
lichkeit obliegt. Gleichermaßen wirb ihnen hiernach auch die Verwaltung: des N.ſchen 
Legats für das Schulweſen ber jüdifchen Gemeinde, worüber die K. Reg. zu Nr dep: 
Min. ‚unter, dem 19. Sept. v. 3, einen befonbern Bericht erftattet hat, zunächft ver 
bleiben koͤnnen, und nur die ordnungsmäßige Aufficht Über die richtige Abminiftration 
jenes Legats und bie ftiftungsmäßige Verwendung feiner Einkünfte ebenfalls fortzufegen ' 
fein. Ew. Hochw. ftellt das Min. anheim, hiernady die K. Reg. zu N., unter Rüds 
fertigung ber hier wieder beifolgenden Eingabe ber jüdifchen Gemeinde: Vorfteher v. 
8. Aug. v. J., mit ber entfprechenden Anweiſung zu.verjehen, unb die Gemeindevorſteher 
auf bie danach von ihnen zu erwartenden Verfügungen vorläufig zu verweifen. 

(Ann. Bd. XXII. ©6486.) . 


II. In Anfehung der Unterrichtsverhaͤltniſſe vera. 
1) Abth. I. Abſchn. XI. und. indbefondere. dad Kap. IL’ gegebene Cirk. 
v. 13. Sept, 1824; 


— — 





— — — 


Präfidenten und des Generalprofurators. des Rheiniſchen Appelationsgerichtss 
hofes können nach Vorfchrift einer A. K. O. v. 14. v. M. Juden zur. Auskil: 
tatur, zum Referendartate und zur Abvokatur .nicht zugelaffen werben, 
fo würberbiefe X. K. O. v. 14. Nov. 1842, in ſofern eine folche.erlaffen, ber 
8.2. v. 8. Mug. 1880 und dem &: 16 her, Wundrbotte ertgeaen Kiöpenireg, 


esriätlgäh. Behind" in'6. Fran Sfr: geh. gem! Banken: F7E 

2) In Betreff. der Unterfaltung. der Echülen-durd) die Gioilgemeinbent- 
dad R. v. 18. Mai 1840 und dei Bericht ber Meg: zu Moblenz d. 1. Fb. 
1840 a. a. D. Kap: V. sub II. &. 187. ” 








ergangenen Gefebe in dem folgenden X. mitgetpellt. RER 
HR. des N. Din. des 9. (0. Schudmann) v. 9. Dt. 1818 ) an den 
K. Oberpräfidenten Herrn Grafen v. Solms Laubach zu Kö." 
Aus Ew. Hochg. Beriht,vom' 45, Der, ‚9 .3., imorauf ich Sie erſt jept IM beſchetden 
im Stande bin,, habe ich erfehen, vos für eine Bervandnip es mit den Schulen ber chez, 
maligen jübifhen ‚Rorporationen des Eraftifte Koln-und. ber Herzogthümer Sühich, Berg, 
und Gleve hat, und bin ale Aur, im, Allgemeinen ‚damit Anberfanben, daß dag ban,, 
den vorigen dahdeenertcha en eihgeleitete, aber nicht zur Auefühtung gebrachte Sau 
Sendungen for, une rt ——— mi, füs 
ern finde es auch, da die genannten inzen, bermalen unter were ern 7 
Bezit —S der Sache m —I fen, daß Ew. bear die auefe le 
‚obere Leitung des Geichafte, melde &% bereits übernommen haben, ferner beibehalten, 
Was bie dabei in Immwendung zu’ Brfngendert Grunbfäge betrifft, fo- hate ich &6,für. 
nothwendig, im Wefentlichen bei derjenigen Wörfchriften ftchen zu bleiben, moglhe su 
der vorigen Reg. miit gefehlicher Wtrfung 5 geben worden fint. In Anfehung der Sl, 
benfepaftefchuipen "des Craftifte Nöhi, welche fich unter aflen”am höditten. belaufen,,, 
wird baher haptfächtid; nad) dem’ Kafferl; Dekret vom 20. Nov. 4 Fiebren 
fein, und da diefes Dekret ſich auf den * [ng des Gengral-Regietünge:Kommiffgeiit 
der 4 Rhein-Departements Staatsrath Föllivet v. 7. Messidor des Jahrs 11 gründet, 
letzterer aber lediglich in dem Sinne ber Verordnungen der frangöfifchen Nationalverz 
fammiungen v. 20. Mai am und 1. Mai 1792, betr, Hg vormas 
ligen Zubengemeinde von Meg, e glö. allgemeine gefegliche Rormen 
für dieſen Gegenftand PR RE LER A es mir unbedenklich, daß 
auch in ben übrigen Provinzen des Ein. ‚Hochg.i anvertranten Ober: Praͤſidial⸗ Bezitks? 
bei ber Berzinfung und Amortifi Nenng der Subenfhafte-Schulden nad) Analogie bed ges 
nannten Dekrets verfahren werben bürfe. 
n Kar Ew. Hochgeb. nun barauf angetragen haben, als oberften Grunbfag auszur 
ſerechen: u BE . . 
ndaß alle gegenwärtig in ben verſchiedenen Gebietstheilen ber oben genannten Pros 
vingen bomieilirte Inden zur Tilgung ber vorhandenen SubenfhaftssSchulden, nach 
Maßgabe ihrer Beitragspflicht zu ben Staatslaſten, beitragen follen,”. vor 
fo vermag ich Ihrer hierunter geäuferten Anficpt nicht beizutreten. Denn biefer ar 
fa ift nicht allein der ausbrüdlichen Beftimmung des Dekrets vom 20. Nov. 1809 
Artikel 5, nach welcher bie Beiträge zu dem angegebenen Behuf . — 
auf alle Juden, welche die ehemalige Gemeinde (Korporation) in dem chemãligen 
Churfuͤrſtenthum Köln ausgemacht haben, — 
vertheilt werden follen, entarnen, fanden ex würde quch überhaupt, aus dem Wefihtäg 
unkt des Rechts und der Vflligfeit betrachtet, nicht gerechtfertigt werhen kanen. Dig. 
jüdifchen Rorporatione-Schulben, von deren Abtragung ed fich handelt, find urfpgünge 
lic) zu dem Zweck negoclist worden, um bie Abgäben zu ‚tigen, welche ber Landese 
jereichaft zu jener Zeit Seitens der Rorgorationen für den Gchug (dad Geleit) entweder 
in beftimmten Epochen oder bei Megierungs- Beränberungen gaabe werben mußten. 
Die Korporationen haben bie ae apitalien unter folidarifcher Verpflichtung 
ihrer Mitglieder aufgeliehen. melden Schein von Redt ober Billigkeit wollte 
‚man demnach folchen Juden, welche in einer fpäteren Zeit, wo die Korporationsverbaͤnde 


V. Dab Säuldenmeien anfangen, ( find’ die’ früßeren’pleiier 
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2) Koch a. 0, D. ©. 247 datitt dab ge. irrthämlich von Ra.” 
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ber Juden durch die Reg. bereits aufgeloͤſet waren und juͤdiſche Schuss ober Geleits⸗ 
abgaben gar nicht mehr ftatt fanden, ihren Wohnflg im Lande genommen und das ges 
ſetzlich unbeſchränkte Bürgerrecht überkommen haben, bie Verpflichtung auferlegen, zur 
Abbürbung derjenigen Schulden beizutragen, bie eine nicht mehr beftchende Korporation, 
ausfchließlich zum Beſten ihrer ehemaligen Mitglieder, wozu biefe Juden niemals gehört 
haben, zu kontrahiren veranlagt geweſen ift? 

Ein Kortbeftand der moralifchen Herfon einer vormaligen Zubenfchaft, welche gemein» 
ſchaftliche Schulden hat, bis zu deren völligen Ablöfung, läßt fich rechtlich rur in fofern 
denken, ald von denjenigen Individuen die Rede ift, welche die moraliſche Perfon wirt 
lich ausgemacht haben, und nicht etwa fchon vor beren Auflöfung aus ber GSemrinfchaft 
entlaffen und dadurch ihrer Verbindlichkeiten wider die Geſellſchafts⸗Gläubiger entlebigt 
worben find. Daß aber eine bereitd aufgehobene Gemeinſchaft keine neue Theilnehmer 
mehr erwerben koͤnne, Tpricht von felbft. 

In Erwägung diefer Gründe werden Euer Hochg. felbft ermeflen, daß ich Bedenken 
tragen muß, auf Ihren vorberührten Antrag ne Im Uebrigen genehmige ich 
die nach dem weitern Inhalt Ihres Eingangs erwähnten Berichts beabfichtigten Gin: 
ſchraͤnkungen vollfommen, und bemerke nur nod, daß die Abwickelung ber Glevefchen 
Judenſchafts⸗Schulden, wie Euer Hochgeboren befannt, von hier aus durch V. an bie 
Reg. zu Eleve bereits eingeleitet worben ift, und daß in Meurd und Geldern niemals 
dergleichen Schulden flattgefunden haben. 

In Anfehung der Judenſchafts-Schulden des vormaligen Erzftifts Köln fteht nach 
Art. 2 des Kaiferl. Dekrets v. 20. Nov. 1809 zwar feft, daß Feine gerichtliche Werfols 
gung der Schulbner und deren Bürgen binnen ber Amortifations-grift zuläffig fein fol; 
allein die Zudenfchaften ber übrigen Provinzen können auf ein foldyes Borredht, in Er⸗ 
mangelung darüber fprechender Geſetzesvorſchriften, keinen Anfprudy machen. , 


2) R. des K. Min. des 3. (v. Schudmann) de eodem an den K. Ober 
Präfidenten, Heren Geh. Staatöminifter v. Ingeröleben zu Koblenz. 


Guer Exc. theile ich, unter Bezugnahme auf Ihren Bericht v. 25. Ian. d. J., wegen 
der Schulden der Iudenfchaften im Großherzogtum Nieberrhein, eine Abfchrift berjenis 
en V. mit, welche ich dato an den Heren ObersPräfidenten, Grafen v. Solmsstaus 
ach, zur Beicheibung auf den Ihnen befannten Vortrag v. 15. Dec. v. 3. über den⸗ 
jelben Gegenftand erlaffen habe, indem ich Euer Exc. anheimftelle, unter Berädfichtis 
gung des Inhalts die Abwidelung der jüdifchen Korporations- Schulden im NRegierungss 
Bezirk von Trier einzuleiten und im Koblenzer Departement, wo fie bereit8 im Gange 
if, des Weiteren zu —* (Ann, II. ©. 1051 ff.) 


Zwolfter Abfchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniffe der Juden in den zum Groß 
berzogthum Berg gehörig gewefenen Landestheilen. 


Vermöge ber Uebereinkunft des Wiener Kongreſſes und des Parifer Frie⸗ 
bene v. 30. Mai 1814. Art. III. ging das ehemalige Großherzogthum Berg 
an Preußen über !). Daffelbe bildet gegenwärtig folgende Bezirke: 

1) In der Rheinpropinz: 

a) Am Reg. Bezirk Koblenz die Sammtgemeinde Friefenhagen im 
Kreife Altenkirchen. 

b) Im Reg. Bezirt Köln die Kreife Mühlheim, Siegburg, Uekerath, 
Homburg, Gummersbach, Waldbevl. 

c) Im Reg. Bezirk Düſſeldorf die Kreiſe Duisburg, Düſſeldorf, 
Solingen, Elberfeld, Lanneg. 

2 In der Provinz Weſtphalen: Ä 

a) Sm Reg. Bezirk Münfter die Kreife Warendorf, Bedum, Lü⸗ 
dinghaufen, Redlinghaufen, Münſter, Koedfeld. 

b) Im Reg. Bezirk Arnsberg die Grafſchaft Mark mit Dortmund, 


7) 8.56, 1815. ©, #1. 24. 
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ober die Kreiſe Altena, Bochum, Dortmund, Hagen, Hamm, Iſerlohn, 

Lippſtadt, Olpe, Sonſt und Fürſtenthum (jetzt Kreis) Siegen. . 

i ‘) Im Reg. Bezirk Minden die Herrfchaft Rheda im Kreife Wie: 
enbrüd. 

An allen diefen Ländertheilen nun waren Durch Die Konflis 
tution des Großherzogthums Berg allen Einwohnern gleidhe 
Rechte verliehen worden, ohne daß hinfichtlich der Juden eine 
Ausnahme gemacht; gleichzeitig waren aber auch mit der franzöfifchen 
Geſetzaebung die im vorigen Abfchnitte gedachten Befchränkungen ber Ju⸗ 
den eingeführt worden, Es gilt Daher von Letzteren in gedachten Landestheilen 
Alles, was im vorigen Abfchnitte mitgetheilt worden. 


Lediglich dad Fürſtenthum Siegen war nicht unmittelbar wie alle 
übrige Landestheile des Sroßherzogthumd Berg an Preußen gelommen, 
fondern militatrifh von dem fürftlihen Haufe NafjausDranien (dab: 
gegenwärtige K. Niederländifche Haus), dem ed bis zum 12. Juli 1806 
angehörte, am 20. Dec. 1813 in Beſitz genommen und kam erft Durch den 
Vertrag mit letzterem Staate v. 31. Mai 1815) an Preußen, welches es 
durch Patent v. 21. Juni 1815 in Beſitz nahm?). Da jedoch von Naflaus 
Dranien in der kurzen Zwifchenzeit die beftehende Großherzoglich. Bergfche 
Verfaſſung hinfichtlich der Juden nicht ausdrücklich aufgehoben, fo befteht 
diefelbe auch gegenwärtig fort und es Bann nicht auf die Oranien⸗Naſſauſche 
Gefeßgebung zurüdgegangen werden). . | 

Daß ins beſondere Daher den Juden im Fürſtenthume Stegen das flädtifche 
Bürgerrecht zuftcht, iſt nicht zu bezweifeln. Vergl. hierüber bad R. v. 
22. Oft. 1835 oben Abfchn. VII. Kap. I. Seite 360. 


Dreizehnter Abfchnitt. | 


Staatsrechtlihe Verhältniffe der Juden im den zum Könige 
seihe Weftphalen gehörig gewefenen Landestheilen 


Einleitung. 


Das Königreich Weſtphalen wurde in Folge des Friedens zu Tilſit von 
Napoleon begründet, feinem Bruder Hieronymus verliehen und Erſterem 
unter dem 15. Nov. 1807 eine Konflitution gegeben), Es war dies 
Königreich zufammengefegt aus den Braunfchweigichen, Heſſen-Kaſſelſchen 
Staaten, einem heile von Hannover und einem bedeutenden Theile von 
Preußen. Bon Lebterem wurden nämlich durch Art. 9. des Zilfiter Fries 
dens hierzu abgetreten der auf dem linken Ufer der Elbe gelegene Theil 
der Altmard und der Provinz, Magdeburg5), das Gebiet von Halle, 
Halberftadt, Hohenflein, Quedlinburg, die Sraffhaft Manns 
feld, das Eichöfeld nebfi Treffurt, Mühlhauſen, Nordhaufen, 
die Graffchaft Stollberg Wernigerode, Eorvei, das Bisthum 


— — 


1) Vergl. Abſchn. VIII. 
3) G. 8. 1815. ©. 126, 
») Vergl. das Partikular⸗Recht bes Fürſtenthums Siegen und der Aemter Burba 
- and Neuenkirchen. Paderborn. Grämell. 1838, 
Koch a. a. D. ©, 278 ift derfelben Anficht. 
‚*) Bulletin des lois du royaume de Westphale. Tome premier p. 3. 
s) a gut ganze Herzogthum Magdeburg mit Ausnahme der beiden Jerichowſchen 
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Paderborn, Minden und Rabendberg und die Grafſchaft Riet- 
berg, Kaumtzy. , . , 

In allen diefen Preittiſchen Landestheilen, welche genenwüirtig zu 
den Provinzen Weftphalen, Sachſen und Mark Brandendirt 
gehören, ift, wie in allen anderen neu und wiebet etworbenen Terrltoriẽn 
bie K. Weftphätifche Verfaſſung in voller Gültigkeit?), wie vielfach, ind: - 
befondere auch durch dad R. v. 7. März 1825 anerkannt werden) und eg 
ſteht diefelbe In fo weit unter der Garantie des deutfchen Bunde; als den! 
Juden Rechte, die fie befigen, nicht genommen werben kbnnen. ö 


Erſtes Kapitel. 
Berfaffung der. Juden im Königreich Weftphalen. 

Der Art. 10 der Konflitation des Königreidys Weftphalen v. 15. Nov. 
1807 *) beflimmt: . 

Lie Royaıfme de Westphalie sera regi par des constitutions, qui cansacrent 
Pegalite de tous les aujets devant la loi, et le lihre exercice deg eultea®), ,  , 

Die in biefem Artikel ber Fenftituion verfprochenen Befkimmungen wur 
ben bemnächft durch die folgenden beiden organifchen Geſetze gegebene). _ 

1. Decret royal du 27. Janvier 1808, qui abolit les taxes imposdes 
sur les Juifs. ande nie nl 

Jerjme Napolöod, pai’la grace de Dieu et les consiitutiuns, Roi de Weaiphie 
lie, Prince Frangaik, etc. Bu . 

vi les articles 10 et 15 de Ia constitatioi'du 15. Novembre 1807; 

«ar le vaport de Notre Ministre provisoire dela Justice et de Plnteriehr; 

Notre Conseil d’Etat entendu; 

Nons avons döctet'et d£et£tons ce qui unit: FR 

Art. 1. Tous ceux de Nos sujets, qui suivent la’loi de Mofse, j6uifont, dans 
Nos etats, des mömes droits, franchises, et liberter, que tous Nos autres sujets, 

Art. 2. Ceux qui, sans ötre Nos sujets, passeront ou se trouveront dans No- 
treRoyaume, y jouiront des mêmes droits et franchises, dont y jouissent tous 
les autres dtrangers. 

Art, 3. En consequgnce, sont abölis toutes lea täxes et Aroits impanda . 
liöremenf sur — occasion et; sous quelgue deno m ue ce 
puisse etre. Inhi ca acht. Falles & tofa nöblen, seigneurs de fiefs, 
et autres propriötren, sujets de Notre domin: de prelever, ou faire prele- 
ver, une de ces taxes, ä peine de tous dom — et interäts, et d'ẽtre poar- 






























+) Die Hälfte des Furſtenthums Minden surbe durch das organifche" Genatss 
Konfult v. 10. Dec. 18T0 dem — Reiche einverleibt. 

®) Die Ausnahme fiche unten. 

®) Vergl. daffelbe Abth. TIL. Abfchn. I. Kap. IL sub, III, 

3 Bulletin des lois 1. S. 18. 
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Donnd en Notre valai⸗ röyal de Cassel, le 27 Jativikk de’ Ta 'abı 1808, de Nötre' 
regne le. second, Signe: 'Jer ine — 
ol 
En l’absente du Ministre Secrätaire d’Etat, 
Le Secretaire du cabinet et des comimandemens, 
| ein e: COUSIN' DE MARINVILLE, 
(Bulletin des Ioĩs du royauıne de Westphalie tom. I. p. 252.) 
Ueberfegung. 
Königl. Dekret v. 277. Ian. 1808, welches die den Juden aufgelegten 
Abgaben aufhebt. 
Wir Hisranymus. Napoleon, von Gottes Gnaͤden und durch «bie Konſtitutionen Köntz 
von Weſtphalen, franzöſiſcher Prinz ec. 
haben. nach Anficht des 10. und 18. Artikels der — v. 15. Rov. 18075 
auf den Bericht Unſers proviſoriſchen Minifters des Juſtizwoſens und der innern An i 
gelegenheiten, und nach Anhörung Unferd Staatsrathes; 
verordnet und verorbnen, wie folget: 


Art. 1. Unſere ˖ Unterthanen, weiche der Moſciſchen Religion yunerhan'find, folten in 
Unfern Staaten · dieſelben Rechte und Freiheiten genteben,- wie Unſere übrigen unterthunen. 

Art. 22 Denjenigen Suden; welche, ohne wiiſere ‚pn terthänen zu fein, durche unſer 
Koͤnigreich reiſen/ oder darin sieh aufhälten, follent bi jelben Rechke und Freiheſten zuſte⸗ 
ben, bit jedem andern Fremden eingeräumt werben 

Art. 3. Diefem zufolge find alle —— und Abgaben, welche ‘allein die Joben zum 
Gegenſtande hatten, bei welcher Gelegenheit fie eingeführt ſein, und unter welcher Be 
nennung ſien vorkommen midgen, hiermit: gänzlich, aufgehoben. Es wird demnach allen 
Edelleuten, Lehnherren und anderen — ern; Fr unf Ifeet Hoheit unterworfeh find,’ 
verboten, dieſe Abgaben mehr‘ zu‘ erheben, A erheben‘ zu Taflen, widrigenfalls fie alle 
Schaͤden und Koſten erfepen, auuch ale Pia, die fich der Erprefſuͤngen ſchuͤldig gemacht 
haben, gerichtlich verfolgt werden ſollen. J 

Art. 4. Sie koͤnnen, ohne, wie vormals, einer beſondern Ettaubniß zu bedürfen, fich 
verhetrathen, für die Ciztehung ihter Kinder und“ für deren Etabllſſement ſorgen, j m. 
ihre: Güter abtreten, -jebody unter · der Verpflichtung, "bet dieſen verſchtedenew Handlun⸗ 
gen nad) den Vorſchrifken des Coder Napoleon ſich zur richten: 

Urt. 5. Es ſteht ihnen gleihfads-frei,-in jeder Stäpr) ober’ an: eden anerh bettebi⸗ 
gen Orte ſich niederzulaffen, und dafelbſt ihren Herbst’ Lingunichten voraitegeſe t,. du 
fie dev Munieipal⸗Obrigkeit dadon gehörtge Ankeige machen, und die Sunftunt Hands‘ 
werks⸗Verordnungen, worin fie wunſchen aufgenommen zu werden⸗ beobachteſ. 

Art. 6. Vnfer Ptoviſoriſchet Miniſter des Juſtizweſeirs und" det intrern chi 
tete mie ber Begehung des gegenwärtigen — ** beanftragt. 

ege 
(Geſetz⸗Bulletin des Koͤnigreichs Weſtphalen Th. I. S 264.) 

2. Décret Royal duot: Märs 1808, portäht ——— — | 
et de’s syndies pi 31 le surveillance du eulte hebraigue. 

JERÖME NAPOLEON, par la grace de Dieu et les constitütiche, ‚Roi de . 
Westphalie, prince Frangais; eic. 

considerant, que, si les Juifs doivent jouir, ainsi quèé Nos autres anjgis, du .. 
libreexetcice de leur eulte, cet exerciee doit aussi, conime les autres; éire gou- 
mis; 4 Nutre surveillänee, afin qu'il n’en rösultg aucune obntrariete avec ja legie- . 
lation et avec cette morale pu ligug, ‚qui. doit-etre la regle de tous les ‚hommes, 
et n’en former qu’une seüle aociete politique; 

que les Juifs doivent cesser de’faire un corps & part, et, A Pexenaple‘ de tous. : 
Nos autres sujets, de quelque croyance qu’Hs soient, se fondre dans la nation, . 
dont ile sont membres; 

que cependant, il ne doit pas resulter de cette fusion, ceſte abus, que chacun 
d’eux puisse se regarder comme ötranger aux frais du culte, ou aux dettes yo 
leurs ceöfimuhadder’ oft —— ‚seit poufiy subvenir,. solt pühk'katlafa re 
aux chärge6s quf'leur étaſent j 

sur lerapport de Notre Ministre de In justide et de Vintetiehr' 

Notre. Conseil d’Fidt enteridu;-. 

Nous arons-deurdts'et dderetohs:- 

Art. 1; Iliserd:forie/dans Nötre ville de'Cüssel un eotisistoite: pöut-la reli- 

ion juĩvo. 
s Le consistoire sera composé d’un Peuaem pe Inliflereramient parmi les rab- 
bins-vu periniles sätren Jwlls, de-trdie kaldıtied, de Ada ER Net, Tun ak- 
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eretaire, qui geront pr&sentes à Notre Ministre de la justice:et de l'intérieur, et 
par Nous approuv&s. 

Art. 2, Ilsera pourvu au remplacement des membres decedes ou demission- 
naires, sur la pr&sentatiou que fera le consistoire, de deux candidats pour chaque 
place vacante. 

Art. 3. Le traitement des membres du consistoire est fix& à raison de trois 
mille francs par an pour le President, deux mille francs pour chaque rabbin, 
mille francs pour chacan des autres membres, et de deux mille francs pour le 
ecretaire. 

Art. 4, Le consistoire sera charge de veiller; 

lo. sur tout ce qui concerne le culte religieux; 

20. sur l’assietie, le recouvrement, l’administration et l’emploi des taxes et 
fondations affectees aux depenses du culte; 

sur l’assiette, le recouvrement, l’administration des taxes et fondations 
destinges au traitement du consistoire, aux &coles et aux etablissemens de bien- 
faisance, dont les frais sont faits par les juifs pour les enfans et les pauvres de 
leur religion; 

40 de surveiller l’ex&cution des mesures adoptees, ou qui seront prises pour 
l’acquittement des dettes contract&es par les anciennes communautes juives. 

Art, 5. La surveillance relative au culte comprendra les rites ou reglemens, 
le service divin, les synagogues, la discipline, et l’enseignement religieux ; tous 
ces objets seront rögl&s par le consistoire, sous l’inspection et l’approbation ne- 
cessaire du gouvernement. 

Le consistoire examinera et surveillera les rabbins et les maitres d’&coles jui- 
ves, lesquels ne pourront entrer en exercice, sans avoir et& approuves par Notre 
Ministre de la justice et de l’interieur, 

Art. 6. Le .consistoire veillera lo & ce que les rabbins et maitres d’&cole pro- 
fessent, en toute circonstance, l’ob6issance aux lois, et particulitrement & celles 
qui sont relatives à la defense de la patrie, à ce qu’ils enseignent, que le service 
militaire est un devoir sacr&, pendant lequel la loi dispense des observances re- 
ligieuses, qui ne sont pas compatibles avec ce service; 20 à ce qu’on röcite dans 
toutes les synagogues des prieres pour Nous et pour Notre famille; 30 à ce que 
les rabbins ne c&l&brent les mariages et ne declarent les divorces, qu’aprös qu’il 
leur aura &t6 justifi6 de l’acte civil de mariage ou de divorce. 

Art, 7. Sur la proposition du consistoire, Notre Ministre de la justice et de 
Y'int6rieur designera ia synagogue principale pour chaque departement et le 
nombre, ainsi que l’emplacement des synagogues succursales, 

Art, 8. Il sera ötabli des syndics surveillans dans chague döpartement, Le 
nombre de ces syndics, et leurs fonetions seront döterminss sur la proposition 
du consistoire, Ils seront sur sa pr6sentation, nommös par Notre Ministre de 
la justice et de l’interieur, 

Art, 9. Le gouvernement röglera ögalement, sur.la proposition du consistoire, 
l’assiette, le recouvrement, l’administration et l’emploi des fonds, qui sont ouse- 
ront destinds à l’acquit des diverses d&penses mentionnöes dans les articles di- 
dessus, ainsi que les moyens d’execution. 

Art 10. Toutes ces depenses et notamment le traitement du consistoire, des 
rabbins et des instituteurs, lentretien et les röparations des temples et synago- 
gues, les frais des &coles pour P’education des enfans orphelins et indigensz les 
secours aux vieillards et infirmes, enfin les dettes des anciennes communaut&s 
juives seront acquittdes au moyen des fondations et obligations existantes pour 
chaque objet; en cas d’insuffisance, il y sera suppl&& par des cotisations, dont 
les roles seront rendus exöcutoires par les Pröfets, sur l’avis des Sous-Prefets, 
apres avoir èét approuvös, par le Ministrel), 





1) Mefolution des K. Din. des Inn, und der Pol, (v. Rochow) v. 13.08. 1837 an 
die Vorfteher der Zudenfchaft des Kürftentbums Paderborn. Beitragspflich⸗ 
tigkeit zu dem jüdifchen Schuldenweſen. 

Ich Babe Ihre Beſchwerde v. 14. Nov. v. 3, über die Weigerung des Juden 
N. zu Beverungen, zu der Paberbornfchen. jüdifchen Korporationsichuld Bei⸗ 
träge zu leiften, unterfuchen laffen, und eröffne Ihnen nunmehr, daß ich bie 
an die lanbräthliche Behörde zu Paderborn ergangene Verf. der K. Reg. zu 
Minden v. 9. Zuli v. 3. nur billigen kann, 0. 

Nach Art, 10 des Weſtphaͤliſchen Detvetk d. 31, dry ANA muG leder Jude 
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Art. 11. Les anciennes communautés juives continueront à exister, dans les 
memes circonscriptions ‚qu’elles avoient avant la division territoriale actuelle 
da Royaume, mais comme societes particulieres, et seulement, & raison des det- 
tes qu’elles ont contractees, et des ubligations, pour lesguelles les membres de 
ces sociöl&s sont engag6s. : Bu 

Art. 12. Les communautes juives pourvoiront incessamment au rembourse- 
ment de leurs dettes; et jusqu’apre&s ce remboursement, chaque juif continuera 

‘de contribuer aux dettes, frais et charges de la communaute, dont il faisait par- 
tie avant la division actuelle du Royaume, 
Art. 13, Tout juif qui viendra s’etablir dans le Royaume, sera tenu dans le 
d&lai de six semaines, de se faire inscrire sur les registres de lasynagogne, dans 
Varrondissement de laquelle il prendra domicile, afın de contribuer aux charges 
“du culte, ’ . 

"Art. 14. L’ötat civil des juifs sera constats dans chaque commune, Adater du 
pr&mier Mai, par le Maire, ou & son d&faut pour l’adjoint, . | 
Le consistoire et les rabbins veilleront, de concert avec l’autoritö civile, à oe 
‚que les familles juives procödent devant ces Officiers pour les actes de nais- 
sance, de mariage et de dec&s, conformement aux dispositions du oöde Napoleon, 

Les Maires et adjvints se conformöront pour la tenue des registres, et la r&- 
daction des actes, aux dispositions du dit cöde, et & celles de Notre decret du 
22 Janvier dernier, * 

Art, 15, Dans trots mois, à compter de la publication du present dearet, tous 
les juifs ajouteront au nom, sous lequel ils sont connus, un suraom qui devieg- 
dra le nom distinctif de leur famille: ils le feront inscrire & la muniecipalitö de 

leur rösidence; ils ne pourront, ni leurs enfans, les changer sans Notre permis- 
sion, à peine d’etre poursuivis pour supposition de noms. Les Maires vealleromt | 
à ce qu’ils ne prennent ni des noms de ville, ni des noms qui appartiennent à des 
familles connues. “ " 

Art. 16. En faisant inscrire ainsi leurs noms, les juifs declareront le nombre 
et läge de leurs enfans existans; ils produiront, à P’appui de lear declaration 
sur l’äge, des extraits certifies des registres de naissance, #’il y en a, on des au- 
tres documens, qui ont E18 jusqu’& present en usage parmi eux. A deöfaut d’au- 
thenticit& de ces registres ou ducumens, l’äge de leura. enfans sera v&rifie, tou- 
tes les fois qu’ıl en sera besoin, par titres et par t6moins. 

Art, 17, Notre Ministre de la justice et de l’interieur est charg6 de l’ex6cu- 
tion du present décret. E Br 

Donne de Notre palais royal à Cassel, le 81 Mars, l’an 1808, de Nutre r&gne 


le second. een . 
Signs: JEROME NAPOLEON, Par le Roi. 
Me Ministre Söcreötaire d’Etat, 
signö: COMTE DE FÜRSTENSTEIN. 
Certifi6 conforme: ' 
Le Ministre provisoire de la justice et de l’interieur, 


.Simödon, 
(Bulletin des lois I, Nro. 28. p. 520 fig.) 





zur Bezahlung ber Schulden berjenigen Judenſchaft beitragen, zu welder er 
Denen gehörte, ohne Rüdficht auf feinen fpätern Wohnfig. Daß die Neuanzies 

enden zu folhen Schulden, die fie nicht mit kontrahirt haben, auch nicht anges 
zogen werden follen, ergiebt fich noch deutlicher aus $. 13. deſſelben Dekrets, 
nad welchem die Neuanziehenden nur Beiträge zu den Kultustoften zu leiften 
haben, Hierbei muß es auch ferner um fo mehr bewenden, als, wenn bloß ber 
Wohnfig innerhalb eines gewiſſen Bezirks die Beitragsverbindlichkeit beflimmte, 
möglicherweife einmal alle Juden aus diefem Bezirke wegziehen, und fomit die 
Gläubiger ganz ohne einen ihnen verpflichteten Schuldner laffen könnten, und 
weil auch, wenn ber $. 12. des Dekrets aufrecht erhalten, gleichwohl aber auch 
jeder Reuanziehende mit Beiträgen herangezogen werben follte, mancher berfels 
ben, der aus einer vormals Weftphätifchen Gemeinde in eine andere übergezogen 
wäre, doppelt, naͤmlich ſowohl in der Gemeinde des vorigen, als in der des jegis 
gen Wohnorts würde beitragen müffen. 

Hiernach kann Ihren Anträgen im abminiftrativen Abıge nicht entſprochen, 
und Ihnen nur überlaflen werden, ob Sie in bem bereits befchrittenen Rechts⸗ 
wege Ihre Anfprüche gegen ben N. geltend zu machen vermögen. 

. (Ann. XXI, ©, 1027.) ee u 
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, Urberfegung 5. . 

König. Delret p. 31. März 1808, weiches bie Emichtung eined Kon 
ſiſloriums und die.dBeftellung von Syndiken zur Aufficht über den jap Haren 
‚Botteöbienft anoibmet. A 
Bir Hieronymus Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die Konftitiifion.Köhig don 

Beftphalen, Frangöfifcher Prinz 1c, 

‚haben, in Erwägung, da$, wenn bie Tuben gleich Unfern andern Unterthanen hie 
Freie Ausübung threß: Bottesbienftes genießen follen, diefe —— vwie die 
anderen, Unferer Aufſicht unterworfen fein muß, damit.fie m Fi mit der Gejetgehung 
und berjenigen-fenttlichen Moral in Wiberfprud; ftöhe, weiche die Richtfehmur aller 
Vienſchen Sein und aus ihnen nur eine einzige potitifche Gefellfhaft bilden mußs 

daß die Juden nicht ferner ‚eine getreunte Gefellfepaft Im Staate ausmachen dürfen, 
[onbern, nad) dem Beifpiele aller Unferer andern Unterthanen, ſich in die Nation, deren 

lieder fie-find, verſchmelzen müflen; 

daß indeß aus biefer Bermifhung Her Mißbrauch, erwachfen darf, daß ein jeder 
derſeiben von den Koſten des Gottesdienſtes ober von ben Schulben, bie ihre Gemelnhei⸗ 
‚ten entweder zu deren Beftreitung ober zur Abtragung ber ihnen ehemals auferlegten 
„gaften aufgenommen haben, ‚fich befreit erathte; 

auf den Bericht Unfers-Miniftere ber Suftiz und des Innern; 
nach Anhörung Unferes Staatärathess” 

verorbnet und verorbnens . 

Art. 1.488 foll in Unferer Stadt Eaffel ein Konflftorium für bie Judiſche Religion 
echter werben. 

= Diefeg Kor um foR beftehen auß einem Präfibenten, ber ohne Unterfchjeb aus 
ben Rabbiner ober den andern Suben ‚gewählt wird, brei Rabbinern, zwei jkbifi 
‘6 und einem Sekretaire, unb follen die Mitglieber befjeiben Unferem Mini] 
der Zuftig and des Innern vorgefchlagen und von Unß beftätigt werben. 

Art. 2. Die Genennung ber neuen Mitglieder an die Stelle ber verfiorbenen ober ab: 
gegangenen gefchiehet auf ben vom Konſiſtorlum gemachten Vorſchlag zweier Kandida⸗ 
‚ten für jebe erledigte Stelle. 

‚Art, 3. Der Gehalt der Mitglieber bes Konfiftoriums ift auf drej taufend Franken für 
den Präfbenten, auf zwei taufenb Frauken für jeden Rabbiner, auf ein taufend dranten 
For a Auen der andern Mitglieder, und auf zwei taufend Kranken für den Gehe 
tair feftgefegt. - - 

Art. Fi“ Das Konfiftorium fol beauftragt fein, die Auffiht zn führen: 

9 über alles, was bie Religionsübung betrifftz 
* 8) über bie Anfegung, Erhebung, Verwaltung und Verwendung ber zu ben Koften 

des Gottesdienftes beftimmten Beiträge und Gtiftungenz 

8) Ueber die Anfegung, Erhebung und Verwaltung der Beiträge und Stiftungen, 

welche ——8 des Konfiftoriums und zu den Schulen und milden Anftat 
5 w de die Juden für die Kinder und Armen ihrer Religion unterhalten, bes 
immt find; 
4) über die Vollgiehung der. zum Abtrag ber von ben ehemaligen jübfichen Gemein 
heiten gemachten Schulben getroffenen ober noch zu treffenden Maßregeln. 

Art. 5. Die Aufficht in Betreff der Religtonsäbung foll unter fich begreifen die Kir 
tualien ober gottesbienftlichen Verordnungen, den Gottesdienft, die Synagogen, die 
Dieciplin und den, —— alle dieſe Begenftände follen von dem Konfkr 
sum ee De icht und einzuholenden Genehmigung ber Regierung angeords 
net und feftgefegt werben. 

Dpg Konkktorium fol dig Rabhiner und jübiichen Schullchrex prüfen uns über fie die 
Aufict führenz fie Lönnen aber ihr Amt nicht antreten, ahne vorher von Unferm Min. 
de Juſtiz und det Innern beftätigt zu fein. 

xt. 6. Das Konfiftorium fol darüber wachen: 

1) daß big Rabhiner und Schullehrer bei jeder Gelegenheit ben Gchorfam gegen bie 
Gelege und befonders gegen diejenigen, welche ſich auf bie —Se— ds 8a 
texlanbeg beziehen, lehren; daß fie in ihrem Unterrichte den Militairbienft als eine 
heilige Pflicht darſteilen, während beren Ausübung das Geſet von allen bamit uns 
vereinbaren. zeligiöfen Gebräuchen entbindet; 

2) daß iR allen Syvagogen oͤffentliche Fürbitte für Uns und Unfes Haus gehal- 
ten werben; u 
daß bie Rabbiner bie Ehen nicht eher einfegnen und bie Ehefedeibu: nicht eher 

» —E ale — un ve Berichtigung des nenne er FH 
Eheiheidung nadhgerviefen.ift. . 

Art. 7. Auf den Vorſchlag bes Konfiftortums wir Ufer Minifter der Juſtiz und des 
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Innern die Haupt:Synagoge für jebeö Departement, fo wie die Anzahl und den Ort 
‚der untergeordneten ——— beſtimmen. hab \ 

Art. 8. Es follen Syndiken zur Aufſicht in einem jeden Departemente beftellt werben, 
beren Anzahl und Verrichtungen auf den Vorſchlag bes Konfiftoriums werben be: 
flimmt werben. “ ' 

Sie follen auf den Vorſchlag des Lestern von Unferm Miniſter der Juſtiz und bes 
Imern ernannt werben. ' ' [.—_ ” 

Art. 9. Die Regierung wird gleichfalls auf den Worfchlag des Konfiltoriums bie Ans 

.fegung, Erhebung, Verwaltung und Verwendung der Gelber, die zur Berichtigumg ber 
in den obigen Artikeln erwähnten verfchiedenen Ausgaben beftimmt find oder noch be 
flimmt werden, feftfegen und bie Beitreibungsmittel vorfchreiben., 

Art. 10. Alle diefe Ausgaben und namentlid) der Gehalt des Konftftoriums, ber 
Rabbiner und ber Lehrer, die Unterhaltung und Repdraturen ber Tempel und Synago⸗ 
gen, die Schulkoften zur Erziehung der Waiſen und Armenkinder, die Unterſtützungen 
‚ber Alten und Schwachen, endlich bie Schulden der ehemaligen jübifchen Gemeinheiten 
follen mittelft der für jeben Gegenftand veſtehenden Stiftungen und Verfchreibungen bes 
rihtigt werden; im Kalle dieſe nicht zureichen follten, fol das Fehlende durch verhälts 
nifmäßige Beiträge ergähzt werden, deren Vertheilungs⸗Verzeichniſſe von dem Präaͤfek⸗ 
ten, auf das Gutachten der Anterpräfekten, für exckutoriſch erflärt werben follen, nach⸗ 
dem fie von dem Minifter genehmigt find. 1 0 

Art, 11. Die ehemaligen juͤdiſchen Gemeinheiten werben in denfelben Bezirkungen, 

welche fie vor ber jegigen Territortal⸗Eintheilung ded Königreiches hatten, fortbeftehen, 
aber als beſondere Geſellſchaften nur in Hinſicht der don ihnen kontrahirten Schulden, 
er Berfchreibungen, wegen welcher die Mitglieder diefer Geſellſchaften verhaf⸗ 
Art. 12. Die jübifhen Gemeinheiten Haben unverzüglich für die Bezahlung ihrer 
Schulden Sorge zu tragen, und dis zu deren "Berichtigung muß jeder Jude zu ben 
Schulden, Koften und Laſten ber Gemeinheiten, zit welcher er vor ber jegigen Territos 
tialeintheilung des Königreichs gehörte, ferner Beitrag 'Teiften. i 

Art. 13. Jeder Jude, welcher fih in dem Königreich niederlaͤßt, ſoll gehalten fein, 
innerhalb ſechs Wochen ſich in die Regifter der Synagoge, In deren Bezirk er feinen 
Wohnfitz nimmt, einttägen zu Laflen, um zu den Laften bed Gotteöbienftes beizutragen. 
- Vet. 14. Der bürgertiche Zuftand der Juden foll in jeder Genieinde v. 1. Maid. J. 
an von dem Maire und in deſſen Srmangelung von dem Adjunkten feftgeftellt werden, _ 

Das Konfiftorium und die Rabbiner haben in Uebereinflimmung mit der bürgerlichen 
Autorität.barfiber zu wachen, daß bie jübifhen Familien die Geburtds Che: und Sterbe⸗ 
Alten, den Borfchriften des Goder Napoleon gemäß, vor diefen Beamten verrichten. 

Die Maireh und Adjunften haben fi in Hinficht der Haltung der Regifter und ber 
Aufnahme der Akten nad) ben Borfchriften bed Coder Napoleon und unſeres Dekr. v. 
22. San. db. 3. zu bemefien. 7 7** 

Art. 15. Innerhalb drei Monaten, vor der Publikation des gegenwärtigen Dekrets 
angerechnet, follen alle Zuden dem Namen, unter dem fle bekannt find, einen Beina⸗ 
men hinzufügen, welcher der Unte eibungfname ihrer Kamilie werben fol; fie müfs 
fen ihn bet der Municipalitaͤt ihres Wohnortes eintragen laffen, und dfrfen dr weder 
fe, no ihre Kinder, bei Strafe Namensverfälihung, ohne Unfere Erlaubniß, nicht 
verändern. " 

Die Mairen haben darauf gu achten, daß fie weber Namen von Städten, noch ſolche, 
welche befannten Famitien zugehören, annehmen. 0 

Kt. 16. Bei diefer Eintragung der Namen müflen bie Juden die Anzahl und das 

Alter ihrer lebenden Kinder angeben und haben fie zur Unterftägung ihrer Angabe in 
zetreff des Alters beſcheinigte Ausziige ber Gehurtöregifter, wenn beren vorhanden 
ind, oder fonftiger Dofumiente, die bisher unter ihnen in Gebrauch waren, vorzulegen. 
Bei ermangelnder Authenticität diefer Regifter oder Dokumente fol das. Alter ihrer 
Kinder gediemab wo es deſſen hedurfen wird, durch Urkunden und Zeugen bewahrhei⸗ 
tot werden, Res deſſen prourſen wiro 
Art. 17. Unſer Minifter der Juſtiz und des Inn. iſt mit der Vollziehung des gegen⸗ 
waͤrtigen Dekrets beauftragt, 
Wegeben in Unſerm koͤnigt. Pallaſte zu Caſſel den 31. März im Jahre 1808, und im 
zweiten Unferer Regierung, Unterſchrieben: Hieronymus Napoleon. 
“ nn Auf Befehl des — jer Miniſter Stagts⸗Sekretaire, 
Als gleichlautend beſcheiniget. Unterſchreiheg; Krgfe. Fuͤrſtenein. 
Der proviforifche Miniſter des Juſtizweſens 
“und der tnnern Angelegenheiten, 
.ı ®&imeon. u. . un 
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ie weitere Ausführung diefed Der. v. 31. März, 1808 betreffend be 
mmite:; 


3) Dad Der. v. 23. Aug. 1809. 


Art. I. Die im erften Artikel erwähnten Ausgaben (zur Dedung der Koften bes 
Gotteödienftes und der inneren Vermaltung für die Inftitute und Schulen ihrer Kon: 
felfion) follen beftritten werben: von den beftehenden und bis auf diefen Zeitpunkt zum 
—3 — des iſraelitiſchen Gottesdienſtes und Erziehungsweſen erhobenen Aufkuͤnften, 
nämlich: 

a) Gintünfte aus Vermaͤchtniſſen; 

b) Ein ee von der Ausſteuerz 

ec) Durch eine beftimmte Zamilienfteuer von 2 Gar. (21 gr.) wöchentlich ober 
44 Thl. jährlich, bie ein jeder, welcher feinen eigenen Haushalt führt, wenn er 
nicht ledig ift, zu entrichten verbunden ift, und find nur diejenigen ausgenommen, 
welche ihr Unvermögen bei ber im Art. IV. genannten Synbiten und Bertheilern 
gehörig darthun können; 

d) Durch eine unbeftimmte Steuer, welche ebenfalls von jeder Kamilie und von allen 
Individuen, bie ihre eigene Wirthichaft führen, nad Maßgabe ihres Vermögens, 
erhoben werben fol; 

rt. III. Der Ueberſchuß fol verwendet werben 1. zur Dedung der Ausfälle; 2. zu 
Bezahlung der den Mitgliedern des Konfiftoriums no rüditändlich gebührenden Be 

ſoldungen. Der etwaige Ueberſchuß aber fol für das naͤchſte Jahr aufbewahrt werben. 

Art. IV. Die durch den 2. Artikel verordnete zwiefache Steuer fol vor Konflftorium 
auf die Gemeinden, und durch die für jeden Bezirk beftellten Syndiken auf die Familien 

. vertheilt werden. — Es follen bei diefem Gefchäfte zur Affiftenz dieſer Syndiken auf ihren 
Vorſchlag Vertheiler vom Konfiftorium ernannt werden, welche aus ben würbigften 
Mitgliedern jeder ifraelitifchen Gemeinde zu nehmen find. 

Art. V. Die Liften der Vertheilung unter die Bamilienglieber follen von ben Präfek⸗ 
ten auf das ihnen von den Unterpräfekten vorgelegte, und von diefen mit Zuziehung der 
Mairen auögearbeitete @utachten geprüft und für exekutoriſch erklärt worden, zu bies 
Tem Ende find die Syndiken gehalten, den Unterpräfeften die Grundfäge mitzuthellen, 
‚wonach fie fowohl bei der einzelnen Wertheilung, als bei der Beftimmung bes Marl 
mum und Minimum in Hinfiht diefer Befleuerung verfahren find. 

Art. VI. Die Syndiken follen die Einnahmen erheben, find für felbige verantworts 
ih, und haben ſolche nach Vorſchrift des gegenwärtigen Dekrets auf Werfügung bed 
Konfiftoriums zu verwenden. 

-Art. VII. Alle drei Monate haben die Syndiken dem Präfekten ihres Departements, 
von der Erhebung und Verwendung ber eingenommenen Summen Rechnung abzulegen. 
Art. VIII. Die Syndiken haben, außer der alle brei Monate abzulegenden Rechnu 
auch jährlich dem Konfiftorium und den Präfelten eine Rechnung vorzulegen, w 

biefe abjchließt. (Bulletin des Jois II, p. 811.) 


4) Vorſtehendes Dekret wurde näher beflimmt durch dad Regulativ v. 
10. Nov. 1809. 


$. 1. Die erwähnten Unterhaltungskoften follen, Inhalts des gedachten Königlichen 
Dekrets fließen: 

4) aus den Aufkünften derjenigen Vermädhtniffe, welche zum Beften des israelitifchen 

Gottesdienſtes und Judenunterrichts angeordnet wurden; 

2) aus einer Abgabe, welche bie fich verehelichenden Ifraeliten zu leiften haben; 

8) aus einer anderen wöchentlichen Steuer, welche von jeder ifraelitifchen Familie 

nad) ihren BermögenssUmflänben: entrichtet wirb. 
ad 1. 

$. IE. Solche Vermächtniffe dieſer Art, welche einer befonderen Gemeinde gehören, 
en ferner von diefer verwaltet, und das Konfiflorium verfügt nur über bie Auf 

nfte. 

$. III, Sn Anfehung folher Vermaͤchtniſſe jener Art hingegen, die mehreren Gemeins 
ben zugleid, gehören, Tann deren Verwaltung nur unmittelbar dem Könfiftorium ber 
Sftaeliten zuſtehen. Daffelbe wird demnach die Urkunden ſolcher Vermaͤchtniſſe, bie fie 
betreffenden übrigen Papiere und die Gelder dergleichen Vermaͤchtnißkaſſen fich abliefern 
Laffen, um fie durch einen anzuftellenden Kaffirer und Verwalter gehörig, mit puͤnkt⸗ 
lichfter Sorgfalt dergeftalt verwalten zu laffen, daß berfelbe bie aufzuftellenden, mit 
gehörig belegter Einnahme und Ausgabe verfehenen Rechnungen beim Jahresſchluſſe 
einfenbe, und bie Ankünfte zu keinem andern Zwecke als zu bem anmwende, zu welchem 

fie urfprünglich beftimmt wurben. 
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ad 2. 

$. IV. Solche befteht in einem Prozent von bemjenigen, was bie fich verehelichenden 
Iſraeliten beiderlei Geſchlechts als Mitgift und Brautfchakgelder in bie Ehe bringen. 

8. V. Diefes Progent wird von dem Brautpaare vor Aufnahme ber Civilakte an 
das iſraelitiſche Syndikat des Orts entrichtet, wo ber Bräutigam feinen Wohnſitz hat, 
ohne baf der Hochzeitsort hierbei einen Unterfchieb macht. 

$. VII. Sind die Brautfhags und Dlitgiftbeträge nicht beftimmtz fo hängt es 
vom Syndikus ab, die Offenbarung vom ifraelitiichen Brautpaare, deſſen Xeltern und 
Vormündern mittelſt Handſchlags an Eides Statt zu begehren. 

$. VIII, Diefe Progentgelber bilden eine befonbere Abtheilung der von den Syndiken 
vierteljährlich aufzuftellenden Rechnungen. 


a + , 
$. IX. Diefe Steuer befteht wöchentlich in 32 Gentinen. Sie wird ganz gleichfoͤrmig 
von jeder zahlungsfähigen Familie entrichtet, ohne daß ber Wermögensftand einen Uns: 
terſchied begrünbe. 
$. X. Jedes ifraelitifche Kamilienhaupt muß bie Steuer leiften. Als ein folches. Fa⸗ 
milienhaupt wird biejenige ifraelitifche Perfon betrachtet, welche Gefchäfte auf eigene 
Rechnung treibt. Niemand, er fei ehelichen oder ledigen Standes, ift bavon ausge⸗ 
nommen, ald derjenige, welcher feine Dürftigkeit den Syndiken und ihren Vertheilungss 
gehülfen darthun wirb. 


ad 4, 

$. XL. Diefe Steuer fol im Sabre . . . . den Betrag von . +. +. Rthlr. aufbringen. 
Das Konfiftorium der Ifraeliten wird bemnad) die Haupteintheilung fo machen, daß Fene 
Summe daraus entfpringe. Es wirb dabei auf die Lage ber ifraelitiihen Einwohner. 
jebes Rabbinerfprengels im Ganzen, ingleichen darauf Rüdficht nehmen, ob nicht dieſer 
Sprengel außerdem noch zu ifraelitifhen Gorporationsfchulden beizutragen habe, und 
in diefem Falle folhen Sfraeliten weniger als andern anfesen. Das Konfiflorium wird 
diefe Haupteintheilung dem Minifterium des Innern, und Auszüge baraus ben Präfeltus 
ren zufertigen. 

$. XII. Die Syndiken haben fobann die Vertheilung auf bie einzelnen Kamilienhäups 
ter folgender Geftalt zu bewirken: . . . + . Jeder Rabbiner oder Unterrabbiner wirb vom 
Konfiftorium aufgefordert, an jeden Ort eines Syndikats feines Rabbinerfprengels fich 
zu verfügen. Cr, ber Rabbiner ober Unterrabbiner, ernennt einen Vertheilungsgehüls, 
fen; das Syndikat beftimmt einen zweiten; die Beiden auf diefe Art Erlorenen erwähr 
len einen britten. Diefe drei Gehülfen, welche ſaͤmmtlich aus ben würbigften der im 
Syndikatsbezirke wohnenden Sfraeliten zu nehmen find, bilden neben bem Rabbiner 
ober Unterrabbiner und dem Syndikate die Vertheilungstommifflon für den ganzen. 
Syndikats⸗Bezirk. 

Der Rabbiner oder Unterrabbiner macht vorm Beginn ber Vertheilung jebes Mits 
lied der Kommiſſion durch einen Handſchlag verbindlich, gewillenhaft die Vertheilung 
vorzunehmen. Er felbft legt diefen Handfchlag in die Hände des Syndikus, oder went 
mehrere Syndiken für einen Syndikatsbezirk beftellt find, desjenigen von biefen ab, ber. 
gerade zu ber Zeit die Syndikatsdirektion zu führen hat. " 

Dierauf wird die Vertheilung derjenigen Summen, welche nad) der vom Konfiftoriumt.: 
bewirkten Hauptvertheilung vom fraglichen Syndikatsbezirke aufgebracht werden muß, 
unter beffen einzelne Kamilienhäupter aufs gewiffenhaftete vertheilt.. Hieruͤber bienen 
folgende Grunfäge zur Richtſchnur: ü " 

a) Wenig VBermögende, wenn fie auch die Kamilienfteuer entrichten müflen, tragen.. 

zu diefer Vermögensfteuer nichts bei. Zahlreiche Kinder, langwierige Krankhei⸗ 
ten und ähnliche Umftänbe gewähren einen Grund zum geringeren Anfage, .. : . 

b) Die Vermögenben werben in mehrere Klaffen abgefondert. Die Unterfte entrich⸗ 
tet nur den geringften Sag (das Minimum). Diefes Drinimum muß jedoch wer: 
nigftens in zehn Franken (24 Rthlr.) beftehen, Die folgenden Klafien zahlen‘ 
einen höheren Sag, unb endlich die zulest folgende reichfte Klaſſe den. hoͤchſten 
(das Marimum). Dieſes Marimum darf aber unter keinerlei Bedingung über 
1000 Franken (250 Zhlr.) fteigen. Die Summe, welche von allen“ n der ' 
Kontribuenten zu bdiefer Bermögensfteuer geleiftet werden fol, muß derjenigen 
völlig Au fein, welche das Konfiftorium für den fraglichen Syndikatsbezirk 
angejegt bat. 

Sobald die Vertheilungstommiffion mit diefem Taxotionsgeſchaͤft zu Stande ift, 
arbeitet fie die Bertheilungsrolle aus, fie wird von der ganzen Kommilfion unters 
fhrieben und den Syndikat überlaffen. 
d) Solches beföchert fie fofort an bie Unterpräfektur ihres Wohnfiges, welche fels 
bige in Gemäßheit bes 5. Artikels des K. Dekr. v. 28. Aug, 1808, ad Eine 
DIS 
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bung ber nöthigen Nachweiſungen au die Präfektur gelangen laſſen wird, damit 
fe dafelbft geprüft umd für exckutoriſch erklärt werde, . 
Der Rabbiner oder Unterrabbiner bat dieſe Operation hei jedem Sondikate bes 
ſonders vorzunehmen, folglich an eines jeden Wohnfg ſich zu verfügen. 
$. All. Die Syndikate find verpflichtet, den erwähnten ahminiflsativen Behoͤrden 
mit allen begehrten Nachrichten an dis Hand zu geben, welche zur Beurtheilung ber 
Vertheilung dienen koͤnnen. J 
§. XIV, Die ganze Vertheilungo-Kommiſſion aber iſt ſchuldig, bei jeder einzelnen Zus 
theilung ihrer gewiflenhafteflen Neberzeugung zu folgen, fich wor Beinen. Nebenabſicht, 
fei e8 welche es woHle, jemals leiten zu laffen, und alfo niemals einem Kamilienhaupte 
mehr aufzulegen, alö eö zu tragen vermag, feinem aber auch weniger, als es tragen 
fann, um die zu vertbeilende Summe aufzubringen. 
$. XV. Wenn bie Verkheilungstommillarien ſelbſt ſich für ihra Perfonen zu wenig 
auflegen wollten, fo wäre dies umter bie firafmürdigften Handlungen gehören. 
$. XVI. Alle Beſchwerden Über dergleichen, fo wie über vermeint zu hohe Anfäpe, 
werden von der Präfektur entfchieden. 
$. XVII. Kein Sfeaelit, welcher zum Vertheilungsgehuͤlfen gewählt ift, Tann fi 
diefem Geſchäfte entziehen; es fei denn, daß er binnen 24 Stunden, nachdem ihm feine 
Wahl bekannt geworden, nachweiſe, daß es ihm wegen Krankheit ober nothwenbiger 
Abmefenheit, oder anderer unabänderlicher Verhinderungen unmöglich falle, dies 
[haft für dasmal zu beforgen. Wer ohne hinreichende Entfchuldigung fich ber Ueber⸗ 
nahme dieſes Geſchäfts verweigert, ift zur Vergütigung bed daraus entjtehenden Scha⸗ 
dens verbunden. 
$. XVIII. Würden die beiden Vertheilungsgehülfen, welche von dem Rabbiner ober 
Unterrabbiner und vom dem Syndikat erkoren wurden, wegen ber Wahl bes britten 
nicht einig werben a fo foll das Syndikat den Ausichlag geben ıc. 
a. a. — ® 0 


Zweites Kapitel. 
Begenwärtige Verhaͤltniſſe. 

J. Ueber die gegenwaͤrtige Geſtaltung bieſer vorſtehend dargeſtellten 
Verfaſſung der Juden ſpricht ſich im Allgemeinen aus: | 

1) die Citk. Verf. der Reg. zu Magdeburg, an färmntliche Magifträte. 

Es ift bisher angenommen worden, daß mit der Auflöſung bes für das Koͤnigrei 
Weftphalen errichteten jüdifchen Konffftorii auch das ganze Dekret v. 31. März 1 
außer Wirkſamkeit getreten fei, die Judenſchaften baber ‚nirgend als Korporationen, 
fondern nur als erlaubte Privatgefellfädaften zu betrachten wären, um deren innere 
Angelegenheiten fich die Staatsverwaltungsbehörbe nicht zu fümmern haben. 

Nachdem jedoch die Allerh. K. DO. v. 8, Aug. 1830 vorläufig im den neuen und wie 
bererrvorbenen Provinzen die Aufrehterhaltung ber vorgefundenen Verfaffung befohs 
Ien hat, gewinnt die Sache eine andere GSeftalt, und es müffen die Vorfchriften vom 
81. März 1808 unter den, nad) ber jegigen Einrichtung ben Behörden nöthigen 
Modifikationen, zur Ausführung gebracht werben. 

Bir find nach höherer Anordnung an die Stelle des ehemaligen Konflftorti getreten, 
um bie Aufficht Über die jübifchen Gemeinden zu führen, und nen ſowohl bei Aufbrins 
gung der Kultuskoſten ale bei: Abtragung ihrer Schulden die noͤthige Aſſiſtenz zu leiſten, 
auch dahin zu fehen, daß die Schulden in Gemaͤßheit des mehrgebachten Dekrets, fobalb 
als moͤgltch abgetragen werden. 

Wenn unter biefen Umftänden der börtige jhbifhe Kaufmann N. N. nah Maßgabe 
der in Xbfchrift beiliegenden Vorftellung unfere und des Magiſtrats Mitwirkung bei 
Reorganiſation der dortigen judiſchen Gemeindeverhättniffe erbeten hat, fo Tann dieſe 
bemfelben in Gemaͤßheit des Gingangs Gefagten nicht verweigert werben. 

um die Berhältniffe der dortigen ifraelitifchen: Gemeinde feflguftellen, wird es zuvoͤr⸗ 
derſt barauf anfommen: 

a) daß dieſelbe füch im der bisher üblichen Weife über die Wahl eines Vorſtehers ver 
einige, da ed nach der Aeußerung des zc. R. N. an einem ſolchen bis jegt gänzlich 
fehlt. Als flimmberechtigt bei der desfalfigen Wahl werden nad Analogie des 
$; 10 des: weſtphaliſchen Regulativs v. 10: Ron..t809 alle: bort bomilizirende iſrae⸗ 
litifche Bamitienhäupter, d. h. alle diejenigen Ifraeliten anzufehen fein, welche 
auf eigene — en 

ex ba niß ber iſt uns Anzeige zu leiften, und zugleich wegen 
Der vom ua zu eutheilanben Beitktiaung aukschtkichızu berichten: eh weg 
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b) er zu — — enden eher  aufsüfsete den Stat hei zu — ö 
niffere Ber Iübifchen a guten nöthigen —X A et 
Grat Bes Bonds zut Aberagung erruaniged auf ber 
anzufkttigen und eingkireichen, SOME werden ——* — ana —æã* * 
G * eh Pa —5* lich Pr Ausgab 
8 handelt ſich hierbei lediglich um bie ee —— 
zu befttekten bat, da foldye, welche fir einen gtdßer ie ze it — 
hotrſchaſt aufzubtingen waren, B. Gehalre bes Kor 
bidatd, wegfanen — Deshalb find nur anter ben Augaben 
1) das Gehalt der Beamten des Kultus und der S dr, 
R des na Verwaltungs-Perfonals; 
die Koften der Unterhaltung ber Synagogen, Schtitten 16.3 

N bie Beiträge zur Bebtinfung und Ahtragang det irwanigen Eden 

5) zur Armenunterftügung 3 

6) zu unbeftimmten Aus 

Di hierbei mit aller möglichen Sparfamteit verfahren werben wird je wir v 

te Fonds zu biefen Ausgaben maͤſſen, wenn ni € Bert: en Et — 2 
find, deren Ertrag ſolche gewährt, von fanımtlichen ju a 
[hen SemetitesBerbandes aufgebracht werben. 

Das Dekret v. 23. Aug. 1809 (erläutert durch das Regulativ d. 30. Not. 1840 ir 
Gefegbülletin des vormaligen Königreichs Weftphalen) — bezeichnet bie Art und Weiſe, 
wie die a oringung geſchehen fol, und zwar: 

a) dur ein Prozent der Außfteuer von Eheleufen bei Ihrer — 

b) ne eine fire Steuer von 25 Sgr. von jeber Familie wöchentlich 

c) durch eine unbefliminte Steuer, welche von jeder Familie nad) Kerkättnif ihre⸗ 

Vermoͤgens erhoben wird. 

Die Iestere Steuer wird bie Hauptſchwierigkeit machen. Der Vorſtehet t set war 
Art. 4 des oben allegirten Dekr. v. 23. Auguft 1809 die würbigflen Mitgtieher 
meinde ald Bertheiler zu wählen, und mit diefen bie Repartition gewiffenhaft zu 3 
Hiernaͤchſt iſt dieſelbe dem Magiſtrate einzureichen, welcher alsdann bie, 
bei uns nachzuſuchen hat. — Von ſelbſt verſteht ſich, daß, wenn bie ad b. gedachte Steuet 
und die vorhandenen beſtimmten Fonds das Bedürfniß decken, die Auſorlingung dog 
unbeftimmten Steuer nicht nöthig i 

Hiernach hat der Magiſtrat das Nöthige z u veranlaffen, und erwarten wir binneh 6 
de den Bit de a über die Lage der Sache. 


N. 


ln. Bon ben politifen Rechten find den Juben in biefen Landes⸗ 
fheilen 

1) die ſtaͤndiſchen durch bie G. megen Anotbnung der Hrovimglaltaͤnde 
in Sachſen Weſtphalen und der Mark v. 27. März 1824 genommen, da 
pa a Gemeinſchaft mit einer chriſtlichen Kivche verlangen); eben ſo 

t ihnen 
ir das Patronat Über chriftliche Kitchen 2). Dagegen haben fie 

3) alle übrige politiſche Nechte gleich den Ehriſten. 

Was insbefondere die Befähigung zu Staatsaͤmtern anlatgt, | I 
fland ihnen diefeibe unbedenklich ac Weſtphaͤſiſcher Verfaſſung zu un 
insoloirt mithin ein Recht, weiches unter dem Schutze ber —— 
Hreußiſchen und deutfchen Bunbeögefebe ſteht. 

Penn ein R. des K. Min. des Inn. an bie K. Reg: zu Magdeburg v. 
47. Aug. 1827 2) die Juden nicht befähiger hält, Auktlondkeunniſſarien 
zu wetden, weil Dieb eitt Staatsamt ſei, fo muß man amehrien, vaß fich 
biefe Bin auf Landestheile be iche, welche nicht zu Dim Lan⸗ reiche 
Weſtphalen gehört haben; anderenfalls enthielte da be ein unge gliche 
Beflimmung 4), 


1) Vergl. au J. ae Kap. M. sub III. 
3 Beat a. a. O 

i. ee KH. n. . I. Kap. VI. aub II. * u. 
J Fr fa — * & di: D 248, die politiſchen Kur ken 
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4) In Beziehung auf dad Stadtbürgerrecht bemerten bie R, v. 
12. Dec, 1832 und 22. Oft. 1835 1), daß die St. Ordn. Feine neuen 
Rechte gegeben, fondern nur die früheren Verhältniſſe aufrecht erhalten, 
ba Juden mithin in den ehemals wefphälifchen Ländern dad Bürgerrecht 

sten. 

II. Dad Schulmwefen anlangend, war im Jahre 1829 ein rheiniſch⸗ 
weftphälifcher Verein zur Bildung von Elementarlehrern und zur Befördes 
zung von Dandwerten und Künften unter den Juden zu Münfter geftiftet 
worden 2). 

In Betreff der Ableiftung der Militair:-Dienftpfliht Seitens der Zoͤg⸗ 
linge diefer jüdifchen Vereinsſchule vergl. dad R. vom 19, Auguft 1840. 
Abſchn. XI. Kap. IL &. 375. 

1V. In den vier Kreifen Paderborn, Büren, Barburg und 
Dörter bes Regierungdbezirkes Minden find die Juden in ihren ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechten rüdfichtlich einzelner Beziehungen wiederum einge, 
fhränkt worden, Es widerfprechen diefe Beflimmungen dem Art 16 der 
deutſchen Bundesakte >). 


Die betreffenden Geſetze lauten: J 

a) K. O. v. 20. Sept. 1836, wegen Beſeitigung der in den Kreiſen 
Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, ded Regierungb: 
bezirks Minden, aus der Anfiedelung der Juden auf dem platten Lande 
und deren Verkehr mit den Landbewohnern bäuerlichen Standesentfpruns 
genen Mißverhältnifle. 

Auf den Bericht des Staatöminifteriums v. 8. v. M. ſetze Ich zur Befeitigung bee 
Mißverhältnifie, welche in den Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, des 
Regierungsbezirks Minden, aus der Anfiedelung der Juden auf dem platten Lande unb 
bern mi den Landbewohnern bäuerlichen Standes entiprungen find, Fol⸗ 
gendes feft: 

4) Zur Erwerbung bäuerlicher Grundftüde in den genannten vier Kreifen follen Ju⸗ 
den fünftig nur unter der Bedingung zugelaflen werden, daß fie biefelben ſelbſt 
und mit jüdifchem Gefinde bewirtbfchaften., Kommen fie diefer Verpflichtung 
nicht nad, fo find die Grundſtücke auf den Antrag der Regierung gerichtlich zu 
fubhafticen und einem qualifizierten Erwerber zuzufchlagen. — Die Gerichte find 

ſchuldig, einem foldhen Antrage Folge zu geben, ohne auf eine materielle Prüfung 
bbeſſelben einzugehen, 

2) Wenn von Perfonen bäuerlichen Standes, welche in dem Bezirke der gebachten 
vier Kreife wohnen ($. 4. Zit. 7. Thl. II. Landrecht), Schuld:Belenntnifle an 
Zuden, diefe mögen in jenen Kreifen oder anderswo ihren Wohnfig haben, auöges 








auch hier entzogen, insbeſondere könnten fie Staatsämter nicht bekleiden, da 
thre Religion mit dieſem Rechte ganz unverträglich erſcheine. 
Gr fügt hinzu: „Eine deöfalfige Verordnung iſt nicht befannt geworben.” Gine 
in der. That neue Art der Beweisführung. Im Königreiche Weftphalen nahm 
die Geſetzgebung — gegen die Anſicht des Herrn Koch — an, bie Staatsämter 
vertrügen ſich mit der Religion der Juden und ſprach Iesteren bad Recht auf dies 
jeden zu. Die Preußiſchen und deutſchen Bundesgeſetze festen feft, daß bie 
eftebenben Rechte der Juden aufrecht erhalten werben follen. Herr Koch fagt 
felbft, es fei kein Geſetz erfchienen, welches ihnen das Recht auf Staatsämter 
nehme. Aus biefen Sägen kommt Herr Koch auf die logifche Kolgerung: 
— ‚Das Reit auf Staatsämter tft den Juden entzogen, weil es mit ihrer Religion 
) Tut baffelbe Abſchn. VII. Kap. I. ©. 360. 
) Rach dem viergehnten Berichte des Vereins find aus der Elementar-Lehrer-Bils 
dungsanftalt bis jetzt 84 Lehrer Deruorgegangen, welche in jübifchen Gemeinden 
der beiden Provinzen mit fegensreiher Thätigkeit ihrem Berufe obliegen und 
bie Gefammtzahl der aus beiden Provinzen auf Koften des Vereins bis jest 
außgebülbeten Zöglinge beträgt 207. (Staatszeitung 1848. Nr. 7.) 
*) Vergl. hierüber Abthi. I. Einleitung &, 18 8, 
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ftellt werben, fo findet daraus, ohne Unterfchieb des Geſchaͤfts, auf welches. fie Be⸗ 
zug haben, eine gerichtliche Klage nur in fofern flatt, als fie vor dem perfönlichen 
Richter bed Schuldners aufgenommen worden find. — Der Richter ift verpflichtet, ' 
die Aufnahme zu verfagen, wenn ſich bei der jeberzeit vorzunehmenden Prüfung 
des Gefchäfts der Verdacht eines Wuchers ergiebt. on * 

8) Die vor Bekanntmachung dieſer Order von einer der unter 2. erwähnten Per⸗ 
fonen an einen Juden ausgeftellten Privat-Schuldbekenntniſſe muͤſſen binnen drei 
Monaten nad) jener Bekanntmachung dem perfönlichen Richter des Schuldners 
vorgeleat werden; ber Richter bat biefelben in ein beſonderes fortlaufenbes Res 
gifter einzutragen und bie gefchehene Eintragung auf. der Schulburkunde unter 
Beidruckung bes Bertchtöfiegeld zu vermerken. Unterbleibt dieſe Vorlegung, fo 
lieat dem Juden, welcher eine Schuldforderung an eine ber vorgedachten Perſonen 
auf ein früberes Privat:Schulbbelenntniß gründet, ber Beweis ob, daß die Aus: 
ftellung deflelben bereits vor Bekanntmachung ber gegenwärtigen Orber erfolgt 
ift. Die Eintragung in das Schuldenregifteer und ber barüber auszufertigende 
Vermerk geichehen fportels und ftempelfrei. 

Diefe Beftimmungen find durch die Gefegfammlung und die Amtsblätter ber Provinz 

Weftphalen bekannt zu machen. Berlin, ven 20. Sept. 183 


6. 
Friedrich Wilhelm, 
An das Staatöminifterium. en 
(8. ©, 1836. ©. 248.) 


b) 8. O. v. 5. Ian. 1839, betr. die Modifikation der Beftimmung im 
8. 1. der Allerh. K. D. v. 20. Sept. 1836. | J 
Auf den mit ſeinen Anlagen beigefügten Bericht der betreffenden Miniſter der Irſtiz, 
des Inn. und d. Fin. v. 21. v. M. will Ich, nach dem Antrage derſelben, bie Beſtim⸗ 
mung im $. 1. Meiner DO. v. 20. Sept. 1836 wegen Beſcitigung ber in den Kreiſen 
Paderborn, Warburg, Büren und Hörter aus ber Anflebelung ber Juden auf. bem plate 
ten Sande und deren Verkehr mit den Landbewohnern bäuerlidhen Standes entipruns 
genen Mißverhältniffe dahin mobifiziven, daB den Juden, unter Beibehaltung ber 
Berpflichtung zur Selbftbewirtbfchaftung als Bedingung bes Erwerbes bäuerliher 
Grundftüde bis gum 1. Januar 1844 geftattet fein fol, die felt ber Publikation Meiner 
D. v. 20. Gent. 1838 erworbenen, ober fünftig noch zu ertwerbenben bäuerlichen Grund⸗ 
ſtücke mit chriftlichem Gefinde zu bewiethichaften. Das Staats⸗-Min. bat dieſen Erlaf 
durch bie &. S. bekannt zu machen, auch zu verfügen, daß berfelbe In bie Amtsblaͤtter 
der Provinz Weftphalen aufgenommen werbe. a T 


Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminifterium. ' ' 
(G. S. 1839. Nr. 1978.) . . . dd 

c) rüber hatte man deraleichen Beftlimmungen für überflüffle erachtet. 
Das R. des K. Min. des Inn. (Erfte Abthl. Köhler) v. 23. März 1824 
an die K. Reg. zu Münfter bemerkt: 2 et 
- Das unterzeichnete Min. kann ſich burdh bie von ber K. Reg. in dem Berichte vom 
44. v. M., mit Rüdficht auf ben von dem jüdiſchen Glaubensgenofien NN. gefchehenen 
Ankauf des N.fchen Colonats, vorgetragenen Umſtände nicht bewogen finden, gefegliche 
Beftimmungen wegen Beſchraͤnkung der ben mit ftaatöbfirgerlichen Rechten im weiteften 
Umfange verfehenen juͤdiſchen Bewohnern ber Provinzen jenſeits der Elbe zuſtehenden 
Befugnis, ländliche Grundftücde anzufaufen, in Antrag zu bringen. Denn, dba ben 
Juden ber alten Preußifchen Provinzen biefelbe Befugnis durch das Ed. v. 14. Märg 
1812 beigelegt ift, fo würden bie von ber K. Reg. gewünſchten einfchräntenden Beſtim⸗ 
mungen bem Geifte der Gefehgebung, welcher ſich in den Worfchriften bes Ed, an den 
Tag legt, geradezu entgegen fein. 

Die Berufung auf Verfügungen, welche in der negebenen Beziehung wegen ber juͤdi⸗ 
Ihen Einwohner bes Großherzogthums Pofen erlaffen find, findet bier nicht ftatt, weit 
zufolge der in jener Provinz bis jetzt noch in Kraft beftehenden Gefege, die Juden nicht 
mit denjenigen Rechten und Sreiheiten verfehen find, welche das bezogene, Edikt ihren 
Slaubensgenoffen der alten Provinzen, und bie frembherrifche Gefesgebung denen der 
vormals franzöftfchen, weſtphäliſchen und Bergſchen Gebietötheilen eingeräumt bat, 
So lange nicht etwa für gut erachtet werben möchte, fammtliche in biefer Beziehung 
mit gleichen Rechten ausgeftatteten Juden des Staats gewiffen und zwar gleichen Bes 
ſchraͤnkungen zu unterwerfen, kann nicht bie Rebe davon fein, dergleichen Beſchränkungen 
für. bie tüdifhen Bewohner einzelner Landes: Bezirke auf Tegislativem Wege in Antrag 
zu bringen. Zu “ 

Uebrigens haben die geſchilderten Nachtheile des benfuhen aritakteken Rrüigitt \inun 
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Ude Buumbfläche zu warm, ſich in ben ben Ebabem, wo das @btät v. Ad. Marz 1812 zur 

Anwendung beat, bis pet nicht geoffenb 
Daß von den Buben auf Oypetheken — Beſttungen Darlehn gegeben werben, 
darf im ber ee nicht ald ein Uebel betrachtet werben, und die Koncurzenz jüdifcher 
—* bei Subhaſtationen iſt in Zeiten, wie die jegigen, wo ber Drangel an Kauf: 
— I * deen ber in Inſolvenz gerathenen Schulbner herbeitufuͤhren 


Pi ae bad Senior dadurch nicht gefährdet zu neh, daß vermögende 


Bierzehnter Abſchnitt. 


Staatsrechtliche Verhältniſſe der Juden in dem zum Groß: 
. herzogthum Frankfurt gehörig gewefenen Lerrifogio. 


Aktenmäfige Darftellung bes Zurgexreches ber Israellten zu Franbfurt a. M. Gedyuch 


Heidenheim in eim 
Dee chemalß freie Keinsfout Wetzlar kam im Sabre 1803 als Graf⸗ 
ſchaft an den Kurfärften von Mainz und nah Auflöfung des Neichäuen 
ne an ga ogtpun Sranffurt. Sie bildet gegenwärtig 7 
A des Fref im Regierungsbezirk Koblenz, In Beet d 
wurde ie ehemalige Verfaſſung befeitiget durch die — 
—— Großherzog Kari dd. Aſchaffenburg d. 16. Aua. 1810, » 
eine Mecht im Yapre 1811 durch Einführung ded Code Napı 
an. . pt beide wurden die frühesen Befchräntungen ber Juden 
aufgehobe 
Der $. 11. der Kanfktutiend-Urkunde beflimmt: 
„Das Großherzogthum wird durch eine Konftitution vegiert, welche die Sleichhekt 
aller Unterthanen vor dem Geſetze 2c. feftfest. 
hehe Me Fiowohner dee Grobherſozehums Frankfurt gonießen ejche Rechte, 
a Ah dieſe Gleichſtellung Niemandem Geldeianahmen genpmmen 
werden ſollten, fo beflimmte die V. v.-7, Feb. 1811 %) sine Ablsſuua dar 
Abgaben, weiche Die Yuden in Fraukfurt zu jeblen gehabt und nachdem 
letzarxe muf-einen Kapitalbetrag von 440,000 31. feſtgeſtellt umb von ben 
Zudem begabit waren, ſprach das Patent v. 28. Dec. — 2) die vollkom⸗ 
mens Vleichſte lung der J Iuben zu Stonffurt a. M. mit den Chriſten auf, 
r Die B. v. 30. Ian. 1812 organifiste demnächfl die Gemeinde Be 
— nge). We politiſche und bürgerliche Rechte, welche den Juden 
nicht ausdrücklich ſpäter genommen worden find, genießen fie 
Pehlar und feinem Gebiete gleich den Sorkiten, da nad ben ma u 
wähnten Gaſetzen und inähsfondere nach der 8. O. v ug. 1830 die 
wargefumdene Biertaflumg der Yuben aufrecht erhalten. —8 Diefe ihre 
Rechte ſtehon unger der Garantie des deutſchen Bundes. 
Aubdrückũch genommen find den Juden aber lediglich bie ſtaͤndiſchen 
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Dritte Abtheilung. 


Zolgen der Verſchiedenheit in ben ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſen ber 
Juden in den einzelnen Landescheilen. | 


Erſter Abſchuitt. 
Die Ueberſiedelung der Juden aus einem Landastheile 
in din andern, | 


 @rfies Rapitel, 
Auge meine Refimmungen und Beienäsung vi —2 
maßigkeit. 


L 


Geiste der uaberſiedelung der jchhcben Sta ots bürgæs A * 
dertheile, wo die Juden dad Gtantöblirgerzept 


Es iſt bereits in der Einleitung zur erſten Abtheilung ?) dargeſtellt wor, 
den, wie man unmittelbar nach der Occupation ber neuen mb wiederer⸗ 
worbemen Provinzen von der richtigen Anficht ausging, daß bie and dieſen 
in die älteren Provinzen Überfiedefnden Juden mit den ini fehteren woh⸗ 
nenben vollkommen ‚gleid) behandelt werben follten2). Da man jedoch 
bamald ein allgemeined Geſetz für alle Juden des Staates ſofort beabs 
fichtigte, fo ſtellte man proviforifch feſt, Daß inzwiſchen das Ueberſiedeln 
der Juden in die Procinen, wo eine abweichende Subennetfelfung 
befteht, nicht geftaltet fein folle®). Diele proviforifche Zehftelung ift 
dadurch, daß jenes Geſetz nicht erfchienen, der usfpränglichen Abficht 
aunsiber, feit faſt dreißig Jahren nicht nur aufrecht erhalten worden, fondern 
auch in einer Weife audgebehnt, melde allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen 
widerſtreitet. 

Es iſt in letzterer Beziehung offenbar zu unterſcheiden zwiſchen denjenigen 


1) Vergl. S. 37 ff. 

2) Es —3 dies namentlich der Fuͤrſt Staatskanzler im MR. v. 24. März 1814 
in Betreff der Juden in ben prosingen links der Elbe. Bergl. daffele, | fo wie 
die R. v. 10. Sept. u. 8. Nov. 1814 a. a. O. 

s) De | die K. O. v. 18.Febr. 1818 und eine größere Zahl Reſcripte a. a. O. 
und unten. 


392 Ueberfiebelung der 3. aus einem Landestheile in ben andern. 


Landestheilen, in welchen bis jeßt ben Juden die Staatsbürger Qualität 
noch nicht zugeftanden worden !) und denjenigen Landestheilen, in welchen 
die Juden Staatöbürger find. 

In diefen Letzteren muß fowohl nach allgemeinen, wie nach Preußifchen 
ſtaatsrechtlichen Principien die Berechtigung ber Juden zur Freizügigkeit 
innerhalb diefer Landestheile anerkannt werden. 

Der Preugifche Staat bildet ein einiges organifched Ganze in Be 
ziehung auf feine flaatsrechtliche Verhältniffe und nicht ein mechaniſches 
Mebeneinanderftellen von allerhand Zerritorien, bie nur unter dem Titel 
eines „Preußifehen Staated” vereint wären. Eben deöhalb aber bat bie 
Preußiſche Staatöbürger- Qualität für den ganzen Staat Gältig» 
keit ?), und zwar um fo mehr, ald dad Incolat, was früber bei der Anfäftig- 
machung in einzelnen Provinzen nothmendig war, ald Weberbleibfel des alten 
Feudalſtaates, aufgehobenmwurbe?). Ein Staatsrecht der einzelnen Terri⸗ 
tprien, aus welchen ber Staat nad) und nach entflanden, erfennt der Preußifche 
Staat im Allgemeinen nicht an, und doch Tieße ſich nur hieraus logiſch 
ein Staatsbürger-Recht für diefe einzelnen Territorien rechtfertigen. 
Es ändert fi die Natur eined Staates dadurch nicht, daß derfelbe einen 
Länderzumachd erhält und fo wenig daher jemals der Sat aufgeftellt wors 
den, daß ein chriftlicher Staatsbürger der alten Preußifchen Provinzen nicht 
auch Staatsbürger in den 1814 und 1815 nen oder wieder erworbenen 
Territorien fei, fo wenig ift ed gerechtfertiget, Died von den jüdiſchen Sta ats⸗ 
bürgern der alten Provinzen anzunehmen. Eben fo verhält ed ſich umge, 
kehrt mit der Staatsbürger-Qualität in ben neuen und wieder er 
worbenen Zerritorien. Auch hier liegt Fein Grund vor, in denjenigen Terri⸗ 
torien, wo den Juden das Staatöbürgerrecht vonden anerkannten franzöflichen, 
weftphälifchen, Sroßherzoglich Berafchen, Krankfurtfchen und Warfchaufchen 
Staaten gegeben war, letzteres nicht auch für Die anderen Provinzen deffelben 
Staates anzuerkennen, in denen die Juden Died Recht gleichfallö haben, denn 
diefe neuerworbene Territorien wurden integrirende' Theile des Preu⸗ 
Bifchen Staates und der letztere erfennt die Zurechtbeftändigkeit'der von ber 


Ta 


1) Dem Gebietsumfange nach iftdies kaum ber fechfte Theil bes Staates, da abgefchen 
non dem Großherzogthume Polen, wo theild naturalifirte, theils nicht natureki 
firte Juden eriftiven, dieſelben das Staatsbuͤrgerrecht ſowohl in den alten Pros 
vinzen haben, ala in allen neuen, wo das franzöfifche Recht galt. Nur die Ges 
bietstheile, wo das gemeine deutſche Recht bis zur Decupation fortgebauert, 
machen eine Ausnahme, nämlich bie in in der Abthl. IE. Abfchn. V. bis VIII. 
gedachten. Die im Abfchn. IX. u, X. gedachte Territorien find nur aus wenigen 

Ortſchaften zufammengefept. 
2) Nuein Betreff der Zerritorien wirb nach allgemeinen Brundfägen eine Aus⸗ 
“nahme ftattfinden, in welchen verfaffungsmäßig den Juden die Staatsbürger 
Dualität nicht zuftehts eine nothwendige Konſequenz des beklagensw 
Mangelö der Sinheit des Staats in diefer Beziehung des inneren Staates 
. rechts. Diefelbe Frage, freilich zwifchen zwei verfchiebenen Staaten, Fam vor 
Kurzem zur Sprache, als im Königreihe Sachſen einem franzöftfchen Juden bei 
feinem Aufenthalte nicht die Rechte eines franzöfiihen Bürgers, d. h. die eines 
- Ausländers überhaupt, zugeftanben wurden, fondern berfelbe ben Beſchränkungen 
ausländifcher Juden unterworfen wurde, während in Frankreich die Religion 
auf die ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte ohne Einfluß ift. Da es fich in ſolchem Falle 
von einer weſentlichen Verfchiebenheit in einer einzelnen Beziehung des inneren 
Staatsrechts handelt, jo wird der Einzelne. fih derartigen ftaatörechtlichen Uns 
terfheidungen zu unterwerfen haben, weldye rücjichtlich der Rechte der Bewohner 
anderer Provinzen oder anderer Staaten, gelten, fei ev uͤbrigens Chriſt ober 


Jude 
®) R,v 5, Mir 1809, Mathis By. 10, 9,65. Rabe Bh. 10, S. 48, 
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früheren Staatsgewalt geſchaffenen Zuſtaͤnde unbedingt: an, hat insbeſon⸗ 
dere bei ber Beſitzergreifung dieſer Territorien in alten Patenten ausdrüch 
lich die Wahrung und Schützung aller Rechte verfprohen I). So wenig 
nun dad unbedingt und ohne alle Reftriction gewährte Staatd bürgens 
recht in den alten Provinzen fich bei Verarößerung ded Staated auf erflere 
befchräntt, fo wenig befchränft fich daS beifpielßmweife ten Juden im König» 
reihe Weftphalen gewährte Staatöbürgerrecht auf diejenigen Theile deb 
Königreich, welche an Preußen gekommen, fondern umfaßt,. weil diefe 
Territorien mit Preußen in ſtaats rechtlicher Beziehung In eine untrenn⸗ 
bare Verbindung getreten find, den ganzen Preußifchen Staat, fomelt in 
demfelben den Zuben dad StaatöbürgersRecht zuſteht. 

Unter allen Umfländen befanten fich im Jahre 1815 die Zuben, wie bi 
R. v. 10. Sept. u. 8. Nov. 1814 ergeben, die erſt durch das R. v. 19. Sept. 
1820 außer Wirfung gelebt wurden, in dem Befige des: Rechts. der 
Ucherfiedelung aus und in die verfchiebenen Territorien, 
in weldhen ihnen dad Staatöbürgerrecht zuftand. Dieſes Recht 
war ihnen überdies von Preußen felbft ausdrücklich verliehen worden und 
ed kann fomit nicht bezweifelt werben, daß der Art. 16. der Bundes; 
akte ihnen diefed Recht garantirt?). 


-P Auch mit einer anderen Beſtimmung ber Bundesakte würde Die entgegen« 
geſetzte Anficht in einen auffallenden MWiderfpruch treten. Es wäre bemers 


enswerth, wenn nach Art. 18. sub 2: der deutſchen Bundesakte den Staats⸗ 
Bürgern aller deutichen Bundesſtaaten Freizügigkeit zuflände, letztere 
aber in den einzelnen Zerritorien eines und deſſelben Stanteß für 
die Staatsbürger gehemmt fein folte. J 
Die vorſtehend entwickelten Grundſatze find zur Zeit von ben Miniſterien 
nicht anerkannt, vielmehr iſt von denſelben die proviſoriſche Beſtimmung, 


daß die Freizügigkeit der Juden zwiſchen den einzelnen Territorien inhibirt 


ſein ſolles), ſoweit dieſelben eine verſchiedene Judenverfaſſung haben, faktiſch 
dahin ausgedehnt worden, daß auch zwiſchen denjenigen Terrjitorien 
die Freizügigkeit aufgehoben ſein ſolle, in denen die Juden 
Staatsbürger ſind, in Betreff derer mithin von einer im 
Weſentlichen verſchiedenen Juden-Verfaſſung nicht die Rede 
ſein kann. —. Pr 
MR Diefe nach flaatörechtlichen Prinzipien nicht zu billigenden Minifterials 
Refcripte, welche früheren Beftimmungen ded Zürften Staatskanzlers 
Hardenberg widerforechen, beruhen lediglich auf einer K. OD. v.-18. Febr, 
1818, melche ihre Verfügung M | 

a) ausdrüdlich ald eine proviforifche erklärt; welche 

b) niemals publizirt worden, mithin nicht allgemeines Geſetz ift, 
welches in Privatsechte eingreifen koͤnnte; welche endlich 


— — 


I) Das unten folgende R. v. 9. März 1840 erkennt an, daß bie Rechte der Juden 
auf Grund ber Verfprehungen in den Befisergreifungs-Patenten nicht ges 
fhmälert werden können, behauptet aber, daß in diefer Verftridung auf ein eins 
zelnes Territorium keine Schmälerung ihrer Rechte liege. | 

2) Beral, hierüber Abthl. I. Einleitung ©. 37 ff. u. 19 ff. 

2) Koch weiß biefe proviforifchen Zuſtaͤnde a. a. DO. &. 219 u. 221. Note 4. als 
vollkommen rechtlich dur, die Beſtimmung des A. 2. R. I. 1. 55. 23. 24. zu 
rechtfertigen, welche befagen, daß perfönliche Eigenfhaften und Befugniffe eines 
Menſchen nad) den Geſetzen bed Wohnortes beurtheilt werden. Gr überficht 
nur den einen Umftand, daß das Landrecht hier von privatrechtlichen Eigens 
haften und Befugniffen ſpricht und es ſich im conereten Zalle um ſtaatorechte 
Liche Handelt, daß mithin jene Gefegesftellen gar vadıt yaen. ”. 
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€) wie daß folgende IR. v. 19. Sept. 1820 ausdrücklich bemerkt, nur 
für einen fpeziellen Fall gegeben ifl, within mach beſtimmter Bor 
ſchrift der Gefege — Allgem. Bandrecht. Einleitung $. 5. — auch aus 
diefem Grunde ald Gefetz für andere Fälle nit betrachtet 
werden ſoll. Die Beftimmung biefer K. D. enblich if 

d) durch MinifteriolsReferipte in einer unzuläffigen Weiſe höchft aus · 
dehnend interpretirt worben. J 

Die K. D. v. 18. Febr. 1818, wie fie in dem R. des Min. d. Im 
Erſte Abthl. Köhler) v. 19. Sept. 1820 an die K. Reg. zu Potsdam und 
9. 3. Mai 18% an dad K. Pol. Präfidium zu Berlin mitgerheilt wird, 
lautet wie folgt: 

Das K. Poligei-Präflbium wird in Beſcheidung auf bie Anfeage in dem Ber. v. 
2A. v. IR,, betreffend bie Grundſätze, nach welchen bie aus ben —* jenſeits der 
Elbe hier einwandernden Juden zu behandeln? angewieſen, Sich bie abfhriftli eins 
gereichte Befheidung für Die Reg. zu Potsdam v. 19. Gtpt. 1820 — 5 — a.) eben: 
mäßig zur Richtſchnur dienen zu laffen, und bie Min. R. v. 10. Sept. u. 8. Nov. 
4814 nicht weiter in Anwendung zu Beingen, indem folche ber fpäter erklärten Abficht 
Sr. 8. Mojeftät nicht entſprechen. Berlin, den 3, Mas 1824. 

Min. des Inn. Erſte Abtheitung. Köhler 
a. 

Der 8. Reg. wird auf ben Ber. v. 8. d. M. hierdurch zu erkennen gegeben, baf ber 
durch das Amtöbl. der Meg. zu Münfter auf Beranlaffung einer Alerh. RD. v. 
48. Bebr. 1818 befannt gemachte Grundfag: 

daß, fo lange bie flaatspürgerlichen Berpätmifte ber Juden in ben 

neuen unb wieder eroberten Groningen noch nicht gefeglich feſt ſtehen, 

das neberzliehen der Juden in andere Provinzen, wödfelbft eine abs 
weichende —R— 97 — — 
ich wil iej jen Juden in en! werde , 
BR sung Men Grovingen nad dem Yonvamiken Regierungs »Bäiizfe 
überzugtehen beabfihtigen, ba innerhalb der fogenannten alten Provinzen, Wide dem 
Beftand der Monarchie im Jahre 1812 ausgemacht), überall nırr ſolche Juden nur Kies 
‚Hedlaffüng werfkattet inerden sdärfen, weiche das Preußifche Stante-WürgersReiht im 
Sinus, des Editts v. 11. März 1812 entweher von Gefetzes wegen, oder burd) Retura⸗ 
Yifation-überfommen haben. . 
Die A] einen ‚foeziellen Fall beteftenbe, oben grwähnte K. K. O. iſt ber 


was in den beiden Reſcripten daraus gefolgert wird, daß bie Frei 

der Juden aus den Territorien, in denen irgend eine Veiſchi 

in der Juden · Verfaſſung vorlient, gehindert werden folle. Vielmehr kann 
eine richtige Interpretation bei den betreffenden Morten nur an weſent⸗ 
lich verſchiedene Verfaſſungen denken, wie fie faktiſch wirklich gleichzeitig 
vorlagen, indem in ben einen Territorien die Juden bloße Schutzoerwandte 
waren, in ben meifhen Dagegen Preußifche Staatöbürger. Nur diefe Im 
terpretation durfte gegeben werden, weil nur dieſe mit ben allgemeinen 
Prinzipien des Staatdrechtd und den angeführten allgemeinen Geſetzen 
übereinftimmt. 

Ins beſondere aber hätte, wenn nun einmal biefe K. D. gegen ben Haren 
Buchftaben des Geſetzes auch auf andere Fälle außer dem Ipeziel durch die ⸗ 
felbe entichiedenen angewendet werben follte, mindeftend feſtgeſtellt wer: 
den müffen, daß biefe weitere Fälle demjenigen, für welchen die 8. D. 
erging, analog waren. Es war alfo unbedingt mindeftend anzugeben, ob 
in jenem konkreten Falle die betroffene Perfon in den Ländertheilen wohnte, 
in denen fie bereits bie Staatsbürger-Eigenfchaft erlangt hatte, oder ob fie 
in den ehemals Suͤchſiſchen Werekorien, im Herzegthum Weſtphalen, in 


Aus diefem Inhalte der gedachten K. O. ergiebt fi nun Beta 
J 
ie 


Urbroficbehung d. 3. aus auem Ranbasihsile bin urban: GONE 


den ehemals Raffaulfchen Sebieten x. lebte, mithin aicht Btants 
fonbern —S— war. Es ift nämtid erſichtüch daß eh 
letztexem Falle jene K. D. unter keinen Umftänhen auf Fälle der after 
ven Art Baogen werben Fönnte, ohne gegen alle Außlegungäregeln zu ver⸗ 
ſtoßen. Nichtöbeftoweniger hat man auch auf Faͤlle ickterer Art ſowohl in 
den gegebenen als in fpäteren R, jene K. D. u. zwar als einzige Bald, 
angemwenbet, 

Es muß aus allen diefen Gründen den ſäͤmmtlichen Miniſterial Verfü⸗⸗ 
gungen, welche befinmmen, daß ein Jude, dee Staatsbürger iſt, nicht in 
alle diejenigen Preußifhe Territorien frei und ungehindert ͤberſtedeln 
önne, in welchen der Jude gleispfaQ8 Staatsbürger if, daß er pielmehr 
für jee8 Verzitorium, wo irgend abweichende Beftimmumgen für Juden 

elten, einer befonderen Naturalifation bebürfe, die gefegliche Baſis abge 
Procen werden. Man darf hoffen, wie feibft in dem Falle, dag eine 
allgemeine Geſetzgebung für die Juden noch längere Belt außbleiben 
folte, man doch bei einer Revifion der folgenden, ——— Minlfrrial, 
geleßgebung bie bisherigen Srundfäge nerlaffen und lediglich in Betreff der⸗ 
jenigen Zerritorien eine Inhibirung der Freizügigkeit und Ueberwachung 
des zeifigen Aufenthalts des Juden eintreten Tem wird, in denen dieſelben 
noch nicht dab Staatebürgerrerht erlaugt haben. ' . 
Sr hneb rg mirbusunenfagcnhe 1,5. Wa LO pi fan 
agbeburg, wie fon 0,9. Mäz 1 h ferner bie 
Marienwerder, wie das Kap. It. sub IV. folgende R. v. 39. Sept: sh 
ergiebt, und ehen ſo erflärt das Min. bes. felbfl in dem ıaten gegebenen 
v. 26. Apꝛll 1840, Laß beh jene Hemmung des Webesficbelpd nur.auf ſolde 
Zenitsrim srfireden kovne too nicht im Wefemslächen dieſalbe Befrke 
ai ich is ag it. Pi ebene 33 eh 
re vormals Feen n ER [hey und mefiihätiihen. Lars 
—X — Ai ein Er en eh in der #4 
Geſetzgebung exiſtirt, wie die Darftelung in den Abſchn. XI. -XIII. der 
zweiten Wih nachweiſt, ein Unterfchied, der bedeutender if, als der 
gerifihen her betr. —*2 für Die,alten Provinzen und bez Vefiph aͤn⸗ 
ſchen; ein Unterfchied aber, der allerdings nicht waentli weil in 
allen biefen Landestheilen dar Jude Stkatsrärgerif.: Somit erkennt 
—— 33 — ben. —— ſetbſt reg dargeſtellten Stund · 

e qu, geratht gber hierdurch alerbings mit Seren ayde wetien nunmehr 
———— ia Möderforu. nen Spnlihen —— Wider 
Wh enthalten die Kap. il, ap, de R, 5. 12. Okt. und 29. Zuli 
1840. In dem neueften®. dv. 20. Iqn. 1843 find mindeſtens etwas mildere 
Siundfatze aufge ſteltt. J 

Zus Zeit hefkimmen jedoch jene Miniftertol -Werfügungen In Betreff der 
allgeminen Geundfäge Folgendes: 


u. 
Entgegengefegte Beflimmungen des Minifterium des 
Innern. i . 


1) Es if Raturalifation bei jeder Ueberfiebelung aus 
‚einem Tersitortum in das andese notwendig. 
3* mE Min. des Fan P. (ee Abth. v. Mebing) v. 2. San, 
an! 3 . zu ut in eff ber 
— Eambestpellen. rc he Shen hben ehema 
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In Bolge defien, was bie 8. Reg. unterm 6. v. M. und 3. einberichtet hat, wire 
Me autorifizt, dem Juden R. aus Inowraclam den Aufenthalt in Friedland zu 
geftatten. 

Mebrigen® irrt bie K. Reg., wenn Sie alaubt, baf bie Ertheilung bes Naturaliſa⸗ 
tionss Patents nad; dem G. v. 11. März 1812 auf die erhältniffe eines in der Nieder: 
lauftig domizilirten Juden innerhalb diefes Landestheiles irgend einen Einfluß habe, ba 
durdy die Raturalifation nur Rechte in denjenigen Provinzen erlangt werben, in wels 
chen das gedachte ©. gilt, die Naturalifirten daher in der Nieverlaufis nur nad) den 
dort noch aeltenden Saͤchſiſchen Judengeſetzen beurtheilt werben können ). 

(8. M. BL. 1840. Nr. 18.) 


b) Beral. das R. deſſelben Min. v. 5. Ian. 1840 oben, Abth. 1. 
Abfchn. IX. 2) 


c) R. des Min. des J. u. d. 9. (v. Rochow) v. 9. März; 1840 an die 
K. Reg. zu Magdeburg in Betreff der ehemals weſtphäliſchen Landes⸗ 


Es Tann, wie id) ber K. Reg. auf den Bericht v. 5.9. M. eröffne, nad) dem Ela: 
zen Inhalte der Geſetze auch nicht dem geringften Zweifel unterliegen, daß die in 
dem Berichte verhandelte Krage: ob die Juden in ben normale weftphälifchen Landes: 
fdeilen ſich Fe in ben alten Provinzen frei nieberlaffen dürfen? verneinenb beantwortet 
werben muß ). 

Nach der A. 8. D. v. 8. Aug. 1830 bewendet es zunächft in jeber Provinz bei ber 
binfichtlich der Zuben beftehenden Geſeggebung. Das G. v. 11. März 1812 gilt baber 
nur in den alten Provinzen, für welche es publizirt worben iſt. Nach ſolchem Tann in 
diefen Yrovinzen nur derjenige Zube bie aus dem G. hervorgehenden Rechte in Anſpruch 
nehmen, ber in felbigen durch bas Raturalifationg » Patent ale Inlänber anerkannt 
worben *). Die kweftphäifche Geſetzgebung dagegen gilt nur innerhalb ber vormals 
weftphälifhen Provinzen. Danach hatte ein Jude das Recht, ſich innerhalb ber 
Provinzen des weftphälifchen Staats frei zu bewegen *). Diefes Recht bat er noch 
gegenwärtig, fo weit jene Provinzen an Preußen gefallen find, daher denn auch hier: 
durch die Verficherung im Befigergreifungss Patent vollftändig erfüllt worden if. Diefe 
Beafiherung aeht nur auf die Erhaltung der bei der Okkupation beflanbenen Rechte, 
nicht aber auf eine Erweiterung berfelben, welche augenfceinlich ſtattſinden würbe, 
wenn die Juden, welche unter der weftphälifchen Regierung ſich nur in einem gewiſſen 





2) Dies R. enthält ganz richtige Prineipfen, weil in ben ehemals Saͤchſiſchen Lan⸗ 
bestheilen — vergl, Aoth. I, Abſchn. 5. &. 339 ff. — die Juden noch nidt 
Staatsbürger find. 

2) Dies hat gleichfalls derartige Werhältnifie vor Augen. - 

2) Es ift vollftänbig gezeigt worden, daß gar eine Preußiihen allgemeinen Geſetze 
fiber biefe Frage eriftiren, ba die 8. O. v. 18. Febr. 1818 als ſolches nicht zu 
betrachten, mithin biefe Frage nicht nach deren Haren Inhalt entichieben werben 
tannz vielmehr ift fie nach allgemeinen unzweifelhaften ſtaatsrechtlichen Princi⸗ 

pien und ausdrücklichen Bundesgefegen zu entfcheiben, aber ber obigen Wer 

" fügung entgegengefegt. 

*) Dies tft eine den oben dargeftellten Grundſaͤßzen wiberfprehende Annahme. Wenn 
in ben neuen Provinzen die Juden nach anzuerfennenden ©. noch viel ausgebehns 
tere Rechte haben, als in ben alten, wie 3. B. in ben Weſtphaͤliſchen Landes⸗ 
theilen, von denen hier die Rebe, fo läßt fi gar nicht erklären, warum fie dies 
felben, wie jeder hriftliche neue Staatsbürger nicht auch in ben alten Provinzen 
beffelben Staates geltend machen follen. Nur bie Anficht, daß der Preußiſche 
Staat ein Aggregat fei von Preußen + ber Mark + Schlefien + Weftphalen 
u. ſ. w. u. f. w., nicht aber ein einiges, organifches Ganze, Tann die entgegen 
geſetzte Anficht auf biefer BaTis durchführen. 

*) Dies ift nicht richtig. Er hatte das Recht, fi im Staate frei gu bewegen. 
Diefer Staat war damals der Weftphälifche und ift heut der Preußiſche. Der 
Weftphälifche Jude war Weftphärifcher Staatsbürger und mußte, wenn ihm 
feine Rechte nicht genommen werden follten, deshalb demnaͤchſt Preußiſcher 
Staatsbürger und nicht Bürger eines einzelnen Zerritorii werben, benn mit 
Recht wird von dem Mint fterlo anerkannt, daß dem Juden auch durch das Beſitz⸗ 
gegreifungss Patent feine Rechte garantirt waren. 


Webreflshetunig b. J. aus einem Landedtheile in den audeen.· BUT 


Bezirke frei niederlaſſen durften 7), nun daſſelbe Hecht in bee ganzen Monarchie aus⸗ 
üben bürften. Hieraus würbe folgen, daß fie auch in andern Provinzen, in welchen bie 
Niederlaſſung der Juden auf das engfte beſchränkt ift, 3. 8. im Herzogthum Sachſen, 
fich * niederzulaſſen, und dadurch die weſtphäͤliſche Geſetzgebung in Landestheile, in 
weichen gerade das entgegengeſetzte Prinzip bie gefegliche Kraft hat, gu uͤbertragen bes 
fugt wären °), (8. M. BI. 1840. ©. 90.) , 

2) Vor, der Naturalifation wird die Erflärung ber betr. Gemeind 
eingeholt. 


a).R. des Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 9. April 1839 an die 
K. Reg. zu Magdeburg. Meberfiedelung von Juden aus den alten Pros 
pinzen in eine der neuen. 


Der K. Reg. überfende ich hierbei eine Beſchwerde des Magifteats zu N., Über die 
ber Stadt angefonnene Aufnahme der Juden N. N., um bie Beſchwerde felbft noch zu 
erledigen. 

Es beruht auf Allerh. Beftimmung *) daß zunaͤchſt, und bis das Jubenwefen ud 
allgemeines Gefeg regulirt fein wird, den Juden bad Meberziehen in einen Lanbestheil, 
in we dyem das ©. v. 11. März 1812 nicht gilt, nur dann bewilligt werben fol, wenn 
bie Ortsgemeinde in feine Aufnahme willigt. Der Zweck dieſer Allerh. Beftfesung ift 
ganz Kar der, daß Feine Gemeinde der neuen und wieber erworbenen Provinzen ges 
zwungen werden foll, einen Juden aus einem andern Landestheile aufzunehmen, wels 
chen fie nicht felbft für ein wünfchenswerthes Mitglich anfieht. Dieſer Zwed, würbe 
aber gaͤnzlich vereitelt werden, wenn ein Jude, von der.einen Gemeinde zurüdtgewiefen 
fi nur die Einwilligung einer andern, vielleicht der Heinften Dorfgemeinde, zu verfchafs 
fen braucht, um fofort diejenige Gemeinde, welche ihn früher zuruͤckgewieſen hatte, und 
jede andere befielben Landestheils, zu feiner Aufnahme zu nöthigen. Juden biefer Art 
mürffen daher fo lange in der Gemeinde bleiben, welche fie aufzunehmen eingewilligt dat, 
bis fie fi) die Einwilligung einer andern Gemeinde ausgewirkt haben. 

Hiernach ift die gegenwärtige Beſchwerde zu erledigen, in Zukunft auch jebem Juden, 
welcher die Erlaubniß erhält, ſich aus einer andern Provinz in ben bortigen Bezirk zu 
überfiedeln, dabei befannt zu machen, daß die Erlaubniß auf den Ort der Nieberlaffung 
befchräntt, und die Meberfiedelung in eine andere Gemeinde ihm nur mit Zuftimmung 
derfelben geftattet fei. (Ann. XXI. ©. 401.) 

. b) Das R. deflelben Min. (erfte Abth. v. Meding) v. 5. Ian. 1840 das 
gegen gefteht den Ortsgemeinden kein unbebingtes Widerfpruchsrecht zu *). 
ben fo fpricht ' 

c) dad R. derfelben Behörde an die K. R. zu Arnöberg v. 26. April 
1840 nur von einer zu vernehmenden Erklärung der Gemeindebehörbe ©). 

d) R. deffelben Min. (erfte Abth. v. Wedel) v. 20. Ian. 1843 an die 
K. Reg. zu Marienwerter. j 


Nach den Grundfägen, welche das Min, bes 3. hinfichtlich der Inländifchen Juben 
überhaupt und inöbefondere in Beziehung auf die Juden des Großherzogthums Pofen, 
befolgt, wird,. wie ber K. Regierung auf den Bericht v. 10, Dec. v. J., das Geſuch bes 
jüdifhen Kaufmanns N. aus Strapburg um Naturalifation für die alten Provinzen 
behufs feiner Niederlaffung in Graudenz betr., bemerklich gemacht wird, folden Zuben,. 
welche, außer der Unbefcholtenheit, ein ausreichendes Bermögen zur Begründung eines 


1) Diefe faktiſche Annahme iſt unrichtig. Die Juden in Weftphalen hatten alle 
Rechte der Ghriften, Eonnten fi mithin nicht blos in einem gewiſſen Bezirxke 
Hr ET en, fondern im ganzen Umfang des Staates. Vergl. Abth. II. 

n. “ j 

2) Daß diefe Folgerung unrichtig fein würde, ift bereits oben gezeigt, indem biefe 
Zerritorien eben ein gänzlich verfchievenes,von einander weſentlich abmweichenbes 

- inneres Staatörecht in Betreff der Juden haben, welchem der Einzelne ſich uns 
terwerfen muß. 

2) Diefe Beftimmung ift nicht mitgetheilt, noch weniger ift biefelbe publizirt 
worben. Ihe Inhalt dürfte nach dem Ergebniß der folgenden R. nicht fo bes 
ftimmt bisponiren, wie hier angenommen wirb, ba anderenfalls diefe ſpäteren Rs 
diefelbe Üübertraten. 

4) Vergl. daſſelbe Abth. II; Abfchn. IX, 
®) Vergl. daſſelbe Kap. Il. sub b, 
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Gifhäfts, die zu dem beabfichtigten Gtabliffement erforderlicht Wilbung, vnd Die Der 
a ee De ne namen 
Griaubniß, zum Umzugs dußeinem Diftrift des Snlandes in eigen anderen mit 
dender Gejeggebung — — verfagt, und, ihnen dann, fie fg in dpa alken 5 
vinzen. nieberlaffen wollen, das Naturalifationäpatent ‚ohne nt, 
In dem vorliegenden Kalle find alle obige Exforbernifje vorkonten, amd es hanbekt 
dabei nur umden Umzug aus eine Stadt in eine wenige Meilen veifini ande 
deffelben Hegteriuhigebeteh, 106 der Betheiligte Hoffnung hat, feinen Gewerbd: und 
neh ——— das anliegende Raturaitfahgnspasene auoheſteult 

Es alb für den 2. R. anliegende Raturgtifatigni won 
den, welches bie X. Meg. bemfelben auspändigen Jafın hat. pekane aua 

In Cinftigen Fanen möge die K. Reg. obige Gruridfäge befolget, hi et nicht, Ange 
meffen erachtet werden kann, irgend einen Staatsangehörigen 16 Hirtteih 
Grund in der Beftebrung feines Vohiſtandes zu hindern. 

(8. DM. Bi. 1848; ©. 6.) . 


3) In Anſehung der Anwendung bed sub 2 angegebenen Grunbfatzet 
auf Ybopfiv- und Ponfige Kinder beifimmt , 

a) das F. des Min. des I. (erfle Abth. v. Bernuth) v. 4 Jum 1839 
an die K. Reg. zu Breblau, dag jüdiſche Ädoptlokinder dee Naturatlfarion 
vicht bedürfen, 

ma bie Kebzehnjährige elternlofe Jüdinn N. aus Sreſchen, im Sto 
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[au an Kinbesftatt angenommen worben, nad) 8. 688. Tit. 3. Thi. 21. A. 2. 8. 
durch den kingerichteten, ambei zuräderfolgenden beftätigten Adoptiond: Bertrag bereits 
in die Theitnahme an den Rechten des Adoptiv⸗Baters getreten if, fo bedarf eö ber im 
Antrag gebeachten befonberen Naturalifation nicht. Auch iſt gegen bie von dertis 
gen Oberlandeögericht ertheite Weftätigung des Bertrages 48 einzuwenden/ ba die 
der. X. Reg. unterm 22. Febt. 1838 mitgetheilten Worfceiften fich bIo6 auf Ametänber, 
welche im Inlanbe aboptirt werben folen, beziehen, daher aber auf die R., ala Zilan⸗ 
berinn, nicht angewendet werben fönnen. 

Es behält daher bei dem gebachten Bertrage fein Beenden, 

(Ann. XXI. ©. 400.) 


b) Verf. des Min. des I. (erfte Abth. v. Meding) v. 26 Mai i840 an 
dab K. Poiizeipraſtdium zu Berlin. Auswelfung jübfcher, mit ben Rede 
ten der Mütter nicht verfehener Kinder. 

Bet den unterm 8. d. M. einbetichteten Werhättniffen hat es gat kein Sedettken, bie 
bei ihrer Mutter, ber verehlichten N. aus &chneivemäpl, befindliche —8 in bie: 
Mr DR Kr daher das K. Polizeipräfisium derſelben ben Aufenthalt 

u 2 
r Da ee übel, ens eine große Härte fein würbe, eine noch minderjährige — 
Tochter, nachbem fie bin Water verloren, von ber Mutter um bedre ak entfernen, 
weil die in zweiter Ehe hier Serheivathete Mutter, nicht aber bie Node, Bir Kedite dee 
alttänsifchen Juden hat, fo Indge das N. Pohizeipräftbtem in Sufunft, bevor 
fo enge Famikienverhänhiffe fört, wie bei Au: des Beicheides v. &: März d. 4 
wen fein wfrebe, Fr ac vor af einer Werfüguing deim an 


SEE 1 
Qweites Kapitel, 
Befondere Beſtimmungen 3 Bennett der einzelnen Eandes⸗ 
eile. 
L 
Uebesfiedelung aud den nenen Provinzen im bie alten 
Provinzen. 


1) Vergl. die R. v. 19. Sept. 1820 und 3: Mal FEWE und  Mäy, 
1840 oben &. 394. 396. \ L 
2) des Min, de8 3. (erfie Abth. Kühler) v. Od Mai 1817 an bie 
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K. Reg. m Berlin. Verhältniß der aus Neuvorpommern in bie altem Pro⸗ 
vinzen überſiedelnden Juden. 

Der K. Reg. hieſelbſt wird auf ihre Anfrage v. 4. d. M., wie die hier einwandernde 
Juden aus Neuvorpommern behandelt werben ſollen? zu vernehmen gegeben, daß der⸗ 
gleichen Juden nach der bisherigen Verfaſſung mit den Übrigen Staatsbſtrgern nicht 
gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten genießen. 

Ueberhaupt iſt die Anzahl der Juden in jener Provinz nur ſehr gering, und es duͤrfte 
ich daher nur ſehr felten ereignen, daß von bort Juden in die bieffeitigen Preußiſchen 

rovinzen einwandern möchte oo 

Anträge folcher Art find aljo auf die zu erwartenden allgemeinen Beftimmungen 
wegen ber flaatsbürgerlichen Verhältniffe der Juden in ben neuen Provinzen hinzuwei⸗ 
fen. Eventualiter tft in fpeziellen Fällen Bericht zu erſtatten. 

(Ann. I. Heft 2. ©. 128.) 


Ueberftedelung aus den alten Provinzen In die neuen. 


‚1) R. des Din. des J. (erfte Abth. v. Wedel) v. 30. Sept. 1842 an 
die K. Reg. zu Matienmerder. Meberfiedelung aus den alten Provinzen in 
in die zum ehemaligen Herzogthum Warfchau gehörig geweſenen Landes» 
theile. 

Das Minifterium kann zwar die Anflcht, welde die K. Reg. in dem Berichte v. 13. 
d. M., das Geſuch des biöher in B., Schweger Kreifes, wohnhaft gewefenen jüdiſchen 
Handelsmannes N. um Geftattung eines zweijährigen Aufenthalts in V. betr., über 
das freie Ueberziehen der nach dem Gefege v. 11. März 1812 naturalifirten Juden in 
bie zu dem Herzogthume Warfchau gehörig geweſenen Diftrikte ausgeſprochen hat, nicht 
als richtig anerkennen, indem In Folge —2 Beſtimmung der Grundfag fe J daß 
die aus gedachtem G. erlangten Rechte nur in den Provinzen, in welchen das G. gilt, 
auszuüben find, und daher dieſe naturalifirten Juden eben fo, wie bie anderen, beim 
Veberziehen in eine Provinz nrit anderer Gefesgebung der Genehmigung bes Min. bes 
dürfen, auch bei der förmlichen Niederlaſſung in einer anderen Provinz und durch gänze 
liche Aufgebung des Domizils die durd die Naturalifation überlommenen Rechte ver» 
lieren. Da aber der ꝛc. R. nicht die Erlaubniß zur förmlichen Niederlaffung, fondern 
nur zum zweijährigen Aufenthalte in V. nachjucht, und ſonach fein feitheriges Domizil 
aufzugeben nicht beabfichtigt, fo wird die K. Reg. autorifirt, feinem Antrage, wenn 
demjelben ſonſt feine Bedenken entgegenftehen, ftatt zu geben. 

(V. M. Bl. 1842. ©. 337.) 


2) Bergl. das R. v. 12. Oft. 1840 unten sub IV, 


IH. 
Riederlaffung der Juden inden ehemals franzöfifchen, berg. 
fhen und weſtphäliſchen Landedtheilen und Weberfiebelung 
aus einem derfelben in den andern. 


1) R. des Min. des 3. (erſte Abth. Köhler) v. 7. Juli 1818 an die K. 
Reg. zu Köln. Die Niederkaffung der Juüden im den ehemals franzöfifchen 
Sanbeötheiich ift nach dem Kaiſerlich franzöſ. Dekrete v. 17. März 18083) 
zu beurtheilen. | 


Der K. Reg. zu Köln wird auf Ihren wegen der Befugniffe der Juden zur Niebers 
line und zum Handel, im tortigen Departement unterm 15. v. M. erftatreten Bes 
richt zu vernehmen gegeben, daß, da bie Fortbauer ber Anwendung ded Dekrets v. 
17. Maͤrz 18908 fir die Beurthellung der bürgerlichen Berhältniffeber Juden in den Rheins 
provinzen durch die K. K. O. v. 9. März e. ohne alle Einſchraͤnkung und Abänderung 
angeordnet worben ift, die K. Reg. genau nach den Warten dieſes Dekrets zu verfahren, 
und bie Genehmigung bes Aufenthalts und ber Nieberlaffurg von Judenfamilien ledig⸗ 
Li Fr den Bedingungen abhängig zu machen Hat, welche damadı vorgefchrie 

en find. oo u 

Uebrigens iſt es Teinem Bedönten unkerwotfen, daß in bie Stelle Dex fellheten in bem 


2) Vergl. daffelbe Abth. IE. Abſch. XI, Kap. I. ©. 390, 
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ebachten Dekret genannten Departementös Abtheilungen gegenwärtig bie Cinthellung 
Regierungds Departements tritt. (Ann. IL &. 726.) 


2) R. deffelden Min. v. 7. März 1835 an die K. Reg. zu Magdebur 
a fung der Juden innerhalb ded ehemaligen Königreichs ei 
phalen. 


Der X. Reg. wird auf deh Bericht dv. 18. v. M., betr. bie Rieberlaffung bes israeli⸗ 
tifhen Handlungsgehuͤlfen R. N. in den biesfeitigen Staaten, zu erfennen gegen, 
daß, wenn der N. N während der Jahre 1811 bis 1816, mithin zur Zeit der Wieber⸗ 
befignahıne bes betr, Lanbeötheiles Preußifcher Seite, feinen gefeglihen Wohnſit p 
Calbe a. M. gehabt hat, er nach den angenommenen Grundſätzen als ein 
mit denjenigen Rechten verſehener Jude, welche im ehemaligen König» 
reihe Weftphalen verfaffungsmäffig ftatt gefunden haben, angufehen 
und zu behandeln ift. Dergleihen Juden Tann aber nicht verwehrt werben, inner: 
halb derjenigen Landestheile, weldye von dem genannten ehemaligen Königreiche an bie 
Krone Preußen zurüdgefallen find, überall ihren Wohnfig aufzuſchlagen, und fich felbfts 

ndig zu ctabliren. Ein Anberes ift durch das R. v. 1. Dit. 1816 nicht vorgefchries 

en, und alfo auch Fein Grund vorhanden, dem N. N. blos den Aufenthalt ald Hands 
lungsgehülfen in N. N. nachzulaffen, ihm aber das felbftftändige Etabliffement bis 
dahin zu verfagen, wo bie ſtaatsbuͤrgerlichen Verhältniffe der jübifhen Bewohner ber 
wiebereroberten Länder anderweit gefeglich werden feftgeftellt werben. 

Hiernach wird die K. Reg. veranlagt, dem Etabliffement des N, N. in dem Staͤdt⸗ 
hen N. N. flatt zu geben, auch in ähnlichen Fällen nad) dem angegebenen Grunbfage 
zu verfahren. (Ann. IX. ©. 162.) 


3) R. deffelben Min. (erfte Abth. v. Meding) v. 26. April 1840 an 

die K. Reg. zu Arnsberg. Dad Ueberziehen der Juden innerhalb der 
ehemals franzöfifchen, bergfchen und weftphälifchen Landestheile iſt ges 
ſtattet. 
Der K. Reg. wird auf ben Bericht v. 4. d. M., den Antrag enthaltend, das Verzie⸗ 
hen ber Juden innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks geſtatten zu dürfen, eröffnet, daß 
das freie Weberziehen der Juden aus einem Landestheile in den andern vor der Hand auf 
die vormals franzdfifchen, bergichen und K. weftphälifchen Landestheile, in welchen im 
Mefentlichen diefelbe Geſetgebung hinfichtlic des Judenweſens gilt, befchräntt bleiben 
muß, wie ſolches die Berf. an bie Reg. zu Münfter v. 13. April 1839 feftfegt. Wenn 
biefe Verf. der K. Reg. zur gleichmäßigen Befolgung in einem vorgelommenen Kalle zu⸗ 
gefertigt worden ift, fo ift dies Dadurch veranlaßt worden, weil Sie nicht bemerkt hatte, 
dag die Orte, aus welchen die betheiligten Juden hatten wegziehen wollen, vormals 
zum Herzogthum Weftphalen gehörig geweien waren, Dafern nun Juden aus einem 
Landestheile, in welchem fie noch nicht im Beſitze ſtaatsbuͤrgerlicher Rechte ſind, in einen 
andern verziehen wollen, in welchem fie dergleichen Rechte genießen, und umgekehrt fo 
hat die K. Reg. auch fernerhin, nad) vernommener Erklärung der Gemeinbebehörbe bed 
Orts der neuen Niederlaffung, zu berichten, bi8 das zu erwartende Befeh eine andere 
Beftimmung trifft. (V. M. Bl. 1840. ©. 152.) 


IV, 
Veberfiedelungen ber Juden aus den alten Provinzen in Lans 
bestheile des ehemaligen Herzogthums Warfhau und inner 
halb des Lesteren!). 


1) R. des Min. de I. u. d. P. (v. Rochow) und der Fin. (Gr. Als 
vendleben) v. 12. DEt. 1840 an die K. Reg. zu Marienwerder. Befrei⸗ 
ung der in Landestheile des ehemaligen Herzogthums Warfchau überfiedeln 
den Juden von den daſelbſt geltenden Judenrekrutengeldern. 

Die in dem Berichte dee K. Meg. v. 21. Aug. c. angeregte Frage: ob die Juden, 
welche in anderen Landestheilen bereits das Staatsbürgerredht erlangt und bort ihrer 
Militairpflicht gendgt haben, bei ihrem Ueberzuge in das Culmer Land Judenrekruten⸗ 
gelder zu zahlen haben, ann nur verneint werden. Die Judenrekrutengelder in ben 
zum vormaligen Herzogthum Warfchau gehörigen Landestheilen werben von ben barin 





1) Bergl. Abth. II, Abſchn. LIT, 
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anſäſſigen Juden für die Befreiang vom Militairdienſte gezahlt. — Yuden, welche in 
Folge des Gefeges v. 11. März 1812, Über die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden im. 
Preugifhen Staate, das Staatöbürgerrecht erlangt haben, und ben allgemeinen Geſetzen 
des Staats wegen des Militairdienftes unterliegen, können deshalb zu den Steuern, 
welche in eihem Theile des Staats nach der für denfelben geltenden belonberen Verfaſ⸗ 
ſung von den darin anſäſſigen Juden fuͤr die Befreiung vom Militairdienſte entrichtet 
werden, nicht herangezogen werben, wie denn auch nach dem $. 14 der vorläufigen Ver: 
ordnung wegen des Judenweſens in der Provinz Pofen v. 1. Juni 1833 felbft die in dem, 
Mititairdienft eintretenden Pofenfhen Juden dadurch ſowohl für ihre Perfon, als ihre 
Väter, von Erlegung des Judenretrutengelbes befreit werden. Die Verfügung des 
Min. des 3, v. 25. uni 1824, wonach die juͤdiſchen Einwohner eines und deffelben 
Landestheils fich nicht in verfchiedenartigem Rechtszuſtande befinden dürfen, Tann, wie 
die K. Reg. auch richtig bemerkt hat, bier nicht in Betracht kommen. | 
(8. M. 31. 1840. ©. 452.) 
‚V-R. des K. Min. des I. (Erſte Abth. Köhler) v. 5. Dec. 1817 an 
Ri K. Reg. zu Marienmwerder. Umziehen der Kulm» und Michelauifchen 
uden. ' | 3 

Der K. Reg. zu Marienwerder wird auf Ihren, wegen des Umziehens der Kulm 
und Michelauiſchen Juden nad) dem Großherzogthum Poſen, und von dort nach gedach⸗ 
ten Kreiſen, unterm 17. v. M. erſtatteten Bericht zu vernehmen gegeben, daß die allge⸗ 
meinen Beftimmungen wegen der ftaatsbürgerlichen Verhältnifie der Juden in den neuen 
Provinzen noch nicht gegeben. find, und bis dahin die Juden in diefen Provinzen vors 
läufig nad) der Hinfichts ihrer mit übernommenen Verfaffung behandelt werben mäflen. 

Es kommt daher lediglid) darauf an: ob früherhin das obgedachte Umziehen der Ju⸗ 
den verftattet war oder nicht? Im erfleren Falle kann es auch gegenwärtig unbedenklich 
nachgegeben werden, im letzteren aber nit. (Ann. I. Heft 4. ©. 119.) ' 

3) R. deffelben Min. v. 6. Juli 1821 an die K. Reg. zu Marienmerder. 
Ueberziehen der Juden zwifchen ben zum ehemaligen Herzogtfum Warſchau 
gehörig geweſenen Landeötheilen. | a 

Der K. Reg. wird auf Ihren Ber, v. 16. v. M. eröffnet, daß fie nach ben wegen des 
Ueberziebens der Zuden in andere Landestheile, woſelbſt noch zur Zeit eine abweichende 
Juden⸗Verfaſſung beftebt, an die Reg. zu Bromberg .erlaffenen Refcripten v. 21. Ian. 
und 17. Mai v. 3. zwar ebenfalls verfahren Tann, dabei jedoch nicht zu überfehen hat, 
daß das Großherzogthum Pofen und der Landftridy von Kulm, Thorn und Michelau, . 
wegen ber ftattfindenden übereinftimmenden Juden⸗Verfaſſung als einerlei Bezirk zu’ 
betrachten find, innerhalb deflen dem Neberzuge der Juden, unter Beobachtung ber 
gewöhnlichen Polizei:Vorfhriften, an und für fid, nichts im Wege ſteht. 

(Ann. V. ©. 642.) 


4) R. ded Min. ded Inn. Erſte Abth. v. Meding) v. 29, Juli 1840 
an den Magiftrat zu Kulm deffelben Inhalte. | 
Der Magiftrat zu Kulm wird auf die Eingabe dv. 30. v. M. befchieben, daß bie ein⸗ 
gereichte Verfügung der K. Reg. zu Marienwerder v. 28. ejusd., nad) welder die Ju⸗ 
den des Großherzogthums Pofen zum Weberzuge nad) dem Kulmer Lande der Natura: 
Yifation nicht bedürfen, ganz richtig ift, da das G. v. 4. Juni 1833 in dem Rechte der 
gegenfeitigen Kreizügigkeit, welches den Zuden in allen vormaligen Theilen des Herzogs 
thums Warfchau zugeftanden, nichts geändert hat, diefes Recht alfo den beibderfeitigen 
Zuden des Kulmer Landes, wie bes Großherzogthums Poſen, nach wie vor zufteht"). 

(B. Min BI, 1840. ©. 285.) 


V, Ueberſiedlung der Juden aus dem Großherzogthume 
Poſen nach anderen Zeritorien. 


1. Fälle und Bedingungen der Zuläffigkeit der Weberfiedelung. 
a. R. des Min. des Inn. (v. Shudmann) v. 24. Nov. 1826. an die 
K. Reg. zu Potsdam, Frankfurth, in Schlefien, Alt-Pommern und Preur 


— — — — 


2) Auch dieſes R. widerſpricht den von dieſem Miniſterio aufgeſtellten allgemeinen 
Grundſaͤtzen, da die Verfaſſung der Juden im Großherzogthum Poſen von der 
im Kulm und Michelauer — und der Stadt Thorn in ſehr vielen Stücken ab⸗ 
weicht, wie die, Abth. II. Abſchn. III, und IV. gegebene, Darkskung nachweiſt. 
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Landestheilen, in welchen bis je&t den Juden die Staatsbürger Qualität 
noch nicht zugeflanden worden 1) und denjenigen Landestheilen, in welchen 
die Juden Staatöbürger find. 

In diefen Letzteren muß ſowohl nad allgemeinen, wie nach Preußifchen 
flaatörechtlichen Principien die Berechtigung der Juden zur Freizügigkeit 
innerhalb diefer Landestheile anerkannt werden. 

Der Preußiſche Staat bildet ein einiged organifhed Ganze in Be 
ziehung auf feine flaaterechtliche Verhältniffe und nicht ein mechanifche 
Nebeneinanderftelen von allerhand Zerritorien, die nur unter dem Titel 
eines „Preußiſchen Staated” vereint wären. Eben deshalb aber bat bie 
Preußiſche Staatsbürger- Qualität für den ganzen Staat Gältig 
feit?), und’ zwar um fo mehr, ald das Incolat, was früber bei der Anfäflig- 
machung in einzelnen Provinzen nothwendig war, ald Weberbleibfel des alten 
Feudalſtaates, aufgehoben wurdes). Ein Staatsrecht der einzelnen Terri⸗ 
torien, aus welchen der Staat nad) und nach entflanden, erfennt ber Preußifche 
Staat im Allgemeinen nicht an, und doch ließe fih nur hieraus logiſch 
ein Staatsbürger⸗-Recht für dieſe einzelnen Territorien rechtfertigen. 
Es ändert fi die Natur eined Staates dadurch nicht, Daß derfelbe einen 
Länderzuwachs erhält und fo wenig daher jemals der Satz aufgeftellt wor 
den, daß ein chriftlicher Staatsbürger der alten Preußifchen Provinzen nicht 
auch Staatöbürger in ren 1814 und 1815 neu ober wieder erworbeum 
Territorien fei, fo wenig ift es gerechtfertiget, Died von den jübifchen Staats 
bürgern der alten Provinzen anıunehmen. Eben fo verhält es fi) umge, 
kehrt mit der Staatsbürger- Qualität in den neuen und wieder er 
worbenen Territorien. Auch bier liegt fein Grund vor, in denjenigen Terri⸗ 
torien, wo den Juden das Staatöbürgerrecht von ben anerkannten franzoͤſiſchen, 
weftphälifchen, Großherzoglich Bergfchen, Rrankfurtfchen und Warfchaufchen 
Staaten gegeben war, letzteres nicht auch für die anderen Provinzen deffelben 
Staates anzuerkennen, in denen bie Juden dies Recht gleichfalls haben, denn 
diefe neuerworbene Territorien wurden integrirende' Theile des Preu⸗ 
Bifchen Staates und der letztere erkennt die Zurechtbeſtaͤndigkeit der von ber 





::::9) Dem Gebietsumfange nach iſt dies kaum der ſechſte Theil des Staates, da abgefchen 
von dem Großherzogthume Pofen, wo theils naturalificte, theils nicht natural 
ſirte Juden eriftiven, diefelben bad Staatsbuͤrgerrecht fowohl in den alten Pros 
vinzen haben, als in allen neuen, wo das franzöftfche Recht galt. Nur die Ges 
bietöthefle, wo das gemeine deutſche Recht bis zur Decupation fortgebauert, 
machen eine Ausnahme, nämlich bie in in der Abthl. IE. Abfchn. V. bis VIE 
gedachten. Die im Abfchn. IX. u. X. gebachte Territorien find nur aus wenigen 
Ortſchaften zuſammengeſetzt. 
2) Nur in Betreff der Territorien wird nach allgemeinen Grundſätzen eine Aus—⸗ 
nahme ſtattfinden, in welchen verfaſſungsmäßig den Juden die Staatsbürger⸗ 
Qualitat nicht zuſteht; eine nothwendige Konſequenz des beklagens 
Mangels der Einheit des Staats in dieſer Beziehung des inneren Staats⸗ 
. rechte. Diefelbe Frage, freilich zwifchen zwei verfchiebenen Staaten, Fam vor 
Kurzem zur Sprache, als im Königreihe Sachſen einem franzäfifchen Juden bei 
feinem Aufenthalte nicht die Rechte eines franzdfifchen Bürgers, d. h. die eines 
Ausländers überhaupt, zugeftanben wurden, ſondern berfelbe den Beſchraͤnkungen 
ausländifcher Juden unterworfen wurde, während in Frankreich die Religion 
auf die ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte ohne Einfluß ift. Da es fi in ſolchem Kalle 
von einer wefentlichen Verfchiedenheit in einer einzelnen Beziehung des inneren 
Staatsrechts Handelt, fo wird ber Einzelne ſich derartigen flaatsrechtlichen Uns 
terfheidungen zu unterwerfen haben, welche ruͤckſichtlich der Rechte der Bewohner 
anderer Provinzen ober anderer Staaten gelten, fei er uͤbrigens Chriſt ober 


Jude. 
1) R. v. 5, März 1809, Mathis 84. 10, S. 65. Rabe Bd. 10. S. 46. 
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Wurm es dagegen auf bie Aufnahme folcher Juden in anderen Yröbinzen ankommt; 
fo iR, um Beſchwerden vorzubeugen, es nothwendig, in Zukunft mit einer größern 
Strenge zu verfahren, und nur biejenigen zuzulaſſen, von welchen mit Wahrſcheinlich⸗ 
keit zu zewarten tft, daß fie den Gemeinden, in welchen fte fich nieberlaffen- wollen, nicht 
zar Laft fallen werben. 2 

Deshalb werde ich, vorbehaltlich weiterer durch bie kuͤnftige Erfahrung ſich etwa als 
nothwendig ermweifenden Beflimmungen, ben naturalifirten Suden aus der Provinz 
Pofen, welche Hanbwerke, Fabrikgeſchäfte aller Art, eine Wiffenſchäft ober sunf 
oder auch ben Ackerbau betrieben haben, die Nieberlaffung in anderen Provinzen, in 


⸗ 


welchen die Juden Staatsbüͤrgerrechte genießen, auch fernerhin ohne Schwierigkeit 


geſtatten. 

Dahingegen iſt es erforderlich, in Hinſicht derjenigen, welche zeither, ſei es als Haupt⸗ 
oder ae hä, den Handel betrieben haben, künftighin Einfchräntungen eintreten 
zu laffen. 

Ich werbe daher ſolchen den Konfens zur Niederlaffung in einer andern Provinz nur 
dann ertheilen, wenn fie glaubhaft nachweiſen, baß fie either Thon ein ftehendes ſolides 
Handelsgeſchäft von einem feften Verkfaufsplage aus betrieben haben, und das Vermo⸗ 
gen befigen, ein ſolches aud an dem Orte ber neuen Nieberlaffung zu begründen, wozu 
ic) vor der Hand die Summe von 2000 Rthlr. für ausreichend erächte. 

Damit aber die Beicheinigungen glaubhaft beigebracht werden, tft es nöthig, daß bies 
jenigen, welche den Konfens zur Verlegung ihres. Wohnfiges in eine andere Provinz e 
hen, ſich nicht mebr bei mir unmittelbar, fonbern bei derjenigen K. Reg. melden, in de 
zen Bezirke fie geither gewohnt Yaben, daß von biefer dasjenige, was fie zu ihrer. Legiti⸗ 
mation beibringen, ſtreng unterfucht, und dann der Antrag auf Ertheilung Meiner Be⸗ 
willigung bei mir nachgefucht werde, Hierbei ift immer der Ort, in weldyem fie ſich nie: 
berlaffen wollen, und, bei Dörfern, fo wie bei Orten, deren mehrere gleichen Ramens 
vorhanden find, auch der Kreis: und Regierungsbezirk anzugeben. u a 

Da die Berichterftatter in jedem einzelnen alle die K. Reg. fehr beläftigen würde, 
fo mögen diefelben in tadellarifcher Form monatliche Nachweiſungen deret einreichen, N 
welche fie die Bewilligung zur Verlegung ihres Wohnftges in Antrag bringen. Di 
Nachweiſungen werden folgende Rubriten enthalten muͤſſen: 

4) Laufende Nummer, 

2) Rame, j 5 

3) zatpgiger Wohnort und jüdifhe Korporation, zu welcher ber Betheiligte ges 

rt hat, 

4) Datum der Pofenfchen Naturalifations:Patente, J 

5) Ob der Betheiligte die jüdiſche Korporation wegen der Synagogen⸗Verbindlich⸗ 

keiten bereits abgefunden hat, oder ſich die Abſindung noch vorbehaͤlt, 

6) zeitheriges Geſchaͤft, 

7) Nachweiſung des Vermögens, 

8) Ort, reſp. Kreis und Regierungsbezirk, der kuͤnftigen Niederlaſſung, 

9) Gefchäft, welches er dort treiben will, 

40) Bemerkungen. > oo. 

In legterer Kolonne ift dasjenige anzufuͤhren, was etiwa zur befonberen Wie kg un 
bes Antrags gereichen, oder, wenn auch den fonftigen Requifiten genligt wäre, demſelbe 
entgegenftehen möchte. 

Ich werde dann die auf folche Anträge bewilligten NaturalifationgsPatente oder Kon: 
fenfe den Regierungen, in deren Bezirke ſich die Betheiligten niederlaffen wollen, zufers 
tigen, ihnen dabei für den Fall, daß die Abfindung ber judifchen Korporation noch nicht 
erfolgt fein follte, aufgegeben, von Beibringung der dieöfallfigen Beſcheinigung. die Aue 
antwortung des Naturalifations:Patents abhängig zu machen, und dann immer, bie 
K. Reg. dortiger Provinz, von welcher der Antrag geſchehen, von dem, was ic, verfügt 
babe, benachrichtigen. (Ann. XX. ©. 153.) un 

e. R. des K. Min. des Im. und der P. (v. Room) v.22. April 1837 
an den K. Oberpräfidenten ber Provinz Pofen. Deffelven Inhalte. _ 

Die Anzahl ber in Gemäßheit meines Erlaſſes v. 26. März v. 3. zum Ueberziehen 
in die anderen Provinzen ſich meldenden Juden ift noch immer betrachklich. 20 habt 
ich in einigen Fällen bemerkt, daß die dortigen Juden, welche glauben, den aufgeſtellten 
Srforberniffen zu genügen, ohne das von mir zu ertheilende at latjong Patent 
äbzumarten, dfterd ſchon in ben Orten, welche fie zu ihrer künftigen Nieberlaffung ause 

eben haben, fich einfinden und Hakin ihre Einrichtung treffen. 

Em. Hochw. erfuhe ich daher, um von den Betheiligten Nachtheile abzuwenden, 
durch die dortigen Amtsblätter bekannt zu machen: daß baßjenige, was ich in dem ges 
dachten Erlafie als unerläßlihe Bedingung der Gewährung bes Ruatursikatiunie 


W 
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Patents.nad dem Ebd, v. 11. März 1812 aufgeftellt habe, zwar unter allen Umftänden 
nachgewieſen werben müffe, jedoch, wenn ed nachgewiefen worden fei, noch keinesweges 
bie Gewißbeit gewähre, daß deshalb die Niederlaſſung werde geftattet erben, indem bie 
Erlaubniß hierzu noch vonandern dabei in Betrachtung kommenden Umſtänden abhänge 
Es moͤge daher kein dortiger Jude, wenn er jenen Bedingungen genuͤgt zu haben glaube, 
ſich dadurch bewegen laſſen, ſich bereits in dem Orte, welchen er zu ſeiner anderweiten 
Anſiedelung auserſehen, wirklich niederzulaſſen, oder auch zur Veränderung feines Wohn⸗ 
orts Einrichtungen zu treffen, welche ihm vergebliche Koſten verurſachen oder ihn im 
Betriebe ſeines jetzigen Gewerbes ſtoͤren koͤnnten. Vielmehr moͤge Jeder, welcher die 
Abſicht habe, in eine andere Provinz uͤberzuziehen, erſt die Erlaubniß dazu und den Em⸗ 
pfang des Naturaliſationspatents abwarten. Diejenigen, welche dieſe Warnung unbe: 
‚achtet liegen, hätten fich den Nachtheil, welcher ihnen daraus erwachfen könnte, lediglich 
Kor beizumefien, indem eine voreilige Weberfiedelung Fein Grund für mich fein werbe, 

ie Erlaubniß zu ertheilen, wenn fonft die Umftände dazu ſich nicht eigneten. Die Kor: 
‚porations-Vorflände find dabei befonders zu verpflichten, ben Korporations:Mitgliebern 
nice Rd befannt und fie auf die Folgen ber Nichtbeachtung derſelben aufmerk⸗ 

am zu machen. 

Ferner erfuche ih Ew. Hochw., die K. Reg. noch zur befonderen Prüfung ber bei 
ihnen eingehenden Geſuche aufzuforbern und fie zur Zurückweiſung derſelben in allen den 
Fällen anzumeifen, in welchen nicht mit Beftimmtbeit zu erwarten ift, daß diejenigen, 
welche die Ueberſiedelung beabfichtigen, auch ſich ordentlich zu ernähren vermögen und 
durch Moralität, Gewerbsthätigkeit und Bermögen zu der Erwartung berechtigen, daß 
fie nüglihe und willkommene Mitglieder derjenigen Gemeinde fein werben, in welcher 
fie ſich niederzulaſſen beabfichtigen. (Ann. XXI, ©. 467.) 

f. R. deffelnen Min. an den K. Oberpräfidenten der Provinz, Pofen 
v. 9. Juni 1839. Zur Ueberſiedelung in andere Provinzen muß zuvor bie 
Minifterial-Genehntigung ertheilt fein. 

Es ift neuerlich der Kall vorgelommen, daß ein Jude aus dem Großherzogthum Po⸗ 
In welcher fich in der Rheinprovinz hatte niederlaflen wollen, feinen Wohnort im Pos 

enfchen verlafien hat, weil er ein Atteft der Polizeibehörde des Niederlaffungsortes bars 
über erhalten edle dag ihm dort ein polizeiliches Bedenken nicht entgegenftehe, daß 
aber die in diefem Attefte ausbrüdlich vorbehaltene Genehmigung ded Minifteriums 
vorher nicht eingeholt worden war, 

Nun pflege ic) die Genehmigung zur Nieberlaffung Pofenfcher Juden in Provinzen, 
in welchen das ©. v. 11. März 1812 nicht gilt, nur dann zu ertheilen, wenn auch die 
Behörde des Niederlaffungsorts damit einverftanben ift. 

Um daher die Juden im Broßberzogthum Pofen, welche etwa in eine andere Provinz 
auswandern wollen, gegen Nachtheile zu fihern, wollen Ew. Hochw. durch das Amtes 
blatt gefälligft eine Warnung ergehen lafjen !), daß Teiner, bevor er ſich meiner Geneh⸗ 
migung verfichert habe, folche Anftalten zu feiner Weberfiebelung treffen möge, welche ihm 
nachher, wenn etwa die Genehmigung verfagt werbe, nachtheilig fein könnten, und daß 
diefe Genehmigung, wenn die Niederlaffung in einer Provinz beabfichtigt werde, in wels 

er das G. v. 11. März 1812 nicht gelte, nur dann ertheilt zu werden pflege, wenn 
bie Gemeinde des Niederlaffungsorts damit einverftanden fei. Sollten aus Vernachläſ⸗ 
figung diefer Beftimmung einem dortigen Juden Nachtheile erwachſen, fo werde er 
ſolche fich felbft zuzufchreiden haben. (Ann. XXLIL ©. 402.) . 

8. Sn Anfehung der Ueberfiedelung der Medizinal-Perfonen aus dem 
Großherzogthume Pofen in andere Provinzen vergl. das R. v. 3. Febr. 
1841. Abthl. U. Abfchn. Il. Kap. Il. sub Il. E. 3. b. dd, 

h, R. deſſelben Min. an das K. Pol. Prafivium zu Berlin und abſchrift⸗ 
lich an die K. Reg. zu Pofen und Bromberg v. 25. Zuni 1841. Bedin⸗ 
gungen der Veberfiedelung. 

— 2. Wenn die K. Reg. in Bromberg in den beiliegenden Befcheiden annimmt, daß 
ein von dort gebüirtiger Zube, felbft wenn er bereits fett längerer Zeit ſich hier un 
und zur Naturalifation qualifizirt, ſich auch mit der dortigen Korporation ſchon abges 
funden hat, dennoch unbedingt erft die Naturalifation nach dem G. v. 1. Juni 1833 
erhalten haben müffe, um bie nach dem G. v. 11. März 1812 nachzuſuchen, fo ift bies 
ein Irrthum, indem durch ben $. 25 des erftgedachten Gefeges die nicht naturalifirten 
Juden bei der Verlegung ihres Wohnfiges in eine andere Provinz nur den im $. 20 den 


J Dies iſt durch die Bekanntmachung v. 16. Juni 3839 geſchehen. (Poſenſches 
Amisbl. ©, 261. — Bromb. Amtsbl. S. 525.) geſchehen. oſenſch 
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naturalifirten Juden aufgelegten Befchränkungen unterworfen, felbigen daher in diefer 
Beziehung gleichgeftellt worden find. Die vorgängige Nachweifung der Naturaltfation 
im Großberzogthum Pofen wirb zwar in ber Regel, jedoch nur deswegen verlangt, weht 
dadurch die Qualifilation zur Ueberfiebelung defto fiherer if. Deshalb werden auch in 
ber Regel die Pofenfchen Juden mit ihren Naturalifations:Gefuchen an die Regierung 
ihrer Heimath verwiefen. Wenn aber dortige Juden fchon feit längerer Beit ſich hier 
aufgehalten und gut geführt haben, auch die Qualifitation zur Naturalifation und bie 
Entlaffung aus der dortigen Korporation, nad Ablöfung der Synagogens Verbindliche 
feiten, nachweifen, fo bleibt e8 dem K. Polizeipräfidio Üiberlaffen, auf folche Anträge, 
nöthigenfalld nady Kommunilation mit den Regierungen ber Heimath, unmittelbar an 
das Miniſterium zus berichten. (8. M. Bl. 1841. ©. 212.) —— 
‚I Die Regel, daß die Juden ſich mit ihrem Ueberſiedelungs. Antrage an 
die Behörde ihrer Heimath zu wenden haben, fprechen aus: 
aa. Das R. des Min. d. I. (Erfte Abth. v. Meding) v. 3. Juni 1840 
an die K. Reg. zu Frankfurt. N 
Wenn, wie der K. Reg. auf den Ber.v.12.d.M., das Geſuch des Tuben N. aus Grät, 
im Großherzoathum Pofen, um Bewilligung der Rechte der Zuden aus bem Ed. v. 
11. März 1812, Behufs feiner Ueberfiebelung nach Frankfurt betreffend, bemerklich ges 
madıt wird, nicht befondere Gründe der Ausnahme obwalten, fo haben die Juden der. 
Provinz Pofen fi) wegen Erlangung der Naturalifatior für die alten Provinzen an die 
Regierung ihrer Heimath zu wenden, da nur dieſe ſich von ihren Verhältniffen ficher un: 
errichten Tann. (VB. M. Bl. 1840. ©. 222.) 


bb. R. deſſelben Min. v. 19. Aug. 1840 an die K. Reg. zu Cölin. : 

Zufoige der beftehenden allgemeinen Grundfäge müffen fich die Zuben des Großhers, 
zogthums Pofen, welche fi) in den alten Provinzen nieberzulaffen beabfichtigen, bei der 
Regierung ihrer Heimath wegen der Naturalifation nad dem ©. v. 11. März 1812 
melben, welche dann quartaliter über dergleichen Gefuche zu beridhtenpflegt. An dieſe hat 
daher die K. Reg. auch den in Ihrem Ber. v. 1. d. M. erwähnten Lehrer und Schaͤch⸗ 
ter NR. aus L., der fidy nach Pollnow überfiedeln will, zu verweifen. Xmmittelft, und bis 
zur Erlangung der Naturalifatton, bleibt der K. Reg. anheimgeftellt, dem 2. R., wenn- 
ibm fonft keine Bedenken entgegenftehen, den Aufenthalt in P. und bie Verwaltung der 
Lehrerftelle bei der Sudengemeinde auf Ein Jahr zu geftatten. 

(B. M. Bl. 1840. ©. 285.) . " 
cc. R. deffelben Min. (Erſte Abth. v. Bernuth) v. 27. April 1842 


an die K. Reg. zu Stettin. | 

Die K. Reg. erhält die Anlagen Ihres Ber. v. 5. d. M. bierneben mit dem Gröffnen 
zurüd, daß ber jüdifhe Tifchler: und Glafergefelle N. aus T., welcher fid) in Stettin 
niederzulaffen beabfichtigt, gleich allen Zuben aus bem Großherzogthum Pofen, die ſich 
um die Naturalifation nad) dem G. v. 11. März 1812 bewerben, an die Regierung ſei⸗ 
ner Heimath zu weifen ift. Ausnahmen biervon find nur dann zu machen, wenn die Be⸗ 
theiligten fchon vor dem &. v. 4. Zuni 1833 die Provinz verlaffen und ſich ununter-’ 
brochen in den alten Provinzen aufgehalten haben, (8. M. Bl. 1812. ©. 189.) 

2. Art der Benugung der den Juden aus dem Großherzogthum Poſen 
für andere Territorien gegebenen NaturaliſationsPatente. 2 

a. R. deffelhen Min. (Erfte Abth. v. Meding) v. 4. März 1840 an 
die K. Reg. zu Pofen und abfchriftlich zur Nachricht und gleichmäßigen 
Befolgung an die K. Reg. zu Bromberg, fowie an diejenigen ber Provin⸗ 
zen Preußen, Schlefien, Brandenburg und Pommern, ausſchließlich Stral- 
fund, und an dad K_ Polizeipräfidium zu Berlin. Verfahren mit uneinges 


löſt gebliebenen Naturalifationd- Patenten. 

Da oͤfters die Kille vorkommen, daß Juden aus dem Großherzogthbum Pofen ſich nady 
Ablauf mehrerer Jahre zur Einlöfung der ihnen Seitens des Minifteriums des Innern 
bemwilligten Naturalifatione-Patente nicht melden, fo wird die K. Reg beauftragt, in 
Ihrem Amtsblatte befannt zu machen, daß in Zukunft jedes Patent, welches binnen - 
einem Jahre nicht abgeldft werde, von der Behörde zur Kaflation an das Minifterium 
zurüdgereicht, und daß ein neues Patent nur auf andermeites Anfuchen bei der K. Reg. 
und auf deren Antrag bewilligt, auch nur gegen Bezahlung der doppelten Ausfertigungs⸗ 
gebühren ausgeantwortet werben würde. (V. M. BI. 1840. ©. 90.) 


b, R. deffelben Min. v. 27. Mai 1841 an die K. Reg. zu Marienwers 
der. Benutzung der jüdifchen Naturalifationg« Patente. on 
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Der K. Reg. wirb auf den Ber. v. 4. d. M. hierdurch erwiebert, daß es, wenn fonft 
bein Bedenken entgegenfteht, zuläffig ift, einem aus dem Großherzogthum Poſen gebürs 
tigen und nach dem 11. März 1812 naturalifirten Juden das Naturaliſations⸗Patent 
auch dann auszuantworten, wenn er felbft im Großberzogthum wohnhaft bleibt, und 
das Patent blos dazu benugen will, die dadurch erlangten Rechte auf feine Kinder zu Übers 
tragen. Dies tft ſchon in mehreren Fällen gefhehen. Die K. Reg. mag daher bem Hans 
delsmann N., feiner Bitte gemäß, das hierneben wieder zurückfolgende Patent, wofür 
berfelbe die Gebühren bereitd bezahlt hat unter ber Vorausſetzung, daß fonft kein Bes 
denten dabei obwaltet, an feinem jegigen Wohnorte J. aushändigen laſſen. 

(8. M. BI. 1841. ©. 167.) 
©. R. deſſelben Min. (Erſte Abth. v.Bernuth) v. 19. Mai 1842 an bie 


K. Reg. zu Oppeln, defletben Inhalts. 

Es befteht, wie der K. Reg. auf Ihre Anfrage in dem Ber. v. 25. v. M., hinſichtlich 
bes dem Juden 3. M. aus K., im Großherzogthum Pofen, zu geftattenden Aufenthalts 
in St., Rofenberger Kreifes, erwidert wird, der Grundfag, daß ein nad. dem ©. v. 
11. März 1812 naturalifirter Pofenfcker Judge, auch wenn er im Großherzogthum bleibt, 
für feine Kinder von den ihm zuftehenden Rechten Gebraudy machen kann. Da nun dem 
J. L. M., Vater bed 3, M., unterm 24. Aug. 1835 ein Patent außgefertigt unb ber 
Reg. zu Breslau, in deren Bezirke derfelbe fich hatte nieberlaffen wollen, zugeftellt wors 
ben ift, fo kann in obiger Beziehung kein Bedenken in der Sache obwalten. Ob aber 
rent Die Legitimation des I. M. für mangelhaft zu erachten fei, darüber hat zunächſt 
die R. Heg. zu enticheiden. Bei eintretenden Zweifeln bleibt ihr die Kommunikation 
mit der Reg. zu Pofen, refp. zu Breslau, anheimgeftellt. (B, M. Bi. 1842. ©. 188.) 

d. R. deffelben Din. v. 24. Mai 1842 an die K. Reg. zu Pofen und 
Bromberg in berfelben Angelegenheit. 

Zur Beſeitigung ber Zweifel, welche die K. Reg. in Ihrem Ber. v. 20. v. M. in Bes 
ziehung auf bie Raturalifation der in bortiger Provinz verbleibenden Juden geäußert 
hat, wird derfelben Folgendes eröffnet: 

Die Beftimmungen des G. v. 11. März 1812, bezüglich auf die ausländifchen Juden, 
find gegen die inlänbifchen, die in einer Provinz des Staats wohnen, in welder eine 
andere Gefetzgebung gilt, niemals mit derfelben Strenge, wie gegen ausländifche Juden, 
beobachtet worben, indem hierbei die von felbit fich darbietende Anficht leitend war, daß 
auch die nicht unter dem gebacdhten Gefege lebenden Juden Unterthanen des. Staats 
feien, und es daher im Interefje des Staats liege, auch ihr Wohlbefinden, fo weit irgend 

quläffig, zu befördern. Deshalb ift 3. B. die Beftimmung des $. 34, wonach Juden aus 
einer lden Provinz nicht als Lehrlinge, Gefellen sc, in den bieffeitigen Provinzen eins 
treten bürfen, nicht angewendet, vielmehr die Erlaubniß zu diefem Eintritt vom Minis 
fterium ertheilt, und ebenfo ift die im $. 35 .angedrohte Strafe bei der Aufnahme von 
Juden aus einer andern Provinz nicht in Anwendung gebracht worben. Da nun auch 
aus 8. 32 des Gejeges nicht einmal zu folgern tft, daß ein ausländifcher Sude, welcher 
auf die vorgefchriebene Weife in Preußen naturalifiet worden, die daraus erworbenen 
Rechte wieder verliere, wenn er nicht fofort füch wirklich im Staate nieberläßt, To ift dies 
noch weniger hinfichtlich der Pofenichen Juden vorauszufegen. Wenn ein dortiger zur 
Naturalifation qualifizierter Jude ſolche nachſucht, um entweder, ungeachtet der Beibe⸗ 
haltung feines zeitherigen WBohnfiges, eine Handlungs⸗Kommandite in den alten Pros 
vinzen’zu errichtet, ober feinen Kindern darin eine Rieberlaffung zu bereiten und ba- 
durch: feinen und feiner Kamilie Wohlitand zu befördern, fo hat der Staat Fein Ins 
texeffe dabei, diefem Beginnen entgegenzutreten. Weil aber bie Abficht, ven Wohnfig in 
eine'andere Provinz zu verlegen, bei dem Geſuche um Naturaliſation immer vorausge⸗ 
fegt werben muß, und durch deſſen Gewährung die Befugniß dazu erlangt wird: To iſt 
es nach $. 20. d. bed ©. v. 1. Juni 1833 erforderlich, die Abfindung der Korporation 
immer zur Bedingung ber Ertheilung des Naturalifationspatents zu machen. Will ein 
Jude auch nad erlangter Naturalifation noch Mitglied, der zeitherigen Korporation 
bleiben, fo ift es feine Sache, ſich bei der Zofinbung mit dem Korporations⸗Vorſtande 
über die Bedingungen, unter welchen bies gefchehen koͤnne, und über die Beiträge, welche 
er fpäter, nad Erlegung des Abfindungs-Kapitals, noch zu den Korporations-WBebärfs 
niffen zu leiften haben wird, zu einigen. Iſt eine ſolche Einigung nicht getroffen, fo i 

von Seiten der Adminiſtrations⸗Behoͤrden bei Vertheilung der Taufenden Beiträge auf 
die erlegte Abfindungsfumme Feine Rückſicht zu nehmen, vielmehr ein folher Jude in 
jeder Beziehung gleich einem neu eingetretenen Mitgliebe ber Korporation zu behandeln 
und zu deren Bedürfniffen, ohne alle Ausnahme, heranzuziehen. Gollten in Bezug auf 
die getroffene Verabredung Streitigkeiten entftehen und zur abınfniflrativen Entfügeis 
dungjgelangen, fo hat bie K. Reg, immer von bem Grunbfage gleicher Beitragspfüch⸗ 
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tigkeit fämmetlicher Mitglieder auszugeben und ben Partbeien anheim zu ftellen, die Ents 
ſcheidung über die Deutung der abgeſchloſſenen Verträge beim Richter nachzufuchen. 

Da ed den Anfchein gewinnt, als ob mache Juden die Abſicht, ihren Wohnort zu 
verlaflen, nur vorfpiegeln, um, wie fie glauben, durch bie Erlegung bes 124 fachen Bes 
trages ber zeithe rigen Abgaben ſich von allen künftigen Beiträgen zu befreien, wo⸗ 
bei, wenn etwa das Vermögen bed Betheiligten fi immittelft bedeutend erhöht, ober 
die Nothwendigkeit größerer Beiträge durch neue Bebürfniffe fich herausgeſtellt haben 
follte, für die Einzelnen ein bedeutender Gewinn anf Koften ber Korporationen' and zum 
Nachtheile ihrer Gläubiger fich erzielen laflen würde, fo möge die K. Reg., damit Jeder 
fid) vor nachtheiliger Zäufchung hüten Tonne, gegenwärtige Verfügung durch Ihr Amts⸗ 
blatt öffentlichtlicy befannt machen. 

Wenn Übrigens die K. Reg. am Schluffe ihres Berichts Außert, daß es zweifelhaft 
fei, ob die Kinder folcher in der Provinz bleibenden naturalifirten Juden fich zur Gehe 
lung der Naturaliſation eignen würben, fo ift hiergegen zu bemerken, baß durch die wi 
liche Niederlaffung diefer Juden in den alten Provinzen für die Qualifitation der Kins 
der ebenfalls Feine Sicherheit erlängt wird, (V. M BL. 1842. ©, 188,) 


VI Ueberfiedelung der Juden aus anderen Territorien nad) 
dem Großherzogthum Pofen. 


1. R. der 8. Min. der ©., U. und Med; Ang. fo wie des Inn. (v. Alb 


tenftein, v. Shudmann) 0.26. März 1825 an die K. Meg. zu Broms 
berg. Annahme von Audländern zu exledigten jüdifchen: Schullehrerftellem, 

Auf der K. Reg. Ber. v. 17. v. M. genehmigen wir hiermit,daß da, mo ed an Gele 
genheit fehtt, zu erledigten jübtfeyen Schullehrerſtellen tächtige Subjekte innerhalb des 
Großherzogthums Poſen auszumitteln, au aus anderen Provinzen der Mos 
nardie für den Lehrftand qualifizirte juͤdiſche Glaubens⸗Genoſſen zu ben gebachten 
Stellen berufen werben bärfen. Die Erlaubniß zum Aufenthalte maß aber in derglei⸗ 
chen Faͤllen lediglid) auf die Dauer des Engagements für beftinnmte Lehr: Xemiter einge 
ſchraͤnkt werden, und kann nicht über diefe Dauer hinaus flattfindens gleichwie ſie benn 
überhaupt nur als Ausnahme um der allgemeinen Regel zu betrachten iſt. 

(Ann. IX. Wr. 80.) 

2) R. des K. Min, des Im. (Erſte Abth. Köhler) v. 11. Jan. 1826 
an die K. Reg. zuN. N. im Sroßherzogthum Poſen. Niederlafjung. der 
N in den ältern Provinzen des Staats. einheimifch geweſenen Juden 
daſelbſt. 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung auf ben Ber. v. 22. v. M., betreffend die Zulaſ⸗ 
fung der fruͤher in den aͤlteren Provinzen des Staats einheimiſch geweſenen Juden, und 
namentlich des aus Ziegzr gebürtigen N. N. dort ſelbſt, nachſtehendes eroͤffnet. 

Was zuvoͤrderſt den bis jeßt von Ihr befolgten Grundfas betrifft, allen zur Zeit der 
Reoceupation vorgefundenen Juden bie Nieberlaffung in bortiger Prdvinz: zu geflatten, 
fo hätte die K. Reg. Sich ſchon aus dem weiterhin von Ihr in Bezug genommenen rs 
laß an das K. Ober-Präfidium v. 18. April 1820 überzeugen können, daß unter (zur 
Zeit der Wieberbefignahme) im Lande vorgefundenen Juden, nur folche verftanden 
werden können, welche mit dem Rechte des W a itzes veriehen waren, keinesweges 
aber bloß temporair im Lande anweſende, weiche ihr Bomicil auswärts hatten, 

Das feitherige Verfahren der K. Reg., welches Diefelbe als Regel gelten laſſen zu 
müffen glaubt, entfpricht alfo der Abficht das Minifterit nicht. Wenn auch die Entſchei⸗ 
dung der Frage: ob ein beftimmtes Individuum zur Zeit der Reoccupation dort, oder 
andermwärts fein eigentliches Domicil gehabt? in manchen Fällen zweifelhaft und ſchwer 
zu ermitteln fein möchte, fo kann mindeftend darüber in feinem Falle ein begründeter 
Zweifel obwalten, daß allein durch den — wenn gleich während einer Reihe von Jahren 
fortgefegten — Aufenthalt als Handlungs-Lehrling oder Handlungs⸗Commis das Recht 
bes Wohnfiges nicht erworben wid. 

Prinzip kann in Angelegenheiten diefer Art nur das Verfahren fein, welches dem 
Allerh. Willen entforicht. Wohin biefer gerichtet ift, hat bie K. Reg. duürch das R. v. 
17. Mai 1820 erfahren, 

Die Beftimmung, daß denjenigen Juden, weiche erſt nad; der Neoccupation, aber 
ſchon vor Erlaffung des eben gedachten, das Weberziehen der Juden nach Provinzen, mo 
eine abweichende Juden⸗Verfaſſung ftattfindet, unterfagenden R. in die Provinz Pofen 
herübergezogen, die Beihehaltuug ihres neuen Wohnfiges. geftattet fein folk, ändert in 
Sache jelbft nichts, Denn weil von fernerer Geftattung des Wohnfiges hie Rebe iſt, 
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fo kann unter dem Ausdrucke „Herüberziehen” auch nur die Niederlaffung mit ben Rede 
ten des Wohnſitzes und nicht der bloß temporaire Aufent halt gemeint fein, 

Der K. Reg. Antrag: bie Beibehaltung Ihres bisherigen Grundfages als Regel, mit 
der durch das R. v. 18. April 1820 beitimmten Ausnahme, zu genehmigen, und Ihre 
diesfälligen Verfügungen an den dafigen Magiftrat aufrecht zu erhalten, ift nach Obi 
gem unzuläßig. (Ann. X. ©. 108.) 


3) Vergl. auch dad R. v. 20. Juni 1822. Abth. IV. 


Zweiter Abſchnitt. 


Ueberwahung des temporgiren Aufenthaltes der Juden 
Ä außerhalb ihres Wohnfiges. 


| Einleitung. | 

Ausgehend von der Anficht, welche im vorigen Abfchnitte ald geſetzlich 
nicht begründet dargeftelt wurde: daß Juden aus einem Landedtheile in 
den andern bei irgend abweichender Juden-Verfaſſung nicht überfiedeln dürs 
fen, während dies doch nur rücfichtlich der Territorien mit weſentlich 
“abweichender Berfaffung gerechtfertiget ift, mußte man nothwendig zu eis 
. ner großen Zahl polizeilicher Maßregeln gelangen, um diefe Ueberfiedeluns 
gen zu verhindern. Es iſt zu diefem Zwecke nöthig geweſen, in die perföns 
liche Freiheit des jüdifchen Staatsbürgers dergeftalt einzugreifen, daß eine 
befondere Ueberwachung deſſelben flattfindet, fo wie er zu irgend einem 
Zwede aus dem Zerritorio, in welchem fein Wohnfit belegen, in einen 
anderen der Abth. IL aufgeführten ein und zwanzig Landeötheile eins 
tritt, in welchen eine befondere Qudenverfaffung gilt, fei ed, um als 
Handelsmann einen Jahrmarkt zu befuchen, oder um fi ald angehender 
Bandwerte, Arzt 2c, zu feinem künftigen Berufe vorzubereiten, oder um 

erwandte zu befuchen, ober aus welchen anderen an fich erlaubten Grün» 
den. In allen diefen Fällen würde der Uebergang zu einer Anfälfigmachung 
erleichtert fein und diefem ift durch Minifterial-Refceripte vorzubeugen’ ver» 
fucht worden. ’ 

Ueber die mangelnde gefeßliche Baſis aller diefer, in den folgenden 
Kapiteln mitgetheilten Anordnungen, foweit fie fich nicht blos auf jüdifche 
Schutzunterthanen beziehen, fondern auf jüdiihe Staatöbürger 
den, wird auf die Darftelung in dem vorftehenden Abſchnitte vers 
wiefen. 


Erſtes Kapitel. 


Beſtimmungen über den Handelsverkehr in anderen an: 
destheilen. 


L 
Ueberwahung des Handelöverkehrd der Juden aud dem 
- Öroßherzogthbume Pofen in den alten Provinzen. 


1) Publ, der K. Reg. in Brantfurt v. 1. Dec. 18172, 


Ueber ben Handelsverkehr ber jüdifhen-Glaubensgenoffen des Großherzogthums Pos 
fen auf diesfeitigen Jahrmärkten tft durch einen Erlaß der Herren Minifter der Finanzen 
und des Innern, Greellenzien, v. 25. Sept. 1817, Folgendes feſtgeſetzt: 


1) Diefe Verfügungen find durch die neuere Steuer⸗Geſetzgebung, fo weit fie diefe 
betveffen, antiquirt. ’ ee ſ ſe diet 
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8.1. Die jüdifchen Glaubendgenoffen des Großherzogthums Pofen dürfen unter ben, 
zur Sicherung des AbgabensAIntereffes zwifchen dem Großherzogthum Pofen und bey 
diesfeitigen Provinz beftehenden, in folgenden näher beftimmten Einſchraͤnkungen und 
Kontrollen, die altländifhen Jahrmärkte beziehen. 

$.2. Da biefelben bereits in ihrer heimathlichen Provinz zue Gewerbefleuer angezos 
gen find; fo dürfen fie den dort erhaltenen Gewerbeſchein bloß vorzeigen und fie, find 
von ber im $. 155 des Ed. v. 7, Sept. 1811 verorbneten Löfung eines neuen Gewerbe: 
ſcheines befreiet. . 

8. 3. Der Verkauf der Produkte und unverarbeiteten Landes-Erzeugniſſe bleibt ben 

edachten jübifchen Slaubensgenoffen auf den Märkten jeder einzelnen Stadt, auch wenn 
dein Jahrmarkt if, nach wie vor unverſchränkt. 
’ In a? des Haufirhandels find fie den allgemeinen Einſchraͤnkungen unterwors 
en, COnI. 9% 8, 

$. 4. In Betreff der Verfteuerung der in die altländifchen Provinzen einzubringens 
den rohen Produkte und unverarbeiteten Landes⸗Erzeugniſſe, auch MühlensKabris 
kate, Fleiſchwaaren, Bier und Branntwein, bleibt es vor ber Hand überall bei den des⸗ 
falfigen finanziellen Beflimmungen, wie ſolche namentlich in dem Eirkulaire v. 19. Sept. 
1815, Nr. 56 vorgefchrieben, und wird dabei nichts ergänzt und verändert. 

$. 5. Den Verlauf der Waaren aber bürfen bie jübifchen Slaubensgenoffen bes Groß⸗ 
herzogthums Pofen nur auf den feftftehenben Jahrmärkten der altländiichen Staͤdte bes 
treiben und verftehet es fich hierbei von felbft, daß diefer nur ſolche Objekte zum Gegen: 
ftand haben ann, die überhaupt zum Eingange in das alte Land durch die beftehenden 
Geſetze dazu geeignet find. Außerhalb der Jahrmärkte bleibt ihnen jeder Verkauf nicht 
bloß in den Städten, fondern aud auf dem platten Lande ſchlechterdings unterfagts fie 
müßten denn ald Ansnahme von der Regel mit einer befondern Hauſir⸗Conzeſſion, die jes 
* Io für den Gefchäftsbereich derjenigen Regierung gilt, von der fle ertheilt iſt, vers 
eben fein. : 

8. 6. In Anfehung biefer von den Pofenfchen Juden einzubringenden Danufakturs 
und Fabrikwaaren, follen vorzüglich mit Ruͤckſicht auf die in Anfehung des Markt⸗Ver⸗ 
kehrs mit ben Bewohnern bed Herzogthums Sachſen erlaffenen, und namentlich durch 
das Cirkulair v. 21. Nov. 1815 Nr. 77 berannt gemachten Beftimmungen eintreten, 
worüber bie en Bebörden dato mit einer befondern Anweifung verfehen find. 

(Ann II. ©. 64.) . 
PR. der K. Min. des Handeld (Gr. Bülow) und des Inn. v. 24. Jul 


1821 an die K. fchlefifchen und preußifchen Reg. 

Es liegt in der Natur der Sache und bed Umftandes, daß das Großherzogthum Pos 
fen nicht mehr Ausland ift, daß bie in dem Geſetze und den Inftruftionen vom Jahre 
1812 wegen des altlänbifchen Judenweſens enthaltenen Beſtimmungen über das Vers 
bältnig der fremden Juden auf die jüdischen Einwohner von gebachter Preuß. Provinz 
nicht mehr in Anwendung gebracht werben dürfen, und Tann demnach — wie der X, 
Reg. auf deren Bericht v. 29. Mai d. 3. hierdurch zum Beſcheide ertheilt wird — ihre 
Belanntmahung v. 21, April d. 3., den Handel diefer Juden in den alten Provinzen 
betr., nur gemißbilliget werden. 2 

Die K. Reg. hat daher den jüdischen Unterthanen des Großherzogthums Pofen, eben 
fo wie den driftlichen, den Beſuch der Zahrmärkte ihres Departements, wie ſolches in 
dem übrigen alten Lande fchon lange geichehen, unter Beobachtung der beftehenden polis 
zeilihen Vorfchriften zu geftatten, und bemgemäß das Nöthige ſchleunig zu verfügen. ' 

Die Regierung zu Pofen tft übrigens angewiefen, wirkſame Maßregeln zu treffen, daß 
für die jüdifhen Marktzieher ihres Departements ficherftellende Attefte über ihre Qua⸗ 
lität als Preuß. Unterthanen, über ihre Unbefcholtenheit und gefchehene Meldung zum 
Gewerbebetriebe ertheilt werden. (Ann. V. &, 588.) 


3) R. der K. Min. des Handeld und des Inn. v. 24. Juli 1821 an die 


K. Reg. zu Pofen und Bromberg. 

Durch die abfchriftlich anliegende Verfügung von Heute tft die Regierung zu Breslau 
angewiefen worben, ben jüdifchen Unterthanen bes Großherzogthums Pofen, eben fo 
wie ben chriftlichen, den Beſuch der Jahrmärkte ihres Departements unter Beobach⸗ 
tung der beftehenden polizeilichen Vorfchriften zu geftatten. 

& tft alfo um fo nothwendiger, daß von ber K. Rey. die am Schluſſe derfelben Vers 
fügung erwähnten Vorfichtömaßregeln getroffen werden. Hierzu wird felbige daher hier⸗ 
mit angewieſen und aufgefordert, demnaͤchſt auch alles Ernſtes darauf zu halten, daß 
folhen und den in Betrefi des Herumziehend der Juden unter bem 2. Febr. d. 3. von 
ihr durch das Amtsblatt eclaffenen polizeilichen Vorſchriften genau nachgeleht werke, 

(Ann, V. ©, 588.) | 
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4) R. derfelben Min. an bie K. Reg. zu Berlin, Potsdam, Frankfurt 
an der Dder, Magdeburg, Stettin und Köslin ı). 

Der K. Reg. wird in der Anlage eine Abfchrift der unterm 24. Juli d. J. an die Reg. 
zu Breslau erlaffenen Verf., wegen ber den jühifchen Unterthanen des Großherzogthums 
FAN zu geftattenden Beziehung der Jahrmärkte zur Nachricht und gleichmäßigen Be: 

olgung in vorfommenden Fällen mitgetheilt, (Ann. V. &. 968.) 

5) R. der K. Min. des Handels (v. Bülow), fo wie ded Inn. und ber 
Pol. (v. Shudmann) v. 11. März; 1825 an die K. Reg. zu Magdeburg. 

Dem Antrage ber K. Reg. in bem Berichte v. 18. v. M. auf ein Verbot des Befuches 
ber Märkte in dem dortigen Bezirke durch Juden aus dem Großberzogthume Pofen kann 
aus den in dem Reſkripte v, 24. Juli 1821 entwidelten Sründen nicht flattgegeben wers 
den, und es bleibt Sache der Orts-Polizei-Behoͤrden, durch gehörige Aufmerkſamkeit, 
welche die Königl. Regierung erforderlichen Kalle befonders zur Pflicht machen wird, 
etwanige Mißbraͤuche Seitens der zu den Jahrmaͤrkten kommenden Pofenfhen Zuben 
zu verhüten. 

(Ann. IX, ©. 240.) . 

6) R. des K. Min. des Innern und der Fin. (v. Brenn. v. Rochow 
v. Alvensleben) v. 21.März 1837 und v. 7. Juni 1834 an die K. Reg. 
zu Frankfurt a. D. und Pofen. Haufirhandel ber Juden bed Großper. 
zogthums Polen. 

Die.K. Reg. hat unterm 9. Ian. (31. Ian.) d. 3, die nachgeluchte Ausdehnung bes 
von ber Reg. zu Pofen dem N. NR. zu Schwerin für das Jahr 1837 ertheilten Hauſir⸗ 
gewerbfchein zurückgewieſen, da Ihrer Angabe nach nicht Eonftirt, ob derſelbe chriftlicher 
— und ob er eventualiter mit dem Staatsbuͤrgerrechte der alten Prvvinzen vers 
eben ift. 

Nach dem in der abſchriftlich anliegenden gemeinfchaftlihen Min. Verf, v. 7. Juni 
1834. (Al. a.) auögefprochenen Grundſatze unterliegt aber die Zuläffigkeit ber Ausdeh⸗ 
nung keinem Bedenken, und die K. Reg: wirb daher angewiefen, den gedachten. Haufirs 
ſchein auf Ihren Bezirk auszubehnen, in fofern-nicht noch andere, bier unbelannte Bes 
denken dem Befuche des N. im Wege ſtehen. 


a, 
Der 2. Reg, erwiebern wir auf den Bericht v. 19, März d. I., daß in. Zukunft in 

Betreff des Handels im Umherziehen für. die Poſenſchen Juden nicht mehr die V. v. 
17. April 1797, fondern nur allein die neuere v. 1. Suni v. 3. maßgebend fein kann. 
Nach derfelben werben bie mit Raturalifationg s Patenten verfehenen Juden in allen 
Theilen der Monarchie nach dem Regulativ v. 28. April 1824 zu behandeln, bie übrigen 
jedoch von dem Handel im Umherziehen ganz auszufchließen fein. Die Ausnahmen, 
welche zu Gunſten berjenigen der letztern Klaſſe, die bisher Haufirhanbel betrieben has 
ben, nad) den nody ſchwebenden Verhandlungen etwa zu machen find, bleiben: vorbehals 
ten. Der K. Reg. wirb jedoch bei diefer Beranlafiung nachdruͤcklich empfohlen, die Aus⸗ 
führung dee V. v. 1. Zuni pr. Ihrerfeits zu beihleunigen, indem bie Minifterien bis 
Annahme von Zwifchenmaßregeln nicht dulden Eönnen. 

Berlin, den 7. Zuni 1834. Der Minifter des Innern für Gewerbe 

Der Kinanzminifter. Maaßen. Angelegenheiten. v. Brenn, 
An die K. Neo. zu Pofen. 

(Ann. XXI. &; 230.) m 


Ueberwachung bes Handelsverkehrs der Juden aus den alten 
Provinzen in Neuvorpommern. 


R. der K. Min. ded Handeld (Gr. Bülow) des Inn. und ber. Sin: v. 
31. Juli 1821 an die K. Reg. zu Stralfund. Handelsbetrieb der altpreu— 
Bilden Juden auf den dortigen Jahrmärkten und Meilen. 

Der K. Reg. wirb auf Ihre Anfrage v. 20. Maid. J., ob den mit dem Staatshlis« 
gerrechte und Gewerbefcheinen zum Hauſirhandel verfebenen Juden aus dem Altpreußis 
fchen, auch im dortigen Bezirk der Handelsbetrieb erlaubt werben könne? hierdurch ers 
öffnet; daß zwar die den Juden der alten Preuß. Provinzen durch das Ed. v. 11. März 
1812 "beigelegten ftaatsbärgerlichen Rechte, zufolge Allerh. Befehle, innerhalb. der feit 


2) Der Reg. zu Pofen iſt dies nachrichtlich mitgetheilt durch -R.. de eod. (Ann 
V. ©. 558.) 


Uehemmadrung: bed temooralten Auſenib. d. J. auforh. Ihers Wofufiten AIG 


1814 mit der Monarchie vereinigten Landes: Mezirke noch zur Zeit wicht geltend gemacht 
werben fetlen, Deffen ungeachtet aber ben Seien Sch wenighene uf Safımlab 
ten und Meffen, unter Beobachtung der beftehenben Poli; —— der Handels⸗ 
betrieb in dortiger Provinz unbedenklich geftattet werden fann. (Ann. V. S. 590.) 


IM. 


ueberwachung bes Handelöverfehrs der Juden aus anderen 
Landestheilen in den ehemalig K. Sähfifhen Territorien 


Alle auswärtigen Juden waren in dieſen Landestheilen den ſtreugſten Bes 
ſchraͤnkungen untermosfen- Es beftimmte hierüber 

1) das Mandat v. 16. Aug. 17461), welches Abth. I, Abſchn. V. zu 
dergleichen ift. Ferner 

2) Das Regulativ megen Erleichterung des Meßhandels der auslaͤn⸗ 
diſchen Juden, v. 12. Sept. 1772. j 


Die jüdiſchen Handelsleute aus allen fremden Landen, wenn. fie hauptfächlic zum 
Einkauf auf die Seipziger und Naumburger Meffen kommen, keinesweges aber bie in 
hiefigen Landen vermöge erhaltener Konzeffionen fih aufhaltenden Fuben, noch biejenigen 
auslänbifhen Juden, welde hauptfählid zum Verkauf auf die hiefigen Meſſen Toms 
men, follen binfüro auf Anmeiden Kreipäffe erhalten Eönnen, Kraft welcher ihnen bei 
ihrer Reife und Aufenthalt in denen Churfähfiichen Landen, wenn fie den im $. 6 ber 
fimmten Einkauf von Waaren machen, und bie fonft hier nachfteyenb vorgeſchriebenen 
Bedingungen erfüllen, bie Befreiung von allen bisher introbuzirten und üblich geiwefes 
nen fomohl Sanbeöherrlichen ald Wafallen- und ftähtifchen jübiichen Abgaben in beu.im 
nachfolgenden mit mehrern angegebenen Maße angebeihen fol. 


2: 

Diefe Freipäffe werben nur auf die Perfonen nebft Gefchier, und auf die qusgehenden 
in biegen Landen eingekaufte Waaren, ausgeftellet werben, mithin haben bie mit fol: 
hen Päffen verfehene Juden vom Eintritt in die Churfürftl. Lande an bis zu beiben ob» 
befagten Mepftädten, er den ordentlichen Lands und Poftftraßen, blos argen Entrich⸗ 
tung und Beobachtung fammtlicher denen chriftlichen Hanbelsfeuten und anbern Keifens 
den obliegenden verfajlungemäfigen Praestanderum, bie Befreiung für fid) felbft, in ⸗ 

leichen eine Weibsperfon ind einen Knecht oder Bedienten nebft Pferden, vom Jubens 
Seibgot und’endern, den Juden insbefonbere obflegenden perfönlichen Abgaben, zu genies 
Sen, fo daß fie‘ mit folchen Päften frei, ficher und ungehindert pafl- und repafficen Ehn: 
nenz denen Potnifchen, Rüfftichen, Ungarifhen und Türkiſchen Tuben aber fol, weil 
felbige Feine Weißsperföhen tmit fidh führen, Hingegen nad} der Wichtigkeit Ihrer Hand« 
Tungsgefchäfte mehrere Handlungsdiener. bei ſich haben, auf jeden Wagen ein hands 
lungsdedienter und ein Knecht nebft Pferden von den den Juden insbefondere obliegenben 
Abgaben frei paffiref. werben. 


3 J 

In Anſehung der Abgaben von denen zum Verkauf einbringenden Waaren bin: 
verbleibet es annoch ferner wie zeithero, bahero denn regulariter auch bie mit ſoichen 

Jäffen verfchenen Juden von ihren einbringenden Waaren diejenigen Anfäge zu erlegen 

jaben, welche nach einigen Gleitd- und Zoll:Rollen, ein Zube, der Waaren einbringt, 
mehr erlegen muß, als wenn er keine Waaren bei ſich hat. Gleichwie es denn auch mit 
dem } pGt. bei, dem ingange in Leipzig und Naumburg, weiches ber Jube mehr als 
der hriftliche Kaufmann zu entrichten hat, ebenfalls fein fernered Bewenden behält, 


4. 

Jedoch fol hierbei denen Polniſchen, Ruſſiſchen, Ungariſchen und Tuͤrkiſchen Juden 
der Vorzug gegönnet.werben, daß ipnen auf. ben Fall, daß fie blos rohe Produkte oder 
nur durch pie erfte Hand bearbeitete Materialien, als Wachs, Honig, Galpeter, Haus 
fenblafe, Häute, Wolle, Raud-Waaren ır. einbringen, und hiernädft einen anfehnlis 
hen Einkauf von Waaren, welcher das ordentliche im $. 6 feftgefegte Quantum von 
1000 Thirx. überfteiget, erweislich machen unb vergeben werden, ſowohl bie unterwegs 
bezahlte Abgaben von Waaren, welche fie.mehr als ein anderer chriſtlicher Hanbelsmann 





+) Diefe Beftimmungen beziehen fich zum Theil gegenwärtig nur noch auf auslänz 
diſche Juden, find aber des Zufammenhangs wegen hier gegeben worben, wos 
gegen von Abth. EV, Hierher zurückverwieſen ift, 
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entrichten müffen, ald auch das bei dem Eingange zu entrichtende 4 pGt., fo fie mehr 
als die Ehriften zu bezahlen ſchuldig, reſtituiret werben foll. 


6. 

In denen Meßſtädten ſelbſten ſollen diejenigen Juͤdiſchen Handelsleute, To dergleichen 
Freipaͤſſe haben, gleiche Befreiung wie auf der Reiſe, von allen juͤdiſchen zur Zeit in⸗ 
tfroduzirten Abgaben, mithin auch von dem, bei einigem Aufenthalt unterwegs an einem 
acciöbaren Orte, zu den General⸗Accis⸗-⸗Einnahmen zu entrichtenden Nahrungsgelde, ges 
nießen, und insbefondere namentlich von dem Schuss und Waagenelbe, wie auch von 
der täglichen Perfonenfteuer befreiet fein, jedoch wie bereits oben 8. 2 feftgefest, nur für 
fi, eine Weibsperſon und einen Knecht oder Bebienten; dagegen bie übrigen mit ihm 
gekommenen oder aud) in feinem Dienfte ftehende Perſonen ſowohl auf der Reife die ge: 
wöhnlichen Abgaben, als auch in denen Meßpläsen das übliche Schutzgelb an 2 Thlr. 
von der Perfon zu entrichten haben. In Anfehung der Polnifchen, Ruffiichen, Ungaris 
fhen und Zürkifchen Juden aber verbleibet es auch bier bei dem, was oben $. 2 verorb: 
net, daß denenfelben naͤmlich auf jeden Wagen ein Hanblungsbebienter und ein Knecht 
auch in denen Meßſtädten von allen jüdifchen Abgaben frei gelaffen wirb. 

6 


Jeder mit einem Freipaß verfehene Jude mag fowohl die auf ben Meſſen zu Leipzig 
und Naumburg, als auch bie etwan bei der Retour von der Naumburger Meſſe nody in 
Leipzig außer der daſigen Meffe eingelauften Waaren beim Ausgange, wie ein dhriftlis 
cher Handelemann, mithin ſtatt fonfligen 1 p@t. mit 5 p@t. vergeben. Doch muß er, 
woferne er fich ſowohl dieſer als aller obbeichriebenen Befreiungen würbig machen will, 
wenigftens Ein Zaufend Thaler’ Waaren wirklich erfauft und verfendet zu Haben, durch 
einen Waagezettel befcheinigen, inmaßen er denn, auf den Bau, daß er ben gefesten Ein⸗ 
kauf von 1000 Thlr. nicht wirklich gemacht, des auf ber Grenze erhaltenen ober fonft 
erſchlichenen Freipaſſes ohngeachtet, nicht allein zur Nachbezahlung aller fchuldigen juͤ⸗ 
difchen Abgaben angehalten, ſondern nach Befinden noch mit einer Geldſtrafe angeſe⸗ 
ben, oder wenn er ein Betteljude ift, mit Gefangniß beſtraft werden ſoll. 


Eine gleichmäßige Beſtrafung haben auch diejenigen zu erwarten, welche ſich unter 
dem Schuß eines mit einem Kreipaß verfehenen Zuben verfteden und freimaden, oder 
ihre Waare unter des befreiten Juden feine Waare verbergen und beipacken, und ſolche 
nur mit 4 p&t. vergeben wollten, allermaßen wie bereitö oben $. 2 bemerket worben, eis 
nem befreieten Juden auf feinen Paß nicht mehr, als eine Weiböperfon und ein Knecht 
ober Bedienter frei pafliretz daferne auch ein befreieter Jude anderer anweſenden, nur 
ein Eleines Gewerbe treibenden Juden Waaren für die Seinigen ausgegeben hätte, um 
dadurch fein eigenes Einfaufs-Quantum zu verftärken und andere von ber orbentlichen 
Vergebung zu befreien, To foll derfelbe ebenfalls nicht allein mit dem Erſatz aller ſchuldi⸗ 
gen Abgaben, fondern nad Befinden und befchehener Unterfuchung der Sache mit einer 
anfehnlichen Geldftrafe beleget werden, und ſich niemals wieder eines Freipaſſes zu 
getröften haben. 


8, 

Damit ein jeder fremde Jude, fo die hiefigen Meſſen befuchen will, wiffe, wie es mit 
—— gen Kreipäffe regulariter gehalten werben fol, fo wird hierdurch befannt 
gemacht, da 

1) wenn ein Zube ſchon mehrmalen ohne Befreiung die hierländifhen Meſſen gebauet, 
und einen beträchtlichen Einkauf von etlichen 100 Thalern, befonders an Land⸗ 
Waaren vergeben hat, bemfelben auf fein Anfuchen fofort ein Paß auf die 3 Leip- 
ziger Jahres⸗ und auf die Naumburger PetrisPaul-Meffe ertheilet werben ſoll; 

2) wenn ein Zube dergleichen nicht beibringen kann, hingegen von einem ober mehs 
rern anfehnlihen Handeld-Häufern, daß er ihnen ale ein Handels⸗Jude befannt 
fei, befonbers empfohlen wird, berfelbe foll vorerft nur auf eine Meffe einen Paß 
erhalten, 

3) Die Päſſe Eönnen entweder von den Juden felbft, ober auch durch derfelben chriſt⸗ 
liche oder jübifche Korrefpondenten in Zeiten, unmittelbar bei dem Churfuͤrſtl. 
KammersKollegio, auch bei dem Rathe zu Leipzig gefuchet werben, welcher letztere 
fodann eine Konfignation davon an befagtes Kammer- Kollegium einfenben und das 

egen Päffe zur Aushändigung erhalten wird. Auch follen darneben nochbei Annaͤ⸗ 

Berung jeder Meffe denen Polnifchen, Ruffifhen, Ungarifhen und Zürkifchen Ju⸗ 

den Breigäft in ber zeitherigen Form, auf fammtliche Grenzzölle, durch welche 

gebadyte Juden einzugeben pflegen, entgegen gefendet werben, welche fte, wenn fie 

zuförderft ihre Namen und die Orte, woher fie gebürtig unb woher fie kommen, 

auch welche Route fie nach der Mepftadt nehmen wollen, angeben, ingleichen behoͤ⸗ 
rige Geſundheitspäſſe produciven, dafeloft echalten Kinnen, 
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9. 

. Zür bie Ausfertigung eines dergleichen Freipaſſes fol bei denen Ghurfürftl. Kammer⸗ 
Erpeditionen nicht mehr als 1 Thaler, wenn er aber auf mehr als eine Meffe ausges 
fiellet ift, für jede Meſſe no 16. Gr. mehr entrichtet, und von denen mit dergleichen 
Kammer:Freipäffen verfehenen fremden Juden, wenn fie durch Dresden paffiren, ein 
mehreres nicht ald ein Grofchen für den Feſtungs⸗Thorſchreiber, und bis zu weiterer 
Verordnung zwei Grofchen für Stempelung und Signatur des Zettels bei der Gouvers 
nements⸗Kaͤnzlei erhoben, diefelben auch bei denen Erpeditionen möglichft beförderf, 
dahergegen die fogenannten Stadt-Majors⸗Gebuͤhren an 6. &r. 3 Pf. von ihnen weiter 
gar nicht gefordert werden. An benen von den Juden bei ihrer Ankunft in Leipzig oder 
Naumbnrg zu denen bafigen Stadtgerichten zu entrichtenden Gebühren hingegen fol 
überhaupt und in allem von ihnen nicht mehr ald 16 Gr. erhoben werden, davon 4 Gr. 
für die abzufaflende Regiftratur.zu berechnen, 8 Gr. dem Gerichtsvogt und 4 Gr. dem 
Thuͤrknecht zugetheilet fein ſoll. 


10. 

Die durch die Päffe zu erlangende Freiheit verftehet fich nur auf die ordentlichen Heers 
und Landftraßen, fo in die Mepftädte und aus felbigen führen, Eeinesweges aber auf 
Nebenftraßen, vielmeniger auf einen an andern Orten im Lande zu nehmenden Aufents 
hatt. Ein jeder Jude, fo dergleichen Paß erhält, hat daher die Route, welche er ſowohl 
vor fi als mit feinem Wagen nehmen will, jedesmal ber feinem Eintritt ins Land und 
bei feiner Rüdreife anzugeben, welche jedesmal auf den Paß zu notiren ift, inmaßen 
auch ein mit dergleichen Freipaß verfehener Jude an allen andern oußer feinem orbentlis 
chen Wege gelegenen Orten bie jübifhen Abgaben für feine Perfon und mit ſich führende 
Waaren verfallungsmäßig erlegen muß. 


Auch gelten diefe zum freien Reifen, Aufenthalt und Handel gu ertheilende Paͤſſe nur 
auf die jebeömalige vierwoͤchentliche Meßzeit und nicht Länger. Weil aber die Polnis 
hen, Ruffifchen, Uugarifdyen und Zürkifhen Juden wegen der Entfernung und übeln 
Wege, wie bereits geichehen, nicht allemal zu rechter Zeit, fondern erft zur Zahlwoche 
in den Mepftädten eintreffen können; fo follen in Betracht deffen, und bamit es ihnen 
nicht an Zeit fehlen möge, die oben befähriebene ihnen zum Verkauf frei einzuführen vers 
ftatteten rohen Produkta ins Geld zu fegen, und dagegen wiederum ihren Einkauf zu 
beforgen, bie ihnen bei jeder Meffe verftatteten 4 Wochen nicht eher ald von dem Tage 
ihres Eintritts in die Churfürftl. Lande an, bie zum Tage, da fie wieder bie Grenze 
paffiren, gerechnet werben. 


12. 

In der gewiflen Erwartung, daß bie jüdifchen Handelöleute aus fremden Landen fi 
ber ihnen zu ertheilenden Pälfe und der bamit verknüpften Befreiungen durch Dirigis 
rung ihrer HandlungssAngelegenheiten auf hiefige Meßpläge würdig machen, hingegen 
aber allen Migbraud dabei vermeiden werben, fol Hiefes Regulativ vor der Hand und ' 
bis zu weiterer Verordnung hieruuter zurRichtichnur dienen, auch, damit felbige überall 
gut und denen Chriften gleich behandelt werden mögen, die nöthige Anordnung nach⸗ 
drüclich getroffen werden. Dresden ben 12. Sept. 1772. 

Vorſtehendes Regulativ ift dem Rathe zu Leipzig unterm 5. Mai 1772 zur Rachach⸗ 
tung zugefertiget, dem SigReumbursifhen Kammer:Kollegio aber mittelft Reſkripts 
de eod. dato und dem Stift-Merfeburgiichen Kammer: Kollegio unterm 23. April 1300 
aus dem geheimen Konfilio befannt gemadıt worden. 

(Cod. Aug. Fortſ. Il. Abth. II. ©. 1450.) 

3) R., den Naumburger Meß: Handel, befonders die dahin kommenden 
Juden betr., v. 23. April 1800. 

(Die Stift:Naumburgifhen Einnehmer follen zur genauen Bes 
obadhtung des Regulativs wegen Srleichterung des Meßhandels der 
auswärtigen Juden v. 3. 1772 und glimpfliher Behandlung berfelten 
angemwiefen werden.) Friedrich Auguft, Herzog zu Sachſen 2c. Churfürft zc. 

2. 20. Was Wir wegen bed, zur Grleichterung des Meßhandels der auslaͤndiſchen 
Juden zu beobachtenden Regulativs unterm 5, Mai 1772 euch gnaͤdigſt anbefohlen 
haben, deſſen feib ihr gehorfamft erinnert. 

Da Wir jebod zu Beförderung deö Commercii zu Naumburg vermalen fir nöthig 
finden, daß die euch untergebenen Einnehmer zu genauer Beobachtung ermelbeten Re- 
gulativs und Überhaupt zu glimpflicher Behandlung ber zur Raumburger Meffe reifens 
ben Handels⸗Juden, um dadrch ſolche zum fernern Befuchen berfelben zu ermuntern, 
nochmals angewiefen werben; fo ift hierdurch Unfer gnaͤdigſtes Begehren, ihr wollet in 
beffen Gemäßheit das Nöthige verfügen. Möthige Aufmerkfamkeit auf die 
den dafigen Meßhandel betreffenden Umftände.) Nebrigens habt ihr be⸗ 
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ſondere Aufmerkſamkeit auf die im daſigen Meßhandel ſich ergebenden wichtigſten Um⸗ 
ſtaͤnde richten zu laſſen und daruͤber ausführlichen Bericht mit Gutachten nebſt Bei⸗ 
fügung der Verzeichniſſe von allen jüdiſchen Handelsleuten zu erſtatten. Daran x, 
und ꝛe. Geben zu Dresden, am 23. April, 1800. 
Graf von Hohenthal. 

Un das Stift Naumburgifche Samimer-Collegium. 
Sn gleicher Maaße ift das Stift-:Merieburgifche 

Sammer:Collegium wegen Anweiſung ber 

demfelben untergeberren Einhehmersub eodem 


dato befehliget worden. 
D. Ehriftien Gottfried Körner. 


Avertissement. 


Bereits im Jahre 1772 haben Shro Churfürftl, Durchl. zu Sachſen ein auf thun: 
lichfte Erleichterung der nad) Leipzig und Naumburg zur Mefle reifenden fremden Hans 
deisjuden abzweckendes Regulativ treffen, und in deffen Gemäßheit bie Behörden mit 
Anweifung verfehen vafjen. Die dadurch vorgefchriebene, und bis auf heutigen Tag un- 
ausgeſetzt beobachtete Einrichtung tft im Hauptwerke folgende: 

1) Es werben ben jüdiſchen Handeldleuten aus allen fremden Landen auf ihr Ans 
ſuchen Finanz⸗Freipäſſe zu Beſuch der Leipziger und Naumburger Meflen ertbeilt. 
Diefe Säffe können entweder von den Juden felbft, oder durch derfelben chrifttiche oder 
jüdifche Eorrefpondenten in Zeiten unmittelbar bei dem Churfürfil; geheimen Kinanz 
Collegio, oder der Haupt⸗Gleits⸗Einnahme zu Leipzig gefucht werden, mie benn pe 
die Polnifcyen, Ruffifchen, Ungarifchen und Türkifchen Juden dergleichen Freipäſſe a 
den Grenzzoͤllen, durch welche fie einzugehen pflegen, erhalten können. Hat ein Jude 
ſchon mehrmalen ohne Befreiung die bierländifhen Meſſen gebauet und einen Einkauf 
von etlichen Hundert Thalern vergeben, jo wird für benfelben auf fein Verlangen fofort 
ein Paß auf die drei Leipziger Jahress und die Naumburger —— ausge⸗ 
fertiget, dahingegen ein Jude, welcher dergleichen nicht beibringen kann, vorerſt nur auf 
eine Meſſe einen Paß erhaͤlt. In der Regel ſind die Freipaͤſſe nur auf die jedesmalige 
Bierwoͤchentliche Meßzeit, und nicht langer gültig. Weil aber die Polniſchen, Rußiſchen, 
Ungariſchen und Zürkifchen Juden wegen ber Entfernung und uͤblen Wege nidyt aller 
mal zur rechten Zeit in den Mepftäbten eintreffen innen, fo werben in deſſen Betracht 
die ihnen bei jeder Meffe verftatteten Bier Wochen nicht eher, ald von dem Tage ihres 
Eintritts in die Churfuͤrſtl. Sächſ. Lande an, bis zum Zage, da fie wieder bie Grenze 
pafliren, gerechnet. 

2) Die mit Kreipäfien verfehenen Juden haben vom Eintritt in die Shurfürftl. Lande 
an bis zu beiden obbefagten Mepftädten auf den ordentlichen Lande und Poſtſtraßen, 
blos gegen Entrihtung und Beobachtung fammtlicher den chriftlichen Handelslenten 
und andern Heifenden obliegenden verfafjungsmäßigen Praestandorum, die Befreiung 
für ſich feloft, ingleichen eine Weiböperfon und einen Knecht ober Bedienten, nebft 
Herden, vom Juden⸗Leibzolle und andern den Zuben insbefondere obliegenden Abgaben 
zu genießen, fo, daß fie mit ſolchen Päffen frei, fiher unb ungehindert, pass- und re- 
passiren fönnen. Denen Bohlnifchen, Ruffiihen, Ungartfchen und Zirrkifchen Zuben 
aber wird, weil felbige feine Weibsperſon mit ſich zu führen pflegen, fondern gemeiniglic 
mehrere Handelsbiener bei ficy haben, auf jeden Wagen ein Handlungsbebienter und 
ein Knecht nebft Pferden von den jüdiſchen PerfonalsAbgaben frei gelaffen. 

3) In den Mepftädten Leipzig und Naumburg felbft genießen bie mit Treipäffen da⸗ 
bin tommenden Juden gleiche Befreiung, wie auf der Reife; von allen defondern jüdifchen 
Abgaben, namentlih aud) vom Scug- und Waagegelde, für fi, eine Weibsperfon, 
und einen Knecht oder Bedienten. Wegen der Pohinifchen, Ruſſiſchen, Ungarifchen und 
Türkiſchen Suben aber verbleibt es auch hier bei obiger Anordnung, daß nämlich den⸗ 
felben auf jeden Wagen ein Handlungsbedienter und ein Knecht audy in den beiben 
Mepftäbten von allen Juden⸗Abgaben frei gelaften wird... 

4) In Anfehung der Abgaben von den zum Berkauf einbringenden Waaren bewenbel 
es zwar bei den höhern Anfägen, welche. die Zuben unterwegs nach Vorſchrift einiger 
Gleits⸗ und Zoll-Rollen, und in den Meßſtaͤdten mit I pro Cent mehr, als die Chriften, 
wu entrichten haben. Doch wirb hierbei den Pohlniſchen, Ruſſiſchen, Ungariſchen und 

uͤrkiſchen Juden der Vorzug gegönnt, daß ihnen auf den Kal, wo fie blos rohe 
dukte oder nur Durch die erſte Hand bearbeitete Materialien einbringen, und einen über 
1000 Thaler — — betragenden Waaren⸗Einkauf maden, dasjenige, was fie unters 
weges und beim Gingange in Leipzig und Naumburg mehr, als chriftliche Handelälente, 
erlegt haben möchten, reftituiret wird. _ on 

5) Die auf ben Mefien zu Leipzig und Naumburg eingelauften Waaren vergieht bes 
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mit einem Freipaſſe verſehene Jude beim Ausgange, wie ein chriſtlicher Kaufmann. 
Jedoch muß er, wofern er ſich ſowohl dieſer, als der übrigen obbeſchriebenen Befreiungen 
wuͤrdig machen will, wenigſtens 1000 Thlr. — erkaufte Waare in der Meßſtadt zum 
Ausgange vergeben. 

Solches alles wird auf Ihro Churfürftt. Durchl. zu Sachſen höchſten Befehl andurch 
dffentlich bekannt gemacht, damit diejenigen auslaͤndiſchen Handelsjuben, welche hier⸗ 
von noch nicht gnuͤglich unterrichtet, und gleichwohl die Leipziger oder Naumburger 
Meſſen künftig zu befuchen Willens fein möchten, ihre Maaßregeln überall in Zeiten 
darnach nehmen, und bie obgedachtermaaßen verhießene Gleihflellung mit ben chriſt⸗ 
lihen Handelsleuten, jo wie überhaupt glimpfliche, billige anb menfchenfreunbliche Bes 
handlung um fo zuverläßiger gewärtigen können. Dresden, den 25. April, 1800. 

Shurfürftl. Saͤchſ. Landes-⸗Dekonomie⸗Manufaktur⸗ 
und Commertien⸗Deputation. 
(Cod. Aug. Fortſ. I, Abthl. IE, ©. 1478.) 


4) Ueber die Anwendung diefer VBeflimmungen auf die heutigen Ver⸗ 
bältniffe fprechen fich die folgenden R. aus: 

a) In Anfehung des Beiuches der Sahrmärkte. | 

aa) K. O. v. 19. Sept. 1828, mitgetheilt durch C. R. des K. Min. des 
Sun. (Köhler) an ſäumtl. K. Reg. (rüdfichtlich derjenigen in der Provinz 
Sachſen, mut. mutand. an den Königl. Geheimen Staats:Rinifter, Herrn 
von Klewitz, Excellenz) fo wie an dad K. Polizei-Präfidium in Berlin. 
Beluc der Jahrmärkte in den vormals Sähfifhen Städten und Markt⸗ 
fleden von Seiten inländifher Juden, 

Der K. Reg. wirb biebei bie, unterm 19. v. M. erlaffene Allerh. K. O., wornach 
allen, in den Preuß. Staaten anfäffigen, jüdiihen Einwohnern der Einzeln-Verkauf 
ihrer Waaren auf den Zahrmärkten in den vormals Sächſiſchen Städten und Markt⸗ 
fleten geftattet und fernerhin, nady dem Mandat v. 16. Auguſt 1746, nur den, einer 
fremden Landesherrfchaft angehörigen jüdifhen Handelsleuten verfagt werben fol, in 
beglaubter Abjchrift (Anl. a.) zur Nachachtung und Publikation durdy die Amtsblätter 
zugefertigt. Berlin, den 18. Oktober 1828, 

| Minifterium des Innern. Köhler. 


a, 

Aus ben, in Ihrem gemeinfchaftlichen Ber. v. 25. v. M. angeführten Gründen und 
nad) Ihrem Antrage genehmige Ich, daß allen, in den Preuß. Staaten anfäffigen jübi- 
Then Einwohnern der EinzelnsBerkauf ihrer Waaren auf den Sahrmärkten in den vors 
mals Sächſiſchen Städten und Marktfleden geftattet, und ara nach dem Mandat 
v. 16. Auguft 1746 nur den, einer fremden Landesherrſchaft angehörigen jübifchen Hans 
belöleuten, verfagt werde. Berlin, ben 19. Sept. 1828. 

Friedrich Wilhelm. 
An die Staats, Minifter v. Shudmann u. v. Mo 
(Ann. XII. ©, 1083.) 


bb) R. des K. Min. des Inn. (v. Shudmenn) v. 9. Dec. 1823 an 
die K. Reg. zu Aachen. | 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 22. v. M., wegen Publikation bed Mandats 
v. 16. Auguft 1746 in den Rhein⸗Provinzen, hierdurch) eröffnet, daß es deffen gar nicht 
bedarf, indem den Handeltreibenden jüdifchen Bewohnern anderer inländiſchen Pro: 
vinzen weiter nichts zu wiffen nöthig ift, als dag ihnen der Einzeln⸗Verkauf ihrer 
Waaren auf ven Jahrmaͤrkten in den vormals Sächſiſchen, jetzt zum Preußiſchen Staate 
gehörigen Städten und Marktflecken geftattet wirb. (Ann. All. ©. 1084.) 


cc) R. des K. Min. ded Inn. (v. Shudmann) v. 12. März 1829.ar 
die K. Reg. zu Merfeburg. 

Der K. Reg. wirb auf ben Ber. v. 18. v. M. zum Beſcheide ertheilt, daß unter bem 
Ausdruck: „in den Preuß. Staaten anfäßige jübiihe Einwohner” in ber Allerh. 
K. O. v. 19. Sept. 1828, betreffend die Befugniß der inländifhen Handelsjuden zum 
EinzeineWerlauf ihrer Waaren auf den Märkten des Herzogtums Sachſen, alle bies 
jenigen gemeint find, welche‘ fich in bem Preuß. UnterthanensBerbande befinden, womit 
auch vie 5a nd des re vom Jahre 1746 (auswärtige Juden) übereinkimmt. . 

(Inn. All. Nr. 84. 


b) In Anfehung ded Haufirhandels in: biefen Landesthrilen. 
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'aa) Reſol. des K. Min. des Inn. u. der Pol. (Köhler) für den jüdi⸗ 
ſchen Handeldmann AN. zu Halle a. d. Saale v. 15. Aug. 1829. Hauſir⸗ 
handel der Juden in den vormald Sächſiſchen Landestheilen. 

Der jüdifche Handelömann NN. wird auf das Geſuch v. 6. d. M. wegen Bewilligung 
eines Gewerbeſcheins zum Haufichandel mit Leinwand hierdurch abfchlägig befchieden, 
ba das Kurfürftl. Sächſiſche Mandat v. 16. Auguft 1746, woburd) den Iebifgen Glau⸗ 
bensgenoſſen der Hauſirhandel unterſagt iſt, noch immer als Geſetz für die vormals 
Sächſiſchen Lande fortbeſteht. (Ann. XIII. Nr. 113.) 


bb) C. R. der K. Min. d. Inn. (v. Schuck mann, v. Brenn) v. 2W 
Apr. 1831 an die K Reg. zu Erfurt, Potsdam, Frankfurt und Liegnitz. 


Da kürzlich der Fall vorgefommen ift, daß das in den vormals Sächſiſchen Landes: 
theilen der Preußifhen Monarchie noch gültige Sächfifche Geſetz v. 17. Auguft 1746, 
die Einfchränkung der Anzahl der Juden und ihres Handels betreffend, in Bezug auf 
bie Beftimmungen fiber das Haufiren mißverftanden worden; fo ſehen ſich die unter: 
zeichneten Min. veranlaßt, die K. Reg. darauf aufmerkfam zu machen, bag bie in dieſem 
Gefeg 3. IX. in Betreff des Hauſirens der Zuden enthaltene VBorfchrift Kein allgemeines 
und unbedingtes Verbot ift, indem ſich folche lediglich auf die verftattete Erlaubniß zum 
Jahrmarkthandel bezieht und nur in diefer Beziehung beftimmt, daß derfelbe nicht auf 
den einzelnen Betrieb und das Haufiren erſtreckt werden fol, der $. II. aber gar nur 
von durchreifenden fremden Juden handelt, überhaupt aber und im. Allgemeinen der ben 
Juden zu verftattende Handel lediglich von dem Inhalte der denſelben ertheilten fpes 
gielien Konzeffionen ($. I. u. IV. 8.) abhängig gemacht worden, mithin, fobalb bie von 

en dazu befugten Behörden, einem Juden erteilte Konzefftion ihn zum Gewerbbetriebe 
im Umberziehen berechtigt, das Geſetz auch hinfichtlich der vormals Saͤchſiſchen Bezirke 
weiter nicht entgegen ftebt, vielmehr dem überall hervortretenden Grundfage beffelben, 
nämlich firenge Aufficht über den jüdifchen Handel zu führen, dadurch, daß es jedesmal 
einer fpeziellen Konzeflion bedarf, volllommen genügt wird. (Ann. XV. ©. 826.) 


cc) R. der K. Min. des Inn. u.d. 5. (Maaßen, v. Brenn, Beuth) 
v. 25. Juni 1833 an die K. Reg. zu N. 

Die Zulaffung der inländifhen Juden zum Maarenverlauf im Umberzieben in 
bem Herzogthbum Sadıfen, worüber die K. Reg. in Ihrem. Berichte v. 7. v. M. eine 
näbere Anweifung zu erhalten wünfcht, ift durch die von Ihr in Bezug genommenen 
Verfügungen bereits ausgefprochen, und wird auch dadurch begründet, daß das Regus 
lativ v. 28. April 1824, als das für den Gewerbebetrieb im Umberziehen befonders ers 
laffene Tpezielle Gefeg, allen in älteren allgemeinen Verordnungen wegen des Hauſir⸗ 
bandels beiläufig vorfommenden Beſtimmungen berogirt, und wegen der Juden feine 
Beſchraͤnkung enthält. 

Die Angabe der K. Reg., daß nad) dem, am 17. Zuli 1828 abgefchloffenen Vertrage, 
die, inden Anhaltfchen Hergogthlimern angefeffenen Juden, in den Königl. Staaten 
als Inländer zu betrachten feien, ift aber nicht gegründet, und eine Stipulation ber Art 
in bem gedachten Vertrage nicht zu finden. 

Es ſcheint, daß die K. Reg. von ber gemeinfchaftlichen C. Verf. v. 22. März a. c. 
bei Erftattung Ihres Berichtes keine Kenntniß genommen hat, da Sie fonft nicht darüber 
zweifelhaft fein könnte, dag auch den Anhaltichen Unterthanen Gewerbefcheine nur für 
folche Gewerbe zu ertheilen find, zu welchen nach dem Regulativ v. 28. April 1824 auch 
Ausländern die Zulaffung geftattet wird. Bei biefen Gewerben aber macht bas 
Regulativ Feinen Unterfchieb nach der Religion des Ausländers. (Ann. XVII. ©. 508.) 


dd) R. des Min. d. Inn. v. 13. Juli 1835, mitgetheilt durch Bekannt⸗ 
machung ber K. Reg. zu Oppeln v. 29. Sept. 1836. Den Juden im Hers 
Sachſen ift nur der Auflauf von roher Leinwand haufirend ge 

Nach einem Schr. der K. Reg. zu Merfeburg, ift mittelft R. der hohen Min. vom 
43. Zuli v. J. beftimmt worden, daß im Herzogthum Sachen bie Juden vom Haufirs 
handel ausgefchloffen find, und nur zum Auflauf rober Landesprobukte verftattet wer⸗ 
den ſollen. Indem wir dies hiermit zur Kenntniß ber betreffenden jübiihen Gewerbe 
treibenden bringen, weifen wir bie Landräthe und Magifträte zugleid an, darauf zu 
halten, daß in jedem, zur Griangung eines Gewerbeſcheins aufzuftellenden Signalement, 
das Slaubensbetenntniß des Gewerbtreibenden gewiflenhaft angegeben werde. 

(Ann. XX. Nr, 148.) 


ee) R des K. Min. d, Inn. für G. Ang. (0. Brenn), des J. u. d. P. 
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v. Roch ow) u. der Fin. (v. Alvensleben) v. 19. April 1837 an die K. 
eg. zu Bromberg. 

Der K. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 20, Februar d. J., 

die Zulaſſung naturalifieter Juden zum Betriebe des Haufirgewerbes im Herzog⸗ 

thum Sachſen betreffend, ' 
hierdurch eröffnet, daß die Beihränfungen, weldye für die Juden nach dem R. an bie 
rung zu Merfeburg v. 13. Juli 1835, im Herzogthum Sachſen dahin beftehen, 
baß fie vom a ausgeſchloſſen find, auch für diejenigen Juden Ihres Bezirks, 
welche in der mehrgebachten Provinz haufiren wollen, gelten müffen, ba die in Ihrem 
Deziete ihnen zuftebende Befreiung feinen Grund abgeben Tann, fie vor ben einheimifchen 
Juden in Sachſen zu begünftigen. ‚Ann. XXI. Nr. 231. 3. 

ff) R. derſelben Din. an die K. Reg. zu Merſeburg v. 12. Mai 1837. 

Auf den von der K. Reg. unter dem 27. Januar a. e. an ben General:Direltor ber 
Steuern erftatteten Bericht, den Verkehr der Zuden im Herzogthume Sachen betreffend, 
nach welchem Diefelbe darüber zweifelhaft ift: ob in eine der gemeinfchaftlichen Verf. 
v. 13. Iuli 1835 für Juden Gewerbefcheine zum Suchen von Waarenbeftellungen und 
zum Auflauf von andern Begenfländen als rohen Landesprodukten im Herzogthum 
—* ausgefertigt werben dürfen, eröffnen die unterzeichneten Minifterien Derfelben 

olgendes. 

Die gedachte Verf. bezieht ſich nur auf den eigentlichen Hauſirhandel, auf das Feil⸗ 
bieten und den Verkauf von Gegenſtaͤnden, bie als ſogleich verkaͤufliche Waaren mitge⸗ 
führt werden. Das Suchen von Beſtellungen auf Waaren, von denen der Umher⸗ 
ziehende nur Proben mit fich führt, und der Auflauf von Gegenſtaͤnden, bie der Auf⸗ 
kaufende nicht mit ſich nimmt, fondern frachtweife an ihren Beftimmungsort befördern 
läßt, iſt hiernach den Juden, als folchen, auch im Herzogthum Sachſen nicht zu ver» 
fagen. (%. XXI, ©. 534.) 


Zweites Kapitel. 


Aufenthalt in andern Landestheilen Behufs Ausbildung 
zu einem nützlichen Berufe, zum Zwed des Geſindedienſtes 
oder wegen verwandtſchaftlicher Verhältniffe, 


1. In Betreff der Ueberwachung bes Aufenthalts in andern Landestheilen 
zur Erlernung von Wiflenfchaften und Künſten, Handwerten, des Handels, 
des Manufaktur: und Fabrikweſens beflimmen: 


1) Dad R. ded K. Din, ded Jan. u. der Pol (Köhler) v. 12. Juli 
1831, an die K. Reg. zu Königsberg in Pr. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 24. v. M. erwiebert, daß die Verf. v. 
28. Mai. d. 8 nach welcher den Juden aus ben neuen Provinzen, wenn fic fid) zur 
Erlernung einer Kunft, eines Handwerks ober des Manufaktur und Fabrikenweſens 
vorübergehend in den NRegierungsbezirten, wo bie Juden Staatsbürgerrechte erlangt 
haben, aufhalten wollen, foldhes ohne weitere Anfrage geftattet werben fol, aud) auf 
die, die Gymnaſien ober bie Univerfität dafelbft befuchenden, aus Provinzen, in welchen 
die Juden keine flaatsbürgerlichen Rechte genießen, gebürtigen inlänbifchen Judenföhne 
Anwendung finden: (Ann. XV. ©. 575.) 

2) R. des K. Min. des Inn. u. der Pol. (v. Brenn) v. 10. Nov, 
1832 an dad K. Polizei-Präftdium zu Berlin. 

Auf den Bericht bes K. PoligeisPräfibium v. 12. v. M. will ich Daffelbe Hiermit 
autorifiren, den Juden aus denjenigen ‚peooingen des Staats, in welchen das Sb. v. 
41. März 1812 no nicht gefeklice Gültigkeit dat, polizeiliche Erlaubniß zu ertheilen, 
fi) auf gewiffe Zeit zur Erlernung einer Kunft, eines Handwerks, des Manufaktur: 
weſens ober der Handlung, oder auch als Gefellen, Gehülfen oder Handlungskommis 
bier aufzuhalten, dafern das Geſuch durch triftige Gruͤnde motivirt wird, polizeiliche 
Bedenken dagegen nicht ſtattſinden, der unterhalt ber betheiligten Perſonen gefichert iſt, 
und der Zurädweifung derſelben in ihre Heimath nach Beendigung ber Zeit, auf welche 
ihnen] die Konzeffion zu ertheilen tft, kein Hinderniß entgegenftehet. Das K. Polizeis 
Praͤſidium hat aber die nöthige Aufficht zu führen, daß durch die Erlaubnig zum Aufs 
enthalt auf gewifle Zeit nicht das Ginfchleihen von Juden, welche nicht dad Staats⸗ 
Bürgerrecht befigen, befördert, und die Zahl der Kirfiaen Türken Yoriitiun —xXX 

a 
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werde; auch menn Daffelbe bemerken follte, daß ein ftarfer Andrang von Juden mit 
Gefuchen um die Erlaubnig zum vorübergehenden Aufenthalte entitehe, mit weiterer Er⸗ 
theilung folher Exlaubniß Anftand zu nehmen, und über die dann zu ergreifenden Dlaf 
regeln zu berichten. 

Wenn biernach aud zu Befoͤrderung der Bildimg und Gewerbſamkeit unter den Zus 
den der neuen Provinzen Ausnahmen von ber gereancen Strenge zugelaflen werben, fo 
bleiben biefelben doch im Sinne bes G. v. 11. März 1812 fremde Juden, baber 
ee die fie ohme befondere Erlaubniß aufnehmen, nad $. 35 befielben zu ſtra⸗ 

Die am Schluffe erwähnte V. wegen bed Wanderns fremder Handwerkögefellen bleibt 
übrigens auf das befonbere Verhaͤltniß der jüdiichen Hanbwerkögefellen aus Den neues 
Provinzen ohne Einfluß. (Ann. XVI. ©. 959.) 

3) R. des K. Min. d. Inn. (v. Meding) v. 10. Jan. 1841 an bie 
K. Reg. zu Magbeburg. | 

Auf den Ber. v. 16. 9. M. u. 3. wird bie K. Reg. hiermit autorifirt, inlaͤndiſchen 
Auden aus den Landestheilen, in weldhen das G. v. 11. März 1813 nicht gilt, 
wenn fie, um fich zu irgenb einem nüglichen Berufe auszubilden, fi vorhbergehend in 
einer mit gebachtem Geſetze betbeiligten Stadt aufhalten wollen, ben Aufenthalt zu bies 
ſem Zwed zu geftatten. (V. M. Bl. 1831, ©. 9.) 

4) R. des Min, des Inn. (Erfte Abthl. v. Meding) v. 27. Dec. 1842 
an die K. Reg. zu Pofen und Potsdam. 

Es find, wie ber K. Reg. auf den Ber. v. 5. d. M., den Aufenthalt jübifcher Ges 
werbös und Handels⸗Lehrlinge aus ber dortigen Provinz in den alten Provinzen betrefs 
fend, unter Wieberbeifügung der Anlagen, erwiebert wird, bereitö mehrere Reg., ſowie 
auch das hiefige Polizei⸗Praͤſidium, auf ihren Antrag autorifist worden, jungen Juden 
aus dem Großherzogthum Pofen, welche ſich in den Städten der alten Provinzen zu 
ihrem Lebensberufe beffer ausbilden wollen, den Aufenthalt auf gewifle Sabre zu geftats 
ten, wenn fonft keine polizeiliche Bedenken eintreten, ‚und ber Unterhalt des Betheiligs 
ten, fowie die Ruͤckkehr beffelben in feine Heimath gefichert fei. ebenfalls aber muß 
fich derjenige, der einen ſolchen Judendurſchen aufnehmen will, deshalb an den Magls 
flrat des Ortö, und, wenn biefer feine Verwendung verfagt, an bie Regierung wenben. 

(8. M. BL. 1842. ©,414) . 


5) An Betreff des Aufenthaltes jüdifcher Handwerksgeſellen aus ben 
neueren Provinzen in den alten, fo wie wegen derfelben im Allgemeinm. 
Vergl. Abthl. I. Abfchn, 7. Kap. II. 


11, In Anfehung des Gefindedienftes beflimmen: 


1) R. des K. Min. des Inn. (Erfte Abthl. Köhler) v. 15. Nov. 1826 
an die K. Reg. zu Danzig. Der dem jübifchen Geftnde aud den neuen 
oder wieder eroberten Provinzen zu geftattende temporaire Aufenthalt. 

Der K. Reg. wirb zur Beſcheidung auf den Ber. v. 23. v. M. eröffnet, daB, wenn 
der Zulaſſung der aus einer neuen ober wiebereroberten Provinz gebürtigen Juden, wels 
he in das Werhältniß von Dienftboten treten, aus polizeilichen Rücdfichten nichts ents 
gegen fteht, Ihr Seitens des unterzeichneten Min. ohne Bedenken überlaffen bleibt, bies 
fen Individuen ben temporairen Aufenthalt innerhalb Ihres Verwaltungsbezirks gu ges 
ftatten, indem diefer von der Nieberlaffung, womit das Recht des Wohnfiges verbunden, 
wohl zu unterfcheiden if. (Ann. X. ©. 1086.) 

Y)R. ded K. Min. ded Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 28. Juni 
1828 an die K. Reg. zu Bromberg. Nichtausfchließung der im Großher 
zogthum Pofen temporate ſich aufhaltenden inländifchen Juden vom Ge 
findedienfte. 

Der K. Reg. wirb in Beſcheidung auf ben Ber. v. 15. d. DM, eröffnet, daß bie Aue 
ſchließung jübifcher Dienftboten anderer inländifcher Provinzen von bem blos temporai⸗ 
ren Aufenthalt im Großherzogthum Poſen, Behufs des Sefinbedienftes, eine zweckloſe 
Härte involiren würde. Ron biefer Ausſchließung kann mithin Abftand genommen, jes - 
doch muß von den Orts⸗Behoͤrden mit Strenge barüber gemacht werben, daß bie 
zum bleibenden Aufenthalt berechtigten Zuben anderer inländifcher Provinzen fich 
unter bem Borwande bp Geſindedienſtes unvermerkt einniften. 

(Anm. XII SG. 444.) 
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II. Aufenthalt wegen verwandtſchaftlicher Verhaͤltniſſe. 

PR —V Min. des Inn. (Gr. Arnim) v. 5. Sept. 1842 an die K 

2. zu N. 

Wenn fon ich es billige, daß die K. Reg. dem Einſchleichen von Juden aus der Pros 
vinz Pofen mit Aufmerkjamkeit vorzubeugen fucht, fo würbe es doch zu weit gehen, 
wenn man ohne Berüdfihtigung ber —X Bamilienverhältniffe, den Bruder hindern 
wollte, ſich feiner Schwefter anzunehmen, weil diefe, obwohl preuß. Unterthanin, aus 
dem Großherzogthum Pofen gebürtig ift, und wenn ebenfo deshalb bie Schweſter gehins 
dert werben follte, dem Bruber in feinem Gefchäfte und feiner Haͤuslichkeit Beiftand zu 
Teiften. Nur triftige poligeilihe Gründe, aus der Moralität ber Betheiligten, oder 
ihrer Unfähigkeit, fich dauernd einen ehrlihen Unterhalt zu uerfchaffen, entnommene 
koͤnnen in folhem[Salle Weranlaffung geben, auch Zamilienmitglieder von einander zu 
trennen, undfie ihrergenenfeitigen Hülfe zu berauben. Dergt. Gründe hat nun die K. Reg. 
in Ihrem Ber. v. 17. Xug. c. nicht angeführt, ebenfowenig basjenige beftritten, wos 
durch ber N. fein Gefudy um fernere Duldung feiner Schwefter unterftügt hat. Die 
K. Reg. wird daher veranlaft, entweder ber Sopanna N. den ferneren Aufenthalt in 
Zuh a ee ‚gegen von Zeit zu Zeit zu erneuernde —— zu ges 

jatten, ober bie befonbern ©: vage en enfgegenfiffn, noch anzuzeigen. 
(8. M. 81. 1842. ©, 997.) manga . 


Weittes Kapiter. 
Strafe der verbotenen Aufnahme von Juden aus anderen 
Landebtheilen. 


R. des X. Min. des Inn u. der. Pol. (0. Rochow) v. 58. Mai. 1837 
an die K. Reg zu Frankfurt a. d. O. J 

Der K. Reg. erwiebere ich auf den Ber. bi 13.0. Mi, dap ich keine Veranlaſſung 
finde, der Anficht, welche bas dortige Oberlandeögericht in dem in ber fiefalifchen Uns 
terfuchung wider ben Kaufmann N. zu N. wegen Annahme eines Pofener Zuben in feis 
nem Dienfte, ergangenen Erkenntniffe auegeſprochen hat, und nach welcher die im $. 35 
des ©. v. 11. März 1812 für Aufnahme fremder Zuben-feftgefegte Strafe bei der 
Aufnahme inlänbifdyer, mit dem Staatsbürgerrechte nicht betheiligter Juden nicht ſtatt ⸗ 
finden Tann, entgegen zu treten. Da indeſſen das Weberzieben ven Zuden aus einer 
Provinz in eine andere mit verſchiedener Gefspgebung im Allgemeinen jedoch ohne bejons 
dere Strafanorbneng verboten ift; fo'bleibt der R. Reg. überlaffen, Diefe® Worbot durch 
Ihr Amtsblatt einzufchärfen und beffen Uebertretung von Seiten berer, welche bergleis 
hen Juden ohne Grlaubniß bei fi aufnehmen, mit einer Polizeiftzafe von fünf him. 
zu verpönen. (Ann. XXI. &, 468.) DE 


ar 


WVierte Abtbeilung. 
Die Verhältnifie der ausländifchen Juden zum Preußifchen Staate, 


| Grfter Abfchnitt. 
Erwerbung des Preußifhen Staatsbürgerrechtes Seitens 
re audländifcher Juden. 


Erfies Kapitel. 
Im den alten Provinzen. 

Bür die alten Provinzen beftimmt hierüber 

1) dad Ed. v. 11. März 1812 in den $$. 31-33 wie folgt. 

\ . ‘ ‘ j 8. 31. 

Fremden Juden tft es nicht erlaubt, in den hiefigen Staaten ſich niederzulaſſen, fo 
lange ſie nicht das Preuß. Staatsbürgerrecht erworben haben, 
$. 32. 

Zur Erwerbung dieſes Bürgerrechte können fie nur auf den Antrag der Regierung ber 
Provinz, in welder bie Nieberlaffung erfolgen fol, mit Genehmigung Unferes Minis 
fterüi des Inn, gelangen. 

§. 33. 
Sie genießen alsdann mit den Einlaͤndern gleiche Rechte und Freiheiten. 


2) R. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 15. Juli 1817 
an die K. Reg. zu Stettin. Bedingungen der Naturaliſation. 


Austänbifde Juden Eönnen nur durch Naturalifation das Staats⸗Buͤrgerreqht 
erwerben. 

Diefe Naturalifation wird ertheilt, wenn ein befonderes Öffentliches Intereſſe, eb 
gründe fich folche® auf ein beträchtliches einzubringendes Vermögen, auf beſonders nät 
liche Gewerbebetreibung, auf anderweitige nügliche Geſchicklichkeiten oder auf 
Geiftesbildung, dafür obwaltet, daß man ein beflimmtes Individuum für dem 
gewinne. 

Eine Veranlaffung diefer Art ift aber Hinfichts des franzöfifhen Zuden Samſon 
Levy aus Neuweiler, über deſſen Geſuch um Ertheilung bes Preuß. Staatsbuͤrgerrechts 
die K. Reg. zu Stettin unterm 7. d. M. anderweit berichtet hat, bis jegt durchaus 
nicht angegeben, und nachgeiviefen, und derfelbe daher bis auf Weiteres unbedenklich 
aurüdgewiefen sc. (Ann. I. 9. 3. ©. 83.) 
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Zweites Kapitel. 


In den Eandestheilen welhe zum Großherzogtum War: 
[hau gehörten!) und in&befondere im Großherzogthum 
Dofen. 


1) Nach den beiden großherzoglich Warfchaufchen 8. v. %0. März 1809. 
und 30. Oft. 18122) war befliimmt, daß nur diejenigen ausländifchen Zus 
den aufgenommen werben follten, welche menigftens ein Vermögen von 
50 Thlr. nachweilen ober darthun würden, daß fie in beflimmten Hand» 
werten erfahren wären. Diejenigen, welche ein Bermögen von 10000 Zhlr. 
mitbringen und biefe zu Fabriken anlegen würden, dabei polnifd, frans 
zöſiſch, oder deutfch leſen und fchreiben könnten, nnd ſich verbindlich mach⸗ 
ten, ihre Kinder vom 7ten Lebensjahre an, in die öffentlichen Schulen zu 
ſchicken, auch fid) äußerlich nicht außzeichneten (nicht Judenkleidung trüs _ 
gen), follten von der Konfcription, und wenn fie Aderleute oder Hand» 
—* wären, auf 6 Jahr von allen oͤffentlichen Laften und Abgaben bes 

eit ein. " on 

Es beſtimmte, hiervon zum Theil, jedoch ohne Angabe eines Grundes 
abweichend 

2 das R. des K. Min. des Inn. (Eıfle Abthl. Köhler) v. 17. Mai 

822. Ä 


Dee K. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 18. v. M. eröffnet, daß bie 
Aufnahme als Preuß. Staatsbürger in der Regel nur ſolchen fremden Juden zugeftans- 
den zu werben pflegt, welche entweder eine gemeinnägige Kunſt oder Wiffenfchaft gehoͤ⸗ 
zig erlernt haben und wirklich betreiben, ober aber, wenn fie zur Klafle der Gewerbes 
treibenden gehören, ein eigentgümliches Vermögen von wenigſtens 5000 Rthlr. mit in 
das Land zu bringen fich verpflichten, und ſich über ben Beſitz eines ſolchen Vermögens 
hinreichend auszuweifen im Stande find. 

Allgemeine Erforderniſſe der Naturaliſation find außerdem: der Nachweis eines uns 
befcholtenen Lebenswandels und hinlängliche Kenntniß ber deutſchen Sprache, um fich 
derfelben bei ſchriftlichen Auflagen bedienen zu können. 

(Ann. VI. S. 389.) 


Brittes Kapitel. 


Erwerbung des Staatsbürgerrehtd Seitens ausländiſcher 
Suden dur Heirath und Abflammung, Ä 


I. Das Staatöbürgerrecht wird der Ausländerin zu Theil, die einen ins 
ländifchen jüdifchen Staatsbürger heirathet. 


1) R. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl, Köhler) v. 28. März 
1825 an die K. Reg zu Münfter. 


Das unterzeichnete Min. Tann mit den Anfichten, welche die K. Reg. in dem Berichte 
v. 10. d. M., betreffend das Gefuch des ZIfraeliten N. N. um Seftattung der Verheis 
rathung mit einer ausländifchen Züdin, entwickelt hat, unter mehreren Beziehungen 
nieht einverftanden fein. , 

Am Allgemeinen ermangelt ed an aller gefeglichen Befugniß, die juͤdiſchen Bewohner 
einer Preuß. Monarchie wieder vereinigten oder neu hinzugekommenen Provinz in ihren 
durch die beftehende, von Sr. Königl. Mal. bis auf weitere Anordnung beflätigten 
Verfaſſung wohl hergebrachten Rechten zu befchränten, fofern nicht ausnahmeweife ges 
wiſſe Beſchraͤnkungen ausdrücklich vorgefchrieben find, die aber jedenfalls auch nicht vere 
möge ertenfiver Auslegung der darüber eriheilten Vorſchriften verfchärft werben türfen. 
Hieraus folgt, daß da, wo ben einländifchen Juden kraft der beftehenden Berfaflung 
. geftattet ift, einen eigenen Hausftand zu begründen, und felbftändig erlaubte Gewerbe 


1) Vergl. Abthl. II. Abfchn. TEE. IV, 
») Laube G. S. IV. ©. 288 und III, ©, 345. 
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zu betreiben, ihrer Freiheit hierunter: kein Zwang angethan werben kann. Eben fo 
wenig find dergleichen Juden in Anſehung der Verheirathung zu befchränten. 

Wenn fi der N. 3. nun aber in dem Kalle befindet, weber in ber einen, noch in ans 
derer Rüdfiht mehr ald andere Ginmochner jenes Landestheiles einer Beſchränkung uns 
terworfen werden zu Tönnen, fo bleibt nur übrig, die Zuläßigkeit feiner Verheicathung 
mit einer Ausländerin zu unterfuchen. 

Das Berbot der Verftattung ausländiſcher Juden, im Ginlande ein Unterkommen als 
Dienftboten zu fuchen, iſt uf diefen garız verfchiedenartigen Fall auch nicht einmal ano: 
logifch anzuwenden. Ein be ones Verbot der Verheirathung einländifcher Juden mit 
Ausländerinnen eriftiret nicht. Ein ſolches würde auch offenbar eine nicht motlvirte 
Härte involviren. Unter die Kathegorie ber für jetzt noch unterfagten Einwanderung 
auslänbifher Juden lafjen bie Fälle, wo jüdiſche Unterthanen eheliche Verbindungen 
mit Ausländerinnen einzugehen beabfihtigen, ſich nicht fuͤglich bringen. Das unter 
zeichnete Minifterium halt alfo dafür, daß dergleichen Verbindungen in allen Fällen au 
een find, wo nicht befondere Gründe, welche in den perfönlichen Berhältniffen ver 
zur Heirath ausgewählten Ausländerinnen beruhen, entgegenftehen. Gründe bieler Art 
hat bie X. Reg. in Betreff ber Verheirathung des R. N. mit der N. N. aus Kur 
nicht zur Anzeige gemacht, und Sie wird daher hiermit veranlaßt, dieſe Verheirathung 
zuzugeben. (Ann, IX. ©. 164.) | 

2) Extrakt aus dem R. d. K. Min. des Inn. (Erſte Abth. Köhler) v. 
28. Okt. 1825 an die K. Reg. zu Polen. 

Die Nichtzulaffung der Verheirathung einheimifcher Juden mit ausländiſchen Züdin: 
nen, welche der Vorfchrift bes GeneralsZubden:Reglements v. 17. April 1797 im $. 16 
rlicfichtlich des Bermögens-Rachweifes genügt haben, ift geſetzlich gar nicht gu begrün- 
ben !). Die allgemeine Beftimmung, nad) welcher ausländifhen Juden für jegt in ber 
Regel die Nieberlaffung im Großherzogthume Pofen nicht erlaubt werben darf, kann auf 
Bälle ber befchriebenen Art ſelbſtredend Feine Anwendung finden, da ſich jene Beſtim⸗ 
mung augenfheinlich darauf nicht bezieht, und der K. Reg. fleht es durchaus niemals 
zu, über das Geſetz felbft hinauszugehen. (Ann. IX, &. 1054.) 

3) R. des K. Min. ded Inn. und der P. (v. Brenn) v. 30. Dec. 1830 
an das K. Ober-Präfidium zu Pofen. 

Ew. 2c. erwiedere ich auf Ihren Ber, v. 16. d. M., daß fo eben über die Feſtſtellung 
der bürgerlichen Berhältniffe der Juden in ben neuen und wiebererworbenen Provinzen 
verhandelt wird, und es daher nicht an ber Zeit ift, jest dieferhalb irgend neue Beſtim⸗ 
mungen zu erlaffen. 

Was nun die auf Anlaß des abſchriftlich mitgetheilten Ber. der K. Reg. zu Brom⸗ 
berg v. 23. Nov. c. das bei ber Verheirathung inländifher Juden mit ausländifchen 
Züdinnen zu beobadhtende Verfahren betreffend, von Ew. 2c. vorgetragenen Zweifel ans 
langt, fo bin id) 

ad 1. mit Ihnen barin einverflanden, daß über bie Art, wie ber nach bem General: 

Juden⸗Reglement v. 17. April 1797 erforderliche Nachweis, daß die auslän- 
difche Juͤdinn Ihrem zukünftigen Ehegatten ein Heirathsgut von 500 Rthlr. zuges 
bracht, zu führen fei, keine beftimmten Vorfchriften ertheilt werben koͤnnen, fons 
dern es nur der pflichtmäßigen Beurtheilung der Landesbehörden uͤberlaſſen wer: 
ben Fonne, in welcher Art fie den Beweis verlangen, und als geführt annchmen 
wollen; 

"ad 2. muß allerdings, ba das G. v. 17. April 1797 im Netz⸗Diſtrikt nicht publigirt 
worden, bid auf weitere Beftimmung nad) dem General-Juben Privilegio v. 
17. April 1750 verfahren werden; 

ad 8. aber bleibt es der Regierung überlaffen, zu arbitriren, welche Summe bes nadıs 

zuweifenden Vermögens ald dem Geſetz entfprechend zu betrachten fei, und wird 
nicht dagegen erinnert werben Fönnen, wenn fie die im G. v. 17. April 1797 
feftgefegte, ald Norm annimmt. (Ann. XIV, G. 786.) 


Die Beftimmung der vorfiehenden Verfügung war nicht geſetzlich bafkıt, 
Die Sen. Juden⸗Regl. v. 17. April 1750 und 17. April 1797, auf welche 
bier zurücdgegangen wird, find theild duch das Ed, v. 11. März 1812, 


— — — — — 


1) Daß auf die Beſtimmung dieſes laͤngſt aufgehobenen Geſetzes nicht 
? nommen werben Tonne, ift —— — kn, TIL Ra, dt Berug ge 
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theils — in Beziehung auf Die zum Herzogthume Warſchau gelommenen 
Lanbestheile — durch die Juden⸗Verfaſſung des Letzteren antiquirt *), alfo 
für Entfcheidung der Frage ohne Einfluß. Die ausländifche Jüdin, welche 
einen inländifchen Juden heirathet, wird von felbft Inländerin, ohne daß fie 
irgend einen Nachweis eingebrachten Vermoͤgens zu liefern hätte. Der er» 
ftere Sag ſtützt fih auf allgemein und von Preußen insbefondere anerfannte 
ftaatörechtliche Prinzipien. Durch die V. v. 1. Suni 1833. 8. 25 ift jedoch 
für dad Großherzogtbum ‚Polen wiederum eine Beflimmung, ähnlich der 
im R. v. 30. Dec. 1830 gedachten, eingeführt worden. , 

U. Ein Ausländer erlangt durch Heirath einer inländifchen Jüdin wer 
der dad Niederlaffungs:Recht in Preußen, noch, den Umftänden nad), bad 
Preußifche Staaröbürgerrecht. Ueherbiefen auf anerfanmten Prinzipien ruhen: 
den und für die alten Provinzen im $. 19 des Ed. v. 11. März 1812 aud- 
gefprochenen Sag bemerkt das R. des Min. des Inn. (Erſte Abth. Köh⸗ 
ler) v. 3. Febr. 1826. . | 

Der K. Reg. wird in Beſcheidung aufden Ber. v. 25. v. M. eröffnet, daß fremden 
Juden, welche fih mit einheimifchen Südinnen verheirathet Haben, die Nieberlaflung im 
Preuß. Staate um diefer Verheirathung willen nicht zu verſtatten fftz indem vielmehr 
das Verbot der Aufnahme in einländifhe Provinzen auch auf dergleichen Juden volle 
Frame: rt ac diefer Vorſchrift iſt in der Regel zu verfahren. 

U. In Betreff der Kinder außtänbifcher Juden, die mit ihrer in zwei⸗ 
ter Ehe in Preußen lebenden Mutter in's Land gelommen, bemerkt das R. 
des Min. des Inn, (Erſte Abth. v. Meding) v. 26. Mai 1840 an das 
K. Pol. Präſidium zu Berlin: 

Bei den unterm 8. d. M. einberichteten Verhältnifien hat es gar kein Bedenken, bie 
bei ihrer Mutter, der verehelichten N. aus Schneidemühl, befindliche Tochter in hiefiger 
— ferner au ae daher das K. PoligeisPräfidium derſelben den Aufenthalt hiers 

Daree Abri ens eine große. Härte fein würde, eine noch minderjährige 14 jährige Toch⸗ 
ter, nachdem fie den Vater verloren, van der Mutter um deswegen zu entfernen, weil 
die in zweiter Ehe hier verheirathete Mutter, nicht aber die Tochter, die Rechte der alts 
laͤndiſchen Juden hat, fo moͤge das K. Polizei⸗Praͤſidium in Zukunft, bevor daffelbe fo 
enge Kamtlienverhältniffe ftört, wie bei Aus ajrun bes Wefcheides v. 6. März d. 3. ges 
ſchehen fein würde, in ähnlichen Yällen vor 9 einer Verfügung beim Miniſterium 
anfragen. (B. M. Bl. 1840. Nr, 376.) 


Zweiter Abſchnitt. 


Beſtimmungen über die Geſtattung bes Aufenthaltes auslän— 
difher Juden im Preußiſchen Staate, Ä 


| Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Beflimmungen. 
1. 
In Anfehung der alten Provinzen. 
1. Dad Ed. v. 11. März 1812 beſtimmt in diefer Beziehung in den 
88. 34—38 wie folgt: vn 


8. 84, 
Fremde Juden, als folche, dürfen weder als Rabbiner und Kirchenhebiente, noch als 


I) Bergl. hierüber die Rote 4. zum R. v 28 Okt. 1826. 
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Lehrburfchen, noch zu Gewerks⸗ ober Hausdienften angenommen werben. Es erfircdet 
ſich jeboch diefes nicht auf diejenigen vergeleiteten Juden, welche ſich zur Beit ber Yublis 
Tation des gegenwärtigen Edikts bereits in Unfern Staaten befinden. 


4. 86. 

Diejenigen einlänbifchen Juden, welche gegen biefe Vorſchrift (5. 34) handeln, verfals 
len in 300 Kthlr. Strafe, ober im Kalle des Unvermögens, dieſe zu erlegen, in eine, ben 
wegen ber Verwandlung ber Strafen vorhandenen allgemeinen Vorfchriften angemeflene 
Sefängnibftrafe, unb der fremde Jude muß über die Gränge gefchafft werden. 


Auslänbifchen Juden ift der Eintritt in das Land zur Durchreife ober zum Betrich 
erlaubter Handelögefchäfte geftattet. Ueber das von benfelben und gegen biefelben gu 
erfahren, follen die PolizeisBehörben mit einer befonderen Inſtruktion 
verjehen werben. 


4. 37. 
Wegen bed Verbots wieder das firen überhaupt, bat es bei ben - 
au In Abfihe ber Saden fein Beenden. 7 voltzeicSe ſete 


8.38. - 
In Königsberg in Preußen, in Breslau unb Frankfurt an ber Oder dürfen fremde 
Juden, fo lange bie Meßzeit dauert, mit Genehmigung ber Obrigkeit, fi aufs 


balten. 
2. Inſtr. des Staatölanzlerd v. Hardenberg v. 25. Juni 1812 an 


ſaͤmmtl. Reg. | 
In dem 6. 36 bes Ed. v. 11. März db. J. 20, iſt noch eine befondere Inſtruktion für 
die Polizei:Behörben über das gegen bie ins Lanb kommenden auslaͤndiſchen Zuben zu 
beobachtende Verfahren vorbehalten worben. In Bezug barauf wirb zupörberft in 
innerung gebracht, daß bie Abficht des Cdikt dahin geht, daß, nach Hung ber in ben 
65. 3. und 4. deffelben vorgefchriebenen Bebingungen, nicht blos die im 5. 1. bezeichnes 
ten jübifchen Staubensgenofien und deren Kamilien, die mit Beneralprivilegien, Natu⸗ 
ralifationspatenten, Schugbriefen und Konzeffionen verfehen find, für Einländer und 
eußifche Staatöblirger angenommen werben follen, fondern daß ſich biefes auch exs 
ecket auf fämmtliche as e Glaubensgenoſſen beiderlei @efchlechts, die, ohne ben 
efig einer befondern obrigkeitlihen Erlaubniß dazu, zu ber Zeit der Publikation bes 
Geſetzes ſich im Lande befunden und an dem Drte ihres Aufenthalts ald Lehrer, Ges 
lehrte, Künftler, Studenten, Sanbtunge: und Gewerbegehülfen, durch Hand⸗ 
und Hausbienftleiftungen, ober durch andere erbzweige ſich reblid, erhalten haben. 
Es find daher nad) der Vorſchrift des 5. 34. des Edikts, nur diejenigen im Lanbe bes 
finblihen jüdifhen Glaubensgenoffen ald Ausländer zu behandeln und fortzufcdhaffen, 
welche ſich in das Land einfchleichen, unb ohne einen eigenen Erwerbzweig nur durch 
öffentliche und Privatunterflügung ſich erhalten haben. 
i Sn aan ber künftig in die Preußifchen Staaten kommenden ausländifchen Glau⸗ 
ensgenoffen, i 
1) zwifchen ſolchen ausländifchen Juden, die blos ald Reifende das Land betreten, 
und foldyen, die im Lande Gefchäfte treiben wollen, zu unterfcheiden. Mas die Er 
fteren betrifft, fo find diefelben im Allgemeinen genau eben fo, wie alle andere 
den in ober durch bad Land Reifenden zu behanbeln, uud wird hierüber das Nähere 
in dem bevorfiehenden befonberen Paßreglement beftimmt werben. Bis dahin if 
von allen betreffenden Behörben mit orafalt darauf zu halten: 

a, daß kein ausländifcher Zube ohne einen befondern unverbächtigen Reiſepaß feiner 
Ortsobrigkeit, welcher die Beſchreibung felner Perfon, die Benennung des Orts 
feines biöherigen Aufenthalts, die Angabe feines Standes und Gewerbes, und 
ben Zweck und das Ziel feiner Neife enthalten muß, ins Land gelaffen werde, 
und daß beſonders Vagabonden und Bettler jüdifcher Religion, ſelbſt dann, 
wenn fie mit einem foldhen Paffe verfehen find, jedoch einen nothwendigen und 
zuläffigen Reifezwed und eine erlaubte Beichäftigung in hiefigen Tanben nit 
nachweiſen koͤnnen, fchlechterbings nicht Über die Graͤnze gelaffen werben, ferner 

b. daß bei dem Zuſammenreiſen mehrerer Perſonen, jede einzeln, in fofern fie nicht 
zu ber ans 4g der re —* Fang N gehört, und dieſes durch 

en elben zweifelfrei nachgewiejen ift, einen befondern Rei 
an — 
aß der fremde jüdiſche Reiſende von ber erſten einländiſchen Poli 
deren Sig er berührt, zu feiner weiteren Reiſe im Lande en Dah fi * 
laſſe, der gleichfalls die Beſchreibung feiner Perſon, die Reiſeroute und ben Ort 
der Beſtimmung enthalten, und von den Polizeiobrigkeiten unterweges gehörig 
vifirt werben muß. 


c 
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2) In ücfiht auf die ausländifchen Juden, die innerhalb Landesgeſchäfte treiben 
wollen, finbet gleichfalls alles dasjenige Anwendung was unter 1) wegen ber Er⸗ 
forderlichkeit der Reifepäffe foftgefest ift. Außerdem kömmt es aber bei ſolchen fer. 
ner darauf an, ob diefelben Bürger oder Angehörige eines Staats find, in welchem 
die Juden alle ftantsbürgerliche Rechte haben, ober nicht. Im erfteren Falle find fie 
im Allgemeinen, wie bie Shriften ihres Vaterlandes zu behandeln, und ift nad 
8. 154 bis 160 ded ©. v. 7. Sept. 1811, die polizeilichen Verhältniſſe dev Gewerbe 
betreffend, zu verfahrenz jedoch fol ſolchen jübifhen Ausländern nicht anders, als 
nach eingeholter Genehmigung des allgemeinen Polizeidepartements, die Erlaub⸗ 
nib und er Gewerbeſchein dazu ertheilet werben, ein Gewerbe umherziehend zu 
eiben. 
Ausländifchen Juben, die in ihrem Vaterlande nicht alle ftaatsbürgerlichen Rechte 
haben, ift innerhalb Landes bios der Ankauf Preußifcher Produkte und Fabrikate 
und der Verkauf der Produkte und Fabrikate desjenigen Staats, in dem fie ihre 
Heimath haben, und zwar lediglich auf offenen Märkten ober in großen 
pläsgen geftattet. Aller andere Gewerbebetrieb und Hanbel und befonders ber Des 
tail- und Haufirhandel, imgleichen alles Kommiſſions⸗ und Speditionsgeſchäft, 
bleibt ihnen unterfagt. 
4) Jede befondere Bergünftigung, welche ben Zuben, als ſolchen, zeither auf ber 
Buonester Meſſe oder fonft irgendwo zügeftanden fein mag, hört hingegen gänzs 
auf. 
Hiernach bat die K. Reg. ſich Tünftig gemeffenft zu achten unb bemgemäß bas 
Weitere zu veranlaflen. (Sämmtliche mtabı.) ' 


II. 
In Anfehung bed Großherzogthums Poſen. 
Der $. 30. der 8. v. 1. Juni 1833 disponirt: 


ae nnd what az Beh He ln Ve 
ubter Han e gefta a ahren ge er⸗ 
theilten oder od ertheilenden polizeilichen Sorfchriften, ei 


II. Ä 
Verhütung des Einfchleihens ausländifcher Juden. 


A, Daßverfahren in Betreff ausländifcher Juden?). 

1) Erneuertes nnd gefchärfted Edikt wegen der überhandnehmenden 
fremden Bettel⸗Juden v. 12. Dec. 1780. 

Wir Friedrich ze. thun kund und fügen hiermit zu wiffen, dab Wir, ohnerachtet der _ 
vielfältigen, infonberheit unterm 13. Nov. 1719, 10. Dee. 1720, 21. San. 17285, 
30. Sept. 1733, 3. San. 1737, 9. Sept. 1738 und 28, April 1748 wider das Einfchleis 
chen fremder Bettels:Zuben ergangenen V. und Gb, dennoch mißfällig wahrgenommen 
haben, daß biefes Uebel fehr überhand genommen, und bie damider gegebenen orlepe 
faft gänzlich außer Acht gelaffen, diejenigen, welchen bie Abhaltung foldhen Gefind 
aus Unfern Landen obgelegen, wegen Vernachlaͤßigung ihrer Pflicht nicht zur Verant⸗ 
wortung gezogen worden, bie Bettel-Iuben aber durch allerlei falfche Vorwendungen 
fi) den Eingang und Aufenthalt in Unfern Landen zu verihaffen gewußt haben. Wir 
haben demnach aus Landesohterlicher Worforge nöthig gefunden, oberwähnte 8. und 
Ed., damit folche für das Künftige genauer und guverläfliger, als bisher geſchehen, 
beobachtet und ausgeübt werden, hiermit und Kraft biefes bahin zu ertendiren, und 
näher zu beftimmen, daß 

4) Kein frember Jude überhaupt, welcher zu Fuße, und nicht mit eigenem ober ges 
dungenem Fuhrwerke, ober mit ber Poſt, ober zu Pferde kommt, von nun an in Unfere 
Lande eingelaffen, fonbern eines von feiner fremden Schugobrigkeit habenden Pafles 
oder Zeugniffes ungeachtet, fofort an den Graͤnzort zurückgewieſen werden foll. 

2) Bon den zu Fuße reifenden Juden aber find nur allein diejenigen bucch und ins 
Land zu laffen, welche entweder zur Frankfurter Mefle gehen oder 50 Thaler bei ſich 


u. 


2) In Anfehung der inlänbifhen Juden vergl. Abth. I. Abſchn. III. Kap. IL, 


Pabenbes baares Gelb aufweifen, ober eines einlänbifchen Schutzjuden von befien Obrig: 
beglaukigtes Attefi, daß derſelbe folchen fremden Juden ald Domeftiquen zu feinem 
Dienfte verfhrieben habe, probueiren koͤnnen. 


% Einen dergl. zu Fuß an einem Gränzort ankommenden Juden, wenn er gebachters 
maßen zum Einpaffiren qualificirt befunden wirb, muß vom Graͤnz⸗Zoll⸗Amte ein Atteft 
ober Pag, in welchem 

bie Stadt oder Drt, wohin er reifen will, und 

bie Zeit feines Aufenthalts im Lande 
zu bemerken ift, gegeben, und berfelbe zugleich zu feiner weiten und völligen Abfertigung 
an bie, an bem Orte des Graͤnz⸗Zou⸗Amts ober fonft zunächft bemfelben vorhandene 
einlänbifche Obrigkeit, mit ber ausdruͤcklichen Bebeutung hingewiefen werben, baß ber 

ß bes Zoll⸗Amts allein zur fihern Kortfegung feiner Reife in das Land nicht hinreiche, 
ondern er dazu auch ein Atteft ber erwähnten Obrigkeit haben müffe, ober fonft des 
Zoll⸗Paſſes ungeachtet gegen ihn, mit Gefaͤngniß und Strafe, ſobald man feiner hab: 

e, verfahren werben würbe. Diefer vorläufige Einlaſſungs⸗Paß des Zoll⸗Amts 

fol gegen 2 Ggr. Schreibgebühr, ohne Stempel, ertheilt werden. 


4) Wenn ein foldyer Zube vom Graͤnz⸗Zoll⸗Amte feine Abfertigung zum weitern Ein- 
paffiren ins Land erhalten, und vorgebacdhtermaßen an die naͤchſte einlänbifche Obrigkeit 
verwiefen worben, fo muß biefe gleichfalls von feiner Qualifitation zum weitern Ein⸗ 
gange ind Land, nach ben $. 2 beftimmten Erforbernifien ſich Überzeugen, und ihm hier: 
auf ein Atteft barüber unter öffentlichem Amtsſiegel extheilen, in welchem zugleich 

a) fein Wohnungs-Drt, 

b) die Stadt, wohin im Lande er reifen will, 

e) feine Anzeige im Allgemeinen von dem vorhabenden Gefhäft oder bem Zweck fols 


cher Reile, 

d) die Längfte Zeit, welche er im Lande fich aufzuhalten gebente, 

e) einige Befchreißung feiner Perfon, nad) der ungefährlichen Größe und dem Ans 
fehen nad) zu ſchaͤtzenden Alter, ber Farbe des Bartes und der Haare, auch der 
noch fonft etwa in die Augen fallenden Gefichtö:3eichen, 

aussubrücden ift. Mit ſolchem Atteft aber muß bie Obrigkeit benfelben nicht aufbaiten, 
fonbern möglichft geſchwinde abfertigen, audy dafür außer bem Stempelbogen von 4 Ger. 
nichts mehr ald 2 Ggr. Schreibgebähren nehmen, und ihn babei belehren, daß er dieſes 
Atteft nebft dem Paß des Gränz: Zoll Amts bis zu feiner Rückkehr außerhalb Landes 
wohl aufzuheben habe, indem er an allen Orten im Lande, welche er burchreifen oder wo 
er ſich aufhalten würde, felbiges werde vorzeigen müffen, und wenn er dieſes nicht zu 
dem vermödhte, ald ein zum Betteln ober aus andern unerlaubten Abſichten eingefdLlis 
ener Vagabonde angefehen, geftraft und Über die Gränze gebracht werben wuͤrde. 


Ueberbem ift dergl. Juden von ber ihm das Qualiſfikations⸗Atteſt ertheilenden Obrig⸗ 
keit zu belehren, daß er die öffentlichen Straßen nad) ber angegebenen Stadt halten, 
und überhaupt weder betteln, noch in Städten, wo Juden wohnen, ſich von benfelben 
Almofen oder freien Unterhalt und die Mittel zu feinem weitern Fortkommen reichen 
laffen, auch wenn er über die in feinem Qualifikations-Atteſt beflimmte Zeit, wegen 
Krankheit oder anderer unvermeiblicher Hinderniffe, fi im Lande aufzuhalten geziwuns 
gen fein follte, folcyes der Drrigteit, wo er fich befindet, glaubhaft nachweiſen, und auf 
eine gewiffe zu verlängernde Zeit feines Aufenthalts im Lande, ein Atteft, welches jeboch, 
wenn bie Hinberung der Kortreife in andern Urfachen, als in einer wirklichen Krankheit 
befteht, ohne vorherige Anfrage bei der Kriegss und Domainentammer ober Kammers 
Deputation der Provinz, wo der Jude ſich aufhält, von Feiner Obrigkeit ertbeilt wers 
den muß, ſich geben laſſen oder zu gewarten haben fol, daß, wenn er auf Neben⸗ und 
ſolchen Wegen, die nicht zu ber von ihm angegebenen im Atteft benannten Stadt führen, 
oder auch Über die barin beftimmte Zeit fi, im Lande betreten laſſen follte, ex als bes 
Bettelnd oder anderer unerlaubter Handlungen und Abfichten verdächtig, zum @efängs 
niß gebracht, zur Unterfuchung gezogen, und wenn auch fonft nichts auf ihn zu bringen 
ift, er dennoch fofort blos um deswillen, weil er ſich auf Abwegen betreffen laſſen, ober 
über die im Atteft benannte Zeit fi im Lande aufgehalten, über bie Gränze geihafft, 
wenn er aber auf Betteln, freier Beköſtigung und weiterer Kortbringung von feinen 
Glaubensgenoſſen, Kontrebande, ober Haufiren fich befinden läßt, mit Zuchthaus: oder 
Beftungsftrafe belegt werden wird. 

5) Wenn ein frember Jude mit Br ober gebungenem Fuhrwerke auf ber Gränze 
einpaffirt und mehrere Juden bei bat, fo iſt derfelbe zu befragen, ob bie übrigen 
ihm zugehörenz oder ob er das Fuhrwerk mit ihnen gemeinfchaftlic gemiethet habe? 
und ift er babei zu verwarnen, daß, wenn er die Wahrheit hinterhalten follte, und er 

die übrigen Zuben blos in ber Abfiht aufgenommen, um ihnen ben Eintritt ind Land 
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zu verfchaffen, er felbft mit gleicher Strafe, wie bie durch folche feine Hülfe eingefchtts 
chenen Juden angefehen werben fol. 

6) Damit auch fremde Bettel:Juden, welche, wenn fie auf Nebenwegen fich einges 
ſchlichen, mit keinem vorfchriftSmäßigen Atteft verfeben fein können, nicht unter dem 
Vorwande, daß fie einländifhe Schuß: Juden oder derfelben Bediente umb Angehörige 
find, fi) im Lande aufhalten und herumvagiren können, fo fol jeder einländiſche Schußs- 
Jude auf Reifen, die er zu Fuß thut, feinen Geleitöbrief oder ein Atteft der Obrigkeit 
feines Orts, zu feiner Legitimation, bei ſich führen, und wenn er einen Bebienten ober 
Angehörigen zu Fuß ausſchickt, ihn mit chen dergleichen obrigkeitlichen Atteft verfehen. 
Daffelbe kann ein Schugjude zu foldhen Reifen für fi, nicht minder für denjenigen 
feiner Bedienten, den er zu dergl. Reiſen gebraucht, ein für allemal ſich geben laſſen. 
Nur muß er dasjenige Atteft, welches er einem zu Ausfchidungen gebrauchten Bedien⸗ 
ten ausfertigen läßt, bemfelben, wenn er aus feinem Dienfte geht, abnehmen, bamit 
fein Mißbrauch davon zum Herumvagiren und Betteln gemacht werben koͤnne, wie 
dann, wenn er diefes unterlaffen, und daraus ſolcher Mißbrauch entftehen ſollte, er 
fodann als ein Mitfchuldiger angefehen und geftraft werden wird. Würde aber ein 
Schutzjude ober deffen Bedienter, ohne erwähntes Atteft bei fich gu führen, auf eine 
Heife zu Buß fich begeben, fo hat er zu gewärtigen und fich felbft beizumeffen, daß er als 
ein verdächtiger Betteljube fo lange, bis er ſich hinlänglich Yegitimirt Haben wird, ans’ 
gehalten, und dem Befinden nad) zum Arreft gebracht werden foll, Webrigens ift in 
diefen Atteften eben jo, wie in benjenigen, welche fremden, zu Fuße einpaffirenben Ju⸗ 
den ertheilt werben follen, bie Perfon nad ihrem äußerlichen Anfehen zu befchreiben, 
und dafür außer bem Stempelbogen von 4 Ggr. nichts mehr ald 2 Ggr. Schreibgebühs 
ren zu nehmen. 

7) Alle Gerichtsobrigkeiten, Zollämter, Schulzen und Dorf⸗Gerichte, Kreis⸗ und 
Polizeiausreiter, Thorfchreiber, Tabaks⸗ und andere zur Entdeckung der Kontrebande 
und Defraudationen beftellte Aufpafler und Bediente follen nicht nur befugt, fondern 
aud) [huldig fein, die zu Fuße reifenden Juden ſowohl beim Einpaffiven In einen Ort 
und in ihren Herbergen, als auch Telbft auf den Heer» und anderen Straßen anzuhals 
ten, von ihnen die Vorzeigung eines Atteftes obgebachter Art zu erforbern, und wenn 
fie dergleichen nicht aufmweifen können, oder die darin beftimmte Zeit ihres Aufenthalts 
in ri Landen verfloffen ift, diefelben in den nächften Gerichtsort zum Arreſt bringen 
zu laſſen. 


Befonders müffen diejenigen, bei welchen dergleichen Juden auf dem platten Lande 
einkehren, fofort der Obrigkeit ober dem Schulzen dafelbft folcyes anzeigen, und bie Ges 
richte des Orts ſich das Atteft vorzeigen Lafjen, bei deflen Ermangelung oder befundener 
Ueberfchreitung der Zeit des Aufenthalts im Lande aber den unlegitimirten Juden arres 
tiren, und ihn dem Landrathe des Kreifes oder dem Magiftrat der nächſten Stadt, ober 
dem nächſten Juſtizamte zu deffen Verwahrung in einem öffentlichen Gefängniffe abs 
liefern, worauf der Landrath, Magiftrat oder Juſtizamt die Unterfuchung wider ihn 
anzuftellen, und das aufgenommene Protokoll der Krieges und Domainen⸗Kammer eins 
zufenben, diefe aber die Beftrafung forwohl des Juden, als derjenigen, die ihn bis dahin 
erweislich haben paffiren Laffen, fo wie in der Folge enthalten, zu veranlaffen hat. 

8) Da es nach diefer zur gänzlichen Abhaltung fremder Betteljuden abzielenden und 
hierdurch feftgefegten Einrichtung nicht eigentlich darauf ankommt, ob ein Zube wirklich 

ebettelt hat, fondern blos, ob er zu Fuſſe reife und Fein Atteft von obgedachter Art 
Babe, ober die bemerkte Zeit feines Aufenthalts im Lande ſchon verftrichen ift, um gegen 
ihn als einen unzuläffigen Vagabonden zu verfahren, fo fol, fo oft ein folcher Zube 
durch die vorgefchriebene Vigilanz oder auch bei General : Vifltationen entdeckt wird, er 
mag gehettett haben oder nicht, die ſammariſche Unterſuchung allezeit mit dahin gerich⸗ 
tet werden, 


wie gedachter Jude ins Land gekommen, 

welche Städte er durchpaſſirt, und 

an welchen Orten, auch bei wen er eingekehrt iſt und uͤbernachtet hat, ba benn jeber 
dererjenigen, welche auf Betteljuden von Amtöwegen vigiliren follen, aber ihn pafs 
firen laffen, und bie ihn beherbergt haben, zur Werantwortung gezogen und in vers 
bältnigmäßige Geld oder Leibeöftrafe genommen werben follen, 


9) Weil aber der hier vorgefchriebenen Mittel ungeachtet durch Vorſchub einländiſcher 
Schutzjuden felbft, aus ungeitigem Mitleiden, obwohl zu ihrer eigenen Beläftigung, dens 
noch fremde Betteljuben fich einfchleichen, und von ihnen gehegt werden können, fo foll 
nicht nur jeder Schugjude, bei welchem ein fremder Jude fidy einfindet, fofort bei Zehn 
Thaler Strafe, und im Wieberholungsfall bei Verluft feines Schug-Privilegiums, ohne 
daß ihn Verwandtſchaft oder andere Berhältniffe und Bewegungsgrunde entihulkisen 
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ı .folen und bie Strafe mindern können, dem Magiftrat bes Orts und in Unfern Refibens 
zien dem Polizeibireftorio zur Unterfuchung feiner Qualifitation und weitern gefeglichen 
Verfügung zu melden gehalten, fondern aud) den Zubengemeinden überhaupt nicht ers 
laubt fein, vembe arme Juden herkommen zu laffen oder anzunehmen, und in ihren 
a halten ober durch gemeine Beiträge auf lange oder kurze Zeit zu verpflegen. 

au 

40) Unſere Lande von benen bisher eingefchlichenen fremden Bettel⸗ und andern uns 
qualizirten Juden, welche theild von einzelnen Schugjuden, theils in ihren gemeinen 
Anftalten gehegt und unterhalten werben, gereinigt werden, fo jollen die Zuben-Xelteften 
ober Vorſteher jeden Orts, dergleichen bei ihrer Gemeinde befindliche Juden binnen 4 
Wochen dem Magiftrate angeben, und muß der. Kommilffarius loci ſolche vom Magiftrat 
ihm augufendende Anzeigen an bie Kriegs: und Domainens Kammer einichicdlen, dieſe 
abes die Wesfchaffung folcher Juden, ohne Verzug, bewerkftelligen laffen, zu welchem 
Ende auch die Aelteften und Voriteher überall, beſonders aber in Unſern Reſidenzien 
unb andern großen Städten, wo flarke Subengemeinben find, befugt und ſchuldig fein 
follen, von jedem Schugjuben, gegen welchen fie Verdacht haben, daß er einen Bettel⸗ 
juben unter dem Namen eines Domeftiquen begt, darüber nach ihren Deligiondgebräu: 
chen den Eib & fordern, welchen die Obrigkeit auf ihr bloßes Verlangen, ohne Geſtat⸗ 
tung einiger Ginwendung und Prozeffed, von dergleichen verbäcdtigen Schutzzuden und 
defien angeblichem Domeftiquen abnehmen kann und foll. 

11) Wenn zu Fuße reifende, mit einem vorfhriftemäßigen Atteft nicht verſehene 
fremde Juden eingezogen werben, follen biefelben, fie mögen auf Betteln betroffen fein 
ober nicht, das erftemal mit 14tägigem Gefängniß bei Wafler und Brobt beftraft und 
biernähft mit der Verwarnung, daß fie das zweitemal zum Zuchthauſe auf 6 Monate 
seit dem fogenannten Willkommen und Abfchiede, das drittemal aber auf Lebenslang in 
bie Karre gebracht werben follen, aus bem Lande gewiefen, auch bei wieberholten Ein» 
ſchleichungen diefe Strafe an ihnen vollgogen werden. 

Wir befehlen demnach 2c. 

MC, 0; Tom 1. ©, 3084. Nr. 32. de 1780. — Rabe Bd. J. Abth. 6. 


2) CR. des K. Min. d. J. ud P. (v. Roch ow) v. 10,08. 1839 an 
fämmtl. K. Reg. und dad K. Pol. Praͤſ. zu Berlin. Ertheilung dies ſeiti⸗ 
ger Päffe für autländifche Juden in den diesfeitigen Staaten. 


— — Da übrigens bie Erfahrung gelehrt hat, daß vorzugsweiſe ausländifche Hans 
delsjuden bemüht find, fich Preuß. Paͤſſe zu verfchaffen, und, wenn ihnen ſolche einmal zu 
Theil geworben, deren Erneuerung oder Prolongation unter den verfchiebenartigften 
Borwänden zu erlangen, um das Land nach allen Richtungen burchftreifen zu können, 
fo wird binfihtlich ihrer befonbers feftgefegt, daß eine Prolongation ihrer abgelaufenen 
Paſſe, oder die Ausftellung neuer biesfeitiger Paͤſſe, ober Geleiticheine in deren Gtelle, 
nur unter.ganz befondern Umfländen und mit ausdrücklicher Bewilligung der K. Reg., 
in beren Bezirk fie ſich aufhalten, erfolgen darf. In Stelle angeblich verlorener Päffe 
bürfen nur Päffe zur Rückkehr in die Heimath mit vorbezeichneter Reiferoute ausgeftellt 
werben. " 

egen werben bie K. Reg. ber öftlihen Provinzen, deren Bezirke an bas Ausland 
änzen, für ben Fall, daß nach ihrem Ermeffen bie den ausländifchen Juden von ihren 
imathlichen Behörden ertheilten Paͤſſe eine geringere Gewähr als biesfeitige Gingange: 
päffe darbieten follten, autorifirt, die zur Ausftellung von Eingangspäffen in ben Gränz⸗ 
kreiſen beauftragten Behörden zur Ertheilung folder Päfle an ausländifche Juden 
enerell zu ermaͤchtigen, und fie zu dieſem Behufe mit der erforberlichen, an mich abs 
Pprifttich einzureichenben Inſtr. zu verfehen. 

Bon der Prolongation oder Erneuerung folcher Päffe im Innern des Landes gilt 
aber daſſelbe, was über die Unzuläffigkeit der Prolongation ober Erneuerung der ben 
ausländifchen Juden ertheilten heim at hlich en Päffe angeordnet worden ft. 

(Ann. XXIII. G. 179.) 


3) C. R. des K. Min. des 3. und der 9. (v. Shudmann), v. 24. 
Mir, 1823, an ſämmtl. K. Reg. (mit Ausfchluß der weſtphaͤliſchen und 
sheinifchen). Reiſepaͤſſe und Seleitfcheine der fremden Juden 1). 


— 


1) Das Publ, der Reg. zu Marienwerder v. 30. Mai 1828 (X. VIE, 349. — 2. 
72.) wieberholt (zum Theil woͤrtlich) die Beftimmungen biefes R. 
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Das K. Fm. Min. hat durch die Verf. v. 3. d. Min. die Ertheilung und Verlängerung 
: von Reifepäflen und G@eleitfcheinen im Innern des Landes für fremde Juben betr., ber 
K. Reg. zu Königsberg in Pr. eröffnet, daß die dem Jubengeleit zum Grunde liegende 
polizeiliche Zwecke bei deffen Srhebung nicht außer Acht zu laffen und baher bei legtern 
an der Gränze basjenige, was entw. in früheren Verf. beflimmt oder von ber Pol. Bes 
börbe für nöthig erachtet worden, zu beobadıten und bie Prolongation im Innern nicht 
eher gefchehen dürfe, als bis die Pol. Behörde die Bewilligung zum längern Aufenthalte 
gegeben, mithin im Innern des Landes das Prolongationsgeleit von ber Steuerbehörbe 
nur erft dann gefchehen könne, wenn jene Erlaubnig zum verlängerten Aufenthalt Sel⸗ 
tens der Polizei ertheilt worden. 

Mit Bezug auf diefe Verf. wird die K. Reg. barauf aufmerkſam gemacht, daß ber 
beabfichtigte Zweck, die fremden Juden von dem Einfchleichen in die K. Staaten, dem 
Bagabondiren und unbefugten Haufiren in denfelben abzuhalten, nur dadurch möglichft 
erreicht werden Tann, wenn die Graͤnz⸗Zoll⸗Behoͤrden und die Paßpol.⸗Behoͤrben hierbei 

leich wirtfam find und überhaupt die Kontrolle eines jeden ins Land gekommenen 
Fremden Juden vorzügli an der Gränze verbleibt, im Innern des Landes aber gegen 
jene keine vorgreifende Aenberungen vorgenommen werben. 

Die noch beibehaltene Erhebung des Judengeleits giebt hierbei, gehörig gehandhabt, 
einen ſehr wefentlihen Anhaltspunkt. 

Leder einlommende fremde Jude muß fich ſchon biefer zogabe wegen nach ben Beſtim⸗ 
mungen des vormaligen Accife:Tarifs v. 22. Mai 1806. S. 64 bis 66 über feine Ges 
ſchaͤfte im Lande und den Beſitz der dazu gehörigen Gelbmittel, beſonders aber über Zeit 
und Ort feines Aufenthalts legitimiren, und erhält erft dann ven erforderlichen Geleit⸗ 
dein, oder in befondern Fällen den diesfälligen Depofitenichein zu feiner Reife bis zur 
nächſten gappol.: Bepörhe. Beide werden in ber Regel nur auf Vier Wochen, als 
laͤngſten Termin des Aufenthalts im Lande geltend, ertheilt, nur bei den zu Inlänbifchen 
Me Nen reifenden Juden ift eine Erneuerung bes Geleits auf Bier Wochen angenommen 
worden. 

Wenn nun die Graänz⸗Zoll-Behoͤrden mit Umfiht und Kraft verfahren und ben Paß⸗ 
Pol.:Behörben dergeftalt in die Hände arbeiten, daß alle Erforberniffe zur Ausftelung 
des Paffes gehörig ermittelt find, und Fein Zube ohne den letztern feine Reife ine E 
antreten kann, fo muß aud) für benfelben bie Dauer bes Aufenthalts im Lande genau 
erwogen und vorgefchrieben fein, und es kommt nur darauf an, daß im Innern des Lans 
des den Juden weder neue Seleitfcheine, noch auf den Grund derfelben fernere Paͤſſe 
ertheilt, vielmehr alle Zuden, deren beiderfeitige vorbenannte Ausweife abgelaufen find, 
fofort an die Graͤnze zurückgewiefen werben 2c. (Ann. VIE. 116—1. 65.) 


4) C. R. ded K. Min. des J. (Köhler), v. 15. Oft. 1824, an die K. 
Reg. zu Sumbinnen, Königsberg, Marienwerder, Bromberg, Pofen und 
Oppeln. Maaßregeln gegen dad Einfchleihen polnifcher Juden. 


Die neuerdings im Königreihe Polen emanirten V., wornad) die dortigen Juden 
dem Schank⸗ und Schachergewerbe entzogen, und von der Gränze drei Meilen zurüd in 
das Innere des Landes entfernt werben follen, Yaffen mit Grund beforgen, daß mehrere 
ber jenfeitigen Schacher-⸗, Brenner und Betteljuben, um einer foldhen ihnen eben fo 
läftigen ald ungewohnten Lebens» und Gewerbs⸗Verfaſſung fi zu entziehen, den Vers 
fuch machen werben, ſich in das Preuß. Gebiet einzufchleichen. 

Die K. Reg. wird daher aufgefordert, fofern diefes nicht etwa bereits gefchehen fein 
möchte, alle zweckdienliche Maßregeln zu ergreifen, um das Einfchleihen polnifcher 
Juden in die diesfeitigen Etaaten zu verhüten, wo ſolches aber der anzumenbenben Vor⸗ 
fit ungeachtet ftattfinden follte, die Audweifung und Kortfchaffung der übergetretenen 
Juden mit gehörigem Nachbrud zu bewirken. (A. VIII. 1138—4, 101.) 


5) R. der K. Min. des 3. (Köhler) u.d. F. Maaßen), v. 16. Juli 
1826, an die K. Reg. zuM.N. Deſſelben Inhalte. 


Die K. Reg. hat durch ihr diesjähriges Amtsbl. eine Bekanntmachung über die Mits 
tel, frembe Juden von dem Einſchleichen in die K. Staaten, dem Wagabondiren und 
unbefugten Haufiren in denfelben abzuhalten, erlaflen, welche ben beftehenden Vorſchrif⸗ 
ten nicht Überall entſprechend ift. Es ift naͤmlich darin bemerkt, baß die noch beftehende _ 
Erhebung des Zudengeleits hierbei einen wefentlihen Anhaltspunkt gebe, unb daß im 
Innern des Landes den fremden Juden weder neue Geleitöfcheine, noch auf den Grund 
berfelben fernere Päffe zu ertheilen, vielmehr diefelben nad) Ablauf ber vorbenannten 
Ausweife fofort an die Graͤnze zurücdzuweilen fein. Die @eleitdabgabe — 
nicht im Allgemeinen für fremde Juden, ſondern nur für bie aus dem eiche 


Bierte Abtheilung. 
Die Verhaͤltniſſe der auslaͤndiſchen Juden zum Preußiſchen Staate. 


Grſter Abſchnitt. 


Erwerbung bed Preußiſchen Staatsbürgerrehtes Seitens 
ausländiſcher Juden. 


Erſtes Kapitel. 
In den alten Provinzen. 

Füur die alten Provinzen beſtimmt hierüber 
1) das Ed. v. 11. März 1812 in den $$. 31—33 wie folgt. 

8. 31. 

den Juden iſt es nit erlaubt, in den bi Staaten ſich nieberzulaffen, ſo 
—* nicht das Dee — —A— om, ſich ieß 

8§. 32. 
Zur Erwerbung dieſes Buͤrgerrechts koͤnnen fie nur auf den Antrag der Regierung ber 
ovinz, in welder die Niederlaſſung erfolgen fol, mit Genehmigung Unferes Minis 

erii des Iun. gelangen. 

5. 33, 

Sie genießen alsdann mit den Einländern gleiche Rechte und Zreiheiten. 


2) R. des K. Din. des Inn. (Erſte Abthl. Köhler) v. 15. Juli 1817 
an die K. Reg. zu Stettin. Bedingungen der Naturalifation. 
m ustänbifche Juden Tönnen nur durch Naturalifation das Staats⸗Buͤrgerreqht 


Diefe Naturalifation wird ertheilt, wenn ein befonderes öffentliches Intereſſe, es 
grüne ſich ſolches auf cin beträchtliches einzubringendes Vermögen, auf beſonders nt 
liche Sewerbebetreibung, auf anderweitige nügliche Geſchicklichkeiten oder auf vorz 
Seifesbilbung, dafür obwaltet, daß man ein beflimmtes Individuum für ben 
gewinne 

Eine Beranlaffung biefer Art ift aber Hinfihts des franzoͤſiſchen Juden Samfen 
Levy aus Neuweiler, über deſſen Geſuch um Ertheilung des Preuß. Staatsbärgerredits 
die 8. Reg. zu Stettin unterm 7. d. M. anderweit berichtet na bis jegt durchaus 
nicht angegeben, und Fa und aene baber bis auf Weiteres 
zurüdgewiefen sc. (Ann. 1. 9. 3. S. 83 
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Zweites Kapitel. 


In den Landestheilen welche zum Großherzogthum War: 
fhau gehörten!) und insbefondere im Großherzogthum 
Dofen. 


1) Nach den beiden großherzoglich Warfchaufchen U. v. 20. März 1809. 
und 30. Oft. 18122) war beflimmt, dag nur diejenigen ausländifchen Zus 
den aufgenommen werben follten, welche wenigſtens ein Vermögen von 
50 Thlr. nachweifen oder darthun würden, daß fie in befimmten Hand» 
werden erfahren wären. Diejenigen, welde ein Wermögen von 10000 Zhlr. 
mitbringen und diefe zu Fabriten anlegen würden, dabei polniſch, frans 
zöfifch, oder deutfch lefen und fchreiben könnten, nnd ſich verbindlich mach 
ten, ihre Kinder vom 7ten Lebensjahre an, in die’öffentlichen Schulen zu 
ſchicken, auch ſich äußerlich nicht auszeichneten (nicht Judenkleidung trüs _ 
gen), follten von der Konfcription, und wenn fie Aderleute oder Hand» 
Det wären, auf 6 Jahr von allen öffentlichen Laften und Abgaben bes 
reit fein. et | 


Es beftimmte, hiervon zum Theil, jedoch ohne Angabe eined Grundes 
abweichend 

2) das R. des K. Min. des Inn. (Erfie Abthl. Köhler) v. 17. Mai 
1822, | 

Dee K. Reg. wird in Beſcheidung auf Ihre Anfrage v. 19. v. M. eröffnet, daß bie 
Aufnahme als Preuß. Staatsbuͤrger in der Regel nur folhen fremden Juden zugeflans 
den zu werben pflegt, welche entweber eine gemeinnüsige Kunft ober Wiflenfchaft gebös- 
zig erlernt haben und wirklich betreiben, oder aber, wenn fie zur Klaſſe der Gewerbes 
treibenden gehören, ein eigenthümliches Vermögen von wenigſtens 5000 Rthlr. mit in 
das Land zu bringen ſich verpflichten, und fich über ben Beſitz eines ſolchen Vermögens 
hinreichend auszumeifen im Stande find. 

Allgemeine Erforderniſſe der Raturalifation find außerdem: dee Nachweis eines uns 
befcholtenen Xebenswandels und hinlängliche Kenntniß ber deutſchen Sprache, um ſich 
derfelben bei fchriftlichen Auflagen bebienen zu können. 

(Ann, Vi. ©, 389.) 


Drittes Kapitel. 


Erwerbung ded Staatsbürgerrehtd Seitens ausländiſcher 
Juden durch Heirath und Abſtammung. 


I. Das Staats bürgerrecht wird der Ausländerin zu Theil, die einen in⸗ 
laͤndiſchen jüdifchen Staatöbürger heirathet. | 


1) NR. des K. Min. des Inn. (Erſte Abthl, Köhler) v. 28. März 
1825 an die K. Reg zu Münfter. 


Das unterzeichnete Din. kann mit den Anfichten, welche die K. Reg. in dem Berichte 
v. 10. d. M., betreffend das Geſuch des Iſraeliten N. N. um Geftattung der Verheis 
rathung mit einer ausländifchen Züdin, entwickelt bat, unter mehreren Beziehungen 
nicht einverftanden fein. , 

Im Allgemeinen ermangelt ed an aller gefeglichen Befugniß, die juͤdiſchen Bewohner 
einer Preuß. Monarchie wieder vereinigten oder neu hinzugelommenen Provinz in ihren 
durch die beftehende, von Er. Königl. Mai. bis auf weitere Anordnung beftätigten 
Verfaffung wohl hergebrachten Rechten zu beſchraͤnken, fofern nicht ausnahmemeife ges 
wife Beſchraͤnkungen ausdruͤcklich vorgefchrieben find, die aber jedenfalls auch nicht vers 
möge extenfiver Auslegung der darüber eriheilten Vorſchriften verfchärft werben türfen. 
Hieraus folgt, daß da, wo ben einlaͤndiſchen Juden kraft der beftehenden Berfaffung 
geftattet ift, eihen eigenen Hausftand zu begründen, und felbftändig erlaubte Gewerbe 


2) Bergl. Abtht. IN. Abfchn. TIL IV. 
2) Laube @. @&, IV. ©. 288 und III. ©, 345. 
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Was nun bie von ber K. Reg. beſonders in Frage geſtellte Beglaubigung ber ben 
Kuſſiſchen Gouvernements⸗Päaſſen beigefügten Ueberfegung betrifft, welcher übrigens bie 
Berf. v. 22. Rov. v. 3. mehr nur beiläufig erwähnt, jo kann barauf, wenn fonft alles 
in Ordnung iſt, und fiber die Zulaffung kein Zweifel obwaltet, um fo weniger. ein beſon⸗ 
beres Gewicht gelegt werben, als bie beutfche Meberfegung immer mit dem Paſſe verbun⸗ 
ben ift, und darin fchon eine Art von Beglaubigung liegt, mithin eine befondere Beglaus 
bigung der Treue deffelben, Seitens des Ruſſiſchen Gouvernements oder des bieffeitigen 
GeneralsKonfuls in Warſchau, nicht viel mehr als eine leer Körmlichkeit fein wärbe. 
Deswegen finde ich auch gegen bie den Lanbräthen von ber K. Reg. ertheilte Anweifung 
im Welentlihen zwar nichts zu erinnern, ic) Tann es indeſſen nicht billigen, daß bei bem 
Mangel einer befonderen Beglaubigung ber deutſchen Ueberfehung die Paßinhaber in als 
Ion Källen zur Löfung eines diefleitigen Pafles verpflichtet werben follen, muß vielmehr 
in diefer —— die K. Reg. auf die Ihr deshalb unterm 16. Nov. 1832 gemachte 
Gröffnung verweifen. 

Zugleich aber finde ich nic veraniaht, ber K. Reg. bei Austellung dee Gewerbfcheine 
Ausländer, namentlich für polnifche Juden, eine größere Vorſicht und Aufmerkſam⸗ 
zu empfehlen, als bisher beobachtet zu fein fcheint, indem die K. Reg. eines Theile 

die erhobenen Klagen durch unvorfihtige Bewilligung der Gewerbſcheine felbft herbeiges 

führt hat, andern Theile aber felbft anführt, daß von ben betreffenden Unterbebörben 
oft ſolche Juden, ohne hinlaͤngliche Legitimation, auf ben Grund abgelaufener Gewerb: 

feheine zugelaffen worben fein. (Ann. XVIII. &. 156.) 

410) R. des 8. Min. des Inn. und der Pol. (Köhler), v. 29. Mär 

1838, an die K. Reg. zu Gumbinnen. Paßverfahren gegen Polnifche JIuden. 

Der 8. Reg. wird auf den Bericht v. 13. d. M. eröffnet, wie nicht mit Gicherheit 
darauf zu rechnen ift, daß durch eine Kommunikation im diplomatifchen Wege eine voll: 
ſtändigere Bezeichnung der Inhaber der von dem Kaifer!. Ruſſiſchen Gouvernement zu 
WBarfhau zu Reifen. nad) den bieffeitigen Staaten ausgefertigten Paͤſſen zu veranlaffen 
fein werde. Es erfcheint vielmehr angemeilener und zwedmäßiger, wenn bie X. Reg. 
denjenigen Polnifhen Juden, deren Paͤſſe, wie der von Ihr in Abſchrift eingereichte, 
den nothwendigen Erforberniffen polizellicher Legitimations⸗Dokumente nicht eniſpre⸗ 
hen, den Eintritt in die diefleitigen Staaten nicht geftattet, vielmehr die Anordnung 
trifft, daß fie an der Grenze zuruͤkgewieſen werben. (Ann. XXII. 180—1. 169.) 

11) Auf Grund vorftehender Beflimmungen find eine große Zahl Pu: 
blitanda Seitens einzelner Regierungen erlaflen, fo 
a) Seitend der Reg. zu Sumbinnen bie Publ. v. 14. San. 1817, 

(Ann. 1.9.1.6. 128), v. 18. San. 1819, (Ann. III. S. 187), 28. Juli 

1821, (Ann. V. &, 667), 8. Sebr. 1823, (Ann. VIE. 111. - 

b) Geitend der Reg. zu Pofen die Cirk. Verf. v. 13. Sept. 1836, 


14. März 1834 und 11. Dez. 1835. (Ann. XX. &. 870.) 


B. Strafen gegen ausländifche, unlegitimirt im Lande 
vagirende Juden. 


1) R. des K. Pol. Min. (im Auftrage v. Kamp) v. 5. San. 1819 an 
die K. Reg. in Oppeln. Behandlung der im Lande zwar gebornen, jedoch 
mit dem Staatöbürgerrechte nicht verfebenen eingelieferten Juden. 

Der K. Reg. wirb auf Ihre Anfrage v. 11. Nov. v. 3., wegen Behandlung ber im 
Lande zwar gebornen, jedoch mit dem Staatsbuͤrgerrechte nicht verfehenen, eingeliefers 
ten Juden hierdurch im Einverſtändniß mit dem K. Min. des Inn. eröffnet, daß in kei⸗ 
nem Kalt der Zuruͤcktritt folcher über die Grenze gebrachten Juden eine foͤrmliche Aufs 
nahme derfelben ald Staatsbürger herbeiführen Tann. 

8 iſt dagegen unbedenklich, ihnen Häffe in das Ausland ji ertheilen, in welchen aus⸗ 

druͤcklich bemerkt fein muß, daß fie lediglich wegen des, nicht zur gehörigen Zeit nach⸗ 

efuchten Staatsbürgerredhts nicht geduldet würden, und die K. Reg. darf dergleichen 

Soden nur nach dem angränzenden Polen inftrabiren, wo beren Kufnahme nichts im 

f —S bennod surücdtehrenden und fich als Landſtreicher herumtreibenben Aus 

den find alsdann auch die gegen Bagabonden vorgefchriebenen Maßregeln unnachfichts 
Ud anzuwenden. (Ann. III. &. 128. 

2) R. der K. Min. des Inn. und der Zin. (v. Shudmann. v. Mob) 
». 30. Okt. 1827 an die Königl. Reg. zu Gumbinnen. Strafverfahren ges 


gen bie im Bande aufgegriffenen volriſchen Iuden. 
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DEE K. Reg. wird zur Beſcheidung auf die in Ihrem Berichte vom 11. Aug. c. ent⸗ 
baltene Anfrage: ob gegen die im Lande aufgegriffenen polnifchen Buben, bei denen wes 
der Waaren, Geld nody Gelbeswerth gefunden worden, auch auf Beflrafung wegen De: 
fraubation der Geleits: Abgabe zu erkennen fei!)? eröffnet, daß in Anfehung folder pols 
nifhen Juden, wenn fie mit den im $. 27 des Landarmen-Reglements v. 31. Dt. 1793 
feftgefegten Strafen belegt worben find, die Rüge ber Nichtlöfung deö Geleitfcheines uns 
terbleiben Tann. Denn fofern dergleichen Juden, wie wohl meiftens und faft ohne Aus⸗ 
nahme der Saul fein dürfte, die geordnete Geldftrafe von 10 Thlr. zu entrichten nicht 
vermögen, würde nur eine Verwandlung der Geldbuße in Gefängnißftrafe übrig bleiben, 
letztere aber, welche höchftens eine 14tägige fein könnte, nicht allein im Vergleich zu den 
durch das vorerwähnte Reglement auf die verfchiedenen Kontraventions:-Fälle gefegten 
Strafen alle Bedeutung verlieren, fondern auch, weil darauf immer erſt von den Ge: 
richten würde erfannt werben müffen, bei der Beftrafung der erfteren Kontravention eis 
nen unzwedmäßigen Aufenthalt in das Verfahren bringen, (Ann. XI. ©. 976.) 

3) R. des K Min. ded Inn. (erſte Abth. Köhler) v. 22. Nov. 1827 an 
die K. Reg. zu Cöslin. Verfahren gegen die aus Rußland übertretens 
den Suden. 

Was für Maßregeln die Kaiferl, Ruſſiſche Reg. in Anfehuug ihrer jübiihen Unter 
thanen zu ergreifen für gut findet, Tann, wie der K. Reg. auf Ihren Bericht v. 12. 
d. M. unter Rüdfendung der Beilage zu erkennen gegeben wird, in fofern gleichgültig 
fein, al8 die Königl, Preuß. Behörden nur mit Strenge nad den beftehenden Verorbs 
nungen und Vorſchriften gegen die zum Wohnfig innerhalb der Preußifhen Staaten 
nicht berechtigten aus Rußland kommenden Juden zu verfahren brauchen, um die Nach⸗ 
theile abzuwenden, weldye aus dergleichen Maßregeln für bie dieffeitigen Staaten refuls 
tiren könnten. Ohnehin ift von einer Vertreibung folder Juden, welche zum Wohnſitz 
in Rußland berechtigt find, aus diefem Reihe glaubhafter Weiſe nichts befannt, und 
die Muthmaßung, daß wahrbeitswibrige Angaben zum Vormande gebraucht werben, 
um fich die Aufnahme in Preußen auszuwirken, liegt nahe, indem mandherlei Befchräns 
tungen, welden die Ruffifchen Juden in neuerer Zeit unterworfen worben find, fie zur 
Auswanderung aus Rußland anreizen mögen. 

Was den Zuden N, N, betrifft, fo ift deffelben Gefuh um Ertheilung des Preußis 
fhen Staatsbürgerrechts zur Gewährung nicht geeignet, ihm auch die Aufnahme übers 
haupt zu unterfagen und feine Ausweifung zu verfügen. In gleicher Art hat die K. 
Reg. mit anderen, fich in bemfeiben Kalle befindenden Zuden zu verfahren, Ä 

(Ann, XI, ©. 975.) 

4) R. des K.Min. ded Inn. und der Pol. (Köhler) v. 14. Sept. 1835 
an die K. Reg. zu Gumbinnen. Verfahren gegen vagirende Ausländer. 

Inhaltlich des Berichts vom 18. v. M. trägt die K. Reg. zuvörberft darauf an, eine 
neue oefegliche Beftimmung zu erwirken, nach welcher Ausländer, die über die biesfeis 
tige Grenze kommen, härter als bisher zu beflrafen feien. Hierbei hat jedoch die Regie: 
zung nicht genugfam erwogen, daß dergleichen Ausländer nit immer Verbrecher 
find, daß nicht der Beſuch eines jeden Ausländers, und auch insbefondere nicht eines je⸗ 
den ausländifhen Juden den biesfeitigen Staaten Nacıtheil bringt, und baß gerade in 
der Beförderung des erlaubten Verkehrs mit Ausländern eine erheblihe Quelle des 
Wohlſtandes zu ſuchen ift. Es kann daher nur darauf anlommen, diejenigen Aus 
Yander abzuhalten, welche bem Lande wirklich nachtheilig find. Wenn es nun allerdings 
ee in einigen Fällen fchwierig ift, zu beftimmen, wo ein folhef Nachtheil eintritt, 

o erfcheint es noch weit ſchwerer, hierüber im Allgemeinen nähere Beftimmungen, ale 
die in der beftehenden Geſetzgebung bereits enthaltenen zu erlafjen. Dies würde dic K. 
Reg. auch ſelbſt wohl gefunden haben, wenn fie bei Erftattung Ihres obenerwähnten 
Berichts einen Entwurf zu dem gewünfchten ftrengeren Gefege Über den vorliegenden 
Gegenſtand gefertigt haͤtte; insbefondere würde Sie dabei zu der Ueberzeugung gelangt 
fein, wie fehr zu befürchten fteht, daß durch die bevorworteten härteren Maßregeln auch 
ordentliche und unbefcholtene Ausländer, deren Befuch dem bieffeitigen Lande erwünfcht 
fein muß, gefährbet werben. ' 

Was die von der K. Reg. in Vorfchlag gebrachte körperliche Züchtigung ber betreffen: 
ben vagirenden Ausländer anlangt, fo Bat das unterzeichnete Minifterium ein foldyes 
Strafmittel einestheils nicht für gefeglich, indem es mit dem Königl, Suftigminifterio 
dahin einverftanden tft, daß in Kriminalfachen (und von ſolchen ift hier, wo das Geſet 
2jährige und längere Feftungsftrafe anordnet, die Rede) nur der 20, Zitel des IL. Theils 





1) Vergl. hierüber Abſchn. III. un 


. 


ı 
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des Ei Ki R. Anwendung finden kann; anberntheils aber auch nicht einmal für 
zwedmäßig. 

Das unterzeichnete ifterium findet ſich daher nicht veranlaft, von dem Inhalte 
bes R. v. 29. Dec. v. J. (Anl, a.) abzusehen. 

Die Anfrage: 

ob die vagirenden Individuen fernerhin vor der auf den abermaligen Webertritt bet 

Grenze geleäten Strafe verwarnt werden follen? 
wird dahin zeilichen Maßregel in fpeziellen 
Fällen von der ausübenden Behörde erwogen werben muß. Im Allgemeinen wird ba- 
dei allerdings nicht zu ängftlich zu verfahren fein, da, wenn aud) einmal ein Unſchuldi⸗ 
—S werben möchte, dar aus doch für denſelben kein weſentlicher Nachtheil 
entſtehen kann. 

un ens wird die K. Reg. aufmerkſam barauf gemacht, daß in der juriftifchen Ter⸗ 
minologie die Begriffe eines Vagabunden und Landftreihers nicht ganz gleichlautend 
find, da ein Bagabunde derjenige heißt, der Fein Domizil hat, nun aber Zemand, ber 
ein ſolches hat, fich der Landſtreicherei Thuldig machen, und umgelehrt, ein Menſch 
ohne Domizil ein ganz unfträflicher und nüglicher Menſch fein kann. 


&. 

Das Din. des Inn, und der Pol. Lann, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 29. Okt. 
d. 3. hiermit erwiedert wird, die in beglaubigter Abfchrift eingereichte Entſcheidung bes 
Kriminal⸗Senats des Oberlandeögerichts zu Infterburg v. 8. Aug. d. J. (Anl. b.) in 
der Unterfuhung wider den polnifchen Juden NR. nicht anders, als den beftehenhen Ge 
Kae entfprechend, halten, da diefer Jude kein Landftreicher, d. h. ein Menſch ohne fer 

en Bopnſe— ſondern in Philipowo anfäffig iſt, und kein eigentliches Verbrechen bes 
angen hat. 
Die Beforgniß der K. NReg., daß bei allgemeiner Anwendung ber in jenem Erkennt⸗ 
nifle angenommenen Grundfäge das Land mit fremden Juden werbe überfhwemmt 
werben, tft nicht genugfam begründet, um ben Antrag ber St. Meg. zu rechtfertigen, da 
der Zurüd-Zransport der ſchon einmal veripiefenen Zuben, in Verbindung mit der auf 
die GeleitfheinsKontravention folgenden Strafe, fhon empfindlich genug fein dürfte. 


Berlin, ven 29. December 1834. 
Minifterium bes Innern und ber Polizei, 
Köhler, 


eantwortet, daß die Ergreifung dieſer polt 


An 
die K. Reg. zu Gumbinnen. 


b. 
In der Unterſuchungs⸗Sache wider den Juden N. 
Erkennt der unterzeichnete Senat auf das von demſelben eingewandte Rechtsmittel 
ber weiteren Vertheidigung für Recht, 
Q . 
be zwar Denunztat wegen der GeleiticheinsKontravention den Geſetzen gemäß, nas 
mentlich $. 242 Tit. 20 Thl. IE. bes A. L. R. vom Richter erfter Inftanz beftraft 
worben ift, auch ben Befiger von Waaren, bie vorläufige Freiſprechung von ber 
Hauſir⸗Kontravention rechtfertigt, dagegen aber, wegen Webertritts in die Preufis 
fen Staaten, die beim früheren Transport über die Grenze ihm amngedrohte 
Strafe nicht Platz greifen kann, weil Denunziat damals nicht wegen Berbrechen, 
fondern nur wegen mangelnder Legitimation über die Grenze geihafft wurde, er 
auch, da er verheirathet iſt und in Philippowo fein Domizil hat, nicht als Lanbftreis 
cher beftvaft werden kann (Conf. 8, 22. Ti. 2 Thl. 1. der A. G. O., §. 4, 8.19. 
zit. 20. Thl. II. des A. L.R. R. v. 6. Dez 18R2, Jahrb. Bd. 20. ©. 297299, 
R.v.28. Juli 1825, Annalen Bd. 9. ©. 710.) 
das am 1. d. M. publiziete Ertenntniß des Königl. Lands und Stadtgerichts zu Gum⸗ 
binnen, dahin vefpektive zu beftätigen und abzuändern: TE 
daß der Jude N. 
a) wegen Hauſir⸗Kontravention vorläufig freizuſprechen; 
b) wegen GeleitfcheinsKontravention außer ber Rachgahlung des Delete Tipein.@ötems 
peld von 2 Thir. 15 Sgr. mit 10 Thirn., im Unvermögensfalle mit ylerzehntägls 
Be Si ner 
c) wegen wieberhoften @intritts e bieffeitigen Staaten van Btrafe zu e 
demfelben auch die Koften dieſer Inftanz a legen. * f an aldiader⸗ 
uUrkundlich und forma probante ausgefertigt. 
Inſterburg ben 8, Aug 18834. (UT 
enat des Koͤnigl. Dbertanbeögesidits für Strafſachen. 
ona tes. " 
(Ann. AL, ©. 803.) ” 
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C. In Anſehung des Jubengeleited, welches gleichfalls. zur MWechüi 
des —E —X Sen mie Bemagt Er ei Abfge . 


Zweites Anpiter, 


Spezial» Beftimmungen. über den. temporairen Aufenthalt 
einzelner Gattungen auständifcer Iuden im Preußifchen 
taate. El 


. L . 
Ausländifper jübifher Dimftboten. 
A. Die Annahme ausländiſchet jäbifger Dienſtboten ift 
nur ausnahmsweiſe geftattet. u u 


4) Eirt. Verf, des Min. des Ian, (erſte Abth. Köhfer) v. 9. Aug. 1823. 

Da «8 an einländifchem jübifhen Gefinde nicht leicht fehlen Tann, die Sulaffın, 
fremder Suben und Säbinnen, um in Gefinbebienft zu treten, aber mieifteng zur ne 
ftung und gu unerlaußstem GewerbssBerkehr Gelegenheit giebt, To ift ſoicher ih ver Res 
gel nicht, fonbern nur unter ganz befondern Umftänden, nach ber 8. Reg. Ermeffen, 
—5 Sn re (an. VI. % 628.) nfcaft . Br ei 

in ganz ähntiches R. erging an die Judenſchaft zu Lengı und 
in Abfegrift an die Reg. zu Münfter am 3. März 1824 Ki: 
(an. VI. ©, 200.) 

3) R.deb K. Min. ded Innern unb der Pol. (Köhler) v. 16. Der. 1830 
an die K. Reg. der Proviriz Sachſen zu R. N. Verhütung des Einfchtet: 
hend außländifher Juden als Dienftboten und Gebälfen. 

Unter den, von ber K. Reg. mittelft Berichts vom 4, d. MR. angezeigten Umftänden, 
bleibt allerdings nichts übrig, als die beiden auslaͤndiſchen Iſrackiten R. N. in N, zu 
behalten. Selbige aber auf die, von ber K. Reg. vorgeſchlagene Weife, in ihren Sehr 
ten zu befejränfen, {ft unthunlich. . i 

Uebrigeng irrt Die K. Neg,, wenn Sie glaubt, dag deg Juden in. bortiger Brobing die 
unbebingte Grlaubnip zuftehe, auemärtige Juden ‚ins Land zu ziehen, um-fie in. ihre 
Dienfte zu nehmen. Ueber bie Frage nämlich: wen die Stantss Regierung im Lande aufs 
nehmen wolle ober nicht? ſteht einem ben eben To svenig, als jedem andern Unterthan, 
eine Entfdeibung zu, Unb ba bes Königs Maj. wieberholt sa Sich darüber 
ausgefprochen haben, daß die Zahl der nländifeen ‚Suben duch, Aufnahme — 
ſcher nicht eurgeößert werben fol, durch bie Aufnahme ‚derfelben als Dienitboten, 
Gehütfen aber Ihr Einfchleichen befördert wich, fo hat Die K. eg. Verfügung zu treffen, 
daß biefe Aufnahme nit mehr fattfinde, und bie etwa. im Dienfte befindlichen aus 
märtigen Juben bald in ihre Heimath aucüdgemiefen werben... (Qinn; X1V..S. 285) 

4) R. deffelben Min. an die K. Meg. zu Magdeburg: , Berhältnifle aus- 
länbifcher Juden ald Dienftboten in ben Landeötheilen des ehemaligen Kö- 
nigreih® Weftphalen. “ ’ 

er K. Reg. wirb in Beſcheidung auf Ihren Bericht v. 31. v. M. eröffnet, da 
wenn ben mit ftaatsbürgerlihen Rechten, im Sinne der. Grfege bes vormaligen Kdnie 
reichs Weftphalen verfehenen Judenfamilien zur Zeit auch nicht verboten ift, außländis 
The Juden als Dienftbaten bei fid aufzunehmen, «8 ben Ortöpolizels:Behbrben doch nicht 
an Mitteln fehlen Tann, zu verhüten, daß dieſe Freiheit von dergleichen iübifchen Dienfts 
toten, welche Ausländer ſind, zur Einniſtung oder zum Gewerbebetriebe für eigene Rede 
nung gemißbraudht werde. " “ 

Denn bie allgemeine Vorſchrift, zufolge deren in den wieder eroberten Provinz für 
jest keine fremden Juden zur Nieberlaffung, d. h. zur Begränbung eines gefeglichen 
Domieils verftattet werden follen, fegt bie genannten Behbrben in ben Stand, auglärs 
diſche judiſche Dienftboten nad Ablauf der Dienftzett auszumeifen. Auch fteht ihrer 
Auswelfung zu jeder Zeit ferhft dann nichts im Wege, wenn es etwa dergleichen Suben 

eglücht fein möchte, fich irgendwo vhne Wiffen der Obrigkett in andere als ben Dienfte 
Km peheien 1 aufsubalten, da fie immer alß freinbe Juden anzufehe find. 
n. V. I 


CAnı . 
5) CE. R. vefkiben Min. an fämmtliche K. Reg. in den Rheinpro⸗ 
vinzen. Verhütung des Einfchleichens Fremder Juden, “ 
Fi demjenigen, wa8 bie Rı Meg. unterm 46. d. MR. zinberichtet hat, wird man ſich 
des inN. NR, anfäffigen, aus Oeſterreich gebürtigen Tuben N, R; alerbings nick wie 
Rx 
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der entlebigen können, daher demfelben der fernere Aufenthalt dafelbft zu gefkatten ift. 
Dabingegen ift fein bei ihm als Knecht wohnenber Bruber, bei welchem biefelben Rüd- 
ſichten nicht eintreten, aus ben dieſſeitigen Landen fort und in fein Vaterland zurückzu⸗ 
weifen; wie denn überhaupt audy ber einftweilige Aufenthalt fremder Juden als Dienft: 
boten, woburd nur das allmählige Einfchleichen derfelben befördert wird, nicht gefkattet 
werben darf. Es find daher ſaͤmmtliche Ortss Polizei: Behörden hiernach mit Inftrub 
tion nr verf * und her Si K. Reg. fonft demgemäß das Weitere zu veranlaflen. 
nn. «Ar. 54. ‘ 


B. Beftrafung der Fontravenirenden Herrfchaften. 

Für die alten Provinzen beſtimmen hierüber 
1) der$. 34 des Ed. v. 11. März 18412. Vergl, denfelben oben. 

I) R. des 8Min, ded Inn. (Köhler) v. 2. Aug. 1825 an die K.Reg 
zu Sumbinnen. Beflrafung der von Chriften gefhehenden Aufnahme frem 


der Juden in ihren Dienft. 

Der K. Reg. wird in Beicheidung auf den Bericht v. 22. Suni c. eröffnet, wie es um 
fo unbedenklicher ift, daß Sie Sic) wegen der von Ghriften gefchehenden Aufnahme frem⸗ 
der Juden in Dienft nah dem R. des ehemaligen Departements der Staats:Eins 
kuͤnfte v. 1. April 1813 (Anl, sub a. und b.) achten kann, und danach achten muß, als 
diefes Refkript, wie auch darin ausdrüdlic, bemerkt worden, im Einverftändniß mit dem 
derzeitigen Departement für die allgemeine Polizei, als der Tompetenten Ober: Behörde 
in SudensAngelegenheiten, erlaffen ift. 


a, 

Aus Anlaß des Berichts der Abgaben-Deputation vom 19. San, dieſes Jahres, Ihe: 
treffend das nachtheilige Einwandern fremder Juden in bie efleitigen Staaten haben 
wir mit dem Departement für die allgemeine Polizei und mit dem Juſtiz⸗Miniſterium 
über die Frage tommunizirt : . 

ob die Beſtimmung bes $. 34 des Gelee v. 11. März vorigen Jahres, die bürgerlis 

hen Berbältniffe der Juden im Preußiſchen Staate betr., nach welcher Fein inländi: 

ſcher Jude einen fremben Juden in Dienft nehmen barf, auch für Chriften verbindenbe 

Kraft habe, und in KontraventiongsFällen deren Strafbarkeit begründe, ober ob es in 

biefer Rüdficht einer Deklaration dieſes Geſetzes beduͤrfe. 

Beide Behörden haben fi für die Bejahung diefer Beage und eine Deklaration bes 
Geſetzes für unnöthig erklärt. Was befonbers das Juſtiz-Miniſterium bieferhalb geants 
wortet hat, wird ber Deputation aus ber abjchriftlichen Anlage (lit. b.) das Mehrere 
zu erfehen geben, um Sic, im vorkommenden Falle darnad) zu achten. 

Berlin den 1. April 1813. 
Section des Departements ber Staats⸗Einkuͤnfte ꝛc. für direkte und inbirekte Abgaben, 
abenberg. 


An 
die RegierungssAbgaben-Deputation zu Neiße, und ab: 
fhriftlich zur Nachricht an ſämmtliche 8 Reg. 


Eine Königl. Hochloͤbliche Sektion des Departements der Staats-Einkünfte für bie 
direften und indirekten Abgaben wuͤnſcht nach dem unterm 2. d. M. an mich abgelaffe: 
nen geehrten Schreiben, meine Meinung barüber zu vernehmen: 

ob die Beftimmung beö $. 34. des Ed, v. 11. März v. J., bie bürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſe der Juden im Preugifchen Staate betr., nach welcher keine fremden Juden in 

Dienft genommen werben follen, auch für Ehriften verbindliche Kraft babe, und in 

Kontraventions-Fällen deren Strafbarkeit begründen, oder ob es in biefer Ruͤckſicht 

einer Deklaration des Geſetzes bedürfen möchte? 

Ich ermangele nicht, darauf in ergebenfter Antwort zu erwiebern, wie es nicht uns 
wahricheintich ift, daß bei der Redaktion des angezogenen Edikts in dem Kalle, daß ein 
Chriſt fremde Zuden zu Gewerbös oder HaussDienften annehmen möchte, nicht gedacht 
worden, weil ein ſolcher Fall wegen der bedeutenden Hinderniſſe, welche die Verſchie⸗ 
denheit der Religion und der damit in Verbindung ſtehenden Lebensweiſe in ben Weg 
legt, gewiß zu den höchſt feltenen gehört, und vielleicht ohne Beiſpiel ift. 

Daraus folgt aber nicht, daß es den Chriften erlaubt fei, in folche Verbindung mit 
fremden Juden ſich einzulafien, denn wenn gleich im $. 35 nur verordnet ift, daß biejes 
nigen inlänbifchen Juden, welche dem Verbote bes $. 34 zuwider handeln, mit ciner 
GBeldftrafe von 300 Thlr. oder verhältnigmäßiger Gefaͤngnißſtrafe belegt werben follen, 
fo ift doch im d. 34 der Sag ganz allgemein anögebrüdt: 

„Fremde Juden als foldye dürfen weder 30. als Lehrburſchen, noch zu Gewerbes und 

Daus dienſten angenommen werben,“ 


. _ En. — —— — — — ——— — —— — — — - 
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Auch der Grund dieſes Verbote ift ganz allgemein. Es fol nämlich) nach 5. 31 des 
angeführten Edikts verhütet werben, daß fremde Juden in den hiefigen Staaten ſich nies 
berlaffen, fo lange fie nicht das Yreußiſche Staatsburgerrecht erlanget haben, Die Ab» 
ſicht des Gefeged würde aber leicht zu vereiteln fein, wenn es einem jeben freiftände, 
fremde Juben entweder in wirkliche Dienfte oder doch unter biefem Vorwande bei ſich 
aufzunehmen, und denfelben dadurch die Nieberlaffung ohne Erlangung des Bürgers 
rechts geroiffermaßen möglich zu machen. J 

Das allgemeine Verbot verbindet daher auch unftreltig die Chriſten, und dieuebertrer 
ter beffelben werben um fo mehr poligeimäßig zu beftrafen fein, ba nach befannten polis 
zeilihen Vorſchriften Niemand befugt ift, Brembe-überhaupt, ohne ber PolizeisBehörbe 
davon Anzeige zu machen, bei ſich aufzunehmen, und daher um fo viel weniger ed Je⸗ 
manden — fremde Juden zu Getwerbös ober Haus:Dienften ohne Vorwiſſen ver 
PolizeisBehörbe zu engagizen. B 

Sobald diefe Behörde von ber unerlaubten Aufnahme eines ſolchen Juden Wiſſen⸗ 
ſchaft erhält, werben ohnehin bie nöthigen Berfügungen bagegen getroffen, und diejenigen, 
welche bie Poligeis:Behörde zu hintergehen ſuchen, mit aller Strenge zusecht gewieſen 


werben, 

Aus biefen Gründen halte ich bie Gtrafbarkeit derjenigen, welche bem $. 34. bes eins 
geführten Edikts entgegen handeln, ſchon durch das Gelee und durch allgemeine polis 
zeiliche Vorfchriften, auch in Beziehung auf Ghriften für begründet, und daher eine 
nähere Deklaration um fo weniger für nı tige unmabefäeintler es Hader) Kontras 
ventions⸗ Fälle folder Art öfter dorkommen Fönnten. Berlin, en 1813, 

v. Kircheifen. 


An Eine Königl. ıc. Sektion des Departements 
der Staatös@inkünfte 1c. Au direkte und 
indirekte Abgaben 
bieſelbſt. 


(Ann. IX. S. 666.) 
I) R. des K. Min. des I. (Köhler) v. 18. Nov. 1825 an die K. Meg. 


zu Gumbinnen. j 

Das unterzeichnete Min, giebt der K. Neg. zur —S auf ben Ber. v. 18. 
d.M., wegen Beftrafung derjenigen Chriften, welche fremde Juden in ihren Dienft 
nehmen, zu erkennen, daß baffelbe bie Keftitellung eines beftimmten Gtrafmages für 
Fälle der betreffenden Art weder nöthig, noch angemeffen findet, weil bie eſtim⸗ 
mung ber Beurtheilung der, vorbehaltlich des Mekurfes,. die Beſtrafung anorbnenben 
Behöroe fügtich übrstafen bieiden Tann, und ricfichtlid der. genden Berfhieenartig: 
Zeit der umtände, welche dabei ftattfinden koͤnnen, überlaffen en muß. 

(Ann. IX. &. 1055.) 

4) R. deffelben Min. v. 10. April 1827 an das K. Polijzei. Praͤſidium 
zu Berlin. R 

Dem K. Polizei⸗Praͤſidio wird zur Beſchridung auf den Wer, v. 28. Februar o., wer- 
gen aa nm Ghrifen, ae Quben in ihren Dierk nehmen, bie 
desfalld unterm 18. Nov. 1825 an die Reg. zu Gumbinnen erlaffene Verfügung hierbei 
abſchriftlich mit dem Bemerken Tommunicitt, daß, wenn ein folder Gontraventionsfall 
ſich ereignet, die Feftfegung der Strafe, welde außer der gewöhnlichen Poli; ftrafe fin: 
die unterlafiene vorfchriftamäßige Meldung aufzuerlegen, ber richterlichen Kognition zu 
überlaffen ift. (Ann. XI. &. 448.) 

5) C.R. des K. Min. v. 9. Aug. 1828 an bie K. Reg. zu Potsdam, 
Frankfurt, Stettin, Ködlin, Danzig, Marienwerder, Königäberg, Gums 
binnen, Breölau, Eiegnig, Oppeln und Magdeburg, fo wie an dad K. Po⸗ 
lizei⸗· Praͤſidium zu Berlin. 

Es ift der Fall Dorgekommen, daß gegen Perſonen chriſtlichen Glaubens, wegen Uebers 
tretung bes im $. 34 des Ed. v. 11. März 1812 enthaltenen Werbots, auslaͤndiſche 
Juden in Dienftverhältniffe aufgunehmen, fiskaliſche Unterſuchungen eingeleitet, bie Des 
nunziaten aber von ben Gerichten des halb von ber —A e ſprochen worden 
find, weil es dem berührten Verbote an dem weſentlichſten fände eile eines Strafs 
— — nemlich der Strafbeſtimmung, fehlt. Um nun unter dieſen ümſtaͤnden der Uns 
wirkfamteit des mehrgebachten Verbots vorzubeugen, wird bie K. hiemit anges 
wieſen, gegen dergleichen Kontravenienten nicht förmlich bei den Gerichten klagbar zu 
werben, fonbern vielmehr in Tünftig vorfommenden Fällen ber bezeichneten Art das 
polizeiliche Verfahren und in Folge deffelben eine blos polizeimäfige Beftrafung von 
zwei bie fünf Thaier ftattfinben zu laſſen. Zunaͤchſt wird e8 aber nothwendig fein, dad. 
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feagtiche Verbot zu repubtigisen, und bie ermangelnde Strafbeſtimmung von Polkei 
wegen zu treffen. (Ann. XII. ©. 734.) 


6) Vergi. auch bie Kap. I. Bub RL. B. gegebenen Beftimmungen. 
u. 
Temporairer Aufenthalt auständifäer jübifper Hanbeld- 
. leute. 


3) In Anfehung-des Hanbelöbetriebes Ausländifder Juden in den eher 
mals aonielid Sädhfifhen Verritorien origl, ir j 

a) bad Mandat v. 16. Aug. 1746 Abthl. IT. Eli. V. &. 380, und 
Abthl. IH. Abſchn. II. Kap. I. sub IH. ©. 411. R 

b) ©. 8, der K. Min. d. I. (0. Schugmann) u. b, 8. (p. Mo) v. 
99. Nov. 1829 an die K. Reg. zu Merfeburg, Erfurt, Potsdam, Frankfurt 
und Liegnitz. Beſuch der Märkte im Herzogihum Sachſen von Seiten 
auslandiſcher Juden, , . 

Der Herzogl, Anhalt:Kötheniche Steuer⸗irektor · hat ſich darüber beſchwert, daß bie 
Königt, Reglerung den Köthenfchen Juden auf den Grund des Mandats d. 16. Auguſt 
1746 ben freien Bearkt-Bertöhe auf den Märkten des Herzogthums Sachſen nicht ges 
hatten wolle, unb hat unter Beziehung auf den Traktat v. 17. Juli v. J. 5.11. um 

jemebur gebeten, 

Da es Em bei Abſchluß dieſes Traktats Die Abſicht ‚getfen den, gehenfeltfgen Ans 
terthanen in Hinſicht des Verkehrs eine gleiche Berechtigung zu germähten: fo müffen 
bie Anhalt⸗ Koͤthenſchen Juden in dieſer Hinſicht — —ã— werben, 
welchen des Königs Majetät et den Sahrmärkten des Serge Sachſen Freien 

jr qu.l A PR . 3 
* Hi möge SER I Ben zerfügn, din m angeabengn Bein 
erhaupt in Hinfiht, qufbie Juden aus denjenigen Na, ten anwenden, mi 
welchen 61 in biefer Hinfrgt mit bem Lraktate d. 17. Juln v. X, übereinftimmende 

* a nn. X. 6.90) S 
„2 Rüdfiäittich der.alten-Prodingen’brmeitt dad R. bes K. Min. bes 
Int. (v. Bülow, v. Shudmann) u. . (9. Klewig) v. 20. Juni 
1822 an die K. Reg.’ zu Tiegnig, die Niederlaffungen und den Handersbetrich 
der Juden befr. en 

wird a u » 1P.. Mör.d. J. jedert, an 
Pe — et ne Bat ——— — Maas 
einkauft, unb bei einlänbifdjen Profeffioniften fir Stüdtohn weiter zurichten Täpt, bioß 
vort borochend iſt, uAbbie zu. Waaren auoſchllezlich zur "Husführ.beftinmt find, meher 
die Gewinnung des Baͤrgerrochts nöthig iſt, noch. eine Bi uer⸗ Entrichtung ſtatt 





3) Kuͤgfie um? 
Sumbinnen,. esfahren ‚gegen diejenigen ‚fremden Juden, welche zohe 
Drobutte oder fonflige Erzeugniffe des Xuslandes in die hiefige Provinz 

rigen. B , 

Di ft bem’i6. Amisbl. Nr. 71.0. 2. Ipril b. J. lacht be⸗ 
— bei der Einbringun 3 —e Ar je ine Yen rt 
fich hier ber Handel der poiniſchen und Sfflöem Juden mit den genannten Gegenftän: 


den jeit Eurer Zeit fehr.. j . . 
Y ft daher’ nothwenbig, in’poftjeitidjer. Hinficht dieſerhalb folgeribe Beftinitiuungen 
— \ 
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4) Ein jeder mit genannten Segenſtanden ins Land Eommehbe fremde Jude iſt pers 
pflichtet, auf keinem andern Punkte ald bei einem Kleinigkeits zollamite, über bie Gränze 
einzugeben und bei demfelben Mad melden. 

2) Das Kleinigkeitsgollamt ihm eine gewoͤhnliche Zollerpebition aus, in welcher 
die Quantität und Qualität ber Ladung nad) ber eigenen Angabe des Deklaranten und 
ber ungefähren Beurteilung des ıc, Amts zu bemerken, und dem Deklaranten bie ges 
ar Zour a) der erften Stadt, weldhe derſelbe mit feiner Ladung beſuchen will, vor» 

uſchreiben iſt. 

3) Bei der Ankunft in der vorgefäntsbenen Stadt muß ber jüblfhe Frachtführer dieſe 
Bollabfertigung und feinen polnifchen Paß fogleich ber Polizelbehörbe zur Einfiht, und, 
im dail es erforderlich ift, zur Ausfertigung eines Paffes für die hiefige Provinz vors 
legen, fodann, wenn er von ber Polizeibehörde feine Abfertigung erhalten hat, ſich bei 
bem Xccifeamte der Stadt mit feinen Legitimationen melden, und folde, in specie die 
an ber Gränze erhaltene Zollabfertigung, vorzeigen. Das Xccifeamt beurtheilt fobann 
nach Legterer die Beſchaffenheit feiner Ladung. 

4) Wird die Ladung in ber erften Stadt, wohin er nad) ber Zollerpebition verwiefen 
ft, nicht gang abgefegt, fonbern der judiſche Frachtfuͤhrer will die unverfaufte Quantität 
nach einer andern Stabt zum Verkauf bringen, fo hat er fich beim Abgange wieberum 
bei der Polizeibehörde und dem Accifeamte zu melden. 

Erſtere bemerkt auf dem Paſſe den Tag bes Abganges, die Dauer feines bortigen 
Aufenthalts und die zu nehmende gerade Straße nach der gewählten andern Stadt. 

Das Xceifeamt Dagegen ſchreibt in der Zolabfertigung die am Orte von der Ladung 
verkaufte Quantität ab. 

5) Diele Vorſchriften find in einer jeben Stadt, in welcher ber jübiiche Brachtführer 
ankommt, zu beobachten. . 

Bei dem Verkauf feiner Ladung am Tehten Ort bemerkt die Holigeibehörbe auf dem 
aſſe den Tag des Zurüdtganges und br dazu bie gerade Tour bi8 zum Webers 
gange über die Gränge; mit Benehnung bed zu paffirenben Kleini; 3;ollamte, bei 
welchem berfelbe fi, melden muß. in Gleiches gefchiehet, wenn die ganze Ladung 
‚gleich in ber erften Stabt verkauft wirb. 

6) Diefe Beftimmungen gelten nicht nur für Sie jädifhen Flachs⸗ und Hanfführer, 
Fondern für alle diejenigen fremben Juden, welche rohe Produkte aller Art ober jonftige 
Grzeugniffe des Auslanbes in bie hiefige Provinz bringen, und follen mit dem 4. + 
4 ER völlige Kraft treten, bamit bis dahin bie fremden Juden bavon unterrichtet 

in Eönnen. 

7) Benn fremde Juden öfter mit Produkten und Ergeuigniffen bes Auslandes in bie 
‚hiefige Provinz kommen und bamit in den Städten einen Handel treiben fo fol ihnen 
Fi einem ſolchen Handel auf ein fe Konzeſſion ertheilt werben, wenn bie foldhe 

ei ung nachſuchende Behörbe durch güt Zeugniſſe die Rechtlichkeit und Unverbädhe 
tigkeit des Supplitanten dokumentirt, und alsdann find biefe jübtichen Kaufleute auch 
gu Exlegung ber Gewerbefteuer —— der ungefaͤhre Betrag gleich bei 
achſuchung ber Konzeffion in Vorſchlag zu bringen iſt. 

Ber ohne Konzeffion und Gewerhefchein öfter in dieſer Probing einen ſolchen Handel 
betreibt, foll als Kontraventent nach den Wefegen beftraft werben; 

Die Poligel> und Xecifebehörhen haben fich nach diefen Beſtimmungen auf das ger 
nauefte zu achten, und erftere befonbers noch barauf zu fehen, daß der chtfuͤhrer die 
porgeſchriebene Straße nicht verändere, und nicht zur Ungebühr von einem Orte zumanz 
dern lange auf der Reife zubringe. 

Wer von ben jübtihen Brachtführesn dieſe Vorſchriften nicht beobachtet, ift ald Vaga⸗ 
Bun fe Ti — ae Grm zu Singen, Ghfige Seßtung des Sahenpiäbk aufn 

je Accifeämter werben noch auf bie richtige Zahlung bed Judenge auf fam 
gemacht. (Ann. IL, ©. 824.) ® 


iu. 


Aufenthalt ausländifher Juden in bem Preußifchen Staate 
behufs Ausbildung zu einem nüglihen Berufe und Aus— 
übung beffelben. 


* 1) Bum Studium auf Preußifhen Univerfitäten. 

NR. der Min. d. Inn. (v. Schuckmann) u. d. Pol. (v. Wittgenftein) 
v. 18. Juni 1819 an die K. Reg. zu Berlin. 

Die X. Reg. äußert im Eingange Ihres wegen der von dem judiſchen Glaubensge⸗ 
Hoffen AR, and eine radgeulen Frlaubniß zum einſtweiigen Aufenthalt Ki 
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unterm 10, v. M. erftatteten Berichts, daß eine Umgehung des Gefeges v, 11. März 
1812 darin liege, wenn ſich Juden, welche keine flaatsbürgerlihen Rechte befigen, in ber 
Eigenfchaft ald Fremde hierfelbft aufhalten, von Zeit zu Zeit ihre Aufenthaltsfarte ers. 
neuern, und auf ſolche Weife fich faktiſch fortdauernd hier befinden, ohne die Abficht, 
fih in den Preuß. Staaten niederzulaflen, ausdruͤcklich zu erklaͤren. 

Es ift aber ein ganz anderer Kal, wenn gerade das Gegentheil: nämlich ſich nicht in 
den preußifchen Staaten nicderzulaflen, erklärt wird, und lediglich die Abficht vorhanden 
ift, für eine beftimmte Zeit den Aufenthalt zu einem Zweck hier zu nehmen. 

In ſolchen Fällen wird ber fremde Zube allen andern Fremden gleich geachtet, und es 
dürfte wohl namentlich Hinſichts der hiefigen Univerfität nicht der mindefte Grund vors 
handen fein, einem fremden Juden den Aufenthalt während der Zeit der Univerfitäts- 
Studien zu verfagen. ’ 

In dem vorliegenden Falle ift bei der erfolgten Erklärung: bag auf die Naturaliſa⸗ 
tion gar kein Antrag gerichtet werden folle, eine Umgehung des Gefeges um fo weniger 
denkbar, als felbft die Gewinnung der Naturalifation für den NN. nicht mit Schwies 
rigleiten verbunden fein würde. 

Die Polizei⸗Behoͤrde kann übrigens Leinen andern Maapftab zur Beſchraͤnkung ber 
le Zeit des Aufenthalts eines folchen Individui haben, als ben Zweck bes 

ufenthalte. 

Es ift auch keinesweges die Abficht, das früher beftimmte Verfahren, wonach fremben 
Juden zwar ber Aufenthalt hierfelbit, jedoch auf eine beftimmte von ihnen felbft anzus 
gebende Zeit, welcher nöthigen Su von der Polizei-Behoͤrde die gehörigen Schranken 
zu fegen find, geflattet werden foll, aufzuheben; vielmehr fol daſſelbe ganz auf ben vors 
liegenden Kal angewendet werben, 

n die Lehre konnte der NN. den NN. allerbings nicht nehmen, und hätte bei ber 
Anzeige bed erfteren, daß ber NR, fich bei ihm in der Lehre befinde, fofern die Erlaubniß 
der Behörden dazu nicht ertheilt worden, gegen den NR. nad) der Vorfchrift des 5. 35 
des Ed. v. 11. März 1812 a werben follen, 

Ob dergleichen junge Juden ſich hier der Ausbildung oder aber wegen heimlichen Dans 
dels aufhalten, laͤßt Re fehr leicht kontrolliren, und ift ihnen allenfalld bei der Erlaubnif 
eined beftimmten Aufenthalts, Seitens der Polizei-Behörde, zu eröffnen, daß, fofern 
irgend eine eigene Geſchaͤfts⸗Betreibung ſtatt finden möchte, fogleich die Erlaubniß zum 
Aufenthalt aufgehoben werben würde, welches letztere inzwifchen unter allen Umftänden 
auch ohne eine ſolche Erdfinung geſchehen kann. 

Rach diefen Grundfägen wird e8 bei der Gewährung bes Aufenthalts des NN. au⸗ 
die beſtimmte Zeit von Einem Jahre verbleiben muͤſſen; wenn jedoch das Faktum voll 
ftändig konſtatirt wird, daß der AN. den NR. ohne vorherige Anzeige und ausdruͤck 
liche oder ftillfchweigente Genehmigung der Behörde in die Lehre genommen; fo ift bie’ 
Vorſchrift des $. 35 des Ed. v. 11. März 1812 in Anwendung zu bringen, und auf den 
nachträglich gemachten Antrag nicht weiter einzugeben, (Ann, III. ©, 421.) 


2) Aufenthalt audländifcher Juden zur Erlernung und Aus 
übung von Handwerken und fonftigen nüglihen Berufsarten. 

a) Nefol. des K. Min. ded Inn, (Erſte Abthl. Köhler) an den Tiſchler⸗ 
meifter MN. zu NN. Verbot der Annahme junger ausländifcher Juden 
zu £ehrlingen. 

Auf den in der Eingabe v. 25. v. M. enthaltenen Antrag des Zifchlermeiftere RR, 
den dortigen Zifchlern zu geftatten, junge Juden aus dem Auslande ald Lehrlinge aufs 
nehmen zu dürfen, kann nicht eingegangen, Supplitant vielmehr nur auf die einges 
reichte, anbei zurüderfolgende Refolution der K. Reg. zu Gumbinnen v. 24. San. d. J, 
welche, ald den Beflimmungen bes Ed, v. 11. März 1812 $. 34. völlig entfprechend 
beftätigt wird, zurückgewiefen werben. (Ann. XIV. Nr. 55.) 


b) R. deffelben Min. v. 25. Ian. 1832 an die K. Reg. zu Minden. 

Nach den beftehenden allgemeinen Grundfägen, wie foldhe au im Ed. v. 11. März 
1812 $. 34. auögefprochen worden, bürfen, wie ber Königl. Reg. auf Ihre Anfrage 
v. 16. d. M. erwiebert wird, fremde Juden auch ald Lehrburfchen nicht angenommen 
werben. 

Die K. Reg. möge baher, wenn auch befagtes Edikt dort nicht gilt, Sich danach 
achten, da die fragliche Stelle wenigftens als allgemeine Vorſchrift für die Adminiſtra⸗ 
tions⸗Behoͤrden zu betrachten ift. (Ann. XVI. ©, 210.) , . , 

c) R. ded Min. d. Ian, (Erſte Abthl. Meding) v. 8. April 1842 an bie 
K. Reg. zu Erfurt. 
In Berücdfihtigung der in dem Ber. v. 11. 9. M. auseinandergefehten Umſtaͤnde 


\ 
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will dad Minifterium die Königl. Reg., nad Ihrem Antrage, hiermit ermächtigen, 
ausländifhhen Juden, welche fi in Ihrem Verwaltungsbezirte zu einem beftimmten ex» 
laubten Zwecke und auf beftimmte Zeit aufzuhalten beabfichtigen, die Grlaubniß zu 
diefem Aufenthalte, ftatt, wie bisher, von Jahr zu Zahr, gleich für die ganze, von benz 
felben beflimmt anzugebende Zeit unter den von Ihr im Berichte ausgelprochenen Bes 
dingungen und Vorausfegungen zu ertheilen. 


Bericht der Reg. zu Erfurt. 


In unferm ehrerbietigen Berichte v. 6. April 1838 erlaubten wir uns die Anfrage, 
ob es für zuläfftg zu erachten fei, uns zur Ertheilung der Erlaubniß zu einem vorüber 
gehenden Aufenthalt an ausländifche Juden zu ermäcdhtigen. 

Durch das verehrlihe R. v. 19. April 1838 wurden wir autorifirt, diefe Erlaubni 
auf Ein Jahr zu ertheilen, infofern diefelbe von einem Juden zum Zwecke feines Aufs . 
enthalte ald Fremder in einer Stadt des hiefigen Departements erbeten werben möchte 
nnd nicht nur im Allgemeinen kein polizeiliches Bedenken entgegen ſtaͤnde, fondern auch 
Ari at bes Antragftellers, fo wie defien Wiederaufnahme in ber Heimath, ges 

ext fei. 

Daß dergleichen Anträge bei und ziemlich häufig angebracht werben, erlärt fich auß 
der eigentpämtichen Lage des hiefigen, faſt ganz vom Auslande umfchloffenen Regies 
rungsbezirks, und es ift nicht felten der Fall, dab ausländifche jüdiſche Behrburfchen, 
Handlungs: Kommis 2c., welche bei inländifchen Meiſtern oder Kaufleuten. in die Lehre 
oder Kondition zu treten beabfichtigen, bei uns darauf antragen, ihnen die Erlaubniß, 
ſich in dem hieſigen Departement aufhalten zu dürfen, auf zwei, drei und vier Jahre zu 
—— je en ihe Lehrlontrakt oder Engagement einen längern ober kürzen 

eitraum umfaßt. 

Der oben erwähnten hoben Vorſchrift gemäß, haben wir derartigen Geſuchen, wenn 
fonftige Bedenken nicht obwalteten, bisher immer nur vorläufig auf Ein Jahr befes : 
rirt, nach Ablauf diefer Krift aber, wenn das Geſuch erneuert wurde und ben Bittſtellern 
von den Ortspolizeibehörben ein günftiges ‚Kührungsatteft ausgeftellt wurbe, die Er⸗ 
laubniß zum temporairen Aufenthalt in dem unferer Verwaltung anvertrauten Bezirk 
von Jahr zu Jahr prolongirt. 

Nach obigem Srundfag würden wir dieſe Erlaubniß nur immer von Jahr Mu abe 
prolongiren können; da ader dies Verfahren eine unferes Dafürhaltens wenig lohnende 
bt rung dee Schreiberei verurfacht, fo glauben wir ebrerbietigft darauf antragen 
zu dürfen, 

uns hochgeneigteft zu autorifiren, ausländifchen Juden, welche ſich I einem beftimms 
ten erlaubten Zweck und auf beftinnmte Zeit in dem bdiefleitigen Departement aufs 
zubalten beabfichtigen, die Erlaubniß dazu gleich für die ganze beftimmt anzugebende 
Zeit ertheilen zu bürfen. ' 

Ein Nachtheil dürfte unferes Erachtens hieraus nicht entftehen, da wir Mreng auf bie 
jedesmalige Beibringung von Heimathfcheinen halten und überbies die Erlaubniß nur 
unter der Bedingung ertheilen würden, daß biefelbe zu jeder Zeit widerruflid, fei, wenn 
Ken Irhaber derjelben durch fein Betragen ꝛc. zu Unzufriedenheit Beranlaffung geben 

Ö te. 

Außerdem würden wir die Polizeibehoͤrden beſonders inſtruiren, überall auf fofortige 
Entfernung jener ausländifhen Zuben zu bringen, wo das Dienftverhältniß oder ein 
fonftiges Engagement derfelben ſich vor der beflimmten Zeit, für welche ihnen der Aufs 
enthalt geftattet ift, auftöft, damit denfelben jede Gelegenheit zur feloftflänbigen Ries 
derlaffung oder zum unbefugten Gewerbebetriebe abgefchnitten wird. ' 

Erfurt, den 11. März 1842, 

(V. M. Bl. 1842. ©. 110.) " 

d) Zulaffung von Handwerksgeſellen. 

aa) R. des Min. d. J. u. d. P. (v. Rochow) v. 10. Oft. 1836 an bie 
K. Reg. zu Arnsberg. | 

Der K. Reg. erwiebere ich auf Ihre Anfrage v. 22. v. M., bie Zulaffung auslän⸗ 
difcher israelitifcher Handwerksgeſellen in die dieffeitigen Staaten betreffend, daß auch 
in den neuen Provinzen binfichtlidh der Aufnahme auslänbifcher jüdifher Handwerks: 
gefellen nach Analogie des &. v. 11. März 1812 $. 34. verfahren werden muß, da fonft 
das Einfchleichen fremder Juden nicht zu vermeiden fein würde. 

(Ann. XX. S. 833.) ‘ 

bb) 8. O. v. 14. Oft. 1838. Zulaſſung von jüdiſchen Handwerksge⸗ 
felen au8 deutfhen Bundedflaaten, um bei inländifhen Meiſtern 
als Sefellen zu arbeiten, 
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* Aus den in Ihrem Ber. v. 4. v. WM. angeführten Grimben, will Ich, nach Ihrem 
Anttäge, beftimimen: daß In Su8unft den jädichen Handwerkögefellen aß ben beutfchen 
Bundes ſtaaten geftattet fein fol, bei inlandifchen Meiftern als Gefelen zu arbeiten, for 
fern in ihrer Heimath ben jübifchen Dandıwerkögefellen aus dem Preuß. Staate gieiche 
Befugniffe zugeftanden werden. Leber biefe Reziprozität haben fle die Wefceinigus 
ihrer heimathiichen Behörde beizubringen, In Beziehung auf ihre Legitimation if 
lediglich nad} den wegen ber, auswärtigen Hanbmwerkögefellen beftehenden allgemeinen 
Borfchriften zu verfahren. ¶ Damut übrigens mit diefet Gilaubnig fein Mißbraud; ger 
trieben und diefelbe nicht heimliche Welfe zu einer Nieberlaffung in ben Bieffeitigen 
Etoaten, ober zu einem Aufehthalt auf unbeflimmte Zeit benußt werbe, ‘haben Sie, der 
Pin, des J., vorzuforgen, dag bie Konzeffion auf beſtimmte Zeit / etwa auf 2 bis 3 Jahre, 
@usgeftellt were. (G. ©. 1838. ©. 503, X. XXL; 171. — 1. 181.) 
: 00) 6. 8; ded 8. Min, des 3. u. d. P. (v. Rochow) v. 28, Dec. 1838 
an fämmtl. K:ı Reg. fowie an daB K. Polizeipräf. zu Berlin: 
Inder X. K. O. v. 14. Oft. d. J., mitteift welcher den jübifchen Handwerksgeſellen 
aus deutfchen Bundesftaaten geftattet worden ift, bei inländifhen Meiftern als Gefellen 
‚gu arbeite, Haben Seine Maj. dee König mir die Pflicht aufgelegt, vorzufergen, daß 
Arit biefer @rlaubhiiß kein Mißbraud; getrieben, folche nicht zur heimlichen Beieveria ung 
in den bieffeitigen Staaten oder zu einem Aufenthalte auf unbeftimmte Zeit benutzt, und 
beshalb die Konzeſſion auf beftimmte Zeit, etwa auf zwei bis drei Jahre, ausgeſtellt 


werde: “ 

’ Um jrän bee A. Abſicht gu entfprechen, verorbne ich Hiermit Folgendes: B 
9 Ven ein jadiſcher Hanbwerkegeſell aus einem ver Bundes ſtaaten, mit der gehös 
igen kegitimatlon, inſonderheit auch, wegen ber in feiner Heimath gegen preuß. jüdt 

fällen ftattfinbenden Segpivogität; verfepeh, in eine bet Preuß. Prod. ein: 
geändert if, To. Hat bie Woltzeibehbrbe desjenigen’ Ortes, ‚it weldjest derfeibe pure 

(ebeit findet, ihm, toehn fönft, nady ben Allgemeinen Gtundfägen wogen bes Girwans 
* an ———— fein Bedenken jtättfindet, bie Arbeit im Orte zunägft 
auf fehe Wöchen zu geftatten. . 

Gleichzeitig.aber Hat diefelbe an bie vorgefehte Meg. zu birichten, derſetben bie ohlti⸗ 

tation eirtzuteichen, bie Srit, zu melcher der Gefell’zueiit im Inlande in Atdeit getreten 

angizeigen, umd auf Ausftellung der Künzefflon amutragen. Sollte vor Ablauf 

iger 6° Ba und ehe bie Kongeſſton eingegangen iſt, dee Befell den erften Arbeitas 

rt verlaffen, fo kann er auf Worzeigung eines Atteftes der erften Ortsobrigkeit fir die 
A bi ‚abgelanfene Zeit auch an einem anderen Dtte hoc) ängenomnten erben. 

2) Die Reg. ſtellt ſogleich nad; Eingang der Anzeige die Konzefflon auf zwei Sabre, 
Pe * — Sue — a —T Bes 
bi „aß folge auch vor uf der gebachten Zeit erloſchen up in 

: ren —E werden folle, wenn ert Ar ein Velenen dam An 


fung.aebe. . L 
” Fi) jen von 15 übrke ibe 
— ———— 
vrfke 


überfan! son J 
4) Bei jeder Ortöveränberung, fo wie beim Wechfein des NMeiſtert, 





jeden 
ober ni 

5) Die Kongefflon, welcht nach deifolgendem Schema ausguftellen, if für alle Regies 
Pr i ’ ſchema audg if für al 

Wem bie darin bezeichnete Zeit abgelaufen iſt, fo hat bie Yolizeibehörbe, wenn ber 
Sefell ferner im Lande zu arbeiten deabſichtigt, unter Ei ing berfelben und mit 
Beifuͤgung eines Zeugnifies über die Aufführung im jeigen Aufenthaltsorte, ber vorges 
Br Bezirks: Regierung die Verlängerung ber Konzeſſion aufAns britte Jahr anpeims 
iuſtellen· 

Elebt ſich aus den auf bee Kongeflich befindlichen Zeugnifſen, daß ber Handwerks⸗ 
—— Gi aufokt uno ats Anın bi ——— 

erlängerung, zu deren Bemerkung am duhe der Konzeffion Piag zu laffen ifl, net dex 
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König; Regierung zu ertheilen, entgegngefegten Falles aber abzufchlagen; und bes 
Geſeũ in ſeine Heimath zuräymmeifen, 

6) Rach Ablauf der in der Kotizeffion und in deren Verlängerung beftinimten Zeit iſt 
jedenfalls der Gefell in feine Heimaͤth zuruckzuweiſen. 

7) Kein Handwerksmieiſter ift berechtigt, einen auswärtigen jübifdjen Hanbwerköges 
fellen, beim erften Eintritt deſſelben, ohne bie Erlaubniß der Drtsobrigfeit, ‚fpäter.ohne 

odußtion ber Regierungd-Konzefiion in Arbeit zu nehmen, und verfällt bei — 

ender Kontravention in eine Polizeiſtrafe von 5-10 Thlen. Vernachläſſigung obiger 
Vorſchriften von Geiten der Ortebehörden wird durch Orbnungsftuafe gerügt: 
8) Zür bie Stadt Berlin tritt an die Stelle ber Regierung das Polizei-Präfidiums 
Gegenwärtige Berfügung iſt durch die Amtsblätter bekannt zu machen, 
Inn. a. a. D., 

a K. D. v. 19. Febr. 1342, mitgetheilt durch Cirk. R. des K. Min; 
d. Inn. u. d. P. (v. Room) v. 9. März 1842. Die K.D. v. 14. Oft: 
1838 findet aud auf Handiwestögefellen aus Dänemark Anwendung. 

Da nach Ihrem Berichte v. 30. v. Di. in Meinem Theile bes Königreichs Dändnart 
fremde Handwerfögefellen aus dem Grunde, weil fie Juden find, gefeglich gehindert finB, in 
Arbeit zu treten, fo will Ich nach Ihrem Antrage genehmigen, daß auch den judiſchen 
ganbmertsgefeten aus Dänemark unter ben in ber D. v. 14. Dkt. 1888 feftgefegten 

jebingungen geftattet werde, bei inlänbifchen Meiftern als Gefellen zu arbeiten. Gie 
haben dieſe Beftimmung durch bie Amteblätter zur KR ‚Kenntnig zu beingen, 

“ - riedrich Wilhelm. 
An den Staaterntniter un Roch ow u. das Min, 
er ausw. Ang. J 

3) Aufenthalt ausländiſcher Juden zur Betreibung der 
ärztlihen Praxis. . 

a) R. dir 8. Min. der G. U. u. M. Ang. amd des Im. (v. Altenſt ein 
u. v. Shudmann) an fämmtl, Reg, v. 11. Nov. 1820. Zulaffung 
außfändifher Juden zur Praris als Medizinalperfonen. 3 

tim zu verhindert, do fremde Sheh zur Yrasis ale Mebisinafpetfonkt iinerhath 
dee Preuß. Staaten approbiret werben, „bevor fie das Sta —** erworben has 
ben, finden ſich die unterzeichneten Min. veranlaßt, die K. Reg. zu beauftragen: den⸗ 
jenigen ausländifcken Juden, welche fich Fünftig zu ben Prüfungen für Medizinalperfonen 
bei-ihr melden follten — fofort anzukundigen / daß ihre Approbation in ber golge nur nach 
geführten Nacmeife, daß ſie das Staatöblirgerredht erlangt haben, ‚erfolgen: könne, und 
eö ift berngemäß von ber von ber. K. Reg. auch die Approbation bei dem Min. nicht eher 
in Antrag gu bringen, als bis biefer Kachweis geführt worden, fobann aber bie darüber 
fprechende Beſcheinigung den einzuräihenden Verhandtungen beizulegen. Was hiers 
nachſt die inländifchen Juben anbeteifft, fo haben fämmtl, K. Reg. in denjenigen Pros 
vinzen in benen das Eb. v. 11. März 1812 bereits Geſetzeskraft hat — dahin zu jehen, 
De mt Sn Dr IR 

rem em nicht e werden, al 
da — grad niknerecht auögewiefen Haben, ” \ di) 
b) Bergl, oben das Citk. R. des Din. d. G. U. u.;M. Ang. an fänuntl. 


K..Reg..n. 8.01.1836. , nn. X, 6.1086) — .. M 

c) Yubtik. des K. Mit, des Inh. (v. Shadmann) v. 15. Rob. 
1822. Zulaffung der Juden zu ärztlicher Prarid. 2. _ 

um. ber trrigen Meinung zu begehnen, als fei demjenigen ausländifdien Juden, were 
als Doktoren ber Argneis ober WundarzneisKunde bie geordneten Gtactöpkilfuhgen 
beftanden haben, die bation als praktiſche Aerzte ober Wunbärgte und mit.diefer 
zugleich die Befugniß, innerhalb der Preuß. Staaten aller Orten bie Praris auszuüben, 
nit weiter zu verfagen, wird hierdurch befanıt gemacht daß derhleichen Sudın ber 
volkändigen Genügung aller übrigen Exforberniffe ungeachtet, die Approbation Behufs 
Ausübung der Praris innerhalb, ber Preuß,-Staaten ‚in, keinem Gall eher ertheilt werz 
den Tann, als bis ihnen, j ihrer Eigehfchaft als Ausländern — Slaubens, zuvor 
die Aufnahme in den Preuß. unterthanen Berband, und fofern fie fich, AED, der⸗ 
jenigen Provinzen, wo das Allerh, Ed. v. 11. März 1812 über bie bürgerlichen Vers 
hättniffe ber Juden in Kraft befteht, nieberzulaffen beabfichtigen, zufolge der Weftimz 
mungen e den $$. 31 und 32 diefes Ed. das Preuß, Staatsbürgerreht zugeftanden 
worben ift. R 

Die ſich in dem angezeigten Kalle befindenden Indivihuen werten Kater ask un, 
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die Aufnahme in ben Preuß. UnterthanensBerband, oder aber das Staatsbürgerrecht 
nachzufuchen, bevor fie, um bie Approbation als praßtifche Aerzte oder Wundaͤrzte zu 
erlangen, ſich den Staatsprüfungen unterwerfen, weil fie außerdem durch die Approba: 
tion zur Paris in den Königl. Staaten Feineöweges befugt werden. 

(Ann VI. S. 902.) 

4) Zulaffung auslänbifcher jüdiſcher Schullehrer. 

a) R. des K. Min d. Inn. ( Erſte Abthl. Köhler) v. 1. Okt. 1824 an 
die 8. Reg. zu Erfurt. Ä 

Da, wie der K. Reg. in Befcheidung auf den Bericht dv. 6. v. M. eröffnet wird, aus: 
laͤndiſchen Juden die Aufnahme in die Preuß. Staaten ald Schullehrer eben fo wenig, 
als in einer anderen Eigenfchaft zugeftanden werben Tann, fo wird die K. Reg. wohl 
thun, zu den Seitens der K. Min. der Geiftl. 2c. Ang. unterm 15. Juni e. verorbneten 
Prüfungen überall nur ſolche Juden zuzulaffen, welche zum bleibenden Aufenthalte im 
Lande an und für fich berechtigt find. (Ann. VIII. ©, 1101.) 

b) R. deffelben K. Dein. v. 10. Mai 1825 an die K. Reg. zu Erfurt. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 23. v. M. " 

betreffend die Zulaffung fremder Zuden zu Schullehrerftellen, 
der desfalls, in Gemeinfchaft mit dem K. Min. der Geiftl. ze. Ang., an bie Reg. zu 
Bromberg erlaffene Befcheid v. 26. Maͤrz c. hierneben abſchriftlich mitgetheilt, um Sich 
nach deflen Inhalt gleichmäßig zu achten. 

Daß dergleihen Zuden neben dem Schullehrer-Gefchäfte weder Handel, noch fonft ein 
bürgerliches Gewerbe treiben dürfen, verfteht fi übrigens von felbft, und entipricht 
dies auch der Abficht des unterzeichneten Miniſterii bei dem Erlaffe des beregten 
Beicheides %r (Ann. IX, S. 304.) J 


⸗ 


| IV. 
Aufenthalt ausländifcher Juden im Lande zum Zweck bes 
| Beſuches von Badeorten. 


R. deſſelben K. Min. v. 30. Okt. 1829 an bie K. Reg, zu Breslau. 
Verfahren gegen fremde zum Beſuche inländiſcher Bäder in's Land kom⸗ 
menden Juden. 

Gegen ſolche fremde Juden, welche ohne die gehörigen Unterhaltungsmittel zum Ber 
fudhe der inländifchen Bäder Über die Graͤnze kommen, Tönnen, wie ber K. Reg. auf ben 
Beriht v. 14. d. M. zu vernehmen gegeben wird, keine weiteren Maßregeln ergriffen 
werden, als gegen ausländifche Chriften unter gleichen Verhaͤltniſſen. Hiernach bleibt 
ber K. Reg. dad Weitere zu verfügen anheimgeftelt. 

(Ann. XII. 9,4. Nr. 52.) 


Deitter ecbſchnitt. 


Abgaben ruffifch-polnifher Juden in den Provinzen Preußen 
und Pofen, 


"Der Juden Geleitzoll, welcher als ein Ueberreſt des Mittelalters 
auch in Preußen längft abgefchafft worden ?), hatte nur, ald Retorfiond: 
Maßregel gegen Rußland, in den öftlichen Provinzen fortbeftanden, und als 
legterer Staat durch eine V. v. 26. Nov. 1822 denfelben für eine forte 
bauernde Abgabe erklärt, wurde diefelbe durch die K. O. v. 11. Sept. 
1823 für die Provinzen Preußen und Pofen von Neuem regulirt. 


Die hierüber ergangenen V. beflimmen: 


1)K O. v. 11. Sept. 1823, mitgetheilt durch R. der Min. des Im. 
u. d. 9. (0. Schudmann) und der Fin. (0. Klewis) v. 16.Nov. 1823. 
Da in dem Königreihe Polen duch eine B. v. 26. Nov. 18232 ber Judengeleitszoll 
für eine fortbauernde Abgabe erklärt, und jeder fremde Jude, ohne Ruͤckſicht auf Alter, 
Stand und Geflecht für einen 30tägigen Aufenthalt im Lande einer Abgabe von 


I) Bergl. die allg. hiſtor, Einleitung, 


Die Bechäitniffe austänbifcher 3. zum Preuß. Grant. HAB 


15 Floren polniſch (25. Rthir.) unterworfen ift, dadurch alfo die Ausſicht auf eine Vers 
einigung zur gegenfeitigen Abfchaffung dieſer Abgabe fich entfernt hat, fo fol die 

tere audy difjeits erwicderungsweife noch fortbeftehen, jedoch mit K. Allerh. Bene 
gung v. 11. Sept. d. 3. in der Verfahrungsweife eine Abänderung, und zwar vom 
1. Jan. 1824 an, in folgender Art Statt finden: 

. Der Geleitöabgabe bleibt jeder Jude aus dem Königreich Polen ‚dee in die Provinzen 
Preußen und Pofen kommt, unterworfen, und zwar ohne Rüdficht auf Alter, Ges 
ſchlecht, Stand und Gefchäfte. Binnen der Friſt, wo er feinen Reifepaß vifiren zu lafs 
fen gehalten ift, muß er audy den Geleitfchein löſen. 

Es wird berfelbe auf einem Stempelbogen von 2 Rthlr. 15 Sgr. ertheilt, wie ihn 
die Beilage enthält. 

Die Ausfüllung und Aushändigung gegen Erlegung der Stempelabgabe gefchieht von 
ben zur Prüfung und Viſirung ber Reilepäffe authorifirten Behörden. 

Der Schein gilt nur laͤngſtens 30 Tage, und muß bei einem nad) Verlauf biefer Zeit 
noch A Aufenthalte in den Provinzen Preußen und Pofen ein neuer Schein 
ertrabirt werden, 

Juden, welde ed unterlaffen, den Geleitsſchein gehörig, und nach Ablauf beffelben 
einen neuen zu löfen, werben um ben vierfachen Betrag der Gefälle, alfo mit 10 Thlr. 
beftraft, wie e8 das allgemeine L. R. bei beabfichtigten Werkürzungen der vom Gtaate 
angeordneten Gefälle beflimmt. 

Den Behörden ift die vollftändige Ausfüllung bes Scheins, wie ſolche aus dem Kors 
mular (Anlage a.) erfichtlich ift, zur genaueften Pflicht zu machen, und mit dem Ans 
kauf und der Ausgabe der Geleitöfcheine wird Seitens der Polizeibehörben es eben fo ges 

alten, wie es mit den Paßformularen gefchieht. Die gedachten Behörden beziehen 
brigens die Kormulare zu den Geleitöfcheinen gegen baare Bezahlung, wie jedes an: 
dere Stempelpapier, von den SpecialsDebitsftellen. 

Das Haupt:Stempel:Magazin wird die Hauptämter des bortigen Regierungsbezirks 
mit den nöthigen Formularen ‚verfehen, welche fie gleich den übrigen Stempel⸗Mate⸗ 
xialien zu berechnen, und davon an die Special-Debitsftellen zu verfenden haben. 

Die Behörben find verpflichtet, bei Vifirung der Päſſe die Entrihtung des Geleits⸗ 
Stempels zu kontrolliren, und dürfen keinen Paß eines im Königreich Polen wohnhafs 
ten Juden vifiren, ohne zugleid) den Geleitöfchein zu ertheilen, ober wenn der Zube bes 
reits damit verfehen ift, auch den legtern zu vifiren. 

Die SteuersBeamten haben ebenfalls, fo viel es ihrerſeits gefchehen Tann, mit bars 
auf zu achten, daß jene Abgabe nicht umgangen werde, 


a. 
Geleitsfhein auf 30 Zage und weniger gültig. 

Inhaber des hier angefiegelten Reifepaflcs (Name) wohnhaft gu (Wohnort), welcher 
am (Zag und Datum mit Buchftaben) über (Eingangeort) in die Provinz gelommen 
iſt, Tann ſich hierauf bis zum (auf 30 Tage nad) dem Eintritt ind Land, oder bei Ber 
längerung nach Ablauf bes vorigen Scheins auszufüllen) in den Provinzen Preußen, 
Meitpreußen und Pofen aufhalten, muß aber aud) überall den Vorſchriften nachkommen, 
wozu daß, Paßgefeg und andere allgemeine Beflimmungen Ausländer, welche ſich im 
Preugifchen Staate aufhalten, verpflichten. 

Gegeben (Ort, Zag, Jahreszahl, Beides mit Buchftaben), 

- (Zirma und Siegel ber Behörde.) 
(Ann, vn. ©. 893.) " 


2) R. der K. Min, des Handeld (v. Bülow) bed Inn. (v. Schug⸗ 
mann) u. der Sin. (v. Klewis) v.3. März, 1823an die K. Reg. zu Danzig, 
Die von, der K. Reg. zu Pofen abfchriftlich mitgetheilte Antwort der K. Reg. ©. 
5. Dec. v. 3., die Erhebung des Sudengeleits betreffend, giebt Veranlaſſung derfelben 
zu eröffnen, daß durch das G. v. 26. Mai 1818 in der Verfaffung jener Abgabe nichts 
eändert ift, da diefes G. nur von objektiven, nicht von perfönlichen Abgaben handelt. 
u den legteren gehört das Iudengeleit, und daß defien Erhebung ben Steuerbehörben 
mit übertragen worden, ändert in einer Hinficht die Natur der Abgabe. 
- (&nn. Vn. &, 53.) | = 
3) Das Cirk. R. der K. Min. des Ian. u. d. P., (v. Schudmann) fo 
wie der Fin. (v. Klewitz) v. 16. Nov. 1823 an die bett. K. Reg. verfügt 
wie die sub Nr. 1. gegebene 8. D. (Ann. VII, ©. 798.) 
AR. derfelben K. Din. an die K. Reg. zu Königeberg v. 21. Febr. 
1829. Formulare zu den Geleitöfcheinen für Polnifche Juden. 
Die PolizeisVehörden koͤnnen die Formulare zu den Geleitsſcheinen für, bie Juden 


UUB Do Unhaunh autäspise J. jum Drsa. Bun, 


‚Dom Bhnigseiäse Polen, hei ben für bie Etempeivenvaltung ardneten Speꝛien 
itäßehken gu jeber Beit einzeln echalten. Es iſt daher auf den Antrag v. 16. d. Hr 
" — en gen wegen tine Tantieme von ben Miehühsen fſur die 
Mitsisine iu —* zit en nigehen. 
(&nn, VIIL 9.1. Nr. 98.) 


5.9. derſelben F. Mi. q in die M. Meg. zu Gupl 5:40: Min 
18%. Anten-Sateitänhe be Dr — fahren egen an — 
Rn E 1 ER Zrbemaeetenate in. on —— — 
—* 
a ee Be 


bi 
va et Äpmer Gterapelabgabe zu erlegenden Strafoelder inte wie al⸗ 
ei — —— 


HR. — K. Din, an die K. Reg. zu Danzig, p. 21. Ratz son, 
In der, ber. K. Bu, tert 6. d. M. mitgetheitten Verf. v. 18. Noo. v. J Gar 
dricui RR \ —8 die An au aut bem Kömigeeiche Polen ber na 
peladgabe, burd) Löfing bo ‚Seleitsfcheinen unterworfen 
Mit Beziehung hierauf — daher die unterm 8. d. MR. vorgelegte ren 
Suben aus anbeten Gtaaten, welche in bie Provinzen Hteußen und — 
jener 62 jur Anterrderfen win um fo mehr perheint ec als FA, F felbi 
nur baram fanden, die em. gegen bie freitden Juben angeordneten Naqh 
— gu ermiebi Ann. VAN, ©. a eye ar 


7) R. der 3 Din. de I. 4%. 9. (v. Shudwann) ſo wie ker Sin, 
v. en Juni 4824, an die K. Req. zu Königöberg In Priuß. ‚beffelben 
Inhalts. 

Auf den Ber. der K. © 18. 0. M., bie in den K. Staaten herumſtreifenden 
yo [dem Juden betr., Ei berfelben ee daß Ihr Antrag, Ser burg das Ro. 

ov. v. J. beftimmten Deframbationsftrafe der Entrichtung einer vierfachen Ge 
PR stperliche Zuchligung zu fuhftituiren, nach der Natur der Sadye Nicht zu: 
Fed scheint. Um dem Einbringen erwerblofer polnifher Suben in bie X. Staaten za 
teibt folglich nur Übrig, bie potizeitiche Aufficht nach Mögtihtelt zw verfhäre 

mu und mit denjenigen Juden, welche ſich Ba erg bi laſſen, nad) der 

ſtrenge des G. zu verfahren. (Ann, VII 535.) 


8) CHEM, derfelben. K. Min. an bie K. Reg. zu Königäherg, Gum 
binnen, Marienwerber, Voſen und Bromberg, v. 11. Yan. 1826. 

Die unterm 46. Nov. 1823 gegebene Worfhrift, wegen rom des Judenge ⸗ 
leites, wird dahin erweitert, daß jeber, ———— nach Preußen oder dem 
Großherzogthume Poſen, fei e8-unmittelbar über bie Landesgraͤnge dieſer Provin; 
‚über nad} vorheriger Berkhrung anderer Provinzen bes Staats, Eommende Jude gehals 
ten 0 ſich ya w Fi Polizeibehörbe zu melden, und ben Geleitsſchein m Töfen.” 

nn. 


9). Eirt, R. des 8. Min. des denn d. P. (Köhler) v. 25. San. 1831 
an die K. Reg. zu Königsberg, Sumbinnen, Bromberg und Pofen. 
Bon des Heren Sinanze Win. Ge. ift unterm 19, d. MR. wegen ber von ‚gotnifgen 
Sn en ebenden En an Er ER ra ee tionen men zu 
7 
PH zur nen mitgetbeilt wird em ®) ans 
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1) Der Eingang über die Graͤnze fteht dem polnifchen Juden, der eine ſteuerpflich⸗ 
tigen Gegenftände mit fich führt, eben fo wie jedem Anderen auf jebem polizeitich 
erlaubten Wege frei, weshalb derfelbe an keine Zollftraße gebunden ift. 

2) Sobald aber derfelbe die Gränze überfchritten bat, muß er fich direkt nach einem 
Bollamt begeben, um bie Geleitabgabe zu zahlen, ober refp. zu deponiren. 

3) Verlaͤßt der polnifche Zube das Land über das nämliche Zollamt binnen acht und 
vierzig Stunden nad) der Gränzüberfchreitung, fo Tann er bas Depofttum zurüds 


fordern. 
4) Den Hauptzollämtern wird geftattet, fi mit befannten, in den polnifchen 
Gränzorten angefeffenen Juden, wenn fie dieß wünfchen follten, über ein Pauſch⸗ 
Quantum von nf Thalern für das ganze ae wegen bed Geleits zu einigen. 
Ew. Hochw. wollen hiernach das Weitere verfügen, und die Beflimmungen zu 
eins, zwei und drei durch das Amtsblatt befannt zu machen. 
Berlin, den 29. Sanuar 1831. Der Finanz Minifter, Maaßen. 


n 
die Königl. Provinzial-Steuer-Direktoren 
Hrn. v. Landmann in Königsberg, 
en. Mauve in Danzig, 
m. Löffler in Pofen. 
(Ann. XV, ©. 21.) , , 
10) R. der K. Min. der Fin. (Maaßen), fo wie des Inn. u. d. P. 
(v0. Brenn) v. 26. Oft. 1831 an das K. Polizeipraͤſidium zu Berlin. 
Auf die Anfrage v. 12. Aug. c., das Judengeleit betreffend, wird dem K. Polizei⸗ 
en eröffnet, daß, da die Allerh. K. O. v. 11. Sept. 1823 das Jubengeleit nur. . 
ür die beiden Provinzen Preußen und Pofen vorſchreibt, von einer Erhebung deffelben 
oder hierin einer andern Provinz bie Rede nicht fein Tann. 
Eripirirt daher die IOtägige Frift eines vergeleiteten Juden hier in Berlin, und es 
waltet fonft kein poligeitiches Bedenken ob, ihm einen längern Aufenthalt hierzu geftat: 
ten, fo bleibt derfelbe von einer abermaligen Erlegung des Geleitgeldes hier frei, unter: 
liegt derſelbe aber auf feiner Rückkehr, falls er feinen Weg durch eine der erſt genannten 
Provinzen nimmt. 1 
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Zweiter Theil, 
Die - | 
Privatrechtlichen Verhältniſſe der Juden 
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Preussischen Staates. 
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Erſte Mhtheilung. © 
Die Oefeegehingen, nach welchen die civil und ——— 
Verhaltniſſe der Juden in den einzelnen Landestheilen zu beurtheilen. 


Erſter übſcheitt. 
Die früheren Verhaͤltnifſe. =" 
K A über das rechtl. Berhältniß der Juden in den Preuß. Staaten. Anna. Bo. 2. 
Bi 36 


Beffel, über das bürgerliche Recht der au in —— na — 
JIuri pru en}. ahrg. 4 8. 


Toſtamenib⸗ und — ſo wie iR: allem Civiltechts, 
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fireitigkeiten Der Suden mit Judeh nach ihrein Figenen' Reochte zu beurthei⸗ 
len 9* Die Anſichten deß — — waren gie Ihe a 
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Asd Die pelvateechtlichen Verhättniffe der Jaben. j 


Legtere gründen ſich num theils auf das fchriftliche, theils auf das münd: 
liche Gefeg. Exfteres ift in den fünf Büchern Mofes enthalten, Das münds 
liche befteht theil8 in weiteren, durch Tradition überlieferten Beftimmungen 
Mofis, theils in Sagungen der Propheten und Weifen der Nation, welde 
zuerſt im zweiten Jahrhunderte nach Chriſti Geburt in ſechs Bücern von 
dem Rabbi Jehada Hannafie zufammengetragen wurden, die unter 
tem Namen Mifchnah befannt find. Ebenfo bitdete fid im dritten Jahr⸗ 
hunderte die Jeruſalemiſche Gemara und zweihundert Jahre fpäter die Bar 
bylonifche Gemara. Die Miſchnah und die Gemara bilden den Zalmud. Im 
121en und 16ten Jahrhunderte erfchienen Bearbeitungen diefer Sammlun 

en, die das ganze bürgerliche Recht umfaflen, vondenen sie legte X dem 
amen Spulchan Ar 2); aus letzterem iſt indbes 
ſondere eh nah: gezogen). Diefe war 
reußifchen Richter lange, Zeit ein no wendiges ülfsbuch, da den 

0 Si Sarleetran ken var a 36: 3 Bon —* 

1137 Ya epert! dem Sen Richten: —— in Bukeafe 
und anderen dergleichen Fällen, welche in den jüifhen Ritus einfhlagen, 
nach jüdifchen Rechten zu ne is & bezeg ſich dies beſonders auf Chr, 
und —— " [LSFEN ER] g A 

Ausdrücklich wurde jedoch den ſchutzoerwandten Juden geflattet, ſich gäny 
lich den Situatgefegthr kat eh eine hie Ketäninh deren ve dem perfönlichen Rede 
Ku tishep und dem gerneinen Land Rechte zu unsererfen. Es beſtimm⸗ 

en hierüber: 

1) DieR.D.v. 17. Juli 18040), mitgetbeiltdurhdas.R.0.21. Bufi 180l. 
& *— dte Juden konnen ſich den Kitual · Geſetzen entziehen, und — 
Landrechte 















—* effatten. 
6, fr Er} Kia 
— ' Iron et 
Fr M. darliper: ob, wenn tin TETUIERCH Jude darauf 
me’den Ritualgefegen entziehen, und bagegen, den Borfehriften 
. des %. & R. unterwerfen zu wollen, dieſe Grflärung bei bem foro feines perfönliden 
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Die prtonteechtlichen Verhaͤltniſſe der Iubenn. Ankh. 
:3) R. v. 6. Maͤrd 1006. Auslegung ber vorermähnten K. Mr. ..- 52. 





Tann, verſteht ſich hiernach um fo mehr von ſelbſt, als ſonſt die ihnen zugleich geattete 
Grlaubniß, ſich dagegen den Worfihriften.deg %. &. R. zu unterwerfen, offendar ganz 
wechlos jein, Abernaunt ‚aud ber Ertheilung bieſer Erlaubniß e8 auf biefeh Fall an.allen 
— Ce are würde, Da ber Hebertritt eines Juden jur HETEdhEn Melle‘: 
glon nirgende unterfagt-Äft. ' ne " — 

J kn * Dave. She ap. ben: dortigen ‚Mägiftrat zu beſcheiden, und demgem 


R. zu be . . 
Be C. Tom, KU, ©. 67, MothiäIX. ©, 489. Rabe Vlil 












gyetter Mbfnitt 
Die gegenwärtigen Werhältniffe 


Zur Zeit find in Beisbung auf bie Geſetze, nach welchen. dig priv. 
criminalrechtlichen Werhältniffe zu entſcheiden, zunaͤchſt die "alten 
vinzen yon den neu und wieder erworbenen zu unterfcheiben. 
L. Für Die alten Provinzen beſtimmen bie 68. 20. bis 30. bed Ed: v. 
11. März 1812 im Aefentichen, daß bie privatrehtfichen. Werhäitiffe bey 
Juden nach eben denfelben Geſetzen zu beurtheilen, ivelche andern Preußte 
fen Staatsbürgern zur Richtſchnur dienen, Ausnahmen abet bef ſolchen 
Handlungen und Gefchäften flattfinden, welche wegen Verſchiedenheit ber 
Religionsbegriffe und des Kultus: am befonbere geſetzliche Beſtimmzungen 
und Zormen nothwendig gebunden find). Es wird in letzteret Beziehung, 
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) Hierzu bemerkt das R. v. 15. Dec. 1820. Fe R 
1. Das ©. v. 11. März 1812 verorbnet $. 20 und 21 ganz ungmelbluttig: 
„baß bie privatredhtlichen Werhäftniffe ber Juben, nad) eben benfiben Dıfıken Bid 
untpeilt werben follen, welche anderen Preuß. Untertanen zur Rictfcnur dienen, 
uni 
„daß Ausnahmen hiervon nur bei ſolchen Handlungen und Seſchaͤften Kattfin- 
ben, welche wegen Berfchiebenheit der Religionsbegriffe und des Kultus an befons 
bere gefeglihe Beſtimmungen und Bormen nothwendig ‘gebunden find.” 
Wo dad gedachte @. die dei biefen Ausnahmen zu beobachtenbeh Formen (wie 
% B. 8. 22—27 gefchehen-ift} fpeziell vorfchreibt, hat es babei-fein Wewenden. 
In fofeen aber fo'he darin nicht ausbrücklid) beftimmt, und nichts deflv weniger 
nad) jüdifhem Kultus und Religionsbegriffe gefenlich nothmendig find, ift ed 
nicht bie Abficht des Gefehgeberd gewefen, darin einzugreifen. . Jebon beriicht 6 
fid) von felbft, daß jene Kothwendigkeit buch ein anerfanates &,-im:. us 
denthum feftftehen muß, fo wie e8 auch dabei keinem Zweifel. unterliegt, daß 
die Beurtheilung ber privairechtlichen Berhältniffe ber Juben vorher Givifrichs 
ter dadurch Feiner mehreren Beichränkung, als bie Privatverhältnifferalier hbris 
‚gen Unterthanen ausgefegt werden bürfen. . il Bu 
‚Hieraus folgt benn zugleich, daß die von einem Judes nachgeſuchte und erhals 
tene Ehediapenſation von dem Civilrichter, — unbefchabet Beurteilung 








[3 Din pelootneclnngen. Röhchätnaffe dia Juden 


auf bie —— ®. MR; und der G. D. rileſtqtuch ber: Eidesleiſtun 
ge gif in Crimin alſachen, ber Präfentation ber Wechſei am 
bat, ehelichen Berh Attiffe erw jeferi und inbbeſondere noch 
—* daß in Abficht des Gerichts ſtandes und der damit verbundenen 
ernundfhaftlihen Verwaltung ebenfaBs zwiſchen Chriſten und Juden 
kein Unterfchled flattfinde und Babbiner und Juden Aelteften weder eine 
Gtrichtsbarkeit, noch eine vormundſchaftliche Einleitung und Direktion ſich 
anmaßen dürfen. 
II. In die neuen und wieber erworbenen Provinzen wurde — 
A. zum bei toeitem geößten Thelle dad A. E. R. und die A. G. O. wies 
der ober neu eingeführt. Es geſchah dies 
4) durch Patent v. 9. Sept. 1814, v. 1. Ian. 1815 ab in die getrennt 
ferien Ab wieder verelnigten Prövinzen und in bie dabei ober inner 
halb derfelben belegenen neu erworbenen Gebiete i). &$ ſind dies bie Alt- 
mark; m... ogthum Magbebnrg mitdem Sanikteife, das Fir 
enthum H —3— die Sraftgaften Hohenſtzin, Mahsfeld und 
Werni EHE ad vormalige Stift Quedlin burg, das Fürfen 
thum eissfe und def, Dependenzen, Stabt und Gebiet Erfurt, 
die Städte Mühlhauſen und Nordhaufen, bie Fürſtenthümer Min 
den, Münfter und Pabdy shar a, die aften Marl, Ravend 
berg, Tedlenburg und de abe Traff alt Lingen, die Derpog, thümer 
Eleve und Geldern, bad Füſte Rast, bie Braflhaften Eifen 
” vr und das — tft! iten2) 
Bis Pr tent y. 9. Nov. 1816 In ‚dei Bin und Michelauer Kreis 
(H tab! Ehen mit ihtem biete). . 
„> Dusch Patent 9, 9. Rov. 1816 i h roßher burne Dofe 
Belt Sunkg ses 8.4.1.4 re 
sah in —*— * tue Lay ie den Sandpinke vr ab ge 
den alten 
hDurh —* v2. März 1814 in Danzig unb deifen Gebiets). 
.:5) Dinth Wat, dı 15. Rov. 1816, v. 1. Mal 1817 in den ehemaligen 
SR Prosinzen und Diſtrikte e). - 
6) Durch 8. v. u Mai 1818 in den zroifchen den älteren Provinzen 
9 Bm 20. Dt 1819 I be ehenaf Ehwangung A 
) ‚Dur: » en el War; Aſtadt⸗ 
ſchen — Hreingen und Sehnen) ra Rubaipa 





— — naionetezciſen — für vollkommen gültig und wirkſam geach⸗ 


ie 
—A— Akt, A. 9585. — Gen. I. Nr, 7. Val. 3, Fol. 70.) 
‚Die Beranlaflung zu biefem RR. gab eine Borftellung * — 
eisen a 2 1 Rov. —8 welche ce an wu. Bi re gerichtet 
war unb von diel an uad Saft, Min. wu bei Hei⸗ 
nemann Bb. I. ©. 264. fig. abgebru ” Birne ð v 
1) 8.0, 1814. ©. 89, 
2 Watent v. —2 (©. ©. 1816. 6.185.) . 
: 378, ©. 1816. 
. ©. 1816. Den 
h. — 1814. &, 177. 
©. 1816, . 
&. 108.0 
©, 1819. ©. 46. 
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8) Durd Pat. d. 21. Juni 1825 in das Herzogthum Weflphalen, das 
Fürſtenthum Siegen mit Burbach und Neuenkirchen und den Graffchafe 
ſihaften Wittgenften). ' . 

B. In dem Bezirke des Dberappellations. Gerichts zu Köln blieb das 
vorgefundene franzöfifche Rechts: Verfahren, und ebenfo ließ man biß jetzt 

C. das vorgefundene gemeine deutfche Recht und Prozeß - Verfahren 

1) in Neuvorpommern (Reg. Bezirk Stralfund) und 

2) in dem Gerichts⸗Bezirk des Zuflip Senats zu Kobleuz, welcher den 
af N sechten Rheinufer belegenen Theil des Meg. Bezirks Koblenz 

det 

U. Was mun die gegenwärtige Gültigkeit der jüdiſchen Ritualgeſetze 
anlangt, fo ift ‚ 

1) in Anfehung ber alten Provinzen bereits oben gezeigt, in wiefern 
diefelben noch berüdfichtiget werben. 

Nach denfelben Grundfägen find die Juden in Danzig und beffen Gebiet 
in privatrechtlicher Beziehung zu bewustheilen, da dafeibft daB Ed. v. 
11. Märy 1812 gilt, wie oben bargeftellt worden ®). 

2) In Fückſicht der neuen und wieder erworbenen Provinzen hat die@el- 
tumg der jüdifchen Ritualgeſetze 

a. gänzlich aufgehört, wo entroeber das Franzöftiche Recht und Verfahren 
zur Zeit gilt, oder genolten hat, alfo in den Deovingen, die zum franzöfifchen 
Reiche, zum Köntgrelche Weſtphalen und zu ben Gr: fienthümern Berg, 
Frankfurt und Warſchau gehört haben®). Der Code Napoleon ſtellte fich 
nämlich in allen Materien, die er Dehandelte, als Prinzipal:Recht hin, unter 
Aufhebung aller bisherigen Subfldiarreihte, tnöbefondere alfo auch der jüdi⸗ 
ſchen Ritualgefege und bei Einführung des &. &: in dieſe Diſtrikte, wurden 
die bereits aufgehobenen befonderen Rechte und Gewohnheiten nicht wieder 
mit eingeführt). j 

b. Daffelbe Verhaͤltniß teitt in den ehemals K. Saͤchſiſchen Provinzen 
ein, da bie Yuben dort nad) dem Mandat d. 1746. 8. 5°) nicht nach ihren 
Ritualgefegen leben durften, vielmehr dem gemeinen &, ®. unterworfen 
waren, an deſſen Stelle dad Preuß. Recht getreten iſt, welches daher allein 
maßgebend ift. . 

c. In Betreff Neuvorpommerns endlid kommen gleichfalls bie ital: 
gefege nicht mehr zur Anwendung ?). s . 

d. Dad ER, hatte dagegen bei feiner Promulgation im Jahre 1794 


2) Di Kabnehine er rrefaft Meng, ner eanäffgee mußt gi. ° 

it Ausnahme der Her enburg, in der franzöſiſches gilt. J 
®) Bergt. Iht. I. Abth. II. Abſchn TE. ©. 284 IR Och Fücht auszuführen, daß in 
Anfefung des Erbrechts und bes Gütervechtö der Eheleute bie Ritualgefege unter 
denjenigen Juden in Danzig imd dem alten Gebiete, welche nit Stantöbärger 
find oder welche bei Auseinanderfegung das’ alte’ Recht wählen, zur Anwendung 
Tommen müffen, wobei jedoch, wie a. a. D, gezeigt, irrthumltich angenommen ift, 
daß dergleichen Perfonen dafelbft roch eriftizen, welche nicht Staaı ‚er wären. 
9 zuge Bielt Fon find, welche die Hälfte des Reichs ausmachen, barhber 


°) Bent. die sub A. gesebene Patente und unten bie R. v. 6, März 1826 und 
12. Juli 1819. (Sahrb. 8b. 27. &. 77. 8b. 14. ©. 13. Gräff. 1.6. 6-8.) 
Ko a. a. D. ©. 261. sub III. und ©. 257. 

) Bergl, daſſelbe Thl. I. Abth. IL. ©. 340. 

*) Bornemann bei Koch a. a. Dr S. 287, 
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die Ritualgefee als eine. ſelbſtſtändige Sperialgefeßgebung 1) nicht aufgehos 
ben und es ift deshalb durch deſſen Einführung in den wenigen und unbedeus 
tenden Bezirken, wo in ähnlicher Weiſe die jüdischen Ritualgeſetze zu Recht 
beftanden, legteren nicht Deragist worden, weil dad. MR. eben nicht als Prin⸗ 
zipal- Recht eingeführt wurde, 


Dritter Abſchnitt. 


Anwendung der früheren Gefege auf Fälle, die der gegen: 
“ wärtigen Geſetzgebung nit unterliegen. 

I. Für die alten Provinzen beflimmt hierüber der $. 28. des Ed. v. 
11. März 1812 beflimmt: : :: 000000 *& 

Da, nach den allgemeinen Rechtsgrundſätzen, neue Geſetze auf vergangene Fälle nicht 
bezogen werben Eönnen, fo And die Streisigteiten über Handlungen, Begebenheiten und 
Gegenftände, welche das bürgerliche Privatrecht der Juden betreffen, und ſich vor der Pus 
blifation der gegenwärtigen Verordnung ereignet haben, nach den Sefegen zu b eis 
Ien, die bis zur Publikation dieſes Ed. verbindend waren, wenn nicht etwa die bei jenen 
Handlungen, Begebenheiten und Gegenftänden Jutereſſirte, in. fo fern fie dazu rechtlich 
befugt find, fich durch eine rechtögültige Willenserklärung den Beflimmungen ber gegen: 
wättigen Verordnung, nach deren Publikation, unterworfen haben follten. 

‚Diefe Beftimmung hat folgende Erläuterungen erhalten: | 


1) In Anfehung der Teſtamente, welche vor Publikation des Ed. v. 
11. Mai 1812 errichtet ſind. Br 
a R. des Juſt. Min. (Kischeifen) v. 21. Mär, 1812. 


Aus bem, von dem K. Kammergerichte unter dem 30. v. M. erftatteten Wer. iſt erfe 
ben worden, wie bas Kollegium bauhıber zweifelhaft iſt und beſchieden zu fein wänfdt: 
1) ob die vor dem 11. März 1012 nach ben Ritualgefegen errichteten Teftamente jũdiſcher 
Glaubensgenofien von Bültigfeit fein Tollen, wenn auch die Teftatoren die Publi⸗ 
Tation ber Verordnung v. 11. März 1812 erlebt, und fich den Beſtimmungen ver: 
felben unterworfen haben? und on ' 
. 2) unter welhen Modalitäten die chriftlichen Gerichte in den ſchon eingeleiteten Vor 
.n Pie über juͤdiſche Glaubensgenoſſen, fernerhin bie Obervormunbfchaft 
fuͤhren Jollen? —* F 
E wird dem Kollegio darauf ad: 4, eröffnet, daß bie Meinung derjenigen Mitglieber 
befielben, welche die nach den Ritualgefegen vor der Publikation des Eb. v. 11. Mär 
d. 3. errichteten Teſtamente für gültig achten, ganz gegrünbet ift,. indem ber $. 28 bes 
angeführten Ed. ganz allgemein verorbnet, daß frühere Handlungen, welche hie Privat: 
rechte der Juden betreffen, nach den bamaligen Gefegen zu beurtheilen, und nur biefenis 
en: Fälle auszunehmen feien, in welchen die Interefienten durch rechtegültige Willens: 
Härungen fich den Beſtimmungen der gegenwärtigen Verorbnung, nämlidy ben, alle 
Staatsbürger ohne Unterfchieb der Religion verpflichtenden gefeglihen Vorſchriften, wie 
dies den Suden auch fchon in früheren Verordnungen, befonbers in dem R. v. 21. Zuli 
1804 freigelaffen war, nad) der Publikation unterworfen hatten. Was den Antrag 
betrifft, durch ein Geſetz zu beflimmen, baß jeder jüdifche Glaubensgenoffe, welcher Aber 
feinen Nachlaß nad) iüdihen Gebräuchen teftirt habe, in einer zu beſtimmenden Zeitfeift 
fein Zeftament in deutſcher Sprache bei den Gerichten niederzulegen verbunden, und 
nad) Ablauf der Frift feine weitere Ruͤckſicht auf bie nad) älterer Form errichteten Teſta⸗ 
mente zu nehmen ſeiz fo hat der Zuftizminifter für bienlich erachtet, von den ſaͤmmtlichen 
Dberlandesgerichten barüber gutad) a aan erfordern, nach beren Gingang das 
K. Kammergericht barüber, und bemnähft auch Über die Frage ad 2, unter welchen 
Modalitäten die chriftlichen Gerichte die Obervormundfchaft in ben ſchon eingeleiteten 
Bormundfchaften über Juden führen follen, wird. befchieben werben... . . 
Gahrb. Bd. 1. ©. 57. Gräff 8b. 1. ©. 18.) J— 


9) Gen. Juden⸗Regl. v. 17. April vino. 


Die yeivatecchtlichen Verhaltaiſſe bee Juden. Aa 


b, Vetgl. das R. v. 15. Yan. 1813 sub 2. \ 

2) In Anſehung der vor dem Ed.v. 1812 errichteten Vertr äge beftimmt 
das R. v. 15. Januar 1813. 

Nadı dem A. L. R. Eint, 5. 14, Tonnen neue Geſete auf ſchon vorhin vorgefallme 
Handlungen und Begebenheiten nicht angewendet werben. Diele Borfchrift iſt in dem 
28 ſten 8. bed Ed. v. 11. rin v. 3., betreffend die bürgerlichen Berhältniffe ber Juden, 
beftätiget, und es find daher die von denfelben, vor der Publikation des Ed., errichteten 
Zeftaments- und andere legte Willens-Erklärungen nad) den damaligen, zur Zeit ber 
Errichtung beftandenen Gefegen zu beurtheilen. Bei den Berichten und vormundſchaft⸗ 
lichen Behörden find aber durch Die eigenen Schwierigkeiten ber Sprache, in welcher dieſe 
Willenserflärungen abgefaßt find, und burch die daraus entftandenen zweifelhaften und 
oft ganz von einander abweichenden Ueberfeßungen, fo wie durch mancherlei Beziehun⸗ 
gen auf ſchwankende Ritualgeſetze, die nach aller Erfahrung von den yüdifchen Gelehr⸗ 
ten ſelbſt bald in dieſem, bald in jenem Stuͤcke beſtritten werden, endlich auch durch die 
Verſchiedenheiten der Form der Errichtung und Aufbewahrung, ſchon jetzt ſolche erheb⸗ 
liche Bedenken veranlaßt und angezeigt, daß das Entſtehen einer Menge verwickelter 
Rechtsſtreitigkeiten vorherzuſehen ift, deren Inſtruktion und Entſcheidung noch durch die 
gefeslich nothmwendige Annahme beſtändiger Familien⸗sNamen, und bie hiernach unver⸗ 
meidlihe Verdunkelung ber Identität der Perfonen, fehr erfchwert werben wird. Diefe 
Wahrnehmung ift von wichtigem Einfluß auf das eigene Interefie ber Juden, welchen 
notbwendig daran gelegen fein muß, das Eigenthum ihrer Nachkommen gu ſichern, 
die Gewißheit der von lihnen angeorbneten Familien⸗ und Erbrechte zu befefligen, und 
verberbliche Uneinigkeiten und Mißverſtaͤndniſſe unter ihren Erben zu verhüten. Alle 
diejenigen, welche vor der: Publikation des Ed. v. 11. März v. J., nad) ‚damaligen 
jüdifhen Gebraͤuchen, Zeftamente und andere letzwillige Verordnungen errichtet, ober 
Erb⸗, Ehe und Schenkungs:Berträge geichloffen, oder Verficherungen über kuͤnftige Erb⸗ 
tbeile in Korm von Schuldbriefen, oder andere SInftrumente folder Art vollzogen 
haben, werden daher auf die nachtheiligen Folgen jener alten Form und Faffung aufs 
merkſam gemacht und zu ihrem eigenen und ihrer Kamilie Weiten hiermit aufgefordert, 
ihre in hebräifcher oder rabkinifcher Sprache abgefaßten Willens⸗Erklaͤrungen, Ver⸗ 
träge, Schenkungen, Verfiherungen und andere auf Zuwendungen nady dem Tode ſich 
beziehende AInftrumente, mit vorzüglicher Ruͤckſicht auf ben wefentlihen Sinn und 
Inhalt derfelben und mit Auswahl der gemein verftändlichften und befiimmteften Aus⸗ 
drücke, nody bei ihren Lebzeiten, und bei Verträgen in Uebereinftiimmung mit den babel 
zuzuziehenden Intereffenten, in deutfche Sprache und Schrift umfchreiben zu laffen, und 
diefe umfchriebenen Auffäge zur gerichtlichen Vollziehung oder Genehmigung und Ries 
deriegung oder Beſtaͤtigung den Berichten nad den allgemeinen Landesgeſetzen zu übers 
geben. Diejenigen Mitglieder der jübifchen Gemeinden, welche "die vorftehenden Maps 
regeln ber Vorficht innerhalb fecys Monaten, von heute an gerechnet, freiwillig beobach⸗ 
ten, erhalten zugleich die Verſicherung, daß für die bei diefen Handlungen eintretenden 
Bemühungen der Gerichte Feine Gebühren angefegt, fondern nur bie gu erftattenben baa⸗ 
ren Auslagen von ihnen gefordert werben follen. 

Nach dem Ablaufe der ſechs Monate findet bie Gebührensfreiheit nicht weiter flatt, 
und haben bie, welche der gegenwärtigen Aufforderung kein Gehör geben, zu erwarten, 
was nad) den in ber Kolge vielleicht notbwenbig werbenden geſetzlichen Beſtimmungen 
über dieſen Gegenftand ferner verfügt werben wird. 

(Jahrb. Bd. 2. ©. 188. Gräff. Bd. 1. &. 18.) 


3) In Betreff der Erbregulirungen disponirt dad R. (Kircheifen) 
v. 18. Juni 1814: 


Dem K. Ob. . ©. zu Stettin wird auf den, wegen ber privatrechtlichen Berhältniffe 
ber Juden unter dem 9. v. M. erftarteten Ber. hiermit zu erkennen gegeben, wie bas 
Ed. v. 11. März 1812 ganz deutlich verordnet, daß die, nad) den Beſtimmungen der 
65. 1 bis 5, für Einlaͤnder und Staatsbürger zu achtenden Juden in Abſicht ihrer bür⸗ 
gerlichen Rechte und Freiheiten den Shriften ganz aleidh gehalten, unb befonders in 
ihren privatrechtlichen Verhältniffen, nur mit Ausnahme ber 85. 21—25. bemerkten 
Fälle, nad) eben denfelben Gefehen beurtheilt werden müffen, welche anderen Preußifchen 
Staatsbürgern zur Richtfchnur dienen, Die von dem Statgericht zu N. erregten Iwels 
fet, nach welchen Gefegen die Erbſchaften verftorbener Juden zu vegufiren felen, eriebiget 
fi) demnach von felbft dahin, daB dabei, in fofern ber —** nad): ber Zeit der 
Publikation des Ed. v. 11. März 1812 in der Perfon eines folchen Juden eingetreten, 
welcher der Rechte Preußiſcher Einländer und Staatsbürger theilhaftig geworben ift, 
diejenigen Gefege zum Grunde gelegt werben müffen, welchen der ——EES 
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Leben unterworfen gewefen ift, und daß alſo in biefer Hinficht auch die Statuten feines 
Wohnorts zu beritfichtigen find. So hat aud) das Sfadtgericht zu N. die Sache anges 
feyen, und das K. Ob. L. ©, felbft neigt fi) zu der Meinting, daß bie mit bem allge 
meinen Staatsbürger« Rechte verfehenen Juden nad den naͤmlichen Gefegen, welche 
Ghriften gleichen Standes zur Vorſchrift dienen, beurtheilt, mithin, wenn fie nicht zu ber 
Klafle der Erimirten nach ihrem Stande gehören, nach den für die RichtsErimirten in 
der dortigen Provinz geltenden Provinzial: und ftatutarifchen Geſetzen gerichtet werben 
mäflen. Diefe Meinung if die vichtige, und danach hat das K. Ob. 2. G. ſowohl ſich 
felbft zu achten, als auch das Stadtgericht zu N. zu befcheiden. 

Was die, am Ende des Berichts erwähnte, Wechſelfähigkeit der Juden betrifft, fo hebt 
bas Edikt alle die Zuden betreffenden, nicht beftätigten Gefege auf, und es fällt daher 
auch die Beſtimmung des A. 8. R. Th. II, Zit. 8. $. 723, wonach die Juden obne 
Unterſchied dem Wechſelrechte unterworfen geweſen find, weg, dergeitalt, daß nur Die 
jenigen Zuben für wechfelfäbig gu achten, welche zu den $$. 718. 720. 721. 726. 731. 
MEYER. a a. D. und 69. 110. 111, des erften Anhanges, bezeichneten Perfonen zu 
vechnen find. Die Beilagen des Berichts erfolgen hierneben zurüd, 

j (Sabrb. Bd. 4. S. 44. Gräff Bd. 1. 8. 21.) 


4) Rückſichtlich der Inteſtat-Erbfolge bemerkt 


a. das N. des Juſt. Min. (Kircheneifen) v. 2. April 1814. 

Dem K. Ob. 2, G. von Wefipreußen wird auf den Ber. v.5 März c. wegen ber von 
dem Sande und Stadt⸗Gericht zu Zaftrow, in Beziehung auf das Ed. v. 11. März 1812, 
betreffend die bürgerlichen Berhältniffe der Juden, nachgejuchten Belehrung eröffnet, 
daß die Entſcheidung ber in dem Wericht des Lande und Stabtgerichts zu Jaſtrow 
erwähnten Fälle, zunaͤchſt aus ben $$. 20 und 28. des Gb. v. 11. März 1812 zu fchöpfen 
ift, wonach es fehtteht, bag die privatrechtlichen Berhältniffe der Juden in ber Regel 

eben ben Geſetzen zu beurtheilen find, welche anderen Preußifchen Untertanen zur 
ichtichnur dienen, daß aber bei Streitigkeiten über Handlungen und Begebenheiten, 
bie nor her. Publikation des Edikts fich ereignet haben, eine Ausnahme zu machen, und 
in: ſolchen Fällen diejenigen Vorſchriften anzumenden, welche bis zur Publikation bes 
Edikts für die Juden verbindlich geweſen find. Hieraus fließt von felbft, 
:4) daß die ISmteftat:@rbfoige überhaupt bei den nach der Publikation des Edikts eins 
getretenen Gtexbefälle, in Gemäßheit der den Zuben wie andern Gtaatsbürgern 
fett zur Richtſchnur dienenden Gelege fich vegulirt, und daß nach biefen Gefegen 
ı : Auch die untergeordneten Kragen, wegen des Vorrechts der Erfigeburt, wegen Aus⸗ 
ſchließung der Töchter durch die Söhne, und wegen Gollation der Ausfteuer zu 

* beantworten find, womit denn auch ber von dem Lands und Stadtgericht gemachte 

Unterfchieb zwifchen einer vor oder nad) der Publitation des Edikts gegebenen Aus⸗ 

" fteuer binwegfällt, indem hier alles auf die Beurtheilung derjenigen Rechte einer 

Tochter juͤdiſcher Nation, die ihr in der Eigenſchaft einer gefeglichen Erbin zufte 

J ——ã— or folglich die Beit des Erbanfalls, und nicht bie Zeit der gegebenen 

. er, entſcheidet. 

2) Was beſonders die Succeſſion der Eheleute, in Beziehung auf die eheliche Guͤter 

‚‚ gemeinfchaft betrifft, fo ift es für fich Elar, daß bei den nach der Publikation bes 
—*— eſchloſſenen Ehen, die gegenwärtig auch bie Weſtpreußiſchen Juden verbin⸗ 
denden Landesgeſetze in Anwendung kommen muͤſſen. 
Bei den vor der Publikation bes Edikts geſchloſſenen Ehen hingegen dienen die 
jenigen Grundfäge zum Leitfaden, welche bei Veränderung des Wohnfiges der Che 
leute ftattfinden. Die Weftpreußifchen Eheleute jüdifcher Nation find nämlich, in 
ſofern bie Sütergemeinfchaft unter ihnen vor Publikation des Edikts nicht einge: 
führt gemwefen, denjenigen Eheleuten ganz gleich zu achten, welche ihren Wohnſit 
von einem Orte, wo keine Gütergemeinfchaft obgemwaltet, an einen Ort, wo biefelbe 
ftattfinbet, verlegt haben. In Ermangelung näherer Beflimmung der Statuten 
und Provingialgefege, find daher die BVorfchriften des A. &.R. Th. IL Zit 1. 
$$. 350. 351. 352. 355. 416. zum Grunde ber Entfcheibung zu . 

Hiernach hat das K. Ob. 2. ©. das Land: und Stadtgericht auf feine Anfrage zu 
beicheiben, (Jahrb. Bd. 3. ©, 46. Gräff Bd. 1. ©. 20.) , 

b. Vergl. auch die Erkenntniſſe des Stadtgerichts zu Berlin v. 19. Dec. 
1834, ded Ob. Apell. Senats, des Kammergerichts v. 1. April 1837 und 
des Seh. Ob. Trib. v. 18. Juni 1838, fo wie dad Seh. Ob. Trib. v. 
20. Sept. 1834, welche über Källe diefer Art gefprochen haben. 

. (Heinemann II. ©. 100—183.) EEE 
- £r Beſonders wichtig tritt. dad Recht des Überlebenden Ehegatten unter 
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heleuten, die fich vor dem Edikte von 1812 verheirathet haben, — ob 
er nach ben früheren jübifchen Geſetzen oder nach den jet gektertben Landedges, 
feen erben wolle ?), dann hervor, wenn der Dann der Leberlebenbe iſt da nad) 
jüdifchen Gefegen der Ehemann mit Ausſchluß der Kinder dan gefammten 
Nachlaß feiner verfiorbenen Frau au fordern hat. ö " 

5. Daß bei Ehefheidungen?) ımd Eheſcheidungsſtrafen es 
auf die Ritualgefege nicht anfommen fönne, wenn gleich die Ehe vor dem 
Jahre 1812 eingegangen, führt fehr richtig das Ext. des Stadigerichts v. 
28. Juli 1830 aus, welches durch Erf. des —— — v.31. Of. 
1831_beftäfiget wurde und beögl. dad KRevifionds@rkennmiß des Ob. 
Appell. Senats des Kammergerichtg v. 16. Juli 1832, 

(Heinemann Bd. 2. ©, 42-100.) 

IL In Anfehung ver&andeötpeile, wo ehemals das franzoͤſiſche Recht 
gegolten, bemeikt . 5 

1) in Anfehung ber Gütergemeinfchaft das R. v. 6. März 1826. 

Aus dem Ber, dei K. Ob. 8. G. v. 28. Eh v. J. ft erfehen worben, zu welcher 
Anfeagr das Konlestiih toegen Arhdenbutig bee allgemeinen ehelichen Gitergemeinfchaft 
auf dit Tuben ſich peranlast gefunden hat. 

Die jübifchen — ‚minbeftems fo viel fie bie buch ben Code Napoleon 
betroffenen —99386 erhältniffe beiveffen, Kir 1 Gefegbudy aufgehoben 
worben, und tönnen daher füt die aebachten Werhästniffe als Entfdeidungsquellen nicht 
weiter angefehen werden. Diefer Seit tritt infonderheit in Anfehung bes Güters 
verhättniffes der, fett Einführung des Code Napoleon, yinter ber Juden eingegangenen J 
Ehen ein. So viel bie feit refp. Ein: und Wiedereinfühtung ber lichen Gelepges 
bung Kay jübifchen Glaubensgenoffen Angegangenen ‚en sind inſonderheit ber Frage: 
in wief 


ar — f bie Provinz Weftphalen durch die B. v. 8. Ian. 1818 geſche⸗ 
aft in ng. auf bie Probin; jalen durch die ®. 9. 8. Ian. efähes 
ben, auch in Bnehung der Juden 357 Kraft winden erlangt haben, und — bie 
Juben nach venielben in eben bem Maaße, wie dies vor Einführung des Code Napoldom. 
der Wall gemefen, würden u beurtheilen fein. Wegen der vom bem 8. Ob. E. S. 
gewänfchten-Cinführung des Ed. 4. 11. März 1812 in bie Provinzen jenfeit ber Eibe, : 
wirb übrigens nach erfolgter Revifion dieſes Edikts win Beſqhiuß gefaßt werden. . 
Gahrb. Bb. 27. ©. 77. Gräff Bd. 1. ©. 5.) “ 


2) In Betreff des Erbrechtesund der Erbfolge: J 


a. . 
Bericht des Ober-Apellationdgerichts zu Pofen; B 
Wei Beantwortung ber Zrage: J 
nad) welchen Geſetzen bad Erbrecht und bie Erbfolge der Juden im jetigen Greß⸗ 
bergostgum Pofen auszuüben ift? . nt: 
worüber Ew. Ercell. mittelft hoher Verf. v. 21. d. M. unfern gutachtlichen Bericht zu 
erfordern gerubt haben, iſt nach unſerer Anſicht zu unterfcheiben, ob ſich der Exbfafl. " 
4) in vem Beitraume bis zum 1. Mai.1808, ober - . 
2) in dem Zeitraume v. Mai 1808 bid gum 1. Wärz 1817, oder ! 
3) feit diefem Zeitpunkte augetragen hat. J 
In ber Sammlung ber Statuten und Konflitutionen bes vormaligen Koͤnigreichs 


2) Pubt, Pat. zum 8. R. v. 5, Febr. 1704. $. 14. Patent v. 9, Sept. 1814. j. 9. 
d. 9. Rov. 1816. $..2. 11. 12. - ’ “ 
” Bra periber Mofes Mendeifohn, Kitualgeſete p. 434. und Koch a. a. O. 
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vorigen Regierung aufgehoben und abgefchafft worden, auch fernerhin nicht mehr zur 
Anwendung kommen follen. 
Hiernach find aud) die Kitualgefege ber Zuben, bie fi auf die Erbfolge beziehen, 
nicht wieder in Kraft getreten, 
und nad) 66. 8—10 des vorerwähnten Patents Tann bei Erbfällen, die fich feit dem 
4. März 1817 ereignet haben, das Erbrecht und bie Erbfolge ber Juden im Groß⸗ 
herzogthum ofen nur nach den Vorſchriften des A. 2. R. ausgelibt werben, im 
Ioweit ne durch rechtögültige Verträge oder legwillige Verordnungen etwas abyes 
ndbert i 
Jedoch verfteht es ſich von felbft, Daß, wenn von ber Erbfolge unter Ehegatten die Rede 
tft, und ſolche nicht durch rechtögültige Verorbnungen beftimmt worden, dem Weberlebens 
den nach $. 11. des Patents die Wahl zufteht, ob er nach dem, zur Beit der geiähtoffenen 
Ehe geltend geweſenen Geſetze, ober nad) ben Vorfchriften des A. 2. R. Über die Erb⸗ 
ae bei vorhandener ehelichen — infchaft 1 cab — — In dieſem Sinne 
aben wir auch die, ung —— 1. Maͤrz v. J. mitgetheilte 
men, und wirt bed Doimitide ers und Syndikus ag ie zu Santomys’l genoms 
men, und wir ftellen gehorſa 
jet den Er ce⸗ — duſtvd/ der burch feine Anträge zu biefem 
Berichte Beranlaflung gegeben hat, nach ben von uns aufgeftellten Grundſaͤtzen 
hochgeneigt zu befcheiden. 


Pofen, den 30. Juni 1819. Das Dal getnevverigt 


Refolution des K. Si ne dee 12. Juli 4819 
Der Juſtiz: Minifter ift mit an —S in dem Kericie bes 8. Ober⸗Appella⸗ 
tionsgeridhts v. 30. v. M. in B 
nad) welchen Gefegen das —* and bie Erbfolge der Juden im Großherzog: 


thum Pofen auszuüben? 
verftanden, und trägt Dem Bi o auf, ben. bortigen: Ober⸗Rabbin Kivo Gin⸗ 
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Letztere gründen ſich nun theils auf das ſchriftliche, theils auf das münd⸗ 
liche Geſetz. Erſteres iſt in den fünf Büchern Moſes enthalten, Das münd⸗ 
liche befteht theils in weiteren, durch Tradition überlieferten Beſtimmungen 
Mofis, tpeils In Sagungen ber Propheten und Weiſen der Nation, welde 
zuerſt im zweiten Jahrhunderte nach Chrifti Geburt in fehs Büchern von 
dem Rabbi Jehada Hannafie zufammengetragen wurden, die unter 
dem Namen Miſchnah bekannt find. Ebenfo bildete fich im dritten Jahr 
hunderte die Serufalemifche Gemara und zweihundert Jahre fpäter Die Ba 
bytonifche Gemara. Die Mifchnah und die Gemara bilden den Talmud. Im 
12ten und 16ten Jahrhunderte erfhienen Bearbeitungen diefer Sammlun 

en, ben ganze bürgerliche Recht umfaffen, vondenen bie legte nr dem 

amen Spuldhan Ar {7 2); außlegterem ift insbe ⸗ 

un: {6 pn gesogen?). Diefe Y 

eu pen, Richter lange. Zeit ein nı Po sure da 
BEN are Apr: vardy eh 3%: 2 700 Kung 
IH I ne: Ser sogar: Butceffi 

vi anderen dergleichen Fällen, welche in den jüpifchen Ritus einfchlagen, 

nad) jüdiſchen Rechten zu erkennen 4. Es beyog ſich dies beſonders auf Chr, 
Be te und —— —W— 

Ausdrücklich wurde jedoch den ſchi verwandten Juden geftattet, ſich gaͤnj⸗ 
Fr den ———— eine "een! — de Se fönligen Richter 

Au — up, dem gemeinen —— au ungen &s 
% ter! 


e! ) Die 8.D.v. 17. Zuli 18040), mitgetheilt durch das R. v. 21. Fuli 1808. 
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le tieber Schlange von Galbbedı Kuf’Gure Anfrage dam 1B.0.86, erthelle “ 
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Suarez's Anficht, die jebige Faſſung ſchon in den gedrudten Entwurf 
aufgenommen. Nachher entflanden neue Debatten, welche endlich befeitigt 
wurden, ald Suarez felbft fich für diefe Faflung erklärte. Er bemerkte: 
„Alled wohl erwogen, halte ich es für's Beſte, den $. fo zu laflen wie er 
if. Warum will man die Ehen zwifchen Juden und Chriften Schlechtes 
dings verbieten? In den chriftlichen Ehegefeßen ift nichts, dem ſich eine 
Jüdin nicht unterwerfen könnte. Findet fie alfo in ber Trauungs⸗Liturgie 
feinen Anftoß, fo mag fie einen Chriften immer heirathen. Grlaubte doch 
Paulus, dag Chriften fih mit Heiden verheirathen durften.“ Nach biefem 
Votum blieb es bei der jegigen Faſſung der Geſetzſtelle. Obige Anfiche 
wird deöhalb von den Geſetzreviſoren (Motive zu $. 27 des Entw. 
&.54.)undvon Bornemann (Syſtem Bd. 5. S. 53.) getheiltund Robert) 
weißt aus den einzelnen chriſtlichen Ehegeſetzen nach, daß ein Jude 
eh Io Religion durchaus nicht verhindert fei, fich denfelben zu unter 
werfen 2). 


2) Komputation der Verwandtſchaftsgrade. 


Terlinden, a. a. O. 8. 412 ff. 

Auf Grund ded Gutachtens des Oberlandrabbiners v. 20. März 18300 
bat die Oſtpreuß. Regierung angenommen, daß bei des Succeffion der Zus 
den die Berechnung bes Grade nad) der Komputation bed Kanonifchen 
Rechts üblich fe. Das erwähnte Gutachten ? ) Inutet dahin: 


Auf Verlangen der Sara, Tochter bes hierfelbft verfiorbenen Schugjuben Hirfch Mars 
tus, wird hiermit pflichtmäßig atteflirt, daß bei der juͤdiſchen Nation der dritte Grab 
ber Seitenverwandfchaft heißt, und hiernach rechtlich ‚beurtheilt wird, wenn die Großs 
eltern leibliche Geſchwiſter geweſen. Dieſem zufolge ift die Tochter des verftorbenen 
Hirſch Markus mit dem veritorbenen Alexander Mojes zu Königsberg im dritten Grabe 
verwandt. Berlin am 30. März 1800. 

Hirfchel Löbel, 


(Stengel Bd. 11. ©. 123. Rabe Bd. 5. ©. 73.) 
3) In Anfehung der bei Einfchreitung der zweiten Ehe nothwendigen 
Auselnanderfehung mit. den Kindern erſter Ehe vergl. sub IL. (k. R. II, 
2. $. 187. Anh. $. 89. und 8. O. v. 29. Mär, 1836.) J 


IL 


Shegelöbniffe. 

Mofes Mendelsſohn a. d. O. 4. Haupiſtuͤck. 2. Abſchn. 85, 3—B. - ' 
Daß das Ehegelöbniß bei Juden nicht ju den Handlungen zu rechn 
melche wegen der — ber Meligiondbegriffe und hr Kult 
unter den Juden am befonbere geſetzliche Beſtimmungen gebunden: finy, 
mithin nach dem Ep. v. 11. Mär; 1812 in Beziehung auf diefelben das 
gemeine Recht und nicht die jüdifhen Rituälgefege zur Anwendung kym⸗ 
men, führt ſehr richtig ein Erkenntniß des Sur. Senatd des Kammerge 

richts vom Jahre 1823 aud®), 1 





— — — — 


1) Centralbl. 1837. G. 1162 ff. WBW 
2) Dem tritt Haͤlſchner im Eentralbl. 1840 S. 249 ff. entgegen. 
2) Auf Juden, bie das Stagteburgerrecht nach dem (Sb. v. 11. März 1812, oder 
bie Raturalifation nah ber V. v. 1. Juni 1833 erlangt haben, bat dies keine 
nwenbung. 
2) Heinemann I, ©, 128 bis 146., wo die betr. früheren Prozepfchriften mitges 
theilt find, oo. 
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‚Aufgebot und Zrauung- 


Mofes Mendels ſohn 4 Hauptſt. 1. Abſchn. S. 75 ff. 
Terlinden, a. a. O. 65. 440 f. - F 
‚Ueber Aufgebot und. Trauung des Juden find bie folgenden Beftimmun: 
. ergangen, von denen die K. O. v. 29. März 1836 dieſe Werhältniffe 
die. geſammte Monardyie?) mit Ausnahme des Gerichts⸗Bezirks bei 
Ob. Appell. Gerichts zu Köln ordntie. J SE 
24). Bereits dad Ed. v. 11. Märj 1812 hatte im & 25. befiimmt, und 
für Pofen enthält die V. v. 1. Juni 1833 im 8. 15. Diefelbe Anordnung, 
daß an die Stelle ter, nah &R. 11.11. 5. 136. zu einer vollgültigen Ehe 
erforderlichen Trauung beiden Juden die Zuſammenkunft untes dem Trauhim⸗ 
mel tritt und das feierliche Anſtecken des Ringes, und daß dem im 6. 138, 
verordneten Aufgebote die Bekanntmachung 'in der Synagnge-. gleich zu 
achten. Hieran reihen fich demnaͤchſt die folgenden Beſtimmungen: 
2) R. des K. Min. ded Inn. (Erſte Abtol. Köhler) v. 31. Juli 1818 
‚an. den Banquier Herz Beer zu Berlin. Trau⸗Rituale unter Juden. 
Auf She Borftelung d. 28. d. M. dient Ihnen zur Refolutlön, daß, da nad $. 17 
"bes Edi d. 110 My 1812 inländiſche Juden unter ſich Ehebündnisfe fchließen können, 
‚ohne hierys einer befonderen: Geuehmigung oder ber Loͤſung eines Trauſcheines zu be 
dürfen, ſofern nach allgemeinen Porſchriften ber. Erlaubniß zur Ehe ſelbſt nichts ent» 
gegenfte t, und da nach $. 25. deffelben Edikts bei den Ehen der Juden an die Stelle 
der zu einer chriftlichen vollgültigen Ehe erforderlichen Priefterlihen Trauung bie Bu 
ammentunft unter dem Zrauhimmel und das feierliche Anftedten des Ringes tritt, und 
‚dem für chriſtliche Ehen verordneten Aufgebote die Bekanntmachung in ber Synagoge 
"gleich zu achten ift, die von Soren Söhnen abzufchließenden Ehen in blrgerticher Die 
rm volle Kraft und Gültigkeit Haben, wenn die hier erwähnten angeorbneten Foͤrmlich⸗ 
Zeiten beobachtet werben, und es lediglich Ihnen überlaſſen bleibt, ob und weldye anders 
weitige Geierlichleiten Sie noch nad) jüdifhen Ritual⸗Vorſchriften beobachten wollen, 
indem ledtere auf die bürgerliche Gültigkeit der abgeſchlofſenen Ehen von gar Teinem 
Einfluſ ſein konnen. (Ann. ul, ©, 727.) - 


4 3), B. der K. Reg. in Minden v. 15. Febr. 1818. Die im Auslande 
zu vollziehenden Trauungen jüdiſcher Brautpaare. | | 

Das A. % R. Thl. 1. Tit. 1. ) 137. will zwar die Vollziehung einer gültigen Ehe 
zwifchen Perfonen eines fremden im Staat gebulbeten Religionsbefenntn/ffes lediglich 
nach den Gebräuchen ihrer Religion beustheilt wiſſen; dadurch ift aber für ſolche Pers 
fonen teinesweges die Befolgung folcher allgemeinen Landesgeſetze ausgefchloffen, welche 
die Sicherung bürgerlicher Verhältnifie gegen irgend eine durch Shevollziehung ihnen 
drohenden Verlegung oder Berwirrung zum Gegenftande haben, 

Es iſt daher ein Mißbrauch, wenn Perfonen jüdifcher Religion fi im Auslande 
trauen Laffen, ohne vorher, wenn fie auch fonft Durch dad im Auslande begründete Dos 
intel! des andern Theils dazu befugt find, dem Ober⸗Rabbiner, gu defin Sprengel fit 

en, davon ‚Anzeige gemacht, und befien WBeicheinigung über Abweſenheit — ** 
| ihren Vorhaben entgegen ſtehender Hinberniffe erhalten zu haben. . ' 
ab da biefer Mißbrauch, ben an uns gelangten Berichten zu Folge, im Kegierungt⸗ 
Bartrk einzureißen beginnt, fo finden wir und veranlaßt, bagegen zu verdrbnen, wi 


4) Jede innerhalb unfers Regierungsbezirks bürgerlich wohnhafte Y welche 
ſich im Auslande trauen läßt, ohne vorher bei ihrem be &abbine ih Semeidet, 
und die vorgebachte Beſcheinigung ertrahirt zu haben, hat allein durch biefe 
Unterlaffung eine polizeiliche Geldbuße von fünf Thalern verwirkt, welche auf 
Anzeige des Ober⸗Rabbiners durch bie betreffende Iandräthliche Behörde fofort 

2 Saal &ra er mda außtedem in der bbeüichen Adſche ge i 
*àB e Trauung außer Landes außer er J die 
I dieſſeitigen —28 in irgend einer Beziehung zu umgehen —— 





AL lach... 


2) Insbeſondere auch fuͤr die gemeinzehtüdten Diſtrikte. 
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zu machen, fo fommt bie Strafbeftimmung bes X. L. R. Thl. II, Zit. I, 8. 170, 
sur Eamenbung: j 

3) Der Ober⸗Rabbiner Tann das bei ihm nachgefuchte Atteft nur in ſolchen Källen 
verweigern, wo durch die Ertheilung ein Geſetz übertreten, ober die Hebertre: 
tung eines Geſetzes veranlaßt werben würbe, 

‚ Die Herren Landräthe und die ObersRabbiner des Regierungebezirks find mit Boll: 
ziebung diefer Verorbnung beauftzagt, welche durch das Amtöblatt und außerdem in 
allen Pa be Te res publicirt werden fol. 

nn. 0 RZ “ s “ 

4) Das R.v. 10. Nov. 1823 über benfelben Gegenftand vergl. Thl. I. 
Abthi. 1. Abſchn. X. Kap. IL | 

3) Refol. terfelben Min. v. 23. März 1825 an den Vice» Ober-Lant- 
Rabbiner Herrn N. R. Vollziehung jüdifcher Ehen und die Verhaͤltniſſe der 
Rabbiner rüdfichtlich derfelben. 

Die unterzeichneten Min. können fi zu ber von Ihn mittelft Vorftellung v. 17. 
v. M. ungehörig bei dem K. Juſtiz⸗Min. in Antrag gebrachten Deklaration bes 8. 25 
des Allerh. Ed. v. 11. März 1812 nicht bewogen finden. 

In diefem $. find die gefeglichen Exrforberniffe einer vollgültigen Ehe unter Juden 
gerau angegeben, und das Interefie der StaatssBehörbe beſchränkt fich darauf, auf bie 
Beobachtung ber biesfälligen Borfchriften zu halten, 35 

Dagegen liegt derſelben nicht ob, auch die Anwendung der nach jüdiſchen Ritual⸗ 
Geſetzen bei der Zeornzehunß von Heirathen uͤblichen Gebraͤuche zu kontrolliren, indem 
ſolche bei den Bekennern einer blos geduldeten Religion lediglich dem Gewiſſen eines 
jeden Einzelnen uͤberlaſſen bleiben muß. Am wenigſten kann ben juͤdiſchen Rabbinern 
ein ausfchließliches Necht, Zrauungen (bie nach den Beftimmungen des angeführten 
Edikts in dem bezeichneten $. zu einer vollgültigen Ehe überhaupt nicht erforderlich find) 
entweder felbft vorzunehmen, ober durch fpeziell von ihnen dazu ermäcdhtigten Perfonen 
vornehmen zu laffen, zugeftanden werden, weil den Rabbinern der Juden überall Feine 
potestas ecclesiastica im gefeglichen Wortoerftande beigelegt ift !). 

Die in Bezug genommene X. K. O. v. 9. Dec, 1823 ift übrigens auf die bei ber 
Vollziehung jüdischer Ehen ftattfindenden Geremonien gar nicht anzuwenden, indem 
felbige blos Beftimmungen darüber enthält, in welcher Art der öffentliche Gottesdienſt 
in den Synagogen abgehalten werben fol. (Ann. IX. &. 107.) 


6) R. derfelben K.Min.v. 24. Febr. 1826 an die K. Reg. zu Magdeburg. 
Schließung der Ehen unter den Juden. 

Der K. Reg. wird in Beicheidung auf den Ber. v. 12. d. M., betreffend bie bei 
Schließung der Ehen unter den Seraeliten gu beobachtenbe Form, zu erkennen gegeben, 
daß eine allgemeine Norm bierunter im A. L. R. Thl. II. Zit, 1. 58. 136 bis 138, füch 
findet. Zür alle Religions⸗Partheien ift Hier vorgefchrieben, daß der Zrauung jedes⸗ 
mal ein Aufgebot vorbergeben muß. Das Aufgebot der ſich verbeirathbenden Juden 
muß in der Synagoge geſchehen, und es ift von Polizei wegen darauf zu halten, daß 
Tolches nicht unterbleibt, ſondern auf eine dem Zwecke entfprechende Weife vorgenommen 
wird. 

In welcher Form die Juden übrigens ihre Ehen vollziehen wollen, kann ihnen inners 
halb der Grenzen ihrer Religions-Gebraͤuche überlaffen bleiben. 

(Ann. X. ©, 355.) u. 

7) Schr. derfelden K. Min. v. 19. Mai 1829 an das K. ıc. Pupillen⸗ 

Kollegium zu Berlin. Gültigkeit jüdifcher ohne Trauungen gefchloffener 
Ehen. 

Einem K. Yup. Kollegium erwiedern wir ergebenft auf das Schreiben v. 31. März 
c., daß, da zur bürgerlichen Gültigkeit einer Ehe unter Juden gar keine Trauung durd) 
einen Rabbiner erforderlich ift, e8 auf die Anfichten des Rabbinats:Afleffors N. von der 
Buläffigkeit der Eheverbindung zwifchen ber N. und dem N. nicht ankommen kann, (os 
bald diefe Brautleute ſich darüber hinwegſetzen wollen, daß ihre Werbindung nach jüdi⸗ 
ſchen Religionsbegriffen nicht zuläffig ift. Der Obrigkeit genügt es, daß nad) den Tanz 
desgefegen fein Ehehinderniß obwalte, und daß die Ehe auf die im A. Ebd. v. 11. März 
1812 $. 25. vorgefchriebene Weiſe abgeſchloſſen wird. 

Bei etwaniger Weigerung des N. R., die jübiihen ZrauungssGeremonien zu vers 
richten, kann derfelbe dazu, den Gefegen feiner Religion entgegen, nicht angehalten wers 


1) Vergl. das 8. v. 12. San. 1837 sub Wr. 12. 
. RN 


k66 Die peivateechtllchen Werhättniffe bie Juben. 


den. Die Bekanntmachung Mı-der Synagdte aber, weiche wermtich als Aufgebot ilt, 
darf der Vorſtand der juͤdiſchen Gemeinde dahingegen nicht verfagen, indem dies 
gottesbienftiidyer, ſondern ein weſentlich buͤrgerlicher Akt OR. (Ann. X11. &. %96.) 

8) C. R. des K. Min. d. Im. m. d. P. (0. Brenn) v. 25. Juli 1831 
an fämmtl. K. Reg,, nee det Reiniſchen jedoch auch reſp. an die 
Koͤnial. Regierung zu Duͤſſeldorf. Schließung jüdiſcher EChen. | 

Es ift zur Sprache gefommen, baf hei Schließung jübikher Ehen diejenigen Bor 
ſchriften vernadhläßigt worden find, welche das A. L. R. ſawohl wegen der Ehehinder⸗ 
niffe, als wegen der Auseinanderfegang mit ben Kinbern eefter Ehe bei Abſchließung 
einer zweiten, ertheilt hat. Da die Trauungen ber Juden nicht immer von gottesdienfs 
lichen Beamten verrichtet werden, fondern aud) andere jhdffthe Sausväter dazu gebraucht 
werben können, welchen man die Beobachtung der Geſetze don Amtswegen um fo weniger 
aufgeben kann, als nicht einmal eine gehörige Kenntniß berfelben bei ihnen im Alge 
meinen vorauszufegen iſt; fo ift es für angemeflen erachtet worben, fich deshalb an die 
jenigen jübifchen Beamten oder Bevollmächtigten der israelitiſchen Religionsgefellfchaften 

halten, bei weldhen bas Aufgebot in der Synagoge vor erfolgter Zrauung 
ihrer Slaubensgenoffen nachgeſucht werben muß. 

Diefe hat die K. Reg. (die Reg. zu Düffeldorf in denjenigen Theilen ihres Bezirke, 
in welchen das X, L. R. gilt) anzuweiſen: 

bei perfönlicher Verantwortlichkeit diejenigen Pflichten, welche das A. L. R. TEL. II. 

zit. 1. 5. 147. und Zit. 2. &. 178. a. 89. den chriſtlichen Pfarrern auflegt, zu 

erfüllen, aud) das Aufgebot nicht eher, ald bis den vorgefchriebenen Erforderniſſen ge: 
nügt ift, zu veranlaflen oder zu geftatten, bei eintretenden Zweifeln aber ſich an bie 
fompetente Gerichtöbehörbe zu wenden, unter deren DisziplinarsAufficht fie in 

Beziehung auf diefe Angelegenheit geftellt werben. 

Hiernach werben von Seiten des K. Juſtiz-Min. audy bie Geridhtsbehörben angewieſen 
werden !). (Ann. XV. ©. 762.) , 

9) R. deſſelben 8. Min. (Köhler) v. 5. Dec. 1831 an die K. Reg. zu 
Sumbinnen. Aufgebote jüdifher Glaubensgenoſſen. 

Der K. Reg. wird auf Ihre Anfrage v. 28. Okt. d. 3., nad) erfolgter Fir 
mit dem K. Juſt. Min., erwiebert, dab da, wo Feine Synagogen vorhanden find, freili 
nichts anderes übrig bleibt, als die Aufgebote jübifher Slaubensgenoflen in dem Sur⸗ 
rogate ter Synagogen, den Vetſtuben, zu geftatten. (Ann. XV. ©. 764.) 

‚10 C. B. d. 8. Reg. zu Polen v. 31. Aug. 1834 an ſämmtil. K. Land⸗ 
räthe. Die das Aufgebot vertretenden Bekanntmachungen der jüdiſchen 
Heirathen. 

In Erwiederung Ihrer Anfragen v. 26. d. M., wie viel Mal? in welchen Zwiſchen 
räumen? und an weldhen Tagen bie das Aufgebot vertretenden Bekanntmachungen 
der juͤdiſchen peirathen erfolgen follen? vermeifen wir Sie auf die Analogie des $. 151. 
zit. 1. Thl. II. des A. 2. R., wonad die gedachten Bekanntmachungen in ber Regel 
drei Sabbathe hintereinander in der Synagoge zu veranftalten find. — Dispenfarionen 
von der dreimaligen Bekanntmachung find nad Analogie des $. 152. 1. c. bei Ihnen 
felbft nachzufuchen, in fofern Sie die vorgefegte Behörde der betreffenden Korporation 
find. (Ann. XVII, &, 719.) 

11) A. K. O. v. 29. Mär; 1836 an dad Staatöminifterium. Aufgebot 
und Trauungen der jüdifchen Religiondverwandten. 

Aus dem Berichte des Staatsminifteriumd v. 16. d. M. habe ich erfehen, weide 
Zweifel über bie Anwendung der Vorfchrift im 5. 27. Zit. 11. Thl. IL . R., fo 
fie die Erforderniffe bei den Zrauungen jüdifcher Religionsverwandten betrifft, von bei 
Behörden in ben Regierungsbezirken Oppeln und Pofen erhoben worben find. Mit 
Beziehung auf bie Beftimmung im 6. 137. Tit. 1. Thl. IL & R., nach welcher bie 
Vollziehung einer vollgültigen Ehe zwiſchen Perfonen fremder, im Staate 'gebulbeter 
Religionsbelenntniffe en den Gebraͤuchen ihrer Religion beurtheilt wirb, ver 
weile Ic) zunächft, was das Grfordernif des Aufgebots ($. 138. I. c.) betrifft, anf ben 
6.25 der V. v. 11. März 1812°, und namentlich für die Provinz Poſen auf den $. 18 
der V. v. 1. Juni 1838, wonach, fatt des Xufgebots in der hriftlichen Kirche, die Be 
kanntmachung in der Synagoge gefhehen muß. In Rückficht auf die Nachweiſungen, 
daß der Trauung fein gefegliches Ehehinderniß entgegenftehe ($. 440. Tit. 11. Thl. II. 
2. R.), und baß entweber die Auseinanberfehung mit den Kinbern aus einer früheren 


— — 


2) Dies iſt durch R. v. 80. Sul 1831 geihehen. (Air. XV. 783.) 
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ber die Erlaubaiß der vormundſchaftlichen Behörde zur Eingehung der zweiten 
&: & is. zit, 1. Fa 11. & 8.) erfolgt fei, kann die Anwendung des $. 27. Fit. 11; 
Thl. 11. 2, K. kein Bedenken finden, und es wird bieferhalb, fo wie wegen der Prokla⸗ 
mation nur ber Belehrung ber Behörden in den vorgebachten Regierungebezirken bebürs 
fen... Ich überlaffe den betreffenden Minifterien, biefe Belehrung zu verfügen. Damit 
jedoch die Vorfchriften bes Landrechts und ber V. v. 11. März 1812, als die öffentliche 
Drbnung bezweckend, auch in denjenigen Landestheilen befolgt werben, in welchen durch 
anderweite gefegliche Anorbnungen noch nicht dafür worben, beftinnme Ich zus 
gleich, nach dem Antrage des — daß auch in Neuporpommern und 
im Oſtrheiniſchen Theile des Regierungsbezirks Koblenz die obgedachten Vorſchriften bei 
den Zrauungen ber Juden beoba werben follen, wechalb diefe Orbre durch die Amts⸗ 
blätter jener Landestheile bekannt zu machen iſt. In wie weit es erforderlich, in den⸗ 
jenigen Landestheilen, in welchen zwar bad Landrecht gefegliche Kraft hat, aber die V. 
v. 11. März 1812 nicht eingeführt ift, binfichtlich der Proflamation in der Synagoge, 
eine befondere Bekanntmachung zu etlaffen, gebe ich der weitern Erwägung bes Staates 
minifteriums anbeim. Sriedrih Wilhelm. 

(Ann. XX. ©. 352.) 

12) Cirk. R. der K. Min. d. & U. v.M. Ang. (v. Altenflein), der 
Aufl. (Mühlen) u. d. P. u. d. J. (v. Rochow) v. 12. San. 1837 at 
ſämmtl. K. Reg., ausſcließlich derjenigen zu Aachen und Trier, ſowie an 
‚die betreffenden Provinzial⸗Juſtizkollegien ꝛ.c. Aufgebot und die Trauung 
jüdifcher Religiondverwandten. 

Die Zweifel, welche bei Anwendung der Worfchrift des 8. 27. Lit, 11, Thl. II. des 
A. L. R. aufdie Trauungen jüblfcher Religionsverwandten von den Behörden in ben 
Regierungsbezirken Oppeln und Pofen erhoben worden find, haben das K. Staatsminis 
—* veranlaßt, eine Immediat⸗Entſcheidung Seiner Majeſtät des Königs ein⸗ 

zuholen. 

Aterhdehſtd leſelben haben hierauf die umſtehende K. DO. v. 29. März v. I. zu erlaſſen 
und darin 
4) zu beſtimmen gerubet: 

dag an die Stelle des Aufgebots in der chriftlichen Kirche, bie im Ed. 9 11« 
März 1812 und im 5. 15 der V. v. 1. Juni 1833 für das Großherzogthum 
Pofen vorgefchriebene, der Trauung vorhergehende Bekanntmachung in ber Sy» 
nagoge treten fol; 


und 
2) die Nachweiſung für nothwenbig erklärt: | 
daß ber Trauung fein gefeglihes Ehehindernig entgegenftehe 
($. 440. Zit. 11. SH. IE, des A. 8. R.) und daß entweder die Auseins 
anderfegung mit ben Kindern. aus einer früheren Ehe, ober die —— 
F ndſchaftuichen Behoͤrde zur Eingehung der zweiten Ehe ($. 18 a, a. O. 
erfolgt ſei. 

Diefe Vorfchriften follen, als die öffentliche Ordnung bezweckend, aud in Neuvor- 
pommern und im Dürhrinifchen Theile des Negierungsbezirks Koblenz und eben fo in 
denjenigen Landestheilen befolgt werden, worin zwar das A. 2. R., aber nicht bas Ed. 
v. F März 1812, die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden betreffend, Geſeges⸗ 
kraft hat. 

An Gemäßheit diefer X. Entfgeibung unterliegen Rabbinner, Synagogenvorſteher 
und jüdifhe Hausvaͤter — denen nach den Ritualgefesen die Befugniß zuiteht, unter 
Beobachtung gewiffer Körmlichkeiten Trauungen ihrer Glaubensgenoflen vorzunehmen ! 
wenn fie den oben angeführten gefeglichen Borfchriften zumiber handeln, denſelben Straf: 
beftimmungen, nad) denen glei e Pflichtverlegungen der hriftlichen Pfarrer zu beurtbeis 
len find. (X. L. R. Thl. ſJ. zit. 1. 55. 149, 155 in Verbindung mit Tit. 20. $$. 35. 
503. Thl. I. Zit. 6. $. 26.) 

Die K. Reg. haben die Unterbehsrben ihrer Departements und namentlich die Rab: 
biner und Synagogenvorfteher mit näherer Anweiſung zu verfehen, und ihnen insbefons 
dere dabei bemerktich zu machen, dab die das Aufgebot vertretende Befanntmachnng in 
der Synagoge bes Wohnorts beider Verlobten gefhehen muß, ober, wenn ſich eine 





D 
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1) Diefe Anficht wird aud in den R. v. 23. März 1825 (oben sub 5), v. 10, 
Nov. 1823 (oben sub No. 4) und. dem unten folgenden R. v. 17. Febr. 1840 
ausgefprochen und eben fo.in den Thl. I. Abth. V. Abſchn. X. Kap. II, geges 
benen R. v. 24. April 1821. 
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ſolche an dem Wohnorte des einen ober andern von ihnen nicht befindet, in derjenigen 
inlandiſchen Synagoge, welche dem Wohnfige dieſes Verlobten am nächften liegt. 

Bethäufer, denen kein Rabbiner ve je, koͤnnen die Stelle der Synagogen zum 
Bwedt der Bekanntmachung nicht vertreten. 

Es ift fodann die @inrädung biefer Verf, und der A. K. D. in bieAmteblätter ber 
— zu Seforgens auch haben die K. Reg., und eben fo die Provinzial-Landes- 

ollegien und ‚die benfelben untergeorbneten Behörben, fid nach dem Inhalte biefer 
Verordnung gebührend zu achten. (Ann. XXI. ©. 87.) . 

13) R. derfelben K. Min. v. 19. Febr. 1838 an die K. Reg. zu Frank 
furt, und abfchriftlich an die K. Reg. zu Marienwerder und Erfurt. Auf 
gebote jübifcher Ehen in Synagogen und Beibäufern. 

In dem Berichte v. 11. Mai v. 3., bie Bekanntmachung ber von Juden beabfichtigs 
ten Ehefchließungen in den Synagogen betr., hat die K. Reg. biejenigen Gründe bereits 
sihtig hervorgehoben, aus denen die Meinung ber unter dem 12. Ian. 1837 von 
den unterzeichneten Min. exlaffenen G. ®. nicht füglich dahin hat gehen können, baf 
folche Aufgebote jüdifcher Ehen nur in den Synagogen ber wenigen mit einem wirkiichen 
Rabbiner verfehenen jübifgen Gemeinden geſchehen dürften. Es koͤnnen biefelben 
vielmehr unter ben näheren Maßgaben obiger G. 8. bei jeder inländifchen auf 
greem äbige Weife als eigenthümliches Inftitut der betr. jübifhen Gemeinde errichteten 

pnagoge, ſo wie auch in ſoichen, von minder zahlreichen oder vermögenden Judenge⸗ 
meinden etwa nur als gemiethetes Lokal unterhaltenen Bethäufern ftattfinden, welche 
den Synagogen in Betreff ihrer dauernden Beftimmung und Einrichtung für ben 
jübifhen Kultus, fo wie in Betreff Ye eitung burd) beftimmte, orbnungsmäfig 
als. Gemeindebeamten beftellte, und für legales Verfahren bei den Kultus und Res 
Ugionshandlungen verantwortliche Borfteher, glei kommen. Ausgeſchloſſen bleiben 
dagegen biejenigen Bet⸗Lokale, deren ſich die an einem Orte ober in einer Gegend etwa 
nur vereinzelt wohnenden Juden, wenn auch zu gemeinf&aftliher Anbahtshbung 
unter poligeilicher Geftattung, dod ohne fonftiges Beſtehen eines wirklichen Gemeinbes 
Werbandes, bedienen. . 

14) Verf, des K. Min. d. 3. u. d. Pol. (v. Rochow), an die K. Reg. 
UN. v. 17. Febr. 1840. Vollziehung jübifcher Trauungen. R 

Dee X. Reg. erwiedere ic, auf Ihren Bericht v. 30. v. M., bie Verantwortlichteit 
des Lanb:Rabbiners R. für eine in feinem Auftrage unternommene Trauung betreffend, 
daß ich der deshalb mir vorgetragenen Anficht nicht beiftimmen ann. Jeder Jude, fei 
er Rabbiner ober bloßer Hausvater, welcher eine jübifhe Trauung unternimmt, ift in 
Beziehung auf diefe Handlung Beamter, folglich der Dieziplinargewalt dey Behoör⸗ 
‚ben untergeben, und für dieſe Handlung, gleich einem hriftlichen Pfarrer, werantworts 
lid. Der R. ift dies um fo mehr, da er fi felbft, in olge des mit der Fudenfchaft 
abgefchloffenen Kontrakts, als denjenigen gerirt, welcher jüdifche Trauungen allein zu 
beforgen berechtigt ift, und infofern er fie perfönlich nicht vollziehen kann, ben Auftrag 
dazu zu ertheilen hat. Grtheilt er einen folhen Auftrag, fo ift die Trauung tmmer ald 
von ihm felbit vollzogen zu betrachten. Er ift daher au) verpflichtet, ſich felbft zu uͤber⸗ 
veugen, ob dasjenige, was nad) ben Gefegen einer Trauung vorausgehen muß, auch 
wirklich vorausgegangen fei, und bleibt, wenn er dies unterlaffen, für die von feinem 
Manbatar begangenen Berfehen verantwortlich. Im vorliegenden Kalle kann die in dem 
Kommiffario enthaltene Weifung, alle gefeglihe Berfäriften zu deobachten, welde 
dabei gebraͤuchlich, ben R. vor vice Verantwortlichkeit um fo weniger fügen, 
En ie aufs das jübifche Ritualgefeg, nicht aber auf das beftehenbe bärs 
gerliche Gefeg zu beziehen find. 

Der N. hat alfo gegen die X. K. O. v. 29. März 1836. und die zu deren Ausfühs 
rung unterm 12. Ian. 1837. erlaffene Din. Werf. gefehlt, baher die X. Reg. bie Gage, 
unter Mittheilung gegenwärtiger Werfügung, an bie QSuftizbehörbe abzugeben und auf 
Beſtrafung beffelben, nad) vorgängiger gerichtlicher unterſuchung, anzutragen hat. 

Im Uebrigen finde ich nach der bargeftellten ‚lage feine Beranlaffung, den®. als 
IM ‚Zrauungen allein berechtigt anzuerfennen, unb ihn bei biefem Anfpruche und bei Ex» 

jebung ber für foldhe Handlung einzugiehenben Gebühren zu fügen. Vielmehr bieibt 
€8 jedem Juden überlaffen, —X wegen einer Trauung an andere Perfonen zu wenden 
weiche nach dem Ritualgefege dazu Gerehtigt find, und ſich mit diefen wegen ber Ges 
bühren In vergleichen. Deshalb bedarf es aber einer weitern Öffentlichen Belanntmas 
Yung nit, da e& durch die obgebadjte X. K. D. unb bie erlaffene Minifterialverfüs 
gung bereits feftftcht, daß Jeder, weicher eine jübifche Trauung verrichtet, für bie Ber 
oͤbachtung der Worichriften des bürgerlichen @efeges verantwortlich bleibt, 

(8. D. 81. 184, Rr. 2.) 
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15) In Anfehung der Gebühren ber Synagogen» Diener bei jübifchen 
Trauungen fpricht fich das Gutachten des Bicer-Oberlandrabbinerd y.8. Juli 
aus: 


a. 
‚Requifitionss®@chreiben des Magiſtrats zu Danzig. | 
Es find über die Bezahlung der Gebühren an den Schulbebienten ober Kantor, bei 
einer jüdiihen Trauung hierfelbft, Streitigkeiten entftanden, bei deren Entfcheidung es 
vorzüglich auf die durch eine erpreffe Taxe oder das Herkommen als gewöhnlich ange: 
nommene' Säge über folgende Punkte ankommt: 
2 Für das Bitten der Hochzeitgäfte? 


) »  s Auffegen bes Baldachins bei ber Trauung? 
9) 3 s Holen und Hinbringen ber Stangen dazu? 
4) = = Halten des Glaſes bei der Trauuug? 
5) = = Beitvohnen der Zeremonien ald Zeuge? 
6) = die Unterfchrift der dreifachen Kontrakts-Exemplare? 


Da wir nun erwarten bürfen, daß dieſe Angelegenheit in Berlin ganz regulirt fein wird, 
fo erfuchen wir den Herrn Ober⸗Landrabbiner hierburch dienftergebenft, uns entweder 
bie dort eingeführte oder approbirte Taxe ſelbſt mitzutheilen, oder uns, wenn ſolches 
blos auf Herkommen beruhen follte, gefätligft Auskunft zu geben, wie wiel bort den Kans 
toren an Gebühren in den benannten Fällen bezahlt werben muß, wenn bie verfchries 
bene Morgengabe etwa 150 Rthlr. beträgt. 
Danzig, den bten Juni 1806, 
Schfident, Bürgermeifter und Rath. 

An den Heren Ober-Landrabbiner zu Bein. 


Gutachten bes BicesOber:Landrabbiners. 
Auf Ew. ꝛc. geneigte Zufchrift und Anfrage v. 6. v. M., welches eher zu beantwors 
ten, mir die vielen Gefchäfte, mit welchen ich jest beſonders überhäuft bin, unmöglich 
gemacht haben, — erwiedere id; hierdurch bienftfhulbigft ganz ergebenft: 
Daß über bie mir in gebachtem Dero geneigten Schreiben vorgelegten Punkte, bie 
Gebühren der Schulbedienten bei einer jäbifchen Trauung betreffend, zur Zeit keine eins 
geführte approbirte Taxe eriftiret, und find biefelben nur nad) bem eingeführten Ges 
auche folgendermaßen zu beftimmen; nämlich: 
ad 1. der gedachten Punkte, wird für das Einlaben ber Hochzeitögäfte dem Gemeins 
be:Bebienten, als welchem dieſes Geſchaͤft gemeiniglic, aufgetragen wird, 16 gGr., 
und wenn der Gäfte viele find, 1 Rthir., das allerwenigfte, bezahlt. Reiche Leute 
aber geben auch wohl 2 Rthlr. 0 
ad 2, 3 und 4. wird dem Synagogen⸗Bedienten, welcher bie in dieſen Punkten ent: 
haltenen Dienfte verrichtet, und audy den Wein, zum Segensſpruch unter dem 
Baldachin, beftellet, mit 1 RAthlr. vom gemeinen, 4 Rthlr. 8 Gr. vom bemit: 
teltern, und 2 Rthlr. vom reihen Manne bezahlt. Und dba endlich 
add und 6. die Zeugen zur Zeremonie unter dem Baldachin eben biefelben find, welche 
die drei Kontrattes&remplare, und zwar 
1) Die Verfchreibung der Morgengabe, Togenannte Chetubba, weldye allein 
unter dem Baldachin vom Rabbi laut abgelefen und hieſelbſt auf Pergament 
geſchrieben wird, 
2) die Vermehrungs⸗Verſchreibung, und 
3) die zweiten Ehepakten, ſchreiben und unterzeichnen: j | 
fo wird für die erfte 1 Rthlr. 4 gGr. und für jede der zwei letzten 16 gGr. des allers 
wenigften bezahlt. Der Reiche hingegen zahlt nach Belieben mehr. 2c. 2C. 
Berlin, den 8. Juli 1806. . 
(Heinemann a, a. O. J. ©. 357.) 


IV, 
Eheſcheidung. 


Michaelis, moſaiſches R. Thl. II. S. 130 seq,. 

Moſes⸗Mendelsſohn a. a. O. $. 12. ©. 214. 

Terlinden a. a. O. 5. 437 seq. 

A. Gerichtsſtand. 

Die Eheſcheidungs Prozeſſe der Juden gehören vor die ordentlichen Ge⸗ 
richte. Hierüber bemerkt: 


N 
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Polen beſtaden ſich war verſchiedene Verordnungen, welche die Juden betreffen, allein fo 
wenig das in dieſer Sammlung aufgenommene Haupt⸗Privilegium, welches ihnen der 
gen von Großpolen Boleslaus im Jahre 1264 ertheilte, und der König von Polen 

mir ber Große, im Jahre 1843, fo wie dee König Alexander, im Jahre 15085, beſtaͤ⸗ 
tigte, als die fonftigen Berordnungen, enthaltenden Beftimmumgen über bie Privatrechte 
der Suden unter fidy und über die Erbfolge; fie beziehen fich nur auf das Verhaͤltniß der 
Auben zum Gtaate und zu den chriftlihen Einwohnern. Es ift jedoch bekannt, daß ſich 
die Juden im vormaligen Königreihe Polen nad) ihren Ritualgefegen richteten, und 
daß are Rabbinen eine Gerichtsbarkeit ausübten, die ſich auch auf Erbregulirungen 


e. . 

Als die Länderbezirke, weiche jet das Großherzogthum Pofen bilden, im Jahre 1774 
und 1793 unter bem Namen von Meft: und Sübpreußen unter preußiſche Hoheit gelangt 
waren, wurbe ben Rabbinen zwar die Ausübung ber Gerichtsbarkeit über ihre Glaubenẽ⸗ 
genoffen nicht weiter geftattet, allein die Ritualgefege dienten bei Erbregulfrungen unter 
den Juden ben Gerichten fortwährend zur Rorm. BE 

“  (GeneralsPrivilegium und Reglement für die Judenſchaft in bei Danziger Bor- 

ftäbten, Hoppenbuch ıc. v. 9. Aug. 1773, 8. 31 und 32. Gen, Juden⸗Regl. für 
Suͤd⸗ und Reu:Dftprenfen v. 17, April 1797, Kap- 4.3.) . - - u 

.Rachdem durch den Zilfiter Krieden v. 12. Juli 1807 das Herzogthum Warſchau 
peoklamirt und biefem ber Zheil von Weſt⸗ und Sübpreußen, welcher jegt das Groß⸗ 

erzogthum Pofen bildet, einverleibt worben war, blieb dies Verhaͤltniß bis zum 1. Mat 
1808 unverändert. Denn obgleich kurz nach der Beſitnabme des Landes, von franzöfle 
fhen Truppen durch eine Verordnung ber regierenden Kommiſſion zu MWarfchau v. 
24. Febr. 1807 feftgefegt worden war, daß bie polnifchen Gefege wieber in Kraft treten, 
unb bie preußifchen Gefege unb Verordnungen nur in subsidium gelten follten, und 
diefe Beftimmung ber regierenden Kommiflion fpäter buch bas tranfttorifche Geſet für 
das Serrogfbum Warfchau v. 10: Okt. 1809 Art. 6 beftäfigt wurdes _ 

(@. ©. des Herzogthums Warſchau, Br. I. S. 52)5 
fo enthielten doch die polnifchen Geſetze keine befondern Feſtſezungen Über die Erbfolge 
der Juden, und überhaupt bebielten alle früher beftanbenen Statuten und Obfervanzen 
bis zum 1. Mai 1808 ihre Guͤltigkeit. | 

Hieraus folgt, " F 

daß bei Erbfällen, bie fich vor dem 1. Mai 1808 ereignet haben, das Erbrecht und 

bie Exbfolge ber Juden im Großherzogthum Pofen nur nach ihren Ritualgefegen 

. außgeübt werben kann. u Ä 
Durch bie 8. v. 27. San. 1808 und 10. Oft. 1809 _ 

: (@. S. des Hergogthums Warſchau Bd. I. &. 55, und Bd. II. ©. 52. 
wurde, v. 1. Mai 1808 an, das franzöfiihe Sivilcecht im Herzogthum Warſchau einge: 
führt, und alle früheren. @efege und Statuten ohneinterfchieb wurden aufgehoben. Daf 
jenes Geſetz auch für bie. Juden verpflichtend war, Tann einem Zweifel unterligen, da 
die. Konſtitution des Herzogthums Warſchau v. 22. Juli 1807 im Art. 69 das franzoö⸗ 
ſiſche Civilrecht für das bürgerliche Gefes erklärt hat, da im Art. 4 biefer Konftitution 
beftimmt ift, daß vor dem Gefege volllommene Gleichheit flattfinden folle, und ba in 
KRückficht der jübiihen Einwohner keine Ausnahme gemacht ift. Zwar. war durch eine 
befondere V. v. 18. Dit. 1808 feftgefegt, daß bie Zubden im Herzogthume Warſchau auf 
10 Zahre in Ausübung der politifchen Rechte fuspenbirt fein follten, allein biefe Beftim: 
mung hatte auf bie Civilrechte derfelben einen Bezug, und es kann baraus keinesweges 

efolgert werben, daß die Juden nicht den franzoͤſiſchen — für das Herzogthum War- 
hau geltenden — Belegen gleich den übrigen Einwohnern unterworfen gewefen wären. 
Sollten fid) dennoch bie Rabbiner derfelben angemaßt haben, Erbfonderungen vorzuneh> 
men, fo tft dies abusive gefcheben, und es iſt der Unvollkommenheit ber über biefe Volks⸗ 
eiafle en nt zugufchreiben, wenn folche Anmaßungen nicht von Amtswegen 
geruͤgt worden find, ' 

Am Art. 11. und 12 der ſchon oben in Bezug genommenen 8. v. 10. Okt. 1899 ift 
ausdrücklich feftgefest, dag bei Erbfällen nad dem 1. Mai 1808 bie Vorfchriften ber 
franzöfifchen Sefege zus Anwendung gebracht werben follen.: " 

Diele Gefege haben auch nad) der Beſitnahme bes jetzigen Großberzogthums Pofen 
ihre Gültigkeit bis zum 1. März 1817 Kehatten, und es ergiebt fich Hieraus, 

daß bei Erbfällen, bie in dem Zeitraume vom 1. Mai 1808 bis zum 1. März 1817 
flattgefunden haben, auch bie Erbrechte der Juden nach ben franzöfifchen Gefegen 
zu beurtheilen find. 0 ' " 

Durch das Patent v. 19. Nov. 1816 tft das Alg. Preuß. &. R., v.1. März 1817 an, 
ald allein geltendes Gefes im Großherzogthum Poſen eingeführt, und es ift ausdruͤcklich 
feftgefegt, daß alle fonft beftandenen Rechte und Gewohnheiten, in foweit fid unter ber 
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vorigen Regierung aufgehoben und abgefchafft worden, auch fernerhin nicht mehr zur 
Anwendung kommen follen. 

Hiernach find auch die NRitualgefege der Juden, bie fich auf die Erbfolge beziehen, 
nicht wieder in Kraft getreten, 

und nad) 68. 8—10 des vorerwähnten Patents Tann bei Erbfällen, die ſich feit dem 

1. März 1817 ereignet haben, das Erbrecht und die —— der Juden im Groß⸗ 

herzogthum Poſen nur nach den Vorſchriften des A. L. R. ausgeübt werden, in 

Ioweit a durch vechtögültige Verträge oder legwillige Verorbnungen etwas abges 
ndert ift. 

Jedoch verfteht es fich von felbft, daß, wenn von der Erbfolge unter Ehegatten die Rede 
iſt, und ſolche nicht durch rechtögültige Verordnungen beftimmt worben, bem Ueberlebens 
ben nach $. 14. des Patents die Wahl zufteht, ob er nach dem, zur Zeit ber gefchloffenen 
Ehe geltend gewefenen Geſetze, ober nad den Borfchriften des A. 2. R. über bie Erb⸗ 
IA bei vorhandener ehelichen Bütergemeinfhaft, erben wolle. — In diefem Sinne 

aben wir auch: die, ungypgii & a. Maͤrz v. 3. mitgetheilte 
Vorbeicheidung des Dolmetſchers und Syndikus Hirfh Jatowicz zu Santomys'l genom⸗ 
men, und wir ftellen orfamft anheim. _. .... u, 
jegt den bi Mm Ob Rdutir Kino Einifiied‘, ber durch feine Anträge zu diefem 
Berichte Veranlaflung gegeben hat, nach den von uns aufgeftellten Grundſaͤtzen 
hochgeneigt zu befcheiden, 


Polen, den 30, Zunt 1819. Did AubryyteprUatipgggeriäht. 


Refolution des K. Zuftige Mign a. 12. Jali u 
Der ——— der, Ausführung in dem Berichte des K. Ober⸗Appella⸗ 
tionsgerichts v. 30. v. M. in B der Froge⸗ 
nach welchen Geſetzen das Erbrecht Ind die Erbfolge der Juden im Großherzog⸗ 
thum Poſen auszuüben? 
‚„maverftanben, und trägt dem Kollegio auf, ben dortigen Ober⸗RKabbin Kir o Ein: 
„fine. dagnach auf feine Anfrage 0-14. Iemie; zu beſcheiden. 92. 
Gahrb. Bd, 14. ©, 13. Graͤff Bd. 1. S. 7.) Br Fe 
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gang zu einer folhen Religion, deren Grundfäße die Unterwerfung unter 
die hriftlichen Ehegefege verbindern, die Scheidung begründe, meint 
aber, daß eine ſolche Ehe nach 88. 939, 950. 951. h. t. vom Richter ex 
off, als nichtig anzufechten und zu trennen fei, was jedoch aus dem obigen 
®ründen nicht als richtig erfcheint. ' 
(Klein’s Syſtem des Civ. R. 2. Ausg. 1836. Bd. 2. &. 69. Rote 1.) 
Hälſchner folgert auß dem $. 715. h. t., in Vergleich mit $. 36. h. t, 
An8befondere aus den Worten bed erften 8. „ in ſoweit als der Unterichied 
der Religion von Anfang an ein Ehehinderniß iſt“, fo wie daraus, daß der 
zum Chriftenthume übergetretene Jude in den Augen der hriftlichen Relis 
gion durch diefen Uebertritt gewiß nicht einen Vorwurf auf ſich geladen habe, 
der ihm in feinen ehelichen Berhältnifien zum Nachtheilegereichen könne, daß: 
- a) wenn von zwei chrifllichen Ehegatten der eine zum Qudenthume 
übertrete, — was nicht unbedingt verwehrt, fondern nur von der Kunde 
und Erlaubniß der Staatöbebörde abhängig gemacht fei, — der verlaflene 
Ehegatte auf Eheſcheidung antragen könne, nicht aber der neue Judenge⸗ 
noffe, weil nur der Lebtere die von dem andern Ehegatten bei Eingehung 
der Ehe nothwendig gemachten Vorausſetzungen unerfüllt laſſe; 

b) wenn von zwei jüdifchen Ehegatten der Eine zur chriftlichen Religion 
übertrete, fein Theil zur Eheſcheidungsklage befuat ſei; 

- ...6) wenn von zwei jüdifchen Ehegatten ein Theil zum Chriſtenthum über 
‚getzeten, der andere erſt fpäterhin Chrift geworden fet, der zuerft übergetre⸗ 
tene keinen Anfpruch aus dem liebertritt ded andern habe; . 

d) ebenfo die Sache fich geftalte, wenn ein Apoftat wieder zur chriftlichen 
Religion zurüdtrete, welcher der andere Ehegatte inzwifchen treu geblieben, 
und wenn . . | 

e) von zwei urfprünglich cheiftlichen Chegatten ber Eine zum Juden⸗ 
thume übergetreten und der Andere nachgefolgt fei. 

In feinem diefer Fälle endlich habe fich der Staat ohne Antrag der Ehe⸗ 
gatten einzumifchen. (Gentralblatt 1840. ©. 257.) 

Dagegen meint Gitler, daß der $. 715. h. t., welcher auf den Kal 
Rückſicht nehme, wo ber eine bis dahin Chrift geweſene Ehegatte feine Reli 
gion fo ändere, daß er ſich nunmehr den chriftlichen Ehegeſetzen nicht mehr 
unterwerfen könne, da jetzt eine ſolche Religiondveränderung nicht mehr 
geftattet fei, unpraktiſch fei, wogegen im umgekehrten Falle, wenn der eine 
Ehegatte Chrift werde, fein Eheſcheidungsgrund vorhanden fei, weil diefe 

andlung eine erlaubte ſei; der Staat dürfe jedoch von Amtswegen eine 
ſolche gemifchte Ehe nicht dulden 1). 

Letzteres ift, wie bemerkt, unrichtia, da ein Grund, von Staatöwegen eins 
aufchreiten, um fo weniger vorhanden ift, ald man ſich überhaupt bei Ermäs 
gung der oben gegebenen Auslegung des $. 36. 1. c.?), wonach nach dem 
L. R. die Ehen zwifhen Juden und Chriften feinedweges unbedingt verbos 
ten find, dafür enticheiden muß, daß auch der Webertritt ded einen Theils 
zur chriftlichen Religion nach der Theorie des &. R. Beinen Ehefcheidungd 
grund abgeben könne. 


C. Zuläffigfeit des Scheidebriefes und deffen Nothwendig— 
keit vor Einfhreitung der zweiten Ehe | 


Michaelis, moſaiſches K. Thi. IT. 5.119. 
Mirborf, Synagoga Judaica, France. 1729, ©. 644. fig. 


1) Eherecht ©. 185. Note 28. 
3) ©. oben sub I, 1. 
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Hierüber fprechen fich die folgenden R, und Gutachten auß: | 
1. R. der K. Reg. zu Berlin v. W. April 1818 an den Vice -Obers 
Landrabbiner. 


Die gefchiebene DM, M., geborene 3. J., hat beſchwerend angezeigt, daß, nachdem fie 
von ihrem bisherigen Ehemann, dem Sänger bei der biefigen Synagoge I. M. M., der 
fie feit 10 Jahren verlaffen, durch ein Erfenntniß des hiefigen Stadtgerichte gefchieben 
worden, ihrer anderweitigen Verheirathung durch Verweigerung bed nach moſaiſchen 
Geſeten erforderlichen Scheidebriefes Hinderniffe in den Weg gelegt würben. 


In Gemäßheit eines unterm 14. d. M. aus dem K. Min. des Inn. ergangenen R., 
fordern wir Sie daher auf, dafür zu forgen, daß, wenn fonft keine hier unbekannten Bin: 
derniſſe entgegen ftehen, die anderweitige Trauung der geichiedenen M. M., der Vor⸗ 
ſchrift des Edikts v. 11. März 1812. 88. 17. 25. 27. gemäß, ohne Produktion des ehes 
mals erforderlichen jüdiichen Scheibebriefs, auf den Grund des gerichtlichen Eheſchei⸗ 
dungs⸗Erkenntniſſes, bei befcheinigter Rechtskraft deffelben, erfolge; auch wie ſolches 
geichehen, binnen vier Wochen anzuzeigen. 


2, Bericht des Vice-Ober-Landrabbiners v. 28. Mat 1818. 


An Gefolge der hohen Verf. v. 28. v. M. in Betreff der, von der gefchiebenen M.M., 
gebornen 3. 3., geführten Beſchwerden, muß id; Folgendes gehorfamft anzeigen. 
Nach den mofaifchen Religions⸗Geſetzen, 
5 Bud) Mofe, Kap. 24. V. 1—4, 
(Michaelis mof. Recht Thl. II. 8. 119. Pag. 232. qq. Zerlinden, Grundfäge bes 
Zuden: Rechts nad) den Gefegen für bie Yreuß. Staaten, $. 430.) 
iſt zur Trennung einer jübifchen Ehe durchaus die Ertheilung des Scheidebriefes, Sei» 
tens des Ehemannes von der Ehefrau, unter den vorgeichriebenen gefeglichen Zeremo⸗ 
nien und Formalitäten, erforderlich, und bis dahin, daß dieſes gefheben, ift dic Ehe 
nicht als getrennt anzufehen. Noch weniger aber kann bis dahin einer der Ehegatten 
ſich anderweitig verheirathen, und wenn dieſes dennoch, und zwar von Beiten der Ehe 
frau gefchieht, fo ift ſolche als eine fonft blutſchaͤnderiſche Ehe zu betrachten, und bie 
daraus zu erzeugenden Kinder find Mamserim — Schandflede. 
Maimonides Thl. III. Abſchn. 2. 10. 


Es darf daher audy Fein Rabbiner ober fonft Jemand, eine anderweitige Trauungs⸗ 
formel mit einem Ehegatten, wo die Ertheilung des Scheidebriefes nach Vorſchrift der 
Zeremonial⸗Geſetze nicht gefchehen ift, nicht vornehmen, wenn er ſich nicht die Uebertre⸗ 
tung eines Haren Seligions⸗Geſetzes zu Schulden kommen Laffen will. Hierin macht 
aud ein richterliches Eheſcheidungs⸗Erkenntniß keinen Unterſchied, und dadurch koͤnnen 
Religions⸗Geſetze nicht alterirt werden. 

Auch das Ed. v. 11. Maͤrz 1812 aͤndert hierin nichts. Denn dort wird dem richter⸗ 
lichen Erkenntniſſe, ohne daß es der Ertheilung eines Scheidebriefes bedarf, nur hin⸗ 
ſichts der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden, die Wirkung der Ehetrennung beige⸗ 
legt; — keinesweges aber hinſichts ber Religions: Begriffe und folder Handlun⸗ 
gen, bie nach diefen an befondere Formen gebunden find: 

$. 21 und 27 des allegirten Edikts; 
fo wie überhaupt aus dem ganzen Umfange des qu. Edikts (ſchon dem Namen nach) 
und befonders $. 24 unb 25. deutlich hervorgehet, daß in reli gi en und kirchlichen 
Verhältniffen nichts abgeändert ift, welches auch laut beigehender abſchriftlicher 
Refolution (auf gewiffe Geſuche) vom K. Departement für den Kultus und öffentlichen 
Unterricht im Minifterio des Innern, und Einem K. Kammergericht beftätigt wird. 


Es kann nun aber ein Ehefcheidebrief, nach den Klaren Vorſchriften der juͤdiſchen 
Ritual: und Religions-Gefese, und wie die, Eingangs diefes, angezogenen Stellen ange: 
ben, nur von dem Ehemanne felbft ober deſſen dazu beftellten Bevollmächtigten, und 
folglich niemals ohne deffen Zuziehung ertheilt werben, und alle richterliche Verfoͤgun⸗ 
gen und Gefege koͤnnen nur binfihts des bürgerlichen Verhältnifies, nicht aber bes 
Religions⸗Geſetzes von Wirkung fein. Eine jüdifhe Ehefrau, deren Ehemann ſich 
entfernt hat, kann daher bie Ertheilung bes Scheidebriefes von einem Rabbiner oder 
Gerichte nicht verlangen, ſondern fie muß qus Religion fi bis dahin gebulben, baß ber 
Aufenthalt ihres Ehemannes in Erfahrung gebracht, und von ihm ber Scheidebrief 
bewirkt wirb. 

Es ift Übrigens aber ganz unrichtig, daß bie Supplilantin auf bie Ertheilung eines 
Scheidebriefes, und noch weniger hat fie auf die anderweitige Trauung bei mir anges 
3330 Sie konnte dieſes auch nicht, da ihr das Vorausgefuͤhrte ſelbſt und einem jeden 
Judiſchen Mitgliede hinlaͤnglich bekannt iſt, und ich fie auch deshalb gehörig beishiehen 
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babe. Dahingegen habe ich auf ihr Anfuchen bereits an mehrern Orten, wo nach ihrer 
Angabe ber Yufenthalt bes Ehemannes zu vermuthen war, ald London, Haag, Straß: 
burg n. |. w. an die dortigen Rabbiner gefchrieben, jedoch bie jest fruchtios und ohn 
ben Aufenthalt des Ehemannes zu entbeden 2c. 2. (Heinemann Bd. L &, 242.) 


3) Bericht des Vice⸗Ober⸗Landrabbiners an dad 8. Kammergericht v. 
5. Juni 1813. 


An Semäßheit der hohen Verf. v. 13. et praes. den 27. v. M. verfehlen wir nicht 
anliegend eine nahmhafte Lifte derjenigen jüdiſchen Eheleute, die feit dem 17. März a, 
p. bis dato, den Eheicheidungsbrief von uns erhalten haben, gehorfamft zu überreichen, 
und eben fo gehorfamft Yolgendes zu bemerken. 

Die ad D. und E. aufgeführten Ehen find bereitö vor Ertheilung des Scheibebriefes 
duch ein rechtölräftiges Erkenntnig Ew. 2c.3 wie die in Ew. ꝛc. Regiſtratur befinbli 
den Alten ergeben müflen, gerichtlic, getiennt geweſen. 

Die ad C, in ber befagten Kifte benannten Eheleute hatten fich bereits durch ein vor 
dem Domgerichte allhier errichtetes hierbei abfchriftlich ertrahirtes gerichtliches Doku⸗ 
ment Lie zur Scheidung verbunden, und fich wegen ihres Vermögens früher qus⸗ 
einander geſetzt. 

"Die aa. erwähnten aber waren Feine hieftge Königl. Unterthanen, und nicht in hie 

figen Köntgl. Landen anfäflig, fondern Fremde, und verlangten beiberfeits einſtimmig 
die Trennung der Ehe, weil fie Einderlos waren, 
Endlich ad B. ift die Ehefcheioung ebenfalls blos auf ben gleichſtimmigen Antrag bei: 
ber Eheleute, wegen gegenfeitiger Abneigung erfolget. Hiernächſt aber müſſen wir fos 
wohl jur nt igung unferes bisjegigen Verfahrens, ald auch zur Vorbefcheibung 
für zukünftige Faͤlle Nachſtehendes gehorfamft vortragen. 

Es iR nämlich die Ertheilung eines Scheidebriefes eins jübifchen Ehemannes an feine 
Ehtgattin weber nach dem mofaiichen Rechte noch nad) den Satzungen ber, Rabbiner 
und den Ritual-@efegen der Juden ein actus jndicialis, fondern ein actus extrajadi- 
cialis oder vielmehr ein actus ıninisterialis, fobalb nur beide Ehelente in bie Ehetren⸗ 
nung willigen, und wegen der Auseinanderfegung ihres Vermoͤgens fein Streit unter 
ihnen obwaltet, und nicht ein oder der andere Theil deshalb, oder aus fonft einer ix 
ſache diffentirt und der Scheidung kontradicirt; und es iſt alsdang auch weder die Ans 
gabe einer beftimmten Urſache noch ein obrigkeitliches Erkenntniß erforberlich. Diefes 
lehrt nicht nur der Talmud und deſſen Kommentaren, ſondern ſolches wirb auch in 

Michaelis Mofaifches Recht Th. II. $. 119. G. 234 und 236, und Schottd Einlei⸗ 

tung in das Eherecht (Mürnberg 1802) $. 216. pag. 315. 
beftätiget. Es ift mithin die Ertbeilung des Scheidebriefed ein gleicher Actus wie die 
Zrauung bei der Ehe; fo wie die Zufammenkunft der Eheleute unter dem Trauhimmel, 
das Anflerken bed Ringes und Ertheilung des Traubrigfes bei ben jübifchen Eheverbin⸗ 
dungen zur ne der Ehe, ' 

Menbelsfohn, Ritual⸗Geſete der Juden, Hauptft. IV. Abſchn. 1. 8. 2. pag. 78 und 

Abſchn. 6. $. 1. pag. 107 und 108, 
zwar erforberlich, jedoch Fein actus jurisdietionis iſt. Entgegengefegt aber, fo wirkt 
nad) dem RitualsGefege der Zuben, 5.98. Mofts, Kap. 24, 1, wo es ausdruͤcktich heit: 

* f zeit ihr einen Sceidebrief, giebt ihn ihr in die Hand, und läßt fie aus feinem 
„Hauſe u. |. w. 
ein ebrigkeitliches Eheſcheidungs⸗Erkenntniß hinfichts der Kirchenrechte, und zufolge un- 
fexer Religionsbegriffe keine legale Zrennung der Ehe, ohne gefegliche Ertheilung des 
Scyeidebriefs, und bevor diefes gefchehen, Eönnen beide Eheleute fich nicht anderweitig 
verheirathen, und Niemand darf fie trauen. Wenn diefes aber doch gefchiehet, ober wenn 
auch bie Frau 6 ohne diefen mit einer andern Mannsperſon fleiſchlich vermifcht, Te be- 

eben beide, namlich die Mannsperfon und die Frau, die Sünde des Ehebruche, und 

ie etwa aus diefem Beifchlafe gu erzeugenden Kinder find Namserim (Schandflecke). — 

Hiernach alfo fcheint der 8. 27 des Ed. v. 11. März a. p. eines Theils nicht mit den 
8.21. 1. c. zu barmoniren. Denn dort heißt es: 

„Ausnahmen finden bei folhen Handlungen und Gefchäften flatt, welche wegen ber 
„Brerſchiedenheit der Religionsbegriffe und bes Kultus an befondere gefegtide 

Beſtimmungen und Formen nothwendig gebunden find,” 

Rach ber obigen Ausführung aber iſt die Ertheilung des Scheibebriefe& zur Trennung 
einer jüdifchen Che, nach unfern Religionsbegriffen allerdings eine eben fo nethrwenbige 
Form, wie die $. 25. ibid. beftätigte, zur Eheverbindung esforberliche Zufammenkunft 
unter dem Trauhimmel und Anftedten des Ringes. 

Andern Theils aber, fo ift auch überhaupt zweifelhaft, ob bie Morjchrift.diefes d, 
Mboſt in Hinſicht privatrechtlicher Berhätnife her Ruben auf Scheidung und Aurennung 
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ſolcher jüdiſchen Ehen, die vor Emanirung der V. v. 11. März v. J. geſchtoſſen wor⸗ 
den, Anwendung findet. Saat 


Denn nad) $. 28 dafelbft find Streitigkeiten über Handlungen, Begebenheiten 
und Gegenfände, bie fich vor Publikation bes Edikts qu. ereignet haben, nad) 
den Gefegen zu bewrtheilen, die bis bahin verbindbenb waren. Da nun bie frü- 
heren Jübifchen Ehen rechtsguͤltig nach jüdiſchen Rechten gefchloffen worken, wie dies be: 
ſonders die bei der Hochzeit und Eheverbindung errichteten Ehepakten und der Trau— 
brief eraeben, fo Lönnen ſolche auch nur wieder nach jenen Gefeben und Formen ge: 
trennt werden. 


Da nun bei den in ber überreichten Lifte verzeichneten Ehefcheidungen beide Eheleute 
freiminig auf die Trennung und Grtheilung des Scheibebrief® angetragen haben, und 
daher folches nach dem Vorangeführten fchon an und für ſich nur eine außergerichtliche 
Handlung ift, der 5. 30 des mehr angezogenen Edikts aber und lediglich ein actus ju- 
risdicetionis unterfagt, und da wir aud) mit Feiner befondern Inftruftion deshalb, verſe⸗ 
ben, und noch weniger ung die Pflicht aufeeiegt worden, jüdifche Eheleute, die die Er⸗ 

eilung des Scheidebriefes verlangen, ex officto zur gerichtlichen Cheſcheidungsklage 
zu verweilen, fo konnten wir auch feinen Anſtand nehmen, dem Anſuchen ber Eheleute 
nachzugeben und den Scheibebrief zu ertheilen. 

Wir müffen aber Ew. ꝛc. die voraufgeftellten Zweifel in dem Ed. v. 11. März a. p- 
zur hoben Entſcheidung anheimftellen und 

um aeniatehe Vorbeſcheidung und Deklaration, fo wie um JInſtruktion für zuklinf⸗ 

ige alle 
gehorfamft bitten. 

Mit vorzüglichſter Devotion ꝛc. 
Bire:Oberstandrabbiner und Affefioren. , , . 

4) In Folge deſſen erging dad M. bes Juſt. Min. (u. Kirccheifen) an 
daB Kammergericht v. 17. Aug. 18139. 

Der von dem Köntal. Kammergerichte vermittelſt deö unten dem 9. d. M. erflatteten 
Berichts gethane Antrag: ben Rabbinern und Affefforen die Ertheitung Ber "Scheibe: 
briefe zu inhibiren, tft nicht suläffig. 

Das Eb. v. 11. März 1812 8. VE. verordnet nur, Daß zur Begrumdung ber bürgerlis 
‚hen Wirkungen einer gänzlichen Ehefcheidung die Ausfertigung eines Scwibebriefes nicht 
nothwendig fei. Dadurch ift alfo keinesweges entfchieden, daß der Scheidebrief In Bezie 
bung auf die Religionsbegriffe und die kirchenrechtlichen Berhältniffe der Juden für ents 
bedrlid oder gar für unftatthaft zu achten fel. Den Rabbinern bleibt es daher unbenom: 
men, auf den Antrag ihrer Staubendgenoffen noch fernerhin Scheidebriefe zu ertheilen. 
Dielen Scheidendriefen Fonnen jedoch in keinem Falle bie bürgerlichen Wat en einer 

änztichen Chefheibung beigelegt werden, fo lange nicht Bas, nach dem angeführten 
$. 27 erforderliche Erfenntniß des gehörigen Richters hinzugekommen tft. 

Der Jude flehet in diefer Hinficht mit den chriftlichen Staats Einwohnern in gleichem 
Berhältnifle, und tft eben fo wie diefe an die Vorſchrift des X. L. NR. Th. I. Tit I. 
$ 175 gebunden, wonad Eheleute vereint mit einander leben muͤſſen, mıb ihre Berbine 

ung nicht eigenmädhtig aufheben dürfen. Auf den Unterfchieb, ob bie Ehe vor der Pu: 
blikation des Edikts oder nachher gefchloffen worden, kommt nichts an. &ie gilt in bei⸗ 
ben Küken als eine ſolche Verbindung, die in Abficht ihrer dürgerlichen Wirkung nur 
durch hen Tod oder durch richterliches Erkenntniß getrennt werben kann. Dem Königl. 
Kammergerichte wird es Überlaffen, den Vice-Ober⸗Landrabbiner ımd die Affefforen auf 
deren Bericht v. 5. v. M. hiernach zu befcheiden, 
(Sahrb, Bd. 2. S. 195. Gräff Bd. 1. S. 147.) 

5) Gegen diefed, durch dad Kammergericht mittelft Verf. u. 26, Aug. 
1813 dem Vice: Ober-Lantrabbiner mitgetheilte hekfript wendete ſich der 
leßtere mit der folgenderi Eingabe v. 24. Dec. 1819 an das Juſt. Min. 

Mittelft Hoch. R. des hohen Juſt. Dein. v. 17 Aug. 1813, 
durch meinen gehorfamften Bericht v. 5. Juni 1813 an das Koͤnigl. Kammergericht, 
und ben Bericht dieſes Berichts an ein hohes Juſt. Min. v. 9. Aug. 1819 verantaßt, 
gerubeten Em. Excellenz feitzufegen : 

daß es den Rabbinern unbenommen bleibe, auf den Antrag Ihrer —— 
nach vorher erfolgter Trennung ber Che durch vechtskräftiges richterliches @rlenntnig 
* den Scheidebrief zu ertheilen. Es ereignen fich aber bie Fälle, daß ' 

4) nad) ergangenen rechtskraͤftigen Shefcheidungs-@rkenntniffen unter jüdifchen Ehe⸗ 
 Ienten, nach welchen die Ehe getrennt worben, nur ber eine Theil auf Ertheilung 

bes Schelpebriefe bei mir anträgt, ber andere aber diffentirt, und entweber der 
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Ehemann bie Ertheilung oder die Ehefrau die Annahme deffelben nach ben jübis 
Then Beremonial: und Rituals@efegen verweigerts 


2) ber eine oder andere Theil der durch richterliche Erkenntniſſe gefchiedenen Eheleute, 
ohne den Scheidebrief ertheilt oder empfangen zu haben, fich anderweitig mit juͤ⸗ 
bifchen Perfonen verheirathen will, und von mir die Trauung verlangt. , 

ad 1. &o ift ed mir bei den bis bato vorgelommenen Faͤllen diefer Art ſtets ges 
luungen, die Parteien durch vorgängige Ermahnungen und religidfe Vorſtellun⸗ 
gen dahin zu vermögen, daß fie von ihren Weigerungen abftanden, und in bie 
Ertheilung ober Annahme des Scheidebriefes Eonfentirten. 
- Gegenwärtig ik es aber bei den hier wohnenden ©. X. . ++. Then Eheleuten ber 
Hall, daß deren Ehe bereits mittelft rechtöfräftigen Erkenntniſſes des Königl. Hoch⸗ 
preisl. Kammergerichts getrennt iſt, der Ehemann auch bei mir auf Ertheilung bes 
Scheidebriefes angetragen hat, die geſchiedene Ehefrau, geb. B., aber die Annahme 
deſſelben verweigert, und alle diesfallſigen gütlichen Vorſtellungen und Ermahnungen 
find bis dato fruchtlos geblieben, Es gel nun zwar ber X... .fomohl als ich beim Kö⸗ 
nigl. Kammergericht darauf gehorfamft angetragen, 

die A... durch gefegliche Zwangsmittel hierzu zu bewegen. v 

Aus den anliegenden Reſolutionen dieſes Gerichts v. 4. Jan. und 26. Maͤrz d. J. 
aber werden Ew. Excellenz zu entnehmen geruhen, daß wir mit dieſem Antrag zuruͤck⸗ 
gewieſen und abſchläglich beſchieden worden. 

Dies veranlaßt mich nun, ſolches Ew. Erzellenz zur hohen Entſcheidung unterthaͤnigſt 
vorzutragen, ba ich mich von der Richtigkeit der —* Verf. des Königl. Kammerge⸗ 
richts nicht uͤberzeugen kann, und Ew. Erzellenz erlauben mir gnädigſt, Folgendes uns 
terthaͤnigſt dagegen zu bemerken: 

Das Königl, Kammergericht gehet zwar von dem richtigen Geſfichtspunkt aus, daß 
die Ertheilung des Scheidebriefes unter jüdifchen Eheleuten fein Actus Judicialis, ſon⸗ 
dern nur ein Actns Ministerialis, unb folglich blos eine religiöſe Handlung und Zere⸗ 
moniel ift, wie ich dies in meinem gehorfamen Bericht v. 5. Suni ausgeführt habe 
Hiernächſt folgert das benannte Gericht: da nach $. 27 des Allerh, Ebd. v. 11. März 
1812 der Scheidebrief zur Begründung ber: bürgerlichen Wirkung einer gänzlichen Tren⸗ 
nung der Ehe nicht nothwendig ift, fo könne auch das Gericht die jübifchen Eheleute 
bierzu nicht zwingen, da keinem Mitgliede einer Gefellfchaft nach den Vorfchriften bes 
Landrechts Glaubensgeſetze aufgebrungen, unb folches zu einer Religions:Zeremonie ges 


nöthigt werden könne. 
’ $. 1. 4. Sit. 11. Th. II. A. e. R. 

Indeſſen bin ich ber unterthaͤnigſten unvorgreiflichen Meinung, daß dieſe Grundſätze 
und Berordnungen auf ben vorliegenden Fall nicht anwendbar find. Denn die Glaubens 
und Gewiſſens⸗Freiheit eines Menſchen koͤnnen fi nur auf foldye religiöfe und zeremo⸗ 
nielle Handlungen beziehen, deren Thun und Laflen eines jeden Einwohners des Staats, 
ber fonft die gefeglichen perfänlichen Faͤhigkeiten, allein zu handeln und zu urtbeilen bes 
figt, freiem Willen und Gewiffen überlaffen bleiben, wobei kein anderer intereifirt, unb 
Niemanden ein Nachtheil entftehet, ober in der Ausübung feines Rechtes geftört wird. 
Hier aber verhält es ſich anders. 

Die religidfe Handlung der Ertheilung bes Scheibebriefes unter jũdiſchen Eheleuten 
kann nicht von einem Theile allein, ohne des Andern Zuthun oder Duldung verrichtet 
werden. Der Ehemann muß foldhen gehen, und bie Ehefrau benfelben annehmen. 
Einer wie ber Andere hat, als eine vom Staate aufgenommene und gebulbete Religionss 
Geſellſchaft, ſobald die Ehe ſchon durch rihterliche Erkenntniſſe und Ehefcheibungss 
gründe bürgerlich getrennt iſt, das Recht, diefe religiöfe Handlung nach feinen Reli⸗ 
gions⸗Begriffen und wie es die Vorfchriften feiner Religion verlangen, auszuüben. Bei 
der Weigerung bes einen oder andern Theils aber wird jener dadurch in feinem Rechte 
und feinee Gewiffensfreiheit geftdrt. 

Diefes iſt aber in den Geſetzen nicht geftattet. 

. 509. Zit. 20. ibid. 
$. 93. der Einleitung zum A.L.R. u 

Beſonders aber, da hier der Eine, zur Ausübung biefer religidfen Handlung bereits 
willige Theil, nad, feinen ReligionssBegriffen nur nad) gehöriger, nad) den Vorſchrif⸗ 
ten der jüdifchen Ritual:Gefege erfolgten Ertheilung bed Scheidebriefes, ſonſt aber nicht 
ſich anderweitig verheirathen kann; ihm aber dieſes Recht durch das eichterliche Erkennt⸗ 
niß zuſtehet, und von dem andern Theil in der Ausübung deſſen verhindert wird; dem 
konſentirenden Theil daher bei der Vollziehung des Zeremoniels ein Vortheil entſteht, 

und ein Nachtheil abgewendet wird, der andere und diſſentirende Theil aber durch die 
Ertheilung und Abnahme keinen Nachtheil, ſo wie von der Unterlaſſung und Verweige⸗ 
zung Zeinen Vortheil hat. Hier gilt aſo auch wohl die allgemeine deechtsregel: 
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Quod tibi non nocet, alteri vero 
prodest, ad id potes compelli. 
als worauf auch die Vorfchriften 
$. 87. Zit. 6. Th. J. A. 88. 
" $. 516. zit. 20. zb. II. ibid. 
ſich gruͤnden. 


In conoreto und die Weigerung Seitens ber geſchiedenen Ehefrau bes A... ., ben 
Scheidebrief anzunehmen, ergiebt offenbar nur bie böfe Abficht derſelben dem geſchiede⸗ 
nen Ehemann zu ſchaden. Denn eines Theild war fie es felbft, die um bie Scheidung 
geklagt hatte, und andesn Theile ihre Mitwirkung bei ber Grthetlung des Scheibebries 
feö weder befchwerlich noch mühfam iftz indem im Ichlimmften Kal fie es nur zu geitats 
ten nöthig hat, daß ihr der Scheidebrief Durch zwei männliche beglaubte Zeugen in ihre 
nt geſchickt, und diefe felbigen in ihrer Gegenwart, und indem fie es ihr bekannt 
machen, daß diefed der Scheibebrief ihres gefihiedenen Ehemannes fei, dort zurücklaſſen, 
wenn fie biefen nur nicht widerfpricht und unterfaget. Ic) glaube daher auch, daß bier 
eine offenbare wibergefegliche Beeinträchtigung der Rechte und Kraͤnkungen ber Ges 
wiſſens⸗Freiheit des andern Theils vorhanden und ftrafbar ift, und daß das Gericht 
wohl befugt und verbunden ift, gefegliche Zwangsmittel nach Borfchrift der G. O. 

8. 48. 8699. zit. 24. Th. I. 
anzuwenden. 


Hierzu kommt aber noch, daß wenn gleich nach dem Allerh. Ed. v. 11. März 1812 
der Scheibebrief zur bürgerlichen Begründung ber Eheſcheidung unter Juden nicht’ 
für nothwendig erachtet worden, fo tft derfelbe doch immer eine ber wichtiaften, noths 
wendigſten öffentlichen jüdifchen religiöfen Zeremoniel-Handlungen, auf den Fall ber 
eine oder der andere Ehegatte ſich anderweitig verheirathen will. Gleich ben Zeremoniels 
der Trauung, Beſchneidung u. f. w., von beren Ausübung Fein Sfraelit, fo lange er 
fid) dazu befennet, nach Inhalt ber jhdifchen Religions⸗Geſetze ſich ausfchließen und eis 
- nen öffentlichen Aerger und Verachtung ber jüdifchen Religiond= Gebräuche bewirken 

darf, wenn er ſich nicht den Kolgen der Vorſchriften 

8. 54, Tit. 11.2. II. A. L. R. 
ausſetzen will; die Verweigerung und Unterlaſſung aber auch einer ausdruͤcklichen Erklaͤ⸗ 
rung, daß er ſich nicht mehr zum Judenthum bekenne, und als ein von dieſer Religion 
Abgegangener, wie dieſes analogiſch aus dem 

8. 42. Tit. 11. Th. II. A. L. R. 
zu erſehen iſt, und daß er daher weder Jude, noch als einer zu einer andern im Staate 
aufgenommenen Religion Uebergegangener zu achten fein würde. 


Diefes geftatten aber die Geſetze nicht, befonders da wegen des jüdifchen Kultus nod) 
die früheren Verordnungen vor 1812 geltend und anwendbar find, und in bem Generals 
QudensReglement v. 17. April 1750 $. 31 ausdruͤcklich verordnet iſt: daß bie jüdiſchen 
Sinwohner, und fo lange er fi) zur mofaifchen Religion befennet, in Religionsfachen es 
mit der ganzen Gemeinde halten, und feiner davon ausgefchloflen, noch auch die ges 
ringfte Trennung darin verftattet werden fol u. f, w. 


Indem ich die Entfcheitung dem hohen Ermeflen Ew. Ercellenz unterthänigft ans 
heim ftelle, bitte ich im Falle einer hohen beifälligen Meinung, 

anädigit fowohl das Nöthige an das K. Kammergericht in ber jegigen vorallegirten 

U... ſchen Ehefcheidungs s Sache, als aud, für zufünftige Faͤlle und zur Bekannt⸗ 

machung an bie dem Devartement bes Königl, Kammergerichts untergeordneten Ges 

richte zu verfügen und zu erlaffen. 

.Ad 2. So ift aud) vorgelommen, daß, durch richterliche Erkenntniſſe gefchiebene jüs 
diſche Sheleute, die noch keinen Scheidebrief ertheilt und erhalten haben, einer ober 
der andere Theil fich ohne denfelben haben anderweitig verheirathen wollen, und von 
mir die Trauung der zweiten Ehe verlangt, auch fogar einige ſich deshalb bei ber K. 
Reg. über mid, befchwert haben. Da nun weder id) noch irgend ein Jude nach den 
jübifchen Religions: und Ritualgefegen Eheleute, die den Scheidebrief nicht ertheilt 
und erhalten haben, von neuem trauen Tann, fo habe ich dieſes verweigern müffen, 

- und bie Befchwerbeführer find mir ihren Anträgen zurückgemwiefen worden. Damit aber 
weder folche Anträge, noch Beſchwerden, und vielleicht auch irrige Religions: Begriffe 

- für die Kolg: ftattfinden mögen, bitte ich Ew. Extellenz unterthänigft, in eben dem 
Maße, alö bei EHefcheidbungd: Klagen von Eheleuten katholifcher Religion früher durch 
bes hohen Juſt. Min. v. 8. Sept. 1802 und jebt $. 287 bes Anhangs zur &.D. vers 
orbnet ift, audy bei Eheſcheidungs⸗Klagen jüdifcher Eheleute ein Aehnliches dahin gnä⸗ 
bigft feftgufegen, und den Gerichten zur Beobachtung aufzugeben: daß 

in allen Zallen, wo jüdiiche Eheleute Ehefcheidungsfiagen anftellen, ihnen ıgleich 

vom inſtruirenden Gerichte bekannt gemacht werde, . 
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daß zwar, auf den Fall, die Ehe wirklich durch bas richteefiche Erdenntniß in Ans 
fehung aller bürgerlihen Wirkung getrennt wuͤrde, ber Scheidebrigf, wenn feine 
von beiden Theilen auf deſſen Ertheilung dringt, nicht notinberbig ſeia baß jeboch 
falls ein oder der andere Theil fich ohne diefen anderweitig verhäirätben will, Fein 
Rabbiner, oder fonft jemand zu der Trauung diefer zweiten Che angehalten wer 


ben koͤnne. on 
Er In tieſſter Gübmilfion erſterbe ich =. 
6) In Folge dieſer Eingabe wurde burth das Zufl. Min. d 


ie We 
mung des Vice-Dbers Landratbiners Weyl durch das Kammei gkrithl 
darüber angeordnet: | 


4) ob zu der in dem ð. 25 des Eb. v. 11. Maͤrz 1812 geordneien Trauung Me Kon⸗ 
Eurtenz des Mabbiners ober mehreter jüdifchek Zeugen fihlechterbings nach den 
SRitnalgefegen erforderlich it? 

2) in welcher Art die Ertheilung: bes Scheidebriefes dei den Tuben alsdann voll 
wird, wenn nad) den juͤdiſchen Befegen der Fall einttitt, wo bet geſchtedene She: 
Mann feiner Frau bien aufzudeingen berechtigt ift? 

Hierauf erftattete Letzterer 

7) folgenden Bericht unter den 11. Febr. 18W. 

Am Beefolg meine oehorfamften Eingabe vom 24. Dec. v. 3. will ich bie in ber ho⸗ 

hen Berf. v. 24. v. M. aufgeſteliten Anfragen, wie folget, gehorfamft beantworten. 

Ad 1. fp wird zur VBollziehung einer vollgüttigen be nach den jübifchen Ritual⸗Ge⸗ 

fegen im engern Sinne nur erfordert, 
daf die Verlobten unter bem Trauhimmel in Gegenwart zweier, nad jübifchem 
Ritus tüchtiger Zeugen, zufammentreten, der Bräutigam ber Braut ein ihm eis 
enthuͤmlich zugehöriges Stüd Gelb, oder eine Sache, die mit Bewißheit minbdes 
Hene ben — einer Perutah, oder ohngefahr wie einen halben Pfennig jetigen 
Landes⸗Geldes hat, übergiebt, und zu ihr die Worte fagtz 
„hiermit follft du mir angetrauk fein, nad der Weile Mofes und Sfraeld.” 
Ritualgefege Hauptſt. 4. $. 2. 

Im weitern Sinn aber ift ſowohl nach den Sagungen der Talmudiſten und den fpäs 

tern Rabbinern, als nad) dem allgemeinen und herkoͤmmlichen Ritus und ber Obfervanz 


die Konkurrenz des Rabbiners oder einer von dicfem dazu ausdrüdlich beauftragten Pers _ 


fon unumgänglich dabei nothwendig. Denn einmal, fo hängt von ber präcifen Beob: 
achtung der oben bemerkten Zrauungd: Form fowohl, als auch von ben dazu gehörigen 
Requifiten die Gültigkeit dev Eheverbindung ab. Ale: 
1) dab das Stüd Gelb oder die Sache dem Bräutigam eigenthümlich zugehöres 
2) dab deſſen Werth nicht mehr fcheine, als er wirklich ift, und daher durchaus Fein 
Edelſtein fein darf, weil diefer der Taͤuſchung unterworfen ift: 

3) daß die zwei Zeugen weder unter ſich felbft, nody mit ben beiden Eheverlobten in 
' naber Verwandtſchaft ſtehen; 

4) daß der Bräutigam bei Uebergebung deb Ringes die Worte wirklich fo ausſpricht, 
wie vorbemertt tft. Eines Theils ift nen nicht ein jeber Ifraelit, außer dem Rab⸗ 

biner, mit diefen VBorfchriften fo genau dekaunt, andern Theile befiget auch biefer 
mehr als ein anderer das öffentliche Vertrauen, dab er auf bie genaue Beobach⸗ 
tung achten und jeden Berftoß dagegen verhüten wird, fo wie bad Ehepaar felbft 
aus Achtung vor ihm ſich eher als eines jeden andern Anordnungen hierbei gutwil: 
lig unterwerfen und nachkommen wird, 

Zweitens aber, fo giebt es außer ben allgemein befannten verbotenen Ehen noch Ehe 
hinderniſſe nach juͤdiſchem Ritus, bie nicht ein jeder weiß, und von ihm aud nicht fo 
genau, als von dem Rabbiner vor ber Trauung geprüft werden, Nämüch: 

1) daß die Eheverlobten nicht in einem Grad verwandt feien, der bie Ehe nach juͤdi⸗ 

fchen Geſetzen verbietet 

2) daß bei aus einer frühern Ehe geſchiebenen Berlobten man ſich von ber Rechtskraft 

der Scheidung nach juͤdiſchen Befegen genau überzeuges 

8) far —* m ae erlon, bie ein Cohen iſt, Teine gefchiebene ober geſchwächte Pers 

on heirathen darf; 

4) dag die Braut nicht etwa Yon einer andern Perſon beſchwängert ſei; 

5) daß eine Wittwe aus einer kinderloſen Ehe von dem Brubder ihres verftochenen 

Mannes die Ehaliza erhatten hat. u 

Endlich aber, fo it auch nach ben Satzungen ber. Rabbiner, aupe ber obigen Zramnngı s 
Zeremonie, keinem Ifraeliten erlaubt, mit Einer Frau zu leben, bevor er ihr. nicht bie 
Morgengabe in ein zechtöglilfiges Dokırment (Ketubah) und Traubrief verfchrieben hat. 
NRitualgefege 1, c. Abſchnitt 6. 5. 1. Dickes Traubtief muß dan Babbines vor der 
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Seauung eingehändigt werden, von ihm umterfucht, ob ex vechtöbeftänbig verfaßt if, 
und wird alddann öffentlich unter dem Trauhimmel, in Gegenwart des Ehepaares und 
ber Zeugen vorgelefen, damit es einem jeben betannt werde, daß auch hier dem jüdifchen 
Ritus genüget worden, unb daher niemals das Ehepaar deehar ein Vorwurf treffen 
kõnne. Es iſt auch im Talmud Traktat Kiduſchin ausdrücklich bemerkt: „daß Riemand, 
der nicht die genaue Kenntniß der Ehegeſetze lt ſich weder mit einer Eheverbindung, 
Trauung, noch mit einer Chefcheibung befaffen fol.” 


Daher ift auch überall, und befonders in den hiefigen Koͤnigl. Landen, eine immers 
währende Obſervanz und durdy mehrere Verordnungen geſetzlich geweſen, baß jebe 
Trauung jübifcher Eheverlobten nur von dem Rabbiner bes Orts, ober von bem, ber 
von biefem oder bem Oberstandrabbiner dazu autorifirt und beauftragt gewefen, vers 
richtet wurbe. 

Gegenwärtig aber und nach dem Ed. v. 11. März 1812 $. 25 tft biefes um fo noths 
wenbiger. Denn erſtlich, fo bezieht fich diefe Werorbnung auf den 8.136. Zit. 1. Th. I. 
des A. L. R. ald wo ausdrücklich feftgefest ift: 

‚reine vollgültige Ehe wird durch die priefterliche Zrauung vollzogen,” 

und bier Niemand als der Rabbiner die Stelle des Priefters vertreten kann. Zweitens, 
fo ſoll nad) dem vorallegirten Edikt zwar dem Aufgebote die Bekanntmachung in ber 
Synagoge ges geachtet werben, und folglidy darf auch keine Trauung erfolgen, bevor 
nicht dieſe Bekanntmachung gefchehen ift. Hiervon ift nun aber nur der Rabbiner uns 
terrichtet, ob die Eheverbindung wirklich in der Synagoge bekannt gemacht worben iſt; 
fo wie auch nur bei ihm, nad) Inhalt der Bekanntmachung in der Synagoge jeber ets 
wanige Einſpruch angezeigt werben foll, und daher auch nur er es wiflen kann, ob bers 
gleichen Einfprüde vorhanden find oder nicht, und im erften Kalle die Trauung fo lange 
verfaget und unterläßt, bis der Einfpruch befeitigt ifl. Wenn aber die Trauung von 
einem jeden andern geſchehen follte, fo würde der Zweck des Geſetzes verfehlt, und 
Zrauungen, obgleich Einfprüche vorhanden find, vollzogen werben. 

Es haben daher aud) die Xelteften der hiefigen Judenſchaft gleich nach Yublizirung 
des Ed. v. 11. März 1812 die hier in Abfchrift anliegende Bekanntmachung an bie jüs 
difche Gemeinde erlaffen, und ad 3. dafelbft ausdrücklich bemerkt, daß Feine Trauung 
ben Fe anders, als durch den Rabbiner und die von ihm Beauftragten gefches 

en dürfe. 

Ad 2, fo ift in frühern Zeiten und ale das jübifche Gericht eine vollftändige Jurisdik⸗ 
tion über die juͤdiſche Gemeinde hatte, in den Fällen, wo der Ehemann berechtigt iſt, 
ber Ehefrau ben Scheidebrief wider ihren Willen aufzubringen, 

(Nitualgefeg 1. c. Abſchn. 17, $. 2.) 
bie Art der Ehefcheidung beffelben mannigfacher Weife geweſen. 

Zuvoͤrderſt nämlich wurden Zwangsmittel gegen die Frau verfüget, wodurch fie vers 
anlaßt wurbe, denfelben in gerichtlicher Form anzunehmen. Nämlich, daß 1. ber Ehe: 
mann ihr weder Kleider, noch fonftigen Unterhalt, und felbft ihr wirklich eingebrachtes 
Vermögen nicht gab, fondern letzteres nur deponirte, und welches ihr nur gegen Ans 
nahme des Scheidebriefs und mit demfelben Zug um Zug ausgehändigt wurde, Iſt fie 
hierdurch aicht zur Aufnahme bervogen worden, oder warb biefes Mittel vorausfehend 
als unwirkſam geachtet, fo konnte 2. das Gericht fie. durch Geißelzucht, eine Art Leibes⸗ 
ftrafe, (conf. 1. c. Abſchnitt I. $. 1. Anmerk.) zur Annahme defjelben zwingen laſſen. 
Talmud Tractat Kesuboth Abſchn. 7. fol. 77. Waren aber biefe Zwangsmittel auch) 
fruchtlos ausgefallen, fo wurde 3. der Verſuch gemacht, ihr den Scheidebrief durch den 
Ehemann ober feinen Bevollmächtigten, in Gegenwart zweier Zeugen, in ihre eigen» 
thümuiche ober gemiethete Wohnung und wo fie zugegen war, binzubringen oder hinzu⸗ 
legen. Wenn aber endlich auch dieſes Mittel unausführbar blieb, fo wurbe 4. fie durch 
dazu vom Gericht beauftragte Perjonen, fobald man ihrer habhaft werben konnte, fo 
lange mit Gewalt feftgehalten, bis ihr der Ehemann, ober deilen Bevollmächtigter, den 
Scheidebrief entweder in die Hände gegeben, ober in ihrer Gegenwart in ihr Zimmer & 
legt hat. Tract. Gittin, Abſchn. 8. fol. 77. An gleihem Maße hatte das jüdifche Ges 
richt in den Fällen, wo der Dann zur Ertheilung des Scheibebriefes gezwungen werben 
fonnte, das Recht, denfelben durch den Bann und durch Leibesjtrafen dazu anzubalten. 

Bon der Zeit ab, als das jüdifche Gericht zu Feiner dergleichen exekutiviſchen Verfuͤ⸗ 
gungen mehr ermächtigt war, gefchehen diefe Zwangsmittel durch Requifition an bie fans 
desbehörben, und. auf die Anträge des Rabbinerd und der Afleflores, wie dies im Tal⸗ 
mub bemerkt ift, Tractat Gittin Abſchn. 9. Fol. 88. und in fpätern Zeiten wurden 
überhaupt gegen ein Individuum aus der jüdifchen Gemeinde, das dem Verlangen bes 
Rabbiners oder der Xelteften im jübifchen Ritus nicht gehorchen wollte, Geldſtrafen unter 
5 Thlr. von biefen-feibft, höhere aber auf deren Requifition von den Banbebgeriätuhte 
fen verfügt, und immer durch biefe exekutirt. V. v. 8. Suni 1787. 5.8. N. O. Ä 
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March. Th, IT, pag. 258, Cirk. v. 22. Mai 1776. 1. c. 8b. V. e. pag. 134. 
Nro. XXI. 


Wenn ich nun zwar den Auflagen ber hoben Verf. v. 24, v. M. mich genuͤgend ent: 
ledigt zu haben glaube, fo ift in der gebachten Verfügung nicht angegeben, wodurch Se. 
Excellenz der Herr Juſtiz⸗Miniſter veranlaßt worden, über die dort enthaltenen Punkte 
Auskunft zu verlangen. Ich vermuthe daher, daß Liefes lediglich in Folge meines unters 
thänigen Berichts an das hohe Zuftize Dinifterium v. 24. Dec. v. 3. gefcheben iſt. 
Deshalb fehe ich mich veranlaßt, noch folgendes gehorfamft zu bemerken. Es find näm: 
lich die Kalle, wo jüdifche Eheleute die Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes eins 
feitig verweigern, vor Emanirung des Ed. v. 11. März 1812 von benen, bie fid) nach⸗ 
ber und jest in den Königl. Landen, fo weit jenes Edikt für bie jüdiſchen Einwohner 
Geſetzeskraft hat, ereignen, wefentlich unterſchieden. . 

Denn zu jener Zeit; als auch bie bürgerliche Wirkung einer Ehetrennung von ber Er⸗ 
theilung und Annahme des Scheibebriefes abhing, war Seitens bes diffentirenden Ehes 
gatten zugleid die Abficht und der med verbunden, fidh von bem andern Ehegatten gar 
nicht zu trennen, fondern vielmehr in jeberRüdficht verehelicht zu bleibens hierzu konnte 
nun’ ber Ehegatte, ber die Ertheilung oder Annahme bes Scheidebriefes verweigerte, 
durch die bürgerlichen Verhaͤltniſſe zwiſchen ihm und dem andern Ehegatten manchen 
Grund haben. Es bemühte ſich daher aud) das vormalige juͤdiſche Gericht, das Motiv 
ber Verweigerung aufzufinden und zur Sprache zu bringen; und in ber Regel wurde 
beshalb zwifchen den Ehegatten ein gütliches Abkommen zu Stande gebracht, wodurch 
ber früher der Scheidung widerfprehende Ehegatte von feiner Weigerung abitand, und 
in die Ertheilung oder Annahme des Scheidebriefes freiwillig Eonfentrirte. Daher auch 
zu jenen Zeiten nur fehr felten anzuwendende Zwangsmittel vorgeflommen find. 


Gegenwärtig aber, wo nach $. 27 bes Allerh. Ed. v. 11.März 1812 die Ehetrennung 
hinſichts der bürgerlichen Verhältniſſe der jüdischen Eheleute nur durch das richterliche 
Erkenntniß bewirkt wird, welches der Ertheilung des Scheidebriefed vorausgehen muß, 
folglich auch Fein Ehegatte je ein rechtliches Motiv zur Weigerung der Ertheilung oder 
Annahme des Scheidebriefes haben Tann, indem die Ehe in jeder bürgerlihen Ruͤckſicht, 
aud) wenn der Scheibebrief gar nicht ertheilt wird, immer als getrennt anzufehen ift, 
und daher weder aus der Ertheilung ein Vortheil, noch aus ber Nichtertheilung ein 
NRachtheil erwachſen kann. Hier alfo ijt die einftimmige Weigerung zur Ertheilung oder 
Annahme des Scheidebriefes eine bloße Chikane und Störung des andern Theils in der 
Ausübung feiner Religionsgefege und Zeremonien, und daher biefer auch wohl befugt 
ifl, zu verlangen, daß jener durch, richterliche Hülfe zur Ertheilung oder Annahme des 
Scheidebriefes angehalten werde. Nur wenn beide Theile den Scheidebrief nicht verlan: 
gen, kann dieſes ihrem Gewiſſen überlaffen bleiben, jedoch aber kann keine anderweitige 

auung einer zweiten Ehe vor der Ertheilung bes Scheidebriefes erfolgen. 

(Hinſchius Bochenfchrift-1837. &. 513. und Heinemann a, a. D. ©. 258.) 


8) Diefed Gutachten veranlaßte dad R. des Zuft. Min. (v. Kirch⸗ 
eifen) v. 28. März 1820. Ä 

Rad) Erwägung des, mit dem Berichte bed Königl. Kammergerichts v. 21. Febr. c. 
in der Eheſcheidungs⸗Sache des Kaufmanns A... eingelommenen, von dem BicesObers 
Landrabbiner andermweit abgegebenen motivirten Gutachtens, hält der Shef ber Juſtiz 
es für unbedenklich, daß die gefchiedene A... nach erfolgter Annahme ded den Scheides 
Brief involvirenden Eheſcheidungs⸗Erkenntniſſes zur Ausftellung des erforderlichen ans 
derweiten Konfenfes ober der diefen Konfens vertretenden Annahme des Scheidebriefes, 
nach jüdifchem Ritus, durch gefegliche Zwangsmittel angehalten werden kann und muß. 
Denn fie hat felbft nicht nur auf die Ehetrennung angetragen, ſondern ſich auch ber 
Kognition des Königl. Kammergerichts freiwillig in der Sache unterworfen. 

Der erfolgte Ausſpruch des Gerichts ziehet nach dem Geſetz v. 11. März 1812 fchon 
an und für fich ſelbſt alle Wirkungen der Chefcheidung in bürgerlicher Hinficht nach fich, 
und wo — wie dies bier ber Fall ift — diefe Wirkungen durch bloße Chikane des andern 
Theils, unb ohne daß dabei ein Gewiſſens⸗Skrupel gebentbar fein kann, in ritueller 
Hinfiht gehemmt zu werden Gefahr laufen, da ift der Richter eben fo ermächtigt und 
verpflichtet, fein Amt durch Auferlegung gefeglicher Zwangsmittel eintreten zu iaſſen, 
als nad) der Auseinanderſetzung des 2c. Weyl ber Rabbiner in fonftigen Fällen gewe⸗ 
fen fein würde. Auch fprechen die von dem Vice⸗Ober⸗Landrabbiner allegirten Geſetz⸗ 
Stellen dergeftalt dafür, daß dadurch die Lücke, fo das Königl. Kammergericht in bies 
fem Theil ber Gefeggebung zu finden vermeint, gedeckt wird. Eventualiter wird es fein 
Bedenken haben, in künftigen Scheidungsfällen biefer Art bie Verpflichtung zur Aus⸗ 
Bean 2 Konfenfes in die anderweite Verheirathung, in dem Erkenntniffe mit aus⸗ 
yubrä Eines ſpeziellen Gefeges bebarf es hierüber nicht, da hierin nur ein, bie 
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Erreichung beö gefehlichen Endzwecks entiprechenbes Mittel Liegt, und ben Judikaten bas 
durch ihre, nach den Ritual⸗Geſetzen erforderliche vollendete Wirkung gegeben wird '), 
Das K. Kammergericht wirb befehligt, biefem gemäß die nöthige Verfügung zur Abs 
bhülfe ber von dem X... geführten Beſchwerde zu flelen?). SE 
CGEEErgaͤnz. zum, R. I. 1. 55. 731. 733. Iurift. Zeitung 1837 &. 820. Central⸗ 
1. 1837. ©. 891. Deinemann I, ©. 263.) Ä 


9) Esenfo verfügte ein R. v. 15. März 1825, und das N. v. 11. März 
1837 disponirte gleichfalls, daß der Scheidebrief nach juͤdiſchen Rituglges 
ſetzen der Wiederverheirathung unerläßlich vorausgehen müfle und dazu der 
nach ©. O. I. 24. $. 52. zuläffige Zwang angewendet werden könne. 

(Sahrb, Bd. 49. S. 161. Gräff Bo. 10. ©. 44. Ä 


gZweites Kapitel, 
Bon der väterlihen Gewalt. 


I. Ehelihe Kinder. © 


In diefer Beziehung gelten die allgemeinen Beflimmungen des L. R. II. 
2.88. 58 ff. Da indbefondere das L. R. den Verluſt der väterlichen Ge⸗ 
walt nicht für den Fall ausipricht, daß das jüdifhe. Kind zur chriftlichen 
Religion Übertritt, fo find die früheren entgegengeſetzten Beflimmungen deö 
Eisk. v. 20. Suli 1774 0. 8. Okt. 1772 für aufgehoben zu erachten?) 


Il. 


Uneheliche Kinder. 


Uneheliche Kinder flehen nach dem 2. R. UI. 2. 5. 644. nicht unter der 
Gewalt des Waters, fondern nur unter der ihnen vom Staate verordneten 
Vormundſchaft. Weber ihre religiöſe Erziehung bemerken die 85. 642. 
643. 1, c., daß fie bid zum beendeten 14. Jahre in dem. Glaubensbekennt⸗ 





1) Sehr richtig bemerkt Koch la. a. O. S. 184. in Beziehung auf biefes R., daß 
nicht einzufehen, mit welhem Recht Jemand etwas zu thun durch Erekution 
angehalten werben kann, wozu er nicht: verurtheilt ift; und noch weniger fet 
einleuchtend, aus welchem Rechtögrunde Jemand etwas zu thun verurtheilt wers ⸗ 
den foll, wozu er nad) bürgerlihem Rechte nicht verbunden ift, da bie Bibel und 
der Talmud als Geſesbuͤcher nicht recipirt find. 

2) An die Partei erging das folgende R. vom nämlichen Datum. 

Der geſchiedenen Moſſon wirb in der Anlage eine Abfchrift des, auf Veran⸗ 
Laffung ihrer Eingabe v. 24. Dec. v. 3. über die Zuläßigkeit ihrer anderweiten 
Verheirathung vom Ober⸗Land⸗Rabbiner erforderten Gutachtens augefertigt, 
mit dem Erdfinen, daß der Juſtizminiſter ſich hiernach Lediglich darauf beichränten 
muß, Supplifantin auf die Vorfchriften der A. ©. O. Thl. I. Zit. 24. $. 52. 
zu verweifen. Ausgedehntere Zwangsmittel geftatten die Gefege um fo weniger, 
als. der vorliegende Kal zu den Ausnahmen gehört, weldye nach dem Ebd. v. 
41. März 1812 8. 21. für die, wegen Verfchiedenheit der Religionsbegriffe und 
des Kultus an befondere Kormen gebundenen Handlungen gemacht find. Glaubt 
Supplitantin fih nad ihrem Gewiffen und ihrer Weberzeugung bei der intens 
dirten anderweiten Verheirathung Über diefe Formen nicht hinwegſetzen zu kön⸗ 
nen, fo bleibt ihr nichts übrig, ald den Weg zu verfolgen, welchen bie X. G. O. 
0.0 O. vorſchreibt. 

(Ergänz. zum 2. R. I. 1. 88. 731. 732. Juriſt. Zeitung 1837. S. 520. 

Eentrab Bl. 1837. &. 891.) Ze 

2) N,C.C, V. d. S. 837. Durch bie K. D. v. 4. Nov. 1786 und bad R. 

v. 7. Nov. 1786 (N. C. C. VIII. 197.) war vorgetchrieben, daß der Vater das 
Kind für den Fall des Uebertritts zur chriftl. Religion nicht enterben koͤnne. 
Gine Abhandlung in Hymmens Beiträgen Sammlung V. S. 144. führte das 
Gegentheil aus, 
31 
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niſſe der Mutter erzogen warden, wenn aber der Vater ein Chtiſt, Die Mut, 
ter einer anderen Religionspartei zugethan, bis nach zurükkgelegtem 14. Jahre 
in der chriſtlichen Religion. | 

‚Weber age Entfiehung dieſer Veſtimmungen theilen die B:efegrevtforen 
folgende interefjante Momente mit. 

‘Der $. 480 des. gedr. Entw. beſtimmte, wie ſchon durch ein Konkl. der Gef, Komm. 
v. 11. Dec. 1781 lein's Ann: 1. 12. Rabe J. 6., 582-588) feſtgeſetzt war, ohne 
Ausnahme, daß uneheliche Kinder bis nad, zuruückgelogtem 14. Sahre in der Religion 
ber Mutter arzogen werben follten. . 

Ein Monent meinte zwar, die-Böhne follten ‚nach der Religgon ves Vaters, und die 
Zöchter nach der Religion der Mutter unterrichtet werden, wie man bei ehelichen Kins 
dern angenommen hatte (gedr. Entw. $. 43. A. & R. 6. 76. h. t.). Auch Ber 
en wollte die bei ehelichen Kindern vorgsichriebenen Regeln in fomeit beis 

ebalten, W 
daß, ſo lange die Eltern einig wären, ihnen Niemand vorzuſchreiben habe, in welcher 
Religion das Kind unterrichtet. werben ſolle. 

Aber, fährt er fort, 

ſind die Ettern uncinig, fo muß die Mutter vorgehen, deren Namen und Stand bas 

Kind fü ‚fe (Mat. Bd. 72 f..557- 5. 460. mon. 2. et marg.) 0 

ndeffen ift bie Regel unverändert ſtehen geblichen, daß uncheliche Kinber in der Res 
liglon der Mutter erzogen werden follen. 

Nun fragte’ das Kammergericht: „Sol dies auch alddann flattfinben, wenn bie 
Mutter judifchter, dir Barker aber thriſtlicher Religton Hit, und die ſer das Kind. zdr 
and zu fi nehmen will? Das Kind kommt bei der chriftlihen Religion 

eſſer fort. . 

Herr v. Grolman meinte: 

„Ob die Mutter eine Zübin, amb bye Vater ein Shut ift, macht eben fo wenig Uns 

terfchied, ald wenn die Mutter eine Chriftin und der Vater ein Zude iſt.“ 

(Mat. Bd. 78 f. 557v. 8.460. mon, 1, et warg.) 

Allein Suareg erklärte: DE 
Bo wenig ich fonft dafür bin, Juden in der Geſetzgebung härter, 

als Shriften-zu behandeln, fo würde ich doch dem Voto des Kammergerichts 

beitreten, daß, wenn bie Mutter eine Zübin, der Vater aber ein Ehrift wäte, und 
legterer die Erziehung des Kindes felbft Übernehmen wollte, ihm freiftehen müſſe, 
ſolches in der chriftlichen Religion erziehen laſſen, 
weil bad zeitliche Wohl des Kindes (mit welchem es bie Gefehgebung nur zu thun bat) 
Diele offenbar erfordert.” (Rev. mon. Mat. Bd. 80. Abfchr. Bd. IT. f. 584. et v.) 
Demgemäs wurde die Außnahme im Koncept zum umgearb. Entw. (Mat. Bd. 82 f. 
51. $. 646.) und im Manuſkr. zum Geſ. Fr d. 86 f. 158°.) dahin gefaßt: 

„doch Tann der Bater, welcher der chrijtlichen Religion zugethan ift, ein Kind, 

welches von ihm mit einer Perfon eines anderen Glaubensbelenntnifjes außer der 

Ehe erzeugt worden, in ber chriſtlichen Religion erziehen Laffen.” 

Diefer $. ift jedoch im Manuffr. 3. G. B. (1. e.) durchflrichen, und baflır der jetzige 
$. 843. ſubſtituirt worden, nad) welchem 

uneheliche Kmber in der Religion bed Waters erzogen werben müffen, wenn 

er ein Chriſt it und die Mutter nichts 
one Zweifel aus Beranlaffung eines während ber Redaktion vorgelommenen Falles 
und ber dadurch berbeigeführten K. O. v. 9. Ott. 1789, worin died auf einen von 
Suarez ſelbſt Eancipirten Bericht des Staatsraths feftgefegt wurbe. Er fagt darin: 
das ättere Konkl. ber Gef. Komm., welches unehl. Kinder in der Rel. der Mutter er: 
zogen wiffen wolle, habe. nur an ben Unterfchied ber chriftl. Rel. Partheien gebadıt. 
Dem Kinde fei in jeder Beziehung beffer profpieirt, wenn es in der chriftl. Rel. erzogen 
werde. Die Geſetze, welche die gar zu große Wermehrung der Juden zu verhindern 
ſuchten, würden mit ſich felbfk in Widerfpruch ſtehen, wenn fie folche Vermehrung durch 
unerlaubten Beifalaf begünftigen wollten. Weberhaupt fcheine es unfchicklich gu fein, 
in gweifelhoften Fällen, wo es, wie bier, gar nicht auf Joleranz anlomme, bie öffents 
liche Rel. ded Staats einer blos gebulbeten Gets nachzufegen (met. deö Geh. St. Archivs, 
batr. Die Anfrage, in welcher Rel. ein von einer Juͤdin und einem Chriften erzeugtes un⸗ 
cheliches Kind zu erziehen. 8. 7. Nr. 70. de 1789.) Br 

(Gefeerem. a. a. O. Mot. zu Shl, IE. Zit, 255. 263284 der. G. S. 203205.) 


Obigen geſetzlichen Vorfchriften gemaͤß beftimmmen' 
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5 FR J 
Das R. v. 11. April 1823, daß die vormundſchaftlichen Behötben 
un derantyogrtlich, he ünebeliche Kinder, welche eine Jüdin mit einem 
iften erzeiht, In der Ahriftlichen Religion erzogen werden. ' 
(Zahrb. Bd. 21. &. 249. Gräff Bb. 1. ©. 174.) FEN 
—X d. 31. Dec. 1834, daß uneheliche Kinder, wenn einer der 
Eltern der hriftliheh Religion zugethan it, oftıe Rädficht äufden Willen 
der Eltern jn ber letzteren zu erziehen feien. . " " 
Gahrb. Bd. 44. ©, 353, Bräff Wh. 8. ©, 68.) 


Weittes Kapitel, BE 
Bon ber Volljährigkeit und der Vormunbſchaft. 
L . 
Voltjäprigkeit. . 


1) Nach den Ritualgefegen wird der Jude großjährig, wenn er 13 Jahr 
und einen Tag alt ift, bie Jüdin, wenn fie 12 Jahr alt, auch mannbar iftt). 
Edhon das R. v. 13. Dec. 17682) fette jedoch die Großjaͤhrigkeit auf das 
vollendete zwanzigfte Jahr und diefe Beſtimmung ging in den. $. 3. des 
And. zum A. L. R. über: „Die Großjährigkeit der Juden nimmt, ohne 
Unterfchied des Geſchlechts, mit der Vollendung des zwanzigften Jahres 
ihren anfang 5 

D) Das Ev. v. 11. März 1812 hob dagegen im $. 20. auch dieſen Unters 
ſchied zwifhen Juden und Chriften auf und Daffelbe thut der $. 20 der V. 
v. 1. Juni 1833 für das Großherzogthum Pofen. 

. 3) Was nun die neuen und wiedererworbenen Provinzen: anlangt, wo 

ach der K. O. v. 8. Aug. 1830 die alte Verfaffung der Juden aufrecht 
erhalten worden, fprechen zwar bie fämmtlichen Patente wegen Einführung 
des L. R. aus, daß der Terminus majorennitatis allgemein auf da6 
24. Jahr fefgefeßt werde, erwähnen aber dabei der Juden nicht befon=- 
der, und da durch diefelben das A. L. R. nebſt deffen fpäteren De: 
MHarationen (alfo mit dem Anh.) eingeführt ift, fo ift, wie auch das R. 
v. 30. Oft. 1818 (Yahıb. Bd. 12. S. 255. Gräfj Bb. 1. ©. 31.) in Be 
treff der Suden im Großherzogthum Pofen ausipricht, anzunehmen; daß 
es, wo das Gbift v. 11. März 1812 nicht gilt), und in Betreff ter nicht 
naturalifisten Pofener Juden“), noch jegt bei dem Anh. 8.3: bewens 


2) Mofes Mendelsfohn a. a. D. $. 1. ©. 36. 

3) N.C.C.T. IV. S. 506. Rabe Bb. 1. Abthl. 8. ©. 427. 
Das R. v. 3. März 1798 ließ e8 jedoch für Neus, Oft: u. Güb:Preußen bei den 
Beftimmungen ber Ritualgefege. (Stengel Bd.10. ©.179. Rabe Bd,5.©.58,) 

%) Das C. R. v. 10. Aug. 1841 an bad Rammergericht.aunb bie. Q..8. Gerichte 
zu Frankſurt, Blogau, Darienwerder, Naumburg, Magdeburg, Halberfabt, 
Münfter, Hamm, Paderborn und Arensberg, bemerkt, daß bei einigen Gerichten 
Zweifel darüber entftanden feien: ob in denjenigen Santestheilen, wo war bas 
X. 2. R., aber nicht das Ed. » März 1812 wegen ber bürgert, Verh. der 
Juden ober bie vorläufige ®..d. 1. Juni 1839 wegen de& Judenwrfene'im Gtoßs 
Bemearbum Hofen eingefühtt ift, die Woljägrigteit der Juden mit dem %0. oder 
24. Lebenzjahre einttete? Die genannten O) J— ‚werben daher aufgefor⸗ 
dert, Über die bisherige Praris und beren Gründe zu berichten und die Bezirke 

yenan zu bezeichnen, auf weldhe eine etwanige Deklaration fig zu erftrecen 

Biden Würde, (Auflimin. BL. 1841 ©. 252.) — Cs It ehe Befihicioe Beftim- 
mung Indep hierüber noch nicht erlaffen worden. —683834 

*) In der Jur. 3. 1834 ©. 496 ff. wird dagegen ausgeführt, bag tn Wek: —W 
Pofener Juden auch rüdfichte der Bepermnititerden‘ 
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det, in ſofern wicht ein anderer provinzieller Major. Termin gilt. Das in 
Küdficht der Juden in den ehemals Königlich Weſtphäliſchen Landes 
theilen erlaffene R. v. 24. Juni 1836 ſteht hiermit auch nicht im Biden 


fprud. | 

Es beflimmt: 

Die Königl. SerichtösDeputation zu Salzkotten bat bei dem Juſtiz⸗Miniſter darüber 
angefragt: 
nit welchem Lebensjahre ber Majorennitätstermin ber dortigen Juden nach der 

gegenwärtigen Gefeggebung eintrete? - 

Das Königl. DOberlandesgericht erhält anliegenb Abfchrift des betreffenden Ber. v. 
12. d. M. mit dem Eröffnen zugefertigt, bag der Zuftizminifter ber darin entwickelten 
Anſicht dahin beitritt: Bu 

daß nach $. 14 des Publikationspatents zur Einführung des X. L. R. v. O. Sept. 
1814 der Eintritt der Majorennität der dortigen Juden, gleich wie der übrigen Uns 
terthanen, mit dem vollendeten 24. Lebensjahre anzunehmen ift. 

Diefer Annahme fteht die Auch. K. O. v. 8. Auguft 1830 (G. S. ©. 116.), nicht 
entgegen, fie beftimmt nur, daß das Ebd. v. 14. März 1812 über die bürgerlichen Ver; 
hältniffe der Juden dort nicht eingeführt fei, daß vielmehr diefe befonderen Verhältniffe 
der Juden nach den bisherigen Gefegen beurtheilt werben müßten. Hätten alfo die 
Juden nad den frühern Gefegen einen befondern von ber allgemeinen Verfaſſung ab: 
weichenden Majorennitätötermin gehabt, fo würde dieſer allerdings noch gegenwärtig 
gelten. Dies ift aber nicht der Fall. Sie waren vielmehr, wie der Art. 1. des Dekrets 
dv. 27. Jan. 1808 klar ergiedt, allen übrigen Unterthanen in dieſer Beziehung und fonft 
gleich geftellt, mithin auch gleich dieſer jeber allgemeinen gefeglichen Abänderung des 
Majorennitätstermins unterworfen. Es folgt re Ar der frühere allgemein ge 
fegtiche Mojorennitätstermin von 21 Jahren aud in Betreff der Juden bura bie Eins 
führung des A. L. R. wegfallen und an beffen Stelle ber landesrechtliche Majorennitätes 
termin von 24 Jahren nad) $. 14 des Publikationspatents v. 9. Sept. 1814 ges 


treten ift. 
Hiernach hat daher das Kollegium zu verfahren, und die Verf. v. 3. Mai d. J. 
zurüdzunehmen. (Sahıb. Bd. 47. ©. 501. Gräff Bd. 10. ©. 6.) 

4) Was indbefondere vie ehemals Königl. Sächfifchen Landestheile 
anlangt, fo nimmt in ihnen die Volljährigkeit der Juden mit vollendetem 
21. Lebensjahre ihren Anfang, wie $. 1. Kap. II. der VBormundfchafts 
Ord. v. 11. Okt. 17821) beifimmt, welche durch das Ob. Amts Reg. Par 
tent v. 8. Dec. 17832) auch in der Nieder-Laufig publicitt ifl. 

:5) Diejenigen Juden, welche zur Zeit der Publikation bes Edikts v. 
11. März 1812 dad 20. Jahr ſchon zurüdgelegt hatten, können nicht wieber 
in die Minderjährigkeit zurücktreten, fondern müffen als großjährig behans 

elt werden. 

(R. v. 28. Aug. 1822 u. R. v. 5. Ian. 1813 sub Nr.2. Jahrb. Bb. 1. &. 208. 
u. 8b. 2. ©, 181—188, Gräff Bd. 1. ©. 80. u. S. 265-269.) 


u. 
Vormundſchaft. 


Mofes Mendelsſohn, a. a. O. 2. Hauptſt. 2. Abſchn. 5. 1. 
Terlinden, a. a. D.$. 468 


Früher wurde die Bormundfchaft durch die Rabbiner geführt. Das Er. 


ber Vorfchrift zugelaffen werden könne, wonach die Minderjährigkeit obne Uns 
terfchieb des Orts, ber Herkunft und des Standes bis zum —A 

24. Jahre daure, weil der $. 27 der V. v. 1. Juni 1833 in Beziehung auf alle 
in ihr felbft nicht anders beftimmte Werhältniffe alle, wegen ber Juden Feüber ers 
gangenen Verordnungen aufgehoben und alle Juden den chriſtlichen Cinwohnern 

gieingekeit abe. Die V. deute das auch an andern Orten genugfam an, da 
ie 4. B. im $. 25. den nicht naturalifisten Juden vor erreichtem v nbzwans 

zigſten Zahre die Schließung einer Ehe nicht geftatte, —— 

| R Cod. Augast. II, Fortf. Thi. 1. G. 383. 
2) Cod, August. II. Fortſ. Ihr. III, G. 801. 
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v. 11. März 1812 85. 29. 30. bob jedoch in diefer Beziehung jeden Unter: 
fbied auf. In Anfehung des Ueberganged der Wormundichaften von den 
Rabbinern auf die Gerichte verordneten die R. v. 30. Juni 18121), 5. Ian, 
u. 20. April 18132). Die nur in Beziehung auf Berlin gemachte Aus⸗ 
nahme, daß dort dad Obergericht tie Wormundfchaft über Die Juden führte, 
auf welche Ausnahme fi Die R. v. 26. San. und 23. Febr, 1813 rüds 
fihtlich ter Bevormundung unehelicher Kinder daſelbſt beziehen >), ift dem, 
naͤchſt gleichfalls aufgehoben. 

Daß Chriſten nicht Vormünder von Juden und Juden nicht Vormuͤnder 
von Chtiſten werden können beſtimmt dag L. R. II. 18. 8.437 *). Unehe⸗ 
lichen Kindern eines Juden oder einer Jüdin, die einen chriftlichen Water, 
oder eine chriftlihe Mutter haben, wird nach dem in der Note gedachten 
R. ein chriftlicher Vormund gegeben, 


Biertes Kapitel, 
Das Erbrecht. 


In Betreff der jübifchen Ritualgefege find zu vergleichen: 

Josephi Karo, sententiae Rabinorum de successione ab intestato et testament. 

editae a G. H. Stuck cum praef. Netielbladt. Halae 1775. 

Moſes Mendelsfohn, a. a. O. Hauptft. 2 u, folg. Abſchn. 
Zerlinden, a. a. D. 85. 446-467 u.$9.429 ff. 

Durch $. 20 des Ep. v. 11. März 1812 find die jüdifchen Geſetze auch 
in Beziehung auf die teflamentarifche und Inteftat-Erbfolge in den alten 
Provinzen aufgehoben worden. In Betreff der früheren Falle find die N, 
v.2: April und 18. Juni 1814 zu vergleihens). Es kam vor dem 3. 
1812 nicht das Landrecht, fondern das jüdifche Ritualgefeg zur Anwen⸗ 
dung, welched durch dad Gen. Zub. Priv. v. 17. Apr. 1750 anerkan 
ware). 

In Betreff dee Teſtamente fpricht ſich 

1) über die Form der Judenteflamente dad Gutachten des Ob. Land; 
rabbiners v. 29. Mai 1793 aud (Stengel Bd. 5. S. 187. Rabe Bd. 3. 


©. 437.) und 
'9) über die vor dem 11. März, 1812 entworfenen Teſtamente die R. 


v. 21. März 1812 und 2. April 18147). 
3) In Anfehung der Gültigkeit eines mit jüdiſchen Schriftzügen vers 
fehenen Teſtamentes bemerkt das R. d. Min. (v. Kircheifen) v. 23. Juni 


1812 an dad K. O. L. ©. zu Stettin. 

Dem K. D. 2. ©. zu Stettin wirb auf die mittelft Ber. v. 15. d. M. getbane Ans 
frage: ob ein mit jüdifhen GSchriftzügen unterzeichnetes Teſtament als rechtsgültig 
anzunehmen fei, Folgendes eröffnet. Das Ed. v. 11. März d. 3. verpflichtet die Juden, 
bei ihren NRamendunterfchriften fich Eeiner andern als deu der ober lateinifher Schrifte 
züge zu bedienen, und macht von ber Beobachtung dieſer Vorfchrift die Kortdauer der - 
den Juden beigelegten Eigenfhatt als Einländer und Staatsbürger abhängig. 

Dem Stabtgerichte zu Stargard hat daher in bem zu der gedachten. Anfrage Berans 


1) Sub Bd. 1. ©. 68. Gräff Bd. 1. ©. 265. 
2) Ja rb. Bd. 2. S. 181. Gr Bd. 1. ©. 269. 
8) Jahrb. Bd. 2. ©, 190. Gräff Bb. 1. ©. 271. 
*) Schon das R. v. 30. Juni 1794 hatte Letzteres beſtimmt. 
' N. O. C. T. IX. &. 2861.) 
2) Vergl. oben Abthl. I, Abfchn. III. sub I, 3. 4, 
e) Es Ipricht dies aud) das Erk. des Geh. Ob. Trih. 9. 18. Juni 1838 aus. 
(Heinemann Bd. 2. &, 170.) 
?) ©. Note 4. 
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laffung gebenden befonberen Falle allerbinge obgelegen, der Ehefrau des DI. I..., weile 
das von ihr niedergelegte Teſtament geitändlich in juͤdiſcher Spradye unterfchrieben Hat, 
das erwähnte Cdikt vorzubalten, und fie auf die Kolgen der unterlaffenen Beobachtung 
deſſelben aufmerkfam zu machen. In fofern ſolches noch nicht ik, muß es das 
ber nachgebolet, und die Zeftatrir dadurch veranlaflet werden, ihre Namensunterfcrift 
dem Edikte gemäß zu berichtigen. Wenn bdiefelbe aber ſich deſſen weigert, fo iR es 
enug, daß ihre Weigerung zum Protokoll vermerkt werde, und verfteht es fidh von 
elöfl, daß das Stabtgericht, weiches biernady, der allgemeinen Serichtäortnung IL IL, 
it. 2. 65. 31—33. gemäß, des Geinige getban bat, für dir Folgen nicht weiter verant- 
ortlid, ift 2c. (Jahrb. Bd. 1. ©. 67. Gräff Bd. 1. &. 48.) 
In Betreff der Gültigkeit der vor 1812 nad jüdifchem Ritus gefchloffenen 
Ehepakften vergl. die im einem fpeziellen Falle abgegebenen Gutachten 
bei Heinemann, Bd. 1. ©. 103—12%9. | 


Fünftes Kapitel. 
Sütergemeinfchaft. 


An Orten, wo Gütergemeinfhaft unter Epeleuten durch Provinzialge: 
fege oder Statuten eingeführt iſt, find derſelben auch Eheleute jüdifcher 
Religion unterworfen, und ed müflen indbefondere alle von ihnen vorge⸗ 
nommenen Handlungen in Beziehung auf Dritte nach den Regeln der 
Gütergemeinfchaft beurtheilt werden, audy wenn die Ehe vor Publikation 
bed Er. v. 11. März 1812 vollzogen worten, in fofern nicht die Güterge: 
meinfchaft nach Publikation diefe® Eo. duch Vertrag ausgefchloffen wor⸗ 
ben ill. Wenn der Eintritt der Gütergemeinſchaft dadurch bedingt iſt, daß 
die Ehe beerbt, fo kommt es bei jüdifhen Eheleuten nicht darauf an, ob 
die Kinder vor oter nach Publikation des Ep. v. 11. Mär, 1812 geboren 
find. So wurde erkannt durch die drei gleichlautenden Erkenntniſſe des 
Stadtgerichts zu Bredlau und erfien Senats des O. L. G. dafelbft de 
publ. 18. April 1834 und 16. März 1836 und des Geh. Da. Zrib. vom, 
18. Sebr. 1837 1). 

Bon den nämlichen Anfichten gehen mit Recht auß: 

Koch (Die Zuden im Preuß. Staate. S. 191.) und 

Bornemann (Syft. Bd. 5. 8. 168.), wogegen 

Schmidt (Familien⸗Recht S. 273—276,) Die entgegengefehte Anfiht aus 
zuführen verfucht. 


Sechſtes Kapitel. 
Verträge 


L Darlehne. 


A. In Anfehung der Zinfen beflimmt 

1) daß 2.8. 1. 11. $$. 805. 806. 

„Kaufleuten ift erlaubt Sehe, und Juden Acht vom Hundert, an Zinfen ſich ver 
ſchreiben zu Laffen,” 

„Juden, weiche bie Rechte chriitliher Kaufleute haben, müflen darnach, auch in An: 
ſehung des erlaubten Zinsfages beurtheilt werden.’ 

.$. 836. Kaufleute und Juden können den höchften ihnen erlaubten Zinsſatz als 
Bögerungeplnfen fordern, wenn fie gleich im Inftrumente felbft ſich nur niedrigere Zinfen 
veriprechen . 

2) In Betreff der alten Provinzen beſtimmt jedoch die Erflärung der 








ı) Simon Eatſch. Bd. 2. 8.234 ff. Koch Archiv Bb. 1. S. 544 ff. 
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B. v. 11. Mätz 1812, daß Fein Staatsbürger jadiſcher Religion, höhere, 
als den Kaufleuten erlaubte Zinfen rechtsgüttiger Weiſe fi verfprechen,; 
noch zahlen laffen dürfe, vom 20. April 1813. ö 

Ich habe aus Ihrem Berihte mit Mißfallen erfehen, daß einige Juden im Depays 
tement der Liegnisfchen Regierung ſich noch jeft unterfangen, von ihren Schulbnerm 
übermäßige Binfen, unter dem Vorwande zu erheben, daß ihnen ſolches durch dad.der: 
Judenſchaft zu Groß⸗Glogau ertheilte Privilegium v. 25. Mai 1743 erlaubt fei. Da 
dies der Abficht des Ed. v. 11. März 1812 ganz zumiber ift, welches, mit Aufhebung 
aller die Juden betreffenden und nicht auedruͤcklich beibehattenen früheren geſehlichen 
Vorſchriften, verordnet, daß die Juden gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten mit den 
Chriften genießen und in ihren. privatred;tlichen Werhältniffen nad) eben ben Gefegen 
beurtheilt werden follen, welche anderen Bürgern des Staates zur Richtfchnur dienen; 
fo folgt von felbft, daß auch die in dem Privilegio v. 25. Mai 1748, fo wie in dem Ges: 
neralprivilegio v. 17. April 1750 und in dem A. & R. Thl. I, Tit. 11. 8. 605. enthal⸗ 
tenen befonderen Beftimmungen wegen ber den Juden bamals erlaubten Zinfen für aufs 
gehoben zu achten find. 

Kein Jude kann daher hoͤhere, als Ianbübliche, oder, wenn er ein Kaufmann ift,: 
höhere, als den Kaufleuten erlaubte Zinfen, rechtsguüͤltigerweiſe ſich verfprechen noch 
zahlen laſſen. Auch aus Verträgen, die vor ber Pubkilation des Ed. v. 11. Märy- 
1812 errichtet worben, dürfen keine höhere Binfen, dach mit Audnahme ber bis zum: 
Tage der Publikation biefes Edikts laufenden, erhoben werben. 

In Anfehung der durch rechtöfräftige, vor ber Publikation bes Edikts eröffnete Et⸗ 
kenntniſſe, nad) damals geltenden Rechten, feftgefegten: Zinfen, Toll es bei dem, was ein»: 
mal erkannt ift, das Verbleiben haben. — 

Gegen diejenigen Juden, weldye höhere Zinfen; als bie. Geſetze, nach den vorftehenben. 
Beftimmungen verftatten, ſich verforechen oder geben Laffen, ift nach den Borfchriften bes, 
A. L. R. Thl. II. Zit. 20. 8. 1271 u. ff. zu verfahren. 

Ich beauftrage Sie, dieſes durch bie mmilung bebinnt zu machen ‚und Sorge 
zu tragen, daß allentbalben feft barüber gehalten ‘werde. 

Sriebrih Wilhelm.. 
(8. ©. 1813. Nr, 183.) 


3) Daffelbe gilt im Großherzogtfum Pofen nah $. 20 der 8. v. 
1. uni 1833. 

B. In Betreff der Form der Darlehne gelten einige beſondere We: 
flimmungen. 


1) In den ehemals Königl. Sächfiſchen Landestheilen beſtimmt das 
Mandat v. 1. Auguft 1811, welches auch in den Laufigen publiziert iſt2)2 


Alle zwifchen einem Ghriften ald Schuldner und einem Juden als ‚Gläubiger, ober 
zwifchen einem’ Chriften ald Gedenten oder Inboffanten und einem-Juben’als Geffidnar 
oder Indoſſatar in der Nieder⸗Lauſitz geſchloſſenen Darlehns und Geſſions⸗Geſchaͤfte ſind 
nichtig, wenn nicht bas darüber audgeftellte Dokument gerichtlich: relegnoscirt; die Wa⸗ 
luta baar vor Gericht aufgezählt und in Empfang genommen, audy daß beides geſchehen 
fei, in dem Rekognitions⸗Protokoll mit bemerkt iſt. Ausgenommen von 'diefer Vor⸗ 
Schrift ift der Fall, wenn der chriftliche Empfänger bes Darlehns ober ber Valuta, ein 
Kauf: und Handeldmann ober eine hanbeltreibende Frauensperſon iſt. 

Dem jüdifchen Darleiher ift bei Verluſt ſeiner ganzen Forderung unb'bei Strafe dee: 
Richtigkeit des ganzen Geſchaͤfts verboten, mit dem Anleihenden zu ftipuliren, baß ihm 
nad) der geridhtlihen Verhandlung wieder etwas von ber: vor. Gericht aufgezähltem: 
Summe, unter dem Vorwande der Provifion, Kourtage, oder unter irgend einem andern 
Titel zurüdgegeben werde, Bel gleicher Strafe mug auch das Darlehn ganz in baarem 
Gelde beftehen und es dürfen keine Haaren, Prezioſen oder andere Mobilien, auch keine 
Schuldforberungen ſtatt baaren Geldes gegeben ober angerechnet werben. 

Eben fo wenig kann eine Klage angenommen werben, wenn Gculdverfchreibungen, 
Wechſel oder Geffionen, von einem in ber Nieder:Lauftg-wohnhaften, nicht gu dem Han⸗ 
belsftande gehörigen Chriften, an einen ebendaſelbſt wohnhaften⸗Juden, angerhald der 
Kiederrtaufig auögeftellt und babei nicht bie im erſten Abſatze enthaltenen Vorſchriften 
beobachtet, ober wenn den im zweiten und dritten enthaltenen Gea und Verboten zuwi⸗ 
ber gehandelt worden. 





3) Cod, Aug. ul, Fortſ. Thl. I. ©, 256. 
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2. Eine Beflimmung der Kurkölnifchen Zuden:Drbn. v. 38. Juni 1700. 
Kap. IV.ı) und dee V. v. 14. Dec. 1771 °), daß Perfonen geringen Stans 
des aültigerweife nur vor zwei chriftliben Zeugen, welche der Auszahlung 
des Geldes beigewohnt, an Juden Schuldfcheine audftellen Fönnen, iſt nad) 
dem Zeugnifle des D. 2. G. zu Arnsberg völlig obfelet geworden und in 
jadicando feit undenklicher Zeit nicht mehr in Anwendung gekommen2). 


3. In Oftpreußen und dem Großherzogthume Pofen kommt 
eine befondere Form der Darlehnd-Urkunde unter Juden vor. In de 
Urkunde, Mamre*) genannt, befennt der Schuldner ein Darlebn empfan- 
gen zu haben, und iſt vermöge diefed Bekenntniſſes ohne alle Einrede die 
Darin bemerkte Schuld zu bezahlen verbunden. Die Korm diefes Inſtru⸗ 
ments ift diefe: Auf der einen Seite eined Zetteld wird der ganze Inhalt 
der Obligation, namlich Die Summe und Urſache der Schuld, der Ort der 
zu leiſtenden Zahlung und der Name des Gläubigerd, auf der andern Seite 
aber wird der Name des Schuldnerd und des Rabbiners nebfl den Zeugen, 
welche zur Öffentlichen Beglaubigung einer foldhen Urkunde gebraudt wors 
den, verzeichnet. Es giebt zweierlei Arten des Mamre, nämlih: Staar 
Chow und Staar⸗-Iska (Handlungsbrief und Schuldbrief), 
melche faft-auf gleiche Weife verfertigt werden. Aus einem folchen Doku: 
mente kann nach den jüdifchen Gebräuchen ein jeder Inhaber den Shui: 
ner vor jedem. Gerichte, unter deſſen, Gerichtszwang er denfelben antrifft, 


belangen. ' : ’ | 
Das Dftpreußifche Provinzial, Recht erwähnt derſelben im Zuſatz 145. 
An Weitpreußen kommen die Mamre⸗Storchows ausländifcher Juden 


nicht vor>). 
00. BR Wechſel. 
L Wechſelfaͤhigkeit. 
Nach dem 8. R. IL, 8. 8. 723 find Juden ohne Unterfchieb dem Wechſel⸗ 
rechte unterworfen. | 
Dies ift für die alten Provinzen durch das Ed. v. 11. Mär; 1812 auf 


gehoben. 
Es bemerken hierüber: _ in 
a) Das R. des Juſt. Min. (Kircheifen) v. 31. Aug. 1813. 
Durd die sub lege -remissionis originaliter anliegende Eingabe hat ber Juſtijz⸗ 
Kommiſſarius N, angefragt: . 
ob nach ber Publikation des Ed. v. 11. März 1812, die bürgerlichen Verhältniſſe 
der Juden betreffend, bei den Juden, wie bei Chriſten, ber Gewerbefchein über ein 
. Gewerbe, welhem das A. 2. MR. oder fpätere Verorbnungen bie Wechfelfähigkeit 
beilegen, über die Wechfelfähigkeit entſcheide? 
und der Juſtiz⸗Miniſter Veranlaffung genommen, über biefe Frage mit bem Departes 
ment für die allgemeine Polizei im Minifterio des Innern zu fommuniziren. Das 
gebachte Departement iſt mit ber bemfelben geäußerten Meinung bahin ganz einver: 


anben: 
' daß die Vorfchrift des A. L. R. Th. II, Tit. 8. 8. 728., wonach Juden ohne Unter⸗ 
ſchied dem Wechſelrecht unterworfen, durch das Ed. v. 11. Maͤrz 1812 fuͤr aufge⸗ 


3) Scottia.a.D0.1. S. 557. | 
;2) 0.0.9.1 II. 8. 910, | 
8) Revidirter Entwurf des Prov. Rechts des Herzogthums Weftphalen. Berlin 
4837. (Als Sandfegeift gedrudt.) Motive &. 2. 
2) Jester (WV. B.) diss. de indole et jure instrumenti Judaei; usitati, cmi 
Mamre nomen est. Regiomont 1755. 
®) Revidirter Entwurf des Weſtoreußiſchen Prod, Rechts. (Als Handfhriftgedrudt.) 
Berlin 1837. Motive 9. 56. I 
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hoben zu achten, und hiernach anzunehmen fei, baß, fo wie ber. Jude nur 
unter eben den Bedingungen als ein Kaufmann anzufehen, unter welden ein 
Ehriſt dafür gelte, eben fo aud) die Wechfelfähigkeit bed einen wie des andern 
von gleicher Bedingung abhängig ſei; daß demnach ein jeber, ber einen Gewerbe⸗ 
fhein zum Handel habe, ald Kaufmann, und in diefer Gigenfchaft als wechfelfähig 


zu betrachten, und daß zu dieſer Art der Wechfelfähigkeit keine andern Erforderniſſe, 


namentlid) nicht der Beitritt zu einer Innung und Bilde nöthig feien 3c, ' 
(Zahrb. Bd. 2. S. 197. Gräff Bd. 1. ©. 211.) 


b) &benfo das R. v. 18. Juni 1814, welches unten zu vergl. iſt. 


c) In den ehemals Eächfiichen Landeötheilen tft jeder Aude mit dem 


zurückgelegten 25 ften Jahre wechfelfähig. Es beflimmt died das Mandat 
v. 21. April 1724 (Cod. Aug, I. &.2024, welches mit der Leipziger Wech⸗ 


felsOrb. v. 2. Okt. 1682, durch das M. v. 9. Ian. 1730, (Cod. Aug. 


Fortf. 1. Thl. N. S. 715) auch in den Lauſitzen publizirt iſt. | 
2, Rückſichtlich der Gültigkeit eines mit jüdiſchen Schriftzügen unter: 


zeichneten Wechfeld bemerkt das R. des Juſt Min. (Kircheifen) v. 


9. Mai 1818. | 

Es bedarf Über bie Frage: ob ein von einem jübifhen Staatsbürger mit jübifchen 
Schriftzuͤgen unterzeichneter, fonft vollftändiger Wechfel, ben Wechlelprogeß begründen 
und ein folcher überhaupt als fchriftliches Dokument gelten koͤnne, oder ob biefe Rechte: 
wirtungen nur bann eintreten, wenn ein ſolcher Wechfel mit deutfchen ober lateiniſchen 


Schriftzuͤgen unterichrieben ift? der von dem K. DO. 2. ©. mittelft Ber. v. 17. April 


d. 3. angetragenen authentifchen Deklaration in keiner Art. 


Das %. P. L. R., welches hinſichtlich der zur Rechtsgültigkeit einer Willenserklärung 


nothwendigen Erforderniſſe jederzeit die Quelle ver Entſcheidung bleibt, hat an Feiner 
eingigen Stelle vorgefchrieben, daß ein Wechlel, um die Wechfeltraft und das bavon 


abhängige gerichtliche Verfahren zu begr'nden, in deutfcher ober Lateinifher Sprache 


ausgeftellt, oder mit deutfchen ober lateiniſchen Sariftaügen unterzeichnet, fein müffe. 
er Diepofition des Gefeges lautet vielmehr Ih. II. Zit. 8. $. 781. woͤrtlich nur 
abin: . nn 

Bee, bie blos mit Kreuzen ober andern Zeichen unterſchrieben find, haben Feine 


greit; 
und der Verfaſſer der Materialien zur wiſſenſchaftlichen Erklaͤrung der Preuß. Landes⸗ 
efehedeutet jene Dispoſition ſehr richtig, wenn er bemerkt, daß unter dergleichen unzuläſ⸗ 
igen Zeichen fremde Buchſtaben und wirkliche Schriftzuͤge nicht verſtanden werden 
bürften. 9 — Fa 1. ©. 203. 1. a.) Der Geſetzgeber jelbft beftätigt dies, indem er 
. 784. 1. a. feitftellt: -, 
— das Vorgeben des Ausſtellers, daß er dee Sprache, worin der Wechſel abgefaßt wor⸗ 
den, nicht kundig ſei, ſoll dem Inſtrumente nichts an feiner Wechſelkraft nehmen. 


Das K. Ob. L. G. hat ſich mit obiger Anſicht auch bereits in dem Ber. v. 17. v. M. 
im Allgemeinen einverftanden erflärtz es behauptet aber, daß bie rechtlichen Forderun⸗ 
gen daraus, nad) Emanirung bes ©. v. 11. März 1812, auf bie jüdifchen Staatsbuͤr⸗ 

er nicht mehr ausgedehnt werden Tönnten, weil felbige fortan. verpflichtet wären, ſich 
Bei Abfaffung ihrer Verträge und rechtlichen Willenserflärungen ber deutfchen oder einer 
anbern lebenden Sprache, und bei ihren Unterfchriften Feiner andern als beuticher oder 
lateiniſcher Schriftzüge zu bedienen. 

Das ſcheinbare Gewicht jener Behauptung verliert fich, wenn man erwägt, 


1) das das allegirte Geſez hauptfächlich nur von den flaatsbürgerfichen Ver: 
bältniffen der Juden, fo wie von ben Bedingungen handelt, unter benen fie ber 
damit verfnüpften Rechte fortdauerd theilhaftig werben fönnen; 

2) daß es diejenigen Juden, welche die vorausgefegten Bedingungen nicht erfüllen, 
oder felbigen zuwider handeln, als fremde Juden angefeben und behandelt 
wiſſen will. ($. 6.1. a.) 


Diefe Erwägung erledigt jeden Zweifel, welchen man rüdfihtlich der jüdifchen Staats: 
bürger, bei Zufammenftellung der Vorſchriften des A.L. R., ſowohl in allgemeiner prii⸗ 
vatrechtlicher Beziehung, als in ſpecieller Hinſicht auf die Rechtsgültigkeit der mit 
jüdifchen Schriftzügen von ihnen le kianeten Wechſel, Haben Tönnte. Der Knoten 
findet fi in dem Ed. v. 11. Maͤrz 1812 ſelbſt ſchon mit vieler Worficht aufgeldfet, indem 
es die feinen Vorfchriften entgegenhanbelnden juͤdiſchen Staatsbürger ihrer bedingten 
Begünftigungen ipso jure verluftig erklärt, und fie in die Kategorie der fremben Juden 
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zurückwirft, weiche nad dem A. &. R. Thl. IE. Tit. 8. 5 728. ohne Unterfhhieb bei 
ihren außgeftellten Wechfeln dem Wechſelrechte unterliegen. 

Vorſtehende Auseinanderfesung wird das K. Ob. L. G. zu der Ueberzeugung führen, 
daß das in Sachen ber Kaufleute N. R. wider den jüdifchen Handelsmann R. zu R, 
unter dem 27. März d. I. erlaſſene Reſkript in feinem gangen Umfange mit ben Geſetzen 


conform if. 

Auch ftehet folches mit Teinem bishero ergangenen minifteriellen Verfügungen in 
Widerſpruch. 

Die R. v. 17. Aug. 1813 und 18. Juni 1814 beziehen ſich ‚nur auf die Wechfelfählg- 
teit der Zuben, in ſoweit und fo lange fie als jüdifhe Staatsbürger zu 
ren ind, Der conerete Fall ftellt jederzeit erft den richtigen Geſichtspunkt hier: 


Das R. v. 23. Juni 1812, worauf fi das K. Ob, 2. G. fobannnodh beruft, dient 
fogap zur Beflärfung der oben entwidelten Grumbdfäge. Es wirb darin ausbrädiidh 
eragt, daß das Ed. v. 11, März 1812, von der Beobachtung feiner Vorfchriften, bie 
Kortbauer der den Zuben beigelegten Eigenfchaft, ale Einländer und Staatsbürger 
abhängig gemacht habe, und es wird zugleich. gemißbilligt, daß die Ehefrau des jüdischen 
Staatsbürger M. J., welche ein von ihr niedergelegtes Teſtament geſtaͤndlich in jübis 
fher Sprache niedergefchrieben hatte, nicht auf die für fie daraus entfpringenden nach⸗ 
theiligen Kolgen von dem Stabdtgerichte zu Stargard aufmerkfam gemacht. war, 
Ueber die Natur diefer Kolgen, welche in flaatsbürgerlicher Beziehung zwar niemals: 
zweifelhaft find, in das privatrechtliche Verhaͤltniß aber, nad) Werichiedenheit bes con: 


ereten Kalles, bald mehr, bald weniger eingreifend, ift von dem Chef der Juſtiz feine das. . 


richterlihe Ermeffen vineulirende materielle Enticheidung ausgegangen, die Beurthei⸗ 


lung derſelben muß vielmehr in flreitigen Faͤllen mit Rüdfiht auf die Vorſchriften des 


G. v. 11. März 1812. $..20 und 21 jederzeit den kompetenten Gerichtshöfen überlaffen 
bleiben. (Fahrd. Wh. 11. ©. 222. Gräff Bb. 1. ©. 214.) | 
3) In Betseff der Berüdfichtigung der. jüdifchen Feiertage und 
des Sabbaths beflimmen 
a) bei Präfentation und Acceptation der Mechfel 
aa) die $$. 985—990. Tit. 8. TH 11. &. R.: Wenn der Wechſelbezogene 
ein Jude und der Präfentant ein Chrift iſt; kann Letzerer den- Wech⸗ 
fel an einem Sonns, hoben gef oder Bußtage. zu. präfentiren nicht 
verpflichtet werden, fondern kann, ohne Nachtheil feines. Rechts, den. 
nächſtfolgenden Werkeltag abwarten. Dagegen kann auch von - einem 
Juden während eined Sabbatbs oder foldhen jüdifchen Feſtes, an wel⸗ 
chem der Zube Feine Handlungsgefchäfte treiben barf, die. Acceptation 
eines auf ihn gezogenen. Wechſels nicht verlangt werden, jedoch ift.der 
Jude an dem nächft vorhergehenden Werkeltage fich darüber.auf Ver 
langen des Präfentanten zu erflären ſchuldig. 
bb) Diefe Beflimmungen gelten nad) 8: 24. des Ed. v. 11. Maͤrz 1812 auch 
in den alten Provinzen gegenwärtig noch. 
oc) Als folche Feiertage find. nach der ©. O. I. 10. $: 320. und Anh. 
$. 90. zu betrachten: zwei Neujahrötage, ein Verſoͤhnungstag, der 
erfte, zweite, ftebente, achte und neunte Lauberhütten:, der erfte, zweite, 
fiebente und achte Oftertag, zmei-Pfingfttage, der Tag vor dem jüdi— 
fchen Neujahr, der Tag des Andenkens an die Zerflörung Ider Stadt 
Jeruſalem. 
dd) Grävellu), Bielitze), Crelinger und Gräff?) nehmen an, daß 
der Jude zwar nach $. 871) an den Tagen bes $. 987 Feine Zah—⸗ 


% 


1) Kredit⸗G. Bd. 3, &, 3785, 
3) Komment, Bd. 6. ©. 491, 
2) Wechſel⸗R. ©. 200. 

) S. unter sub.h,. 


— — —— —— — ———————— — — — — —— — 


Die privatrechtlichen Werhättniffe den Iubun... 494: 


Lymg au leiften brauche, dagegen müſſe er ſich om dieſen Wagen üben 

Die Acceptation eined Wechſels erklären, gleichvieh ob. der Prär 
fentant ein. Jude oder ein Chriſt. Denn der $. 987 befchränfg die.alf- 
gemeine Faſſung des $. 985. auf den. Fall, wo dar. Bezogene via Chriſt 
ift, weil fonft $. 987: feinen. Gegenſatz finden würde. Diefes ſtelle fich 
durch die reftriktive Auslegung bes $. 985 dahin, daß, 

a. ein Chrift, welcher Inhaber eines auf einen Juden gezogenen, 
Wechſels ift, verlangen Bann, daß derſelbe an einem, Sonntage oder 
chriſtlichen Fefltage acceptirt merde; — 

ß. daß ein. Jude al& Inhaber eines. folchen. Wechſels nicht, nur 
berechtigt ift, defien Acceptation an den gedachten Tagen. zu vers. 
langen, fordern fogar den Wechſel präjudicien würde, wenn ber 
legte Tag der Präfentation auf einen Sonn⸗ oder Fefttag fiele, und 
er den nächften Werkeltag hierzu abwarten. wollte, oo 

Dagegen führt Mathie!) aus, daß ein. Zube. ſich auch. gu, ben. Tagen 
des J. 987 über die Acceptation. nicht zu.erfläsen brauche. or 

b) Bei der Zahlung. 

aa) Das L. R. beſtimmt II. 8. $$. 870- 872. 

$. 870. Trifft der Zahlungstag auf :einen Gonn⸗, hohen Feſt⸗ oder. Bußtag, wohin 

auch der Reujahre: und Eharfreitag gebören: fo muß der Gläubiger den naͤch⸗ 
ften Werkeltag abwarten. “ 
$. 871. Es macht keinen Unterfchieb, wenn aud der Schuldner einer andern. alß. dep. 
hriftlichen Religion zugethan wäre. Ä 
$. 872. Trifft aber der Zahlungstag auf einen Sonnabend ober. jüdifchen, Feiertag: 
fo. muß ein Jude, wenn er auch ſonſt chriſtliche Rechte erhalten. hat, ſchon an dem 
zunächft vorhergehenden Werkeltage Zahlung leiften. 

$, 865. Juden müflen bei-Wechfeln auf Breslauer Meffen ober Märkten, den Tag 

vor der Xusleutung ber Meſſe Zahlung leiften. 

bb) In den alten Provinzen find dieſe Beſtimmungen, welche in- Betreff 

der Zahlungszeit den Juden gegen den Ghriften, bemachtheiligen, 

durch die 88. 20. 24. des Ev. v. 11. März 1812 aufgehaben,. Es 

wird. daher, dafelbft ein MWechfel, der. von einem Juden. acceptirt, und 

am. Charfreitage. fädig.ift, erfi- am. Dienfitage- nach Dflern, zahle, 
. bar. fein ?), 

co) In.Anfehung: der. Refperttage machen die Geſetze — 85. 1095 biß- 

- 1097 -- denfelben. Srundfag für Chriften und Juden geltend. 

4) Auch in Anfehung ded Einwandes der nicht. erhaltenen Valuta bei. 
trocknen Wechſeln flellt bereits. dad &. R: a. a. D. 5. 1243.den Juden dem 
Chriften glei. j 

IN. 
Pfandverkehr. 


1) Schon das Juden⸗-Regl. von 1730. 6. 6. ſtellte den Pfandverkehr deu 
Juden unter. befondere Kontrolle, was die Grundlage der Beſtimmungen 
in den 68. 24—26 ded Sen. JudensPriv. v. 17. April 1750 wurde. Leßr 
tere gingen über in das Pfand: und Leih:Regl. v. 13. März 1787; auf wels 


2 Mathis, Bd. 7. ©. 554. | 
2) Graͤvell, redit⸗G. Bd. 8. S. 399.). Bielig, (Kommens. Bb. 6. ©. 437.) 
und Grelinger und Graͤff (Wechſel-K. S. 114.) nehmen an, baß der Wed: 
fel am grünen Donnerftage zahlbar fei, alein fie haben fammtlic die angeführs 
ten Beſtimmungen bes Ed. v. 11. März 1812 überfehen, u 
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ches das 2. 8.1.20. 86. 263—270 Bezug nimmt. Erſteres beſtimmt in 
den 68.16—3. | | 


hi 


$. 16. Hat ein jüdifher Pfandverleiher wiffentlich geftohlene Sachen zum Pfand 
angenommen, fo foll derfelbe, in fofern er nicht Staatsbürger tft, feines Schutzbriefes 
verluftig erklärt und nebft den Seinigen aus dem Lande geſchafft werden. 


$. 17. Diejenige Gerichtsobrigkeit, welche einen nach diefer Vorſchrift zur Fortfchaffung 
qualifigieten jüdifchen Pfandverleiher ferner duldet, fol nicht nur wegen einer folchen 

ontravention in fiskaliſchen Anſpruch genommen, fondern auch zur Selbſthaftung für 
alle von ihm etiva nachher nody veribte Betrügereien und Webervortbeilungen und ben 
daraus entftandenen Schaden angehalten werben. 


5. 18. Iſt ein folder jüdischer Pfandverleiher nicht vermögend, das Pfand felbft dem 
Eigenthuͤmer wieder zu fchaffen, ober bei beffen Ermangelung, ben vollen Werth zu 
eefegen; fo ift die Judenſchaft des Orts fchuldig, ben Eigenthümer für diefen Werth und 
bie bei der Sache verwendeten Koften, zu entichädigen. 


$. 19. Von dieſer Vertretung foll bie Sudenfchaft nur in dem einzigen Kalle befreit 
fein, wenn die Aelteften nachweiſen koͤnnen, daß fie alle in dem Gen. Juden⸗Regl., in 
den übrigen Landesgeſetzen, und in dem gegenwärtigen Reglement (5. 79) ihnen vorge: 
fchriebene Sorgfalt angewendet haben, um bergleihen Diebeöhehler und Lieberliches 
Gefinbel in Zeiten zu entbeden und zur Fortſchaffung anzuzeigen. ' 

6. 20. Kann nad vorftehenden Grundſaͤtzen dem Eigenthümer weber das Pfand 
ſelbſt zurückgeſchafft, noch ihm zu feiner Entihäbigung von dem Pfandverleiher, außer 
der Jubenfchaft, verholfen werben; fo tft gegen den Pfandverleiher, welcher nicht Staats: 
bürger ift, außer der Caffation feines Schutzbriefes und noch vor feiner Wegſchaffung 
aus dem Lande, mit Zuchthausftrafe nebft körperlicher Züchtigung, oder anderer verhälts 
nißmäßiger Leibeöftrafe zu verfahren. ' — aF 

8. 21. Iſt dagegen das Pfand ſelbſt dem Eigenthümer zurück verſchafft, ober ihm 
dafür vollftändige Schadloshaltung geleiftet worden, und e# tft das erſte Mal, daß ber 
juͤdiſche Pfandverleiher auf dem —I— geſtohlene Sachen wiſſentlich zum Pfand 
angenommen zu haben, betroffen. wird; jo ſoll, auf Vorbitte der Judenſchaft des Orts, 
und nach Befund der von felbiger zur Wtilderung bed Vergehens beigebradhten Gründe 
und Umftände, bem Richter erlaubt fein, die in bem $. 16 Fefgefehte ordentliche in eine 
außerordentliche Geld⸗ oder Leibesftrafe zu verwandeln. " 

6. 22. Wird aber ein folcher jübifcher Pfandverleiher auf einem dergleichen Verbrechen 
zum zweiten Male betroffen; fo ſoll die gefeglihe Strafe ($. 16 qq.) ohne weitere 
Schonung Über ihn verhängt werben. . 

$. 23. Kann ber jüdifche Pfanbverleiher, welcher ‚eine ‚geftohlene Sache zum Pfand 
angenommen bat, zwar keiner wirklichen Wiſſenſchaft von dieſer Qualität ber Sache, 
dagegen aber einer Vernachlaͤßigung ber in den $$. 6—10 vorgefchriebenen Prüfung und 
Bericht überführt werbenz fo foll bei dem erften Sontraventionsfalle bie Vorfchrift 5.14 
wider ihn ftattfinden. Wenn er aber zum zweiten Male auf einer dergleichen Contraden⸗ 
tion betroffen wird; fo foll, in fofern er nicht Staatsbürger tft, mit der in dem $. 16 
beftimmten ordentlichen. Strafe der Kaflation feines Schusbriefs, auch feiner und ber 
Seinigen gortſ affung außer Landes verfahren werden. Ze 

(N, €. C. de 11787. ©. 781. Rabe 3b. 1. Abth. 7. ©. 860.) a 

Diefe Beflimmungen wurden modificirt durch dad Regl.v.18. Zuli 1801 
(N.C.C. Tom. XI. 8.393. Rabe Bd. VI. ©. 554 fig.) Dies beftimmt im $. 1, 
daß fünftig die Jubengemeinden nicht mehr zum Schadenerfaß verpflichtet 
feien, wenn ein Mitglied derfelben einen’ Diebflahl degeht, wiſſentlich geſtoh⸗ 
lene Sachen verheblt oder zum Pfand nimmt und nicht des Vermögens if, 
den entflandenen Schaden zu erfegen, und Demgemäß jeder hierin zwifchen 
den Öriflichen und jübifchen Gemeinden obwaltende Unterfchieb aufgehos 
ben ſei. 

2) In Betreff der Juden in den alten Provinzen find die 86. 16— 23 
durch dad Ed. v. 11. März 1812 für gänzlich aufgehoben zu erachten 
(88. 7 und 20). Ebenſo die 99. 91 fig. des Regl., welche den jüdiſchen 
Pfandleihern höhere Binfen zugeſtehen und ber $. 79, daß diesSudenälteften 
die Pfandbücher der Juden ihrer Gemeinde revidiren ſollen. 
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3) Für bie neuen undfwieder. erworbenen Drovinpen gelten fie dagegen 
noch mit der Einfchränkung durch dad obige R. v. 18. Juli 1801. 


| Zweiter Abſchnitt. 
Formelle Cibil⸗Rechts⸗Verhaͤltnifſe. 


Wien aasiteae. 
un Gerichts ſtand der Juden. | 


Zur Zeit der. Huhlikation der G. D, waren’ neben ben orbentlichen Gerich⸗ 
ten noch fehr viele befondere für einzelne Klaffen von Perfonen und Sat 
fengen von Sachen. Zu ben Erfteren gehörten auch bie des. jüdiſchen. Rab⸗ 

iner und Aelteften, welche Rechtöftreitigkeiten unter Juden, wenn diefe auf 
befontere jüdifche ‚religiöfe Gefebe und Gebräuche Bezug hatten, mit der 
Wirkung entichteden, DaB gegen ihre Entfcheidung der ordentliche Rechtsweg 
jederzeit ergriffen werden Eonnte!). 

Aus dem altdeutfchen Verhältniffe, nach welchem die Juden Schubunters 
thanen der Iandeöherrlihen Kammern waren, hatten fi an einigen 
Diten, z. Bin Berlin und Slogau, ein eximirter Gerichtöftand der Juden 
. gebildet 2), — 

" Durd) ben $. 29 des Ed. v. 11. März 1812, betr. die bürgerlichen Ver⸗ 
Hältniffe der Juden, {ft der eximirte Gerichtsſtand aufgehoben. Nur. in Vers 
Tin behielten fie folchen noch bei. 
Indeß hob aud hier ihn die K. D. v. 17. April 1829 auf3). 

.. Auf Ihren gemeinfchaftlichen Bez. v. 1. d. M. genehmige Ich, nach Ihrem Antrage, 
mit Xufhebung der im $. 29. des G. v. 11. März 1812, über die bürgerlichen Verhälts 
niffe ver Juden, enthaltenenBeftimmung, daß die Gerichtöbarkeit über die Tuben in Bers 
Yin aufdas Stabts@eriht übergehe, mit der Maßgabe, daß bie bereits rechtshängigen 
Angelegenheiten im bisherigen Gerichtäftande beendigt werben. Ich uͤberlaſſe Ihnen, 
biefen Befehl durch die G. ©. bekannt zu machen und die betreffenden Behörden bemges 
mäß anzuweiſen. (G. S. 1829. S. 24.) | 

Das N, ded Fürften Staats: Kanzlers und des Juſtiz-Min. v. 25. Sept. 
1816.hob auch in Glog au die ausnahmsweiſe vom dortigen O. % ©. 
noch übertragene Serichtsbarkeit über Die Juden auf. 

. . (Fahrb. Vd 8. ©, 252. Gräff®b. 2. ©. 19.) . 

Im Großherzogthum Pofen ſtehen die Juden in Betreff des Gerichts⸗ 
ſtandes den hriftlichen Einwohnern nach dee V. v. 1. Suni 1833 gleichfaNs 
vollfommen gleich. 

‚Daß auch bie jüdifchen Rabbiner keine Befugniß haben actus jurisdictio- 
nis voluntariae in Gemäßheit der. jüdiſchen Ritualgeſetze zu. beglaubigen, 
beftimmte dad R. v. 22. Oft. 1798, Bu 

(Stengel 85.10. S. 187. Rabe Wh. 5. ©. 231.) 





1) Sen, Juden⸗Priv. v. 17. April 1750. 8. 21. 1. oben und Beſcheidung v. 5. Juni 

 ITBTAN.C. CT. n. &. 257.) ©. & 1.2.5400. .  . 

2) Beſcheid an ben Magiftrat zu Berlin v. 25. Mai 1702. (O0. C. M. T. U. S. 1, 
Vaters Mepert. 11. ©. 3) m W— 

s) Hiernach iſt das R. v. 2 März 1809, wegen bes Gerichtsſtandes ber konceſſionir⸗ 

ten ı Suben in Berlin (Mathis Bd. 8. ©. 95. Rabe Bd. 10. ©. 45) antis 


ar Die peisetsechtiägen Verhätrsiffe der Sabre. 
Zweites Kayitet. 
eweidperfahren 
I. Beweis burd Zeugen. 


Juſtinian in feiner die Baden nach) Woglichkeit herabwürdigenden Ges 
fraedung war auch der Erfle, der hen Zeugniffe die Beweislraft nahm). 
Sunfen sornclhiagene Zeuan rien eis Dab Suncn u Kine 

unſten vorgefhlagene juben gar Li jenommen 
Daflelbe verordnete a0ch Geis —— — D. 31709 zu.3 
56.8.9.) mäbern die unten faleaben Wellimmungen ber Ser. D. fih 
an die milderen Beflimmungen der —— Fr hielt*). War der 
Brom ves fübifhen Zeugen die dhrifffiche Vartei, fo wınde berfeibe zus 


Er —X ywifdhen Chriſten, ſollte nach Juſtinian ebenfalls Fein Jude 
uls Jeuge zugeläffen werden o) woven jedoch jchon bie deniſche Gerichts: 
ke. 7) und und eben fo die märfifhe Kammergericht6:Orbnung®) und 
denm 

17: — Fe des Prozeffes unter Juden Heß Juſtinian das Zeugniß 
el 

Nach der — OD. L 10. $. 230. Nr. 12. Können Juden in einem Recht 
fireite zwiſchen einem Chriſten und einem ihrer Glaubendgenoffen, wenn fie 
von leßterem ald Bemweidzeugen vorgeſchlagen werben, Fein gülfiges 
Brvaniß ablegen, fondern werben nur der Erfundigung wegen von 

ma Ridtter abgehört. Wenn aber der vorgefchlagene jüriihe Zeuge ein 
einländifher Schugjube ift, und dinch ein Atteft feiner Obrigkeit beſchei· 
nigt wird, baß er noch nie eined Verbrechens wegen in Unterfuchung ger 
weſen fei, übrigens aber aus den Umfländen erhellet, daß derfelbe von ber 
Sache Wiſſen ſchaft hat erhalten tönen; fo kann die eibliche Yohdrung auch 
auf den Vorſchlag der jũdiſchen Partei erfolgen. Doch Tonnen dergleichen 
ũdiſche Zeugen, ſelbſt wenn ihrer mehrere find, niemais einen vollen Be 
mid um Beften ber jübifchen Partei gegen einen Chriften bewirken, fon- 

ern Ihre Ausſagen verdienen nur in fomeit Rückſicht, als fie mit ben Aus ⸗ 
— anderer chriſtlichen Zeu; augen übereinfliniinen. Der hriftlichen Dar: 
tei fleht es ebenfalls frei, judiſche Zeugen in Borfhlag zu brin⸗ 
gen, welche jedoch ebenfäls als volgültige Zeugen nicht 3 Betrachten 
find. Diefe Qualität gebührt ihnen nur alddann, wenn ber Prozeß, in 
meicpem | fie abgehört werden, bloß ımter Parteien ihrer Nation geführt 
wird, Uebrigens macht es bei der Beurtheilung: ob ein jüdiſcher Zeuge 







3 121. Fan ee u In d 33 eg. 
a. a. D. und Const. 28, Cod. 
Note 14: Dieſes Verbot IfE „wol gr Ah hefiht, di a] 
v8 —X —* it ins bie eilt “ AL 1 
1812, welches alle derglbichen % een orange —— 
„fr sit Wi, 
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Die grivatrechtlichan Berhättnkffe der Jubekr. 495 


‚gültig fel, und welches Gewicht feine Ausſage habe, keinen Untehſchied, 
‚wenn auch dem Zeugen ober der Partei die Reihte ber chröſtlichen 
Kaufleute beigelegt wären. Wol aber fleht einem Juden, Wellgern die 
Rechte hrifllicher Bürger Überhaupt nach ihrem ganzen Umfange 
beigelegt worden, feine Retigton, in Rückſicht auf -Die Sültigfeit eines In 
büsgerlichen-Reshtöangelegenheiten abzulegenden Zeugniſſes, micht entgegen. 
Diefe Befchränkungen find | 

1) in Betreff der alten Provinzen durch dab Ed. v. 11. wär, 1612 
aufgehoben und der $. 88 des Anh. zur G. O. hebt fie überhaupt r eſicht. 
lich der. Juden, welche die Rechte der Preußiſchen Staatsbürger erlangt, auf, 
fo daß fie mithin auch in allen anderen Landestheilen nicht gelten, wo bie 
Ber. D. eingefühtt und die Juden Staatöbfirger find. . 

9 Die R. v. 30. Mai u 13. Okt. 1812 veſtimmiten bereils in erſterer 
Wayebung baffetbe, (Say: Bd. 1. &. 60. 269. Graͤff Bo. 2. S. 103.104.) 

te lauten: 


a, 

Aus dem von dem K. Kammergerichte unter dem 21. d. M. erflatteten Berichte ift 

erfehen „norben, welche Verſchiedenheit der Meinungen bei dem Kollegio Über bie Frage 
8 


ob ſeit Emanirung des Ed. ber buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden v. 11. Maͤrz 
1812 ein Zube, welcher die in den 8%. 1 und 2 dieſes Ed. beftimmte Eigenſchaften 
hat, ein gültiger Inſtrumentszeuge ſei? ——— 

Es wird dem Kollegio darauf eroͤffnet, daß die Meinung derjenigen Mitglieder 
deffelben, welche die aufgeworfene Frage bejahen, nach dem $. 20. des angezogenen 
Edikts, wofelbft die Regel feftgefegt ift, daß bie privatrechtlichen Wer tnälte des, Suden 
nach eben den Belegen zu beurtheilen feien, welche andern preußiſchen Staatsbürgern 

ur Richtfchnur dienen, volllommen gegründet, der dagegen aus dem $. 23. des anges 

brten Edikts hergenommene Zweifel aber gang unerheblich ift, indem bafelbft den 
‚Beugniflen der Juden nur ih Sriminalfällen die volle Glaubwürdigkeit, und zwar 
deswegen abgeiprochen wird, weil anzunehmen ift, daß der Jude in den erwähnten Gris 
minalfällen nad) den Grundfägen feiner Religion zu einem eiblihen Zeugniffe nicht ans 
‘gehalten, eben Larum aber feinen freiwilligen Ausfagen Bein völliger Glaube beigelegt 
werden könnez wogegen die Beweistraft der jüdifchen Zeugniſſe in Eivilfällen unbes 
Dorn, und eben darum die VBorfchrift der allgemeinen Girichtsordnung Thl. I. 

tt. 10. $. 230. Nr. 2 in das Edikt mit gutem Vorbedacht nicht aufgenommen, fons 
dern ik in dem Gingange enthaltenen allgemeinen Beftimmung für aufgehoben 
zu achten 

b) R. v. 13. Oft. 1812 an das K. Stabtgericht in Berlin. 

Dem biefigen K. Stabtgerichte wird auf den, auf Veranlaſſung der Vorftellung der 
Aelteften der hieſigen Judenſchaft v. 12. v. M. in der Rechtsſache des Juden N. zu N. 
wider den fich hier aufhaltenden meklenburgiſchen Pferdehändler N. gegen das Dekret 
des Kollegüi v. 6. ejasd. unterm 27. erftattete Bericht, hierdurch zum Beſcheid ertbeilt, 
daß die Vorſchrift der allg. Ger: Ordn. Thl. I. Zit. 10. 8. 230. Nr. 12., wornach die 
Ausfagen der Juden in Cioil⸗Sachen niemals einen vollen Beweis zum Beften ber 
judiſchen Partei gegen einen Chriſten bewirken follen, durch das Ed, v. 11. März d. J. 
allerbings aufgehoben ift, und die Faſſung der 68. 20—27. deutlich zu erkennen giebt, 
daß nur die Vorfchriften der allgemeinen Gerihhtsorbnung in Anfehung bee Form der 
@idesleiftung und in Rüdficht der Sriminalfälle beibehalten; in Beziehung auf die 
Glaubwürdigkeit der Ausfagen ber Juden in Civil⸗Sachen hingegen dem Juden völlig 
gleiche Rechte mit andern Staatsbürgern beigelegt worden, da die Wirkung des Zeugen: 
Eides in Civil⸗Sachen wegen der Werfchiedenheit der Religions: Begriffe umb des Kuls 
tus keinesweges an befondere gefeßliche Beflimmungen nothwendig gebunden iſt. 

3) Für das Großherzogthum Pofen hebt jene Beſchtaͤnkungen der $. 20 
der V. v. 1. Juni 1833 auf. , . 

4) In Neuborpommern find die Juden nach dem Patente von 1799 
allgemein den Statutarrechten des Orts unterworfen, wo fie ihren Wohnfig 
haben, und foweit diefe nicht audreichen, gelten die allgemeinen Eandeöges 
feße und das gemeine Recht, alfo auch in Betreff der Glaubwürdigkeit der 


Juden bei nothwendigehn und Zeugeneiden. Beſondere Beſchraͤnkungen 
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oder Erweiterungen ber hieraus von felbft folgenden echte eriftiren nicht. 
———— — J. Abthl. II. Abſchn. VI: und Bornemann bei Koh 
a. a. 


IL Beweis durch den Eid, 


Moses Maimonides de juramentis secundum leges Hebraoerum, Edit. Miegii 
1672. 

‚Moller de judaicarnm juramentorum a Christianis tam receptaram guam exactorum 

- Ride et moralitate. Altd. 1608. . 

Wildvogel de juramentis judaeorum. Jena 1720. 

—— juramenti judaeorum formula, oder ber Judeneid, darinnen ihre bie⸗ 
herige Art gegen die Shriften zu ſchwoͤren, als faifch verworfen, und dagegen eine an⸗ 
dere Art gezeiget wird, mit angehängten Beweife, daß ein Sube fhulbig fei, gegen 
die Ehriften eben fo wie gegen einen andern Iden ‚su ſchwören. Regensburg und 
: Wernigerode 1723 fol, u. Gieſſ. und Zfrth. 1 

Stamlor de jurejurando, secundem disciplinam. Ebraeorum (vom Subeneibe) 
Leipz. 1730. 

Kayser de juramentis juadaeorum. Giess. 1741. 

Heißler, Grörterung ber Brage: ob die gulaſſung eines Judeneides wider einen Chris 
ſten bedenklich fei. Halle 17 

Bodenſ IR Unterricht uber den Judeneid. Ein Anhang zu Seidlers Eidesverwar⸗ 
nungen. ng. 1791. 

Dfan, über den cs bes Judeneides vor Hriftlihen Obrigkeiten. 1794, 

Paalzow, de solennitatibus observandis in juramentis judaeorum. Observ. adj jus 
Boruss. fasc. 1. obs. VII. p. 4b. 

Koch, a. a. O. ©. 93 ff. 


Darüber, wie bie Eide der Juden abgeleiſtet werben ſollen, find dem 
Weſentlichen nad: 

1) in der X. Ger, Orb. L 10. 88. 317—351. nachfolgende —— 
gegeben, welche nach $. 20 des Ed. v. 11. März 1812 und 56. 20 der 8. 
v. 1. Zuni 1833 auch heut noch zu beobachten find. 


Alle Eide der Juden, die ihnen von dem Gegentheile zu: ober zurüdiges 
fchoben, oder von dem Richter auferlegt worden, müffen in ber Synagoge 
oder Schule abgeleiftet werden). An Orten, wo feine ef entliche Schule 
fich befindet, muß die Ableiftung ded Eides in demjenigen Zimmer ober ans 
dern Privatgelaffe geicheben, wo die dafelbft wohnenden Suben ihre gotteb⸗ 
dienſtliche Zuſammenkunfte zu halten pflegen 2). 


1) Die Synagoge iſt zu dieſem Zwecke auch fremden Juden zu geſtatten. Vergl. 
die K. O. v. 30. April 1837 Thl. I. Abthl. I. Abſchn. X. Kap. I. sub III. A. 
) Gutachten der jũdiſchen Gerichte zu Berlin v. 16. Aug. 1805, betr. den Ort, wo 
gültig Judeneide abgeleiftet werben können. 
Auf, Anfuchen des biefigen Heren S. A. L. geben wir bemfelben das nadı 
Allerhoͤchſtem Decreto eines Königl. Hochpreißl. Kammergerichts erforderliche 
:.." Gutachten über das zu jüdifchen Eiden erforderliche Lokale. 
on Bereits im Jahre 1802 haben wir auf Befehl Sr. Extellenz bes Herrn Groß⸗ 
kanzlers über diefen Gegenftand einen Bericht abgeftattet, befien wefentlichen 
Inhalt wir bier 38 wiederholen: 
ee Ableiftung des —e in der Synagoge iſt deswegen eingefuͤhrt, 


Fi bie Thora dabei erforberlic,, und man diefe nur in höchft dringenden Fällen 

von einem Ort zum andern bringt, und weil 
bie Beierlichleit bes Handlung durch das Ehrwuͤrdige bes Orts vermehrt 
wird, und der Eindrud, welchen die Synagoge auf jeden Ifraeliten macht, 
ihn noch mehr von einem, in moralifcher, eiiglöfe Öfer und bürgerlicher Hinficht 

gleich großen Verbrechen abfchredt. Daß 

39) ber Name Adonai in dem Verſe 8 Sap. 16 der Pfalmen, welcher ſich auf 
"einer Tafel dor dem Kantor befindet, ein unerläßliches Erforberniß iſt, giebt 
keinen triftigen Grund in jener Nädficht, weii denſelben Dienß jedes 
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Den Fall dringender Nothwendigkeit ausgenommen, müffen bie Juden an 
Sabbath⸗ * und Buß⸗ Tagen mit Eidesleiſtungen verſchont werben; ders 
gleichen Feſttage find: zwei Neujahrstage, ein Verſohnungstag, der erſte, 
äroeite, fiebente, achte und neunte Bauberhüttene, der exfte, zweite, fiebente 
und achte Ofertag und zwei Pfingſttage; der Tag vor dem jüdifchen Neu 
jahr und der Tag des Andentens an die Stadt Serufalem. Die jüdifchen 
Bußtage nehmen mit dem erften jüdifchen Neujahrötage ihren Anfang, und 
endigen fich mit dem Verſoͤhnungsfeſte. Unter allen übrigen Tagen bleibt 
bie Auswahl des Termins zur @idesleiflung dem Richter lediglich anheim» 
geftellt, doch hat es an Orten, wo es biöher uͤblich gewefen, die Judeneide 
an ı —* Montage ober Donnerſtage abzunehmen, dabei ferner fein Bes 
en), Ä 

Zu jeder Eibestcifung muß ber Schwörende zwei Zeugen mitbringen; 
auch muß der Rabbiner des Orts, oder ein jübifcher Affeflor oder Gelehrter 
gegenwärtig fein; diefer Rabbiner, Afleffor oder Gelehrter kann im Noth- 
falle zugleich die Stelle des zweiten Zeugen vertreten. Iſt die Gegenpartei 
des Schwörenden ein im Orte fich aufhaltender Jude, fo muß auch diefer 
bei der @ibesteiftung in Perfon erfcheinen, welchem ſodann durch ben 


— Buch, worin dieſer Name mit ſeinen Mitlautern ſtehet, ver⸗ 
n 


n. 

Richt alſo, wie Stengel in feinen Beiträgen Bd. 13, &. 345 ſagt — wo 
das Gutachten v. 5. Mai 1801 abgebrudt ift — biefer legte Umſtand, fondern 
jene erftere haben das im A. £.R. Thl. 1. Zit. 10, $. 817 und 318 befindliche 
Geſetz veranlaßt, nach welchem 

Zubeneibe in der Synagoge und in Ermangelung berfelben, in einem zu gots 
tesdienftlichen Handlungen angewiefenen Orte abgehalten werben müflen. 

Volllommen einverftanden mit den Gründen biefes Gefeges, können wir von 
——— in der Synagoge nur alsdann dispenſiren, wenn ein Arzt 
geſe a 

bap bei Schwoͤrende fich nicht ohne Gefahr für feine Geſundheit dahin beges 
en koͤnne. 

Diefer allgemeinen Borausfegung zufolge, erklären wir im vorliegenden Zalle 
ben Herrn ©. %. 2. allerdings für verbunden, den zu leiftenben Eid in ber hie⸗ 
figen großen Synagoge abzulegen, wofern er nicht, wie oben erwähnt, ein Zeug⸗ 
niß des Arztes über bie Kir ihn daraus entftehende Gefahr beibringen kann. 
Aber audy in diefem Falle müßte er die Eidesleiftung in irgend einem nähern und 
nat Bethauſe verrichten, wenn er nicht durch Atteſt des Arztes erweids 
lich macht, dag fein körperlicher Zuftand auch diefe Bewegung nicht ertrage. 

Wenn biefe Attefte beigebracht werben, und Hr. ıc. 2, zur Eidesleiftung in 
feinem Haufe zugelaffen wird, fo ift hierbei erforderlich, daß 
1) alleinder aligemeinen Gerichtsordnung Thl. 1. Zit. 10. 58.517 sqq. vorges 

fchriebene Formalitäten auf das genauefte beobadhtet werben, bie Thora, das 
Waſchen der Hände u. dergl. und auch der oberwähnte Vers 8. Kap. 16 der 
Pſalmen in einem gedruckten Buche vorgezeigt werde, und daß 
2) ber hierzu requirirte jüdiiche Gelehrte dem Schwörenden bei Vorlefung ber 
Vermahnungen den Umftand deutlich ans Herz lege, wie die Wichtigkeit des 
gu leiftenden Eides und das Schändliche und GStraffällige eines Meineides 
urch das Profane bes Lokals nicht im geringſten geſchwächt werbe, und daß, 
wenn ihm wegen feiner Kraͤnklichkeit und feines hoben Alters geftattet wird, 
diefen Eid außerhalb des gewöhnlichen Ortes zu leiften, eben diefer Umftand 
n auch an den furchtbaren Richter über Leben und Tod, den Räder des 
eineides um fo lebhafter erinnern muͤſſe. 
(Mathis Bb.2. ©. 38, 2. Abſchn. Habe Bd. 7. ©. 612.) 

Vergi. hierüber auch das Gutachten des Ob. L. Rabbiner v. 5. Mai 1812 bei 

Heinemann I, 304, 


1) %, 8. D. Thl. I. it, 10, 88. 31782. und Un. W. 
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Rabbinge, Afieffes oder Gelehrten die Strafe dei Wanne: angebrobet wich, 
» es eiıma ohne rund auf der Eidesleiſtung befkände, und. muß berfelbe 

ie Anfündigung nit Amen heantwortn!). Des Schwörenbe;felbft muf 
Hs zus Eideßleiſſung durch Abwaſchung der Hände und durch Anlegung 
De Gehetmantels und des Gehetſchnur vorbereiten. Bei ben Eibeßteifurgen 


—— — — — — 


2) In Betreff dieſer Aſſiſtenz jũdiſcher Gelehrten beſtimmt: 
a) —X be Zrfaminiſt. G. Kircheiſen) an das K. O. L. G. zu Breslau 
v. un + j “ 
Aus dem Berichte des Känigl. D. 8. G. zu Breslau v. U v. M. übevr vie 
Brlhwerbe des Kommiſſarii ©. ja zu erſehen, vaß baflelbe dur Meinung ifk, daß 
die jüdifchen Gelehrten im Hal ihrer ferneren Weigerung durch Zu mittel 
‚zur Afliftenz bei dem von bem ©. zu leiftenden Eide anzuhalten find. Dg biele 
Meinung nach den Befegen für gegründet zu achten, indem bie Beurtheilung ber 
rigten eines Menfchen zur Eidesleiſtung und die Wirkung eines geleifteti 
FKides keinesweges von der anmaßlichen Entſcheidung der Rabbiner und jüdiſchen 
Belehrten abhängig, ſondern Iediglid dem Ermeſſen der Obrigkeit nad. den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zu überlaffen, hiernach aber der 6. ©. 
‚Wegen feiner Berheirathung mit einer gefchiebenen Frau und feiner ſuppotirter 
Abſtammung von Aaron für unfähig zur Ableitung eines’ Sides nicht zu Halden, 
am wenigften aber den Rabbinern und jüdifchen Gelehrten die Befugniß einzu: 
räumen ift, in Eivil-Streitigfeiten ben Fortgang des rechtlichen Verfahrens durch 
Verweigerung der ihnen nach der Allg. Gerichtöorbn. Thl. I. Zit. X. $. 324. 
ohliegenden Qunftionen zu emmen, ib die Definitins@ntich a8 dur Ein: 
wendungen, die nur das Gewiflen des Schwörenden und bag. Inlereſſe feines 
Gegners ange „zu nerzögern, fo hat das Koͤnigl. Ober-Laudesgerjcht die Rab⸗ 
biner und die judiſch Det hrten macdeg ie annechtumeit n unb weiter in ber 
ne xcchtlic zu verfahren. ‚(Iphrb. Bd. 1. S. 62. Bräff Bd. 2. &. 16.) 
b) Vergl. auch das R. v. 29. Zuli 1825. oben Thl. I, Abthl. I. Abſchn. X, 
Kay. IE sub 1. C. 2. ©, 149. 0 


e) R. v. 13. Ber, 1826, betr. die bei Eidesleiſtungen der Juden zuzuziehenden 
Neligionsbeamten. 


Dem K. Oberlandesgericht wird auf den Ber. v. 14. Okt. v. I. wegen der 
u. „bei-Gidenleifiungen jübiicher Staubenögenoflen in ben Yrovinzialſtaͤdten zuzus 
ziehenden jübiihen Religionsbeamten, im Einverſtändniß mit; dem K. Minifl. 
der geiftlichen Angelegenheiten, unter abfchriftlicher Mittheilung bes barauf Be 
zug babenden She eng v. 11. März v. 3. eröffnet, daß in Faͤllen der betreffens 
den Art Geitens der Gerichte von ben Xelteften oder‘ Vorſtehern der Juden⸗Ge⸗ 
meinbe jebes Orts eine Erklaͤrung barüber zu erfordern iſt: "Welcher Perſon fie 
fi als eines Rabbiner, Affeffors oder fogenannten jüdifchen Gelehrten bediene. 
Daß bezogene Schreiben des Minift. d. C. lautet dahin: 


Ew. Erxc. beebren wir und, auf den zur Aeußerung gefälligft mitgetheilten 

.. . . Pericht des Königl. Kammergerichts v. 27. Ian. c., wegen ber bei Eibeslei⸗ 

ſtungen jüdifcher Glaubensgenoſſen in den Provinzialſtädten zuzuziehenden 

judiſchen Religionsbeamten, ganz ergebenſt zu erwiedern, daß ben Gerichten in 

* den Fällen der betreffenden Art nur Übrig bleiben wird, von ben Aelteften ober 

Vorſtehern ber Juden⸗Gemeinde jedes Orts eine Erklaͤrung darüber zu erfordern: 

welcher Perfon fie ſich als eines Rabbiners, Aſſeſſors oder fogenannten jüdifchen 

Gelehrten bedient. Denn da die jübifche Religion in unferem Stäate bloß ges 

dulbet wird, fo haben die Befenner derfelben Keine Kirchliche Offizianten, welche 

als ſolche von der Obrigkeit anzuerfennen ober zu beftätigen wären... Die Wahl 

der Perfonen, deren die Juden⸗Gemeinden ſich zu ihren kirchlichen Werrichtungen 

ober fonftigen veligiöfen Gebräuchen bedienen wollen, {ft lehi Hd ihnen ſeibſt 

Üüberlaffen, und es können daher auch nur die Gemeinbe-Borkeher: her Aelteſten 

kunft daruber geben, wer diele Perſonen ſind. 55 
(Att. des Juſtizmin. Gen: J. Nro. 24. Vol, 1. fol. 94 und 103 

d) R. 04% Mai 1883. Die Eidesabnahme⸗Gebühren der Rabbiner und Juden⸗ 

Beolaubten arhören zu ben baaren, allenfalls aa ben Bericht&- Sportel⸗ 
Kaſſen zu beftreitenden Auslagen, ' B 


Gahrb. 3b. ij. ©. 426. .HikPr.6.,2). . ... 


— 
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pr Judinnen bebärf ed ber Anlegung beb Gebetmantels und bee Gebet⸗ 
nix nicht). 

Bor wirklicher Ableiftung des Eides muß der Rabbiner ober Gelahrte 
bem Schwörenden nachſtehende Warnung vorhalten: 

„Kin jeder gläußige Sfraelit iſt ſchuldig, der Obrigkeit, fle fei jabiſch oder 
Ginu bei Nechtsſtreitigkeiten bie Wahrheit zu geſtehen, und ſolche auf 
ihr Begehren, mitt einem Eide zu befräftigen. Ein von ber ehriftlichen 
R —*— gefotderter Eid ift alfo, nach der —3— der „rabbhar, fü einen 

untechtmäßiger Weiſe erzwungenen Wet die 
rchiiſtliche Obrigkeit durch einen falſchen Eid ——** oder dabei etdas 
anders denkt, als er fagt, Det enitbeiligt den Namen Gottes und begeht 
" eine: Meineib.. Der Meineid iſt das ſchrecklichſte Verbrechen, deſſen fi 
der Menfch ſchuldig machen kann. Die ganze ſittliche Welt berupet, (nie 
: die. Rabbiner fagen) auf. dreierlei, auf Recht, Wahrheit Fr 

Ungerechtigkeit und Lügen find alfo ſchon an fich gu hoöchſt ſtrafhure 
Verbrechen, indem fie Me.Berrlitimg der fittlichen Bet ae ‚haben. 
Dei einem: Memeibe kommt der Frevel dazu, daß ber Me ve 
. Gott der Wahrheit zum Zeugen: ber Unwahrheit, und den Bott der Ges 
rechtigkeit felbft zur Beſtrafung der Ungerechtigkeit. aufforbert; umb alfe - 
beit Namen des Allerhöcrften bei einer ſehr ſchäͤndlichen That mißbraiſcht. 
. Daher auch die ganze Weit erſchüttert worden, als der Bott unſerer 
. Bäter auf dem Berge Sinai die Worte bat hören sogen; - 
Du folft den Namen des Ewigen delnes Gottes nicht bei cite. us 
- = wahrheit mißbrauchen. 
Wenn jeder andere Verbrecher durch Buße und Sinnebänderung. bon 
‚ ber Strafe Gottes fich befreien fann, fo kann boch ber Meiñeibige durch 
die e Buße ohne hinlanglichen Etſat keine Vergebung‘ hoffen: Bern 
ig Heißt ausdrücklich 
De —8 dein Sott, wird *— nicht maochreſt lafſen, " feb 
nen Namen bei einer Unmahebeit aucht⸗ 
Bei einem jeden ander Vetbrechen m bie Safe. Glos Den Omen 
7. und bie Mitſchutdigen, oder die dem Uebel hätten ſteuem Wrnen bei 
: ‚einem Meineide abet: leidet die ganze Familie des Verbrechtes; Ya dvad 
_ ide © traf. in, welchem er wohnt, empfindet bie darauf folgende Wes 
*liche Strafe. 
Beh einem jeden andern Verbrechen’ wird: dem Verbtega Bons: Du 
bie Langmuth des barmherzigen Gottes eine Zeitlang: nuch fehen; 
einen Meineid aber folgt die Strafe ee tb alfofortz denn fo 
a heißt es in dem Propheten Zacharias 5. V. 4. 
Ich will ven Fluch herworbringen. — der Hert chabth, Bo; 
‚fol kommen überdad Haus des Diebes und * bat ae deret, 
"bei meihtm Ramen fälfcfich fätoßren, and er folk u —* 
Paten und sol Au verjehren, famnit. feinem Holz I en ei.” 
:-D. a. 

Be Kobbiner oder Seiehtten fieht es frei, diefer Voice * 
nung noch andere ſchickliche, den: Umſtaͤnden angemeſſene —— 
und Gründe beizufügen. Nach der. Aöntunttion muß'die-dab —— — 
Gerichtsperſon, mit Beihülfe des jüdiſchen Gelehtten, He e enegan 


—* " 


’) 1.6.0. 2.) 1. it.i0. SE 020. Ran; a DW Oi en vo 
Grund veren inte Beſtimmumng in ven Anf. aufgenonm 
(aus —— 1790), vergl, Amelangs Archiv EI, S. 102, Heinemann L. ©. 2”. 


32* 


ws Dis tzieatra htüchen Beopälinifie der Inbea. 


Rabbiar, Affeffps oder Gelehrten bie Strafe des Wanne angebrahet wir, 
en ax eiına ohne Grund auf der Eidedleiflung beflände, und. muß derſelbe 
Anfündigung nit Amen beantworten!), Den Schwörenbe-felbft muß 

zus Cidehleiftung durch Abwafchung der Hände und durch Anlegung 
Dede Osbatwanteld und ber @ehetfchnur vorbereiten. - Mei den Eibeßteiflurngen 


b etzeff bi * Gelehrten beſtimm aa 
’ Saufen. ai Yifen) an dag RD. 8. G. zu Vreelin 
Aut do Briät vs Ani. D. ©. 8: m Benin, Duo. 0 Abende 
1 af elnui 
% en ee Em Ferner en duch —— 
* dä 4 


die 
'tinung nad) den Gefegen für gegränbet zu achten, inbemt De Beuth er Ku der 
In: el 
ides Eeinesweges von bes anmaßlidjen —— der. Rabbiner und jährigen 
chri 


* 
wegen feiner Verhetrathung mit einer gefchiedenen Frau und feiner ftpponirteo 
ling on’ Kos TE ufähe  Kbtlfang ——— 
am wenigften aber den Rabbinern und jüdiſchen Gelehrten bie Befugniß einzu: 
räumen ift, in Civil⸗Streitigkeiten ben Fortgang des rechtlichen Verfahrens durch 
Verweigerung ber ihnen nad) ber Aug. Gerihtsorbn. Thl. I. Lit. X. $. 324. 
opliggenden Genion au hemmen, 1b die Defnjtius@ntiä durd Ein: 
wenbungen, die nur das iffen des Schwörenden un da terefie feines 
geanenk onpe hi 2 Gehe hat en Di g —— bie Bob: 
und die el £! :appehtgumeilen umb Weiter in ber 
Enhesraulg yon! ae 8 1 8.62 Gulf fh. ©, 10) 
b) Bergl. aud das R. dv. 29. Juli 1825 oben Thl. I. Abthl. I. Abſchn. X. 
Kap. Ik eyb 1. C. 2. S. 149. so 


©) R. v. 13. Febr. 1828, betr. bie bei Eidesleiſtungen der Juden zuzuzichenden 


ö ven Jübiihen 
us. ‚ber geiftichen Angelegenheiten, unter abfehriftlicher Mittheilung hes.barauf Ber 
"jüg sen Schteibeng o, 14. März v. 3, eröffnet, Daß Ba 
dem Art Geitend bei: Gerichte von den Xelteften, oder Wotftehern der Yuben-Ge: 
meinbe jebes Orts eine Etklärung darüber zu erforder I leide Perfon fie 
fich als eines Rabbiners, Afjeffors oder fogenannten jübifchen Gelehrten bediene. 
Das bezogene Schreiben des Miniit. d. C, lautet dan: 


. _&w. Erc. beebren wir uns, auf den zuc Xeußerung gefölligft mitgeteilten 
J t des Königl, Kammergerichts v. 27. Jan ci, wegen der bei Eibesleis 
fi een judiſcher ¶ Slaubensgenoſſen in den Provinzialfiädten puguziebenden 
Tübiichen Religionsbearpten, ganz eroebenft zu erwiebern, daß ben ‚Gerichten in 
fällen ber betreffenden Art nur übrig bleiben wirb,, von ‚bet Aelteften oder 
Bgrfteheen ber Suben:Gemeinbe jedes Dxts eine Erklärung darüber zu erfordern: 
welcher Perfon fle ſich als eines Rabbiners, Afjefiors oder jogenannten jübifhen 
Gelehrten bebient. Denn da bie jübifhe Religion in unferem Gtante bloß ges 
bulbet wich, fo haben bie Bekenner berfelhen Teine kirchliche, Offizianten, welde 
als gi von ber Obrigkeit anpyertennen ober, zu befätigen wären... . Die Wahl 
der Perfonen, deren bie Juden⸗Gemeinden fich. zu ioxen-Eichlichen VBerrichtungen 
ober fonftigen veligiöfen Gebräucen bedienen. wollen, iiE lediglich ihnen Teibit 
iffen, und es können daher auch sine bie Gemeinbe-Worfte er Lelieſten 

Kustunft barliber geben, wer diefe.Perfondn find. 
(tt. des Zuftizmin. Gen: J. Nro. 24, Vol, 1. fol. 9 und 10: 
4) R. vy Rai 1883, Die Eid esabnahme⸗ Gebũhren ber Rabbiner und Juden⸗ 
aubten gehören zu den baaren, allenfalls ana ben Gerichta ⸗ Sportel⸗ 

Koſſen zu beftreitenden Auslagen 
Gahrto. 3b. 44, ©. 426.. Ash Br. 6.0, 271.) 


3. u aubiicen ‚Blaubensgenoffen; in den Provinzialitädten zuzus 
mi eli⸗ 
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Pr Jübinnen. bedarf ed der Anlegung beb Gebetmantels und der Gebet⸗ 
mr nit ?). 

Bor wirklicher Ableiftung des Eides muß der Rabbiner oder Gelehrte 
bem Schwörendien näthftehende Warnung verhalten: 

Ein jeder gläußlge Sfraelit iſt ſchuldig, der Dinigkeb, fle ſei javiſch oder 
ini bei Nechtsſtreitigkeiten die Wahrheit zu geſtehen, und ſolche auf 
ihr Begehren, mit einem Ede zu befräftigen. Gin von ber chriftlichen 
: Obrigkeit gefotderter Eib ift alfo, nach der ehre ber Rabbiner, fü feinen 

unrechtmäßiger Weife erzwurgenen Eid zu achten: Wet daher die 
chriſtliche Obrigkeit durch einen falfchen Eid bintengeht, oder babei et as 
aänders denkt, als er fagt, Det enitheiligt den Namen Gottes und begeht 
- einen. Meineid. Der Meineld ift daB ſchrecklichſte Verbrechen, deſſen fi 
der Menſch ſchuldig machen kann. Die ganze fittliche Welt berupet, (mit 
: die Rabbiner fagen) auf. dreierkei, auf Recht, Wahrheit 33 

Ungerechtigkeit und Lügen ſind alfo fhon an :fi gr höchſt ſtrafhurtt 

Verbrechen, indem fie Me.Berrältumg der fittlichen Welt Engl ‚haben. 

Bei einem: Meineide kommt der Frevel dazu, daß ber Mei ve 

Gott der Wahrheit zum Zeugen der Unwahrbeit, und den Bott der Ge 

rechtigkeit felbft zur Beſtrafung der Ungerechtigkeit aufforbert; und alfo 

bei Namen des A llerhochſten bei einer Fehr. ſchaͤndlichen That mißbraiſcht. 

MDaher auch die ganze Welt erſchüttert worden, als des Gott unferet 
J Bäter auf dem Bergt Sinai die Worte bat Hörentaffen; 

Du ſollſt den Namen des Ewigen delnes Gottes nicht bei eier us 
bwoauhrheit mißbrauchen 

Wenn jeder andere Verbrecher durch Dutz⸗ und Sinntbaͤnderung bear 
der Strafe Gottes fich befreien kann, fo kann boch der Meifeidige durch 
Ä * ante Buße oe Hinkingtichen Erfak feine Vergebung: hoffen: Bern 
Pr ißt a 
Der Ewige, bein Sott, wird belegen m nich ungefraft laffen, 1" fe 
"nen Namen bei emer Unmahebeit 

Bei inen jeden andern Wetbrechen m "Die Safe Glos den Sm 
. und bie Mitſchuldigen, oder die dem Uebel hätten fiederm könnien, bei 
einem Meineide abet: leidet die ganze Familie des Verbrechtes; 3a dad 
ae — in welchem er wohnt, empfindet die darauf folgende 5006 
liche Strafẽe. 

0 Bel einem jeden andern Verbrechen‘ wird: dem Verdeechei —** * 
die Langmuth des barmherzigen Gottes ame Zeitlang nach fehen; 
einen Meineid aber folgt die Strafe N und alfofertz denn fo 

u heißt. es in dem Propheten Bachartad Kap 

Ich will ven Fluch bervorbringen, —*— ve Set chabth, veß 

„fo kommen über dad Hans des Oiebes und ber das Haut d 

bei meinem Namen fälfchlich: ſchwören, und er ſoll bleiben in ie 

5 und fol ee vergehen, ſammt feinem Holz und Stelacci.⸗ 

a. a » 

Da Rabbiner oder Seichrten ſteht es frei, dieſer —— um 
nung noch andere fchicliche, den: Umftänben angemeffere dene 
und Gründe beizufügen. Nach der Admonition muß'die dab —— — 
Gerichtsperſon, * Beipülfe des jũdiſchen Geiuhtien, He Suchne ven 





| 2% G. O. * — 20.10. 8. —EXC cs. ei en auf 
Gem ter Inte Beftimmung‘. in den An. aufenethr e 
(aus em Sabre 7) vergl. Amelangs Arcyiv BEE, S. 152,Hrinawenn dk ©. 209. 
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verſuchen; laͤuft dieſer Verſuch fruchtlos ab, und beſteht alſo der Gegen⸗ 
theil auf der Ableiſtung des Eides; ſo rufen die anweſenden Juden einan⸗ 


u: 

N eichet von dem Aufenthalte diefer frevelhaften Leute! 

worauf fich alle Juden, bis auf den Rabbiner ober Affeflor und bie Zeugen, 

entfernen. Der Rabbiner ober Affeflor sedet hierauf den Schwörenden an: 

Wiſſe, daß du nicht nach deinem Sinne und deiner Außlegung der 
Wortes fondern nach dem Verſtande, den wir und die Richter mit 
den Worten verbinden, den Eid ablegeft. 

Nach diefer zweiten Ermahnung tritt ber Schwörende vor den Geſetz⸗ 
ſchrank, der Klopfer öffnet die Thüre des Schranks, nimmt eine bekleidete 
Thora heraus umd giebt fie dem Schwörenden in den Arm; aldbann wird 
dem Schwörenden, wenn berfelbe Befchriebenes leſen Tann, die Formel des 
Eides, welchen er ableiften fol, in die Dand gegeben, und er eröffnet den 
Schwur mit den Worten: 

Ich ſchwoͤre bei Adonai dem Gott Iſraels ıc. 

Am Schluſſe des Eides wird die Bekraͤftigungsformel beigefügt: 

wenn ich falſch ſchwoͤre, fo müflen mich alle die Strafen treffen, 

. welche mirindergefchehenen Dermahnung angebeutetworden. Amen. 

In der Eidesformel muß dad Wort Abonat mit den hebraͤiſchen Mitlaus 

terri des Worts Jehovah verzeichnet fein. (X. G. DO. a. a. D. $$. 881-887.) 
Es verfteht fih von felbft, daß wenn der Schwörende der beutfchen 

Sprache nicht kundig if, die Eidesformel, mit Inbegriff vorgedachter An- 

fangsworte, in feine Sprache durch einen vereideten Dolmetfcher überfeht 

werden, und diefer Eebtere der Eidesabnahme beimohnen müffe. 
(A. ©. O. a, a. D. 5. 838.) 

Es muß aber derjenige, welcher den Eid abnimmt, dad Wort Adonai 
nicht mit vorfagen; fondern nur gedachte Wort auf ber in ber Schule bes 
findfichen Tafel dem Schwörenden vorzeigen, damit er ſolches felbft aub⸗ 
fpreche, weil die Wiederholung des Worts Adonai bei einerlei Dandlung 
nach jüdifchen Religions» Srundfägen für fündhaft angelehen wird. 

Um die Eideshandlung nicht zu unterbrechen, muß derjenige, welcher ben 
Kid abnimmt, den Schwörenden wegen dieſes Umſtandes vorläufig um 
terrichten. 

Die bei der Eidesleiftung gegenwärtige chriftliche Gerichtsperfon muß 

den ganzen Vorgang umfländlid zum Protokoll verzeichnen, und barauf 

Acht geben, daß der Eid dieler Vorfchrift gemiß abgenommen werde. 

(8.8.0. a. D. $f. 338342. 

In Sachen der Juden gegenIuden bebarf e& bei jüdifchen Zeugen keines 
Eides, fondern ed werben dem Zeugen nur die zehn Gebote, und die im 
Moſaiſchen Gefege ausdrücklich befohlne Pflicht, als Zeuge die Wahrheit 
zu fagen, von dem Rabbiner oder Gelehrten ernftlich zu Gemüthe geführt. 

Penn Ehriften bei einer Rechtsſache ein Intereffe haben, fo können auch 
bie jüdifchen Zeugen ber Ableiftung des fürmlichen Zeugeneides fich nicht 
entziehen. Die Abnahme bed Eided gefchieht alddann ebenfalls mit Zuzie 
bung eines Rabbinen oder jüdifhem Affefiord und der Zeugen, auch mit 
den vorbemerkten bei andern Judeneiden vorgefchriebenen Feierlichkeiten. 
A¶. G. O. a. aD. $. 343-845.) 

Dagegen aber darff | 
1) der Zeugeneid nicht nothwendig in der Schule, ſondern er kann auch 
3) 84 bebasf nicht deb vorgefäriehenen Sühnwerfuät, Bu 

2) Es bedarf nicht ded vorgefchriebenen uchs, und der 

wiederholten Admonition. ‚ur 
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3) Die vorgefchriebene Wermabnung findet nur in dem feltenen Yale 
fatt, wo der Probucent ein Jude, und bei der Abnehmung des Zeus 
geneides perfönlich zugegen wäre. 

4) Dem fchwörenden Zeugen muß der Rabbiner ober Affeffor flatt der 
Thora die Tephillim in den Arm geben. 

9) Dem des Leſens unkundigen Zeugen müffen die Mitlauter des Wors 
tes Jehovah ſtatt der in der Schule befindlichen Tafel, fo wie fie in 
der Eidedformel felbft verzeichnet find, zum Ausfprechen vorgewiefen 
werden. (X. ©. O. a. a. O. $. 348.) 

Zu bemerken ift, Daß nach talmudiſcher Lehre die Eidesleiſtung 
nicht unkraͤftig, wenn auch der dabei gebrauchte Tallas nicht mit 
den gewöhnlichen oder nicht ganz förmlich eingerichteten Zizis oder 
Faden verfehen ift. | 

(Gutachten v. 25. Sept. 1792 und 10. Nov. 179%. — Kleine Annalen Bd, X, 
58. 289-306. Heinemann I. ©. 281 fig.) u 

Die Judenweiber koͤnnen nur zu einer Zeit, wo fie von der monatlichen 
Reinigung frei find, fchmwören; fällt daher der zur Eidesleiſtung angefehte 
Termin in die Zeit ihrer monatlichen Reinigungs; fo liegt ihnen ob, deſſen 
Verlegung zu fuchen. Der Schwangerfchaft wegen können jüdifche Weibs⸗ 
perfonen fi) der Eidedlciftung nicht entziehen, wenn jeboch dee Gegentheil 
oder bei Zeugeneiden beide Parteien die Ausfehung des Eides bis nach ers 
folgter Niederkunft ſich gefallen Laffen, fo fol ihnen der Richter darin nach⸗ 
ſehen. Kindbetterinnen können nicht eber, ald nach erfolgter Reinigung zur 
Ableiftung eines Eides angehalten oder zugelaffen werben, 

. Züdifche Weiböperfonen, bie außer der Ehe gefchwängert worden, können 
unter dem Vorwande, daß fie um desmillen von den gotteöbienfllichen Vers 
fammlungen der Gemeinde audgefchloffen wären, von der Ableiftung des 
Eides in der Synagoge, wenn der Begentheil darauf befteht, nicht diöpens 
firt werden. (4. G. O. a. a. D. $. 347—350.) 

Die Glaubwürdigkeit und Beweiskraft des von einer Jüdin abgelegten 
Zeugniſſes foll ledinlich nach den Geſetzen des Staats, ohne Rüdficht auf 
den Unterfchied des Geſchlechts, beurtbeilt werden. (X. G. O. a. a. O. $. 351.) 

2) Was die einzelnen Arten der Eide und zwar 

a) den gerichtlichen Eid betrifft, fo find die Juden zur Eidesdelation 
fowohl als zur Zurüdfchiebung des ihnen vom Gegentheile angetragenen 
Eides befugt. (A. ©. 2. Th. I. Zit. 10. $. 256. 291.) Auch kann | 


b) den Juden ein nothwendiger Eid, em Erfüllungs- oder 
Reinigungseid auferlegt werden; wenn jetoch Juden mit Chriften ſtrei⸗ 
ten, fo mußte nach der G. O. vorzüglich den Letztern ein nothwendiger Eid 
abgeforbert werden, es wäre denn gewefen, daß überwiegende Gründe vors 
handen, dem Juden mehrere Glaubwürdigkeit als dem Chriften beizulegen. 
(X. G. O. Th. J. zit. 13. 8. 21.) — Diefe Beflimmungift durch den Anh. 8.105 
aufgehoben. 

c) Daß die Abgabe einer Verfiherung mittelft Handfhlags an 
Eidesftatt an die Obrigkeit in einer, Öffentliche Abgaben betreffenden An⸗ 
gelegenheit nach jüdifchen Slaubensgrundfägen keinesweges für eine ſünd⸗ 
liche Handlung zu erachten, führt dad Gutachten des Bice-Dber-Landrabbi« 
ners v. 22. Juni 1820 aus. (Heinemann Bd. 1. ©. 314—316.) 

3) In dee Rheinprovinz findet auf Grund unpublizirter Verfügungen 
bei Eidesleiftungen, mit Ausnahme des Eides der Geſchwornen, in der Praris 
eine Abweichung von den in ben franzöfifchen Selegkühen wotuaiuuun 
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Borſchriften Statt, indem an Stelle der vorgefchriebeuen Form die religibſe 
Borm, nach Verſchiedenheit des Glaubens des Schwöͤrenden, wieber einge 
führt ift. Das Zeremoniell bei Eidesleikungen ber Juden wirb jeboch nicht 
Öffentlich beobachtet; fondern der ſchwörende Jude, wenn er als Zeuge vers 
nommen wird, leiftet zunächft den Eid in der vorgefchriebenen 6 lichen 
form und legt darauf fein Zeugnig ab. Sodann wird er.mit in das Delis 
erationdzimmer genommen, von dem beftellten Rabbi ober Gelehrten nach 
Vorfchrift der A. ©. D. vermahnt und in Gegenwart der mitgebrachten jüs 
difhen Schwurzeugen, des Richterperſonals und der Intereffenten, vereidigt. 
1U, Während nach der Praris des Genteinen Deutſchen Rechts Ut kunden 
in jüdifcher Sprache und Schrift als Beweismittel gegen Chriftenarigenommen 
wurden — Cramer observ. Tom. Il. obs. 507 — beftimmte das Preuß. 
Recht ſowohl in dem Gen. Jud. Priv. v. 17. Aprit 1797 cap, III. 8.6., als im 
2, R. 11.8. 9.590 da6 Gegentheil und auch dad Eb. v..11. März 1812 
. 2 verlangt deutſche Sprache und Schrift. Im Uebrigen gellen über ben 
Beweis durch Urkunden in Anfehung der Juben die Grundfäge des gemei · 
nen Preußifhen Rechts. . “ . B 
. Die Beweistraft der Handlungsbücher jübiher Kaufleute 
anlangend t), fo bewieſen die. Handlungsbücher der Tuben, welche bie Rechte 
hriftlicher Kaufleute nicht hatten, nur gegen deren Glaubensgenoffen.. Wat 
jeboch ein folder Jude Unternehmer einer Zabrike ‚oder. .ein Bankier; in} 
beiiefen feine Bücher auch gegen chriſtliche Kaufleute, die fich.in MWechtel 
ober Fabrikengeſchäfte mit ihm eingelaffen; doc; fonnten. Handlungsbik 
cher, welche in jübifcher Sprache geführt, ald Beweismittel nicht gebraucht 
werden. A. L. R. Th. I. Tit. 8. & 588—590. Diefe Beftimmungen find 
für die alten Propinzen aufgehoben durch das Ch. v. 11. Mär, 1812 mb 
für Dofen durch die Verf. v. 1. Juni 1833 in Anfehung der Haturalifitten 


juben. . 
* Den Hanblungsbüchern ber Juben, welchen bie Rechte riftticher Kaufe 
leute verliehen waren, am im Webrigen ſchon früher eben bie Beweißtraft 
zu, alt ben Büchern riftticher Kaufleute; diefe Beweiskraft ſchraͤnkte 1a] 
jeboch auf folbe Handlungsgeſchaͤfte ein, die nach dem Zeltpunkte vi 
gefallen, da der Jude die Rechte chriftlicher Kauflente - erhalten. hatte. 
Hatte ein mit diefen Rechten nicht verfehener Jude die cheiſtiiche Religion 
angenommen: fo hatten feine Bücher nur in Abficht der nadiher betriebenen 
Kenbtungsgefhäfte Beweisktaft. A. 2. R. Thl. 8. 96. 585—587 Diefk 
eftimmungen finden jedoch keine praktifche Anwendung. meht, da dei 
gleichen SpecialsRechte der Juden nicht mehr exiſtiren. . 
2) In sung des gemeinen Rechts vergl. Struben reätt, Bedenken III. 
> E FH L3 — dire, 365. Cramer oe T. IL obs. 507. 








. , ' Beitte Abtheilung. 
Vie Aiminalrechtlichen Berhältniffe der Juden. 





1: 


Erſter Abſchnitt. 


Berbregen, welche in Beziehung auf Juden mit befonderen 
Strafen belegt find. 


Die Verbrechen der Juden, werben nach ben allgemeinen Griminalge: 
fegen, beflraft, monon mus ‚die, folgenden: Außnahınen gemacht, bie jenpch 
im den alten ‚Probinzen duch $. 7. des Ed. v. 11. März 1812 und 
im Sroßherzogthum Polen durch d. 27. die V. v. 4. Juni 1833 aufgehe« 
ben Ye ‚Sn den, Bandestheilen, wo das franzöfifche und gemeine beutfihe 
Reht gil Hl ‚Biefe Ausnahmen gleichfafld nicht. Es ſoll : 
Suche, Bi Wh der Jude außer der Strafe den Schug verliere 

N Acciſe und’ Böftiktberhen follten fie nad) $. 293. L o. für.iht 
Sufnz und ihre im Haufe befindlichen Ghegatten und Anverwandten haf ⸗ 
“ : ji ft jedoch ganz allgemein durch die neuere Steuergeſetzgehung 
aufgehaben. wi 

"3, uf den Ankauf ober bie Pfanbnahme geftohlener Sachen beflimmen 
die: 88712431247 1. c., wehn es wiſſentlich gefeheben, den Veriuſt deb 
Schußes and die Wegſchaffung aus dem Lande’ mit unchifitationen, je 
nachdem die Sache oder: deren Werth wiebergefchafft werden kann über 
nicht und ber Kauf zwar nicht weiffenttich gefchehen ift aher doch mit. Vers 
— der geſetzlichen Vorſchriften. Es beftimmten demnaͤchſt hierüber noch 
dad I. 0.9; Febr. 1810 (Mathis Bd. 9. ©. 40. Rabe Bd. 10. ©. 272.) 
Fe die Bollftredung der Landesverweifung gegen inlaͤn⸗ 

ifche Juden 
Pd R. des K. Min. des Inn. (Köhler), v. 22. Aug. 1819, an die. 

Reg. zu 1 

De. Kg. wird auf den Ber. v. 19. Juni d. 3. eröffnet, daß, wenn die Megs 
ſchaffung eines rm im Lande gebornen QJuben, der das Staatsbuͤrgerrecht nicht 
gewonnen hat, durch bie Verweigerung der Annahme Seitens aller Gränglänber unmäglid; 
with, der Aufenthalt deffelben im Lande zwar ferner geftattet werben muß3 bie mik: 
dem Rantsbürgerlihen Status verbundenen befonderen Rechte aber Tönnen nicht eingen. 
säumt, fonbern ſolche Juden müffen immer als Fremde, bie fich im Lande aufhalten, 
betrachtet werben. (%, MIT. 983—4. 56.) 

b. Das R. des Min. des Inn, und der Pol. (v. Shudmann) v. 
11. Aprü 1821 an ſämmtl. K. Reg. mit Ausfcluß der Rheinifhen. 

Des X. Reg. wird hierdurch, in Uebereinftimmung mit dem R. Juſt. Dein. exöfaet, 
do$:in henjensgen Bällen, worin die nad) dem A. 2. R. 2. Zit. 20. $. 1243 gegen ein» 
heimifch e. Juden zu erlennende Wegſchaffung aus dem Lande wegen bermit benach⸗ 
basten Gtaaten. Gefehenten Gartels, Transports oder unberen Verträgen entweder gar 
nicht, ober doch nur mit großen Schwierigkeiten zu vollftveden fein follte, berfe 
Anftand zu geben, und dagegen die Einrihtung zu treffen ift, daß ber Jabe an 
feinem bisherigen Wohnorte unter befondere poligeilihe Dbfervation 
geftelt wird. (Ann. Bb. 5. ©. 407.) : 

Er ifk hierbei, vie ſchon bemerkt, nicht außer Acht zu laſſen, daß dieſe 
Ri nur einen hochſt beichränkten Sirkungskreis haben, ha fie gegen keinen 
jüßfchen Staatsbürger zur Anmendung kommen dürfen, Indem bie 
Strafe der Eandeöverweifung nach dem &. R. IL. 20. 85. 191—195 nur 
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noch gegen Ausländer ſtattfindet, in Bezug auf Inländer ſchon 
duch die K. O. v. 4. Yan. 1744 (0. 0. M. cont. II. Rr. 1. p. 160.) abge⸗- 
ſchafft wurde und in den allegirten $$. 1243—1246 des Crim. Rechte, 
wie auch das vorftehende R. v. 22, Aug. 1819 ganz richtig annimmt, dab 
damalige Schutverhältniß der Tuben, welches durch dad Stantsbürgerrecht 
derfelben befeitiget worden, weſentlich vorausgeſetzt ifl. 

4. Auf den muthwilligen Banquerut fleht nach $. 1462 a. a. D. gleich» 
falls der Verluſt des Schußes für den Deliquenten und feine Bamilie. 


Zweiter Abſchnitt. 


Criminal⸗Verfahren. 


Hier beſchränken ſich die Abweichungen vom gemeinrechtlichen Verfahren 
auf die Beſchraͤnkung der Gültigkeit des jüdiſchen Zeugniſſes und dieſe 
dauert auch nach dem Ep. v. 11. März 1812 $. 22 und der V. v. 1. Juni 
1833 $. 20 noch fort, welche legtere beflimmen, daß es bei der Feſtſetzung 
der Crim. D. $. 335. Nr; 7 und 357. Nr. 8, daß keine Juden in den 
benannten Criminalfällen zur Ablegung eines eiblihen Zeugniſſes gezwun⸗ 
gen werben können, fo wie bei den bafelbft beſtimmten Wirkungen eines 
freiwillig geleifteten Zeugeneides verbleibe. Es beflimmt nun 

1. die Crim. Ord. a. a. DO. übereinftimmend mit der G. ©. I. 10. 

„In Griminalfällen, wo es auf harte Leibed« oder Lebensſtrafe ankommt, 
fol kein Jude, männlichen ober weiblichen Gefchlechts, zur Ablegung eined 
eidlichen Zeugniſſes gezwungen werben. 

Auch freiwillige Audfagen jüdifcher Zeugen können in dergleichen Fallen 
niemals einen vollen Beweis auömachen. Ä 

Bei geringen Verbrechen, die nach den Geſetzen nur. mit Gelb» ober 
mit einer allenfals in Geldbuße zu verwandelnden Gefängniß» Strafe 
geahndet werben, ift das eidliche Zeugniß eined Juden zuläffig und glaube 
würdig. 

2. R. v. 1. Mai 1835. Jüdiſche Zeugen find auch in Injuriens 
ſachen zuzulaffen und deren Zeugeneide an gewöhnlicher Gerichtöflelle abzus 
nehmen. 

um Sie felbft nicht verkennen, daß die Wernehmung ber jübifhen Zeugen nad 
6. 88. des Anh. zur X. ©. O. in Givilprozeffen und nad $. 857. Nr. 8 der Crim. O. 
in Sriminalunterfuhungen, dafern die Strafe nicht Über 50 Rthlr. oder 6 woͤchentliches 
Gefängniß anfteigen kann, zuläffig ift, fo folgt von felbft, daß die Abhörung aud in 
Snjurien:Prozeffen, wenn nicht eine höhere Strafe zu erwarten tft, zuläffig fein 
muß, es mögen biefelben zu den Givil: oder Straffachen gerechnet'werben, ober zwiſchen 
beiden Mitten inneliegen. Es kann ihnen daher nur überlafien werben, diejenigen Um⸗ 
ftände, welche im vorliegenden Kalle die Glaubwürdigkeit der in Vorfchlag gebrachten 
jüdischen Zeugen ſchwaͤchen, zur Beurtheilung bed erfennenden Richters nachzuweiſen. 

Eben fo ift Ihr Verlangen, daß die Beugeneide in der Synagoge abgeleiftet werben 
follen, in den Gefegen nicht gegründet. Diefe Foͤrmlichkeit ift nah $. 317. zit. 10. 
Thl. I. der X. G. DO. bloß bei den Parteien: Eiden der Juden vorgefchrieben, hingegen 
nad $. 846, Nr. 1 a. a. O. bei Zeugeneiden nicht zur nothwendigen Bedingung 


gemacht. 
(Suftizminift, Akt. I. 1600. Gen, Z. No, 6, Fol, 106, 


2) Diefe Beftimmungen gehen gleichfalls von Juſtinian aus, — const. 25, Cod. 
2. qu. 7.— find aber in ben Religions⸗Anſichten der Juden begründet, wie 
died aud) das A. v. 30. Mai 1812 ausdrücklich bemerkt. (Jahrb. Bd. 1. &. 00. 
Graͤff Bd. 2. ©. 103,) | 


‚ Alpbabetifches Sachregifter. 
A. 


Abs goen — in den ehemals ſächſiſchen Landestheilen. 349. — ruſſiſch⸗polniſcher 

uden 

Adreſſen. 44. 

Attefte der juͤdiſchen Religiond» Befelfciaft 149. 

Aemter. 281. — ih den ehemals ſ chſiſchen Landestheilen. 345. 

Alademifhe Aemter. 281. 

Alte Provinzen. 202. — ausländifche Saben | in denfelben 423. 

Antauf geftoblenen &utes. 503. 

Armenwefen. 

Yufenthaltsneffattung für ausländifche Zuden. 483. 

Aufgebot. 464. 

Auffihtspehdrden in Pofen 310. 

Auftionstommiffarien 284. 

Ausländiihe Juden. 420. — insbefondere Aerzte. 443. — Dienſtboten. 435. — 
Handelsleute. 438. — Handwerker. 440. — deren Beſuch von Bädern. 444. — 
Einföligen derfelben. 425. — beren zeifiger Aufenthalt. 423. — Schullehrer. 

— Gtubdenten. 439. — 
B. 


Baden, Verhältniſſe der Juden daſelbſt. 21. 
Baden der Judenfrauen. 73. 
Badehaus. 128. 
Bann. 123. 
Bau⸗Inſpektoren. 183. 
Baiern, Verhältniffe der Juden daſelbſt. 21. 
Beamte der jüdifchen Religionsgeſellſchaft. 143. 
Bedingung, nidt zum Chriſtenthum ſberzutreten. 115. 
Beerdigung. 70. 72, . 
Begräbnißwefen. 130. 
Belgien, Berhältniffe ber Juden. 24. 
Benennung der Juden, Öffentliche. 43. 
Bergfche ehemalige Großherzogliche Lanbestbeile, 376. — Riederlaſſang daſelbſt. 399. 
Beſchneidung. 72. 
Beſitztitel. 153. 
Beau, 91. 
Beweis. 49 
Böhmiſch ehemaliges Territorium. 364. 
Den, Freis 388. 
rgereid. 90. 
—A 277. — in der Lauſitz. 351. — in den chemoligen ſachiſchen tandet: 
tbeilen, 344. — in dem ehemaligen königl. weitphäl. Zerritorium. 388. 
Bundesgefesgebung. 19. 
Burbad, Amt. 362. 


C. 


Chriſtenthum, Beförderung des Uebertritts der Juden zu demſelben. 108. 
Churheſſen, Jerhotriſe ve Juden dafelbft. 22. 
Civilſtands⸗Regiſter. 59 


% 
Danzig. 2 
Däutmart, Berpättife ber Juden 24. 
Darlehn. 4 
Deutf land, Geſchichte der Juden daſelbſt. 8. 


Dezem. 106. 

E. * 

She. 462.463. ar FR 
Eheliche Kinder. 481. | . 
Eheſcheidung. 469. 459. 

6 epafien. 480. | nn 

Eid. 496. — U FR ra 


506. Alphabetiſches Sachtegiſter ber Verhättniffe der Juden. 


Eidesleiſtungen. 122. 
Eintrittsgeld bei Aufnahme in die Gemeinde. 121. 
Elementarſchulen, Beiträge der Juden. 183. 
Erbrecht. 459. 486. 

Erbregulirungen. 457. 

Exekution gegen Zudens@emeinben. 81. 


+ 
Samiliennamen. 55. 274. — Veraͤnderung berfelben. 114. 
Samilienftiftungen. 195. 
Feiertage. 490. 
Zeldmeffer. 283. 
Frankreich, Verhältniffe der Juden. 24. BR 
Sranktfurtfche 8, Großherzogl. ehemaliges Zerritorium. 390. 
Sranzdfifche ehemalige Landestheile. 364. — Nieberlaffung dafelbit. 399. 
Sreie Städte, Verhältniffe der Juden. 24. 
Freizügigkeit. 391. 
Fremde Juden in Pofen. 309. 


Garantie der Verfaffung der Juden. 40. 

Gefangene, jüdifche. 96. 

Gelehrte, jüdifche. 151. 

Gemeinde, jübifche, Verhältniß zum Staate 75, 

Gemeindeämter. 282. — 

GSemeind e⸗Buͤrgerrecht. 45. 277. 

Gemeinde⸗Beduͤrfniſſe, deren Repartion 137. 

Gemeinde: Verwaltung in Poſen 305. 314. 

Serihtstermine am Sabbath, 95. | Ä 

Gerichtsſtand 493. — der jüdifchen Religionsgeſellſchaft. 87. 

Gewerbebetrieb in Pofen. 329. 

Geſchichte der Zuden. 1. — in-Danzig. 284. — in dem ehemals ‚großherzogl. Berg 
[hen Zerritorium, 376. — in dem ehemals Fönigl. weſtphäliſchen Zerritorium. 
377. — in dem Kulm und Midelauer Kreife und der Stadt Thorn mit Ge⸗ 
biete. 336. — in ben ehemals fächfifchen Landestheilen. 339. — in Neuvorpom⸗ 
mern. 354. — im Herzogthum Weftphalen. 358. — in den alten Provinzen. 203. 
— in Sclefien. 215. — in Preußen feit 1814. 37. — in ben ehemals frangöfs 
[hen Landestheilen. 364. — der privatrechtlichen Verhältniffe. 451. 

Gefindedienft in andern Landestheilen. 418. 

Gewerbeſteuer. 74. 

Gottesdienft, Freiheit in deſſen Ausübung, 91. — deſſen Feier. 122. — in dem 
en Königl, weftphäl. Territorium, 382. -— in ben ehemals fächfifchen Lans 

estheilen. 351. ' 

Grundeigenthum. 45. 278. — in den ehemals fächfifchen Landestbeilen. 344. — 
in Polen. 326. — in der Laufig. 351. 

Guͤtergemeinſchaft. 486. 

Gymnaſialſchüler, Schreiben am Sabbath. 96. 


Handel in den ehemaligen ſaͤchſiſchen Landestheilen. 348. — in der Laufig. 351. 

Handelsleute, auswärtige. 438, ‚ 

Handelsverkehr in andern Territorien. 408, 

Handlungsbücher. 275. 

Handwerksgeſellen, Reifen in anderen Lanhestheilen. 417. — auswärtige. 440. 441. 

Hanndverfhe ehemalige Zerritorien. 362, 

Haufirhandel in Pofen. 329. — in den ehemaligen fächftihen Landestheilen. 3486. 
— in den ehemaligen Königl. Saͤchſiſchen Landestheilen. 415. 

Henneberg, Graffchaft. 853. 

Helfen Darmftädtfche ehemalige Territorien. 358, 

Helfen Darmftadt, Verbhältniffe der Zuden. 22. 

Holland, Verhältniſſe ver Zuden. 24. 

Homagiaıeid. 98. 

Hoͤrter, Kreis. 388. 


Jabrmaͤrkte in den ehemaligen Königt. Gilden Tanherihelen, , 3ug.: 
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Snijurienfahen. 504. 

Inteſtat-Erbfolge. 458. 

EHHLH Sefangene 8 haft 

üdifche Religionsgefellfhaft bildet Feine juriftiiche Yerfon. 855 — 
gr! zum Staate. 84. — eine gebuldete. 83, — Deren Berhitenig yur — 
en. 104. 

Judengemeinden, keine Korporationen. 75. 

Judenregiſter. 63. 

Judenweſen im Großherzogthum Poſen. 305, 

Jugendunterricht in Poſen. 311. 324. 

Jurisdiction. 47. 

K. 

Kinder ausländiſcher Juden. 423. 

Kirchengeſellſchaft, deren Vermoͤgen. 153. 

Kirchenkollekten. 74. 

Kirchhofsweſen. 130. 

Kirchenverband. 121. 

Kloͤtze, Amt. 362. 

a en ber Rabbiner. ni 

onfiftorien in den ehemaligen franzoͤſiſchen Landestheilen. 369. — in de i⸗ 

gen Koͤnigl. Weſtphaͤliſchen Territorien. 382. den ehemali⸗ 

Korporationen, juͤdiſche in Poſen. 322. 

Korporations-Verpflichtungen in Poſen. 331, 

Koften der religidfen Verbindung. 128. 

Krankenhäuſer. 195, 

Kurköln. 359, 

Kulmer Kreis. 336, 


?. 


Landesverweifung. 503, 

Lanbhebammen. 74. 

Laufig, Verhältniffe der Juden. 351. 

Lehrer. 161. — beren Rechte. 180. 

Leibzoll, 213. — in den ehemaligen fächfifhen Landestheilen. 349, 
Literatur, die Juden betr. 1. 29—83, 205. 290, 339, 451, 


M. 


Magiſtratsmitglieder. 282. 
Mamre⸗Storchow. 488. 
Märkte am Sabbath. 94. 
Mark Brandenburg, Geſchichte. 203. 
Meklenburg Schwerin, Verhältniſſe ber Juden. 23, 
Medizinalperſonen, jüdiſche. 103. 

Michelauer Kreis. 336. 

Milde Stiftungen. 195. 

Militairdienft. 51, in Pofen. 306. 312. 

Militair, deffen Vereidigung. 100, 
Minden, Reg. Bezirk, 388, 
Muͤnzvergehen. 503. 


N. 


Naſſauſche, ehemalige Territorien. 361. 

Naturalifation der I, in Pofen. 386. 313. 324. 326. Ä 

Naturalifation, ausländifher 3. 420. — in den einzelnen Territorien. 395, 306, 
Neuerungen, in Religionsgebräuchen. 94. 
Neuvorpommern. 354. — Handelsverkehr. 410. 

Niederländifche, ehemal. Territorien. 364. 24. 

Nieder⸗Lauſitz. 351. 

Nordamerika, Verhältniffe ver 3. 24. 


, 
Dberaufficht des Staates auf bie jüd. Religionsgeſellſchaft. 88. — auf bie 
Gemeinden. 75. — auf das jüd. Sdulwefen, 158, ſeuſchaf f bie jüb, 


Defterreich, Berhältniffe ber J. 21, an, 
DR 
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P. 


Paderborn, Kreis. 388. 
Affe 43, 65. j 
atronat. 47. 279. 
Patrimonial-Gerichtsbarkeit. 279. 
Den neoh Wen Geſch 
ofen, Großherzogthum, Geſchichte der J. 290. — Schulweſen. 187. — auslä 
diſche J. daſelbſt. 425. — Ueberſiedelung. 401. 407. — Handelsverkehr * 
Fe in anden emtanten 30 408. — Haufirhanbel, 410. Perfonenflandss 
egifter . Repräfentanten 309. 317. Verbeira . ⸗ 
—— 317. 990. heirathung 306. Verwaltungs: Be 
en ‚ Geſchichte der 3. feit 1814. 37, 
reußen, Provinz, Abgaben ruffifch-poln. 3. 445, 
Privaterziehung. 170. 
Privatgottesdienft. 92, 
Privatrehtliche Verhältnifie 451. 
Proſelytenmacherei. 108. 


R. 


Rabbiner. 146. 
Reckeberg, Amt. 362. 
Re Hl en in 2 418. 

Religions: Gefellfhaft, jüdiihe, 83, — beven Beamte. 143. — deren Mitglie 
der. 152. — deren Vermögen. 152. — deren Verhältniß zur chriftlichen. 
Keligidfe Zucht. 128. haltniß zur chriſtlichen. 104 

KRittergutsbefig. 49. 

KRitualgefege. 452. 

Romiſches Reich, Geſchichte der 3. in bemfelben. 2. 
Kügen. 354, . 
Ruſſiſch-polniſche J., deren Abgaben. 444. 


©. 


Sabbath. 94.490. Sabbathſchnuͤre. 98. 

Sachfen: Coburg. Verhältnijfe der 3. 23, 

Sachſen⸗Hildburghauſen, Verhältniffe ber 3. 23. 

Sachſen, Königreih, Verhältniffe der 3. 22. 339, 411. 

Sachfen- Weimar, Verhältnifle der 3. 23. 364, 

Sanhedrin in Paris, 369, 

Scharfrich ter. 284. 

Scheidebrief. 472. 

Scheintodt. 70. 

Schlaͤchter, juͤdiſche. 161. 

Schleuſinger Kreis. 353, 

Schleſien. 215. 

Schiedömänner. 283. 

Schulämter. 281. 

une wei ‘ nin van ehem. kant Lanbesth. 375. 
ulmejen. 100. . 182. — in Pofen 311. i324, — ehem. We _ 
ehem. Franz. Lannesth. 375. l ’ i ſtphalen 388, 

—A 38 — 444. | 

wargburg Sondershaufener chem, Territ. 363. Ruboiftäbtfche 363. 

Schweden, Verhältnifie ver 3. 24. ” ſtaͤdtſche 863 

Sektirungen. 93. 

AT RN a 36 ’ 

" Staatsbürgerredht. 45. — in deu alten Provinzen. 273. — in den ehem. fä 
Landesth. 340. — Erwerbung burd) Gehalt h Abflammung. — ſãchſiſchen 

Staatsdienſt. 281. 50, 

Statiſtik der I. 25. 

Stände in den Synagogen. 156. 

Staͤndiſche Rechte. 48. 280. 

Steuern der Rabbiner. 151. 

Stiftungen. 195. 

. Stolgebühren, 105. 


Alphabetifches Sachregifter der Verhättniffe dee Juden. >09 


Strafen der Aufnahme auslänbifcher Dienfibotän. 46. Kegen verbotener Auf: 
a ade aus anderen Landestheilen. 419. — gegen auslandiſche vagi⸗ 
rende 2. 

Ftudenten ‚ auswaͤrtige. 439, - 

ynagogen. 91. — Gibesteiftun in berfelben 122. — i 1 
Stände in derfelben. 156. i ü hre Subhaſation 158. 
Synagogenbauten in Dofen. 323, 
Spynagogendiener. 15l. 


T. 
Talmud. 452. 
Teſtament. 456. 485. 
Thora. 336. 
Trauung. 464. — 
Uu. | Ä = 


ueberfiedelung aus einem Territorium in d. andere, 391. — aus hen neuen Pros 
vinzen in die alten. 398. 
Webertritt zum Chriftenthum. 470. 108. 

Uneheliche Kinder. 481. 


Uniform. 49, 

Unterrichtsverhältniffe in ben ehem. franzöf. Sandesty. 378, 
V. 

Bäterlide Gewalt, 481, 

Berbreden. 5 


Bereitdun g ber hulcheer, 175. — des jüb. Militairs. 100. — juͤd. Medizinalper⸗ 
onen. 103. 
Verfaſſung, garantirt. 40. — frühere, deren Aufhebung, 266. — in den ehem. 
Koͤnigl. weſtphäl. Territ. 886. ven, ſhebung. 36 heut 
Berheiratbung, in Poſen. 306. 

Berträge. 486. 457. 

" Bermaltungsbeamte, in Pofen. 309. 317. 320. 

Bolljährigkeit. 483. 

Bormundfchaft. 483. 

Bornamen., 43. 55. 56. 

Vorſteher, der j. Religions⸗Geſellſchaft. 143, 


W. 

Warburg, Kreis. 388. 
Warſchauſche, herogh. ehem. Landestheile, Riederlaſſung daſelbſt. 400. 
Wechſelzahlung. 490. 
Wechſelfähigkeit. 488. 
Weſtphalen, Herzogthum. 358. 
—A che, (Rönigt.) ehemalige Territorien. 377. — Nieberlaffung dafelbft. 809, 

e&lar. 390. 2 
Wiedenbrüd, Kreis, 362. 
Wittgenftein, Orafichaften. 360. 
Württemberg, Verhältniſſe der 3. 22. 


I 
Zeugen. 494. 
3eugniß. 504. 
Binfen. 486. 
Zuͤlter Gemeinde. 231. 


310 


Chronologiſches Negifter. 


Dei. 10. Dec 1725............ 


8.8. Gent. 1347 ...... ...... S. 220 
— 17. Okt. 1349 ........ ...... 220 
— 21. Febr 1350.............. 220 
Urkunde 5. Dee. 1447........... 219 
B. 26. Zuni 1457 .............. 221 
Patent. 1559.................. 222 
8.19. Juli 1571 ........... RAR. 2RA 
Pr. Ordnung 1. Mai 1573...... 360 
8.7. April 1582............... 222 
Suben-Drbnung 1. Sebr. 1594.... 359 
M. 1. Aug. 1602............ 34, 346 
HP. u. B. Ordn. 1. Mai 1616 . 362 
Inſ. 15. April 1628 ........... . 223 
Pr. 30. Zuni. 1628 ....... ...... 223 
Pr. 12. Juni 1667 ....... ...... 223 
Ausſchuß⸗Tag⸗Abſchied. 21. Dec.1680 346 
Wechſel⸗Ordn. 2. Oft. 1682...... 489 
R. 29. Nov. 1690 .............. 223 
B. 23. Behr. 1690 ............. 224 
R. Pat. 10. Zuli 1691 .......... 354 
Hauſir⸗Edikt. 17. Aug. 1692 ..... 207 
R. 30. Juni 1695.............. 223 
Pat. 12. Aug. 1695 .......... .. 354 
V. 16. Zuni 1696 .............. 348 
8. 13. Febr. 1699........... -207 
Priv. 17. Zuli 1699 .......00... 231 
Hol. Ordn. 22. uni 1661....344. 346 
ud. Ord. 28. Juni 1700..... 359. 488 
Patent. 18. Sept. 1700 .......-. 223 
8.26. Nov. 1700.............. 207 
P. R. d. 3.7. Dec. 1700 ....... 208 
Regl. 7. Dec, 1700 ............. 208 
V. 29. Juli 1702 .............. 208 
E. 28. Aug. 1703 .............. 208 
Pat. 29. Rov. 1708 ............ 223 
Hat. 10. Febr. 1710 ............ 354 
Befehl. 12. März 1710 ......... 355 
R. v. 17. Nov. 1710............ 223 
edtg. Abfch. 24. April 1711...... 851 
Refol. 19. Juni 1713 ........... 351 
Gen. Pr. 20. Mai 1714..... .... 247 
Regl. 20. Mai 1714 ............ 208 
Konfiem. 20. Mai 1714. $. 18.. 121 

Sp. 3. Ronfiem. Hrivil. v. 20. Mai 
ı 4 U er 208 

8.27. DE. 1714 .............. 
Ed. 14. Juli 1715 ............. 252 
Ed. 15. San. 1716............. 208 
Reſol. 18. April 1716... ........ 351 
edtg. Abfch. 18. April 1716 ..... 344 
— Abſch. 5. Mai 1718.......... 345 
Reſol. 5. Mai 1718............. 351 
E. 1. Okt. 1718 ............... 253 
Geleits⸗Rolle. 15. Nov. 1718 .... 350 
M. 10. Zuli 1719.............. 347 
Reſol. 19. Dec. 1720 ........... 355 
Publ. 8. Mai 1721............. 223 
RR, 16. März 1722 ............. 209 
€. 18. Aug. 1722 .............. 246 
— A. gebr. 1783 .............. 252 
Mand. 21. April 1724 .......... 489 
Kurt. 8. Febr. 1725... .... ..... 223 
17%) 


E. 24. Dec, 1725 ....... ©. 259. 209 


— 8. April 1726 ........... 209. 259 
8.17. Okt. 1726 .............. 234 
Pat. 21. DE.1726 ............. 224 
Gener. 6. Noo. 1727............ 350 
Hauſir⸗Ed. 2. Dee. 1727 ........ 209 
©. 3. 24. April 1728........... 209 
— 41. Zuni 1728............... 209 
Hat. 27. Zuni 1728 ............ 224 
— 9. Jan. 1730............... 489 
V. 22. San. 1730 ............. 

General: Zuden-Privil. 29. Seot. 

1730. ................... 209. 18 
Dat. 17. Nov. 1730 ............ 224 
Ed. 24. Dec. 1730 ............. 252 
Del 24. Dec. 1730............ 209 
8.21. Suni 1731.............. 224 
R. 4. April 1733.............. . 

Ed. 20. Mai 1736 ............. 252 
— 24. April 1737 ............. 253 
9.18. Zuli 1738 .............. 224 
En. 17. März 1739 ............ 253 
Deit. 15. Febr. 1743 ........... 263 
KR. D. 25. Mai 1743............ 238 
K. D. 4. Zan. 1744 ............ 504 
M;. Ed. 20. San. 1744 ......... 253 
Ed. 7. April 1744 .............. 258 
Del, 6. Mai 1744 ............. 225 
V. 29. Sept. 1744 ............. 234 
Dell. 7. Jan. 1745............. 269 
V. 2. Febr. 1745 .............. 261 
R. 14. April 1745.............. 350 
8.19. März1746 234 348.347.340.344.351 
Mand. 16. Aug. 1748........... 438 
Regl. 13. San. 1747............ 349 
Ed. 15. Ban. 1747 ....... ...211. 257 
8.15. Zuni 1747 .............. 225 
Ed. 4. Zuli 1747............... 258 
G. 16. Aug. 1747 .............. 351 
8. D. 27. DE. 1747 ........... 243 
HaufirEd. 17. Nov. 1747 ....... 255 
Ed. 25. Dec. 1747 ............. 252 
Snftr. 26. Dec. 1748. ........ 225. 237 
- Del, 23. San. 1749. ...... ..... 252 
Ed. 14. Febr. 1749 ....... ..... 258 
K. D. 23. Mai 1749............ 243 
8.27. Mai 1749 .......... .... 236 
Dekl. 12. März 1750 ........... 263 
B.9. April 1750............... 226 
G. 17. April 1750.............. 240 
G. Hr. 17. April 1750 ....... 209. 291 
G. J. R. 17. April. .1750 240. 422. 18 
Reſol. 18. Zuni 1750 ........... 444 
R. 20. Zuli 1750 ............. 350 
Cirk. V. 31. Oft. 1750 ......... 210 
V. 7. Dez. 1750 ............... 234 
V. 2. März 1751 .............. 
R. 22. Mai 1751 .............. 352 
J. Regl. 2. Dec. 1751 .......... 225 
R. 22. Juli 1752 .............. 352 
2. 28 Aug. 1752 .............. 210 
V. 1. Maͤrz. 1753. ............ 210 
CE. — Mo AIR DOGCOOCVDOGGOGMOCG 210 
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R. 22. Dee. 1753 .... 


1. 18. Jan. 1786 
©. 18. San. 1708. em 


1 Dell. 14. Juli 1786 
D. 4. Nov. 1786 
































ı$. 
8.7. Rov. 1786... 
ir (13. März 1787 491 
8. 28. April. 1787 233. 234 
8. 8. Ott. 1787 212 
8. 31. Dee. 1787 212 
. 12. Febr. 1788. 213 
8. 4. Juli 1788 213 
.Zuli 1788. 83 
5. Juli 1788 83 
8 4762. ® 17. Dec. 1788 234 
Det. 4. Zuli 1763 R. 18. Dee 1789 . 218 
Bett. 14. Ron. 17 Vefeht 23. Ian. 179 350 
8. 4. Dee. 1768 Dell. 28. Ian. 1790 » 365 


Wand. ‚30. April 1 
Befehl 26. Nov. 1786, 
R. 3. März 1787 


K.D.21 Mai 790 


R. Sanktion 13. Nov. 1791. 






















8. 21. Juni 1787. ! 

. R. 5. Juni 1792 .... . 213 

Gutacht. 25. Sept. 17: » 501 

Gutadt. 10. Nov. 1792 . EN 

equlatio 1. Sept. 1772 485 

S. 8. Dit. 1772... MG. Sri. 9. Aug. 1793 2214 

Dei. 7 — .33 ©. Priv. 30. Juni 1794 “485 

8 16. Kug. 1773 Inftr. 31. Of. 1794 a 

8.8. 16. Aug. 1778. .. Deit. 2. Sept. 1796. V 
®. 16. Aug. 1773. &. 17. April 1797. . 

8. 20. Aug. 1773 Bl ©.3.8. 17. April 1707. 422. 214. zu 


R. 14. Mai 1774 326. 3 
FL. 20. Zuli 1774 
©. 20. Zuli 1774. 
8. 20. Bebr. 1775 
8. 13. April 1775 
8. 24. April 1775 
®. 22. Dat 1775 

Cirk. 9. Dec. 1775. 
Deil. 9. Dec. 1775 

























D. 28. Jebr. 1776, Reichs ⸗ Dep. Schluß. 25. 
8. 23. Juli 1776 N. 10. Zuni 1803 . 124 
8.3. Oft. 1776... Eirt. 15. Dec. 1803 - 278 
B. 12. Nov. 1776. R. 3. März 1804 .... - 195 
XIribun. 21. März 1777 R. 18. Mai 1804... «456 
Dei. 13. Okt. 1777... 3.8. 6. Zuni 1804 . + 117 
det 27. OMt. 1777... K. O. 2. Iuni 804 . 116 
eti 10. Rov. 1777... R. 16. Juni 1804 . 118 
MR. 8. DM. 1778 . K.D. 7 Zuli 1804... . 452 
8. 26. Nov. 778. 284 8.D.18. aus: 1804 . 452 
8. 8. Dit. 1779 235 B. 11. Kebr. 180: . 859 
RR. 18. Zuli 1780 345 ®.8. Juni 1805 “88 
Pat. 28. Xug. 1780. 345 BB. 30. Juli 1805 . 359 
8. 2. Dec. 1780 212  Gutadt. 15. Aug. 1805. + 496 
Ed. 12. Dec. 1780 . 425 Gutadht. 5 Mirz 1806 453 








Zoleranzebitt. 13, Mai 1781 . 21 Kaif. Dei. 30. Mai 1806 368 
MR. 4. DE. 1781 5... 348 8. 9. Juni 1806 55 
BR. D. 11. Dit. 1782 484  Gutadt. 8. Juli 469 
&b. 20. Sept. 1783 211 Bd. Akte. 360 
at. 8. Dec. 1783 484 BV. 11. Sept. 1806 359 

D. 6. Mai 1784 225 ©.12. Sul 1807 302 
Drbonanz. * 3— 368 Konſtitution 22. 308 
B.9. Ari 1 387 Grt,28, Sept, 1807 ug 
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. ©. Berf. 26. San. 1813. 


@b. 9. OB. 180722242... 
23 23. gebt. 1813 - 


Konftitution 15 Nov. 
Detr. 27. Ian. 1808, 









































Di. 17. Mai 1808 . 151 
8. Dee. 20. Suti 1808 5L 31. Aug. 1813. 3 
SB. 1. Di 1 "387. Sodnfe de Dec EB Son -LLL. ZU 
9.10. Ro» 1808 3324t, 20. Dec. 1813 . 2388 
Dett. 19. Ron, 1808 46. 28. Dec. 1813... + 2.360 
Date. 10, Ron 2008 - 33rinensrrattat 14. San. 1814... 354 
Da. 18. Ron. 1000 -- 326..24. März 114 . 286 
9. D-1B. Sie; 1006 21522. Kor 1814 dB. 485 
22 abi. 24. März 1814 . a 

298. 277.300 „Qu, März IBI4 +0 u 

2 


— 3. Jan. 1810 
— 9. Febr. 1810 . 
Dei. jebr. 1811 
Konft. e 16. Aug. 181 
8. 27. Oft. 1810 . 

Reg. Pat. 23. Rov 
8.5. Ian. 1811 
8. 7. Febr. 1811 
Mand. 1. Aug. 1811 . 
B.28. Debr, 1811. 
Pat. 28. Der. 1811 . 
— 17. Ian. 1812 






Frag 29. Mai 1815 . 
Io. Mai 1815 .. 
rag 1. Zuni 1818 














G. 29. Ian. 1812 Diat 4, Zuni 1815 
8. 30. San. 1812 —, Zuni 1815 
8. D. 6. Bebr. 1812 Boesatte 8. Iut 


Btag 10. Juni 1815 
Pa2i. Zuni 1815 . 
g 15. Zuti 1815 
 . Sept. 1815 . 
289 Benny 22. Gept. 18) 
497 6.110. Dtt. 1815 
78.289 R.& Ian. 1816 
267 — Mai 1816 .. 
Tralt 15. Zuni 1 
Vertig 19. Juni 1816 
8. 3 Zuni 1816 .. 
— A Xug. 1816 
— 21 Sept. 1816 
n 485 Pat. Ro. 1816 
Aufte. 25. Juni 1812 .. 58. 59.267.424 — 15Ro. 1816 .. 
Schiebsrihterlihe Entf. 26. Juni R 16.Rov. 1816 ..- 
1812 23 130 Vertra 7. Ott. 1816 
— 30. Juni 1812 — 3. san. 1817 .- 
Auszug a. d. ®. 11. Juli 1812 Publ. 4. an. 1817 .... 
RR. 26. Juli 1812 ... 286 RD. 6. San, 1817 
Inftr. 8. Aug. 1812 
®. 19. Sept. 1812 









®. 6. Zeir. 1812 . 
8.22. Schr. 1812 


Gutadit. 5. Mai 1812 . 
@. 11. Mai 1812 





— 13, DE, 1812 495 R. 11. Sbr. 1817 . 
®. 30. Oft. 1812. 339. 421 Yull. 14. März 1817 a 
R. 5. San. 1813 . 485. 484.157 RR. & Xpril 1817_.. 9 
— 15. Ian, 1813 . Senn 457 — 16. Mai 1817 . . ms 
Berf.d.R,zupotsbdm2d,Ian.ie1d idi. FD, 19, Mai 1817 “ 
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R. 20. Mai 1817 ........ .... S. 327  R. 18. April 1821 ............ S. 61 
— 23, Mai 1817 ........ ... 38,398 — 24. April 1821 ..... 121. 146. 181 
— 27. Mai 1817 ............. 153 — 6. Mai 1821 ............... 424 
€, R. 2. Zuni 4817 .......... . 74 — 7. Mai 1821 ............. 348 
Ag. P. Ed, 22. Juni 1817 ..... 65 C. R. 20. Juni 1621 ..... ..... 66 
Allg. P. Ed. 5. Juli 1817....... 38 R. 2. Juli 1821 ............. 08. 283 
R. 15. Juli 1817 .............. 420 — 6. Juli 1821 ........ ....... 401 
— 25. Juli 1817 ............. 327 — 24. Juli 1821 .............. 409 
— 12, Aug. 1817 ............. 53 Publ. 28. Juli 1821 ........... 432 
— 5. Sept. 1817 ............. 38 NR. 31. Zuli 1821 ........... ... 410 
G. J. 23. Okt. 1817 ......... 166. 88 — 26. Sept, 1821 ........... 84. 91 
— 30. Okt. 1817 ............. 329 — 27. Sept. 1821 ............ 167 
Gutachten 16. Nov. 1817 ...... . 180 — 4, DE. 1821 ...... ....... 61 
R. 21. Rov. 1817 ............. I — 3. Nov. 1821 ......... ...... 62 
Publ. 1. Dec. 1817 ............ 400 — 30. Nov. 1821 ............ 68 
R.2. Dec. 1817 ............... 13 — 8. Jan. 1822 .............. 62 
— 5. Dec. 1817 .............. 4 — 10. Jan. 1822 ......... .... 6 
Erk. 24. San. 1818 ............ N — 415. Ian. 1822 ............. 
RD. 8. Febr. 1818 ........ ... B. d. G. z. B. d. Sheiftentgums 
R. 13. Febr. 1818............ 359. Febr. 1822 ........ werene 
— 15. Febr. 1818 ............. HM K. O. 26. Febr. 1822 ..... oe. 4113 
K. D. 18. Bebr. 1818 ........ 89.33 — 1. März 1822 .............. 85 
— 3. März 1818 ............ 39. 33 R.11. Mi 1822 ............ 122 
R. 14. Maͤrz 1818 ............. Bi 8.09.16. Yorlı 182% .......... 55° 
— 27. März 1818 ....... ... 72.51 R. 15. April 1822 ....... ... 114. 68 
Publ. 27. April 1818 ...... ..... 71 K. D. 13. Mai 1822 ....... .... 4114 
— 28. April 1818 ............. 2 R. 17. Mai 1822 .............. 421 
— 9, Mai 1818 .......... ..... — 24. Mai 1822 ....... 358. 55. 114 
B. 25. Mai 1818 .....-..... Publ. 7. Zuni 1822 ......... ... 
NR. 7. Zui 1818 ........ 30, 973.89 0 N. 18. Zuni 1882 .......... ... 275 
— 10, Juli 1818 ...... ........ — 20. Juni 1822 ....... ... 438. 408 
— 17. Juli 1818 ............ . 100 — 13. Zuli 1822 ............ 9 
— 31, Juli 1818 .............. 1464 K. O. 18. Aug. 1822 ........... 81 
— 1. Sept. 1818 oo 1 1 on... ... :437 — 28. Aug. 1822 ..—o0o0 0, 00.0.2120 484 
— 9.0.1818 ............... 375 Reg. 27. Sept. 1822 ........... 165 
— 1. Dec. 1818 .............. 72 Me 18. Ott. 1822 ............ 358 
— 8. Jan. 1819 ............ 641. 442 — 5. Nov. 1822 .............. 91 
Publ. 18. Jan. 1819 .......... . 432 ubl. 15. Nov. 1822 ........... 448 
— 19, Bebr. 1819 ........... .39 kanntmachung 4. Dee. 1828 . 281 
B. 11. März 1819 ............ 66 R. 30. Dec. 1822 ............. 278 
— 16. Juni 1810 ............ 15 — 11 Jan. 1828 ............. 159 
DM, 18. Juni 1819 ............ 489 Publ. 11. San. 1823 ........ 164. 160 
8.20. Juni 1819 ........... 71 MR. 14. Gebr, 1823 ........ ..... 147 
_— 12. Juli 1819 oo 160 0000+ . 461 bl, 28. Febr. 1823 oo 17100... 432 
R. 17. Aug. 1819 ........... . 83 .3. März 1823 ............. 445 
— 22. Aug. 1819 “a 0 ⏑0— . 503 — 7. März 1823 so... 84. 80. 8. 314 
8.20. Oktt. 1819 ............. 4594 — 14. März 1823 ............. 147 
K. D. 30. Okt. 1819 .......n. b . 102 C. R. 24. Maͤrz 1823 eo. . 0.0900. 428 
DR. 1. Dec. 1810 ............. 60 102 R. 1. April 1823 ............. . 62 
— 31. Jan. 1820 ............ 283 — 11. April 1823 ... urn... 488 
— 2. Bebr. 180 .......... 67  Portofreibeit 11. April 1823 ..... 113 
— 18, März 180 ......... u. 480 ubl. 15. April 1823 ........... 62 
ER. 22. März 1820 ....... o. 74 +3. Mai 1823 .............. 95 
bl. 6. April 1820 ........ 1. 4163 .8.5. Zuni 1823 .............. 48 
utacht 22. — 1820 ...-- ‚oo 8501 — 20. Juni 1883 ............. 23 
8.8. Sept. 1820 .............. 329 R. 24. Zuni 1823 ......... 84. 77. 89 
— 19. ‚Sept. 100 ...... 39,393. 394 G. 1. Juli 1823 ............. 48. 373 
— 3. Nov, 1820 .... 80-89, 158.183 R. 24. Juli 1823 .............. 148 
— 11. Rev. 11:2 BR 443 Schreiben 27. Zuli 1828 ... ..... 337 
— 24. Nov. 1820 ............. 284 6G. Verf. 9. Aug. 1823 ......... 435 
— 15, Der. 1820 .o,o oo... ..... 453 R. O. 11. Sept. 1823 00000 00°. 444 
— 20. Jan, 1821 ............. 67 R. 22. Sept. 1823 ............ 162 
— 28. Son, 1821 ............. 64 — 10.Rov. 1823 84 121—148. 147.465 
— 5. März 1821 ............. 67 Publik. 12. Nov. 1823 ......... 167 


— 11.% 1821 .s.—....n....,. 803 C. R. 16. Non, 4883 s.anyyynren 
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504 Die privatrechtlichen Verhaͤltniſſe bee Juden. 


noch gegen Auslaͤnder ſtattfindet, in Bezug auf Inländer ſchon 
durch die K. O. v. 4. Jan. 1744 (0. CC, M. cont. II, Nr. 1. p. 169.) abge⸗ 
ſchafft wurde und in den allegirten $$. 1243—1246 des Crim. Rechts, 
wie auch daß vorſtehende R. v. 22. Aug. 1819 ganz richtig annimmt, dad 
damalige Schugverhältniß der Juden, welches durch das Staatsbürgerrecht 
derfelben befeitiget worden, wefentlic, vorausgeſetzt ifl. 

4. Auf den muthwilligen Banquerut ſteht nach $. 1462 a. a. D. gleiche 
falls der Verluſt des Schußes für den Deliquenten und feine Familie. 


Zweiter Abſchnitt. 


Criminal⸗Verfahren. 


Hier beſchraͤnken ſich die Abweichungen vom gemeinrechtlichen Verfahren 
quf die Beſchraͤnkung der Gültigkeit des juͤdiſchen Zeugniſſes und dieſe 
dauert auch nach dem Ep. v. 11. März 1812 8. 22 und der V. v. 1. Juni 
1833 $. 20 noch fort, welche legtere beftimmen, daß es bei ber Feſtſetzung 
der Crim. D. $. 335. Ne; 7 und 357. Nr. 8, daß keine Juden in den 
benannten Griminalfällen zur Ablegung eines eidlichen Zeugniſſes gezwun⸗ 

en werden können, fo wie bei den bafelbft beſtimmten Wirkungen eined 
eiwillig geleifteten Zeugeneided verbleibe. Es beflimmt nun 

1. die Crim. Drd. a. a. O. Übereinflimmend mit des ©. O. I. 10. 

„In Griminalfällen, wo es auf harte Leibes⸗ oder Lebensſtrafe ankommt, 
fol kein Jude, männlichen ober weiblichen Gefchlechts, zur Ablegung eined 
eidlichen Zeugniffed gezwungen werden. 

Auch freiwillige Audfagen jüdifcher Zeugen können in dergleichen Fällen 
niemald einen vollen Beweis auömachen. 

Bei geringen Verbrechen, die nach den Geſetzen nur. mit Geld» oder 
mit einer allenfalls in Geldbuße zu verwandelnden Gefängniß- Strafe 
geahndet, werden, ift daS eidliche Zeugniß eined Juden zuläffig und glaube 
würdig. 

2. R. v. 1. Mai 1835. Jüdiſche Zeugen find auch in Injurien⸗ 
ſachen zuzulaffen und deren Beugeneide an gewöhnlicher Gerichtöftelle abzus 
nehmen. 

Wenn Sie felbft nicht verkennen, daß die Vernehmung ber jübifchen Zeugen nad) 
—53 bes Anh. zur A. ©. DO, in Civilprozeſſen und nad $. 357. Nr, 8 der Crim. O. 

Griminalunterfuhungen, dafern die Strafe nicht Über 50 Rthlr. oder 6 woͤchentliches 
Gefängniß anfteigen kann, zuläffig ift, fo folgt von felbft, daß die Abhoͤrung aud in 
Snjurien-Prozeffen, wenn nicht eine höhere Strafe zu erwarten iſt, zuläffig fein 
muß, e8 mögen biefelben zu den Givil: oder Straffachen gerechnet werden, oder zwiſchen 
beiden Mitten inneliegen. Es kann ihnen daher nur überlafien werben, diejenigen Ums 
ftände, welche im vorliegenden Falle die Glaubwürdigkeit der in Vorfchlag gebrachten 
jüdifhen Zeugen ſchwaͤchen, zur Beurtheilung des erfennenden Richters nachzuweiſen. 

Eben fo ift Ihr Verlangen, daß die Zeugeneide in der Synagoge abgeleiftet werben 
follen, in den Gefegen nicht gegründet. Diefe Foͤrmlichkeit ift nach $. 317. Tit. 10. 
Thl. I. der X. G. O. bloß bei den Parteien: Eiden der Juden vorgefchrieben, hingegen 
nad $. 346. Nr. 1 a. a. O. bei Beugeneiden nicht zur nothwendigen Bedingung 


gemacht. 
Guſtizminiſt. Akt. I. 1600. Gen. Z. No, 6. Fol, 106, 


2) Diefe Beflimmungen gehen gleichfalls von Juſtinian aus, — const. 25, Cad, 

2. qu. 7. — find aber in den Religions⸗Anſichten der Juden begründet, wie 
bied auch das R. v. 30. Mai 1812 ausbrädlich bemerkt. (Jahrb. Bd. 1. ©. 00. 
Graͤff Bd. 2, ©. 103.) 


ns 


Alphabetiſches Sachregifter. 
A. 


Abanden. na in den ehemals fächfiichen Sandestheilen. 349. — uf tich-polnifcher 
uden. 


Adreffen. 44. 

Attefte der jüdischen Religions⸗Geſellſchaft. 143. 

Aemter. 281. — in den ehemals fäcfifchen Landestheilen. 345. 

Akademiſche Aemter. 281. 

Alte Provinzen. 202. — ausländiſche Saben | in denfelben 423. 

Antauf geftoblenen Gutes. 503. 

Armenwefen. 

Aufentbaltsne Zitung für auslaͤndiſche Juden. 423. 

Aufgebot. 464 

Auffihtöbehördeni in Pofen 310. 

Aufltionstommiffarien 284. 

Ausländifche Juden. 420. — insbefondere Xerzte. 443. — Dienftboten. 435. — 
andelsleute. 438. — Handwerker. 440. — deren Beſuch von Bädern. 444. — 
einfäligen derfelben. 425. — deren zeitiger Aufenthalt. 423. — Schullehrer. 

— Studenten, 439. — 


% 
Baden, Berhältniffe der Juden bafelbft. 21. 
Baden der Zudenfrauen. 73. 
Badehaus. 128. 
Bann. 123. 
Bau⸗Inſpektoren. 183. 
Baiern, Verbältniffe der Juden daſelbſt. er 
Beamte der juͤdiſchen Religionsgefellfchaft. 1 
Bedingung, nicht zum Ehriſtenthum Üben 118. 
Beerdigung. 70. 72. 
Begräbnißweſen. 130. 
Belgien, Verhältniſſe ber Juden. 24. 
Benennung der Juden, öffentliche. 43. 
Bergſche ehemalige Großherzogliche Lanbestheile, 376. — Riederlaſſung daſelbſt. 399. 
Beſchneidung. 72. 
Beſitztitel. 153. 
Bethaͤuſer. 91. 
Beweis. 494. 
Böhmifches ehemaliges Territorium. 364. 
Daten, rt 388. 
rgereid. 99. ' 
Büre errecht. 277. — in der Laufig. 351. — in ben ehemaligen ſachſiſchen kander. 
tbeilen. 344. — in dem ehemaligen königl. weſtphaͤl. Zerritorium. 388. 
Bundesasfesgebung. 19. 
Burbad, Amt. 362. 


C. 


Chriſtenthum, Beförderung des Uebertritts der Juden zu demfelben. 108. 
Ghurheffen, Derhättnifle ber Juden dafelbft. 22. 
Civilſtands⸗Regiſter. 59 


+ 
Danzig. 2 
Di nemart 9 Berhättniffe der Juden 24. 
arlehn 
Deutfhland, Geſchichte der Juden dafelbft. 8. 
Dezem. 106. 
€, 


e. 462.463, 

— Kinder. 481. 
Eheſcheidung. 469. 459. 
IA 486. 
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R. 13. Nov. 1837 ........... . ©, 322 
B. d. Kammergerichte 29. Det. 1837 97 
Cirk. 16. Jan. 1838 ............ 189 
— 19, Gebr. Ka ...... ...... 468 
R. 24. März 1838 .......... 183, 186 
|— 29. Marz 1838 or 000000000. 

— 6. April 1838 ............... 92 
GR. 30. April 1838 ..........- 335 
Cirk. 29. Zuni 1838 ............ 4178 
— 29, Zuni 1838 .............. 1859 
G. 30. Zuni 1838.............. 2A 
R. 11. Zuli 1838 .............. 194 
— 18. Sept. 1838. .........- 90. 874 
V. 21. Sept. 1838 ............. A 
8. O. 14. Dt. 1838............ di 
RR. 8. Rov. 1838 ............... 150 
— 2A. Nov. 1838 a 2—060 194 
E. R. 28. Dec. 1838...... ...... 442 
K. O. 5. Jan. 1839 ............ 889 
R. 9. April 1839............... 897 
K. D. 25. Aprı 1839 ........... B14 
R. 4. Zuni 1839 ...... ......... 398 
— 9, Zuni 1830 ............... 404 
Reſol. 31. Juli 1839 ........... 922 
ur. 28. Sept. 1839 ............ -106 
C. R. 10. Dtt. 1839 ......... 428. 66 
— 24. Rov. 1839 .............. 171 
NR. 30. Nov. 1839 .............. 279 
Snftr. 31. Dec. 1839............ 171 
V. 2. San. 1840 ............ 96. 895 
R. 5. San. 1840 .............. 896 
Beſcheid 5. Jan, 1840........ +. 3683 
— 8. San, 1840 —o rose nn © 825 
Bericht 1. Febr. 1840... ... -- 874. 875 
R. 17. Febr. 1840. 121.147. 330.468. 467, 
— 27. Febr. 1640 ...... 180. 143. 106 
— 4. Marz 1840 .....- ·..... 

— 9. Moͤrz 1840 ............ 40. 305 
— 18, Marz 1840 ............. 171 
8. D. 14. April 1840 ........... 156 
R. 26. April 1840... 0020000000. 395 
— 27. April 1840 .............. 156 
Judikat 28. April 1840.........« 869 
R. 12. Mai 1840 ............ 93. 336 
— 18. Mai :840, 182. 183. 361.375, 186 
V. 26. Mai 1840... ...... 423. 398 
R. 3. Zuni 1840 ....... 135. 143.-4085 
Beſcheid 3. Juni 1840........... 19 
R. 12. Zuni 1840 .............. 181 
— 18. Zuni 1840 .............. 332 
8.8. 18. Zuli 1840.....ur2 00... 103 
R. 29. Zuli 1840 ....... -.. 401. 395 


— 19. Aug. 1840. 54. 375. 1 408 
Beſcheid 8. Sept. 1840 .......... 79 
NR. 12, Oft, 1840....... 837. 400. 805 
K. O. 26. Okt. 1840............ 188 


Maſchinendrue und Papier von He inrich Richter. 


Cirk. 8. Nov. 1840 ............ & 80 
R. 31. Dec. 1840 ...... sun. 458 
— 2. Jan. 1841 ......... 282 
— 10. San, 1841 ........... 418 
-a 3. br. 1841. „000000000 .80 404 
rt, 8. 3. Febr. 1841.......... 330 
N. 11. Febr. 1841...... sonne.» 824 
K. D. 16. Febr. 1841........... 817 
— 9. März 1841.............. 87 
N. 18. März 1841 ... . 658 
P. 22. März 1841 ....... 60 
6. 8.23. März 1841 ...... soo. 87 
— 14. Mat 1841. ....... zuuenee 9 
R. 27. Mai 184 ..... ......... A 
— 25. Suni 1841 ....... ...... 404 
— 14. Juli 1841....... ........ 70 
RD. 2. Aug. 1841 ......... ... 409 
— 10. Aug. 1841 .............. 483 
B. 21. Aug. 1841.............. 825 
R. 8. Okt. 1841 ..............®. 57 
Landg. Ordnung 31. Okt. 1841. .. 860 
R.15. Nov. 184 ...... ....... . 834 
R. B. "Dee. 1841 .......0 ....... 103 
8.10. Dec. 1841 .......... ... 74 
Sri. 2I. Dei. 184 ............ 823 
©. B. 30. Dec. 1841 .„.o.o.o ...... 181 
R. 30. Dec. 1841.............. 48 
— 14. Kan. 1842 ...o.. ....o . 143 
B. 14. San. 1842........... .. 82 
R. 15. Kebr. 1842 ...... ....... 838 
K. D. 19. Febr. 1842 ........... 448 
E. 8. 25. Sebr. 1842.......0... 408 
8. 25. Bebr. 1842 .......... 851. 330 
C. R. 9. Maͤrz 1842............ 43 
Er. 11. März 1842 ..... ....... 436 
8. D. 14. März 1842... 0.2000. 8 
R. 17. März 1842 ............. 829 
— 24. Mirz 1842 ...... 130. 334. 135 
— 8. Ypril 1842............... 440 
— 17. April 1842 er o.o.0 o..... . 405 
— 19. Mai 1842 .............. 406 
8. 23. Mai 1842 ........ ...... 360 
R. 24. Mai 1842 .............. 406 
— 17. Mai 1842 ........... . 143 
——— 11. Juni 1742.. 108 
RR 23. Juni 1842 ........... ... 415 
— 25, Juni 16% ............ 421. 00 
-28. Juni 1842 .............. 181 
— 12. Aug. 1842 ......... ..... 686 
— 5. Sept. 1842 ............. . 419 
— 30. GSept. 1842.... ...o. a... .. 395 
— 7. Nov. 1842. .............. Pr} | 
— 27. Dee. 1842... .... soronnc, KB 
— 80. Dee. 184% ..osonooo nn 000. 825 
— 48. Ian. 1843 ..... ..... .... BA 
— 20. Yan. 1843 ..... “0000900 ss 
— 13. Febr. 1843 ..... .......0.0 5 


des Archivs des Minifteriums des Innern und der Polizei, herausgegeben 
von Ludwig von Rönne, Ober-Landesgerichts-Mathe, und Heinrich 
Sinen, Ober-Landesgerichts:Affeffor. 2Bde. Gr.8. Geh, 110 eng: 
gedruckte Bogen, nebſt chronologiſchen und alphabetifhen Sachregiſtern. 
5 Rıhir. 20 Sgr. 


In dieſem Werke find zunaͤchſt alle diejeninen Sefege und Vorſchriften der Gentral: 
nd Provinzial: Bchörden vollitäindia mirgetbeilt, welche in dir Beſetz⸗ Sammlung oder 
ndenvon Kamp tz'ſchen Annalen abgedruckt find, wodurch denn gleichzeitig eine ſyſte⸗ 
aatiſch geordnete Sammlung der darin enthaltenen Geſetze und Referipte gewennen 
ourde. Es find aber auch alle dicteniaen Geſetze gegeben, welche vor dem Beginn der 
zeſetz⸗ Sammlung erlaffen, ned gegenwaͤrtg gültig find; nicht minder dicjininen wich- 
igen gefeglichen Beitimmungen neuerer Zeit, welche nicht durch Die Geſetz⸗ Zammlung 
der die Annalen veröffentlicht werden, und den Herren Herausgebern durch die Haben 
Rinifterien zu Gebote gejtellt waren. Dagegen find alle antiquirten Beftimmungen 
icht abgedruckt, ſondern nur in Noten oder in den GEinleitungen erwähnt, mit Angabe 
er Gründe, aus welchen fie für befeitigt zu erachten wären, weran ſich meiſt die Din 
eutung auf das Abweiſende des neucren Geſetzes Tnüpfte. Das cigentliche Polizeiweſen 
t in den vorliegenden zwei Bänden vollendet, das Medicinalweſen wird in dem dritten, 
as Baus und Wegewelen in dem vierten Bande abgehandelt, welche beide letzteren 
Zände zu gleicher Zeit ſelbſtſtändige Werke bilden. 


Die Agrar-Geſetze des Preußiſchen Staats, 


nebſt Ergänzungen und Erläuterungen. 
Zuſammengeſtellt von &. Koch, Königlichem Geheimen Regierungsrathe. 


ritte, gaͤnzlich umgearbeitete und mit den neueſten Verordnungen vermehrte 
Auflage. 


Gr. 8. Sch. 2 Rthlr. 10 Sur. 


Dies Wert enthält die vollftändige, bis auf die neueſte Zeit durch ergänzende Er: 
uterungen Serichtigte Zufammenftellung der Gefege, welche die AgricultursBerbältniffe 
treffen. Alle bereits früher über biefen wichtigen Theil der Preu$. Geſetzgebung weichen 
eils in ihrer Bearbeitung von dem ‘Plane des vorliegenden ab, theils und hauptſaͤchlich 
er find feit ihrem Erſcheinen cine Reihe von Zahren verftrichen, in denen eine große 
ihl wichtiger Verordnungen ergangen, welche bier genau und vellftändig benupt find. 
ie Folgeordnung der Verordnungen iſt dergeſtatt gewahlt, daS zuerjt dieseninen 
fammengeitellt werden, welche die materiellen Beftimmungen über die Reaulirung der 
tsherrlich Läuerlichen Berhäteniffe, über die Abloͤſung und (Seminheits = Auscinander: 
sung enthalten, fodann aber die Verordnungen folaen, welde das formelle Verfahren 
zutiren, und ſchließlich das Kojten-Regulati. nebit der dazu gehörigen Inftruction ges 
den iſt. Sach⸗ und chronologiſche Regiiter erleichtern den Gebrauch. Diefe Auflage 
nech durch einen Anhang vermehrt, weldyer die beiden wichtiaften Gelege über die den 
rundbeſitz betreffenden Rechteverhältniffe und über die Neaiberechtigungen vom 
„April 1825 und die Ordnung wegen Ablöfung der Reaikoften in denjenigen Landes⸗ 
dien, were vormals zum Koͤnigr. Weftphalen, zum Großherzegthum Berg ober zu 
ı franzäfitien Departements gehört haben, vom 13. Zuli 1829, enthält, um diefer 
ſan menſtrirung auch in ben weftlichen Provinzen des Preuß. Staats eine noch größere 
rauchbarkcit zu verfchaffen. 

Durd die Amtsblätter der Königl. Hochlöbl. Regierungen zu Breslau, Licgnig und 
pein iſt dies Werk wegen feiner Zweckmäßigkeit und Vollftändigkeit, worin es alle 
ber erſchienenen Sammlungen übertrifft, nicht allein den Specials und Juſtiz⸗Com⸗ 


nr zum Ankauf empfohlen, fondern auch die Aufmerkfamteit aller Gefchäftsleute 
rauf zilentt. 
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